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Vorwort  des  Herausgebers. 

Der  drittle  Band  der  Vorlesungen  Konrad  Maurers  ist,  wie  man 
sieht;  privatrechtlichen  Inhalts,  und  der  Stoff,  wie  auch  im  zweiten 
Band  der  Fall  war,  von  „altnordischem"  d.  h.  gemeinsamem  nor- 
w^;isch-idändischem  Gesichtspunkte  behandelt 

L  VerwandtschaftB-  und  Erbrecht. 

Schon  im  Winter  iSf  S-  69  hat  Maurer  Uber  ,, altnordisches  IVi- 
vatrecht"  cjelesen  und  darunter  auch  „die  tirganisalio!!  des  Geschlechts- 
verbantics"  und  „dixs  Erbrecht"  vorgetragen.  Spater  ist  er  wiederholt 
zu  diesen  interessanten  und  schwierigen  Gegenstanden  seiner  Unter- 
suchungen zurückgekehrt,  das  letzte  Mal  um  die  Mitte  der  achtziger 
Jaiire.  aus  welcher  Zeit  er  eine  be.suadere,  leider  aber  undatierte 
Darstellung  der  ,, Verwandtschaft  nach  altnordischem  Rechte"  hinter- 
lassen hat.  die  er  dann  inutniaülich  im  Sommer  18S6,  da  er  aufs 
neue  über  „ausgewählte  Materien  dc^  altnurdi-clicn  Trivatrechte^"  las, 
seinen  Zuhörern  vorlegte.  Die  ursprüngliciie  Absicht,  jenes  umlang- 
reiche  Forschungsgebiet  nach  allen  Richtungen  hin  klar  zu  legen 
(vgl  seine  Vorbemerkungen  S.  5—7),  hat  er  zwar  nicht  erreicht;  es 
liegt  aber  doch,  wie  die  erste  Abteilung  des  gegenwartigen  Bandes 
zeigen  wird,  von  sdner  Hand  eine  so  wert\'oIle  und  einheitliche 
Erörterung  der  äußeren  Struktur  der  Verwandtschaft  sowie  auch  der 
erbrechtlichen  Verhältnisse  vor,  daß  deren  Veröffentlichung  sich  von 
selbst  ergab.  Einer  ausdrücklichen  Anweisung  des  Verfassers  zufolge 
ist  sdn  fiir  die  Ausgabe  verwertetes  Manuskript  durch  den  aus  dem 
Vorlesungsheft  vom  Winter  1868 — 69  entnommenen  Schiußpara- 
graphen  über  den  „Anfall  der  Erbschaft"  (S.  319—35  )  ergänzt  worden. 
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Vorwort  d»  Herausgebers. 


IL  Pfandrecht. 

Auch  diesen  Gegenstaad  hat  Maurer  mehrmals  in  Verbindung 
mit  anderen  Materien  des  altnordischen  F^ivitrechfees  vorgetragen, 
so  namentlich  in  den  Sommersemestem  1872  und  i88t,  dann  wieder 
im  Winter  1887^88.  Diese  letzte  Vorlesungsreihe  tritt  im  nachge- 
lassenen Manuskript  als  eine  zu  Ende  geführte  Bearbeitung  der 
nächstvorhergehenden  aus  dem  Jahre  1881  hervor  und  ist  hier  voll- 
ständig und  ohne  Zufügungcn  gedruckt 

Die  ungefähr  gleichzeitigen  „Beiträge"  des  Verfassers  ,^ur  Lehre 
vom  tak",  die  1888  in  norwegischer  Sprache  in  „Tidsskrift  for  Rets- 
videnskab"  (I)  erschienen,  beschäftigen  sich  nur  mit  ein  paar  Einzel- 
fr^n  der  Materie  und  zwar  hauptsächlich  mit  dem  sogenannten 
„heimildartak«'  (vgL  unten  S.  546—55). 

Kristiania,  Mai  1908. 

Ebbe  Hertsberg. 
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Verwandtschafts-  und  Erbrecht 
nach  altnordischem  Rechte. 


M»«r«rt  Venr«iiduchmib-  uad  Brbredit  oadi  «hnordtichen  Rechte: 


t 


$  I.    Vorbemerkung.  ^) 


Wie  überhaupt  io  den  altgermanischen  Rechten,  so  behauptet 
die  Verwandtschaft  auch  speztdl  in  den  altnordischen  eine  sehr  er* 
hebliche  Bedeutung.  In  dner  vorgcschicfatJichen  SSeit  wurzelnd,  nimmt 
ihre  Bedeutung  mit  der  allmählich  steigenden  Macht  des  Staates 
Schritt  vor  Schritt  ab;  sie  ist  aber  nicht  nur  am  Anfange  der  ge- 
schichtiltch  verfolgbaren  Zeiten  noch  immer  eine  gewaltig  eingreifende, 
sondern  macht  sich  auch  noch  am  Schlüsse  der  hier  ins  Auge  zu 
fassenden  Periode  auf  den  verschiedensten  Reditsgebieten  sehr  ent- 
schieden gdtendi  so  daÖ  eine  sorgfaltige  Betrachtung  der  Verwandt- 
Schaft  nach  allen  ihren  Beziehungen  im  Rechte  schlechterdings  nötig 
ist;  wenn  wir  von  dem  Rechtsleben  der  älteren  Zeit  ein  klares  und 
richtiges  Bild  gewinnen  wollen.  Zweierlei  wird  aber  dabei  in  Be* 
tracht  zu  kommen  haben,  nämlich  einerseits  die  äußere  Erschei- 
nung der  Verwandtschaft  und  weiterbin  deren  rechtliche 
Wirksamkeit 

In  der  ersteren  Beziehung  handelt  es  sich  zunächst  um  die 
Ausdrucke,  mit  welchen  die  Nordleute  die  Verwandtschaft  oder  ein- 
zelne Arten  derselben  bezeichneten;  femer  um  die  Art,  wie  dieselben 
die  Nähe  der  Verwandtschaft  berechneten,  und  im  Zusammenhange 
damit  um  die  etwa  von  ihnen  ihr  gezogene  Grenze.  Weiterhin 
werden  die  engeren  Gruppen  zu  besprechen  sein,  welche  sich  etwa 
innerhalb  der  Verwandtschaft  g^enüberstehen,  möge  es  sich  nun 
dabei  um  den  Gegensatz  des  Mannsstammes  und  Weibsstammes» 
oder  um  die  Unterscheidung  näherer  und  entfernterer  Verwandter 
oder  um  beides  zugleich  handeln.  Wiederum  wird  die  eigentümliche 

Vgl.  Vilhjälmr  Fiasea,  Frcmslillmg  dca  islandskc  Familicrct  citcr 
Gfigis,  in  deo  ADnaler  fbr  aordlik  Oidkyndighed  og  Hiitorie,  1S49,  S.  150 — 331  oimI 
1850,  S.  121 — ^273;  üeiacr  ncine  Schrift:  blud  von  seiner  ersten  Entdeckiini;  bis 
nm  UntergMife  des  Ffcbtants  (1874),  S.  322—73. 
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Stellung  einerseits  der  W  eiber  und  nndcrcrscits  der  unehelich  Ge- 
borenen innerhalb  der  Verwind  tschaft  erörtert  werden  miissen ; 
endlich  aber  werden  aurh  aoc'n  L;e wisse  verwandtschattsahnliche  und 
der  wirklichen  r\\  andt^cli.itt  sich  anreihende  Verhältnisse  zur 
Sprache  zu  brin<^cu  sein,  wie  die  Schw  .iL^ci^rhaft,  tlic-  ( icvattcrschaft, 
endlich  die  (.lurch  die  PfleL^schalt  IjfL^'rundctrn  \'crhaltnisse. 

In  der  zweiten  Dt  /ieliutiL;  dagej;cn  gilt  es,  die  Autgaben  lest- 
zustellen,  welche  das  altnordische  Recht  ganz  oder  teilweise  der  ver- 
wandtschaltlichcn  Verbindung  ubcru  ci^l  und  zugleich  die  Verschieden- 
heit der  Wege  zu  betrachten,  auf  welchen  dasselbe  sie  deren  Er- 
füllung cri>treben  lat^t.  Die  sämtlichen  Angehörigen  ihres  X'erbandes 
zu  einem  geschlossenen  Ganzen  zusammenfassend,  sehen  wir  die 
\'t  rwandts(  haft  in  der  ältesten  Zeit  nach  auücn  als  eine  Einheit 
auttreten,  stct^  bereit,  die  Reelite  und  Interessen  jedes  einzelnen  Ver- 
wandten niiL  i^emeinsamer  ll.iiui  /u  \-erteidiL;i.  n ;  naeli  innen  aber 
Sehen  wir  die.>elbe  iiiren  Angehuri^en  die  heilige  rdicht  aulerlegen, 
unter  sich  Ericden  zu  halten,  also  jede  Cicwalttat  zu  unterlassen  und 
zugleich  sich  gegenseitig  positiv  je  nach  Bedarf  zu  unterstützen  und 
zu  helfen.  An  sich  nur  natürlich,  und  wenn  man  will,  sittliche  Ver- 
pflichtungen begründend,  wird  die  Verbindung  doch  auch  von  der 
Rechtsordnung  anerkannt  und  soweit  nötig  geregelt;  aber  freilich 
umfaßt  diese  Regelung  keineswegs  den  verwandtschaftiichen  Verband 
in  allen  seinen  Beziehungen.  Vielmehr  sind  es  immer  nur  einzdne 
Konsequenzen  oder  Gruppen  von  Konsequenzen  desselben,  welche 
zu  einzelnen  Rechtssätzen  oder  höchstens  zu  einzelnen  Rechtsinstituten 
Veranlassung  geben,  und  sie  wird  überdies  durch  das  Interesse  des 
Staates  selbst  modifiziert,  welcher  weder  eine  allzu  starre  Pliening 
der  einzelnen  Geschlechter,  noch  vollends  ein  allzu  schroffes  Auf> 
treten  derselben  gegeneinander  begünstigen,  oder  auch  nur  dulden 
konnte.  Von  hier  aus  erklärt  sich  eine  Reihe  von  Verschiedenheiten, 
welche  die  Behandlung  der  Verwandtschaft  in  den  verschiedenen 
germanischen  Rechten  zeigt;  aber  auch  innerhalb  eines  und  desselben 
Rechtes  wird  sich  deren  Behandlung  zu  verschiedenen  Zeiten  sehr 
verschieden  gestalten,  indem  einerseits  in  den  älteren  Zeiten,  in 
welchen  der  Staat  noch  wenig  leistet,  das  Bedürfnis  nach  helfendem 
Eingreifen  der  Verwandtschaft  am  dringendsten  und  zugleich  infolge 
der  kleineren  Verhältnisse  und  des  geschlossenen  Zusammenlebens 
der  Verwandten  deren  Befähigung  zu  solchem  Eingreifen  am  größten 
ist,  andererseits  in  den  späteren  Zeiten  mit  der  Lockerung  des  ver- 
wandtschaftlichen Verbandes  dessen  Leistungs^igkeit  abnimmt. 
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während  zugleich  die  t  rst.ii  kende  Macht  des  Staates  diesen  befähigt, 
den  bisher  durch  die  Geschlechter  befriedigten  Bedürfnissen  selbst 
abzuhelfen,  und  ihn  auch  eifersuchtiger  werden  laßt  auf  jede  in 
seinem  Innern  sicii  erhebende  allzu  sc1I\standige  Macht.  Im  alt- 
nordicrhen  Rechte  ist  es,  wie  in  den  ubri::cn  [:^crmanischcn  K;  eilten, 
zuiiaciist  der  iiinerhrill'»  der  Verwandtschaft  ^^t  lteiide  bc>;ondere  hrie- 
den,  welcher  vom  Staate  anerkannt  wird,  uiul  /war  selbst  in  Fällen, 
in  ueleheti  es  sich  um  einen  Eingriff  in  seine  ee.^'encn  Kccht'^plaiie 
handelt.  Die  K  e  k  u  sa  I)  i  Ii  t  a  t  von  Verwandten  gewivstr  Grade  als 
Richter,  Geschworene,  Zeugen  beruht  auf  f!icsen\  C ie^iclitspunkte, 
g!eich\  !el  libri^^ens,  ob  dabei  der  Standpunkt  des  X'erwanuten  lie- 
stimnicnd  wurde,  welchem  kein  Auftreten  gegen  -  inen  Angehörigen 
zugemutet  werden  wollte,  oder  aber  die  Rücksicht  auf  den  Prozeß- 
gegner, welchen  man  nicht  der  (»etalir  aussetzen  wollte,  mit  welcher 
ihn  die  voraus/uscheadc  rarlcilichkeic  des  X'eruandtcn  seines  Gegners 
}>e(lrnhte.  Unter  den  gleichen  Gesichtspunkt  gelii>rt  aber  auch  die 
licguastigung,  welche  manche  Rechte  den  V^crwandtea  m  ßczug  auf 
die  sonst  verbotene  Unterstützung  friedloser  Leute  zuteil 
Werden  lassen,  soferac  in  ihr,  wenn  auch  nur  im  engstem  Umfange, 
der  Satz  zur  Anerkennung  kommt,  daß  die  verwandtschaftliche  Ver- 
pflichtung unter  Umständen  der  staatlichen  vorgehen  könne.  Nicht 
minder  wird  aber  die  mit  der  h'riedenspllicht  auf  das  engste  zu- 
sammenhangende Verpflichtung  der  Verwandten  zu  gegenseitiger 
positiver  Unterstützung  in  gewissem  Umfange  vom  Staate  anerkannt 
und  geregelt  Von  hier  aus  ergibt  sich  zunächst  das  Institut  der 
verwandtschafdichen  Vormundschaft,  möge  diese  nun  zum 
Schutze  minderjähriger  oder  gebrechlicher  oder  geisteskranker  Per* 
sonen  oder  zum  Schutze  der  Weiber  zu  fuhren  sein,  sowie  die  ver- 
wandtschaftliche Pflicht  der  Verpflegung  armer»  oder  sonst  hilfs* 
bedürftiger  Leute,  wie  diese  letztere  zumal  im  isländischen  Rechte 
eine  sehr^lbständige  Ausprägung  erlangt  hat  Andererseits  ist  vor- 
wiegend eine  Folge  der  strengen  Abgeschlossenheit»  welche  die  Ver« 
wandtschaft  nach  aufien  zeig^  darin  zu  erkennen,  dafi  der  Staat  den 
Verwandten  einerseits  das  Recht  der  Blutrache,  sowie  des  Be- 
zuges gewisser Bufien  undWergelder  zugestehe  andererseits  sie 
aiser  auch  der  Blutrache  ausgesetzt  sein  läßt,  oder  statt  dessen  der 
Verpflichtung  zum  Zahlen  von  VVergeldern  unterwirft.  Unter  den- 
selben Gesichtspunkt  gehört  ferner  das  Erbrecht,  und  soweit  es 
überhaupt  vorkommt,  das  Stammgüterrecht,  soferne  für  das 
eine  wie  das  andere  der  Grundgedanke  maßgebend  wird,  daß  das 
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\',  rmöf^cn  jcde^  einzelnen  Geschlechtsanc^chörii^en,  und  in  ganz  be- 
sonücrem  Grade  dessen  vom  Gcschlechte  lier  erworbenes  Grund- 
fii^cntuin,  in  hnlurcr  Instanz  dem  L^c^nintcn  Geschlechte  ^^ehöre  und 
<le^<en  Herrschaft  in  keiner  \\'ci>c  ent/opcn  werden  solle.  Dabei 
autkrt  sich  aber  die  Wirksamkeit  de<  verw  andtschaftlichen  X'erbandes 
keineswegs  nacli  allen  Seiten  hin  in  derselben  Weise.  X'ielmehr  er- 
zeugt derselbe  zum  Teil  Rechte  und  Verbindlichkeiten,  welche  dessen 
sämtlichen  AnL,'ehciri;^'en  oder  tloch  gewissen  Klassen  von  solchen 
gleichzeitig;  zustehen  uiui  obliegen,  zum  Teil  aber  auch  Rechte 
und  Verbindli(  hkeiten  eines  mehr  ausschließlichen  Charakters,  an 
welchen  zwar  prin/.i])icll  ebenfalls  die  sämtlichen  Verwandten  Anteil 
nehmen,  welciie  jedoch  tatsaciilicii  doch  immer  nur  von  einem  ein- 
zigen oder  doch  nur  von  cinii^en  \s  enii^en  unter  ihnen  übernommen 
und  aus^jeübt  werden  k(mnen,  \\()l>ei  dann  die  näheren  X'erwandtcn 
iu  einer  der  Gliederung  iler  X'erw andtschaft  entsprechenden  Reihen- 
folge von  den  entfernteren  beruten  erscheinen.  So  kommt  z.  B. 
die  Rekusabilität  der  Verwandten,  dann  die  durch  die  Kirche  ein- 
geführte Bedeutung  der  Verwandtschaft  als  Ehehindernis,  allen  und 
jeden  Verwandten  gegenüber  gleichzeitig  in  Betracht,  welchen  gegen- 
Qber  sie  überiiaupt  in  der  angegebenen  W^ebe  wirkt;  an  der  Blut- 
rache feraer  und  am  Bezüge  des  Wergeides,  oder  umgekehrt  an  der 
Entrichtung  dieses  letzteren,  nehmen  alle  und  jede  Verwandte,  wenn 
auch  nicht  alle  in  gleichem  Mafie  Anteil,  wenn  einer  ihrer  Ange- 
hörigen widerrechtlich  getötet  wurde,  oder  umgekehrt  einen  anderen 
vnderrechtlich  getötet  bat  u.  dgl.  m.  Andererseits  ist  aber  die  An- 
stellung der  eigentlichen  Blutklage  um  einen  erschlagenen  Ver« 
wandten,  die  Führung  der  Vormundschaft  über  einen  Miadeijährigen 
oder  ein  lediges  Weib,  die  Verpflichtung  zum  Unterhalte  eines  hilfs- 
bedürftigen Verwandten,  oder  wieder  der  Anspruch  auf  den  NachlaB 
eines  Verstorbenen,  zunächst  Sache  des  dem  Grade  nach  nächst- 
stehenden Angehörigen,  und  können  derartige  Rechte  uncf  Pflichten 
nur  unter  der  Voraussetzung  an  mehrere  zugleich  fallen,  dad  ent- 
weder mehrere  dem  Grade  nach  gleich  nahe  berufene  Verwandte 
vorhanden  sind,  oder  daß  in  einzelnen  Beziehungen  eine  Überwachung 
des  zunächst  Berufenen  durch  die  Gesamtheit  aller  Verwandten  ein- 
zutreten hat  Allerdings  war  in  den  Fällen  dieser  zweiten  Kategorie 
die  Reihenfolge  der  Berechtigten  und  Verpflichteten  keineswegs  nach 
allen  Seiten  hin  ganz  gleidimäßig  geordnet;  aber  doch  zeigt  sich 
bei  genauerer  Betrachtung,  daö  die  in  den  Quellen  bemerkbare  Un- 
gleichförmigkeit  keineswegs  prinzipieller  Natur,  und  daß  sie  gutenteils 
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auch  nicht  einmal  von  Anfang  an  vorhanden  war,  vielmehr  erst  im 
Verlaufe  der  Zeiten  durrh  \on  außen  her  hereinspiclende  Momente 
der  verschiedensten  An  In  r,  or[rerufen  wurde,  welche  auf  die  ur- 
sprunt,'lich  einheitliche  Struktur  der  Verwandtschaft  im  einzelnen  in 
verschiedener  Richtung  modift/Jercnd  einwirkten.  Auf  der  einen 
Seite  ist  es  ein  gewisses  Schwanken  in  der  Behandlung  der  Weiber 
sowie  der  unecht  Geborenen  und  teilweise  auch  der  Minderjährigen, 
welches,  auf  verschiedenen  Gebieten  in  verscliiedencr  Weise  zutage 
tretend,  jene  Ungleichfcrmigkeit  hervorgerufen  hat;  auf  der  anderen 
Seite  ist  es  die  in  praktischen  Rücksichten  begründete  Notwendig- 
keit, bei  cier  Berufung  zu  gewissen  Rechten  und  Pflichten  neben  der 
Verwandtschaft  auch  noch  ganz  andere  Momente  zu  berücksichtigen, 
was  in  der  gleichen  Richtung  wirkt,  wie  sich  dergleichen  z.  B.  in 
sehr  augenfälliger  Weise  bei  der  Berufung  zur  Blutklage,  zur  Ge- 
schlcchtsvormundäcliaft,  oder  zur  .\;  inenptlege  geltend  machte.  In 
einem  wie  im  anderen  Falle  liegt  aber  der  Reihenfolge,  in  welcher 
die  Berufung  der  einzelnen  Verwandten  zu  den  verschiedenen  Rechten 
und  Lasten  erfolgt,  in  letzter  Instanz  die  gemeinsame,  ursprünglich 
völlig  einheitlich  gestaltete  Struktur  des  Geschlechtsverbandes  stets 
klar  erfcenDbar  xagrundei  und  erwdst  skh  dieselbe  eben  nur  als 
durch  einzelne,  mit  voller  Sicherheit  bestimmbare  Motive  in  einzelnen 
Punkten  modifizteit  ^) 


Teü  L 

Die  äufsere  Erscheinung  der  Verwandtschaft. 

§  a.   Die  Bezeichnungen  der  Verwandtschaft. 

Als  technische  Bezeichnung  für  das»  was  die  Römer  gens  nannten, 
wir  aber  Geschlecht  nennen,  gilt  in  der  altnordischen  Spradie  das 

'  (  Der  Plan  Maurers,  die  hier  aufgezählten  verschiedenen  '/wcipc  der  verwandt- 
scba.ftsrechüichen  Wirksamkeit  einheitlich  zu  behandeln,  ist  in  seinen  hintcrlasscnen 
Vorteniagea  am  flir  das  Erbrcdit  dorehgeftbrt.  Vgh  doch,  imoweit  das  attislftadiiche 
Reebt  in  Fngc  komml,  die  TollitSiidigCi  obidion  stark  xusanmeogedribigte  Darstdlong 
ja  seinem  Werke  „blMd"»  S.  366— 73.I 
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Wort  ätL  uüer  .'ett,  oder  auch  der  zusammi nt^esetzte  Ausdruck 
aittbalkr  ( a!ttarbalkrX  jettbog^i  (rittboi;ii,  .ittb;irinr.    Dasselbe  Wort 
be/,cichncte  auch  die  1  limmelsriclitungcn,  und  da  man  den  Horizont 
in  acht  Himmelsrichtungen  einzuteilen  pflegte,  hat  man  dasselbe 
auch  wohl  von  der  Zahl  „atta"  ableiten  zu  sollen  geglaubt;  jeden- 
falls ist  dasselbe  aber  der  altnordischen  Sprache  ausschließlich  eigeiu 
In  gleichem  Sinne  wird  aber  auch  den  allen  germanischen  Sprachen 
ganz  gleicbmäüig  eigene,  Ausdruck  k>  n  gebraucht,  welcher  freilicb, 
ganz  wie  unser  „Geschlecht"*  andere  Male  auch  wohl  für  sexus  (z.  R 
karlkyn,  kvennkyn),  und  wieder  andere  Male  för  genus  =  Gattung 
stehen  kann  (z.  B.  allsk}'ns,  annarskyns).   Für  den  einzelnen  Ange* 
hörigen  des  Geschlechts  gilt  die  Bezeichnung  frsndi,  frsendkona, 
woraus  sich  wieder  frsndsenü  als  Bezeichnung  des  Zustandes  des 
Verwandtseins,  und  die  Zusammensetzungen  frxndbalkr,  fraendgarör, 
fnendalid  u.  dgL  als  Bezeichnungen  fUr  die  Gesamtheit  der  Ver* 
wandten  ableiten.   Eine  Pardzipialform  des  nahezu  absoluten  Zeit- 
Wortes  fijä,  d  h.  lieben,  bezeichnet  das  Wort  fnendi  eigentlich  den 
Liebenden  im  Gegensatze  zum  Hassenden,  dem  f jändi  oder  Feinde ; 
unbegründet  ist  es  aber,  wenn  Gudbrandr  Vigfusson  dessen  Geltung 
für  den  Verwandten  ab  eine  ausschließlich  altnordische  ansehen  will, 
da  dieselbe  vielmehr  auch  anderen  germanischen  Dialekten  ganz 
gleichmäßig  eigen  ist,  nur  daß  diese  letzteren  neben  jener  auch  noch 
jene  ursprüngliche  Bedeutung  des  Wortes  =  amicus  festgehalten 
haben.   Dagegen  ist  zu  beachten,  daß  zwei  Ausdrücke,  welche  in 
anderen  germanischen  Sprachen  ganz  vorzugsweise  £ur  die  Ver- 
wandtschaft gebraucht  werden,  im  altnordischen  nur  fiir  die  mit  ihr 
sich  zwar  nahe  berührenden,  aber  doch  von  ihr  wohl  getrennt  zu 
haltende  Schwägerschaft  veru'endet  werden.    Einmal  nämlich  gilt 
dies  von  dem  Worte  magr,  welches  immer  nur  den  Verschwägerten, 
nie  wie  ahd.  mag  oder  ags.  m:r>::  den  Hlutsfreund  bezeichnet;  daß 
goth.  mrgs  ebenfalls  tlen  Eidam  bezeichnet,  durfte  dabei  auf  das 
höhere  Alter  des  an,  Sprachgebrauches  schließen  lassen,  und  jeden- 
falls darf  aus  an.  mögr  =  Sohn  kein  gegenteiliger  Sciüuli  a!>'^fcleitct 
werden,  da  dieses  Wort,  dem  gi  th.  ma^ni«    -   vo/c  entsprechend, 
zufolge  seines  kurzen  Vokales  ganzlich  abliegt    Zweitens  bezeichnet 
aber  auch  das  Wort  s  i  f  j  a  r ,  ahd.  sibba  und  ags.  sibb  entsprechend, 
nur  die  Schwa^erschaft,  nie,  wie  in  jenen  Dialekten,  die  Blutsfreund- 
schaft: indessen  la(3t  goth.  sibja  =  V' rwandtschaft,  in  diesem  Falle 
uiD-ck  liit  auf  das  höhere  Alter  der  deutschen  und  engli^rhcn  Be- 
deutung schließen,  zumal  da  diese  auch  der  Grundbedeutung  des 
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\\  urtcs  sibbe  =  Frieden  besse  r  entspricht,  un<i  iibc  rciics  Zusammen- 
Setzungen  wie  ^uA.sifjar,  imsifjar  im  Altnojdischcu  scll>st  auf  eine 
weiter  rcicht-inlc  (Icltuiig  des  Ausdruckes  hinweisen.  Weiter,  und 
über  ti.is  Hcri  ich  der  \'t  r\\  aiidf^rhaft  hinaus,  jrreitt  daf^jc^en  der 
Ausdruck  tciigöir,  dessen  *\iiu eiuiun'^  freilich  baki  eine  engere  und 
bald  eint'  weitere  ist.  Das  Zeitwort  len^ja,  von  welchem  tenj;C»ir 
sich  alileiict,  bedeutet  suvicl  wie  \erbindcn,  und  die  Redensart  „at 
ten^ast  viö  maim"  oder  „binda  tengöir  viö  maim"  mag  von  hier 
aus  ganz  wohl  die  Eingehung  der  V'erschwagerung  mit  jemanden 
bezeichnen;  so  kommt  denn  auch  der  Ausdruck  tengöir  selbst  öfter 
ia  diesem  engeren  Sinne  vor,  und  die  Zusammeosetzungen  tengda* 
fadir,  tengdamööir  u.  dgl.  m.  werden  in  der  Tat  immer  nur  in  dieser 
engeren  Bedeutung  gebraucht;  wenn  ferner  gelegentlich  „fraendr  ok 
tengdamenn"  zusammen  genannt  und  eben  damit  sich  gegen  über- 
gestellt  werden,  so  kann  dies  wohl  ebenfalls  nur  in  demselben  Sinne 
verstanden  werden.  Aber  an  anderen  Stellen  beansprucht  der  Aus- 
druck denn  doch  entschieden  umfassendere  Geltung  und  begreift 
derselbe  aeben  den  Verschwägerten  auch  noch  die  Blutsfreunde  in 
sich.  Wenn  z.  B.  in  der  Eyrbyggja  Geirriör  von  Mafahli'd  zugleich 
ihren  Bruder  und  ihren  Schwiegersohn  als  ihre  tengdamenn  be- 
zeichnet,  oder  wenn  an  einer  anderen  Stelle  derselben  Quelle  „margir 
goögjamir  menn,  |)eir  er  väru  tengdamenn  hvaratveggja''  zwei  strei- 
tenden Parteien  gegenübergestellt  werden/)  so  mag  zwar  dahinstehen, 
ob  unter  den  tengdamenn  nicht  etwa  außer  den  Verschwägerten  und 
Blutsfreunden  auch  noch  andere  den  betreffenden  Personen  irgendwie 
nahe  stehende  Leute  mit  inbegriffen  zu  denken  seien ;  den  Ausdruck 
aber  auf  die  Verschwägerten  allein  beziehen  zu  wollen,  geht  jeden- 
falls nicht  an.  In  den  isländischen  Rcchtsquelien  vollends  scheint 
der  Ausdruck  neben  der  Blutsfreundschaft  und  Schwägerschaft  auch 
noch  die  Gevatterschaft,  sowie  die  durch  ein  Pflegeverhältnis  be- 
gründeten Verbindungen  zu  umfassen.  Wiederholt  sprechen  die- 
selben nämlich  von  Leuten,  welche  „retttr  at  tengdum",  „rettir  at 
tengdum  i  kvid"  u.  dgl,  seien,  und  darunter  wertlen  stets  Leute  ver- 
standen, welche  mit  Rücksicht  auf  ihre  per-' iiliclicn  Beziehungen  zu 
den  streitenden  Teilen  in  einem  Re(  tu  streite  als  Geschworene  u.  dgl. 
auftreten  kfiimen,  ohne  einer  Rekusation  ausgesetzt  zu  sein;  nicht 
selten  wird  der  Ausdruck  dabei  mit  der  anderen  Formel  „rettir  at 

0  Eyrbyggja.  1926  und  4688-^89;  im  ttbrigen  vgl.  wegea  der  Bele^tdlen 
nun  Obigen  meine  Schritt :  Itland,  &  323—25. 
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leiöarlen^A"  zu.samineiiü^estcllt,  welche  Leute  bczeichiKt,  die  mit  Rück- 
sicht aut  die  Kntlcrnuni:;  ihre!?  Wohnortes  von  einem  bestimmten 
anderen  ( Vte,  <ei  dies  nun  der  Ort  der  Tat  uder  der  Wohnort  eines 
der  Streitteile  oder  ein  wie  immer  sonst  bezeicluieter  ()rt,  zum  Ge- 
schworenendienste belaiiigt  erscheinen,  und  <^'erade  aus  dieser  Gegen- 
überstellung ergibt  sich  recht  klar  der  weite  L'mfang  der  crstercn 
Bezeichnung.  In  ahnlich  umfassendem  Siiuie  wird  auch  das  Wort 
heyrar  genommen,  welches  immer  nur  im  Dativ  plurali^.  in  diesem 
aber  in  den  verschiedensten  Schreibweisen  \  orkommt  (he>Tom,  ha^rom, 
hörum,  herum:  ferner  hreyrom,  hrorumi  und  \orläufig  noch  jeder 
sicheren  etymolo  tri  sehen  I>kl,irui.i_;  sich  entzieht  Die  beiden  zuletzt 
erwähnten  Ausdrucke  .sind  ausschließlich  der  isländischeii  Rechts- 
sprache  eigen,  wahrend  sie  der  norwegischen  fehlen;  allgemein  ver- 
breitet, aber  ohne  alle  bestimmtere  juristische  Geltung,  sind  dagegen 
wieder  die  Ausdrücke  skuldleikr,  skuldleiki  und  die  von  ihaen 
«ch  ableitende  Bezeichnuag  skuldingi  fUr  den  einzelnen  Ver* 
wandten.  Sie  weisen  lediglich  auf  die  innerhalb  der  Verwandtschaft 
bestehenden  gegenseitigen  Verpflichtungen  hin  und  kdnnen  darum 
gebraucht  werden,  so  weit  diese  reichen.  Auf  Bezeichnungen  aber, 
welche  nicht  lUr  die  Verwandtschaft  im  allgemeinen,  sondern  nur 
lUr  bestimmte  Grade  oder  Gruppen  innerhalb  derselben  gebraucht 
werden,  ziehe  ich  vor,  erst  später  einzugehen,  und  sotten  auch  später 
erst  die  vielfach  bestrittenen  Ausdrücke  niör  oder  nifti,  sowie  nefi 
erörtert  werden. 


{  3.   Die  Berechnung  der  Nihe  der  Verwandtschaft. 

Selbständige  technische  Bezeichnungen  kennt  die  isländisch- 
norwegische  Rechtssprache  nur  Dir  den  ersten  Grad  der  Verwandt- 
schaft in  der  aufsteigenden,  absteigenden  und  Seitenlinie,  und  zwar 
suxd  diese  Bezeichnungen  die  aUen  germanischen  Stämmen  gemein- 
samen,  faöir  und  mööir,  sonr  und  döttir,  dann  brööir  und 
syst  in  Von  Ihnen  abgeleitet  sind  die  knappen,  und  der  nordischen 
Sprache  ausschließlich  t  i^enen  zusammenfassenden  Bezeichnungen 
fcögin,  systkin,  iur  Eltern,  dann  für  Geschwister  verschiedenen 
Geschlechts,  also  für  Vater  und  Mutter  einerseits,  dann  für  Bruder 
und  Schwester  andererseits,  börn  für  Kinder,  gleichviel  welchen 
Geschlechts^  femer  die  ebenfalls  zusammenfassenden  Bezeichnungen 
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feögar,  mceögur  für  Vater  und  Sohn,  dann  Mutter  und  Tochter, 
sowie  moeögin  für  Mutter  und  Sohn.  Cbcr  den  ersten  Grad  hin- 
aus fiaden  sich  in  der  aufsteigenden  Linie  noch  die  Ausdrücke  afi 
und  amma  für  den  Großvater  und  die  Großmutter,  dann  ai  und 
cdda  für  den  Urg^roßvatcr  und  die  Urn;roßnuitter  g^ebraucht;  aber 
diese  Bezeich nuni^cn  sind  den  ulorit^en  t^crnianischcii  Diaickten  nicht 
in  gleicher  W  eise  fruhiufi«^,  und  sie  werdt-n  auch  im  Norden  von  den 
Rechtsquellcn  nicht,  oder  doch  nur  t^anz  vcreinzi-lt  {Gebraucht,  '  i 
welche  \'ielmchr  mit  den  Zusammcnset/.untjen  foöurtaöir  und  toöur- 
mö(^ir,  moclurfac^ir  und  m( x^urmoc^ir  sich  beliehen,  und  von  den  Ur- 
großeltern zu  sprechen  ohnehin  nicht  leicht  \''eranlassun£:^  haben. 
Mag  sein,  dal.5  tiieser  abweichende  Siirach^ebrauch  der  Rechtsijuelleu 
durch  das  Bedürfnis  bedingt  war,  zwischen  der  Vatersseite  und  Mutters- 
seite .(genauer  zu  unterscheiden;  mat;  sein  aber  aucli.  c!aL5  derselbe 
mit  einer  tieferlie^cnden  Kigeiitumlichkeit  des  nordischen  Rechtes 
in  Verbindung  zu  brin^^en  ist.  Für  die  Enkel  zunächst  kennt  die 
altnordische  Sprache  überhaupt  keine  einfache  und  zusani:nenfassende 
Bezeichnung,  und  muß  dieselbe  sich  somit  auch  außer; lalb  der  Rechts- 
(juellen  mit  den  Zusammensetzunf^en  sonarsonr  und  sünardottir, 
duttursonr  und  dotturdottir  lieiielfen.  In  der  Seitenlinie  ferner  gibt 
es  weder  für  Oheim  und  Muhme,  noch  für  Neffe  oder  Nichte  be- 
sondere Bezeichnungen,  sondern  müssen  wiederum  die  Zusammen- 
setzungen fbdurbrööir  und  mööurbröOir,  fudursystir  und  tnddursystir, 
dann  brddursonr  und  qrsturaonr,  Mdurdöttir  und  systurdöttir  her- 
halten, und  wenn  zwar  ßtr  Geschwisterkinder  die  Bezeichnungen 
broedrüngar,  systrüngar  und  systkinabörn  (systlingar ^)) 
vorkommen,  je  nachdem  es  sich  um  die  Kinder  zweier  Brüder,  zweier 
Schwestern,  oder  eines  Bruders  und  einer  Schwester  handdt;  so  sind 
diese  doch  nur  Al)leitungen  von  dem  einfachen  Worte  lorööh*,  systir, 
systidn,  also  ohne  alle  Selbständigkeit  Über  die  bisher  aufgezählten 
Verwandtschaftsgrade  reicht  aber  die  Übereinstimmung  der  norwegi' 
sehen  und  der  isländischen  Terminologie  nicht  mehr  hinaus,  und 


*)  vgl.  G I»  L.  270 :  er  afi  hefir  afa  Icift. 

*)  Da  die  syidiDgar,  wdebe  in  G]»L.  234—6  geaaimt  werden,  Mwobl  voa  des 

sysUningar  als  von  den  syttunynir  untcrschicdcD  werden,  kann  ich  sie  weder  tnit 
Eirikr  j6nsson  fnr  die  Söhne  einer  Ililhschwester,  noch  mit  Fritzner  und 
Möbius  für  Söhne  einer  MiilterschweVier  ansehen,  obwohl  auch  Gudbrandr  Vig- 
fusson  nur  zwischen  diesen  beiden  Möglichkeiten  schwankt,  sondern  nur  mit  den 
tystfcinaiyiur  identiich  nehmen,  d.  h,  alt  SQhne  wA  ci  nun  eines  MuUerbniden  oder 
einer  VatcrMchwetter. 
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ich  will,  aus  Zweckmaiiigkeitsgründen,  vorerst  der  isländischen  nach- 
gehen. 

Jenseits  der  Geschu  i-terkiiidcr  kennt  das  islandische  Recht 
nur  noch  drei  cini^erm  il'.t  n  selbslandi|fc ,  und  dabei  unter  sich 
korrespondierende  Bczeichnungfen  von  Verwandtschalu-i^raden.  näm- 
lich die  Ausdrucke :  n  ;u  s  t  a  1  >  r  <  i  A  r  a ,  a  n  n  a  r  r  a  b  r  o'  A  r  a  und 
|)ri(^ja  brccöra.  Keinem  Zwcilcl  kaaa  uatcrlicgea,  dalj  unter  den- 
selben der  dritte,  vierte  und  fünfte  gleiche  Grad  kanonischer  Kom- 
putati  n  zu  verstehen  ist;  bereits  in  einer  Anmerkung  zu  der 
arn.imar;n.eanischen  Ausgabe  der  Kristni  saga  (1773)  ist  diese  ihre 
liedt  utung  richtig  erkannt,  r  und  spater  haben  sie  sowohl  Vilhialmr 
l  insen  (1849)-)  als  ich  selber  (1855  (")  in  gleicher  Weise  vertreten, 
Jon  Sigurt'lsson  aber,  welcher  mit  manchen  anderen  Isländern  die 
Ausdrucke  früher  anders  gedeutet  hatte  (1S58),  *)  ist  hinterher  der- 
selben Ansicht  beigetreten,  *)  und  auch  Th.  Möbius,  welcher  in  seinem 
Glossare  (1S66)  sich  jener  früheren  Ansicht  des  Jön  Siguröttoa  an- 
geschlossen hatte,  hat  sich  in  dem  Nachtrage  zu  demsdben  der 
anderen  Auslegung  gefügt,  so  dat3,  da  auch  Fritzoer  ach  sehr  be« 
stimmt,  und  Gudbrandr  Vigfüsson  wenigstens  vorwiegend  für  die-  * 
selbe  erklärt  ha^  *)  diese  Deutung  der  Ausdrücke  nunmehr  wohl  als 
eine  allgemein  anerkannte  bezeichnet  werden  darf.  Vilhjalmr  Finsen 
hat  femer  bereits  darauf  aufmerksam  gemacht,  ^)  dafi  jene  Ausdrücke 
in  ihrer  genitivischen  Form  nur  elliptisch  sich  deuten  lassen,  nämlich 
als  nsesta  brocöra  böm  usw.,  woraus  hinwiederum  folgt,  dafi  die 
broeörüngar  oder  Geschwisterkinder  mit  anderem  Namen  auch  als 
nsestir  brccdr,  d.  h.  nächste  Brüder,  die  Nachgeschwisteiidnder  als 
adrir  brcedr,  zweite  Brüder,  endlich  deren  Kinder  als  |)cidja  brcedr, 
dritte  Brüder,  in  einer  längst  vergangenen  Zeit  bezeichnet  worden 
sein  mufiten.  Man  wird  gegen  diese  Schlußfolgerung  oidit  ein- 
wenden dürfen,  da6  ganz  vereinzelt  einmal  „na^sta  broedrungar"  ge- 

•)  ed.  Amamagn.,  S>.  3S— 41,  Aniu.  57. 
•)  AAnalcr,  1849,  S.  381. 

*  Vir  Bckebrang  d<  ;,  nor^egiscben  Stiinimei  znm  Christeatume,  I,  S.  378— 79. 

*i  Biskupa  sögur,  I,  S.  lo  — ii,  Anin.  5. 

^1  Di[  lom.  isla  ml.  I,  S.  384  —  86  :iS57  -  76'. 

Guöbrandr  Viglu&ion  erklwt,  s.  v.  annsura  br>i-öra,  die  mv^ta  brueöra, 
uinarra  br<irftra  und  Jiridja  brarftra  fär  tbird,  fourtb  und  üfüi  coiuid«,  aad  bleibt 
dieser  ErkllruD|f  auch  9,  v,  ])riftja  broe(>»  getreu,  wo^re^n  er  s.  nae$la  brceOra 
diesen  Ausdruck  durch  sccond  consins  erklärt. 

')  ang.  O.,  S.  2S1  -  83. 
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nannt  werden, ')  und  an  einer  zweiten  Stelle  gar  von  einem  ^naesta 
broedningr"  die  Rede  ist,  *)  noch  auch,  daß  an  ein  paar  anderen 
Stdlen  die  Singularform  masc.  n^stabrodir  und  fem.  niestabrcrt^ra 
vorkommt;  *)  Formen  der  letzteren  Art  sind  lediglich  verkehrte  Neu- 
bildungen, wie  dies  schon  die  Beibehaltung  der  Genetivform  bei  dem 
in  der  Zusammensetzung  voranstehenden  Adjektive  zeigt,  die  Formen 
der  ersteren  Art  beruhen  vollends,  wenn  nicht  auf  einem  Schreib- 
fehler, so  doch  auf  einem  groben  Mißverständnisse  des  betreffenden 
Abschreibers.  Halten  wir  aber  an  den  bisher  dargelegten  Sätzen 
fest,  so  gewinnen  wir  aus  denselben  eine  Reihe  sehr  bedeutsamer 
Ergebnisse  in  Bezug  auf  die  Struktur  der  Verwandtschaft  im  alt- 
islandi^chcn  Rechte.  Zunächst  cr<;ibt  sich  nämlich,  daü  der  Aus- 
druck Bruder  urspruufjlich  nicht  auf  den  erslet\  Grad  der  Seiten- 
Verwandtschaft  beschrankt  t^'ewcscn  sein  kann,  daß  er  vielmehr  sich 
ursprunglich  auch  auf  alle  anderen  ^leiclun  Grade  der  Seitenver- 
wandtschaft erstreckt  haben  muß,  ganz  wie  dies  !)ei  ein/einen  asiati- 
schen sowohl  als  amerikanischen  \'ulki  rschalten  w  irklich  der  Fall 
ist.  *i  Zweitens  ist  klar,  daß  wie  im  kanonischen  Rechte  nur  die 
gleichen  Grade  die  (irundlage  der  Verwandtschaftsberechnung  bil- 
deten, daher  man  nur  tur  diese  cit^cne  He?.eichnun<;ca  besaß,  während 
man  die  ungleichen  (irade,  ähnlich  wie  hei  der  kanonischen  K.um- 
put<\tion.  nur  durch  L'mschreibunf:^en  wie  ,,nianni  nänari  enn  nicsta 
bra.M\ra'",  „matmi  lirnari  enn  annarra  breetVa"  u.  dgl.  m.  /u  bezeichnen 
vermochte.  Drittens  idlgt  aus  den  obigen  Angaben,  dat^  man  auf 
Island  ganz  ebenso,  wie  dies  unser  Sachsenspiegel  tut,  che  Ge- 
schwister noch  nicht  in  die  Sibbe7.ahl  mit  einbezog,  soferne  ja 
anderenfalls  diese,  und  nicht  erst  ihre  Kinder,  als  n  estir  bro-ör  be- 
zeichnet und  gezählt  sein  mußten,  und  die>e  Schlußfolgerung  wird 
dadurch  bestätigt,  daß  wiederhuli  gesagt  wird,  man  solle  von  den 
Geschwistern  ab  die  Glieder  zählen,  wenn  es  gelte  die  zwischen  zwei 
Personen  bestehende  Verwandtschaft  zu  berechnen,  ^}  oder  sogar  aus- 

'    K  <i  n  >i  r. >  l-ök  ,  I13'20l  (Baugatal). 

1 , 1"  ^  <  n  <i  .1  r  i  s c  h  e  <'>!  .if^  s.  hclga,  70  54;  wegen  der  Verwand Uchaftsver- 
hälUiiisc  der  betrcrtcnden  Personen  vgl.  die  llcim^kr.  Ulats  s.  Tryggva&onar, 
60/173- 

*)  Belege  |;ibt  GoObrandr  Vigffifstoa,  h.  v. 

♦)  vgl.  Pischel,  Völk<  rkuiule,  S.  239—40;  vgl.  aber  auch  die  ähnlich  ge- 

bildr-tcn  P<vcichnii;igrn  jiriddc  t.id^-r,  iVnrJ.i  Holcr  ti^w.,  dann  frnrdrt  snr.'j,  fif'n  '^\mv 
USW.  bei  den  .Aogebachsen,  welche   v.  A  m  i  r  .i .  1  rlx-uiylge,  >>.  77  nachgewiesen  hat. 

Konungsb6k,  23/46 — 47:  maör  skal  hcfja  tr.endscmislölu  at  br<i.'5ruin,  cda 
mt  i^itklmim,  c8a  «t  sysUrom,  ok  skal  telja  kneraDaum;  ebenso  Stadarhdisbök, 
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drücklich  ausgesprochen  wird,  dati  tlie  Zahlung  von  den  (icschwistern 
ab  es  sei,  was  eine  (jcschlcchtsliiiicr  (knerunnr)  bilde.')  J  )ie  islancii- 
schc  Gradzählung  muLite  hiernach  der  des  kanonischen  Rechtes  stets 
um  eine  Ziffer  nachstehen,  während  sie  im  übrigen  mit  derselben 
genau  auf  derselben  Grundlage  riilit;  ich  brauche  kaum  darauf  auf- 
merksam /u  machen,  dali  diese  gemeinsame  Grundlat^^e  eine  im 
wesentli<-hen  gesamt ij;ermanische  ist,  und  verweise  nur  im  Vorbei- 
gelien  auf  tiie  intert-ssante  Krtirterung,  uelclie  Karl  von  Amira  neuer- 
dings auf  eirund  der  alteren  niederdeutsciien  Rechte  geliefert  hat.-) 
Viertens  durfte  aber  auch  der  Umstand,  dal.5  für  über  den  fünften 
gleichen  Grad  kanonischer  Komputation  hinau.>liegcnde  Wrwandt- 
schaftsgrade  keinerlei  technische  Benennungen  mehr  nachweisbar 
sind,  den  Schluß  erlaui)cn,  daU  man  auf  Island  diesen  fünften  Grad 
als  die  Grenze  betrachtete,  jenseits  welcher  alle  V^erwandtschaft,  oder 
doch  alle  mit  rechtlichen  Wirkungen  bekleidete  Verwandtbchaft,  auf- 
hörte, und  auch  für  diesen  letzteren  Schluß  fehlt  es  nicht  an  wei- 
teren, unterstützendea  Behelfen.  Einmal  nänüich  reicht  die  Beteiii- 
gung  am  Wergeide  nicht  über  den  fünften  gleichen  Grad  hinaus^ 
und  heißt  es  von  diesem:  ,,[)ar  fellr  saktala",  hier  hat  die  Bußtafel 
ihr  Ende.  *)  Bei  demselben  Grade  läßt  femer  das  ältere  Recht  auch 
die  Alimentationspflicht  armen  Verwandten  gegenüber  endigen/) 
und  wenn  zwar  bezüglich  anderer  verwandtschaftlicher  Rechte  und 
Pflichten  die  gleiche  Beschränkung  nicht  gleich  ausdrücklich  ausge- 
sprochen wird,  80  wird  deren  Existenz  doch  nicht  bloß  durch  den 
Parallelismus  wahrscheinlich  gemach^  welcher  im  Übrigen  zwischen 
den  verschiedenen  Rechten  und  Pflichten  besteht^  sondern  es  fehlt 
uns  nicht  an  wetteren  Anhaltspunkten,  welche  diesen  Schluß  be* 
stätigen.  Einmal  wird  nämlich  gelegentlich  einer  Besprechung  der 
Armenalimentation  geradezu  der  Satz  aufgestellt:*)  »,ok  er  ]>i  fraend- 
semi,  ef  findja  broedra  er  cda  skyldara'',  und  deutet  die  allgemeine 
Fassung  dieses  Satzes  darauf  hin,  daß  die  in  ihm  gezogene  Ver- 


89;  u  8,  aar  daifi  es  hier  aosdiücklieh  heiflt:  ok  lelja  »i6«n  kn^nmmi.  Femer 
Kontfogbiikt  147/3S:  telja  ])i  frxodacmi  at  dönü,  hefja  upp  at  lyslkiniim,  ok  telja 

kn6ranoum  ;  S  t  a(^a r  h  o ! sl>  i> k  ,  130/105. 

I)  K  u  n  li  n  g  s  h  6  k ,  I  i8/32o:  eoa  l>at  er  koeruAr,  at  telja  frä  systkioom;  Staftar* 

bolsbok,  56,64. 

-J  Etbtalulgc   und   Vcrwandtschaflsgliedcrung    nach    den  alt-nicderdeuUcbeQ 
Recbtea  (1S74). 

*)  KonüDfsbök,  113/194;  tgl.  So/136^        *)  ebenda,  143/25— «6. 
*)  StaOarhölsbök,  87/113- 
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wancitschaftsj:,'renzc  alkrwarts,  un<]  ni^ht  bloß  auf  dem  Gebiete  des 
Armenrechtes  /.u  gelten  hat;  zweitens  aber  w  irci  den  Fremden  nord- 
germanischer  Abkunft  nicht  nur  die  Klage  auf  die  Totschlagsbuße 
und  Wergeid  wegen  eine?  auf  Islantl  erschlagenen  Verwandten  zu- 
gestanden, ' )  sondern  auch  die  Beerbungen  eines  hier  verstorbenen, 
und  wird  nicht  nur  "rh  gentlich  der  ersteren  Bestimmung  wieder 
ohne  alle  Einschränkung  die  Definition  wiederholt:  ,,fraMidr  enna 
vegnu  manna,  l»at  ero  ]iri(^ju  brn'örar  eöa  n.inare  menn",  sondern  man 
wird  auch,  da  bezuglich  der  Untertanen  des  norwegisc  hen  Königs 
wenigstens  das  Prinzip  der  Gleichstellung  mit  tien  Minheimischen 
galt,")  und  überdies  kein  Grund  abzusehen  ist,  warum  für  solche 
Stammesvettern  diese  Gleichstellung  nur  bezüglich  der  lilutkiagc  und 
des  W'ergeldsbezugcs,  nicht  aber  bezüglich  der  Erbberechtigung  ge- 
golten haben  sollte,  den  Schluß  ziehen  dürfen,  daÜ  auch  für  die  Is- 
länder das  Erbrecht  wie  der  W'ergeldsbezug  usw.  nur  bis  zum  fünften 
gleichen  Grade  reichte. 

Neben  den  bisher  besprochenen  Bezeichnungen  für  die  entfern- 
tere Verwandtschaft  kennen  nun  freilich  ihe  isländischen  Quellen 
noch  eine  zweite  Reihe  \on  solchen.  Sie  sprechen  von  „Iirimenn- 
in  gar"  und  „f  j  6  r  m  e  n  n  i  n  g  a  r",  oder  von  Leuten,  welche  mitein- 
ander ,,at  fimta  m  a  n  n  i"  oder  „at  setta  manni''  sind,  und  ver- 
stehen daiuiiter  Leute,  welche  im  driticjk  vjdcr  vierten,  beziehungs- 
weise im  fünften  oder  sechsten  gleichen  Grade  kanonischer  Kompu- 
tation verwandt  sind;  für  die  in  Mitte  liegenden  ungleichen  Grade 
braucht  man  ferner  die  Bezeichnung:  „at  |»riöja  ok  fjoröa",  „at 
fjöröa  ok  fimta**  ii.dgl.,  und  versteht  darunter  Verwandte,  deren 
einer  im  dritten,  und  deren  anderer  im  vierten,  oder  wieder  deren 
einer  im  vierten  und  deren  anderer  im  filnften  Grade  vom  gemein- 
samen  Stammvater  absteht  Diese  Bezeichnungen  sind  indessen  un- 
zweifelhaft lediglich  dem  kanonbchen  Rechte  entlehnt,  und  sie 
werden  denn  auch  in  den  Rechtsquellen  nur  an  Stellen  verwendet, 
welche  kirchlicl^  Ursprunges  sind;*)  nur  sehr  allmählich  hat  die 
neue  und  kirchliche  Bezeichnungsweise  die  alte  und  nationale  zu 
verdrängen  gewufit,  und  es  kommt  vor,  daß  in  geschichtlichen 
Quellen  spätere  Bearbeitungen  an  derselben  Stelle  die  kirchliche  Be- 

')  Koniingsbök,  97/172  und   173—74;   ÖtaÖarbülsbük,  300/34X) — 41; 
vgl.  29<>/338. 

*)  KonüBgsbök,  iao/a39;  vgL  349/198;  St«0arböUb6k,  61/74—5. 
*)  KoBdogsbök,  347/195. 

*)  t.  K  Kondngtbök,  18/37;  Slaöarhölsbök,  130/157  uad  131/157. 
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7eichnung  der  Verwandtschaftsgrade  haben,  an  welcher  altere  Bear- 
beitungen noch  die  nationale  zeigen,  ')  Es  wiederholt  sich  demnach 
hier  dieselbe  I''rscheiniing,  welche  auf  Island  auch  bezüglich  der  für 
die  Wochentage  {gebräuchlichen  l>e/eichnungen  stattgelunden  iiat. 
-  -  lk-achtens\\  crt  i>^t  übrigens,  ciaO  das  isländi*:chc  Recht  der  Kirclie 
unti  ihren  l'.lievei l)()t('n  «gegenüber  jene  iliin  eigentumhche  Verwandt- 
schattsgrLii/e,  welche  sieben  )ur  dassclljc  naidigewiescn  w  urde,  keines- 
wegs Völlig  aufgali,  wenn  es  diesrlL»e  ihr  gegenüber  auch  niclit  völlig 
unverändert  aufrecht  /u  lialten  vermochte.  Schon  seit  dem  8.  Jahr- 
hundert ging  die  Dis/.ipUn  der  r('nii>chen  Kirche  dahin,  daß  die  Khe 
unter  Verwandten  bis  zum  sielienten  gleichen  (irade  ein^chlielilich 
als  verboten  galt,  und  seit  lier  zweiten  Hallte  des  il.  Jalirliunderts 
war  diese  Regel  für  die  gesamte  li »endlandische  Christenheit  gesetz- 
lich anerkannt;'-'!  die  isländische  Rirclic  dagegen  behandelte  bis  in 
den  Anfang  des  1 3.  Jalirhuntlerts  hinein  die  K!u-  nur  bis  zum  fünften 
gleichen  Grade  einschliekilich  als  ab<<«lut  verboten,  und  im  siebenten 
gleichen  GratU  sogar  als  alisolut  .iliutit,  wogegen  ihr  im  fünften 
und  sechsten  ungleichen  Uiade,  dann  im  .seciisten  gleichen,  sowie 
im  sechsten  und  siebenten  ungleichen  Grade  das  Khehindernis  nur 
noch  als  ein  relatives  galt,  soferne  die  angehenden  Eheleute  durch 
rechtzeitige  Erlegung  einer  bestimmten  Geldbuße  an  die  Idgretta 
sich  von  jeder  weiteren  Ansprache  frei  machen  konnten,*)  Das  is* 
ländiscbe  Recht  hielt  demnach  seine  Verwandtschaftsgrenze,  wie  sie 
in  weltlicher  Beziehung  galt,  insofeme  auch  auf  dem  kirchlichen 
Gebiete  fest,  als  nur  innerhalb  dieser  die  Verwandtschaft  als  impe* 
dimentum  dirimens  behandelt,  und  wenn  zwar  die  Verwandtschaft 
auch  jenseits  dieser  Grenze  oodi  in  gewissem  Umfange  als  impedi- 
mentum  impediens  behandelt,  und  somit  insoweit  dem  gemeinen 
kanonischen  Rechte  ein  gewisses  Zugeständnis  gemacht  wurde,  so 
reichte  doch  auch  dieses  nicht  mehr  bis  zum  siebenten  gleidien 
Grade,  als  welcher  nach  gemeinem  Rechte  verboten,  nach  ijJändi« 
scbem  Rechte  aber  schlechthin  erlaubt  war;  selbst  die  kirchlichen 
Gewalten  scheinen  dabei  diese  nur  sehr  beschränkte  Berücksichtigung 
des  kanonischen  Rechtes  anerkannt  zu  haben,  da  sogar  ein  Eriafl 

~m 

')  /..  b.  die  Kri.stui  s.,  6  10— 11  mit  der  Ölafs  s..  TryggTasonar, 
142/285  der  FM.S.  I  und  l  lbk.  F,  S.  2S7. 

•)  vgl.  R  I c  h  l c r  -  D o  V  c,  Lehrbuch  des  Kircbcnrechls  (cd.  7,  1S74),  S.  287. 

*)  Konüngsbök,  144/31,  dann  1 44/30  und  163,60^1.  Die  letztere»  beiden 
Stellen  weichen  hinsichtlich  der  H5he  der  DitpensgeMer  voneinender  ab  and  seheinen 
darutD  Tcrscbiedcnen  Zeiten  aaiugebören. 
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des  Erzbischofs  Eirikr  aus  dem  Jahre  II89  nur  die  Eingehnnij  der 
Ehe  im  fünften  gleichen  Grade  oder  einem  niiheren  mit  der  Ex- 
kommunikation bedroht. ')  Als  ferner  die  Kirche  zu  Anfang  des 
13.  Jahrhunderts  ihre  Disziplin  milderte,  und  das  IV.  lateranische 
Konzil  im  Jahre  121 5  das  Eheverbot  auf  den  vierten  gleichen  Grad 
der  Verwandtschaft  beschrankte,  erließ  man  freilich  zwei  Jahre  später 
(1217)  auch  auf  Island  eine  Novelle,  welche  dieser  Veränderung 
Rechnung  tragen  sollte;')  aber  diese  Novelle,  welche  das  ältere 
unserer  beiden  Kechtsbücher  in  ziemlich  authentischer  Form  gibt, 
das  jüngere  dagegen  intcrpolationsweise  anstatt  jener  älteren  Vor- 
schriften in  seinen  Text  eint^cstellt  hat,  weicht  ebenfalls  wieder 
von  den  Vorschriften  jenes  neueren  kanonischen  Rechtes  sehr  erheb- 
lich ah.  Der  fünfte  t;lciche  Grnd  r^'üt  auch  jetzt  noch  als  ein  ver- 
botener, nur  freilich  als  ein  tii>pensal)lcr,  und  als  dispensabel  q;ilt 
auch  noch  der  funtte  und  sechste  unj^Ieiciie,  sowie  der  sechste  f^^leiclie 
Grad,  wobei  wieder  die  Geldbußen  genau  bestimmt  sind,  welche  in 
jedem  einzelnen  l'.iUt  ^u  entrichten  kommen;  im  sechsten  und 
siebenten  ungleichen,  dann  im  siebenten  gleichen  Grade  erst  wird 
die  Eingehung  der  Ehe  als  eine  schlechthin  erlaubte  betrachtet 
Mit  anderen  Worten:  die  Novelle  schiebt  die  Vorschriften  des  älteren 
isländischen  Rechtes  nur  um  einen  halben  Grad  zurück,  walircnd 
das  latcranische  Kon/ü  die  X'orschriften  des  alleren  gemeinen  Rechtes 
um  volle  drei  Grade  zurückgeschoben  hatte;  aber  es  entspricht  den 
Kon/ilbeschlüssen  ebensowenig,  als  das  altere  isLiiuiische  Recht  dem 
alleren  kanonischen  Rechte  entsprochen  hatte.  Der  vierte  und 
fünfte  ungleiche  Grad,  welcher  nach  dem  Konzile  schlechthin  erlaubt 
war,  galt  auf  Island  nach  wie  vor  als  absolut»  verboten ;  \  on  einem 
Erfordernisse  der  Dispensation  in  noch  entfernteren  Graden,  und 
von  einem  Erkaufen  dieser  Dispensation  gegenüber  der  weltlichen 
Behörde,  wie  beides  aus  dem  älteren  dnbeimischen  Rechte  in  die 
Novelle  übergegangen  ist,  wissen  die  KonzUbescblÜsse  vollends  nicht 
das  mindestei  und  das  isländische  Recht  überCriOt  demnach  das  ge- 
meine  Kirchenrecbt  in  eben  dem  Mafie  an  Strenge,  wie  es  vordem 
hinter  diesem  an  Strenge  zurückgeblieben  war.  —  Das  selbständige 
Verhalten  der  Novelle  vom  Jahre  1217  gegenüber  den  Beschlüssen 
der  IV.  lateranischen  Synode  erklärt  sich  sehr  einfach  aus  dem  zähen 

')  Diplom,  island.  I,  Nr.  71,  S.  286. 

AnnüLir,  a    1317:  fvrö  Irjtadsemi  ok   onicgÖ  i  lugum;  Guömuudar 
bps.      67/507.   [Vgl.  uLn^eas  diesc  Ausgabe  Bd. It  S.  552 fT.] 
>)  KoDuagsb6k,  1S/36--37 ;  StaOarhölsbök,  I27/1S7> 
Maurer,  VerwwiltaCbiiO*-  mä  Erbtecht  lueh  altnorditdiem  Reckle.  ^ 
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Festhalten  der  Isländer  an  dem  bei  ihnen  einmal  geltenden  Rechte; 
minder  klnr  liegen  dagegen  die  Gründe,  welche  das  altere  islandi- 
sche Recht  bei  seinem  nicht  minder  selb'Jtnndigen  X'erhalten  'cn 
älteren  kanonischt  n  Rechte  ger;onuher  bestimmten.  Ks  ist  hckaniu  '  i 
datl  im  franki^ciKii  Reiche  wahrend  des  S.  Jahrhunderts  die  I'.hc  nur 
bis  zum  (inttm  qloirhcn  Gmclc  -''hicf hthin  i:r.tcrs:i^  war,  uoL^egcn 
sie  im  vierten  glciclien  Grade,  wenn  >ie  eingegangen,  nicht  getrennt, 
vielmehr  den  Kheleuten  nur  eine  BuÜe  auferlegt  wurde:  «laß  ferner 
vom  9.  J.üuhunderte  an  tiie  deutsche  Kirche  zwar  auch  scivti  ix  im 
vierten  gleiciitii  (jrade  die  Khe  trennte,  aber  doch  wenigstens  über 
diese  Grenze  hintiu-  der  romischea  Disziplin  noch  nicht  folgte.  Nicht 
minder  ist  auch  bekannt,-»  daß  die  englische  Kirche,  nachdem  '«ie 
anfänglich  mit  der  franki'^chcn  Disziplin  des  8.  Jahriiundcri^  llaiiä 
in  H md  gegangen  war,  jedenfalls  schon  am  -Anfang  des  U.  Jahr- 
hunderts den  funttcn  gleichen  Grad  bereits  als  verbotca  betraclit<  tt . 
Ks  besteht  demnucli  die  Möglichkeit,  d.ili  das  islandische  Recht  seine 
von  der  romischen  Disziplin  s^»  weit  abweichenden  alteren  \'or- 
schriftcn  aus  dem  Auslande,  und  zwar  insbesondere  aus  Kngland  be- 
zogen, und  vielleicht  nur  hinterher  etwas  eigentumlich  au.-j;eprägt 
Habe,  um  sie  der  römischen  Disziplin  mehr  anzunähern.  Eben  damit 
entsteht  aber  für  uns  auch  die  Frage,  ob  nicht  vielleicht  der  fünfte 
gleiche  Grad  ab  Grenze  der  Verwandtschaft  in  das  weldiche  Recht 
Mands  erst  vom  geistlichen  Rechte  aus  herübergenommen  worden 
sei,  während  das  ältere  einheimisdie  Recht  eine  Sibbezahl  vidleicht 
überhaupt  nicht  gekannt  hatte ;  indessen  kann  diese  Frage  vom  Stand- 
punkte des  isländischen  Rechtes  aus  nicht  gelöst  werden,  und  das 
Prinzip  der  Berechnung  der  Verwandtschaftsgrade  lä6t  sie  jedenfalb, 
wie  sie  auch  entschieden  w^erde,  unberührt 

In  den  norwegischen  Rcchtscju eilen  werden  hinwieder- 
um die  Bezeichnungen :  na^sta  broedra,  annarra  brcedra,  |)rii>ja  broeöra 
niemals  gebraucht,  so  daß  sie  als  spezifisch  isländische  betrachtet 
werden  müssen;  die  norwegischen  Quellen  pflegen  dieselben  aber 
auch  durch  keine  andere  nationale  Terminologie  zu  ersetzen,  ge> 
brauchen  vielmehr  regelmäßig  nur  jene  aus  dem  kanonischen  Rechte 
entlehnten  Bezeichnungen,  welche  wir  bereits  im  isländischen  Rechte 
neben  den  nationalen  vorfanden,  also  Bezeichnungen  wie  „{trimenn* 


'1  vgl.  Kichter-Uovc,  an;:.  O, 

v^l.  V.  Amira,  Erbenfolgc,  S.  80— 82. 
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Ingar",^)  „fermeam'ngar"  oder  Mfjörmeom'ngai",*)  oder 
wieder  „3  maona  fraendsemi^'»')  »lieir  sem  fjörda  manne 
eru",  „)ieir  er  fimta  manne  ero"i„|>eir  er  sötta  manne  ero 
at  frxndsemi",^)  dann  ,iat  fjdröa  manni"  „at  fimta  manni"*) 
u.  dgL  m.  Indessen  fragt  sich  doch,  ob  nicht  etwa  auch  in  Nor- 
wegen  ursprünglidi  eine  eigene  und  neutrale  Art,  die  Grade  tu  be- 
rechnen und  zu  bezeichnen,  gegolten  habe,  «reiche  nur,  ähnlich  wie 
auf  Island,  hioterher  durch  jene  kirchliche  Bezeichnungs«  und  Be- 
rechnungsweise  verdrängt  wurde,  und  es  scheint  in  der  Tat  mög- 
lich, noch  ziemlich  sichere  Spuren  einer  solchen  in  unseren  Rechts- 
büchern nachzuweisen. ")  Das  jüngste  unserer  Rechtsbücher,  das 
von  t)randheinir,'  spricht  bei  Gelegenheit  der  Regelung  der  verbotenen 
Verwandtschaftsgrade  aus, ')  daß  man  bei  Berechnung  der  Blutsfreund- 
schaft von  zwei  Geschwistern  ab  beiderseits  sechs  Personen  herab- 
zahlen, und  erst  bei  der  siebenten  heiraten  solle  j  daß  ferner,  wer 
die  Witwe  eines  Verwandten  heiraten  wolle,  von  zwei  Geschwistern 
herab  vier  Personen  zählen,  und  erst  bei  der  fünften  heiraten  solle; 
daö  es  endlich  ebenso  gehalten  werden  solle,  wenn  jemand  eine 
Verwandte  seiner  früheren  Frau  heiraten  wollte.  Es  werden  dem- 
nach zwei  bestimmt  bezeichnete  Fälle  der  Verschwagerung  von  dem 
P'alle  der  Blutsfreundschaft  unterschieden,  und  wird  hir  jene  der 
fünfte,  für  diesen  aber  der  siebente  gleiche  Grad  als  der  erste  er- 
laubte bezeichnet;  wenn  dabei  ferner  zwar  die  gebrauchte  Ausdrucks- 
weise an  und  tiir  sich  zwciteUKift  lassen  k  »ante,  ob  die  Geschwister, 
von  denen  die  Zalilunc^  der  Gr  idt.-  ausL^t  heti  soll,  in  deren  Zahl  ein- 
Cer<-chnct  oder  aul5erlialli  (kr  /ihluni^'^  hehissen  sein  will,  ob  also 
eine  der  isländischen  oder  eine  der  kanonischen  Komputation  eut- 


')  neuerer  BpKrK.  21 ;  neuerer  GftKrR.  30;  Jöm  KrR.  47;  aber  aacb 
Landsl.,  ErfAat.  7,  Nr.  12. 

*)  Landsl.,  Manch.  8  und  Ii;  Kaupab.  2. 

•)  Fr^L.  VIII.  9.         <)  ebenda,  VI.  Ii;  VIII.  15. 

*)  netterer  B]»KrK.  21;  neuerer  G|»KrR.  30;  Jöns  KrR.  47. 

•)  Vgl.  meinen  Aufsatz:   „Die  Berechnung   der  Verwandtschaft   nach  uUnor 
wep^'^hc'n  Rechte",  in  den  Siuungsberichteo  der  Mfiacbencr  Akademie  d.  \V.,  1S77. 
II.  S.  235—53. 

F  r  {>  L.  UI,  I ;  Svä  er  Duellt.  at  cngi  sinl  taka  kono  1'  seit,  lina  iBnars  kostar 
en  maeltt  er  ok  biskop  IceyflH  i  Mostrar^ingi,  ok  allir  menn  TurBn  iaittir.  Teija  skal 

fri  systkinum  tvcim  6  menn  ;i  hvarntve^gja  veg,  olc  laka  at  biaittA  tjaunda;  en  ef 
maAr  vill  taka  kono  er  frx-ndi  hans  aUi,  |i a  «ikal  telja  tjora  menn  t  hvürntvr.^gja 
\cg  fr.'i  br  rffrnm  tveim,  ok  tak.i  at  hiinirn  hmi.i.  Sri  skal  hilt  sama  tcJja,  cl  mnftr 
vill  taka  fraeodkono  J»eirrar,  er  hann  aiti  a^ir.    Wörtlich  eben&o  Svcrris  KrR.  56. 
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Sprechende  Berechnungsweise  zugrunde  liegen  so  läßt  scli  doch  dieser 
Zweifel  durch  Heranziehung  der  Schlufibestimmung  des  Paragraphen 
leicht  beseitigen.  Es  wird  nämlich  hier  gesagt, daß  die  Eingehung 
der  Ehe  unter  Geschwisterkindern  mit  einer  Bu8e  von  drei  Mafk 
belegt  sei,  und  daß  von  hier  ab  die  Bufie  mit  jedem  Grade  um  zwei 
Unzen  Süberwerts  falle,  infolgedessen  aber  für  den  sechsten  Grad 
auf  eine  Mark  zu  stehen  komme.  Da  der  Unzen  acht  auf  die  Mark 
gehen,  ist  Idar,  dafi  diese  Bezeichnung  nur  zutreffen  kann,  wenn  wir 
annehmen,  da6  erstens  die  drei  Mark,  welche  von  Geschwisterkindern, 
und  die  Mark,  welche  vom  sechsten  Grade  zu  eilegen  sind,  nidit  in 
Silberwert,  sondern  in  gewöhnlichem  Zahlwerte  vorgesetzt  seien, 
welcher  letztere,  wie  wir  aus  geschichtlichen  Quellen  wissen,  nur 
halb  so  hoch  stand  als  der  erstere,  und  daß  zweitens  die  Geschwister 
bereits  als  erster  Grad  gezählt  wurden;  unter  dieser  Voraussetzung, 
aber  auch  nur  unter  dieser,  führt  der  dritte,  vierte,  fönfte  und  sediste 
gleiche  Grad  von  den  3  Mark  gewöhnlichen  Zahlwertes  der  Ge- 
schwisterkinder oder  des  zweiten  frleichen  Grades  auf  2'  2,  i'/t 
und  1  Mark  desselben  Wertes  heralx  Auch  eine  weitere  Stelle  des- 
selben Kechtsbuches  spricht  geradezu  aus,  daß  der  sechste  gleiche 
Grad  kanonischer  Komputation  der  letzte  verbotene  -ci,  ^)  indem  hier, 
narli^lcm  vorher  dir  Wergcldsbezüge  der  Geschwisterkinder  und 
Nachgesclnvistcrkinder  besprochen  worden  waren,  sofort  zu  den  Be- 
zügen des  vierten,  fünften  und  sechsten  Grades  übert^egangen,  und 
sodann  die  Hcmcrkung  beigefügt  wird,  daü  über  diesen  Grad  hinaus 
Wer  ;i  Id  nicht  mehr  }::fei;eben  noch  f^enommen  werde,  weil  mit  ihm 
die  Verwandtschaft  zu  Ende  und  die  Heirat  erlaubt  sei.  X'ollkommen 
fest  steht  hiernach,  daß  unser  Kechtsbuch  der  kanonischen  Kompu- 
tation folt;t,  nicht  der  isländischen,  und  nicht  minder  fest,  daß  es 
zwar  den  siebenten  t^leichen  Grad  kanonischer  Komputation  ebenso 
wie  das  altere  ishuidischc  Recht  als  den  ersten  erl.iubten  hinstellt, 
aber  von  relativ  erlaubten.  rv<p.  dispensablen  (iraden,  wie  sie  dieses 
letztere  Recht  kaiuite,  nichts  weiß.  Wir  kiinnen  aber  überdies  auch 
feststellen,  daß  der  Text  unseres  Rechts!>uches  an  der  hier  fra'^üchen 
Stelle  aus  dem  Schlüsse  des  12.  Jahi iiundcrts  stammt.  W'enii  n  .in- 
lich  zwar  im  all^'cmeincu  nicht  bcätritten  werden  kann,  daß  der  uns 

*)  ang,  O.   Eq  ef  maÖr  lekr  brurörtiog  «na  cAa  systrüng,  )>ä  er  })ar  aiAast  3 
marka  sekL   En  upp  ftA  ^vi  sem  frarndseioi  öskyldist,  Jiä  skulu  faUa  2  anrar  tilTr- 

mctnir  af  Un*   hvi-rju;         vcri>r         ii>öik  at  -ctta  kntt.    Samu  llind  er  Vin  siftkape. 
tbensu  Svcrris  KrR.  56  und  bjarkR.  III,  OO. 
"j  l  t[,L.  VI,  Ii. 
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vorliegende  Text  der  l-rj)l-.,  und  insbesondere  des  zu  ihnen 
hörigen  Christenrechtes,  wenn  auch  im  groUen  und  ganzen  aul  der 
zwischen  K.  Magnus  Erlingsson  und  Er/.bischof  Eysteinn  vereinbarten 
Redaktioa  beruhend,  doch  noch  in  späterer  Zeit  mehrfache  Ver- 
ändeningen  und  Zusät2e  erfahren  hat,  so  ist  doch  klar,  da8  dies  be- 
züglich unserer  Stelle  nicht  der  FaU  ist  Wäre  gelegentlich  der  Gber> 
arbeituog  des  Rechtsbudies  im  Jahre  1244  oder  wieder  12C0  an 
dieser  Stelle  irgendwelche  wesentliche  Veränderung  getroffen  worden» 
so  würde  dieselbe  zweifellos  dne  Berücksichtigung  der  vom  IV.  late- 
ranischen Konzile  (1215)  getroffenen  Neuerungen  zeigen»  wie  dies 
bezüglich  der  Legislation  des  K.  Magnus  lagaboetir  aus  den  Jahren 
1267  und  1268  wirklich  der  Fall  ist;')  da6  diese  Neuerungen  voll- 
kommen unberücksichtigt  blieben,  erklärt  sich  vielmehr  nur  aus  dem 
Umstände,  dafi  man  es  in  der  Frage  beim  hergebrachten  Rechte 
belassen  wollte,  welches  uns  somit  in  unserem  Texte  unverändert 
vorliegt  Ob  aber  die  betreffenden  Bestimmungen  unseres  Textes 
durch  die  am  Schlüsse  des  12.  Jahrhunderts  entstandene  Redaktion 
der  Frl)L.  neu  eingeführt,  oder  ob  sie  auch  in  diese  nur  aus  einer 
noch  älteren  Redaktion  derselben  herübet|renommen  worden  seien, 
wird  natürlich  damit  noch  nicht  entschieden,  daÖ  der  Eingang  unserer 
Stelle  auf  die  vom  heil  Ölafr  und  seinem  Hofbischofe  Grfmkell  am 
Möstrar)»inge  getroffenen  Bestimmungen  Bezug  nimmt;  daß  wenig» 
stens  in  Bezug  auf  die  Wortfassung  der  Stelle  die  verlorene  ältere 
Redaktion  des  Rechtsbuches  von  dessen  uns  vorliegendem  Texte 
abwich,  läßt  sich  vielmehr  sogar  direkt  wahrscheinlich  machen.  Ein 
Auszug  aus  dem  älteren  Stadtrechte,  u  olcher  für  die  Stadt  Niöaros 
bestimmt  war  und  somit  unzueitelhaft  an  die  Er[»l^  sich  anlehnte, 
stellt  an  einer  hierher  geiiurigcn  Stelle  der  Heirat  mit  einer  Bluts- 
freundin die  Heirat  mit  einer  Gevatterin  oder  mit  einer  „Iraendleif** 
gegenüber;^  es  wird  demnach  hier  ein  altertümlicher,  übrigens  auch 
in  anderen  älteren  (  hristenrechten  wiederkehrender  Ausdruck  für 
die  VV'itwe  eines  Blutsfreundes  gebraucht,  während  unser  Text  der 
FrI>L.  dafür  die  farblose  Umschreibunt,'  k'i'^t:  „konu  |ia  er  fr.endi 
hars  atti",  und  kann  doch  kaum  bezweifelt  werden,  da(j  dieser  Aus- 
druck nur  aus  einer  älteren  Redaktion  desselben  Kechtsbuches  her- 


*)  neoerer  HJtKrK.  21;  neuerer  G]iKrK.  30. 

*)  BjarkR.  I,  9;  Eagi  niaSr  sk»l  Uka  frscadkoDO  sioa  i  ksinpange  heldr  cn  1 
beraAe  nänare  en  i  hgum  er  mselu  En  ef  nuiAr  tskr  KtiAsifju  «in«  i  kaupdnge  cfta 
frsendleif  sioa,  I)ä  Wggr  sh'kt  i  k:uinün{;c  scni  1  Iier.i^c.  Sltkau  kristind^itn  eigum 
Tcr  at  bafft  i  kaupinge  sem  mx\t  er  alira  manna  millum  ä  lög|)iogi. 
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Stammen  konnte.  In  den  GI>L.  findet  sich  nun  aber  eine  Vorschrift, 
deren  Parallelismus  mit  den  Bestimmungen  der  FrpL.  keinem  Zweifel 
unterliegen  kann,  deren  Ausdrucksweise  jedoch  in  mehrfacher  Be- 
ziehung eine  sehr  auffällige  ist  Es  heiBt  hier,*)  daß  die  Ehe  unter 
Blutsfreunden  erst  im  siebenten  Knie  und  siebenten  Gliede  erlaubt 
sei,  die  Ehe  mit  anderen  Weibern,  welche  unsere  BlutsTreundinnen 
sind,  erst  im  fünften  Knie  und  ftinflen  Gliede,  endlich  die  Ehe  eines 
Witwers  mit  einer  Blutsfreundin  seiner  früheren  Frau  nur  von  dem- 
selben Grade  an.  Dieselben  drei  Fälle,  welche  in  der  oben  be- 
sprochenen  Stelle  der  FrI>L.  besprochen  werden,  sind  demnach  audi 
hier  unterschieden,  und  ebenso  ist  die  Grenze  der  verbotenen  Grade 
hier  wie  dort  ganz  gleichmäßig  gezogen;  sehr  anstößig  ist  aber  dabei 
einmal,  dafi  erst  der  siebente  und  dann  der  fünfte  gleiche  Grad 
kanonischer  Komputation  zugleich  als  das  siebente  und  resp.  fünfte 
Knie  und  als  das  siebente  und  fünfte  Glied  bezeichnet  wird,  während 
<lodi  die  dne  dieser  Bezeichnungen  völlig  genüge  müßte,  wenn, 
wie  dies  die  Gleichheit  der  Ziffern  anzudeuten  schein^  Knie  und 
Glied  wirklich  gleichwertige  Begriffe  wären,  anstößig  aber  zweitens 
auch,  daß  im  zweiten  Satz  statt  der  „konur  |>aer  er  fr^ndi  hans  itti" 
der  FfpL.  nochmals  die  „fraendkonur"  genannt  werden,  fUr  deren 
Behandlunj^  der  vorangehende  erste  Satz  doch  bereits  eine  ganz  an- 
dere Rej^el  aufgestellt  hatte.  Die  letztere  Schwierigkeit  läßt  sich 
leicht  heben,  wenn  man  sich  erinnert,  daö  in  der  ältesten  Redaktion 
der  ¥r[)L.  augenscheinlich  für  jene  Weiber  der  Ausdruck  fr^endleifar 
gfebraucht  worden  war,  welcher  erst  hinterher  mit  jener  Umschrei- 
bung vertauscht  wurde;  in  der  ülafschcn  Redaktion  der  Gl)L.  wird 
eben  auch  dieselbe  Bezeichnung  gestanden  sein,  welche  dann,  früh- 
zeitig außer  Gebrauch  gekommen,  sei  es  nun  in  der  Magnüsschea 
Redaktion  oder  in  tlem  kompilierten  Texte,  in  wrlrhem  uns  die 
Stelle,  mit  „Hä(^ir  m;elto  jtetta"  bezeichnet,  allein  vorliegt,  mit  einem 
verstandlicheren  Ausdrucke  vertauscht  werden  wollte,  und,  sei  es  nun 
bei  dieser  Gelegenheit  oder  auch  nur  durch  einen  späteren  Ab- 
schreihi  mag  der  geläufigere,  aber  allenünc;-  Iricr  keinen  ver- 
nunttigen  Sinn  gebende  Ausdruck  fra-ndkonur  in  di  n  Satz  gekommen 
sein.   Die  erstere  Schwierigkeit  laüt  sich  dagegen  nicht  ebenso  ein- 

')  G^I»  24:  \>*l  er  nu  |ivi  iKCbt,  jx  virr  skal  cngi  ci^a  fraendkouo  una  M 
koao  ser.  En  oss  er  svä  lofat  at  talia  at  sjauada  ko6  ok  sjaunda  liA  frsendkonur 

varar:  cn  konur  ji  i  r  ac^rar.  <  r  fr;)  ndkonur  värar  eni,  at  finita  kac  ok  timta  hü.  Svi, 
})  I  r  konur.  er  |i  «  r  cigo  fneodserai  saman,  kona  $ii  er  bann  dlU  äfir,  ok  hin  er  hann 
tckr.  —  I  cbU  in  C. 
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fach  und  biindij;^  lösen;  (\och  wird  man  bczuglicli  ihrer  die  Ver- 
mutung vv.ij^en  (iu.  i- tlaU  ursjMuni^lich  eine  zweifache  Berechnung 
der  Grade,  nach  Knien  unti  nnch  Ghcdern,  \x>r;^xMcgcu  haben  mö^e, 
von  denen  nur  die  eine  die  dcb  kanonischen  Rechts  gewesen  :>ci, 
während  die  andere  abu  eichende  Ziffern  zeigte,  welche  erst  hinterher 
durch  den  Kompilator  oder  auch  den  Schreiber  unseres  Textes 
mißverständlich  gleichgemacht  wurden;  mag  sein,  daß  die  kanonische 
Komputation  der  Magnüsschen  Redaktion  angehört  hatte,  während 
die  Olafsche  nodi  eine  andere  und  nationale  Berechnungs-  und  Bc- 
zeicbnungswdse  gekannt  hatte.  *  Zu  eber  ähnlichen  Vermutung 
drängt  auch  die  Betrachtung  des  älteren  Christenrechtes  von  Vddn« 
Von  den  drei  Rezensionen  dieser  Quelle,  deren  jede  bezüglich  der 
hier  fraglichen  Stelle  nur  durch  eine  einzige  Hs.  vertreten  wird,  sagt 
die  erste,  daß  niemand  eine  Blutsfreundin  heiraten  dürfe,  welche 
ihm  näher  verwandt  sei  als  im  fünften  Knie,  eine  Witwe  eines  Ver* 
wandten  (fraendleif)  aber  im  fönften  Grade;')  nach  der  zweiten  und 
dritten  dagegen  soll  niemand  eine  Blutsfreundin  heiraten  dürfen,  die 
ihm  näher  als  im  siebenten  Knie  verwandt  ist,  woneben  der  dritte 
Text  die  Ehe  mit  der  fraendleif  im  fünften  Grade  zuläßt,  der  zweite 
dagegen  die  unverständlichen  Worte  beifugt:  „und  im  fünften  Grade 
der  Verwandtschaft".*)  Man  sieht,  aus  der  fraendleif,  welche  Text 
I  und  in  richtig  festhalten,  ist  in  Text  II  ähnlich  wie  in  den  GI)L. 

frsndsemi"  geworden,  ein  reiner  Unsinn;  man  sieht  aber  auch, 
daß  in  Text  I  zwar  bezüglich  der  fraendleif  die  Worte  „at  fimta 
manne"  stehen  wie  in  II  und  III,  dagegen  bezüglich  der  fraendkona 
„at  fimta  kn6",  während  II  und  III  „at  sjaunda  knc"  lesen.  Die  letztere 
Lesart  ist  nun  insoferne  entschieden  die  korrektere,  als  sie  die  nach 
kanonischer  Komputation  richtige  Ziffer  bei  der  fraendkona  bringt,  wie 
sie  die  in  allen  Texten  gleichmäßig  wiederkehrende  Benützung  eben 
dieser  Komputation  bei  der  fr;cndleif  fordert ;  aber  doch  möchte  ich 
daraus  noch  nicht  folgern,  daß  in  I  die  Ziffer  5  einfach  in  7  zu 
emendieren  seL  Bei  der  fraendleif  wird  in  allen  drei  Texten  der 
Ausdruck  „at  fimta  manni"  gebraucht,  während  bei  der  fnxndkona 
alle  drei  vom  „kne"  sprechen ;  möglich  bliebe  demnach,  daß  auch 
in  diesem  Rechtsbuche  ursprünglich  zwei  verschiedene  Berechnungs- 

'j  b  [)  L.  1,  15:  nu  skal  cagi  madr  fa  fra^ndkouu  sina  skyldri  en  ;U  timu  koc, 
ok  at  fimta  manni  (nendlcif. 

Bjj^L.  II,  6:  Dii  skal  engt  maSr  fa  frseadkona  siimar  skyldri  en  at  sjaunda 
koe,  ok  fimta  tnanni  at  trxndsemi ;  ebenda,  III,  6:  nii  .skal  engt  maSr  fneadkoDU 
sinoar  skyldri  en  ai  sjauada  kuc,  ok  at  limta  tnanni  fnendleif. 
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und  Hezeichnungsweisen  nebeneinander  gebraucht  und  nur  hintcrlicr 
in  den  uns  vorliegenden,  sämdich  ziemlicli  spät  geschriebenen  Texten 
in  verschiedener  Weise  zurechtgelegt  worden  waren.  Den  Ausschlaj:^ 
geben  dürfte  aber  die  entsprechende  Vorschrift  des  hochlandischen 
Christenrechtes.  Diese  lautet  nach  der  einen  Hs.  der  älteren  Re* 
daktion  dahin,  daß  man  bei  der  frsndkona  die  Verwandtschaft  bis 
zum  filoften  Knie  zählen  und  beim  siebenten  (d.  h.  Grade)  heiraten 
soUe,  bei  der  fraendleif  dagegen  bb  zum  dritten  Knie  zählen  und 
beim  fünften  {d.h.  Grade)  heiraten;^)  eine  zweite  Hs.  derselben  Re- 
daktion aber  läßt  bei  der  fnendlcona  die  Verwandtschaft  von  dem 
Vater,  und  zwar  vom  sechsten  Knie  aus  zählen  und  beim  siebenten 
heiraten,  bei  der  frsendleif  aber  bis  zum  vierten  Knie  zählen  und 
beim  fünften  heiraten, '')  und  mit  ihr  stimmt  auch  die  jüngere  und 
kürzere  Redaktion  überein.  Nun  bt  zwar  recht  gut  ersichtlich,  wie 
die  letztere  Lesart  durch  bewußte  Korrektur  aus  der  ersteren,  dem 
Schreiber  nicht  verständlichen  entstehen  konnte;  nicht  erklärbar  wäre 
aber,  wie  aus  der  letzteren  Lesart  die  erstere  hätte  werden  und  was 
irgend  einen  Schreiber  hätte  veranlassen  sollen,  sowohl  das  sechste 
Knie  als  das  vierte  in  das  fünfte  und  dritte  zu  ändern.  Die  erstere  und 
nicht  die  letztere  Lesart  muß  also  als  die  ursprünglichere  betrachtet 
werden ;  sie  zeigt  aber  deutlich  eine  zweifache  Zählung  unterschieden, 
deren  eine,  da  das  letzte  verbotene  „Knie"  von  dem  ersten  erlaubten 
Grade  um  zwei  Ziffern  absteht,  der  anderen  um  einen  Grad  nach- 
folgt Dabei  ergibt  die  Vergleichung  der  übrigen  Provinzialcechte, 
daß  diejenige  Zählung,  welche  die  höheren  Ziffern  zeigte  die  des  ka- 
nonbchen  Rechtes  bt;  die  andere,  die  niedrigeren  Ziffern  zeigende 
Zählung  muß  also  eine  ältere,  nationale  gewesen  sein,  und  zwar  ganz 
dieselbe  mit  der  national*isländischen,  da  die  um  eine  Ziffer  der  ka- 
nonischen nachstehende  Zahhing  sich  nicht  füghch  anders  erklären 
laßt,  als  durch  die  Annahme,  daß  die  (  Ii  luvistcr  nicht  in  dieselbe 
einbezogen  worden  seien.  Fasse  ich  ilas  Ergebnis  der  bisherigen 
Erörterungen  nochmals  zusammen,  so  ergibt  sich,  datJ  \  "n  der  ältesten 
christlichen  Zeit  an  bis  in  den  Anfang  des  13.  Jahrhuuderts  herab 
die  Grenze  der  verbotenen  Ciradc  in  allen  vier  Uingverbänden  ma- 
teri'  H  c'U  irh  gezogen  war,  daü  aber  <lie  formelle  Redaktion  der  be- 
treffenden Bestimmungen  zu  verschiedenen  Zeiten  und  vielleicht 

*)  E^L.  I,  30:  Nif  skal  tdja  frscodtemi  |>eirra  i  fimta  kai  ok  toki  at  sjannda; 
en  at  rraeudleif  teli  tiriÖja  kne,  ok  taki  at  iitnta. 

*)  ebenda:  im  bk.il  tolja  ti.i  ftiV  rr,':n(iscnii  {loirra,  Iclju  fr.i  «-ttta  kne,  ok  tiika 
at  sjaiioda;  en  fruendleifa  skal  telja  1  Ijtirö«  kni,  ok  taka  at  timta.    Ebenso  II,  2b. 
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uI)ltc1us  auch  ii>  >ch  in  dvu  \  cr-rhiedcncii  ningverbänden  eine  etwas 
verschiedene  w;ir.  iiiid  zwar  eiiuiial  in>ulcnie,  als  die  altere  Bezeich- 
nung der  Witwe  dci  verstorbcncsi  Blutslrcundes  als  fr.-endleif  (B|)L, 
I  und  III:  EI)L.  I  und  II;  BjarkR.  I)  iiin  und  wieder  in  jun[;eren 
Texten  /u  einer  Korruptel  geführt  (Gl>L.  und  JJ[)L.  II),  oder  ;il)er 
einer  blolien  Umschreibung  Platz  gemacht  hat  (FrpL.),  sodann  aber 
auch  insoferne,  als  in  den  älteren  Texten  eine  nationale  Art,  die 
Verwandtschaftsgrade  zu  berechnen  und  zu  bezeichnen,  sei  es  nun 
allein  oder  neben  der  kanonischen  gestanden  war  (EI)L  I,  erste  H?.), 
welche  in  den  späteren  zo  Komiptelen  gefühlt  hat  (Gl)L.;  BI»L.  i), 
wenn  sie  nicht  völlig  der  kanonischen  weichen  mußte  lFrl>L.;  B1)L. 
n  und  III;  EI>L.  I,  zweite  Hs.  und  II).  Dabei  scheint  nach  der  äl- 
teren  und  nationalen  Terminologie  der  Grad  als  „Knie"  bezeichnet 
worden  zu  sein,  welche  Bezeichnung  vielleicht  erst  hinterher  auch 
auf  die  kanonische  Komputation  angewendet  wurde  (Fr[)L.;  BjarkR.  IQ; 
BI)L.  n  und  ni;  EfiL.  l,  zweite  Hs.  und  II).  Von  diesem  Ergebnisse 
aus  scheint  sich  aber  auch  eine  Stelle  des  kanonischen  Rechts  zu 
efklären,  deren  Auslegung  nicht  ohne  Schwierigkeit  ist,  nämlich  ein 
Erlaß  des  P.  Cölestin  HI.  (i  191 —98),  welcher  in' die  Dekretalen« 
Sammlung  des  P.  Gregor  IX.  übergegangen  ist^)  Dem  P.  Colestin 
war  aber  durch  eine  nicht  genannte  Persönlichkeit  vorgetragen 
worden,  daß  sein  Vorgänger,  P.  Hadrian  IV.,  zu  der  Zei^  da  er  als 
Kardinallegat  in  Norwegen  sich  aufhielt,  also  im  Jahre  11 52,  dem 
dortigen  Volke  die  Indulgenz  erteilt  habe,  im  sechsten  Grade  hei« 
raten  zu  dürfen,  und  daß  nun  der  Zweifel  entstanden  sei,  was  zu 
gdten  habe,  wenn  von  den  beiden  Ehestandskandidaten  der  eine  im 
sechsten  oder  siebenten,  der  andere  aber  nur  im  zweiten  oder  dritten 
Grade  vom  gemeinsamen  Stammvater  abstehe.  Der  Papst  antworte^ 
daß  in  solchem  Falle  die  Ehe  als  verboten  zu  betrachten  sei,  indem 
dieselbe  nur  dann  als  erlaubt  gelten  könne,  wenn  beide  Nupturienten 
im  sechsten  Grade  von  dem  gemeinsamen  Stammvater  abstehen  und 
zwar,  wie  diesmal  ausdrücklich  hei  gefügt  wird,  „cognatif  me  ^ccundum 
canones  computata".  Da  cr>cht mt  nun  in  hohem  Grade  auffällig, 
daJi  nach  der  Dekretalc  die  Ehe  im  sechsten  gleichen  Grade  ka- 
nonischer Komputation  bereits  erlaubt  sein  sollte,  während  sie  nach 
dem  übereinstimmenden  Zeugnisse  der  sämtlichen  norvvcgi«;chen 
Frovinzialrechte  in  diesem  Grade  noch  verboten  und  erst  im  siebenten 


>)  Cap.  3,  X,  De  consanguin.  et  affin.  (IV,  14);  vgl.  Jaffc,  KegesU 
pontificum,  Xr.  10,  ä.  734. 
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erlaubt  war  und  der  Widerspruch  wird  um  so  anstößiger,  wenn  man 
erwägt,  dad  das  Zeugnis  der  Dekretale  auf  die  ganze  zweite  Hälfte 
des  12.  Jahrhunderts  sich  bezieht,  also  genau  auf  dieselbe  Zeit,  aus 
welcher  auch  die  entgegengesetzten  Angaben  unserer  Rechtsbücher 
stammen.  Es  dürfte  sich  aber  der  Widerspruch  sehr  einfach  durch 
die  Annahme  lösen  lassen,  daß  der  norwegische  Fragesteller,  welcher 
sich  an  P.  Cölestin  wandte,  der  nationalen  norwegischen  Zählung 
der  Verwandtschaftsgrade  sich  bedient  habe,  so  dafi  sein  sechster 
Grad  in  der  Tat  dem  siebenten  der  kanonischen  Komputation  ent- 
sprach, und  dafi  somit  nur  durch  ein  Mißverständnis  des  antwortenden 
Päpstes  die  Deutung  dieses  Grades  im  Sinne  des  kanonischen  Rechts 
und  die  Beißigung  der  Bemerkung  „cognatione  secundum  canones 
computata"  veranlaßt  worden  sei.  Bestätigt  wird  diese  Annahme 
durch  den  Umstand,  daß  auch  nach  dem  älteren  bländischen  Rechte 
erst  der  siebente  gleiche  Grad  kanonischer  Komputation  erlaubt, 
dagegen  der  sechste  noch  verboten,  wenn  auch  dispensabel  war;  er 
legt  die  Vermutung  nahe,  daß  in  Norwegen  wie  auf  Island,  wahr- 
scheinlich durch  die  Disziplin  der  en^'lischen  Kirche  veranlaß^  ein 
von  den  Vorschriften  der  römischen  Kirche  abw  eichenties  und  inil- 
deres  Recht  Ix  ui;II(!i  der  verbotenen  W-rwandtschaftsgrade  sich 
eingebürgert  habe,  und  d  i3  P,  Hadrian,  selbst  ein  geborener  Eng- 
länder, dieses  mildere  Recht  ausdrücklich,  wenn  auch  vielleicht  nur 
in  etwas  modill/ierter  Gestalt  anerkannt  habe,  natiirlich  für  beide 
Länder  zugleich,  da  er  doch  wohl  nicht  gegen  die  beiden  islandischen 
Diözesen  der  norwegischen  Kirchenprovinz  anders  verfahren  konnte 
als  gegen  die  fünf  norwegischen. 

Durch  da-  1>;  herige  hat  sich  ergeben,  daß  ursprünglich  in  Nor- 
wegen eine  nationale  Art,  die  Verwandtschaftsgrade  zu  berechnen, 
gegolten  hatte,  welche  vollkommen  der  isländischen  entsprach,  und 
dati  diese  nationale  Hcrechnungsweise  nur  dort  früher  und  voll- 
standiger  durch  die  kanonische  Komputation  \  erdrangt  wurde  als 
hier.  Ob  <!:tlH  i  Mirh  die  isländische  Bezeichnung  iicr  £;lcichen  Grade 
als  n  rsta  bru  Ära,  annarra  bruei^ra,  |>ri<^ja  l>rn  (>r.i  dem  norwegischen 
Ki  rlite  gelautig  gewesen,  oder  ob  sie  erst  in  spaterer  Zeit  auf  Island 
autgekommen  sei  !*;t  demgegenüber  eine  l'rage  sehr  mite  i geordneten 
Werts  unfi  !;!ßt  ^iih  überdies  nicht  mit  Sicherheit  bestimmen;  die 
Altertuiulaiikcit  der  betreffenden  Ausdrucke  laüt  mir  indessen  eine 
Entscheidung  im  ersteren  Sinne  wahrscheinlich  vorki;aimen.  Eine 
andere,  und  ungleich  bedeutsamere  I  rage,  welche  indessen  glcichialls 
nicht  mit  voller  Sicherheit  beantwortet  werden  kann,  ist  dagegen 
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die,  ob  das  nuiw  egischc  Recht  ebenso  w  ic-  (la>  i>l:iiulisriu  .mcii  aut 
weltlichem  Gebiete  eine  bestimmte  Grenze  der  \  crwandts(  haft  ge- 
kannt lialx,  und  wie  dieselbe  {gezogen  gewesen  sei.  Ohtu-  den  in 
aadcicm  Zusammcnhanj^c  nachfolgenden  I*>ürteruni^cn  ii  gcii(i\vie  vor- 
greifen zu  woUeti,  will  ich  hier  nur  einige  Bedenken  /usaniinen- 
stellen,  welche  sich  in  dieser  Richtung  erheben.  Nach  einer  Auf- 
zciciinung,  welche  sich  selbst  als  ein  W'eistum  bezeichnet,  das  eine 
Anzahl  namentlich  genannter  islandischer  Häuptlinge  in  der  zweiten 
Hälfte  des  ll.  Jahrhunderts  über  die  vom  heil.  Ölafr  den  Isländern 
verliehenen  Privfl^en  abgaben,  wird  den  Isländern  der  Anspruch 
auf  die  Erbschaft  seiner  in  Norwegen  verstorbenen  Verwandten  unter 
der  Voraussetzung  zuerkannt,  dafi  sie  diesem  ,,nae$ta  brcedra  eda 
nänari",  d.  h.  mindestes  im  dritten  gleichen  Grade  kanonischer  Kom- 
putation verwandt  seien.  ^)  Nun  wissen  wir,  dafl  den  Norwegern  auf 
Island  auf  privatrechtlichem  Gebiete  ausdrücklich  die  Gleichstellung 
mit  den  Einheimischen  eingeräumt  war,*^  und  daß  sie  insbesondere 
auch  ihre  auf  Island  versterbenden  Verwandten  bis  zum  fünften 
gleichen  Grade  beerbten;*)  wir  werden  also  doch  wohl  annehmen 
dürfen,  daß  volle  Gegenseitigkeit  gewährt  werden  wollte,  und  daß 
somit  die  hier  und  dort  verschieden  gezogene  Verwandtschaftsgrenze 
eben  die  hier  und  dort  für  die  eigenen  Staatsbürger  geltende  ge- 
wesen seL  Das  norwegische  Recht  gewährte  dem  Isländer  für  die 
Dauer  seines  Aufenthaltes  in  Norwegen  die  gleiche  Buße  nicht  nur 
mit  dem  gewöhnlichen  freien  Manne,  sondern  sogar  mit  dem  höldr 
oder  Stammgutsbesitzer;  wie  sollte  es  da  dazu  gekommen  sein,  ihn 
im  Erbrechte  schlechter  zu  halten  als  den  Einheimischen.  Dazu 
kommt,  daß  die  erbrechtlichen  Bestimmungen  der  GI>L.,  so  verwirrt 
sie  sind/)  doch  erkennen  lassen,  daß  die  Grenze  des  Erbrechtes  auf 
die  Nachgeschwisterkinder,  also  den  dritten  gleichen  Grad,  anfanglich 
gesetzt  war,  wenn  dieselbe  auch  hinterher  weiter  herabgerückt  worden 
sein  mag;  gerade  die  Abweichung  des  alteren  Rechtes  von  dem 
neueren  scheint  in  unsere  ni  kompilierten  Texte  die  in  ihm  herr- 
schende Verwirrung  angerichtet  zu  haben.  Kndlich  ist  aucli  /□  l>e- 
achten,  daß  auch  die  FrpL.  ein  Erbrecht  ^unu  hst  nur  bis  zum 
dritten  gleichen  Grade  einschließlich  kennen,  und  weiterhin  beifugen, 
daß  erst  die  Könige  äigurör  Jörsalafarl,  Eysteinn  und  Olafr  dasselbe 

>j  Konüngsbök,  34S/195. 

*)  ebenda,  347/195.         *)  ebeada,  13Q/239;  Arfa  !>.,  6y'i$8. 
*)  G>JL.  104  und  105. 
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bis  zum  funiten  gleichen  Grade  einschließlich  erstrecktca ; '  >  erst 
mittels  einer  den  Jahren  1103 — 15  angehurigen  Novelle  wäre  hier- 
nach  dem  vioten  und  fünften  gleidieo  Grade  ein  Erbrecht  zuge- 
standen worden«  Auf  Grund  dieser  drei  wohl  übereinstimmenden 
Zeugnisse  sollte  man  meinen,  dafl  das  ältere  norw^ische  Recht  wenig- 
stens auf  erbrechtlicbem  Gebiete  die  Verwandtscfaaltsgrenze  schon 
beim  dritten  gleichen  Grade  gc/  ^^cn,  und  erst  am  Anfange  des  12. 
Jahrhunderts  auf  den  fünften  gleichen  Grad  erstreckt  habe;  indessen 
stehen  einer  solchen  Annahme  eben  doch  mancherlei  Bedenken  im 
Wege.  Ganz  abgesehen  von  der  Anali^e  des  islandischen  Rechtes 
läßt  sich  nämlich  gegen  dieselbe  geltend  machen,  dal3  auf  anderen 
Gebieten  die  Verwandtschaft«grenze  im  norwegischen  Rechte  selbst 
ungleich  weiter  hinausgerückt  ist;  wahrend  doch  kaum  wahrschein- 
Udi  erscheint,  da6  die^lbe  in  verschiedenen  Richtungen  verschieden 
gezogen  gewesen  isL  So  schließt  zwar  eine  der  verschiedenen  Wer- 
geldstafeln,  welche  in  die  Gl*L.  Aufnahme  gefunden  haben,  die  drei- 
teilige  Klasse  der  uppnamamenn  mit  den  Nachgeschwisterldndem ; 
aber  sie  billigt  hinter  diesen  doch  auch  noch  der  entfernteren  Ver- 
wandtschaft einen  gewissen,  nur  freilich  geringeren  Anteil  an  dem 
Wergeide  zu,  *)  und  zwar  eröffnet  sie  jenseits  der  uppnamamenn  eine 
neue  Zahlung,  deren  Ziffern  von  l — 13  fortlaufen«  worauf  mit  den 
Worten  geschlu<sen  wird:  „|>a  er  fimtaoda  manne  frt'endseme  |icirra". 
Der  14.  Mann  sclicint  hiernach  durcii  einen  Schreibvorstoß  ausgefallen, 
aber  r.  xrli  zur  Verwandtschaft  gezihlt  woroen  zu  sein,  wogegen 
'  -  15.  kauTu  fMrh  zu  dieser  im  rechtlichen  Sinne  gehört  zu  hal>en 
-chcint;  an  die  kanonische  Komputation  uarf  alK*r  selb-tvcrständlich 
bei  tiiiM  Ti  Ziffern  el*  n-oueni;;  al-^  an  ciie  .iltcre  nationale  Zahlweise 
ges!  1  ht  u  erden,  da  die  Ziliern  erst  nach  dem  dritten  t^leiohen  Grade 
zu  Laufen  beginnen.  IVuk-  weitere  WerLieldst  ifLl  de>>-clbcn  Rccht?- 
buche?  '1  i>t  augenscheinlicl)  niciit  volbtundig  ui icrhefert,  und  weiß 
d')ch  W'jhl  nur  au?  dic-rm  ririnvie  von  einer  beteÜiL;un<^  der  ent- 
tcrnti-ren  \'er\\  in^it-*  halt  ul>cr  die  (jc-cliwi-:crkin<ier  hinaus  am  Wcr- 
;^el'je  td  l:t.-  n^ehr;  die  am  Sciuiis-e  de-  Keciusbuches  angehängte 
\\\  r_;e  (!-t  tj<  1  de-  l>;  irni  Mar-^  ir- iti  '  i  al>er  1.  i'tt  die  Ttihiahme  am 
\N  er:^'-!' .c  bi-  /um  -ech.-te-ti  gleichen  l.iratie  kanonischer  Komputation 
cin-cnlicülich  reichen,  und  denselben  Weg  gent  auch  diis  i»raadhcinicr 

'    1  .'{,  L.  Vnr.  9  und  15. 

-I  eii*L.  ;::4-^7;        234—35.  cbcnd*,  245—53. 

*j  ebeadu,  3.0 — iy. 


Digitized  by  Google 


^  3.   Die  Bcreebnvng  der  NSlie  der  Vervsoducbafi. 


29 


Recht  in  seiner  neuen  Redaktion,  während  sich  aus  dem  dürftigen 
Fragmente  einer  älteren  Redaktion,  welche  uns  erhalten  ist,^)  nicht 
erkennen  läßt,  ob  auch  diese  bereits  dieselbe  Bestimmung  enthalten 
hatte.  Nun  ist  zwar  allerdings  richtig,  daB  diese  letztere  Bestimmung 
lediglich  auf  eine  Einwirkung  des  geistlichen  Rechtes  auf  das  welt- 
liche zurückzuführen  sein  dürfte,  wie  sie  denn  auch  in  den  Frl)L. 
ausdrücklich  damit  motiviert  wird,  daß  „schwerlich  beides  sich  ver- 
einigen läßt,  Wer^nlclshezug  und  \'erschwägerung";  aber  auf  jene 
erstere  Angabe  der  GjiL.  kann  ein  derartiger  Einwand  keine  An- 
wendung finden,  und  insoweit  ergibt  sich  demnach  immerhin  auf 
dem  Gebiete  des  Wergcldswesens  über  den  dritten  gleichen  Grad 
hinausreichende  Berücksichtigung  der  Verwandtschaft,  deren  Grenze 
sich  freilich  nicht  wohl  bestimmen  laßt.  ^)  So  wird  ferner,  und  zwar 
nach  den  beiden  IVovinzialrechten.  von  denen  überhaupt  mehr  als 
das  Christenrecht  erhalten  ist,  der  1-reit^elassene  uiui  dessen  Deszen- 
denz vom  Frcila'=ser  uiui  desseti  Nachkoinmenschaft  bis  zum  neunten 
Knie  beerbt,  '1  worunter  doch  wohl  nur  der  neunte  «gleiche  Grad 
kanonischer  Komputation  \  erstanden  werden  kann;  auch  hier  also 
lie£^  eine  aus  kirchliriien  Einflüssen  nicht  zu  erklarenflc,  weit  über 
den  dritten  Grad  iiinausreichencie  reehtliche  Wirksamkeit  der  Ver- 
wandtschaft bezeuj^t  \or.  ICiullich  erseheint  auch  nicht  wohl  denk- 
bar, daß  man  mit  d«  ni  unmittelbar  \ orhergehenden  Grade,  nämlich 
den  ("n  srliw  istcrkindern,  eine  lu  iu-  (iradziihlung  nach  Kiüeen  anf^'c- 
faui^cü  liaben  würde,  wenn  die  Verwandtschaft  wirklich  bereit?,  mit 
dem  dritten  t^lcichen  Grade  kanonischer  Rcnnputation,  also  den 
Psacht^esehu  istcrkindern.  ihre  Endschaft  erreicht  h  ittr,  wogegen  äici>c 
Zalilweise  \ olll^oniincn  begreifhch  wird,  wcaa  man  sich  die  \'er- 
-VA  aiidtsrliatt  noch,  w  ie  im  id,indi>ehen  Rechte,  über  eine  längere 
Kciisc  vun  Graden  cr.strcckt  denkt.  Man  mochte  demi^e.i^enüber  allen- 
falls auf  den  Gedanken  verfallen,  daß  in  Norwegen  vorübergehend 
eine  Beschränkung  des  Erbrechtes  auf  einen  engeren  Verwandten- 
kreis eingetreten  sei,  welche  hinterher  wieder  aufgehoben  wurden 


')  Frjil..  VI,  11. 

*)  Norges  gamle  Lovc,  II,  S.  520 — 21. 

*}  Eine  Möglichkeit  w9re  freilich  die,  d«0  man  jenseits  des  driUen  Grades  ia 
der  Seitenlinie  alk-  einzelnen  gicichea  und  ungleicben  Grade  bis  zum  sechsten  gleichen 

Grade  cinschIicSlic!i  zu  z'ililcn  hätte;  mit  Wcglassung  der  AszenJcntcii  ticle  dann  der 
sechste  gleiche  tjr.id  richtig  auf  Zttf>r         also  ersten  und  vierten,  zweiten  und  vierten, 
dritten  und  vierten  ungicichcn  Grad  ;  vierten  glcichca  Grad ;  ersten  und  fünften  usw. 
*j  GjiL.  106;  Prj^L.  IX,  II. 
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wäre,  und  es  fehlt  in  den  Greschichtsquellen  nicht  g^anz  an  Stütz- 
punkten für  eine  solche  Vermutuni;.  Wicderh« >!t  rühmen  diese  den 
Königen  Eysttinn,  Sigur^kr  und  Olafr  die  Abschaii'ung  einer  Reihe 
sehr  drückender  Vorschriften  nnch .  welche  unter  der  dänischen 
Herrschaft  unmittelbar  nach  des  heil.  Ol.ifr  Tod  erlassen  worden 
waren;  da  liegt  nun  die  Annahme  nahe,  daß  auch  die  ihnen  in  den 
Frl>i«  zu57'-«chriebene  Krweiterung  des  Erbrechtes  nur  als  Bescitif:jung 
einer  damals  eingeführten  Beschrankung  desselben,  und  somit  als 
Wiederherstellunc^'  eines  alteren  Kechts/ustantles  aufzufassen  sein 
möge.  Zu  dem  fiskalischen  Geiste,  welcher  jene  samtlichen  Gesetze 
aus  der  AlfiftiM  charakterisiert,  wurde  eine  Beschränkung  des  Erb- 
rechte'; im  Hinblicke  auf  die  dadurch  bedingte  Erweiterung  der 
königlichen  Ansprüche  auf  das  danarfe  recht  wohl  passen;  die  Ein- 
wendungen aber,  welche  sich  gcc^'-n  eine  derartige  Annahme  erheben 
lassen,  scheinen  kemeswegs  schleciithin  beweisend.  Ailcrümt:s  er- 
wähnen die  Geschichtsquellen  weder  gelec^eTitlich  der  Einführung  der 
Gesetze  in  der  dänischen  Zeit  eine  damals  eini^etrctcne  Beschränkung^, 
noch  gelegentlich  der  \\  iederal>sch;iffung  jener  (it --cUe  durch  die 
genaimten  drei  Könige  eine  damals  wieder  verwilligte  Erwckcruag 
des  Erbrechtes:  aber  wie  wenig  maßgebend  dieses  ihr  Schweigen  ist, 
zeigt  der  Umstand,  daß  diese  Erweiterung  wenigstens  durch  das 
ausdrückliche  Zeugnis  der  ErpL.  festgestellt  ist.  Allerdings  wird 
femer  die  Beschrankung  des  Erbrechtes  auf  den  dritten  gleichen 
Grad  bereits  in  jenem  W'eistume  als  bestehend  vorausgesetzt,  Avelches 
über  die  vom  heil.  Olafr  den  Islandern  verliehenen  Privilegien  ab- 
gegeben wurde;  aber  die  Häuptlinge,  welche  dieses  Weistum  ab- 
gaben, beschwuren  ja  nicht,  daß  die  von  ihnen  aufgezählten  Rechte 
vollständig  mit  den  von  dem  heil.  Könige  erteilten  zusammenfielen, 
sondern  nur,  daß  die.selben  nicht  über  das  Maß  der  von  diesem 
Könige  verwilligten  Privilegien  hinausgingen,  '  j  und  es  modite  dem- 
nach recht  wohl  geschehen,  daß  sie,  von  der  durch  ihn  den  Isländern 
gewährten  Gleichstellung  mit  den  Norwegern  im  Erbrechte  ausgehend» 
diese  Gleichstellung  im  Sinne  ihrer  Zeit  ausdrückten,  während  die- 
selbe  doch  zu  des  heil.  Olafr  Zeit  zufolge  der  damals  in  Norwegen 
noch  weiter  ausgedehnten  verwandtschaftlichen  Erbberechtigung  dem 
Isländer  wie  dem  Norweger  ein  viel  weiter  reichendes  Maß  von 
Rechten  gewährt  hatte.   Mehr  als  der  Wert  einer  Hypothese  läßt 


1)  Kooiingsbök,  248,197:  svörAu  Ul  )iess  lilUr,  sem  her  er  merkör,  at  {»ana 
reit  gaf  Ölafr  eoii  helgi  IslcDdingum,  cöa  bctra. 
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sich  indessen  trotz  allem  dem  der  obigen  Annahme  nicht  beilegen, 
und  die  Frage,  ob  und  welche  Verwandtschaftsgrenze  das  ältere 
n<Hwegische  Recht  gekannt  habe,  Iä6t  sich  somit  vorläufig  mit 
Sicherheit  nicht  entscheiden. 

Bemerkt  mu6  dagegen  zum  Schlüsse  noch  werden,  dafi  in  der 
späteren  Zeit  die  Vorschriften  der  IV.  lateranischen  Synode  über 
die  kirchlichen  Eheverbote  wegen  Verwandtschaft  in  Norwegen 
schlechthin  rezipiert  wurden,  so  dafi  also  nach  den  Gesetzbüchern 
aus  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  der  vierte  gleiche  Grad 
kanonischer  Komputation  als  der  letzte  verbotene  galt;*)  ja  es  ging 
dieselbe  Verwandtschaftsgreoze  durch  das  gemeine  Landrecht  und 
Stadtrecht  auch  in  das  Erbrecht  über, ')  während  die  Jämsiöa  die- 
selbe in  dieser  Beziehung,  den  FrI>L.  sich  anschließend,  noch  beim 
fiinften  gleichen  Grade  hatte  stehen  lassen.'^)  Dieselbe  Einwirkung, 
welche  das  ältere  kanonische  Recht  in  früherer  2Icit  auf  die  Wer- 
gddstafel  einzelner  norwegischer  Rechts(]uellcn  ausgeübt  hatte,  übt 
demnach  hier  das  neuere  auf  das  norwegische  Erbrecht  der  späteren 
Zeit  aus. 


§  4.  Die  Gliederung  der  Verwandtschaft  in  engere  Gruppen. 

Innerhalb  der  V'ervvandt'^Thaft  scheidet  «ich  nach  altnordi'^rhcm 
Rechte  eine  Reihe  einzelner  Gruppi  i\  von  X'ci  waüdten  aus,  für  deren 
Angehörige  besondere  Gruiulsat/r  der  n  *  litliclien  Behandlung  peltcn; 
indessen  ist  das  Prinzii)  der  (ii  upjiii  t inig  sowohl  als  das  Mati  ihrer 
rechtlichen  Wirksamkeit  in  \  cr-.(;hiedenen  Fällen  ein  durchaus  ver- 
schiedenes, und  spricht  sich  diese  Verschiedenheit  zunächst  schon 
in  einer  Reihe  technischer  IJezeichnungt  ;i  aus,  welche  für  die  ein- 
zelnen (iruppeu  gebraucht  werden.  Diese  \ erschiedencn  Gruppen 
sollen  hier  nun  der  Reihe  nach  besprochen  werden: 

I .  Die  t  ü  1  u  m  e  n  n.  Das  isländische  Recht  unterscheidet, 
zunächst  freilich  nur  bezüglich  des  I .  r  b  r  e  c  h  t  c  s  ,  einen  engeren 
Kreis  von  Verwandten  von  einem  weitereu,  und  bezeichnet  dabei 


neuerer  B{>KrR.  ai;  n«uer«r  G^KrR.  30;  J6ds  KrlC  47  and  Arn tt 

bps.  KrK.  20/140. 

*j  l^andslog,  ErfÖaU  7;  BjarkK.  7;  auch  Joasbök,  13. 
*)  järnsfAa,  ErfSat  i$. 
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die  Angehörigen  jenes  erstercn  als  Leute,  „er  talöir  heita  til 
arfs  I  lüi^'um", 't  mit  dem  lieifü^jen:  „at  |)ar  r;eör  eigi  fr  :cn  ei- 
se mi";  CS  sind  also  damit  die  jenen  rtii^rren  Kreis  bildenden  Ver- 
wandten als  Leute  be7eiclinet.  deren  iJeruUing  zur  Krbfolge  sich 
niclit  nach  den  sonst  gelti-nden  Regeln  der  \  erwandtschaft^nrihc  bc- 
mißl,  und  welche  eben  darum  im  (besetze  be'jonder«;  in  (ier  ( Vd- 
nun^f  aviti^ezahlt  werden  müssen,  in  w  i-lclier  sie  auiein ander  tulgen 
sollen.  Ls  sind  14  Pcr-^onen ,  auf  wciclic  diese  Ue/eii  hnuiiL:  An- 
wendung findet;  dieselben  bilden  ai)er  ledij^dich  den  ersten  drad  der 
aufsteigenden,  ab'^tcit^cndea  und  Seitcnlniie,  und  iiire  Zahl  erklart 
sich  sehr  einfach  tiaraus,  datJ  neben  den  Mannern  auch  die  Weiber, 
neben  den  Gesrliw  i-^tern  vom  \  ater  her  auch  die  von  der  Mutter 
licr,  enillich  neben  den  ehelichen  Kindern  und  ( ie>eh\\  intern  auch 
die  unehelichen  besonders  gezahlt  sind.  Der  cnqere  Kreis  umi'aüt 
demnach  genau  LiieM-H>en  W  rw andten.  für  U(>iche  die  altnordische 
Sprache  besondere,  vvur/eliiaite  tcclmiiche  Be/ciclinungen  iiat,  wenn 
wir  nur  von  den  Großeltern  und  Urgroßeltern  absehen  wollen,  für 
welciie  sich  auch  noch  solche,  wiewohl  seltetier,  gebraucht  finden; 
genau  dieselben  Verwandten  ferner,  auf  welche  die  dem  islandischen 
Rechte  eigentümliche  Gradberechnung  noch  keine  Anwendung  fand, 
und  zwar  erklärt  sich  aiinmehr  diese  Nichteinbezichung  des  ersten 
Grades  in  die  Gradbercdinung  einfach  daraus,  weil  bei  ihm  nicht 
die  fiir  den  weiteren  Verwandtenkreis  geltenden  Prinzipien,  sondern 
durchaus  individuell  geartete  besondere  Rücksichten  die  Reihenfolge 
der  Berufung  unter  den  einzelnen  Verwandten  regeln  sollten.  Aber 
die  eigentümliche  Behandlung  jenes  engeren  Kreises  beschränkt  sich 
keineswegs  auf  das  Erbrecht;  dieselbe  wiederholt  sich  vielmehr  auch 

*)  StaAarh6lsb<>k,  5;',04;  in  der  Koniingsbdk,  118/220  nur  als  Refe« 
rens.  In  einem  enj;ereD  Sinne  Itezeichnct  der  Ausdruck  „Ulfiir  Ul  arfs  i  iögum"  nur 
die  echt  geborenen  Erben  cr»ten  Grad(>s  m  Kominj^üliok,  I43'43  und  StaAar- 

hoUlii.k,  Ili>l4<i;  11114^.    Aach   in  K  o  11  u  n  ^;  b  h  m  k  ,  95,170  und  Slaftar- 

lii.  Isiink,  J')7  ;  ^()  i>t  .U-r  AustJrui  k  :iur  tur  tii-ii  irrten  Clr.id  jjcbrauclu,  liitT  nhrr 
Uic  untchl  Gthun.  tun  nui  cln^t  hin  Üt-iid  ;  in  K  o  11  u  ij  g  s  Ii  o  k ,  24'j,Jy8  und  Sta»^;lr- 
h6lsb6k,  61  74  dR{;cgen  bezeichnet  er  die  Leute,  die,  obwohl  unverwandt,  doch 
zur  proTisorischea  Bcerbung  von  Ausländern  zuf;elas5ea  werden,  weil  Verwandte  aiebt 
anwesCDfl  .sind;  c^"^  hi-^nii  lu-h,   weil  an- h  iliru.-a  ,,ra:Ar  fi^ji  Ir-indscini".  Ab- 

norm wird  drr  AumIm:.  k  i..ir  in  S  i  .1  A  u  i  !i  ■  I  -  1  >  '  k  ,  80102  gcbrauclil,  n;imlirl)  für 
alle  in  diT  Kil  t:it.>l<  1  tTw  thntc  ciitlicl>c  \'ervv,4iuile  Ins  ^uin  driUcn  gleichen  ^Iradc 
einschlictdicli ,  aber  duhci  handelt  es  sich  um  ein  sehr  neues  Gesetz.  Dies  jicgtn 
V.  Finsen,  Glossar«  584,  welcher  zwischen  denen,  „er  heita  talÖir  til  arfs  i 
lögttRi'*,  und  denen,  „er  til  arfs  eru  talAir  i  Icigum**  unterschieden  wissen  will. 
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auf  allen  den  anderen  Gebieten,  auf  welchen  sich  die  Verwandtschaft 
überhaupt  wirksam  zeigt,  nur  daß  freilich  je  nach  Umsfclnden  ein 
Teil  der  im  Erbrechte  jenem  Kreise  ungezählten  Personen,  wie  z.B. 
Weiber,  Geschwister  von  der  Mutterscite  her  oder  unecht  Geborene, 
anderwärts  aulier  Betracht  bleibt.    So  gilt  im  Armenrechte  die 
Regel,  daß  man  seine  KincK  r,  Eltern  und  Geschwister  mit  allen 
Mitteln  und  nötigenfalls  mit  der  eigenen  Hände  Arbeit  ernähren 
muß, ')  und  daß  man  sich  ihnen  gegenüber  von  dieser  Verpflichtung 
auch  nicht  durrh  Eingchtincf  eine?  \''crpr:indimi::;svrrtra'^fC5:  losmachen 
kann,  -)  walirciid  man  /ur  \'ci  pili  i^uag  entfernterer  W-rwandtcr  nur 
dann  vcrpilichtet  ist  wenn  man  ein  bestimmte«^  Maß  von  V'ermögen 
b':-«it7t  und  durch  einen  l>ereit^  vor  dem  Aiitalle  der  Alimentations- 
ptlicht  abfjeschlossenen  X'crjjf  inciiings\  ertraL,^  oiine-  weiteres  von  aller 
und  jeiler  Haftpflicht  frei   wird.    Alicnlint^s  ist  die  Alimcntations- 
ptiicht  des  nächsten  F>l)cn  seinem  prasumptiven  Erbla<^er  i;en^en- 
über  eine  ganz  eben-  '   strenq^e.   wie  die  der  Verwandten  ersten 
Gra(U>.  otme  alle  Kiieksicht  daraui,  ub  er  in  näherem  oder  fernerem 
Grade  mit  .-.einem  Krl)lasser  verwandt  sei,  und  dasselbe  gilt  auch 
von  der  .AlimentationspMiciit  des  I  reilassers  gegenüber  seinem  Frei- 
gelassenen; allerdings  trifft  ferner  diese  strengere  Alimenlaiionsptlicht 
umgekehrt  <lie  unecht  geborenen  Kiniier  und  Gescliwister  als  solche 
nicht,  oder  vielmehr  nur  unter  tier  XOraii.N.-^ctzung,  daß  sie  zugleich 
ihrer  Eltern  oder  Geschwister  nachstberufene  Erben  sind,  obwohl 
auch  sie  ,,tal»>ir  til  arfs  i  logum"  sind.'^)    Aber  jene  erstere  Tatsache 
tut  der  Eigentümlichkeit  der  Behandlung  jenes  engeren  Verwandten- 
kreises keinerlei  Abbruch,  und  diese  letztere  ist  lediglich  dadurch 
bedingt,  daß  die  Stellung  der  unechten  Geburt  nur  sehr  allmählich, 
und  darum  auch  nicht  auf  allen  Gebieten  des  verwandtschaftlichen 
Rechtes  gleichzeitig  und  gleichmäßig  geordnet  wurde.    Bei  der 
Altersvormundschaft  ferner  gilt  der  Anspruch  des  Vaters,  der 
Mutter  und  des  Bruders  von  der  Vatersseite  her  als  ein  unentzieh* 
bares,  während  entfernteren  Verwandten  gegenüber  ein  Etnstands- 
recht  (undanboö)  galt;^)  da  von  Kindern  der  Natur  der  Sache  nach 
in  diesem  Falle  nicht  die  Rede  sein  kann,  bleibt  demnach  nur  der 
Ausschlufi  der  Schwester  neben  der  Zulassung  der  Mutter,  die  Aus- 
schließung des  Bruders  von  der  Mutterseite  her,  endlich  die  Aus- 

')  StaÖarhölsb6k,  8i  105  ;  vj:!.  I11/142  und  Konungsbök,  143/23. 
•)  Staöarhölsbök ,  Si.toj;  Kunuogsbok,  1283. 
*)  Stnfinrhölsbök,  111/142;  Cod.  AM.  315,  B  ful.,  1227. 
*)  Koniingsbök,  123/230  lud  233;  StaOarbölsbök,  64/77—8  und  80. 
Maurer*  V«rwa«dlMkHfkc>  ind  Erbrecht  auch  altsorditchem  Rechte.  3 
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schließunt;  der  unechten  Geburt  auffiillicr.  alle«;  Abweichungen,  welche 
sich  panz  in  cK  f*:elbcn  W  eise  wie  die  nicht  volle  Berücksichtigung 
der  unechten  Geburt  im  Annenrechte  erklären.  Bei  der  (le- 
se h  1  e  c  h  t'^  vo  rm  u  n  d r  h  a  ft,  wie  sich  solche  im  Vcrlc»butiL:srtchte 
ausprägt,  kommt,  immer  echte  Geburt  vor.iusi^'e^eut,  neben  dem 
Sohne,  dem  X'ater  unu  dem  Bruder  von  der  \  ater-  sowohl  als 
Mutter^eite,  noch  die  Mutter  lur  ihre  i'erson  in  lietracht  tin»!  ciie 
lochter  und  Schwester  in^uweit,  al>  ^^ie  verheiratet  i^t  und  .^oniit 
einen  Mann  hat,  der  für  sie  die  Verlobung  vornehmen  kann;  da- 
gegen hiÜt  im*;rr  iltere>  Kecht^huch  die  unechte  (icluirt  autier  Be- 
tracht. M  w  .iiirend  andere  I  Iss.  dieselbe  iniu  rhalb  derselLien  Grade, 
wie  ^ie  bezüglich  der  echten  Geburt  soeben  uutgc/alilt  u  urden,  be- 
riicksiehtit^en, und  unser  jua^^eres  Rechtsbuch  vollends  auch  noch 
die  Grokjcltern  und  Enkel,  sowie  die  Oheime  und  Neffen  herein- 
zieht,*! welche  letztere  durchaus  unorj^anische  Bestimmuat;  doch 
Vkiihl  eher  aus  einem  MiIjv  erstandnisse  des  Kompilators  als  aus  einer 
wirklichen  Änderung  des  Rechts  zu  erklären  sein  durfte.  Die  sämt- 
lichen Texte  lassen  nach  den  von  ihnen  namentlich  aufge/:uiilten 
Personen  dem  „nänasti  niör",  d.  h.  dem  näcbstbenifenen  Verwandten, 
das  Verlobungsrecht  überkommen,  so  dafi  also  der  Sinn  der  Unter- 
scheidung jenes  ersteren  engeren  Verwandtenkreises  von  der  ent* 
femteren  Verwandtschaft  wie  im  Erbrechte  nur  der  ist,  dafi  die 
Regeln,  welche  bei  dieser  letzteren  die  Reihenfolge  der  Berufung 
regeln,  innerhalb  jenes  ersteren  keine  Anwendung  finden.  Dabei 
faUt,  im  älteren  Rechte  wenigstens,  jener  engere  Kreis  wieder  mit 
dem  ersten  Grade  der  Verwandtschaft  zusammen,  und  macht  auch 
hier  wieder  nur  die  Behandlung  der  Weiber  und  des  Weibsstammes 
einerseits  und  der  unechten  Geburt  andererseits  dem  Erbrechte 
gegenüber  sich  mehrfach  als  eine  eigentümliche  bemerkbar.  Wenn 
femer  sechs  Weiber  aufgezählt  werden,  „)>aer  er  maör  ä  vigt  um", 
d.  h.  deren  geschlechtliche  Verletzung  den  Mann  berechtigt  blutige 
Rache  zu  nehmen,  so  figurieren  darunter  wiederum  nur  Tochter, 
Mutter  und  Schwester,  neben  welchen  nur  freilich  auch  noch  die 
Ehefrau  steh^  welche  in  der  Verwandtschaftstafel  keinen  Platz  fuidel; 
sowie  die  Pflegemutter  und  Pflegetochter,  welche  in  einem  verwandt- 
schaftsähnlicfaen  Verhältnisse  stehen.')   Das  Klagerecht  aber  wegen 

')  Konuugsl)"k-,  144.29. 

")  Cod.  AM.  315,  U.  fol.,  1/227;  Bolgsdalibök,  48,240. 
>)  St»6arh6lsbök,  118/155. 

*)  Koaüngsb6k,  90/164;  StafiarliöUb<'*k,  S93/331. 
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Fleischesverbrecfaeo,  die  legorössaka  adild  also,  gewährt  eine, 
aUerdiogs  jüngere  Hs.  genau  denselben  Personen  zu,  welche  talöir 
tü  aHs  1  lögum  sind,  und  zwar  genau  in  derselben  Ordnung,  in 
welcher  sie  zur  Erbfolge  berufen  sind,  ehe  sie  auf  den  nänasti  nidr 
zurückgreift;*)  wogegen  die  Stadarhölsbök  die  unecht  geborenen 
Brüder  und  Schwestern,')  die  Konungsbök  aber  nicht  nur  alle  un« 
echt  Geborenen,  sondern  auch  die  echt  geborenen  Schwestern  weg- 
läfit;^  ob  der  letzteren  Auslassung  nur  ein  Schreibverstofi  zugrunde 
liegt,  oder  ob  dieselbe  mit  einer  nur  allmählich  und  ungleichmäßig 
erfolgten  Ausdehnung  der  Berechtigung  der  Weiber  auf  diesem  Ge- 
biete zusammenhänge,  muß  dahingestellt  bleiben.  Beim  Geben  und 
Nehmen  von  Wergeid  sind  nur  Vater,  Sohn  und  Bruder  zum 
höfudbaugr,  d.  h.  der  Hauptzahluog  berufen,  *)  und  bei  der  Prüfung 
zur  Blutklage,  der  vi'gsakar  adild  also,  werden  dieselben  Personen 
zunächst  allein  genannt,  sodann  aber  in  einem  besonderen  Absätze 
die  unecht  geborenen  Söhne  unc!  !?rii(ler,  oder  auch  nur  die  ersteren 
erwähnt,  uiu!  scliIicßHch  wird  dann  in  letzter  Linie  wieder  der  nänasti 
nidr  berufen.  ";  Beim  Ablegen  eines  Zeugnis-^cs  endlich  gelten 
Vater  und  Sohn,  dann  zwei  Brüder  nur  als  eine  einzige  Person,  und 
dieselben  Personen  sind  beim  stefnuvsetti  und  vielleicht  überhaupt 
der  Regel  nach  bei  Zeugnissen  nicht  verwendbar,**)  wogegen  freilich 
bei  einzelnen  Arten  des  Zeugnisses,  wie  beim  benjavcutti  ')  und  beim 
saravaetti,  ^)  die  Utifahigkeit  ungleich  weiter  sich  erstreckt,  nämlich 
bis  zum  dritten  gleichen  Grade  einschließlich,  wie  beim  Gcschu  orenen- 
dienste.  —  Man  sieht,  in  allen  Beziehungen,  in  welchen  die  Ver- 
wandtschaft überhaupt  ihre  Wirkungen  zu  äußern  pfles^t,  tritt  der 
erste  Grad  der  aufsteigenden,  abstcit^cnden  und  Seiteidinie  als  ein 
^nnr.  vorzusrsweise  und  in  geuiz  eigentumlicher  Art  berechtigter  und 
verpflichteter  auf;  die  Besontlerheiten  al>cr,  welche  sich  in  Bezug  auf 
seine  Behandlung  auf  den  vcr^jchicdcncn  hier  einschlägigen  Gebieten 
bemerkbar  machen,  be/iciicu  sich  lcLlis^'lic!i  auf  die  verschiedene 
Stclluut^,  welche  in  vcrsclacdcacn  Fallen  den  W  eibern,  den  unehelich 
Geborenen  und  allenfalls  auch  noch  der  mutterlichen  Verwandtschaft 


')  Bclgsdaisbok,  51,242.  -')  Slaft  a  r  h  o  U  b  ü  k ,  I45/177. 

'J  Kunüngsbük,  156/48.  *)  ebeada,  113/193. 

*)  ebenda,  94/167^8;  StaOarbdUbök,  097/334—5;  Belg$dalsbök, 

•)  Konüngsb '.  k  .  77 '126  27. 

')  ebenda,  S7152;  .^ta^a  rhülsbuk,  3äO/3ia 

»)  StaÖarhulsbok,  281^311. 
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angewiesen  wird,  auf  einen  Punkt  also,  welcher  teils  der  Natur  der 
Sache  nach  in  verschiedenen  Richtungen  verscliieden  geregelt  werden 
mu6te,  teils  aber  erweislichermaßen  in  den  nordischen  Rechten  im 
Veriaufe  der  Zeiten  mehrfache  Wandlungen  durchgemacht  hat,  be- 
züglich deren  es  nur  natürlich  ist;  wenn  dieselben  nicht  auf  allen 
Gebieten  des  verwandtschaftlichen  Rechtes  ganz  gleichmä6ig  und 
gleichzeitig  durchgeführt  wurden. 

Im  norwegischen  Rechte  zeigen  sich  nur  sehr  verloschene 
Spuren  einer  ähnlich  bevorzugten  Stellung  des  ersten  Grades  erhalten. 
Die  GI)L.  sprechen  auf  erbrechtlichem  Gebiete  ebenfalls  von  Personen 
„er  talder  ero", ')  und  es  wird  für  diese  in  ihnen  sogar  die  kürzere 
Bezeichnung  als  „tölumenn"  gebraucht;*)  aber  diese  Ausdrücke 
bezeichnen  hier  etwas  anderes  als  im  isländischen  Rechte,  nämlich 
die  sämtlichen  Verwandten  männUchen  Geschlechts  bis  zu  den  Nach* 
geschwisterkindern  einschließlich,  und  dazu  noch  Tochter,  Mutter  und 
Schwester  als  die  ein/.iijcn  \\  eiber,  welche  als  gleichfalls  erbberechtigt 
zwischen  jene  Verwandte  eingereiht  erscheinen,  sowie  den  ebenfalls 
zum  Erbrechte  zugelassenen  unechten  Sohn.  Hiernach  müßte  also 
der  Ausdruck  tolumenn,  so  lange  die  Verwandtschaftsgrenzc  in  erb- 
rechtlicher Beziehung  mit  dem  dritten  gleichen  Grade  kanonischer 
Komputation  zusammenfiel,  ursprünglich  die  gesamte  erbberechtigte 
Verwandtschaft  umfaßt  haben,  und  wenn  unser  Text  zwnr  neben 
ihnen  noch  eine  weitere  Kategorie  von  ICrlibcrechtigten  keimi,  welche 
er  als  „jamnnanir  tolumönnum"  bezeichnet,  so  sind  in  ihr  doch  nur 
diejenigen  Weiber  begrififen,  welche  innerhalb  der  zu  den  tölumenn 
gerechneten  Grade  stehen,  und  haiigt  demnach  dieses  Auftreten  einer 
den  letzteren  -^i  gen  überstehenden  Klasse  von  Mrl  )hererhtigtcn  nur 
mit  einer  I  .ru  eitcrnntT  t|cr  den  Weibern  zustehenden  Krbansprüche 
zusammen..  Ua  ist  nun  klar,  daß  der  Ausdruck  tölumenn  an  unserer 
Stelle  unmöglich  in  seiner  ursprünglichen  Hed«nitung  »stehen  kann. 
So  lange  das  F.rbrecht  wirklich  uur  bis  zum  dritten  gleiclien  Grade 
gereicht  und  von  den  Weibern  nur  Tochter,  Mutter  und  Schwester 
umfaßt  hatte,  bedurfte  man  eines  Ausdruckes  nicht,  der  eben  nur 
die  erbberechtigte  Verwandtscliaft  als  solche  bezeichnete,  da  ja  der 
Gegensatz  felüte,  welcher  allein  jenen  ^Au^sdruck  motivieren  konnte; 


'  l  Ci]iL.  104:  Nii  cro  fr;i  ndcrfiMr  allar  taldar ;  |»etr  skolo  taka  fyrst,  er  taldcr 
ero,  ok  aller  u^rcr  janinri  «iut,  fyrr  oii  undir  kononp  paiifjf.    Vgl.  auch  roi. 

*j  ebenda,  105:  Nu  cro  eigi  tolumonn  til,  ok  eru  tucnn  ül  i  hotuAbarm  ok  i 
kvcniviftf  usw.   Und  öfter  in  dtcaetn  Paragraphen. 
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als  ferner  das  Erbrecht  der  Weiber  seine  >p.Llerc  AusdclinunL;  eriiielt, 
konnte  man  sich  zu  der  Erfindung  des  Ausdruckes  töluuieiui  eben- 
sowenig veranlaßt  sehen,  da  es  ja  genügte,  die  neu  hinzugekommenen 
Erbberechtigten  lediglich  nach  ihrem  Geschlcchtc  zu  bezeichnen. 
Der  Ausdruck  tölamenn  mufi  hiemach  entweder  ursprüngUch  für 
einen  engeren  Verwaxidtschaflskrds  gegolten  liaben,  ab  für  welchen 
ihn  unser  Text  zu  brauchen  scheint,  oder  der  Verwandtenkreb,  fiir 
welchen  ihn  unser  Text  braucht,  kann  zur  Zeit  der  Entstehung  des 
Ausdruckes  nicht  die  gesamte  erbberechtigte  Verwandtschaft  um- 
faßt haben.  Für  die  erstere  Alternative  spricht  die  Analogie  des 
isländischen  Rechts,  und  gegen  die  zweite  der  weitere  Umstand,  daÖ 
man,  wie  sich  zeigen  wird,  fUr  umfangreichere  Gruppen  innerhalb 
der  Verwandtschaft  bereits  genügend  mit  anderen  Bezeichnungen 
versehen  war.  So  möchte  ich  demnach  annehmen,  daß  der  Aus- 
druck  in  Norwegen  ursprünglich  wie  auf  Island  nur  die  Verwandten 
des  ersten  Grades  in  der  aufsteigenden,  absteigenden  und  Seiten* 
linie  umfafit  habe,  und  hiermit  mag  es  zusammenhängen,  daß  man 
den  Weibern  gerade  nur  in  diesem  Grade  ursprünglich  ein  Ertkrecht 
zugestand;  als  dann  aber  hinterher,  sei  es  nun  durch  die  Gesetze  aus 
der  Alßfuöld,  oder  die  Neuerung  des  Sigurdr  Jörsalafaii  und  seiner 
Brüder,  oder  die  neue  Redaktion  des  Rechtsbuches  unter  K.  Magnus 
Erlingsson  Veränderungen  im  Erbrechte  sich  ergaben,  mag  der  Aus- 
druck seine  Bedeutung  gewechselt  haben,  falls  nicht  etwa  gar,  was 
ich  im  Grunde  für  das  Wahrscheinlichste  halten  möchte,  lediglich 
die  heillose  Unordnung,  welche  durch  den  Kompilator  unseres  Textes 
nachweisbar  angerichtet  wurde,  nur  der  Schein  eines  solchen  Wechsels 
in  seiner  Bedeutung  erzeugt  wurde.  —  Richten  wir  nun  aber  unseren 
BHck  über  das  Erbrecht  hinaus,  so  ergibt  sich  wenig  Aufklarung. 
Blutige  Rache  wird  um  sieben  Weiber  zu  nehmen  erlaubt,  nämlich 
am  die  Tochter,  Mutter  und  Schwester,  sttuie  um  die  Ehefrau,  Stief- 
mutter,  Schwiegertochter  und  Schwägerin ; ')  es  ist  also,  wenn  wir 
v<'ii  den  über  die  Verwandtschaft  hinausreichenden  Verhältnissen 
absehen,  wie  im  isländischen  Recht  der  erste  Grad,  welchem  (heser 
energische  Rechtsschutz  zuteil  wird.  Aber  hinsichtlich  der  Berufung 
zur  Altersvormund-el)aft,  dann  zur  Armen.ilimentation,  wird  einfach 
auf  die  bezügUch  dQS  Erbrechts  geltenden  Regeln  verwiesen;*)  be- 

*)  G]>L.  160;  ebenso  Fr]»L.  IV,  39,  nur  d»ß  »tatt  der  Stiefmutter  die  Stief- 
tochter genannt  ist;  in  B^L.  II,  25  werden  dagegen  statt  der  7  Weiber  13  genannt, 

wobei  mit  der  Sohncstochu  r,  Kruilrrtoctitcr  und  Schweslertocbtcr  auf  den  zweiten 
Grad  fibergegrifiea  wird.         ^)  ebenda,  115. 
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zügUch  der  Geschlechtsvonnundschaft  wird  bei  Besprechung  der  Ver« 
lobung  nur  der  Vater  und  der  Bruder  genannt,  ^)  und  bei  Besprechung 
der  Unzuchtsbufien  nei>en  diesen  beiden  nur  noch  der  nächste  Erbe 
erwähnt,*)  welcher  natürlich  auch  dort  hinzuzudenken  ist;  Über  die 
Unfähigkeit  zum  Zeugnis  wegen  Verwandtschaft  sprechen  sich  die 
Quellen  überhaupt  nicht  aus,  und  da  die  Wergeidstafel  einen  höfuÖ- 
baugr  an  Vater  und  Sohn,  einen  brödurbaugr  an  den  Bruder  und 
•  einen  broedrungsbaugr  an  die  Geschwisterkinder  geben  heifit,  *)  lä6t 
sich  auch  aus  ihr  ein  hierher  bezüglicher  Schlufi  nicht  ziehen.  Aus 
den  FrI)L.  aber  ist  der  Begriff  der  tölumenn  bereits  vollständig  ver- 
schwunden, und  die  beiden  anderen  Provinzialrechte  sind  nur  in 
ihrem  kirchenrechdlchen  Bestandteile  erhalten,  so  dafi  sich  aus  ihnen 
über  die  hierher  gehörigen  Fragen  lediglich  gar  nichts  entnehmen 
läßt  Entferntere  Schlüsse,  welche  sich  etwa  aus  der  Gestaltung 
einzelner  Rechtssätze  und  Rechtsinstitute  ziehen  lassen,  behalte  ich 
mir  bevor  später  je  an  ihrem  Orte  nachzuziehen. 

2.  Mannsstamm  und  Weibsstamm.  In  den  norwegischen 
G1)L.  wird,  und  zwar  sowohl  bei  Besprechung  des  Erbrechtes  als 
der  Wergeidstafel,  der  Gegensatz  der  karlsvift  und  kvennsvift 
erwähnt,*)  und  auch  im  isländischen  Rechte  kommen  beide  Aus* 
drücke,  in  der  Form  karlsift,  kvennsift,  gebraucht  vor,  *)  freilich  hier 
nur  im  Baugatal,  einem  Abschnitte  also,  welcher  sehr  entschieden 
norwegischen  Einfluß  verrät  Im  gemeinen  Landrechte  wird  ein 
paarmal  die  Bezeichnung  karlleggr,  kvennleggr  gebraucht,^ 
doch  so,  daß  dafür  die  Varianten  karlsvift  (karlsypt,  kalswit)  und 
ki'ennsvift  ^kvcnsypt,  kvensuit),  oder  auch  karlknc  und  kvennkiiö 
vorkommen.  In  den  ^geschichtlichen  Quellen  wech.seln  dieselben  Aus- 
drücke miteinander  il>,  wquu  z.  B.  die  eine  Quelle,  von  dem  Thron- 
folgegesetz des  K.  Ilaraldr  harfagri  sprechend,  sagt:  „sctti  |)at  i  lögum, 
at  hans  settmenn  skyldi  bvcrr  konüngdom  eptir  sinn  foc^ur  taka,  en 
jarldöm  sa  er  i  kvennsvipt  va-ri  af  hans  xtt  kominn"  ')  setzt  die 
andere  dafür :  „ör  kvennlegg",     und  eine  dritte  „kvennborinn",  *) 


'i  G|»I..  51.  -I  che  11  Ja.  197. 

■'i  cbi-nd:i.  21S — 20;  243.  *)  cbeada.,  105;  234;  235. 

Kouuugsbuk,  »13190. 
*)  Landslög,  Erfl^at.  7,  9  und  12;  ebenso  BjarkK.  7,  9  und  13  uod 
j6Dtb6k,  Erffiat.  9  und  13. 

^  Heimskr.  Haraids  s.  härfagra,  35/74;  ebenso  KMS.  I,  3/6;  Ölafs  s. 
helga,  14  (fdd.  Münch  und  l'ni^cn. 

l  ibk.  1,  41.  ^)  i-Mb.  iV,  j.jj. 
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wahrend  wieder  andere  Male  in  liezug  auf  dasselbe  Gesetz  auch  der 
Ausdruck  ..karUirt"  gebraucht  steht;')  der  Ausdruck  „kvennkiu  alxr 
kommt  niciit  nur  an  einer  weiteren  Parallelstelle  als  Variante  vor,'-') 
sondern  er  >tcht  anderwärts  auch  gehmuht  für  einen  einzelnen 
Weiblichen  (jfad  in  einer  \'erwandl-ehatl->li;)ie.  'j  Die  Zusaiumcn- 
sctzun£7  karllej^^r.  kvennle{:;^r  cikhtrt  sich  dabei  sehr  einfach,  da  leggr 
nullt  nur  das  Ijcin  am  menschlichen  Körper,  sondern  auch  den 
Stamm  bei  b.tumartii^'cn  (u-wachscn  bezeichnet,  und  von  hier  aus 
vieltach  zur  Bezeichnung^  einer  Linie  in  der  X'erwaiidtschatt  vcru  endet 
wird  (z.  B.  a?ttleggr,  fr^cndleggr,  möi^urleggr).  Da  ferner  kne  nicht 
nur  das  Knie  am  menschlichen  Körper,  sondern  auch  den  Grad  in 
der  Verwandtschaft  bezeichnet,  ^clanjjt  karlkne,  kvennkne  zunächst, 
wie  eben  bemerkt,  zu  der  Bedeutung  eines  durch  einen  Mann  oder 
ein  Weib  vertretenen  Verwandtschaftsgrades,  und  von  hier  aus  liegt 
dann  die  erweiterte  Verwendung  für  den  Mannsstamm  einerseits  und 
den  Weibsstamm  andererseits  wieder  nahe  genug.  Zweifelhafterer 
Natnr  ist  dagegen  die  dritte  Zusammensetzung  karlsvift  und  kvennsvlü^ 
zunächst  schon  insofemey  als  die  verschiedene  Schreibung  ihrer 
zweiten  Hälfte  eine  zweifache  Ableitung  nahe  legt;  wer  die  Schreib' 
art  sift  festiiält,  mag  mit  Guöbrandr  Vigfüsson  an  sif»  sifjar  an- 
knüpfen,  und  somit  in  dem  Worte  die  Bedeutung  Verschwägerung, 
Verwandtschaft  finden,  wer  dagegen  die  Schreibung  svipt  vorzieht^ 
wird  sich  an  das  Wort  svipr  halten,  welches  neben  so  mancher 
anderen  Bedeutung  auch  die  von  „Aussehen**,  „Beschaffenheit"  hat 
(vgl  z.  B.  aettursvipr,  gleöisvipr,  abyggjusvipr),  und  von  hier  aus  in 
der  Zusammensetzung  die  Bedeutung  männliclie  resp.  weibliche  Art 
linden/)  wie  dies  J.  Fritzner  tut  Aus  sprachlichen  Gründen  scheint 
die  letztere  Schreibart  als  die  ursprünglichere  betrachtet  werden  zu 
müssen,  da  svipt  und  svift  nur  verschiedene  Schreibungen  desselben 
Vfortea  sind,  sofeme  die  Aussprache  die  gleiche  war  und  ist,  aus 
svift  aber  ebensogut  syft  werden  konnte  wie  aus  tvisvar  tysvar,  aus 
kvikendi  l^kvendi  oder  aus  kvikna  kykna  u.  dgl.  m.,  während  hin- 
wiederum syft  und  sift  der  gleichen  Aussprache  wegen  wechseln 
mögen,  wogegen  aus  sift  nicht  wohl  svipt  zu  werden  vermochte. 
Alle  drei  Ausdrücke  bezeichnen  aber,  welches  auch  ihre  Ableitung 

'l  FMS.  I,  105/220;  l'  ibk.  1,  S.  240. 

*j  Heims  kr.  Haralds  s.  b.trlagra,  35/112  ^Fuliuauügabej. 
*)  HAkon»r  t.  gumU,  12/351  uod  87/327. 

vgl.  Hilfdanar  t,  Bröottföttra,  4/569:  tvö  troll  sätu  rvA  ddion,  aonat 
kveooiTipt,  en  anaat  karlsvipL   Die  Quell«  Ut  freilich  eine  sehr  jooge. 
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sein  möge,  völlig  übereinstimmend  den  Mannsstamni  im  Gegensatze 
7.um  W  i  ibsstamme,  also  diejenigen  Verwandten,  deren  Verwandtschaft 
auf  lautL-r  Mittelgliedern  maunliciiea  Gesc"hlechts  beruht,  im  Gegen sat/e 
zu  den  anderen,  deren  Verwandtschaft  wenigstens  teilweise  durch 
Personen  weiblichen  Geschlechts  vermittelt  wird.    Einmal  wird  auch 
der  Ausdruck  höfuöjbarmr,  d.  h.  Hauptscboß,  im  Gegensätze  zu 
kvennsvipt  gebraucht;*)  hier  wenigstens  erscheint  dieser  Ausdruck 
somit  oflcnbar  für  den  Mannsstamm  im  ganzen  gebraucht  wenn  er 
auch  an  ein  paar  anderen  Stellen*)  in  einem  engeren  Sinne  ver- 
standen werden  könnte,  nämlich  als  Bezeichnung  des  väterlichen  Ge- 
schlechtes im  Gegensatze  zum  mütterlichen.    Das  Wort,  welches 
auch  in  der  jüngeren  Edda  unter  den  Verwandtschaftsbezeichnungen 
genannt  wird,  ^  und  zwar  unmittelbar  nach  den  auf  die  Deszendenz 
bezüglichen,  wird  in  der  dichterischen  Sprache  auch  sonst  zur  Be- 
zeichnung der  männlichen  Nachkommenschaft  verwendet;  *)  beachten^ 
wert  aber  ist  eine  Schwiarig^it,  welche  die  Etymologie  des  Wortes 
macht.*)   Das  Wort  barmr  nämlich  bedeutet  im  Nordischen  nur 
Kante,  Rand,  wogegen  baömr,  ursprünglich  den  Baum  bezeichnend, 
auch  die  Bedeutung  von  Busen,  Nachkommenschaft  annimmt;  erst 
hinterher  scheint  das  letztere  Wort  mit  dem  ersteren  sich  verschmolzen, 
und  damit  barmr  auch  die  letztere  Bedeutung  angenommen  zu  haben. 
Doch  dürfte  die  Sache  noch  einigermaßen  zweifelhaft  sein,  da  zwar 
gotk  bagms  und  barms  auseinander  liegen,  von  denen  jenes  altn. 
baömr,  ags.  i>eam,  nhd.  Baum,  und  dieses  altn.  barmr,  ags.  bearm, 
ahd.  param  entspricht,  aber  goth.  barms,  ags.  bearm,  ahd.  param  be- 
reits die  Bedeutung  Busen,  Schofi,  zeigen.  —  Auffälliger  ist,  daß  von 
den  sämtlich  genannten  Bezeichnungen  für  den  Mannsstamm  einer- 
seits und  den  Weibsstamm  andererseits  unter  den  älteren  Rechts- 
buchern  nur  die  G1>L.  und  die  Grägäs  Gebrauch  machen;  indessen 
durfte  diese  Erscheinung  doch  nur  mit  einer  Ausartung  des  Ge- 
brauches zusammenhangen,  welciier  in  den  Frl>L.  bezüglich  der  Aus- 
drücke bauggildi  und  ncfgildi  bemerkbar  ist,  und  somit  auf 
eine  Verschiedenheit  des  materiellen  Rechtes  in  keiner  Weise  schließen 
lassen. 

')  c.^\..  105. 

')  cbcuda,  53  uud  117;  die  crsicrc  Stelle  ist  auch  iu  dicjarns.,  Kvcnnag. 
2  und  den  neueren  B|>KrR.  28  übergefjangen. 
*)  Skäldskaparmal,  67/534  und  75/561. 
*)  '  55/11"  und  81/204  (Armbiarnardr  q.a,  Sü".  19). 

^)  vgl.  GuÖbrandr  Vigfiitisoo,  ».  v.  büömr  und  barmr,  dann  höfuöbaraur. 
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3.  Hauc^f^ildi  und  nefj^ihii.  An  nicht  wenigen  Stellen  der 
ulttrtn  Kechtsbuclicr  wird  7M'i«chcn  b  a  u  g  g  i  1  d  i  und  n  e  f  g  i  1  d  i , 
ba  u  l:  1  d  t  s  ni  c  n  n  und  n  c  f gi  1  d  i  s m  c  n  n  ,  oder  allenfalls  auch 
bauggildingar  und  n  1 1  "l;  ildi  n  gar  unterschieden.'»  Die  Unter- 
scheidung^ hängt  d.il)t  i  zu  (.  ifcllos  mit  dem  soeben  besproclicncn 
Gcgcnsatiic  zw  iscliLii  Maimsst.imm  und  W'eibsstamm  zusamnu-n ;  in- 
dessen seht  int  CS  doch  niclit  gerechtfertigt,  wenn  die  iieucri.  n  Lexiku* 
graphen  nicht  nur,  sondern  auch  die  nciuTcn  Juristen  und  Historiker 
beide  Begritisreihen  geradezu  als  identisch  ansehen.  '-')  xUlcrdings  ist 
richtig,  daö  in  dem  alteren  i.sl.uKh-{  lu  n  Rechtsbuche,  welches  jene 
Ausdrucke  übrigens  nur  in  seinem  Uaugatal  kennt,  eine  entsprechende 
DeMnitiMn  sich  zu  tuidcn  sciieint,  ^)  und  richtig  auch,  daß  die  Frl)!-., 
wclciie  (iv  ii  (legensatz  am  folgerichtigsten  entu  iekclt  zeigen,  jene 
Ausdrucke  lucht  nur  lur  tlie  Verwandten  vom  .Mnmsstamme  und 
VX'eibsstamme  innerhalb  gewisser  nalierer  Grade,  sontiern  aueh  noch 
für  die  beiderlei  Verwandten  entfernteren  Grades  gebraucht  werden,') 
indessen  sind  doch  beide  Tatsachen  ohne  erhebliche  Beweiskraft. 
Die  Definition  der  crsteren  Stelle  will  ihrem  ganzen  Zusammenhange 
nach  keineswegs  in  Bezug  auf  die  gesamte  Verwandtschaft  ver- 
standen sein,  sondern  nur  in  Bezug  auf  die  Verwandtschaft  innerhalb 
bestimmt  bezeichneter  Grade,  soferne  eben  nur  von  diesem  enger 
begrenzten  Kreise  überhaupt  die  Rede  ist;  der  Sprachgebrauch  der 
FrI}L,  aber  kann  nur  als  ein  späterer  und  abgeleiteter  betrachtet 
werden,  welcher  die  ursprünglich  nur  für  die  vorher  behandelten 
näheren  Grade  geltenden  Bezeichnungen  hinterher  auch  auf  die  ent- 
fernteren übertragen  zeigt.  Eine  derartige  Veränderung  des  Sprach- 
gebrauches konnte  um  so  leichter  eintreten,  da  die  Wergeldstafel 
der  Fr[)L.  nachwebbar  in  vergleichsweise  später  Zeit  tiefgreifende 
Überarbeitungen  erlitt,  von  welchen  einerseits  die  Vergleichung  des 
Membranfragmentes  IV  mit  dem  Texte  des  Cod.  Resenianus,  und 
andererseits  die  früher  sdion  besprochene  Üfc>ertragung  der  Verwandt- 
schaftsgrenze  des  geistlichen  Rechtes  auf  die  Wergeldstafel  ein  un- 
angreifbares Zeugnis  gibt  Gewiß  ist  jedenfalls,  dafi  der  Gegensatz 
des  bauggildi  und  nefgildi  von  Anfang  an  kein  in  dem  Maße  er- 

')  Letzteres  Konü n  r s b  >:>  k  ,  113  iqS  — 199 

*)  vgl.  R.  Keyscr,  Rechtsgescbtcbtc,  S.  301 -2 ;  Münch,  U,  S.  969— 70;  Fr. 
Brandt,  Korda.'SQinger,  S.  il. 

')  KoDiiDgtbök.  113/19Ö:  enda  beita  J>at  bauggildi,  er  pcir  meno  Uka,  er 
icarbift  ern  komnir,  en  ]iat  keita  oefgtidi,  er  ^eir  menD  Uka,  er  kvennsift  eru  koninir. 

•)  Ff  ^L.  VI,  II— la. 
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schupfender  vfu,  wie  dies  der  Gegensatz  des  Mannsstammes  und  Weibs- 
stammes der  Natur  der  Sache  nach  notwendig,'  sein  mufite;  nicht  nur 
zwischen  einem  mikla  nefgildi  und  h'tla  nefgildi  konnte  innerhalb 
desselben  unterschieden,  sondern  es  konnte  überdies  der  Kreis  der 
sakaukar  ganz  außerhalb  desselben  belassen  werden,  zu  welchem  doch 
Verwandte  des  Mannsstammes  und  Weibstammes  zugleich  gehörten.*) 
Femer  sprechen  die  G1)L.,  welche  übrigens  den  Namen  des  baug- 
gildi  und  nefgildi  nur  seltener  nennen,  einmal  geradezu  aus^  daß 
neben  dem  Gegensatze  des  Mannsstammes  und  des  Weibsstammes 
ftir  den  Begriff  beider  auch  noch  die  Nähe  des  Grades  in  Betracht 
komme.  *)  Nur  von  hier  aus  wird  femer  begreiflich,  da6  im  isländi- 
schen Baugatal  der  Ausdruck  bauggildi  auch  wohl  einmal  für  die 
ganze  Verwandtschaft  innerhalb  der  betreffenden  Grade  gebraucht 
werden  kann,  den  Weibsstamm  neben  dem  Mannsstamm  umfassend;*) 
ganz  wie  an  einer  oben  angeführten  Stelle  der  Fr\)L.  nur  der  Gegen« 
satz  von  Mannsstamm  und  Weibsstamm  fes^chalten,  die  Begrenzung 
auf  bestimmte  Grade  aber  fallen  gelassen  wird,  wird  eben  hier  um- 
gekehrt an  dieser  Begrenzung  einseitig  fes^ehalten  und  dafür  jener 
Gegensatz  unbeachtet  i,'elassen.  —  Beides  war  unter  der  Voraus- 
setzung erklärlich,  dali  beitle  Moniente  für  den  Begriflf  des  bauggildi, 
resp.  nefgildir  ^in  und  für  sich  nebeneinander  maßgebend  waren. 
Deutlicher  noch  wird  diese  letztere  Tatsache,  wenn  man  den  Zu- 
sammenhang ins  Auge  faßt,  in  welclieni  jene  Hezeichnungcn  mit  der 
alten  W'erj^^eldstafel  stehen;  aber  freilich  macht  dabei  der  Umstand 
gewattige  Sch\vieriL;keiten,  daß  diese  Wert^eldstafcl  uns  nirgends  in 
ihrer  ursprunglichen  Gestalt  überliefert  ist,  vielmehr  von  uns  aus 
einer  Reihe  verscliiedener  t  berarbeituns^cn  rekonstruiert  werden  muß, 
welche  tlieseihe  itn  X'erlaufc  der  Zeiten  auf  den  verschiedenen  provin- 
ziellen Rcchtsi^'cbieten  erlitten  hat.  So  ist,  wie  bereits  bemerkt,  die 
\\  ergeh istafel.  \\  eiche  tias  sechste  Buch  der  FrI>L.  enthalt,  eine 
wesentlich  andere.  .u<  diejenij^e.  von  welcher  d;is  Moml)ranfragment  IV 
Zeuj^nis  gibt;^i  dieses  l-raL;incnt  al>cr  i<t  so  geringen  Umfange^  und 
von  einer  .vc>  zerrütteten  Heschattri'h'-it,  dat^  sich  aus  demselben  die 
Vorschriften  der  alteren  Zeit  sehr  mangelhaft  erkennen  la^o.  In 

*f  i  r|)L.  VI,  5  uiiJ  9. 

*\  0|iL.  374:  ef  svä  ndn  er  frarudsemi  |)drra,  at  er  i  oefgiildi  cte  1  baufgildi 
Konun];sbMk,  113198—99:  nii  Ufa  engir  rocon  i  bauggUdi  tm  dauflai 

nema  (b^orfaö^r  cA«  si>n.irsor.r,  m  ^^l>^l.(.^;r  c«^a  douorsonr.  Nu  lifa  engi  i  baog- 

gilUi  fns  \-^n\,  nenn  i\n>i.r:'r' i>'.r  >  i'^a      ■l^^'r-<lnr,  modorbfoiMr  «Äft  Bystonoor. 

*}  Norges  gamle  l.ovc,  11,  b.  520  — 3X. 
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den  GI>L.  ferner  sind  unmittLlbar  aufeinaii<!pr  folgend  zwei  vcr- 
yrhif'dene  Wergeldstafeln   eingestellt,  ')  wälirciiu  am   Schlüsse  des 
Kcchtsbu«  h  s  noch  ein  dritte»^,  neueres  „saktal"  an|^'ciianf;t  ist.  welches 
der  I  öijmann  Bjarni  Maröarson  /u  AnfruiL^  di  s  1 3.  Jahrhurult  rts,  wie 
es  scheint  für  das  ganze  Land,  und  ni(  ht  l)l<tl^  fiir  das  Gulalnii^;^  ver- 
faßte.   Kndlirh  enthält  die  Kununi^sl)  k  auch  uuch  ein  „bau^atal" 
für  Island.-'   w.tlucnd  die  Stac^arhoM) -  k  nur  gelegentlich  auf  ein 
cbensolchcb  Bezug  nininit,  ^)  ohne  dasseU>e  mitzuteilen,  so  dnii  sich 
nicht  mit  Sicherheit  l^c-tinimen  laßt,  ob  dasselbe  ebenso  beschaffen 
gewesen  sei  wie  das  oben  .uuy-fuhrte,  <nicr  aber  anders.  —  Sucht 
nuiu  nun  die  gemeinsamen  Grundsätze  für  die  Berechnung  des  VVer- 
geldes  in  der  altere  n  Zeit  lu  ermitteln,  so  durltcn  dic>  die  folgenden 
sein,     lu  cr^te^  Linie  besprechen  die  alteren  Wergeldstafeln  eine 
Reihe  von  IJezugen,  für  welche  sie  die  gemeinsame  Bezeichnung 
„bau  gar",  d.  h.  Ringe,  brauchen.    Der  Ausdruck  erklärte  sich  aus 
dem  uralten  Brauche,  mit  Metallringen  nach  dem  Gewichte  zu  be* 
zahlen,  da  es  an  gemünztem  Gelde  noch  fehlte,  und  derselbe  wird 
auch  sonst  fUr  legale  Bu6en  verwendet,  wie  denn  als  baugr  oder 
lögbaugr  im  norwegischen  Rechte  zumal  eine  Zahlung  im  Betrage 
von  zwölf  aurar  bezeichnet  zu  werden  pilegte,  welche  in  gewissen 
Fällen  als  Friedensgeld  an  den  König  zu  entrichten  war.   Die  beiden 
Wergeldstafeln  der  GI)L.  kennen  übereinstimmend  drei  baugar,  näm« 
lieh  einen  höfuöbaugr,  an  welchem  Vater  und  Sohn  Anteil  nehmen, 
einen  brööurbaugr,  welcher  dem  Bruder,  und  einen  brcedrüngsbaugr, 
welcher  den  Geschwisterkindern  zufallt   Das  ältere  Fragment  der 
FrpL.  kennt  dagegen  vier  baugar,  was  doch  wohl  damit  zusammen- 
hängt daß  auch  noch  nach  dem  jüngeren  Texte  dieses  Rechtsbucfaes 
die  eftirbroedras3mh'»  d.  h.  Nachgeschwisterkinder,  an  den  baugar 
Anteil  nehmen.   Die  Konüngsbök  endlich  kennt  ebenfalls  der  baugar 
vier,  an  deren  vierten  und  letzten  indessen  nur  noch  die  Geschwister- 
kinder Anteil  nehmen.   Dem  gegenüber  hält  die  jüngere  Wergelds- 
tafet  der  Frl>L.  den  Gegensatz  der  baugar  zu  den  übrigen  Wergeids- 
beträgen allerdings  auch  noch  fest,  und  läßt  die  erstcren,  wie  be- 
merkt,  auch  noch  bis  zu  den  Nachgeschwisterkindem  reichen;  aber 
auf  eine  strenge  Sonderung  der  verschiedenen  Klassen  von  baugar 

')  (j|)L.  218 — 37  und  2.?3  ^^2.  Irh  hp^^rpif  -  nirlu,  warum  .M  u  n  c  Ii  und 
Brandt  die  crstcrc  Wcrgcldstalcl  wieder  in  zwei  zerlegen  und  die  zweite  mit  §  224 
begiaiKik  Uuieii  wollen;  R.  Keyser  hatte  sich  noch  vorsiebtifter  ausgedruckt. 

*)  KoniiB^sbök,  II3/193 — 204;  ia  Bezug  genommen  auch  80/136. 

^)  StaÖarböUbök,  394/333. 
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ist  sie  nicht  niclir  gebaut,  und  die  VVergeldstatcl  des  Bjarni  ManVir^  in 
laßt  aiu  li  jenen  Gegensatz  völlig  fallen.  Aber  auch  noch  in  einem 
weiteren,  liier  sehr  erheblichen  Punkte  gehen  die  Wergeidstat  ein  aus- 
ein.Mid(  r,  nämlich  in  Be/UL,'  auf  die  ßcliaadlung  des  Weib^st.tnunes 
/.um  Maimssiajiinie.  Darin  zw.ir  summen  sie  alle  uberein,  dati  grund- 
sätzlich nur  Männer,  sei  es  nun  als  Gebende  oder  als  Empfangende, 
an  den  baugar  Anteil  lulnnfn,  und  dal)  nur  als  L;anz  eng  begren^;le 
Ausnahme  der  Iki^rill  der  biiugrygjar  auftrete,  d.  h.  der  zum 
Geben  und  Nehmen  von  baugar  berufenen  Weiber.  Der  L  nifauL:;', 
innerhalb  dessen  diese  Ausnahme  zugelassen  wird,  ist  in  den  \er- 
schiedenen  Rechten  etwas  verschieden  begrenzt.  Die  FrpL.  lassen 
als  baugrygr  nur  die  Tochter  zu,  welche  des  Erschlagenen,  resp.  des 
Totschlägers,  einziges  Kind  ist,  und  selbst  diese  nur  insolange  als  sie 
unvermählt  bleibt  Genau  dieselbe  Begrenzung  kehrt  auch  in  dem 
isländischen  Baugatal  wieder»*)  und  es  ist  demnach  ein  Irrtum,  wenn 
Gudbnuidr  Vigfusson  annimmt  das  isländische  Recht  wisse  nichts 
von  einer  Beschränkung  des  Rechtes  der  Tochter  auf  die  Dauer 
ihres  Jungfrauenstandes.  Die  GI>L.  dagegen  kennen  der  baugrV gjar 
zwei,  nämlich  ander  der  Tochter  auch  noch  die  Schwester,')  und 
sie  beschränken  die  Beredhtigung  beider  weder  auf  die  Dauer  ihres 
jungfräulichen  Standes»  noch  auf  ihre  Eigenschaft  als  eines  einzigen 
Kindes,  was  doch  kaum  auf  eine  blo6e  Ungenau^keit  des  Ausdruckes 
zurückzufuhren  ist  Aber  gegenüber  dieser  immerhin  sehr  wett- 
reichenden Übereinstimmung  in  Bezug  auf  den  Ausschluß  der  Weiber 
steht  die  sehr  bedenkliche  Tatsache,  daß  nur  die  beiden  Wergeids* 
tafeln  der  G[)l^  und  die  der  Fr[>L.  den  Anteil  an  den  baugar  auf 
den  Mannsstamm  beschränken,  wogegen  das  isländische  Baugatal 
dem  Weibsstamme  auf  diese  ebensogut  einen  Anspruch  einräumt  wie 
dem  Maonsstamme,  wenn  auch  beiden  in  sehr  ungleich  verteiltem 
Ma6e.  Da  ist  nun  aber  klar,  da&  diese  Verschiedenheit  der  Behand- 
lung keine  ursprüngliche  sein  kann,  und  daß  das  Verfahren  der 
beiden  norwegischen  Rechtsbücher  das  ältere,  das  Verfahren  aber 
des  isländischen  Rechts  das  jüngere  sein  muß.  Der  Ausdruck  baug- 
giUli  ti  imlich  kann  seiner  F^tymologie  nach  zunächst  nur  die  Gesamt- 
heit der  Wei^eldb/ahlungen  bezeichnen,  welche  zu  den  baugar  ge- 
rechnet werden,  und  in  zweiter  Linie  mag  er  sodann  allenfalls  auch 
als  Bezeichnung  für  die  Gesamtheit  derjenigen  Personen  dienen, 

')  Fr^L.  VI,  4. 

*)  Koaiingsbök,  iis/soo—soi.         *)  G^L.  375. 
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welche  aktiv  und  passiv  an  diesen  Zahlungen  Anteil  nehmen;  es  ist 
hiernach  widersinnig,  wenn  das  isländische  Recht  das  nefgUdi  an  den 
baugar  Anteil  nehmen  läfit,  wahrend  es  dasselbe  doch  ganz  ebenso 
wie  die  norwegischen  Rechte  dem  bauggildi  als  Gegensatz  gegen- 
überstellt, dagegen  vollkommen  in  der  Ordnung,  wenn  diese  norwe- 
gischen Rechte  nur  den  Mannsstamm  der  betroffenden  Grade  /u  tien 
bau  gar  zulassen,  d.  h.  eben  die  Gesamtheit  der  Personen,  wclclie  der 
Ausdruck  bauggildi  uinfißt.    Andererseits  erklärt  sich  auch  leicht, 
wie  das  isländische  Recht  zu  der  ihm  eigentümhchen  Neuerung  ge- 
langen konnte.    Nimmt  man  an,  daß  das  bauggildi,  von  den  hier 
v*)llig  bei  Seite  liegenden  baugr\'gjar  abgesehen,  ursprünglich  nur 
die  Verwandten  männlichen  Gc^rhlcrhts  und  vom  Mannsstamme,  sei 
es  nun  bis  zu  den  Geschwisterkindern  ((rj »!-.),  oder  bis  zu  den  Nach- 
geschwisterkitidcrn  i  l-'rl»I..'i  einsch!icf:^lich  umtal'»te.  und  daß  dann  als 
nefgildi  die  Verwandten  des  Weib^^tammes  iiinerli.ill)  der  gleichen 
Grade« 'grenze  mit  weiteren  \\'erL!;eldsl)etraL;en  bed.ieht  L;cwe*;en  waren, 
welche  doch  tüclit  /.u  den  baugar  gerechnet  wurden,  so  erklart  »^ich 
sehr-  leicht,  daß  man  auf  den  Gedanken  \  eTt allen  kuuntc,  die  U  er- 
gcldstafcl  dadurrh  zw  vereinfachen,  daÜ  man  dieselb'»,  ^tntt  sie  primär 
auf  den  Gei;ensat/,  des  Mannsstammes  und  \\  eibsi;taninit>  /.u  stutzen 
und  dann  er<t  innerhalb  jeder  dieser  beiden  Gruppen  den  Unter- 
schied der  (irade  /u  1  K-rucksichtiijen,  in  erster  Linie  umgekehrt  auf 
die  Abstufung  der  (irade  liei^rundcte,  und  dann  erst  innerhalli  jedes 
einzelnen   Grades  den   GeL:ensat/   lies   Mannsstamuics  und  W  cibs- 
stamnies  zur  Geltung  brachte;  m.iu  konnte  nämlich  unter  dieser 
Voraussetzung  für  das  X'erhaltnis  des  Mannsstammes  zunt  A'cibs- 
stamrne   ein  für  allemal  einen   l)cstinimten  Maßstab  aulstcllcu,  aut 
Grund  dessen  dann  bei  jedem  einzelnen  Grade  sich  der  Anteil  des 
einen  und  des  anderen  sehr  einfach  berechnete,  und  wirklich  stellt 
unser  Baugatal  die  Regel  auf,  daß  die  jedem  einzelnen  Grade  zu- 
fallende Buße,  wenn  innerhalb  desselben  beide  Stämme  nebeneinander 
vertreten  sind,  in  fiinf  Teile  gehen  sollen  von  welchen  der  Manns- 
stamm  (bauggildi  =  karlsift)  drei  und  der  Weibsstamm  (nefgildi  = 
kvennsift)  zwei  zu  nehmen  habe.   Das  Prinzip  also,  auf  welches  die 
Veränderung  begründet  ist,  ist  klar  ersichtlich;  nach  wie  vor  sollen 
zwar  die  beiden  von  Anfang  an  maßgebenden  Momente,  nämlich 
der  Gegensatz  zwischen  Mannsstamm  und  Weibsstamm  und  die 
Gradesnähe,  berücksichtigt  werden,  aber  sie  haben  unter  sich  die 
Rollen  vertauscht,  und  das  früher  nur  in  zweiter  Linie  wirksame 
Moment  ist  nunmehr  zu  dem  in  erster  Linie  maßgebenden  geworden. 
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Micht  wohl  erklärlich  wäre  dagegen,  wie  aus  der  isländischen  Wer- 
geldstafel  die  der  alteren  norwegischen  Rechte  geworden  sein  sollte, 
und  ein  weiterer  lilick  auf  die  beiderseitigen  \Ver_:cld«tafeln  wird 
diesen  Umstand  noch  des  näheren  erläutern.  —  An  die  bau£jar  reiht 
sich  nämlich  noch  eine  Anzahl  weiterer  Zahlungen  an,  welche  an 
andere  Gruppen  von  V'erwandten  entrichtet  werden  als  jene.  Zu- 
nächst kennen  die  beiden  W'ergeldstaft  Iii  der  G1>L.  den  Begrift'  der 
kvenngjafir,  d.  h.  Weibergaben,')  an  welchen  die  Khefrrui.  dann 
die  Mutter,  Tochter  und  Schwester  des  Erschlagenen  Anteil  nehmen, 
und  an  welchen  sie  w  ?  ni!^>tens  narh  der  riiieti   l  afcl,   auch  mit  zu 
zahlen  haben  ;  es  werden  tiiese  Gaben  <;ou  isscrmaiVti         ein  An- 
hang /.u  den  baugar  behandelt  und  (i(  nit^rnial!   lucli  dann  Lilci^t. 
wenn  bezugsberechtigte  W  cibcr  niclit  vui  himdt.  n   sind,  nur  dati  sie 
solchenfalls  an  den  Sohn  zugleich  mit  dem  hüluöi>.iugr  lallen,  wobei 
aber  der  Satz  in  Betracht  kommt:  ,,sa  er  sunr  hins  dauAa,  er  v'xlS 
gjoldum  tckr,  hvart  sein  hann  «  r  faO>er  tda  bi  «"^(.  r,  cVi  hvigi  Idr 
sem  hann  er".-)    Nach  der  Im    Jicrhung  der  \\  cibergabcii  ei  >l  folgt 
denn  auch  in  der  alt-  rrn  \\  t  r-i  l« Ktalel  der  scliließende  Satz:  ,,nü 
ero  bauga  i>kil(li:  ';     dicöc  WciUcigaben,  von  denen  übrigens  wetier 
die  Frl)L.  no(  h  »l.i-^  iNlmdisclic  Baugatal  wissen,  und  u  i  lrhc  überdies 
selbstverstanillirli  nur  al:^  eine  inil  der  steigenden  HcrLclitii^'ung  der 
Weiber  zusaimiicuh.aigende  Neuerung  aufgefaßt  werden  dürfen,  ^inJ 
somit  ohne  alle  selbständige  Bedeutung  für  die  W'ergeldstafel.  An- 
ders steht  CS  dagegen  mit  dem  Begrifl'  der  sakaukar,  d.  h.  Bu6> 
vermehrer,  und  der  sakaukabut,  wie  die  Frl)L.  die  an  sie  fallenden 
BuÜbctrage  nennt    In  der  älteren  Wergeidstafel  der  GpL.  werden 
zunächst  drei  Personen  als  sakaukar  bezeichnet,  sunr  ))y^borinn,  brodir 
)>y'borinn  und  brödir  sammcedra,  samt  ihrer  Nachkommenschaft;*) 
dann  at^er  wird  noch  der  moöurbrödir  |>yiiorinn  und  mööurbrödir 
sammcedra,  und  der  fufturbrodir  ]>>'-borinn  samt  dem  fööurbrödir 
sammocdra  erwähnt  und  bemerkt:  „sakaukar  heita  |icir  allir,  er  ek 
talöa  nü",  auch  ausgesprochen,  daß  hier  wie  dort  die  Nachkommen« 
Schaft  der  genannten  Personen  eintritt,  wenn  diese  selbst  fehlen,  nur 
freilich  mit  gemindertem  Rechte.^)   Nach  einem  nicht  hierher  ge« 
hörigen  Einschiebsel  folgen  sodann  noch  besondere  Ansätze  für  die 
„nämägar",  d.  h.  die  nächsten  Grade  der  Verschwägerung,  für  Stief' 
vater  und  Stiefsohn,  für  Eidbrüder  und  PHegebrUder,  endlich  für  den 


'j  G|>1>.  221  und  245.  ebenda,  22a.  ebenda. 

*)  ebenda,  236.  ebenda,  237. 
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mööurfaöir  mödur  manns;^)  jedoch  wird  der  Name  der  sakaukar 
diesen  Personen  nicht  ausdrücklich  beigelegt  Die  Wergeldstafel 
der  Frt)L.  rechnet  zu  den  sakaukar  den  sunr  ]>yborinn  und  den 
brödir  sanimocftra,  den  fin^urfa^ir  und  den  sunarsunr  und  bemerkt, 
dafi  auch  deren  Söhne  und  Sohnessöhne  noch  mit  einem,  freilich 
wesentlich  fjeringercn,  Buöbetrage  bedacht  werden.  - )  Außerdem 
scheint  auch  noch  der  fudurbrudir  sammcedra  und  der  brödursonr 
sammoeöra  hierher  gerechnet  werden  zu  wollen ,  von  welchen 
gesagt  wird,  dafi  sie  im  saktal  der  Frostu|ungslög  gefehlt  hätten;^) 
das  ältere  Fraf:jmcnt  dieses  Kechtsbuches  aber  nennt  zwar  den 
Xamen  der  sakaukar,  jedoch  ohne  erkennen  zu  lassen,  wer  zu 
diesen  gerechnet  werden  wolle.  Das  islandische  liaugatal  endlich 
kennt  fimf  sakauknr.  namlicli  rlcn  unehelichen  Sohn,  den  Stiefsohn 
und  den  Stiefvater,  dann  den  Sciiwicgersohn  und  den  Schwätzer.*) 
Trotz  aller  Versciucdcnhcit  der  Bestimmungen  im  cin/.ehicn  lassen 
sich  hiernach  die  X'orschriiten  dieser  drei  Rechtsbuciier  unter  folgende 
gemeinsame  (iesirlitspunkte  bringen.  Ge^rihlt  wird  zu  den  sakaukar 
vor  allem  der  unechte  Sohn,  wobei  eifier  sjiateren  Ivrorterung  vor- 
bchalteti  bleiben  mag,  ob  darunter  lun  der  sniir  l'\  1  )orinn,  oder  auch 
der  sonr  laungetinn  zu  verstehen  sei;  liie  dehneti  dabei  die 

Berück-!t  litigunt{  der  unechten  (ieburt  auch  noch  auf  den  lir«  <^ir 
[>yb(irinii  aus,  und  in  /weiter  I^inie  aut  ili-u  fotVirbrt'xMr  und  nioi')uri>ro(^ir 
|»\  burinn,  wahrend  ilic  I'VbL.  nur  nuch  den  bntAir  fiylxirinn  berück- 
sichtigen, und  selbst  diesen  nicht  unter  den  sakaukar,  suntiern  unter 
den  in  der  älteren  Wergeldstafel  vergessenen  Personen,  die  sie  am 
Schlüsse  nachtragen. Gezählt  wird  ferner  zu  den  sakaukar  die 
Stict\crwandtschalt  und  Schw  agcrschalt  des  ersten  (irades,  jedoch 
nur  in  den  GI)L.,  welche  noch  obendrein  ein  weiteres  der  Verwandt- 
schaft ähnliches  Verhältnis  hierherziehen,  nämlich  das  der  Kidbrüder 
und  Pflegebriider,  und  im  islandischen  Reciite,  wogegen  die  Frlil.. 
von  einer  Berücksichtigung  der  ,,namagar"  nichts  wissen.  Endlich 
stellen  die  GI>L.  und  FrI)L.  übereinstimmend  hierher  den  brodir 
sammcedra,  und  berücksichtigen,  nur  freilich  in  etwas  verschiedener 
Weise,  auch  noch  die  entferntere  Verwandtschaft  von  der  Mütterseite 
her,  sofeme  die  GI^L.  in  zweiter  Linie  noch  den  fööurbrööir  und 

*)  GJ^L.  239;  der  Vorangeheode  §  238,  „um  misvigi",  -biMot  augenscheinlich 
mit  <icm  FolgeodcD,  §  240— 42  ein  Gaozes.    Die  xweite  Tafel  der  G]>L.  weifi  oicbU 

von  ä.ikaukar. 

•)  Fr[)L.  VI,  5.  ebenda,  6;  vgl.  aber  auch  uoch  9— lo. 

*)  KoiiiiiiK»bök.  iia'aoi.        »)  Fr^L.  VI,  10. 
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m<)A^rhrf>^^ir  saiunurdra,  und  weiterhin  auch  norh  den  ni(>Auda«^ir 
ninAur  nianns  lieranzichen ,  wno'  ^en  die  Fr|>L.  /unachst  nur  des 
fcH^urbro(>ir  und  liroc^ursonr  SHmrnu.M^Ia  gedenken,  sodann  al>er  am 
Sc  lilusse  unter  den  in  der  alteren  W'crgcld^tafel  X'crfijesvcnt  ii  auch 
n<)(  h  den  m'>Aurl)r(>öir  und  systursonr  sammu  Ära.  die  hr<i  l^ra5y'ni^ 
und  cptirbra  »Va5\  nir  sa^lma•«^ra,  endlirh  die  ."sy^tkiiias)  iiir  und  ^ystra- 
synir  samm<L«Va  nachtraben.  Das  isLitulis*  he  Recht  wiitj  vun  einer 
Hierin. rblellung  der  Muttcrst  ite  ulx  rh.iupt  nichts,  da  es  diese  bereits, 
nie  den  übrigen  W  eil  »sstanini,  zu  den  baugar  heran/ii  ht;  i^anz  ,il>- 
norm  ist  aber,  daH  die  I''rl)[..  auch  noch  den  föc^urla'Mr  und  sonar- 
sonr  zu  den  sakaukar  zahlen.  Es  ist  nach  alledem  klar,  d  ii!  i:^erade 
<-iie  Klasse  der  sakaukar  im  X'cilaulc  der  Zeit  sehr  erhebliche  \'cr- 
anderungen  erlitten  hat.  Die  Kinschiebung  zunächst  des  fö(\urfaöir 
und  sonarsonr  in  dieselbe,  wie  sie  die  FrI>L.  zeigt,  ist  völlig  un- 
organisch, da  beide  Grade  dem  Mannsstamme  angehören,  und  jeden- 
ialls  dem  Grade  n^h  den  Geschwisterkindern  nicht  nachstehen,  also 
am  bauggildi  Anteil  haben  müssen.  Sie  mochten  in  der  älteren 
Wergeldstafel  darum  nicht  ausdrücklich  erwähnt  worden  sein,  weil 
aus  tatsächlichen  Gründen  vor  ihrer  Beteiligung  nur  sehr  selten  die 
Rede  sein  konnte,  während  sie  in  der  Nennung  der  brcedrüngar  als 
stillschweigend  mit  einbegritTen  gelten  konnten,  wie  man  denn  über- 
haupt nur  die  gleichen  Grade  zu  erwähnen  pflegte;  der  Überarbeiter 
unseres  Textes  aber,  der  ja  überhaupt  gerne  seinen  Scharfsinn  an- 
strengte, um  Verwandtschafcsgliedem  zu  ihrem  vermeintlichen  Rechte 
zu  verhelfen,  die  er  in  seiner  Vorlage  vergessen -fand, hat  dieselben 
an  einem  durchaus  ungeeigneten  Flecke  aus  eigener  Willkür  beige- 
fügt In  gleicher  Weise  scheint  aber  auch  die  Berücksiditigang  der 
entfernteren  Grade  der  Mutterseite,  dann  der  unechten  Geburt,  so- 
wie  die  Ausdehnung  der  Berechtigung  der  nämagar  auf  andere  ver- 
wandtschaftsähnliche Verhältnisse  lediglich  auf  einer  mehr  oder  minder 
weit  getriebenen  Konsequenzmachcrei  hervorgegangen  zu  sein,  wie 
dies  der  Verfasser  der  Wergeldstafel  in  den  FrI)L.  bezüglich  der 
mütterlichen  Verwandten  ganz  offen  ausspricht,  und  nur  der  unechte 
Sohn,  die  drei  nächsten  Grade  der  Verschwägerung  und  der  brödir 
sammo;5ra  scheinen  ursprünglich  die  Klasse  der  sakaukar  gebildet 
zu  haben.  Offenbar  handelte  es  sich  dabei  ursprünglich  um  Ange- 
hurige,  welche  nach  der  Strenge  des  älteren  Rechts  zu  den  bauggildi 
nicht  gehörten,  während  die  Billigkeit  doch  forderte,  daß  der  tat- 


1)  Fr|iL.  VI,  6  und  9. 


Digitized  by  Google 


§  4*  Gliederung  der  Verwandtschüft  in  engere  Gruppen. 


49 


sächlichen  Nähe  ihrer  Beziehungen  zu  der  in  Frage  stehenden  Per- 
son etnigermaflen  Rechnung  getragen  wurde,  und  man  ließ  dem* 
gemäfi,  weil  man  an  dem  festen  Gefuge  der  alten  Wetgeldstafel  zu 
rütteln  noch  nicht  den  Mut  hatte»  zu  ihren  Gunsten  eine  außerordent- 
liche Vermehrung  der  normalmäfiigen  Zahlung  eintreten,  von  welcher 
sie  eben  ihren  Namen  der  sakaulcar  haben.  Während  also  die  baugar 
unter  allen  Umständen  gegeben  werden  muflten,  und  dem  Erben 
des  Eischlagenen  ohne  alle  Rüdesicht  auf  die  Nähe  seiner  Verwandt« 
Schaft  mit  diesem  zufielen,  wenn  die  zunächst  berufenen  baugamenn 
fehlten, ')  oder  doch  wenigstens  nur  unter  der  Voraussetzung  weg- 
fallen konnten,  dafi  weder  irgendwelche  bezugsberechtigte  noch  irgend« 
welche  zahlpflichtige  baugamenn  vorhanden  waren,  *)  fällt  die  den 
sakaukar  zugewiesene  Buße  ganz  weg,  wenn  kein  empfangsberech- 
tigter Vertreter  dieser  Klasse  vorhanden  ist;')  es  gilt  somit  diese 
letztere  Zahlung  keineswegs  als  ein  regelmäßiger  Bestandteil  des 
Wcrgeldes,  sondern  nur  als    ine  außerordentliche  Zubuße  zu  dem- 
selben.   Es  ist  nur  ein  anderer  Ausdruck  desselben  Grundgedankens, 
wenn  die  Wergcldstafcl  des  Bjarni  Marflarson,  ohne  den  \nmr  n  der 
srikaukar  zu  nennen,  dem  Sticf\.iter  und  Stiefsohne,  dann  dem 
Schwager,  eine  Buße  zuspriclit,  welche  derjenige  zu  entrichten  hat, 
„er  viö  gjöldum  tekr",  d.  h.  der  die  Hauptzahlung  zu  empfangen  hat,*) 
und  es  erklärt  sich  auch  aus  dem  unregelmaiUgen  Charakter  dieser 
Bezüge,  daß  die  späteren  Überarbeiter  der  älteren  Wergeidstafeln 
darauf  verfallen  konnten,  gerade  in  die  Kla^^sc  der  sakaukar  diejenigen 
Verwandten  einzustellen,  die  <^ic  berücksichtigt  wissen  wollten,  ohne 
sie  doch   in  ihren  Vorlaiien  berucksichtis^t  /u  finden.    Auf  die  sak- 
aukar laljt  die  W'ergeldstatel  der  I'>1)I,.  sofort  das  nelgild  i  folL,'en,  und 
zwar  i^^eteilt  in  das  mikla  nefgildi  und  in  das  litla  nefgiidi;*) 
das  ältere;  Fragment  der  Fr|tL.  aber  kennt  zw  ar  auc  h  das  nefgildi, 
jedoch  oiine  tlaß  sich  bei  dessen  iragnientarisclieni  Zustande  erkennen 
ließe,  ob  auch  ihm  bereits  dessen  Zerlcgvuig  in  zwei  Klassen  L;elautig 
war  oder  nicht    Zu  dem  großen  nefgildi  werden  dabei  gezahlt  der 
mo'Vlrfa(^ir  und  döttursonr,  der  mö/Vurbroöir  und  systursonr,  endlich 
die  systkinas)'nir  und  systrasynir,  also  der  erste  und  zweite  uuLjleiche 
Grad,  sowie  der  zweite  gleiche  Grad  der  Seitenlinie  und  der  /weite 
<jrad  der  aufsteigenden  und  absteigenden  Linie,  soweit  dabei  der 


•)  G  I)  L.  220. 

»1  K^nunpshok.  113/199.  *j  ebenda,  I13/20I. 

L.pu  316.  ^)  Fr>L.  VI,  7—8. 
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WcibsstaR-. m  in  Fngc  ht:  zu  dem  kleinen  nei'c^'.idi  dageo^en  gehört 
der  funard  ttur-  nr  und  d.tturc  tturionr.  der  b^.-^urd  ttursonr  und 
-tur  i  tturs'.nr,  endlich  die  sy^tkir.dda:tr;ii.\-nir  und  stradoetrasynir, 
ali-j  der  \\  t!^^-t  T~i  in  der  absteigenden  sowohl  al-  in  der  Seiten- 
linie b>  zum  üniien  t^leicben  Grade  eir-  "':  '-ich,  jedoch  so.  dil^ 
:r,  txiden  Kla5*en  immer  v.v.r  die  Verwandten  mj.nnlichen  Geschlechts 
(x:r-.cJc»;:hti;;t  werden.  Hiernach  ist  khir.  daß  da-  nefgildi  m  eben 
dem  Umfange  die  \  eru  andten  vom  \Veib>>taramc  enthalt,  in  welchem 
das  L>iiucj^'i]di  die  v*  m  Manns^tamme.  und  datä  die  beiden  Klassen 
■it:--- lL>cn  letii-^lich  ticm  Grade  nach  <ich  scheiden,  indem  das  g^rotie 
ne:\:;Idi  den  zweiten,  das  kleine  a[>er  den  dritten  Grad  enthalt;  da- 
i<i  er^c'r^rn  ?ich  ai)er  doch  ein/eine  Abnormitäten.  Zunächst  fallt 
auf.  daß.  im  kleinen  nefgildi  zumal,  eine  Reihe  von  \"er\vandten  nicht 
aLif^czai:!:  wird,  die  d«  ch  innerhalb  dc>  dritten  gleichen  Grades 
stehen,  f-o  der  Urgroßvater  von  der  Mutter  ixier  Großmutter  her» 
wi.hrend  doch  der  Großvater  im  großen  nefgildi  genannt  ist.  so  der 
Bruder  der  Gri  -rfn>urter  väterlicher  Seite  oder  des  Großvaters  mutter- 
licher u.  d^l.  :a..  also  der  dritte  Grad  aufsteigender  Linie  und 
der  erste  und  dritte,  dann  zweite  un::  (:r:rtc  ungleiche  Grad.  -A(_niuf- 
stens  teilweise.  Diese  Unv>  L-Luiuii^kc:!  d.  r  .\u:.-,.i,!ung  wird  man 
nun  allcnlifigs  kaum  hoch  anschlagen  du::>:a.  .\lkr  W  ahrscheinlich- 
keit  nach  liegt  ihr  nicht  Absicht  sondern  nur  jenes  Unvermugm, 
die  Manniglaltigkeit  der  möglichen  Vcrwandt<chaftsbeziehungen  zu 
erschöpfen,  zugrunde,  auf  welches  sich  die  G^'L.  gelegentlich  aus- 
drücklich berufen, ')  und  allenfalls  auch  ein  bewußtes  oder  unbewußtes 
Auslassen  solcher  Grade,  welche  am  faktischen  Gründen  beim  Geben 
und  Nehmen  von  Wergeid  nicht  mehr  in  Betracht  zu  kommen 
pflegen,  wie  dies  z.  B.  beim  Urgrofivater  der  Fall  sein  wird,  macht 
doch  unsere  Wergeldstafel  selber  anderwärts  auf  das  seltene  Vor« 
kommen  einzelner  Komplikationen  aufmerksam,*)  warum  sollte  äe 
da  nicht  solche  Komplikationen  ganz  ausgelassen  haben,  die  sie  als 
völlig  unpraktisch  erachtete?  Zum  Teil,  nämlich  soweit  die  Ver- 
wandtschaft von  der  Mutterseite  her  im  Gegensatze  zu  der  von  der 
Vaterseite  in  Betracht  kommt,  trägt  unsece  Wergeldstafd  auch  noch 
die  übersehenen  Komplikationen  unter  ausdrücklicher  Kritik  ihrer 

iQt  :  X  i~r  Y'''-^  t,"t7.i  sk:;  an  kaüal:  cn  sv.i  marj:a  ycgi  skyldlciki 
aia-r*  <:.r:i.n  i,.  ra,  a*.  k.ina  engl  ma^r  Iii  fuüs  ikipa.  eriÖDiik.  nema  Jiä  geii 
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Vorlage  am  Schlüsse  des  nefgildi  nach.^)  hiermit  in  ähnlicher  Webe 
einen  Nachtra<T  zu  diesem  licfernc!.  wie  die  sakaukar  einen  solchen 
zum  baiiL;[;ildi  bilden;  aber  freilich  ergibt  sich  f^cradc  dadurch  wi(H-kT 
ein  neuer  Anstand.  Ivininal  iii^i  ferne,  al>  der  liri  xMr  ^amnitedra,  und 
an  ihn  anschHel'icnd  noch  ein  paar  andere  X'erwaiulte  von  der 
Nlutter^eite  her  unter  den  sakaukar  tiguriereu.  woti^e^en  die  ent- 
fernteren erst  am  Schlüsse  des  nefgildi  auf^^ezahlt  werden,  wohin 
doch  jene  ersteren  an  und  fiir  sich  L;lcich!'all'?  ofehoren  wurden; 
zweitens  aber  auch  insoferne,  al«;  der  mu<Virbr<  Oir  und  systursonr 
saniiTiüetSra  unter  den  in  der  iilteren  Wergeidstatcl  V'ergessenen  auf- 
gezahlt werden,  wahrend  sie  doch  vorher  schon  mit  einem  etwas 
höheren  Ansätze  innerhalb  der  großen  nefgildi  erwähnt  worden  waren, 
freilieii  ohne  nähere  IJezeielinung  also  doch  wohl  nur  samfeöri.  In 
letzterer  Riciiturif^  muß  entweder  eine  \'crderl.)nis  unseres  Textes  oder 
ein  grobes  Versehen  des  Uberarln  iters  unserer  Wer£:;eidstafel  vor- 
liegen; in  der  ersteren  Be^ichunt;  dagegen  wäre  möglich,  daü  man 
ursprunglich  die  \' crwandtschait  \  (>n  der  .Mutterseite  her  überhaupt  nicht 
zum  nefgildi  gerechnet  habe,  und  nur  zugunsten  des  broöir  sammoeöra 
insoweit  eine  Ausnahme  gemacht  worden  wäre,  als  er  unter  die 
sakaukar  eingereiht  wurde.  —  Demgegenüber  wissen  die  beiden  Wer- 
gcldstafeln  der  Gi)L.  sowohl  als  die  Wergeldstafeln  des  Bjarni  MarÖar- 
son  nichts  mehr  von  «mem  nefgildi,  während  doch  der  Gegensatz 
der  bauggildismenn  und  nefgüdismenn,  wie  skh  unten  nodi  zeigen 
wird,  auch  diesem  Rechtsbuche  ganz  wohlbekannt  war;  wir  werden 
hiernach  an  eine  spätere  Umgestaltung  der  Wergeldstafel  denken 
müssen,  welche  den  ursprünglich  auch  hier  maßgebenden  Begriff  des 
nefgfldi  frühzeitig  verschwinden  Ue0.  Ganz  ähnlich  steht  es  mit  dem 
isländischen  Baugatal,  als  welches,  wie  oben  schon  zu  bemericen 
war,  seine  nefgildingar  unter  die  Geber  und  Nehmer  der  vier  baugar 
einreihte,  nur  da6  es  sie  fireilich  an  diesen  mit  einem  wesenüich  ge- 
ringeren Betrage  Anteil  nehmen  liefi  als  die  baug^ldingar.  Nun 
haben  wir  oben  bereits  gesehen,  wie  sich  die  isländische  Wergelds- 
tafel aus  der  älteren,  und  in  den  Frpl^  ihren  Grundzügen  nach  er« 
haltenen  sehr  einfach  dadurch  entwickelte,  dafi  man,  während  ur- 
sprünglich bauggildi  und  nefgildi  getrennt  gehalten,  und  jenem  mit 
Rücksicht  auf  die  Nähe  des  Grades  die  verschiedenen  baugar,  diesem 
aber  mehrfach  abgestufte  andere  Zahlungen  zugewiesen  worden  waren, 
den  Mannsstamm  und  Weibsstamm  bis  zu  den  für  beide  gleichmäflig 
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gezogenen  Gradesgrenze  zusammenwarf,  für  beide  zusammen  Grad 
für  Grad  eine  gemeinsame  Summe  auswarf,  für  welche  man  den 
Namen  der  baugar  beibehielt,  endlich  innerhalb  jedes  einzelnen  Grades 
das  bauggildi  mit  das  nefgUdi  aber  mit  zum  Zuge  kommen 
liefi.  Fragt  sich  nun,  ob  sich  für  die  Umgestaltung  der  Wergelds- 
tafelo  der  GliL,  und  des  Bjami  Maröarson  ein  ähnliches  Prinzip  auf* 
finden  lasse.  Es  behalten  aber  die  beiden  Wergddstafeln  der  GI>L. 
zunächst  den  Gegensatz  der  baugar  und  anderer  Wergddszahlungen 
bei,  und  sie  lassen  die  erstere  dem  Mannsstamme  bis  zu  den  Ge« 
schwistefkindem  einschließlich  zufallen;  beide  reihen  femer  den 
baugar  die  kvenngjafir  an.')  Schon  dabei  ergeben  sich  freilich 
zwischen  beiden  erhebliche  Unterschiede,  und  zwar  nicht  blofi  inso- 
feme,  als  die  Beträge  für  die  einzelnen  baugar  sowohl  ab  die  kvenn- 
gjaiir  in  beiden  verschieden  hoch  angesetzt  sind,  und  als  die  erste  Wer- 
geldstafel  von  keinem  tiyggvakaup,  ssettarkaup  und  skogarkaup  wei6, 
von  welchen  Zahlungen  doch  die  zweite  Erwähnung  tut,  sondern  auch 
noch  in  einem  anderen,  und  hier  bedeutsameren  Punkte.  Die  erste 
Tafel  sagt  ausdrücklich,  daß,  wenn  fiir  den  einen  oder  anderen  baugr 
keine  in  erster  Linie  Empfangsberechtigte  da  sind,  die  Zahhing  an 
die  Empfänger  der  anderen  baugar,  und  eventuell  an  den  nächsten 
Erben  des  Krschlri[:rrnon  ^[ehcn  solle,  so  daß  dieser  letztere,  gleich- 
viel wie  nahe  mit  dem  Erschlagenen  ve^^vandt,  unter  Umständen 
alle  baugar  beziehen  könne;  dal5  femer  auch  die  kvenngjafir,  soweit 
keine  bezugsberechtigten  Weiber  vorhanden  sind,  an  den  Sohn  des 
Erschlagenen  fallen  sollen,  resp.  an  den  Empfänger  der  1  lauptzahlung, 
soferne  dieser  als  Sohn  gelte,  welches  auch  seine  Verwandtschafts- 
beziehung zum  Erschlagenen  sei.  Umgekehrt  wird  auch  ganz  folge- 
richtig gesagt,  daß,  wenn  der  eine  oder  andere  primär  Zahlpflichtige 
fehlt,  der  Totschläger  für  ihn  die  Zahlung  leisten  soll,  und  weiter- 
hin vcr!'i.:n;  .,en  |tä  er  vi'gandi  verör  ciaiuV,  j»a  tekr  crfini,M  vi("*i  üxi". 
d.  h.  für  den  vcrstorI:)cncn  T^>tsrhl;i'^t  r  habe  dessen  nächster  ICrbe 
in  die  Verpflidiiuru;  cin/ulrctt  n,  gieiciiviel  wie  es  mit  dessen  Vcr- 
wandtsf'haft  brstelli  t  i.  Endlich  wird  bezü(j[lirh  der  in  erster  Linie 
Verpfliciiteten  ^c^a^i,  daß  der  Totschl'u;r:  dem  Sohne  des  Er- 
hchl,iL;enen  den  hL)iu(M)augr,  der  Bruder  dem  Ikudt  r  den  l)rööurbaugr, 
t  ndlii  h  der  brtcörungr  dem  brceöriingr  den  broeöruni^.sbauc^r  r.v  ent- 
richten habe,  d.  h.  es  wird  scheinbar  die  Re<;cl  aufgestellt,  daß  jeder 
Grad  als  zahlungspüichtiger  denselben  Betrag  zu  bezahlen  habe. 
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welchen  er  als  Rmi)i,iag>bcrcchtigter  zu  emplaugen  hätte,  ganz  wie 
diese  Regel  narh  (im  ?>I»I-.  gilt.    Dem  gegenüber  .spricht  sich  die 
zweite  Wergcl(i>Lalcl  iihcr  die  Sukzession  in  diu  l-mplangsberechtigung 
^owohl  als  in  die  Zahlpflicht  nicht  aus.  iiiul  laüt  somit  dahingestellt» 
ob  >iL:  eine  solche  auch  ihrci>cit>  uiuTkcniicn  wolle  odvr  nicht,  be- 
züglich  des  MaUcs   aber  der  Zahlpfliclit  stellt   -ie   ticii  völlig  ab- 
weichenden Grundsatz  auf: ')  „baugamanna  hverr  skal  ba'ta  holfu 
minna  cn  taka,  ok  fimtüngi  mcira",  d.  h.  jeder  im  bauggildi  stehende 
Verwandte  soll  nur  ein  Fünftel  Uber  die  Hälfte  dessen  zahlen,  was 
er  zu  bekommen  hätte,  was  doch  wohl  dahin  zu  verstehen  ist,  daß 
der  zu  zahlende  Betrag  '  ^  des  zu  empfangenden  und  d<izu  noch  \^ 
dieser  Hälfte,  also  %  des  Ganzen  ausmachen  solle,  während  für  die 
anderen  \  der  Totschläger  oder  dessen  nächster  Erbe  als  der  Haupt- 
verpiiichtete  aufzukommen  hatte.   Hinter  den  baugar  und  den  zu 
ihnen  gewissermaßen  einen  Anhang  bildenden  kvenngjafir  lassen  so* 
dann  beide  Wergddstafehi  übereinstimmend  andere  Zahlungen  folgen, 
für  die  sie  die  Bezeichnung  ,.sakir",  d.  h.  Bußen  gebrauchen ;  die  erste 
Tafel  scheint  im  gleichen  Sinne  audk  den  Ausdruck  frsndbcetr,  d.  h. 
Verwandtschaftsbuflen  zu  gebrauchen,  welchen  die  FrI)L.  erst  ftir  die 
Bezüge  der  entfernteren  Verwandten  brauchen,  die  weder  zum  baug- 
gildi, noch  zum  nefgildi,  noch  zu  den  sakaukar  gehören.   Die  erste 
Wergeldstafel  bespricht  nun  zunächst,  in  drei  Klassen  geteilt,  die 
Verwandtschaft  bis  zum  dritten  gleichen  Grade,  wobei  jedoch  auf- 
fallt, daß  dieser  letztere  Grad  nicht  mehr  mit  aufgezählt,  sondern 
mit  dem  zweiten  und  dritten  ungleichen  Grade  die  Aufzählung  be- 
schlössen  wird;  jede  Klasse  wird  als  „uppnäm",  d.  h.  Gelderhebung 
bezeichnet;  und  als  „uppnamamenn"  werden  ihre  Angehörigen  er* 
wähnt,  am  Schlüsse  aber  der  Aufzählung  der  drei  Klassen  steht  die 
Bemerkung :  „nü  ero  uppnamamenn  aller  talder",-)  welche  zeigt,  daß 
die  Au£eählung  als  eine  vollständige  gemeint  ist.  Dabei  wird  jedem 
einzelnen  Angehörigen  jeder  einzelnen  Klasse  ein  Reicher  Wergeids- 
betrag  zugewiesen,  und  zwar  sollen  die  Angehörigen  der  ersten 
Klasse  eine  Mark,  die  der  zweiten  sechs  aurar  und  die  der  dritten 
eine  halbe  Mark  erhalten,  alles  vom  Totschläger  selbst,  wozu  dann 
aber  noch  die  Zahlungen  kommen,  welche  die  uppnamamenn  vom 
liruder  des  Totschlägers  erhalten  und  welche  für  jede  Klasse  7.,  des 
Betrages  bilden,  den  der  Totschläger  selber  zu  entrichten  bat,  also 
5  Vs  aurar  für  die  ente,  4  aurar  für  die  zweite  und  2     aurar  für 
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die  dritte  Klasaef*)  sowie  die  weiteren  Zahlungen,  welche  die  upp- 
namamenn  selbst  wieder  einander  zu  machen  haben,*)  und  welche 
man  als  Jtversakir,  d.  h.  Querzahlungen  beseichnete.  Umgekehrt 
müssen  auch  die  uppnämamenn  nicht  nur  einander,  sondern  atich 
den  Empfängern  der  baugar  bestimmte  Beträge  zahlen  und  gilt  in 
dieser  Beziehung  die  Regel:')  ,4^verr  madr  skal  holfo  minna  boeta 
iirt  handaverk  en  taka  ä  jamskyldum  manne";  eine  Regel,  welcher 
ganz  entspricht,  wenn  z.  B.  gesagt  wird,  dafi  die  erste  Klasse  dem 
Sohne  des  Erschlagenen  * ,  Mark  zahlt;  während  sie  vom  Totschlager 
eine  Mark  erhält  oder  dafi  sie  5  aurar  vom  Bruder  des  Totsdblägers 
erhält,  aber  nur  2%  aurar  an  den  Bruder  des  Erschlagenen  zahlt, 
welche  aber  selbstverständlich  auf  die  jiversakir  keine  Anwendung 
finden  kann.  Aber  bei  Betrachtung^  dieser  Wergeidstafel  ergibt  sich 
sofort  eine  Reihe  von  Schwierigkeiten.  Zunächst  fällt  auf,  dafi  in 
die  drei  Klasse  11  /war  sehr  vonviet^end  der  Weibsstamm  eingestellt 
ist,  aber  doch  iiL-bcn  ihm  zugleich  auch  einzelne  Angehörige  des 
Mannsstammes  und  darunter  solche,  die  schon  unter  den  baugamcnn 
auftreten.  So  stehen  in  der  ersten  Klasse  neben  dem  mödurfadir 
und  dem  dottursonr  auch  der  fuCiurbrödir  und  bröftursonr,  von  denen 
wir  doch  mit  Bestimmtheit  annehmen  müssen,  daß  sie  im  bauggildi 
mit  inbegriffen  waren,  wenn  auch  nur  die  gleichen  Grade  ausdruck- 
lich genannt  werden;  in  der  zweiten  Klasse  steht  neben  dem  mööur- 
bröAir  und  systursonr,  dem  brööurdottursonr  und  systhngr  auch  der 
brcL'örüngr,  welchem  doch  der  brcetVüngsbaugr  ganz  eigentlich  zu- 
gehörte; in  der  dritten  Klasse  endlich  stellt  n:fK>n  dem  sj'sturdöttur- 
snnr  und  s\  ti  tiiigr,  dann  dem  mo(^urbr(j6u'  miK^r,  noch  das  hrtr  Ar- 
ungsbarn  und,  wiewohl  nicht  konsequent  durchgeführt,  der  broeörungr 
foc^ur,  also  der  zweite  uud  (irittc  ungleiche  Grad  des  Mannsstammes, 
der  zw  ar  an  den  b.uigar  nicht  mehr  iieteilii;t  w  ar,  ;iber  darum  doch 
noch  nicht  mit  flein  W'cibsstaninic  iusamnicngcw orten  zu  werden 
brauchte.  Xiciit  miixiei  auffällig  ist,  daß  demgegenüber  wieder 
mehrfach  Cir.uie  des  M.uui-^t munes  fehlen,  wahrend  die  entsprechen- 
tien  Grade  des  Weibsstanmie^  \rrtrcten  sind,  und  zwar  nicht  nur 
Grade,  welche  unter  den  baugaiu'  nii  bereits  aufgeführt  w  aren  /wie 
fa(^ir  und  :>^)nr),  sondern  auch  :^i)lche,  welche  dort  unberücksichtigt 
gelassen  waren,  wie  z.  B.  fuiVurta(*lir  und  sonarsonr,  dann  broöur- 
sonarsonr  oder  fuOurbruOir  fuöur.    Dabei  macht  sich  allerdings  das 
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Bestreben  gcltemi,  den  W'cibsstamm  in  cjeriuL^crcrn  Uinlan^c  an  den 
Zahluncjen  zu  bctc-ilit^^cn  als  den  Mannsst.unm,  und  wenn  man  be- 
achtet, ilaii  y.  \\  foi^urhrudir  und  brodursunr  in  fk-r  (.Tsteii  Klasse, 
a.igc^cn  niotiurbrtjiMr  und  systursonr  in  der  zu  eitcti,  oder  bru-Arungr  in 
der  zweiten  Klasse,  dat^c[;en  systrüngr  in  der  drittLU  steht,  und  daß  die 
erste  Klasse  zur  zweiten,  dann  die  zweite  zur  dritten  sich  ziemlich 
wie  3  ;  2  verhalt,  su  niuchtc  man  ja  wohl  aiineiimcn,  daß  die  Al)sicht 
des  Bearbeiters  unserer  \\  ergcldstatel  dieselbe  oder  duch  eine  ahn- 
liche gewesen  sei,  als  die  des  Bearbeiters  des  isländischen  Bauc^atal. 
Auch  hier  könnte  in  der  Tat  eine  Verschmelzung  des  bauggildi  mit 
dem  nefgüdi  beabsiditigt  gewesen  sein;  aber  freilich  wäre  ein  etwas 
abweichender  Weg  zu  diesem  Ziele  eingeschlagen,  und  überdies  mit 
diesem  ersten  noch  ein  zweites  Ziel  verbunden  worden*  Während 
im  isländischen  Rechte  bauggildi  und  nefgildi  jedes  einzdnen  Grades 
zusammengezogen  und  mit  einer  gemeinsamen  Zahlung  angesetzt 
wurden,  an  welcher  dann  die  bauggildingar  mit  drei,  die  nefgildingar 
aber  nur  mit  zwei  Teilen  zu  partizipieren  hatten,  werden  nämlidi 
in  unserer  Wergeldstafel  drei  Klassen  von  uppnämamenn  gebildet, 
deren  höhere  sich  zur  nächstniedrigeren  wie  3 : 2  verhält,  und  wird 
von  gleichen  Verwandtschaftsgraden  der  Mannsstamm  der  nächst- 
höheren, der  Weibsstamm  aber  der  nächstniederen  Klasse  zugewiesen-, 
es  erhalten  demnach  hier  alle  in  einer  Klasse  beisammen  Stehenden 
gleiche  Beträge,  stehen  aber  dafür  die  Verwandten  desselben  Grades 
in  verschiedenen  Klassen,  je  nachdem  sie  dem  Mannsstamme  oder 
dem  Weibsstamme  angehören.  Doch  ist  dieser  Weg  selbst  nicht 
mit  voller  Konsequenz  verfolgt  soferne  ja  von  den  drei  Klassen  der 
uppnämamenn  die  drei  baugar  mit  ihren  Zahlungsgebern  und 
•nehmern  beibehalten  sind,  und  der  brcedrüngr  infolgedessen  sogar 
doppelt  auftritt;  soferne  überdies  die  drei  Klassen  nicht  ausreichen, 
um  alle  vorkommenden  Abstufungen  voll  zu  berücksichtigen,  wes- 
halb z.  B.  der  sysdfngr  neben  dem  broeörüngr  in  der  zweiten  Klasse, 
dagegen  der  systrüngr  in  der  dritten  steht,  während  jener  doch  eine 
Mittebtellung  zwischen  diesen  beiden  einzunehmen  gehabt  hätte; 
soferne  endlich,  wie  schon  bemerkt,  eine  weitere  Rücksicht  neben 
der  zunäclist  allein  bcarliteten  mit  unterlief.  Ursprünglich  scheint 
die  Recjel  gegolten  zu  haben,  daß  jeder  einzelne  Grad  der  Verwandt- 
schaft des  Totschliigers  dem  cntspreclienden  Grade  der  V^erwandt- 
Schaft  des  Krschlagenen  den  ihm  gebührenden  Betrag  zahlte,  so  daß 
aiso  jeder  Grad  ebensoviel  zahlte  als  empfing;  eine  Kegel,  welche 
nur  dadurch  modifiziert  wurde,  daß  einerseits  gewisse  Verwandtschafts- 
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grade  unter  sich  in  einer  engeren  Verbindung  miteinander  standen, 
vermöge  deren  sie  vorkommenden  falls  füreinander  vikariierten,  und 
daß  andererseits,  bei  den  baugar  wenigstens,  der  Totschläger  und 
dessen  nächster  Verwandter  alle  Zahlungen  leisten  mufite,  für  welche 
die  betreffenden  Verwandten  fehlten,  dagegen  der  nächste  Ver- 
wandte aUe  Zahlungen  empfing,  bezüglich  deren  empfangsberechtigte 
Verwandte  fehlten.   So  stand  die  Sache  nach  den  FrI>L.,  und  so 
auch  nach  dem  isländischen  Baugatal;  aber  unsere  Wergeldstafel 
stellt  dafür,  wie  bemerk^  die  Regel  auf,  dafi  jedermann  einem  ihm 
gleichverwandten  Manne  gegenüber  nur  halb  so  viel  zahlen  als  emp« 
fangen  solle;  eine  Regel,  welche  sich  sehr  einfach  aus  dem  Bestreben 
erklart,  die  Verwandtschafk  des  Totschlägers  möglichst  von  den 
Folgen  einer  Tat  zu  befreien,  die  sie  doch  nicht  begangen  hatte» 
welche  aber  notwendig  zu  einer  ganz  anderen  Gestaltung  der  Wer- 
geldstafel führen  muOte.    Allerdings  hätte  man»  im  engeren  An- 
schlüsse an  das  ältere  Recht;  sich  in  der  Weise  helfen  können,  dafi 
man  die  hiernach  ausfallende  Hälfte  der  Zahlungen  einfach  dem 
Totschläger  selbst  und  allenfalb  noch  eventuell  seinem  nächsten 
Erben  überbürdet  hätte,  wie  etwa  in  England  das  kentische  Recht 
die  Haftung  der  Verwandtschaft  auf  das  halbe  Wergeid  für  den  Fall 
beschränkt,  da  der  Totschläger  selbst  außer  Landes  enücommt;  man 
suchte  sich  aber  statt  dessen  auf  einem  ganz  anderen  Wege  zu  helfen, 
durch  Heranziehung  n.milich  auch  der  entfernteren  Angehörigen  des 
bau^'^'ildi  und  nefgildi  zur  Entrichtuni^^  der  größeren  bauijar,  und 
umgekehrt  der  näheren  Angehörigen  beider  Klassen  zur  Entrichtung 
der  Zahlungen  an  die  entfernteren  Verwandten  innerhalb  derselben 
Schranken.    Dieser  Ausweg  ist  jedenfalls  schon  sehr  fnilizeitig  er- 
griffen worden,  da  bereits  das  der  (>!.if«chen  Rezension  der  Gl)!* 
angehürige  Fragment  C  im  wesentlichen  denselben  Text  zeigt  wie 
der  Codex  Ranzovianus;  mag  sein,  daß  auf  dessen  Ergreifung  noch 
ein  weiteres  und  tiefergehendes  Motiv  bestmiinend  einwirkte,  das  I^c- 
streben  nämlich,  rliirch  Beteiligung  jedes  einzelnen  Verwandten  an 
der  an  jeden  einzelnen  V^er wandten  zu  entrichtenden  Zahlung  alle 
einzelnen  Angehörigen  des  Totschlägers  allen  einzelnen  Angehörigen 
fies  Erschlaf^'enen  gegenüber  um  su  sicherer  zu  stellen.    Zu  voller 
Klarheit  durfte  sich  ührij^cns  die  erste  Wergeldstafel  ui  den  hier 
fraglichen  Teilen  niciit  bringen  lassen.    Auf  r!er  einen  Seite  nämlich 
ist  deren  rechnerische  Klarstellung  dadurch  sehr  erschwert,  daß,  sei 


^}  .i.Ac]b.  23i  vgl.  Kritische  I  berschau,  1,  5«^ — OO. 
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CS  nun  f!cr  licNtchriulen  \Iunz\\Thaltiii>>c  wegen  oticr  tn.m 
;illzu  koinplizicTtc  iJruclK-  vcrinridLii  wollte,  in  den  Ansat/.cn  selbst 
nicht  immer  jene-  volle  matlicni.itische  Genauit^kcit  sich  be»  It.iclilct 
.  cii^t.  welche  hei  völlif^  scharli-r  I  )urciit'uliriinL;  der  maügcljciiiicn 
Grundsätze  zu  (  ru  urteti  wäre,  und  clal/>  uliLidirs  an  (,  in/ehien  Funkten 
auch  wohl  K  'rt  ii])teien  in  einzelne  Ansat/i  ^ieh  cini^ex  iilichen  haben.') 
Auf  der  anderen  Seite  aber  scheint  un-er  Text  auch  aus  verschie- 
denen Redaktiijnen  ziemlich  ung^eschiekt  kuuipiliert  w.'rden  zu  sein. 
Innem.iii)  des  von  den  uppnamanicnn  selbst  handelnden  Stückes 
finden  sicii  in  ^  232 — 234  Bestimmuns^cn  über  l'unktc  \(>rt^etragcn, 
welche  in  225  —  22J  bereite  f^eregclt,  und  zwar  nicht  ganz  bii  ins 
kleinste  herab  gleichmäßig  geregelt  worden  waren ;  •)  der  broedriingr 
tööur  hans  wird  in  §  224  und  226  zu  der  dritten  Klasse  gerechnet, 
aber  in  §  22;  und  227  ausgelassen;  eben  dahin  dürfte  ferner  auch 
die  schon  gerügte  Einstellung  des  broBÖrüngr  unter  die  uppnäma- 
menn  gehören,  während  ihm  doch  zuvor  schon  der  dritte  baugr  zu- 
gesprochen worden  war  und  Vater  und  Bruder  unter  jene  nicht  ein- 
gestellt sind  Fragt  sich  nun,  wie  sich  die  zweite  Wergeldstafel  zu 
diesen  Ergebnissen  verhält  und  wieferne  sich  etwa  aus  ihr  eine  Auf- 
klärung der  Punkte  ergibt,  welche  die  erstere  dunkel  läfit  Da  zeigt 
sich  zunächst  schon  bezüglich  der  baugar  und  dem,  was  mit  ihnen 
zusammenhängt,  auf  der  einen  Seite  eine  große  Übereinstimmung 
beider  Tafeln,  daneben  aber  auch  eine  gewaltige  Verschiedenheit 
derselben.  Während  die  erste  Wergeldstafel  die  drei  baugar  zu  10^ 
5  und  4  Mark  ansetzt  und  daneben  nur  noch  eine  Mark  kvenngjafir 
kennt,  setzt  die  zweite  zwar  die  drei  baugar  nur  mit  C,  4  und  2^/, 
Mark  an,  erhöht  aber  dabei  die  kvenngjafir  auf  2  Mark  3 '/»  aurar, 
und  setzt  überdies  noch  ein  skögarkaup  zu  3  Mark,  ferner  tryggva- 
kaup  zu  7  aurar,  und  wie  es  scheint  überdies  noch  ein  saettarkaup 
zu  I      Mark,  sofeme  am  Schlüsse  eine  Gesamtsumme  von  20  Mark 

')  .So  zeigt  z.  B.  die  Vf rp!tnc!iüng  von  §  225  mit  §  226  und  227,  JuÜ  der 
lodurbruöir  zwar  an  den  föAurbroOir  und  an  den  bKxdrungr  ebensoviel  zahlt,  als  er 
von  ihm  nimmt,  dafi  daj^cgcn  die  er»te  Kltuse  an  die  dritte  nur  „fiorom  penniDgom 
oc  tveim  xrtogom"  zahlt,  dagegen  aber  „3  pennlngum  minna  en  eyri**  von  ihr  er* 
bSlt;  rechnet  mnn,  wie  man  doch  wohl  muß,  10  pcnnin^ur  auf  dt  n  örtugr,  so  gibt 
die  erste  /nhlung  24,  die  letstere  aber  votie  37  Pfennige.  Und  doch  hat  Fragment 
C  dieselbe ti  Ziffern! 

Nach  §  226  zahlt  die  zweite  Klasse  an  die  erste  „iveim  iutum  Unua  penning» 
oe  eyri",  nach  §  233  „6m  pennmga  oc  eyri**;  die  zweite  Klasse  lahlt  an  die  zweite 
nach  ^  336:  „3  pennhiga  oc  3  serlogar",  aber  nach  §  334:  „7  pennmga  oc  xrtog'*, 
alte  dort  33,  hier  17  Pfennige  I 
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und  2  %  au  rar  hcrausgerechnet  wird,  %vährend  sich  nur  l8  Mark 
6-/^  aurar  herausrechnen,  wenn  man  das  an  einer  augenscheinlich 
korrupten  Stelle  nur  genaante,  aber  nicht  in  Geld  angeschlagene 
saettarkaup  aufler  Ansatz  läßt')  Ute  einzelnen  Ansätze  also  sind 
hier  und  dort  wesentlich  verschiedene;  aber  doch  bleibt  die  Gesamt- 
summe der  beide  Male  sich  berechnenden  Ansätze  eine  ziemlidi 
gleidie,  nämlich  20  Mark  nach  der  eisten  und  20  Mark  2  %  aurar 
nach  der  zweiten  Tafel  Man  scheint  also  an  dem  Gesamtbetrage, 
wie  er  einmal  überliefert  war,  festgehalten,  in  Bezug  auf  dessen  Ver- 
teilung aber  sich  grofie  Willkür  erlaubt  zu  haben,  was  sich  auch 
recht  wohl  begreift;  wenn  man  bedenkt,  da0  diese  letztere  im  Grunde 
wohl  Sache  der  betreflenden  Familie  war,  welcher  das  einzelne  „sak* 
tat"  nur  als  Stutzpunkt  für  ihr  Verfahren,  gewissermaßen  beratend, 
dienen  sollte.  Beachtenswert  ist  aber  femer,  dafi  das  tryggvakaup 
sowohl  als  die  kvenngjafir  nach  der  zweiten  Tafel  von  den  samt- 
lichen beteiligten  Personen  der  einen  Familie  an  die  sämtlichen  be- 
teiligten Personen  der  anderen  gegeben  werden,  also  genau  so  wie 
die  ]>versakir  bei  den  uppnämamenn  in  der  ersten  Tafel;  das  Be- 
streben, jeden  einzelnen  Angehörigen  der  Familie  des  Totschlägers 
mit  jedem  einzelnen  Angehörigen  der  Familie  des  Erschlagenen 
eigens  seinen  Frieden  machen  zu  lassen,  tritt  demnach  in  der  zweiten 
Tafel  bereits  Innerhalb  der  baugar  hervor,  was  in  der  er^n  nicht 
der  Fall  ist,  und  der  Ausdruck  tryggvakaup,  d.  h.  Friedenskauf,  ist 
hierfür  sehr  bezeichnend.  Hinter  den  baugamenn  werden  sodann 
auch  in  der  zweiten  Tafel  noch  weitere  X'erwandte  besprochen.  Zu- 
nächst werden  dabei,  unter  der  Ol^crsciirift  „um  sakir",  vier  Klassen 
von  Leutf-n  imtrrs  !iicd(  n. -1  welche  dann  hinterher  als  uppnäma- 
menn beiceichnet  und  den  baugamenn  ^t>!j;enübergestellt  werden. '') 
Die  erste  Klasse  nimmt  ,,12  nura  sök"  und  zählt  zu  ihr  der  fddur- 
brü(Mr  und  bruc^ursonr,  der  broc^ir  samm<i  ddr  und  sonr  |)>-b<)rinn. 
endlich  der  moöurfaöir  und  dottursonr.  Die  zweite  Klasse  nimmt 
„9  aura  sok"  und  zahlt  zu  ihr  der  inotVirbroAir,  systursonr  und  bröAir 
l»yborinn.  Die  dritte  Klasse  ninmU  „6  aura"  und  bilden  sie  die  syst- 
kinasynir.  Endlich  die  vierte  Klasse  nimmt  „merkr  st>k"  und  ge- 
hört in  sie  der  fuf^urbnxMr  |iyborinn  und  der  Sohn,  den  die  döttir 
|tyborinn  mit  einem  .ettborinn  maiV  t;ewinnt.  Dabei  ist  nun  zu- 
nächst klar,  daU  die  vierte  Klasse  erst  hinterher  angeüickt  ist  Schon 

')  G])L.  24t-  4?.         •)  ebenda,  246—48. 
*i  ebenda,  249 — 50, 
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äufieiiicb  weist  hierauf  der  dreifache  Um^^tand  hin,  daü  dieselbe  erst 
nach  der  dritten  Klasse  aufgeführt  ist,  während  sie  doch  der  Hohe 
ihres  Bezuges  nach  zwischen  dieser  und  der  zweiten  Klasse  in  der 
AGtte  stehen  mtt6te,  —  daß  femer  ihr  Bezug  ein  ziffernmäßig  ganz 
unoi^anischer  ist,  indem  zwar  die  Abstufung  12:9:6  =  4:3:2 
»ch  hören  läfit,  aber  nicht  12:9:8:6,  —  daß  endlich  im  weiteren 
Verlaufe  der  Wergeldstafel  immer  nur  von  jenen  enteren  drei  Klassen 
gesprochen  wird,  während  auch  unsere  erstere  Tafel  nur  drei  Klassen 
von  uppnämamenn  kennt  Nicht  minder  ist  aber  auch  klar,  daß 
zwar  die  erste  KlasK  hinsicbdich  vier  in  ihr  aufgeführter  Verwandter 
der  ersten  Klasse  unserer  ersten  Tafel  völlig  entspricht,  im  übrigen 
aber  zwei  Verwandte  aufgenommen  hat,  welche  jene  unter  die  sak- 
aukar  verweist,  den  |»yborinn  sonr  nämlich  und  den  brööir  sammoeöra^ 
daß  femer  die  zweite  Klasse  zwar  die  zwei  ersten  in  ihr  genannten 
Verwandten  mit  der  zweiten  Klasse  der  ersten  Tafel  gemein  hat, 
aber  an  dritter  Stelle  einen  solchen  nennt,  der  dort  unter  den  sak- 
aukar  steht,  nämlich  den  brödir  )»yborinn,  während  andererseits  drei 
in  der  ersten  Tafel  genannte  Verwandte  fehlen  (brcüdrüngr,  systlingr 
bröduidöttursonr) ;  daß  endlich  die  dritte  Klasse  lediglich  die  syst« 
Idoasynir  umfaßt  unter  welchen  wir  doch  nur  die  in  der  ersten 
Tafel  in  die  zweite  Klasse  versetzten  $3*stlingar  verstehen  können, 
während  der  ganze  Bestand  der  dritten  Klasse,  wie  ihn  jene  erste 
Tafel  zeigt,  fehlt  Die  Einstellung  nun  der  sakaukar  unter  die  upp> 
nämamenn  hat  nichts  aufHilliges,  und  mit  ihr  hängt  auch  die  nach- 
trägliche Einstellung  einer  vierten  Klasse  von  diesen  zusammen; 
augenscheinlich  will  eben  nur  eiiu  Kat-  -orie  von  Leuten,  welche 
bisher  ganz  unorganisch  der  Wergeldstafel  angehängt  gewesc  1  v  r, 
nunmehr  in  deren  Organismus  hineingezogen  werden.  Auch  das 
Fehlen  gewisser  in  der  ersten  Tafel  genannter  Personen  und  die 
Versetzung  der  systiingar  aus  der  zweiten  in  die  dritte  Klasse  ist 
recht  wohl  erklärbar.  Jene  .Auslassui^en  betreffen,  wenn  ich  von 
den  später  noch  zu  besprechenden  brceörüngr  und  s\-strüngr  absehe, 
nur  den  brööurdöttursonr  in  der  /weiten,  sowie  den  s\  sturdöttursonr, 
das  brceörüngsbarn,  den  mü(^urbri»(Mr  mööur  und  den  brn  fVüngr 
fööur,  al>t>  lauter  Verwandte,  welche  im  ersten  und  dritten,  oder 
aber  im  /.weiten  und  dritten  ungleichen  Grade  stehen;  nimmt  man 
also  an,  daß  die  drei  Klassen  der  uppnamamenn  niclit  über  tiie 
Grenze  hinausreichen  sollten,  welche  für  die  baui^amcnn  gezogcti 
war,  so  ist  klar,  daß  jene  ungleichen  Grade  bei  strengerem  I  c>-t- 
halten  jener  Grenze  ausgeschlossen  bleiben  mußten,  weil  sie  aut  der 
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einen  Seite  über  den  zweitrii  i^lcieJicn  Grad  hinausreichten,  wahrend 
sie  bei  laxerem  Verfahren  aulgenommen  werden  inothuu,  weil  sie 
auf  der  anderen  Seite  diese  Grenze  nur  eben  erreichten  oder  selbst 
hinter  ilir  zuruckblieben.  Dasselbe  Schwanken  bezüglich  der  Be- 
handlung der  ungleichen  Grade,  von  welchem  eine  früher  schon  be- 
sprochene Dekretale  des  P.  Cölestin  IIT.  aus  Anlaß  der  kirchlichen 
Eheverbote  Zeugnis  gibt,  macht  sich  eben  auch  bei  der  Konstruktioa 
der  Wergeldstafel  geltend,  und  folgt  die  dne  der  laxeren,  die  andere 
der  strengeren  Praids.  Die  Auslassung  ferner  des  brceOrungr  bt 
vollkonsmen  in  der  Ordnung,  da  dieser  zu  den  baugamenn  gehört 
und  in  die  erste  Tafel  nur  durch  ein  grobes  Mißverständnis  gekommen 
sein  kann.  Endlich  das  Fehlen  der  systriüngar  und  die  Versetzung 
der  systlingar  aus  der  zweiten  in  die  dritte  Klasse  scheinen  unter 
sich  im  Zusammenhange  zu  stehen  und  sich  einfach  daraus  zu  er- 
klären, daß  in  unserer  zweiten  Tafel  die  ersteren  unter  den  letzteren 
mit  inbegriffen  zu  denken  sind;  man  hätte  dann  eben  den  zweiten 
gleichen  Grad  des  Weibsstammes  in  unserer  zweiten  Tafel  der  dritten 
Klasse  zugewiesen,  ohne  dabei  zwischen  den  beiden  Fällen  zu  unter* 
sdieiden,  da  ein  Weib  oder  da  zwei  Weiber  in  Mitte  liegen,  während 
die  erste  Tafel,  um  diese  beiden  Fälle  zu  unterscheiden,  den  zweiten 
gleichen  Grad  des  Weibsstammes  teils  der  zweiten  und  teils  der 
dritten  Klasse  überwiesen  hätte.  Die  Abweichungen,  welche  zwrischen 
beiden  Tafeln  bestehen,  erweisen  sich  demnach  auch  in  Bezug  auf 
die  uppnämamenn  als  wenig  prinzipielle,  und  übersteigen  nicht  das 
Maß  von  Willkürlichkeit,  das  man  sich  bei  der  Konstruktion  eines 
saktal  zu  gestatten  pflegte.  Um  so  auffälliger  aber  erscheint  ein  Zug, 
der  unseren  beiden  Tafeln  gemein  ist  Sehe  ich  nämlich  von  den 
eingestellten  sakaukar  ab,  so  enthalten  die  drei  Klassen  der  zweiten 
Tafel  lediglich  den  \\'eibsst;mam  innerhalb  derselben  Grenze,  welche 
den  baugamenn  als  dem  Mannsstamme  gezogen  ist,  jedoch  mit  Hinzu- 
fügung zweier  dem  Mannsstamine  ungehöriger  Personen,  des  föl^urbrö^ir 
nämlich  und  des  broAursotir,  zweier  Personen  also,  welche  auch  die  erste 
Tafel  in  ganz  gleicher  Weise  behandelt  Die  P>I)L.  rechnen  beide 
IVrsonen  ganz  uiizweideutii;  zum  bani;gijdi  '  i  und  auch  schon  das  altere 
Fragment  IV  gelit  entschieden  de  nselben  Weg,')  wie  denn  auch  innere 
Gründe  deren  Einteilung  unter  die  baui^amcnn  fordern;  wie  soll  sich 
nun  die  übereinstimmende  Einreibung  beider  in  die  erste  Ivlasse  der 

>)  Frl>U  VI,  2  und  3. 

')  Norgcs  gamte  Lovc,  11,  521.    Kben»o  KoBungsbök,  ii3,'l96— 7. 
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uppnämamenii  seitens  unserer  beiden  Wergeidstafeln  erklärend  Ich 
gestehe,  die  Frage  nicht  mit  Sicherheit  beantworten  zu  können. 
Man  könnte  etwa  an  ein  Mißverständnis  denken,  ähnlich  wie  ein 
solches  in  der  ersten  Tafel  bezüglich  des  br<LM>rüngr  begangen  wurde 
aber  dem  steht  ent<^.  i'cn,  daß  beide  Tafeln  in  diesem  Punkte  über- 
einstimmen, wälirend  do!  h  kaum  angenommen  werden  darf,  daß 
beide  ganz  gleichmäßig  denselben  groben  V'erstoß  begangen  haben 
sollten.  Oder  man  könnte  auf  die  Möglichkeit  verfallen,  daß  die 
älteste  Wergeidstafel  des  Ciula|»ings  in  der  Seitenlinie  wirklich  nur 
die  gleichen  Grade  berücksichtigt  hätte,  für  die  man  ja  auch  allein 
ursprünglich  techni'^che  Bc/cichnun^u  n  hatte;  aber  dem  steht  ent- 
gegen, daß  nicht  nur  die  I  tIpL.  und  das  islandische  Baugntnl  einen 
anderen  geilen,  sondern  dal'  aurli  die  beiden  Tafeln  rlcr  ti|)L. 

iui  WcilKstamme  den  un<j;lcichcn  Grad  berücksichtigen.  So  ina^; 
denn  die  Hrklaruui;  der  eigenlumlichen  Erscheinung  dahingestellt 
bleiben.  Aber  urieh  iu  einer  anderen  Iteziehiing  ergeben  sich  Schwierig- 
keiten, nämlich  in  Bezug  auf  die  den  drei  Kla<seii  d<-r  up|Miamamenn 
gebührenden  oder  von  ihnen  zu  entrichtenden  Betrage.  Naclidciu  die 
drei  Klassen  mit  ihren  Bezügen  von  zwölf,  neun  und  serhs  aurar 
aulgeführt  worden  sind,  folgt  nämlich  der  oben  ani^efuhrte  Satz: 
„Baugamanna  hven  skal  l)(x:ta  holfu  minna  en  taka,  ok  funtungi 
meira",  und  an  ihn  anschließend  sofort  die  weitere  Regel:  „En  upp- 
nämamcnn  aller  taka  tva  luti  af  Mgauda,  en  |iriftjiing  af  brceör 
viganda". ')  Dem  Zusainmenhaui^e  riatdi  kann  diese  letztere  Be- 
stimmung nur  auf  die  unniittclbtii"  wirher  aufgezahlten  „sakir'"  be- 
zogen werden,  und  ergibt  sich  somit,  (iaß  die  drei  Klassen  acht, 
sech^,  vier  aurar  vom  Totschläger,  und  vier,  drei,  zwei  aurar  von 
dessen  Bruder  erhielten,  wobei  man  sich  daran  zu  erinnern  hat,  daß 
in  unserer  ersten  Wergeidstafel  die  Bezüge  der  drei  Klassen  vom 
Totschläger  ganz  ebenso  geregelt  waren,  während  freilich  die  Bezüge 
derselben  vom  Bruder  etwas  höher  standen,  soferne  sie  und  nicht 
bloß  V«  jenen  ersteren  betragen  sollten;  die  beffiov  Abrundung 
aber  der  Ansätze  in  der  zweiten  Tafel  hat  hier  ermöglicbl;  daß  die 
Beträge,  (fie  der  Totschläger  und  die  dessen  Bruder  zu  erl^en  hatte, 
wie  eine  Gesamtsumme  zusammengezogen  und  als  „sakir^  voraa» 
gestellt  werden  konnten.  Auch  hier  reihen  sich  aber  „iivcrsakir"  an, 
deren  Gegensatz  zu  den  „sakir"  nur  noch  ungleich  deutlicher  her- 
vortritt als  in  der  ersten  Tafel,  und  zwar  enthält  die  erste  Klasse 
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vier  örtugar  von  der  ersten,  drei  von  der  zweiten  und  zwei  von  der 
dritten,  während  sich  die  der  zweiten  Klasse  auf  einen  eyrir,  \  eynr 
(skattvaran  eyri)  und  eyrir,  und  die  der  dritten  Klasse  auf  zwei 
örtugar,  t%  örtugar  und  ein  örtugr  stellen,  wobei  immer  die  sich 
entsprechenden  Verwandtschaftsgrade  von  der  Familie  des  Totschlägers 
an  die  betreifenden  Grade  innerhalb  der  \'c!u  andtschaft  des  Er- 
schla£,'(  nen  die  Zahlung  zu  leisten  haben.  Die  Abstufung  unter  den 
drei  Klassen  i-^t  demnach  bezüglich  der  [»vei^akir  genau  dieselbe  wie 
bezüglich  der  sakir,  und  die  Gesamtbeträge  der  ersteren  entsprechen 
genau  einem  Viertel  des  Gesamtbetrages  dieser  letzteren;  wie  nach 
der  ersten  VN'ergeldstafel  gelten  dabei  die  angesetzten  Beträge  gleich- 
mäßig für  jeden  einzelnen  in  die  betreffende  Klasse  eingestellten 
Verwandten,  so  daß  diese  auch  hier  unter  sich  völlig  gleichgestdlt 
sind.  Aber  dabei  bleiben  noch  zwei  Schwierigkeiten.  Die  uppnäma- 
menn  nehmen  n. -im lieh  zunächst  die  |)versakir  voneinander,  die  sakir 
aber  von  dem  Totschläger  und  \on  dessen  I?rudcr,  also  von  den 
Vertretern  des  höfuAhaur^r  und  des  liri  n^urbaugr,  dagegen  bleiben  die 
Vertreter  de>  hrnM^nin'^'sbau^r  i^an/  außer  Ansatz,  während  doch 
angenschcinlirh  die  KonsiHiiienz,  und  der  Gnindi^edanke,  daß  jeder 
einzelne  \ei\vandte  fies  Krsrhlai^encn  \'on  jedem  einzelnen  Ver- 
wandten des  Totschlaiiers  eine  Zahlun^^  erhalten  solle,  damit  der 
Frieden  allseitig  sicher  i^estelll  sei,  auch  ihre  Beruck^ichtiL;unp  lordern 
müßte.  Sodann  aber  werden  zwar  die  «akir  von  tiem  I  otschläger 
und  seinem  Bruder  an  die  uppnäm amcnn  bc^^ahlt,  aber  umgekehrt 
ist  nicht  von  Zahlungen  die  Rede,  wclciie  diese  letzteren  an  die 
Vertreter  der  entsprechenden  baugar  zu  machen  hatten,  wahrend 
doch  die  Konsequenz  xjwohl  als  die  Vergleichung  der  ersten  Tafel 
auch  solche  forrlert.  In  der  letzteren  Beziehung;  kann  man  nun  zu 
der  unmittelbar  zuvor  ausgesprochenen  Regel  seine  Zuflucht  nehmen, 
vermöge  deren  die  bau<;anii-ni\  nur  des  Betrages  zahlen  sollen, 
welchen  sie  zu  entrichten  haben;  sulerne  nämlich  unj^csagt  bleibt, 
woher  die  hiernach  fehlenden  *  ^  eines  jeden  baugr  gedeckt  werden 
sollen,  bleibt  die  Möglichkeit  offen,  daß  es  die  uppnämamenn  sind, 
weiche  hier  einzutreten  haben.  Der  ganze  Zusammenhang  der  Stelle 
erweist  sich  mit  diesem  Auskunftsmittel  gunstig,  und  da  bezüglich 
der  sakir  und  der  |)versakir  das  Verhältnis  angegeben  wird,  in  welchem 
die  drei  Klassen  der  uppnämamenn  an  den  Zahlungen  beteiligt  sein 
sollen,  kann  als  selbstverständlich  gelten,  daß  dasselbe  auch  auf  die 
von  ihnen  zu  entrichtenden  Anteile  an  den  baugar  Anwendung  zu 
finden  ha^  so  da6  aus  dem  Schweigen  der  Stelle  über  diesen  Punkt 


Digitized  by  Google 


^  4.   Die  Glkdcniag  der  Vcrwandtiefa«ft  in  engere  üruppco.  5^ 

keine  Einwendung  absuletten  ist  Bedenklicher  bleibt  freilich,  daB 
die  Summen,  welche  unter  jener  Voraussetzung  jede  einzelne  Klasse 
der  uppnämamenn  zu  bezahlen  hätte,  mit  den  von  ihr  zu  erhaltenden 

sich  nicht  dtt  kcn,  noch  auch  zu  diesen  in  ein  irgendwie  pafiliches 
Zahlenverhältnis  bringen  lassen,  und  bedenklicher  auch,  daß  die 
Regel,  vermöge  «leren  die  baugamenn  nur  %  des  Betrages  zu  zahlen 
haben,  die  sie  bekommen,  ausdrücklich  nuf  alle  baugamenn  si^ 
beziehen  will,  su  dati  also  die  Vertreter  des  broedrüngshaugr  von  den 
uppnämamenn  Zahlungen  zu  empfangen  hätten,  wahrend  sie  doch 
an  diese  keine  solche  zu  geben  hatten.  Hier  liegt  demnach  ein 
dunkler  Punkt  vor,  und  es  fallt  auf,  daß  gerade  die  bricArüngar  in 
unserer  ersten  Tafel  in  ganz  abnormer  Weise  sich  unter  die  upp- 
nämamenn selbst  eingereiht  fanden;  alles  in  allem  genommen  Viät 
«ich  aber  immerhin  mit  ziemlicher  Sicherheit  folgender  Entwicklungs- 
L'an<^'  ermitteln.  Die  erste  (irund]ac;e  der  Wergeidstafel  scheint  aller- 
warts  in  Norwegen  eine  wesentlich  gemeinsame  gewesen  7x1  sein, 
indem  man  in  erster  f  inie  den  Mannsstamm,  sei  es  nun  /um 
zweiten  oder  bis  zum  dritten  gleichen  Grade  einschließlich,  ferner 
mit  oder  ohne  eine  Erweiterung  durch  kvenngjafir,  /.u  den  bangar 
heriel,  sodann  den  Wci!><:stamm  innerhalb  derselben  (rradesi^rcn/e 
mit  den  sakir  bedachte,  endlich  noch  anhanc^^sweise  he^timinte  ein- 
zelne Personen,  wenn  sie  anders  vorhanden  waren,  als  sakaukar  mit 
außen  ordentlichen  Ansat/en  bedachte,  sodann  aber  die  entferntere 
Verwandtschaft  folgen  heU,  von  welcher  unten  nocli  des  näheren 
gesprochen  werden  soll.  Schon  frühzeitig  >cheint  nun  aber  die 
Praxis  auf  jener  ältesten  Grundlage  mit  einer  gewissen  i  reiheit  weiter 
<;ebaut,  und  dabei  auch  wohl  das  überkommene  Recht  mehr  oder 
minder  tieti,'reilend  um^'estaltet  zu  iial)en,  was  um  su  leicliter  ge- 
schehen konnte,  weil  die  V\'erj^elds/,aliluagea  vielt.icii  im  \'crglcichs- 
wege  und  durch  Schiedsrichter  statt  durch  förmliches  Urteil  festge- 
stellt wurden,  und  weil  selbst  dann,  wenn  die  Gerichte  /.u  sprechen 
hatten,  das  Interesse  an  der  Sicherung  des  Landfriedens  vielfacli  zu 
einer  freieren  Würdigung  der  Umstände  des  einzelnen  Falles  führen 
mußte.  Die  Frl)L.  sprechen  ausdrücklich  aus,  daß  man  sich  gemeinig- 
lich nicht  an  die  Wergeidssummen  band,  welche  die  älteren  ^exte 
des  Rechtsbu^es,  ganz  wie  dies  bei  anderen  germanischen  Stämmen 
der  Fall  war,  nach  Geburt  und  Würde  jedes  einzelnen  ein  für  alle- 
mal festgestellt  hatten,  vielmehr  von  Fall  zu  Fall  beliebig  die  Summe 
festzusetzen  pHegte,  welche  als  Wergeid  gegeben  und  genommen 
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werden  sollte;  'l  sie  sprechen  ferner  aus,  dati  man  je  nach  WüIkü- 
von  dem  Satze  abzusehen  sich  erlaubte,  daü  die  bau^ar  unter  allen 
Umstanden  gegeben  und  genommen  werden  sollten,  indem  man  da- 
für die  Regel  im  einzelnen  Falle  zur  Gcltiin!^  !>rr'.rhte,  daß  alle  Be- 
trage ungezählt  bleiben  sollten,  bezuglich  ti.rt  ii  primär  Empfangs- 
berechti:;*r  niciit  vorhanden  seien.-)  Es  kann  nicht  fehlen,  daß  die 
gleiche  Freiheit  der  Behandlung  der  uberk  mmenen  \Verg':^^Id?tafcl 
auch  seitens  der  t  berarbeiter  dieser  letzteren  sich  geltend  machte, 
und  in  der  Tat  sehen  wir  den  \  erfasscr  der  Tifrl  in  den  F'-l»!..  =eine 
ältere  \  orlage  wiederholt  ganz  direkt  kritiMcrcn  un  i  h  eigenem 
Gutdunken  ergänzen ;  ^)  die  X'ergleichiing  aber  semer  W  ergeldstafel 
n^:t  der  des  alteren  Fragmentes  zeigt  trotz  aller  Dürftigkeit  dieses 
ktzteren.  H?^  seine  W  iiikurliciikeit.  oder  sein  An?;  iihiß  an  eine  vom 
alteren  Rcclitc  aijwciciicnde  Praxis  noch  ir»  ungleich  weiterem  Um- 
fange sich  geltend  gemacht  hat,  als  er  >ciust  dies  andcutcL  So 
zeigt  denn  sell)-t  die  \Veri^M  l(istatcl  unserer  FrI»L..  obwohl  sie  die 
altere  Gliederung  der  \  crwandtschaft  in  bauggildi,  nett^il  li  und 
sakaukar.  dann  die  Scheidung  der  vier  baui^^r  festhalt,  gar  niniiche 
\  cr.aideamgen,  die  durch  das  Fallenlassen  einzelner  älterer  Aii.>a.tie 
•z.  B.  des  tn  ggvakci^p.  welches  das;  .Jicrc  Fragment  noch  kennt),  und 
durch  das  Bestreben,  die  altere  W'ergeldstafel  zu  ver\'olIstandigen 
und  uii:  rsichtlicher  zu  machen,  bedingt  waren.  Ohne  mannigfach«,* 
Änderungen  in  den  für  jeden  einzelnen  \'erwandtschaftsgrad  ausge- 
worfenen Ansätzen  konnte  es  dabei  nicht  abgehen,  und  so  erklart 
es  sich,  daß  wir  in  der  neuen  Tafel  mehrfach  Leute  mit  eigenen 
Beträgen  angesetzt  finden,  von  welchen  ausdrücklich  gesagt  wird, 
daß  sie  in  dem  älteren  saktal  nicht  zu  finden  gewesen  waren,  dafi 
die  für  die  einzelnen  Klassen  von  Berechtigten  angesetzten  Beträge 
sich  weder  runden,  noch  zueinander  in  einem  verstandlichen  Zahlen- 
Verhältnisse  stehen,  dad  endlich  die  aus  den  sämtlichen  einzelnen 
Beträgen  sich  ergebende  Gesamtsumme,  4^  Mark  y\  aurar»  eben- 
falls weder  eine  gerundete  Summe,  noch  insbesondere  den  im  Texte 
selbst  angegebenen  Betrag  von  6  Mark  Gold  =  48  Mark  Silber  er* 
gibt  Schon  weiter,  aber  in  durchaus  verständlicher  Weise;  weicht 
das  isländische  Baugatal  von  der  alten  Grundtage  ab,  indem  es  die 
Verschiedenheit  der  Gradesnähe  zum  primären  Einteilungsprinzip  (ur 
die  Verwandtschaft  macht,  und  erst  innerhalb  jedes  einzelnen  Grades 
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den  Weibsstamm  vom  Mannsstamme  in  der  Art  scheidet;  dafi  beide 
in  ungleichem  Mafle  berücksichtigt  werden.   Die  beiden  Wergelds- 
tafeln  der  GI)L.  endlich  geben  von  der  gemeinsamen  Grundlage 
nicht  minder  weit  ab,  jedoch  ohne  zu  gleich  konsequent  durchgebil- 
deten Neugestaltungen  zu  gdangen.  An  dem  Begriffe  der  baugar 
und  der  i>augamenn  halten  sie  fest;  aber  den  ihm  gegenüberstehen- 
den BegfiiF  der  nefgildi  haben  sie  fallen  gelassen»  indem  sie  in  den 
Weibsstamm  andere,  nicht  dahin  gehörige  Personen,  sei  es  nun  sak- 
aukar,  wie  die  zweite  Tafel,  oder  einzelne  Angehörige  des  Manns' 
Stammes,  wie  beide,  einschoben,  wobei  dann  höchstens  durch  Bildung 
verschiedener  Klassen,  und  Einrückung  des  Mannsstammes  in  die 
höhere,  des  Weibsstammes  aber  in  die  niedere  bei  gleicher  Grades« 
nähe  der  Vorzug  des  ersteren  noch  gewahrt  blieb.    Für  die  neu- 
gebildeten  Klassen  komm^  da  die  Bezeichnung  als  nefgildi  auf  sie 
nicht  mehr  anwendbar  war,  die  farblose  Benennung  uppnam  auf ; 
teils  die  Zersetzung  des  nefgildi,  teils  der  im  Interesse  des  Land- 
friedens aufkommende  Gebrauch,  alle  einzelnen  Verwandten  an  alle 
Zahlungen  machen  zu  lassen,  teils  endlich  auch  der  dem  Rechts- 
gefühle entstammende  Satz,  daß  jeder  nur  die  Hälfte  oder  %  von 
dem  zahlen  solle,  was  er  zu  empfangen  habe,  führte  nun  aber  zu 
einer  großen  Unsicherheit  in  der  Gestaltung  dc<  saktal.    Nur  beim 
ersten  Grade,  also  \^atcr,  Solin  und  liruder,  hielt  man  die  über- 
lieferte Sondcruni,'  von  haugar  und  uppnani  völlig  fest;  den  ersten 
und  /weiten  unglciclien,  X'atcrslinidcr  und  Sohnessohn,  nahm  man 
in  heifien  Tafeln,  tlen  /.weiten  gleichen,  die  brcertrüngar,  wenigsten^ 
in  der  ersten  unter  die  iippnämamenn  aut,  obwohl  man  nuch  am 
bra-MVunt;sh;mgr  lesthielt,  man   liet'i  Sohn,  Vater  und  Jiruder  Zah- 
lungen an  die  uppn.imameim  machen  und  von  ihnen  nehmen,  ver- 
'^aiS  aber  den  gleichen  Grunds. itz  aul  die  [»nT-Arimgar  anzuwenden ; 
man  minc^  auch  wohl,  in  der  crstrn  Tatel,  bei  den  uppnainanu  nn 
bis  zum  zweiten  und  dritten  utij^ieichen  Grade  vor,   wahrend  man 
bei  den  baugameua  beim  zweiten  t^deichcn  .-vtehen  blieb  u.  dgl.  m. 
Die  Wergcldstafcl  des  Bjarni  Marc^.irson  aber,  welche  augenscheinlich 
lur  das  ganze  Laad  bestimmt  war,  zeigt,  obwohl  sie  alter  ist  als  die 
unserer  Fr|iL.,  doch  bereits  die  alten  Grundsätze  vollkommen  be- 
seitigt.   Nicht  imr  sind  die  althergebrachten  testen  Ansätze  lur  d.i.s 
Wergelii  je  nach  Stand  und  W  urde  des  Einzelnen  völlig  fallen  ge- 
lassen, und  durch  rein  willkürliche  Beträge  von  sechs,  fiinf,  vier  und 
drei  Mark  Gold  ersetzt,  sondern  es  ist  auch  der  Gegensatz  eines 
bauggildi  und  nefgildi  gänzlich  beseitigt,  und  sogar  von  uppnäma- 
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menn  keine  Rede  mehr;  hier  werden  vielmeiir  nur  noch  die  ein- 
zelnen Hcteilii;tcn  einzeln  mit  den  Betragen  aulgczahlt,  welche  sie 
zu  gclicn  und  /u  ncJinien  haben,  und  die  VerH'andt'^ch af t  zeii^t  sich 
somit  ohne  alle  Glicderun*^  in  ihre  Atome  aufgelöst.  Andererseits 
aber  wird  wieder  die  cdte  Regel  aulgestelit;  „slikt  >kal  h\err  taka 
af  gjöldum  eptir  jamnskyldan  mann,  sem  bceta  meö  jaiim^k)  Idum 
manni",  und  scheint  sich  in  diesem  Punkte  der  Einfluß  der  Fr{)L. 
im  Gegensatze  zu  den  GI)L.  geltend  zu  machen«  wie  denn  auch  Bjarni 
selbst  dem  ersteren  Rechtsgebiete  angehörte. 

Elhc  ich  die  Bedeutung  weiter  verl'olgc.   welche  dem  Begritt'e 
des  bauggildi  einerseit>  uiui  de->  nefgildi  aadererseiLs  im  altcrca  nor- 
wegischen und  isländischen  Rechte  z:ukam,  mag  noch  mit  einigen 
Worten  aut  die  Kt\  moloi;ie  de<  \\  ortes  nefgildi  eingetreten 
werden.    Zwei  verschiedene  Krkia.ran^en  des  Wortes  <'\nd  bisher  auf- 
i^estclk  worden.    Auf  der  einen  Seite  ist  bekannt,  daii  u.is  Wort 
„nef",  d.  h.  Xasc,  in  der  älteren  Sprache  oft  ganz  in  derselben  drasti- 
schen Weise  als  Bezeichnung  der  Person  gebraucht  wird,  wie  wir 
das  Wort  „Kopf'  zu  verwenden  pflegen,  und  daß  dieser  Gebrauch 
des  Wortes  zumal  da  ein  sehr  beliebter  ist,  wo  es  gilt,  die  Ver* 
teflung  irgend  wekher  Lasten  und  Leistaageo  nadk  der  Koptiahl 
her\-orzalieben.   So  heißt  es  z.  R  von  Odinn,  dafi  er  aus  Schweden 
Schätzung  bezogen  habe  ^»penning  f>'nr  nef  hveit",  *)  und  von  den 
Isländeni,  d^  sie  einmal  auf  K.  Haraldr  Gormsson  Spotdieder  dichten 
ließen  „nidvisu  lyrir  nef  hvert,  er  a  var  landinu**;*)  wenn  es  in  einer 
Rezension  einer  Sage  heifit:  ,»t»ü  munt  nü  vcra  lata  sva  büit  um 
hefndir  eptir  {torgeir,  ok  hefir  |»u  |»d  leyst  (nnar  hendr*,  so  sagt  eine 
andere  im  gleichen  Sinne:  „ok  hefir  |iü  nu  |iö  gcrt  fynr  |utt  nef 
|»ängat  uV*,*i  und  wenn  es  gilt,  seine  Faitei  am  Ding  mc^Udist  zu 
verstaricen.  verspricht  der  Isländische  Häuptling  Gellir  „cyii  sil6s 
fyrir  nef  hveit*  ok  hveijum  höföingja,  er  til  |)mgs  ridi,  halfa  mörk^,*) 
wobei  die  Verteilung  des  Betrages  nach  der  Kopfzahl  der  Empfanger 
ganz  ebenso  ins  Auge  gefaßt  scheint,  wie  anderwärts  die  Vertdiang 
iier  Last  nach  der  Kopfzahl  der  Leistenden.   Diese  Beaeidmungs- 
webe  ist  insbesondere  auch  den  norwegischen  Rechtsquellen  voll- 
kommen gelauiig.  und  laßt  z.  B.  die  ältere  Redaktion  der  GI)L. 

■*   Yai::>  =  g*  i.  S  ^ 

•  Hcias kr.  Olafs  s.  Ti  %    ^  •  isoDur,  30  I51. 

'  Fib  k.  II.  157  214,  VfL  dxsä  Ko&rtd  Gultsoo»  Aosfab«  öer  FöfttbrceArm 
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^öitug  fyrir  40  nefja"  als  Abgabe  an  den  Bischof  entrichten,  und 
nach  demselben  Rechtsbuche  hatte  man  „at  sjaunda  nefi"  einen  Mann 
zur  Seewehr  zu  stellen;-)  am  Frostufiinge  bezeichnete  man  eine 
P^son,  welche  am  manntals|)inge  richtig  angesagt  war,  als  t^ugljöst 
nef',*)  und  eine  andere,  die  widerrechtlich  verschwiegen  worden 
war,  umgekehrt  als  „leyndar  nef*;*)  Befreiungen  endlich  von?  Heer- 
dienste und  von  so  manchen  anderen  mit  diesem  zusammenhängenden 
I^ten,  wie  solche  der  geistlichen  und  weltlichen  Aristokratie  ver- 
wilHqt  7.U  werden  pflegten,  gewahrte  man  bald  ..fyrii'  eitt  ncf",  bald 
„til  tveggja  nefja"  otier  „tii  )»riggja  nefj.i"/')  Von  Iiier  aus  erklart  sich, 
daß  der  Ausdruck  nei't^ildi  selbst  gelegentlich  eine  Kopfsteuer  l)e- 
zeichnen  kann;  vorn  heil.  Olal'r  z.  H.  wird  erzahlt,  daß  er  von  den 
Islandern  ..jtegngildi  ok  nelgildi"  verlangte,  „pennmg  lyrir  nef  hvert, 
[)ann  er  lo  va.*ri  fyrir  alin  vaAmäls",  *)  und  wenn  anderwärts  von 
„ncfgikiis  skattar"  die  Rede  ist,  welche  K.  ilaraldr  harfagri  dem 
gan/.en  Lande  auferlegt  habe,')  so  fuhrt  auch  dies  auf  denselben 
Sprachgebrauch  zurück.  H;ilt  man  sich  nun  an  diese  quellenmäßig 
sattsam  bezeugte  (ieltung  des  Wortes,  so  kann  man,  wie  dies  P.  A. 
Münch")  und  Fr.  Brandt®)  wirklich  getan  haben,  darauf  Gewicht 
legen,  daß  für  die  nefgildingar  die  ihnen  zufallenden  oder  von  ihnen 
in  entrichtenden  Wcrgcldsbctrage  nicht  klassenweise  festgestellt 
waren  wie  die  baugar,  sondern  speziell  für  jede  einzelne  Person  an- 
gesetzt waren;  als  Kopfgeld  also  im  (iegens.it/e  zu  der  Ringzahlung 
wäre  diese  von  hier  aus  zu  erki.uca.  .\uf  der  anderen  Seite  hat  nun 
aber  bereits  \'ilhjälmr  P'insen  das  ncfgildi  a\<  Kognatenbuße  aufge- 
faßt, und  von  nefi,  Kognat,  abgeleitet ;  er  hat  lerner  darauf  aufmerk- 
sam gemacht,  daß  in  den  Rechtsbüchern  einmal  die  Zusammen- 
stellung „näs  niö  eöa  nefa"  sich  findet,  und  daraus  den  Schluß  ge- 
zogen, dafi  nidr  den  Agnaten,  wie  nefi  den  Kognaten  bezeichne,  und 
dafi  somit  die  ftir  die  Verwandtenbufle  überiiaupt  gdiriLtichliche 
Bezeichnung  nidgjöid  in  einer  Zeit  entstanden  sein  müsse,  in  welcher 
nur  die  Agnaten  weigeldsberechtigt  waren,  und  darum  die  Agnaten« 


•)GI)L.  9.  ')  ebenda,  297. 

•)  Krl>L.  VII,  10  uid  14.        *)  ebenda,  8. 

*)  TgL  die  V«r«rdnttageii  vom  13.  Septeaber  1277,  von  13108— 9  iitwl  vom 
13.  Mai  1311;  Norges  gamle  Luve,  II,  .S.  483  und  UI,  S.  83  itod  90. 
*)  Heim  skr.  Ölafs      hclga,  I46/391. 
"*)  Fagrskinna,  32/20. 
•)  Del  nonke  Foiks  Historie,  II,  S.  970* 
*)  Forebennagier,  S.  tl. 
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butV  mit  der  \'erAvandtschaft*ibuße  zusammenfiel.  * '  Dieser  letzteren 
Aut'.asbung  hat  sich  sodann  auch  J.  Fritzncr*)  und  GuAbrandr  Vig- 
füsson  *)  erklärt,  letzterer  jedoch  nur  in  IJezug  auf  die  Hctieutung 
von  ncr»  und  nefi^jold,  wogegen  er  unter  dem  nidr  einen  entfernteren 
Verwandten  ohne  Rucksicht  auf  den  Gegensatz  von  M  inn^^t  imm 
una  W  cibsitamm.  und  unter  den  nii^gjold  ciie  .in  kiic->c  ent;crnteren 
X  crwaiuiten  /u  ici^-tcuuc  ZaliluMCf  verstantlL-n  u  ;--fn  will.  Ich  ge- 
stehe, dai^  nur,  troti  lier  ncimhaltca  Autoritäten,  welche  iich  für  ^ie 
crkl..r:  haben,  letztere  Ableitung:   als  eine  völlig  unstatuiafte 

er^!-cheint.  Soh  ehe  sprachliche  Inn  de?  Wortes  ncft^ildi  scheint 
diescll»e  b^ücukhca  zu  machen.  Wenn  es  zwar  kemciwcgi  an  Bei- 
spielen von  Zusammensetzungen  fehlt,  deren  erste  Hälfte  aus  einem 
schwachen  Substanti\'e  mit  we^; geworfenem  Kasuszdcben  besteht*) 
so  ist  doch  dit  Verwendung  der  Genetivfonn  zur  Bildung  eines 
Kompositums  in  solch«ii  Fällen  die  uagleicfa  iiblkfaere,  und  in 
uaserem  Falk  hätte  das  Vorhandensein  der  igusammensetamg  nef- 
^di  von  nef  doch  wohl  die  Entstehung  einer  zweiten  ganz  gleich- 
laiitenden  Form  anstatt  des  ungleich  naher  liegenden  nefagildi 
schlediterdings  verhindern  müssen.  Außerdem  ist  aber  audi  weder 
für  neft  die  Bedeutung  Kognat,  noch  für  nidr  die  Bedeutung  Agnat 
anderweitig  ii^endnie  em-eisbar.  Daraus»  daö  in  doem  unserer  is- 
ländischen Rechtsbucher  einmal  nefi  und  nidr  alliterierend  gesetzt 
stehen,*!  laßt  sich  m<h  keineswegs  darauf  schUeOen»  dafl  der  eine 
dieser  beiden  Ausdrucke  die  Agnaten  und  der  andere  die  Kognaten 
beteichne.  da  ja  beide  recht  wohl  auch  tautologisch  stehen  können. 
Allerdings  bezeichnet  ferner  l^orarinn  lofmnga  den  Hakon  Bnksson, 
Yind  {»j^'Alfr  skd!d  den  K.  Sveinn  rifssj^n  als  des  K.  Knütr  nefi,*) 
wahrend  beide  anderwärts  des^aen  Scfawestersohne  heifien;  aber 
Sighvatr  skald  nennt  auch  den  westgottschen  Jarl  Rögn\'a]dr  ,Jaria 

*  *-  1-  af-C'-^-^  af'^, ---it  act:.  »iiszä  c  aijr. 

*  'kfl.  7.  r>w  iit  Forxta  «u^'  »5.  t^av,^s:i.  to|:s«A7.   Aaf  das:  ..saft  er  fri 
^«^e  setliufK  Tjctr*  is  >la:»b.iit«cTA ^i,  Sir.  «5.  >^  idi  kautm  Weit,  ob««1il 

0'«.*:r-r      .z:rr  sc.=r=  A.iif=iji  t'^tw  Hc-'-fi^i  *ui  4!;e*r  SirUc  <tklin:  «.kinlesi» 

c:-_-    :    :  s  .- :  x   -  -  -    »r-v   :\     '!  in:        .rrc-^=-i- ^    f  zur  Zeit- 

s:  -  -  :  :_r  :  S   c      ij^..   ;j     r-^    -.  _-e:     ..otae  .Vis«*',  uad 

^i.»  ^.       »  cc-u-.-^ti    ..«er         et  N**«  ib^^ckacidct.  sctuAdct 

*  >x«.^a.rb  :>'.    '<.  i""  :c-5    «f  «rcisi;  bc:^  tcr  «rril^  mam  ■i^  cAa  aefit. 
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nefi",  ^)  während  wir  wissen,  daß  zwar  dessen  vaterlicher  Gro^ivater^ 
Sköglartosti,  sich  mit  fürstlichen  Herren  als  Genoß  hielt,  wenn  er  auch 
keinen  tignarnafn  trug,  -)  und  dessen  Vater,  l  Ifr,  als  Bruder  der 
Si[:!;^n'Ar  störräöa,  welche  K.  Einkr  sigrsn;ll  heiratete,  ^)  recht  wohl 
von  seinem  königlichen  Schwager  den  Jarlstitel  erhalten  haben  konnte, 
aber  des  Manne?  Mutter  nirg^cnds  q^cnannt  finden,  so  daß  ihm  schwer- 
lich von  mütterlicher  Seite  her  diese  W  urde  zuf^akonimen  sein  konnte. 
Muß  demnach  hier  der  Austiruck  ncti  aut'  ai^natische,  nicht  auf 
kognatische  \'er\\  andtschaft  sich  beziehen,  so  bezeichnet  urnf^ekehrt 
I-lalltVcAr  vandra(Visk.Ud  einmal  Frevr  und  Frevia  zusainmei\  als 
,.Xiar<>.ir  niAjar"  *)  und  verwendet  somit  den  Ausdruck  nii>r  unbe- 
«lenkiuh  ebensowohl  für  Tochter  wie  für  Sohne;*)  in  unseren  Rechts- 
büchern ferner  wird  unter  „hinn  nänasti  ni(V"  stets  der  naclistc  Ver- 
wandte verstanden,  ohne  allen  Unterschied  7wi«;chen  At;naten  und 
Kognaten,  ja  unter  Umständen  in  einein  Zusainnienli;inge,  welcher 
jede  Möglichkeit  einer  Beschrankung  auf  die  erstcrcn  geradezu  aus- 
schliei^t. "  I  Auf  dasselbe  Ergebnis  führt  auch  die  Vergleichung  der 
übritjen  c-cnnanischen  Sprachen.  Ulfila  braucht  das  Wort  ni|)jis, 
gani|»jis  und  fem.  ni|»jo  als  Übersetzung  des  griechischen  ovyybvi]g^  « 
und  ags.  nid  steht  sogar  für  Mensch;  für  nefa  aber  liieten  ags. 
Quellen  die  Definition :  „suna  sunu,  oööe  brööor  sunu,  oööe  suster 
sunu,  |»ät  is  nefa", ')  oder:  „nepos,  suna  sune,  vel  bröt^er  sune,  vel 
suster  sune,  {)ät  is  nefa",*)  und  auch  in  Deutschland  brauchen  wir 
das  Wort  far  den  jBruderssohn  ebensowohl  wie  für  den  Schwester- 
sehn,  wahrend  die  nichtel  oder  niftel  des  sächsischen  Rechts,  welche 
der  nordischen  „nipt"  entspricht,  sogar  eine  noch  weitere  Wortbe- 
deutung festgehalten  hat  Die  beiden,  übrigens  nur  in  der  Dichter- 
sprache  und  in  einzelnen  Rechtsformeln  noch  festgehaltenen  Aus- 
drücke können  hiernach  nur  als  gleichbedeatend  betrachtet  und  ganz 
gleidimäflig  auf  den  allgemeinen  Begriff  der  Veru'andtschaft  zurück- 
geführt werden»  ohne  daß  dabei  der  Gegensatz  von  Mannsstamoi 
und  Weibsstamm  irgendwie  in  Betracht  käme.  Im  Einklänge  hiermit 


')  Heims  kr.  Ölafs  s.  helga,  92310. 

*)  Legendarische  Ölafs  s.  helga,  5/4;  Heimskr.  Haralds  s.  gra- 
feldar,  ti/119. 

•)  Heimskr,  «'»lafs  s.  hclga,  21230. 

*)  H  a  1 1  l'r   A  .i  r  s.,  6-95.  ^'  v:;l.  ( ,  \' 1 1 .1  p  t  n  »i  1  n  p  ,  2  ;  <t». 

•j  vgl./.  B.  Staöar  h  öl  s  b  •)  k  ,  03,107:  el  iaunborn  ero.  J).i  cigo  jtcir  1  füduruit 
at  bvcr&  til  franfenla,  |iar  til  er  )iau  ero  16  vetra,  en  siöan  til  eas  »Anasta  nifis. 
')  bei  Ettnttller,  S.  237.         ")  b«i  Grein,  II,  S.  278—79. 
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flteht,  daö  niemalen  niögildi  als  Synonym  von  bauggildi  und  als 
Gegensatz  von  nefgildi  gebraucht  wird,  wie  man  doch  erwarten 
müßte,  wenn  wirklich  nidr  und  ncfi  den  Gegensatz  von  Agnaten 
und  Kognaten  bezeichnen  würden;  daß  ferner  die  Ausdrücke  nid- 
gjuld  und  nefgjöld,  welche  sich  wirklich  nachweisen  lasseOp  in  einem 
ganz  anderen  als  dem  hiernach  zu  erwartenden  Sinne  gebraudbt 
werden.    Der  Ausdruck  ncffjjöld  zunächst  kommt  meines  Wissens 
nur  an  einer  einzi^'cn  Stelle  vor:')  jjerade  an  dieser  Stelle  aber  be- 
zeichnet er  die  Zahluut::,  wcklie  die  Söhne  des  Hundmgr,  ausdrück- 
lich als  ni<^jar  bezeichnet,  für  die  Totuufi^  ihres  X'aters  beanspruchen, 
so  daß  die  Identität  der  nffi^'^ld  mit  den  nii^pjtild,  und  die  Unmög- 
lichkeit, unter  jenen  die  Kot^natcn-  und  unter  diesen  die  Af^naten- 
buße  zu  verstehen,  in  die  .Augen  springt.   Mag  sein,  daß  die  Heraus- 
geber des  zweiten  Bandes  der  Sa-mundar  F.dda  (i?^i8),  dann  Svein- 
björn  Egilsson  Recht  haben,  weiui  sie  das  Wort  überhaupt  nicht 
mit  ncfi,  sondern  mit  nef  in  Verbindung  bringen  und  als  gleichbe- 
deutend mit  maniigjöld,  d.  h.  der  Zahlung  für  eine  erschlagene 
Person  nehmen;  mag  sein,  daß  umgekehrt  Jon  Ölafsson  das  richtige 
trifft,  wenn  er,  von  ueti  ausgehend,  dasselbe  als  Buße  für  einen  er- 
schlagenen X'eruandteu  auffaßt; -i  im  einen  wie  im   anderen  Falle 
darl  man  den  Ausdruck  Jeticutalls  nicht  auf  einen  engeren  Kreis 
innerhalb  der  \'er\\  andtschaft  l)eschranken,  und  zumal  nicht  auf  die 
Kognaten  im  Gegensatze  zu  den  Agnaten  ijcziehen.  Anderenteils 
bezeichnet  zwar  die  alte  Rdda  als  niögjöld  die  Zalilung,  welche 
Fäfnir  und  Reginn  für  die  Tötung  ihres  Bruders  Otr  fordern,^)  und 
hier  könnte  demnach  der  Ausdruck  allenfalls  auf  die  an  den  Manns- 
stamm  allein  zu  entrichtende  Bufie  bezogen  werden;  aber  notwendig 
ist  diese  Beschränkung  seiner  Bedeutung  an  dieser  Stelle  keineswegs, 
und  wenn  anderwärts  dieselbe  Bezeichnung  für  das  Sühngeld  ge- 
braucht wird,  welches  K.  Hakon  Adalsteinsföstri  von  Amfidr  jad 
wegen  der  Tötung  seiner  Boten  beansprucht,  *)  so  ist  dabei  jede  der- 
artige beschränkende  Deutung  schlechterdings  ausgeschlossen,  wie 


'j  liclgakv.  Hundiog&baua,  I,  Sir.  12: 

Leia|»  boUiuigr 
böür  uppi, 
ne  ni[)ia  in  beldr 
nc>";Tiold  fn. 
De  cogiiaUoQC  spirituaü,  Glossar.,  S.  40. 
SigurSarkv.  Fifnisbana,  II,  S.  214 
*)  EifU.  76'S75  («^-  Amamigo.). 
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denn  auch   iv  fier  bctrcffentlt-n  Stelle  der  Ausdruck  mann^'old  als 
Variante  für  iu<^gjöld  \orkommt.    In  den  Kcchtsbüchern  vollends 
bezeichnet  der  letztere  Ausdruck  zweifellos  stets  das  g^anzc  W'crgeUi 
und  nicht  bloß  den  dem  M.innsstamnie  zufallenden  Anteil  an  dem- 
selben.   So  wird  z.  B.  ausgesprochen,  dati  der  von  einem  Unmun- 
dic'cn  bejrangene  Totschlasr  zwar  zu  keiner  Achtung  des  T  iters  führe, 
aber  doch  dessen  Verwandten  die  Verptlichtunt;  zur  Bezahlung  der 
niAqjöld  auferlege,')  welche  nur  freilich  in  diesem  Falle  ungeteilt 
dem  vigsakaraöili  i^ufallcn  sollen.*)    Die  WergcldirciUc  werden  ferner 
geradezu  als  solche  bezeichnet,  „er  |)eir  veröa  skyldir  til  at  logum, 
at  gjalda  hinn  aptr  nit^f^jolduni",  ^)  und  von  dem  s;ernar,  skemar, 
galgnar,   grafnar  und  fjallnar  wird  gesagt,  „skal  jtcsüa  menn  all.i 
gjalda  niAgjuldum,  [)(jat  |ieir  hali  lif  sitt,  svä  sem  |»eir  se  vegnir".  *) 
\\"icderum  wird  die  Frat;c  erörtert,  wie  weit  neben  den  übrigen 
Verwandten  auch  der  vigsakaraöili  an  den  niögjokl  Anteil  nehme, 
es  wird  gesagt,  daß  die  niögjöld  auch  dann  entrichtet  werden  müssen, 
wenn  der  Totschläger  selber  getötet  oder  doch  in  die  Acht  erklart 
wird;')  es  werden  endlich  auch  wohl  «die  Formen  angegeben,  welche 
bei  der  Eintreibung  der  niÖgjöld  einzuhalten  sind  ^  u.  dg^  ra.  Nach 
allem  dem  wird  doch  wohl  jeder  Gedanke  an  einen  Zusammenhang 
des  Ausdruckes  nefi^ldi  mit  dem  Worte  nefi  und  an  eine  etjrmo- 
logische  Zurückführung  desselben  auf  den  BegriflT  des  Weibsstammes 
aufzugeben  sein,  und  wird  an  der  Zurückführung  desselben  auf  den 
Begriff  einer  kopfweise  zu  entrichtenden  und  kopfweise  zu  be- 
gebenden Zahlung  festgehalten  werden  müssen,  wie  denn  auch  sdu>n 
der  zwischen  den  Ausdrücken  bauggildi  und  nefgildi  bestehende  Par« 
aUelismus  zu  fordern  scheint,  daß  der  letztere  ebensogut  wie  der 
etstere  von  der  Art  der  Zahlungsleistung  und  nicht  von  der  Be« 
schaffenheit  der  Zahlpflicbtigen  hergenommen  sei 

'  Fafit  man  nun  die  Ergebnisse  der  bisherigen  Beweisführung 
kurz  zusammen,  so  zeigt  sich,  da6  hinsichtlich  der  aktiven  und  pas- 
shren  Beteiligung  am  Wergeide  zunächst  die  näheren  Grade  einer- 
seits  des  Mannsstammes  und  andererseits  des  Weibsstammes  zu  be- 
sonderen Bezügen  und  Leistungen  berufen  wurden.  Die  baugar 
nahm  und  gab  der  Mannsstamm,  und  zwar  bis  zum  zweiten  gleichen 


')  Konungsbök,  91/166;  SlaAarhoisbok,  294/333. 
*)  Baugstal,  S.  194.         "}  StaÖarb6lsb6k,  304,343. 
*)  ebenda,  360/380  ood  Batigatal,  S.  sos. 

*)  BttttgaUl,  S.  194.      *)  ebenda,  S.  194—95.      ^>  ebenda,  S.  202—3. 
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Grade  einschließlich  nach  den  GI>L.  uiul  dein  islandischen  Baugatale, 
bis  zum  dritten  i:;leichen  Grade  aber  nach  den  FrI>L. ;  pt  r^nnüchc 
Zahlungen  dagegen  leistete  und  enipfiiif^  der  VVeibs?tanim  innerhalb 
derselben  Gradesgrenze.     Beiderseits  wurden  dabei   prinzipiell  nur 
die  Männer  berücksichtigt;  doch  bilden  die  baugr)  gjar  eine  Auf- 
nahme von  dieser  Kegel,  deren  Hegrill  in  den  G|»L.  et\\  a^;  \v  citer 
gezogen  ist  als  in  den  FrI>L.  und  im  isländischen  Rechte.    Die  tölu- 
menn  sind  dabei  in  die  Einteilung  mit  inbegriffen,  und  nehmen 
innerhalb  des  bauggildi,  soweit  sie  diesem  überhaupt  angehören, 
einen  hen'orragenden  Platz  ein;  dagegen  stehen  die  sakaukar  ganz 
außerhalb  der  Einteilung,  was  zwar  nicht  bezüglich  des  |>yborinn 
sonr  und  der  nämägar,  wohl  al^er  bezüglich  des  brdöir  sammoedri 
auffallig  ist  und  wohl  nur  durch  die  Annahme  erklärt  werden  kann^ 
daß  ursprünglich  die  mütterliche  Verwandtschaft  nicht  zum  nefgüdi 
gerechnet  wurde.   Zum  Schlüsse  muß  nun  aber  noch  hervorgehoben 
werden,  daß  der  Gegensatz  des  bauggildi  und  nefgüdi  zwar  in  der 
Wergcldstafel  seinen  Ausgangspunkt  findet,  aber  seine  W  irkungen 
auch  auf  ganz  andere  Rechtsgebietc  hinüber  erstreckt.    Die  GI>L.. 
z.  13.  lassen  die  bauggildismenn,  nefgildismenn  und  nämagar  nicht 
im  skiladömr  sitzen, ')  und  schließen  dieselben  Personen  auch  von 
der  Verwendung  beim  l^^rittareidr  aus;^)  sie  gestatten  femer  den 
Männern,  welche  „i  bauggildi  eda  i  nefgtldi"  verwandt  sind,  Weibern 
gegenüber,  welche  ausnahmsweise  zur  Stammgutsfolge  berufen  sind, 
die  Auslösung  des  Gutes  um  billigen  Preis,')  und  bringen  überdies 
auch  den  Begriff  der  baugr^gjar  im  Stammgüterrechte  zur  Anwendung, 
indem  sie  die  dahin  gezählten  Weiber  nicht  nur  in  ödal  sukzedieren, 
sondern  dieses  auch  jedem  Auslösungsanspruche  gegenüber  behaupten 
lassen.  *)  Nach  den  FrI)L.  sollen  im  skiladömr  weder  bauggUdismenn 
noch  nefgildismenn  sitzen  und  überdies  auch  keine  namägar,  bam- 
föstrar  oder  ))yrmslumenn;^)  die  bauggildismenn  und  nefgildismenn, 
dann  die  nämägar  eines  Mannes,  der  am  Ding  einen  Totschlag  be- 
gangen  hat,  sollen  nicht  verpflichtet  sein,  an  der  Verfolgung  des 
Totschlägers  Anteil  zu  nehmen;')  Stammgut  braucht  nur  den  baug- 
gildismenn zur  Übung  des  Vorkaufes  angeboten  zu  werden '}  u.  dgl.  m. 
Selbstverständlich  können  übrigens  auch  Vorschriften,  welche  die 

')  GpL.  37  und  266. 

•')  ebenda,  135.  ')  ebenda,  274.  ebenda,  275. 

^)  Kr|>L.  X,  i  (  ''1  chrnHa.  IV.  9. 

•}  ebenda,  4.     Die   bauggildisracnu   und   nef^dldisiiiciiu   haben   iür  die 

Flüchtung  eines  minderjiluigen  Totschlägen  zu  corgeo,  ebenda,  IV,  34, 
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Namen  des  bauggildi  und  nefgildi  nicht  nennen,  zur  weiteren  Er- 
läuterung  der  beiden  Verwandtschaftsgruppen  zukommenden  Bedeu' 
tung  verwendet  werden ;  dabei  wird  indessen  beachtet  werden  müssen» 
dafi  im  Gula|>inge  und  auf  bland  die  in  unseren  Quellen  ausge- 
sprochene Begrenzung  derselben  beim  zweiten  gleichen  Grade  nicht 
die  ursprüngliche  gewesen  zu  sein  scheint,  dafi  vielmehr  auch  hier 
die  Grenze  anfänglich  wie  im  Frostujung  auf  den  dritten  gleichen 
Grad  gefallen  sein  dürfte.  Von  hier  aus  würde  sich  erklären,  warum 
das  Erbrecht  sich  nur  bis  zu  den  „naestir  brceöra  sunum'*  oder  „eptir 
broedra  sunu"  erstreckte,  ehe  K.  Sigurdr  Jörsalafari  mit  seinen  Brüdern 
dassdbe  bis  zum  fünften  gleichen  Grade  erstreckte,*)  und  auch  er- 
klären, warum  das  isländische  Recht  vier  baugar  kennt  wie  die 
1  r|iL.  und  nicht  bloß  drei  wie  die  Gl)L.,  warum  femer  das  islän- 
dische Recht  die  dömrudnfng  und  die  kvidrudning,  sowie  dte  Fähig- 
keit  zur  Ableitung  eines  säravaetd  oder  benjav^tti,  gerade  bis  zum 
dritten  gleichen  Grade  einschließlich  reichen  läßt 

4.  Die  entfern  tere  Verwandtschaft.  l^Iiiitcr  dem  baug- 
gildi und  netgilcJi  nehmen  auch  noch  die  entfernteren  Verwandten 
am  W'ercfelde  Anteil;  indessen  l.iüt  sich  für  diese  keine  eii^entliche 
technische  lie/eichnunij;  mi-hr  nachweisen.  1  )as  isländische  ßaugatal 
bezeichnet  dieselben  allenfalls  mit  den  Worten  .,'  T)tir  bauga",  ^) 
unti  die  bezeichnen  dieselben  je  nach  ilircm  Abstände  von 

der  letzten  Klasse  der  uppnamamenn  als  „na-str  at  fra'ndsemi 
frä  hinn  trfsta  uppnämi",  „annar  maör  fra  cefsta  upp- 
nämi"  usw. aber  beide  Bezeichnungen  sind  lediglich  negativer 
Art  und  von  keinerlei  Ursprunglichkeit.  Die  Frl»L.  ferner  bezeichnen 
die  diesen  entfernteren  Verwandten  zufallenden  Betrage  als  „frajnd- 
b  u'  t  r" ;  *  1  aber  auch  dieser  Ausdruck  kann  kaum  als  ein  vollkommen 
technischer  angesehen  werden,  da  er  im  Grunde  für  alle  und  jede 
VVergeldsanteile  irgend  welcher  Verwandter  gebraucht  werden  kann, 
innerhalb  dieser  entfernteren  Verwandtschaft  laßt  nun  das  islän- 
dische Recht  in  der  Art  die  Gradesnahe  entscluidcn,  daß  der 
zweite  und  dritte  ungleiche  Grad  dem  dritten  gleichen,  der  dritte 
und  vierte  ungleiche  dem  vierten  gleichen,  endhch  der  vierte  und 
fünfte  ungleiche  Grad  dem  fünften  gleichen  an  Hohe  der  zu  zahlenden 
und  zu  empfangenden  Beträge  vorgeht,  während  mit  diesem  letzteren 


G[»L.  104:  FrI»L.  VIII,  9. 
*)  Kontingsb6k,  II3/201— 2.  ')  G^L.  335. 

*)  Fr[iU  vi,  IJ. 
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die  Wcrgcldstafel  abschließt  ^)  Von  einem  Vorzüge  des  Mauns- 
Stammes  vor  dem  Weibsstamme  ist  dabei  nicht  die  Rede,  ohne  daß 
man  darum  doch  aozunehmeo  hätte,  dafi  ein  solcher  ausgeschlossen 
werden  wolle;  da  nämlich  auch  bezüglich  der  näheren  Grade  tu* 
nächst  in  derselben  Weise  verfahren,  und  erst  hinterher  bei  deren 
Besprechung  im  einzelnen  angegeben  wird,  daO  das  bauggildi  stets 
'/5t  das  nefgildi  aber  nur  %  der  angesetzten  Beträge  nehmen  und 
geben  solle,  läfit  sich  recht  wohl  annehmen,  dafi  die  gleiche  Regd 
stillschweigend  auch  Hir  die  entferntere  Verwandtschaft  aufgestellt 
werden  wollte.  Sehr  beachtenswert  ist  aber,  wie  dies  auch  schon 
Vilh.  Finsen  sehr  richtig  hervorgehoben  hat,*)  dafi  zwar  bei  den 
baugar,  wenn  die  zu  einem  derselben  zunächst  Berufenen  fehlten, 
ein  Eintreten  der  nächstvorhergehenden  oder  nächstfolgenden  Klasse 
stattfand,  obschon  im  letzteren  Falle  mit  einiger  Verkürzung  der 
Beträge,  und  dafi  in  gleicher  Weise  auch  die  verschiedenen  Klassen 
der  „eptir  bauga"  untereinander  sich  verhielten,  wenn  etwa  die  eine 
oder  andere  von  ihnen  unvertreten  war,  dafi  dagegen  die  Ver- 
wandten „eptir  bauga"  unter  keinen  Umständen  auf  die  erledigten 
baugar  und  umgekehrt  die  bauggildingar  unter  keinen  Umständen 
auf  die  etwa  erledigten  ferneren  Bufibezüge  einen  Anspruch  erheben 
konnten.  Es  zeigt  sich  in  dieser  Bestimmug  sehr  deutlich,  dafi  man 
die  nähere  und  die  entferntere  Verwandtschaft  als  unter  sich  durch 
eine  unübersteigliche  Kluft  getrennt  ansah,  während  dies  bezüglich 
der  verschiedenen  Klassen  innerhalb  der  einen  oder  anderen  Gruppe 
ganz  und  gar  nicht  der  Fall  war^  da  das  bauggildi  und  nefgildi  im 
islandischen  Rechte  bereits  zu  einer  Gruppe  verschmolzen  sind,  kann 
natürlich  zwischen  diesen  beiden  Klassen  der  Verwandtschaft  in 
jenem  Rechte  eine  ähnliche  scharfe  Sonderung  nicht  mehr  hervor- 
treten, auch  wenn  sie  sich  ursprüngUch  bezue^lich  derselben  wieder- 
holt halte.  —  In  ganz  ihiiliolicr  W \'i>c  \  erfahrt  auch  das  |)rand- 
heimer  Recht. Nach  dcni  chittcn  i^lcichLii  (jradc,  mit  welchem 
das  baufrcjiUii  und  nct'^ildi  aliNrliliellen,  Ijeriit't  dasselbe  die  eiittcrntere 
Verwandt-^.  Ii;i!t  zu  ihren  lr*i'n(.liju  tr ,  bis  zum  reellsten  gleichen 
Gradcciiix.  hliclülich,  welcher,  dem  kirchlichen  Rechte  folgend,  die 
Verwandtsrhaffiiyrenzc  bildet;  dabei  wird  wieder  ia  erster  Linie 
der  MatlUa^Lam^l  vom  W'eibsstanuTie  geschieden  und  erst  ni 
zweiter  Linie  innerhalb  jeder  dieser  beiden  Gruppen  eine  weitere 


•)  K  o  n  .1  n    !s  1. 1  k  ,  113193—94:  v<,'I.  20I  — 2. 

"j  Anaaler,  1650,  S.  367— 68.  Kr^L.  VI,  11— 12. 
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Abstufung  nach  Graden  vorgenommen.  Sehr  unpassender  Weise 
werden,  wie  oben  schon  bemerkt,  die  Ausdrücke  bauggildi  und  nef- 
gfldi  dabei  im  Sinne  von  Mannsstamm  und  Weibsstamm  gebraucht 
Da  ausdrücklich  gesa^^t  wird, ')  da6  aHe  baugamenn  für  alle  baugar 
aufkommen  müssen,  wenn  auch  die  eine  oder  andere  Klasse  der 
zunächst  Verpflichteten  unvertreten  ist^  darf  natürlich  als  feststehend 
angenommen  werden,  dafl  dieselbe  Regd  auch  umgekehrt  in  Bezug 
auf  den  Empfang  der  baugar  gegolten  haben  werde;  ob  freilich  die- 
selbe Regel  auch  innerhalb  der  entfernteren  Verwandtschaft  gelte, 
und  ob  ein  Sukzedieren  in  die  Last  oder  Berechtigung  auch  von 
der  einen  Hauptklasse  in  die  andere  hinüber  statthaft  gewesen  sei 
oder  nicht,  wird  uns  nicht  gesagt  Immerhin  aber  erhellt  die  scharfe 
Sonderung  der  engeren  von  der  entfernteren  Verwandtschaft  bereits 
aus  der  Wiederkehr  des  Get;ensatzes  zwischen  Mannsstamm  und 
Weibsstamni  in  ihnen  beiden,  sowie  aus  der  ganz  verschiedenen  Art, 
wie  hier  und  dort  die  Gliederung  innerhalb  der  beiden  größeren 
Gruppen  durchgeUihrt  ist.  —  Im  (rula|)ingc  schließt  die  Gruppe 
der  uppnamamenn  ebenfalls  prinzipiell  mit  dem  zweiten  gleichen 
Grade  und  ist  es  ohne  Bedeutung,  daß  die  erste  Wergeldstafel  auch 
noch  den  ersten  und  dritten,  dann  den  /weiten  und  dritten  ungleichen 
Grad  zu  denselben  hinzurechnet,  wahrend  die  zweite  Tafel  beide 
ausschließt;  hinter  ihr  folgt  sodann  nach  der  ersten  W'crejeldstafel 
gleichfalls  noch  die  entferntere  Verwandtschaft,  jedoch  si  »,  daß  drtbei 
der  Ahmnsstamm  und  Weibsstatnni  eines  jeden  Grades  mit  einer 
Gesamtzahlung  bedacht  wird,  von  welcher  der  er^tere  der  letztere 
aber  nur  - .  erhalt.  -)  Insoweit  also  folgt  diese  Wergeldstafel  be- 
züglich der  entfernteren  Verwandtschaft  j^aMiau  demselben  Prinzipe, 
Welches  dnv  islandisciie  Baugatal  bereits  in  Bezug  auf  das  bauggildi 
und  netgikii  zur  Geltung  brin^'t;  dagegen  ist  oben  bereits  bemerkt 
worden,  daß  sich  die  Grenze,  mit  welcher  dieselbe  die  entferntere 
Verwandtschaft  endigen  lassen  will,  nicht  mit  voller  Sicherheit  be- 
stimmen läßt,  soferne  von  der  letzten  Klasse  der  uppnämamen  ab 
13  Nummern  gezählt  werden  und  hierauf  die  Schlußworte  folgen : 
„|)d  er  fimtända  manne  frsendsemi  ^»eirra".  In  der  zweiten  Wergelds- 
tafel aber  wird  die  entferntere  Verwandtschaft  überhaupt  nicht  mehr 
erwähnt,  sei  es  nun,  daß  man  sie  wirklich  unberücksichtigt  gelassen 
wissen  wollte,  oder  daß  man  über  sie  sich  nochmals  auszusprechen 
für  unnötig  fand,  weü  bezüglich  ihrer  dieselben  Regeln  in  Geltung 


«)  Fr^L.  VI.  8.         •)  O^L.  335. 
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bdasscn  werden  sollten,  wie  stAdbt  die  erste  Tafel  bereits  ati^e- 
sprocben  hatte.  —  In  der  Weigeldstafel  des  Bjarni  Maröarson 
endlich  kann,  nachdem  das  bauggUdi  und  nefgildi  sowohl  als  die 
das  letztere  vertretenden  drei  Klassen  der  uppnamamenn  weggefallen 
sind,  auch  die  entferntere,  über  jene  engeren  Kreise  hinausliegende 
Verwandtschaft  nicht  mehr  als  eine  in  sich  abgeschlossene,  besondere 
Gruppe  auftreten;  hier  ist  vielmelir  von  einer  Gliederung  der  Ver- 
wandtschaft in  eine  Mehrheit  engerer  und  weiterer  Kreise  überhaupt 
nicht  mehr  die  Rede,  sondern  die  Reihenfdge,  in  welcher  die  ein- 
zelnen Verwandten  aufgezählt  werden,  lediglich  durch  die  Zählung 
der  Grade  bedingt,  neben  welcher  selbst  der  Gegensatz  des  Manns» 
Stammes  und  des  Weibsstammes  sich  nur  noch  eine  sekundäre  Be* 
deutung  bewahrt  hat  Wie  weit  aber  die  entferntere  Verwandtschaft 
aufierfaalb  der  Wergeldstafd  und  auf  anderen  Gebieten  des  verwandt- 
schaftlichen  Rechtes  noch  ihre  Bedeutung  behauptet,  wiid  besser 
erst  im  IL  Teile  dieser  Darstellung,  nämlich  bei  der  Besprechung 
der  einzelnen  Wirkungen  der  verwandtschaftlicfaen  Verbindung  zu 
erörtern  kommen. 


$  5.    Die  Weiber, ') 

Neben  der  (iradesn;ihe  und  dem  z\vi>chLri  ilcin  Mannsstamme 
und  \Veib>>tamme  bestehenden  Ge<;ensatze  macht  >!( ii  intu  rhalb  der 
X'erwandtschaft  auch  noch  der  (ictTn^atz  der  Geschlechter  L:eltend, 
und  zwar  in  ic:  Ait.  daß  die  W  eilx  r  \  <>n  j^ewissen  im  \  eru  andt- 
<chafts\\ Tbati' i  ^l;:  ludeten  Rechten  und  Pflichten  volhi^  ausge- 
schlossen, in  Be/.ug  <iuf  andere  aber  den  Mannern  gegenüber  wenig- 
stens sehr  entscliieden  verkur/t  sind,  wogegen  auch  r.m^^ekchrt  wieder 
einzehie  Rechtsinstitute  und  Kechts^ätze  ihren  besonderen  Schutz 
und  \*orteil  l>ezwccken.  An  sich  den  verschiedensten  Rechtsgeineten 
und  nicht  bloß  dem  verwandtschaftHchen  Rechte  angehöris^,  und 
überdies  zu  versciiiedenen  Zeiten  und  in  verschiedenen  Rechten  seiir 
ven^chieden  gestaltet,  beciurten  diese  die  W  eiber  betrefieodea  Sat- 

'>  vgl.  Rivc,  De  pupillonim  et  mulierum  tuicla  in  antiqvo  ScsndinavioniiB 
jure  (.1859)  und  dessen  Geschickte  der  deutschen  Vormttndscha(V  I  (i86a};  da«a 
meine  Bemerkungen  in  der  Krit.  Viertcl-Ahre^schriit.  II,  S.  75  und  fgg.  und  IV,  S.  412 

und  ^pp. 
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zungen  um  so  mehr  einer  voriäufigen  emheitUchea  Betrachtung,  je 
größer  die  Schwierigkelten  sind,  welche  sie  bei  ihrer  zeitlich  wie 
räumlich  so  sehr  ungleichförmigen  Entwicklung  einer  einheitlichen 
Konstruktion  des  Verwandtschafbrechtes  in  den  Weg  stellen. 

Der  Grundsatz  des  älteren  schwedischen  Rechtes,  daß  Weiber 
stets  unmündig  seien, ist  dem  norwegischen  sowohl*  als  dem  is- 
ländischen  Rechte,  so  wie  es  uns  vorliegt,  fremd;  demgemäß  läßt 
dieses  letztere  den  Begrilf  der  Minderjährigkeit  und  Voll- 
jährigkeit auf  Weiber  ebensogut  Anwendung  finden  wie  auf 
Männer,  und  es  bestimmt  sogar  die  Altersgrenze,  welche  beide  Alters- 
perioden zu  trennen  bestimmt  ist;  fUr  beide  Geschlechter  wesentlich 
gleichmäßig.  Die  GpL.  geben  zwar  nkht  ausdrüddich  an,  mit 
welchem  Jahre  Weiber  volljährig  werden;  aber  sie  sprechen  den  Satz 
aus,  daß:  „h<^g^  maer  er  fuUtfda,  |}ä  skal  hon  veita  vord  fe  sinu,  ok 
sva  taka  viö  fjar  haldi",  *)  und  wenden  somit  den  Betriff  der  Voll* 
jährigkeit  auf  sie  an,  ohne  eine  eigentümliche  Altersgrenze  für  sie 
zu  bestimmen,  so  daß  wir  zu  der  Annahme  berechtigt  sind,  daß  di^ 
wie  bei  Männern  auf  das  erreichte  15.  Jahr  (früher  das  12.)  gesetzt 
sei.*)  Die  FrI)L.  hinwiederum  sagen  ganz  ausdrücklich,  daß  vom 
erreichten  15.  Lcben^ahre  ab  die  Schwester  ebensogut  wie  der 
Bruder  zur  Führung  einer  Altersvormundschaft  berufen  sei,  *)  und 
gestatten  der  Jungfrau  von  eben  diesem  Termine  an  wenigstens  unter 
Umständen  auch  schon  die  Verehelichung;*)  die  letztere  Vorschrift 
kehrt  auch  in  der  Jämsföa  wieder,  °)  und  ist  von  hier  aus  doch  wohl 
nur  irrtümlich  auch  in  eine  Reihe  von  Hss.  des  L^renK-iiicii  Land- 
rechtes  uberi^c^'aiigeii,  wclchus  im  übrigen  den  Jungfrauen  die  Ver- 
waltung ihres  eigenen  \  erniof4eu>  erst  vom  (.-rrcirhten  20.  Lebens- 
jalirc  an  einräumt,  ')  ganz,  wie  c>  auch  bei  Matineiu  die  X  olijahrig- 
keitsgren/e  auf  das  erreichte  20.  Jahr  \  erlegte.  Das  ältere  isländische 
Rcclit  ferner  gestattet  /.uar  den  Jungfrauen  die  Walil  ihres  Domi- 
zües,     die  Selbstverwaltung  ihres  eigenen  und  die  Admioistration 

*)  WGL.  I,  j^tafvftb.  5/2:  koo»  ser  ovonnaghi. 

»}  GI>L.  128. 

')  vgl.  aber  die  Volljähiigkeitigrenfe  meioe  B«nierktmgen  in  der  Krit  Viertel« 
jfthresschrift,  II,  S.  85 — 91. 

*)  Fr|)L.  IX,  23.  ebenda,  Xi,  i8. 

•)  Jdrni.,  Kvennag.  3. 

Landsl.,  Erf0at  2.   Der  BjarkR.  3  und  die  J6nsbök,  Kvennag.  z 
hmben  nur  die  iweite  Bestinmung. 

KoBiiagsbök,  70/139  und  iiS/236;  Staö«rh6libök,   233/265  und 
59/69-70. 
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eines  ffemden  Vennögens,  *j  die  Anstellung  gewisser  Klagsachen,  -) 
somrie,  unter  gewissen  V'oraussetzungen,  die  Selbstverlobuog ')  erst 
vom  zurückgelegten  2a  Lebensjahre  an ;  aber  «;chon  vom  erreichten 
16.  Leben.sjahre  an  gilt  ereH  t  \s  Vermögen  als  ihnen  angefallen,  und 
von  diesem  Termine  an  Ix-zicben  sie  selber  dessen  Früchte,  welche 
während  der  Dauer  ihrer  Minderjährigkeit  ihrem  Altersvormunde  ge- 
hört hatten/)  und  für  Eheweiber  und  Witwen  fallen  überdies  alle 
jene  Beschränkungen  weg,  sogar  wenn  sie  noch  nicht  einmal  das 
16.  Jahr  erreicht  haben,  ^)  während  andererseits  das  20.  Jahr  auch 
bei  Männern,  wenn  auch  nur  in  untergeordneten  Beziehungen  seine 
Bedeutung  behauptet  Wenn  demnach  das  isländische  Recht  zwar 
bei  Weibern  in  mehrfacher  Beziehung  die  Wirkungen  der  Volljährig' 
kett  erst  an  einem  späteren  Termin  knüpfte  als  bei  Männern,  welche 
mit  dem  erreichten  16k  Lebensjahre  zu  ihrer  vollen  Handlungsfähige 
keit  zu  gelangen  pflegen,  so  ist  doch  diese  Verschiedenheit  der  Be- 
handlung beider  Geschlechter  keine  völlig  durchgreifende,  und  über* 
dies  läfit  sie  jedenfalls  die  Unterscheidung  einer  Periode  der  Voll- 
jährigkeit und  Minderjährigkeit  auch  bei  Weibern  völli|;  unberührt 
Wenn  aber  das  isländische  und  norwegische  Recht  in  Bezug  auf  die 
eigentümliche  Behandlung  der  Weiber  zwar  nicht  so  weit  geht  und 
nicht  mit  gleicher  Folgerichtigkeit  verfahrt  wie  das  schwedische 
Recht,  so  kennt  es  doch  immerhin  auch  seinerseits  eine  lange  Reihe 
von  Beschrankungen  der  Weiber;  die  vielfach  abweichende  Gestal- 
.  tung-  derselben  im  isländischen  und  im  norwegischen  Rechte  läfit 
aber  eine  gesonderte  Behandlung  beider  zweckmäßig  erscheinen. 

Das  isländische  Recht  zunächst  schließt  die  Weiber  von 
dem  Genüsse  politischer  Rechte  prinzipidl  aus.  Ein  goöorö 
können  dieselben  zwar  besitzen,  da  ein  solches  wie  jedes  andere 
Hrivatgut  erworben  werden  kann ;  aber  sie  können  die  mit  der  Würde 

verbundenen  Befugnisse  nicht  selber  ausüben,  und  müssen  somit 
deren  1-  uhrung  einem  ihrer  eigenen  Dinglcute  übertragen. ')  Daß 

')  Konungsbok,  118/220;  S  t  a  (^a  r  h  o  I  <?  h f .  k  ,  i;<).69 — 70.  ' 
*)  Koniinßsbok  ,  94'i70  und  die  Kcicrcni  5.  lOS,  dann  238/184;  StaÖar- 
hölsbök,  336/364  und  37;  jyi- 

Staftarhölsbök,  119/156  aad  125/163. 
«)  Koniingsb<ik»  118/226;  StaSarhölibök,  59/69—70- 

Koniingsbök,  118/325;  Stadarb6lsb6k,  59/69  und  die  ob«n  «nge- 
itthrtcn  Stellen. 

**)  vgl.  z.  H.  K  onttngsbok,  118  223  und  l'ji  jd,  Stadarb6lsb6k,  5^1/67 
und  389,41 1.  •)  konüngsbok,  84;! 42. 
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Weiber  weder  zum  Amte  eines  Gesebssprecbers  berufen,  noch  ab 
Ratgeber  eines  Goden  in  die  lögretta  ernannt  noch  endlich  als  Ge^ 
meindevorsteher  gewählt  werden  konnten,  wird  uns  zwar  nirgends 
ausdrücklich  gesagt;  darf  aber  nichtsdestoweniger  als  sicher  gelten; 
wenn  demnach  einmal  erzählt  wird,  wie  I)orbjörg  hin  digra  im  Vatns- 
fjördr  fiir  ihren  abwesenden  Mann,  dem  Vermundr  mjöfi,  die  „h^rads* 
stjörn"  im  fsaQördr  gefiihrt  habe,  und  wenn  dieselbe  bei  dieser  Ge- 
legenheit auch  wohl  selber  von  ihren  Dingleuten  spricht,^)  so  ist 
dabei  nur  an  den  tatsächlichen  Einfluß,  nicht  an  die  rechtliche 
St^ung  dieses  energischen  Weibes  zu  denken.  Ebensowenig  konnten 
Weiber  das  Richteramt*)  oder  den  Geschworenendienst  versehen,^ 
und  keinem  Zweifel  kann  unterliegen,  dafi  sie  auch  zum  Zeugnisse 
nicht  verwendet  werden  durften;  in  einzelnen  Fällen  wird  das  mann- 
lidie  Geschlecht,  *)  oder  auch  die  Wehrhaftigkeit    ausdrücklich  als 
Voraussetzung  der  Zulassung  zum  Zeugnisse  bezeichnet;  und  bc» 
Att£eählung  der  Verwandten,  wddie  unfähig  u  aren,  ein  Zeugnis  ab- 
zulegen, werden  nur  Personen  männlichen  Geschlechts  berücksichtigt. '*j 
Die  Fällung  eines  Schiedsspruches  dagegen  konnte  allenfalls  auch 
Weibern  übertragen  werden,  wie  das  Beispiel  der  |)ordis  späkona,') 
und  das  noch  besser  bezeugte  Beispiel  der  Steinvör  Sighvatsdöttir 
dartut;'')  aber  eine  derartitje  Verwenduntj  fiel  auch  niclit  unter  den 
Begrirt  eines  ufientlichen  Dienstes,  sondern  erschien  lediglich  als  Aus- 
fluß des  persönlichen  Vertrauens  und   des  tatsächhi  iieii  Ansehens, 
deren  ein  \\  cib  ebensowohl  als  ein  Mann  seiner  iiervorragenden  Eigen- 
schaften wegen  bei  seinen  Nachbarn  geniel.icn  konnte. 

Auf  V  e  r  m  o  e  n  s  rech  1 1  i  c  h  e  m  Gebiete  t^ilt  umgekehrt 
prinzipiell  die  Gleichstellung  der  Wcilier  mit  tien  Mannern;  indessen 
erleidet  dieses  l'rinzip  immerhin  eine  Reihe  von  Kinsclirankungen. 
Einmal  nämlich  wird  den  Weibern,  wie  üben  schon  bemerkt,  die 
Verw.iltung  ihres  eigenen  Vermögens  erst  vom  erreichten  20.  Lebens- 
jahre ab  eingeräumt,  während  dieselbe  Männern  bereits  vom  er- 
reichten 1 6.  Jahre  ab  zusteht")  Allerdings  soll  diese  Zurücksetzung 
nur  für  Jungfrauen  gelten,  während  Ehefrauen  und  Witwen  sogar 

'l  Grcttia,  !;2''il9.  K  on  u  n;,'sb6k,  30/38. 

')  ebenda,  89/161,  5 lat^ a r  h  o Is  b o k  ,  289/322. 

*)  Kooifn^sbdk,  S7/153;  StaOarhöltbök.  aSa/aiz. 

*)  St«fi«rböUbök,  S77/305.         *)  Kontlngsbök,  77/136—27. 

*)  Vatntdoela,  44/73—74. 

^)  Sturlünga,  VII,  8/17  und  19 ;  binsichtlicb  ihrer  Persönlidikeit  Tgl.  3/6— 7. 
*)  Konüngib^k,  Ii/aa6;  Sta6arbölsb6k,  59/69— 7a 
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schon  vordem  zurückgelegten  i6.  Jilirc  von  der  Altersvormundschaft 
frei  werden;*)  aber  da  während  der  Dauer  der  Khv  (Ia>  Gut  der 
Frau  unter  der  Verwaltung  des  Ehemannes  steht,  bedingt  dieser 
Satz  für  Ehefrauen  im  Grunde  nur  einen  Wechsel  in  der  Person 
ihres  Vormundes,  wogegen  er  den  Witfrauen  allerdings  ein  höheres 
Mafi  persönlicher  Freiheit  sichert.  Wiederum  bleiben  die  Weiber 
auch  nach  zurückgelegtem  2a  Lebensjahre  bezüglich  ihrer  Vermögens' 
Verwaltung  immerhin  noch  gewissen  Beschrankungen  unterworfen, 
denn:  „ein  Weib  darf  ohne  die  Zustimmung  ihres  Geschlechtsvor» 
mundes  (an  raö  lögrädanda)  kein  Land  verkaufen  von  der  Grö6e 
eines  halben  Hofes  oder  mehr,  noch  auch  ein  Godord,  oder  ein  See> 
schiff,  falls  sie  ein  solches  besitzt".*)  Die  ohne  seine  Zustimmung 
erfolgte  Veräußerung  darf  der  Geschlechtsvormund  binnen  Jahres- 
frist als  ungültig  anfechten,  und  der  dritte  Eru^erber  verfaUt  sogar 
der  Landesverweisung,  wenn  er  beim  Abschlüsse  des  Vertrages  von 
dessen  NichteinwiU^ung  Kenntnis  hatte;  nur  um  den  Unterhalt  von 
ihr  zu  alimentierender  Personen  zu  bestretten,  oder  um  Schulden  zu 
bezahlen,  darf  das  Weib,  wenn  ihm  alle  anderen  Hilfsquellen  fehlen, 
auch  wider  den  Willen  des  Geschlechtsvormundes  Land  verkaufen; 
jedoch  auch  in  solchem  Falle  nur  um  einen  Preis,  welcher  dessen 
vollem  Werte  entspricht,  und  unter  Vorbehalt  eines  dem  Geschledits» 
Vormunde  zustehenden  Verkaufsrechtes.')  Beide  Bestimmungen 
wollen  augenscheinlich  zunächst  den  Weibern  selbst  gegen  die  Folgen 
jener  „muliebris  levitas''  Schutz  gewähren,  welche  ja  auch  das  römi- 
sehe  Recht  bei  ihnen  voraussetzen  zu  müssen  glaubt;  nicht  minder 
unzweideutig  tritt  aber,  wenigstens  bei  der  zweiten,  auch  noch  die 
weitere  Rücksicht  auf  das  Interesse  der  Verwandtschaft  zutage,  wie 
denn  zumal  das  dem  Geschlechtsvormunde  eingeräumte  Vericauls- 
recht  nur  von  diesem  letzteren  Gesichtspunkte  aus  sich  eridären 
läßt  Im  übrigen  gelten  aber  die  Weiber  auf  rein  vermögensrecht- 
lichem Gebiete  so  vollständig  als  handlungsfähig,  da6  sie  sogar 
ebenso  wie  die  Männer  in  Schuldhaft  genommen  werden  können, 
wfe  denn  die  lögskuidarkona  in  unseren  Rechtsbüchern  ebensogut 
genannt  wird  wie  der  U  i^skuKiarmatV.  *}  Sogar  auf  Gebieten,  auf 
welchen  sich  das  otfentlichc  Recht  mit  dem  Privatrechte  berührt, 

*)  KonUngsbok,  11S235;  StaOarhölibök,  5969. 

-I  Kunnn^'sbi.k,  t$3/4s;  St« A a I b 6lsbö k ,  141/174  vnd  390-4I9. 

^   S  t  .1    .1  r  h  1 1 1  s  V>  >  r  k  .        4 1  ■^j  20. 

*l  K  0 n  u  n ^ s l) i>  k  ,  150  4.S;  S t  .1   ;i r  Ii  o  1  - b 41  k  ,  145177;  TgL  aiick  Ko n u ags« 
bok,  15S53;  Slaöarbul»L>uk,  150,1^5  und  105,194. 
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macht  sieb  dasselbe  Prinzip  geltend,  wenn  nur  der  vermögensrecht- 
liche Gesichtspunkt  einigermaßen  in  den  Vordei^rund  gerückt  er- 
sdieint  Zur  Führung  einer  Altersvormundschaft  z.  R  konnten 
Weiber  ganz  ebensogut  berufen  werden  wie  Männer,  weil  ja  das 
Recht  auf  deren  Führung  wesentlich  unter  den  Gesichtspunkt  eines 
nutzbringenden  Anspruches  gestellt  war;  nur  war  freiUdi  die  Fähig- 
keit zur  Verwaltung  eines  fremden  Vermögens  bei  Weibern  ganz  in 
derselben  Weise  an  einen  späteren  Alterstermin  gebunden,  wie  die 
Befähigung  zur  Verwaltung  ihres  eigenen  Gutes,  und  überdies  waren 
die  Weil>er  auch  hinsichtlich  der  Reihenfolge  der  Berufung  zur  Vor- 
mundschaft den  Mannern  keineswegs  völlig  gleichgestellt  Auch  in 
Bezug  auf  die  Armenpflege,  dann  in  Bezug  auf  das  Erbrecht, 
kehren  Zurücksetzungen  der  letzteren  Art  wieder;  von  ihnen  emp- 
iiehlt  es  sich  indessen,  zur  Vermeidung  von  Wiederholungen,  erst 
bei  Besprechung  dieser  einzelnen  Rechtsgebiete  selbst  zii  handeln. 
Wiederum  waren  in  strafrechtlicher  Beziehung  die  Weiber 
den  Männern  prinzipiell  gleichgestellt  Ausdrücklich  wird  die  Regel 
ausgesprochen:  ,jafnsek  verör  kona  sem  karlmaör,  ef  hon  vegr  karl^ 
mann  eör  konu,  eör  vinnr  ä,  ok  sva  er  um  öll  lagaafbrigöi  mjelt";^) 
wenn  zwar  die  geachtete  Frau  während  der  Dauer  ihrer  Schwaiiger- 
schal't  nicht  getötet  werden  darf,-)  und  viehnehr  im  Widerspruche 
mit  den  sonst  geltenden  Rechtsijrundsatzcn  sogar  bis  zur  iicendigiing 
ihres  Wochenbettes  unge^lidli  vcrpilegt  werden  mag,*)  so  ist  doch 
hierin  keine  Ausnahme  von  jener  Regel,  sondern  nur  eine  jener 
zahlreichen  Vergünstigungen  zu  erkennen,  welciie  die  sämtlichen 
germanischen  Rechte  den  Weibern  für  die  Dauer  jenes  Zustandes 
zu  verw  illigen  pflegen.  Der  Grundsatz  des  altschwedischen  Rechtes, 
daß  W  eiber  und  Unmündige  niemals  der  Acht  verfallen  können,  ist 
somit  dem  isländischen  Rechte  durchaus  fremd;  umgekehrt  bestraft 
dieses  aber  auch  das  am  Weibe  begangene  Verbrechen  genau  eben- 
so, wie  wenn  dasselbe  an  einem  Manne  begangen  worden  wäre. 
Allerdings  wird  dieser  letztere  Grundsatz  nirgends  in  gleich  allge- 
meiner l'  assung  ausgesprochen  wie  jener  crstcre ;  aber  es  lehlt  nicht 
an  einzelnen  Ausspruciien ,  welche  dessen  Geltung  für  bestimmte 
einzelne  h'alle,  wie  z.  B.  den  des  einfachen  Totschlages  bezeugen,  *) 
und  überdies  ergibt  sich  derselbe  bereits  mit  voller  Sicherheit  aus 

>)  Sta5mrh4Ub6lt.  31S/350. 

Koaiiaggbök,  95/170—1;  SUft«rh6l8bök,  «97/336. 
*)  KoDungsbök,  161/59;  Sta0Arb6lsb«k,  t6$/I9$. 

*)  Staflarhölsbök,  318/350. 
Maurer,  Venranducfaafia-  und  Erbrecht  ucb  altnordiKbem  Racfatc,  6 
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der  Tatsache,  daß  nirgends  von  einer  besonderen  Behandlung  der 
an  Weibern  begang:enen  Verbrechen  gesprodien  wird,  mit  einziger 
Ausnahme  einer  einzelnen,  bestimmt  begrenzten  Kategorie  von  Ver- 
brechen,  welche  unten  noch  des  näheren  zu  besprechen  sein  wird. 
Doch  sind  die  Weiber  am  Wergeide  (nidgjdld)  sowohl  aktiv  als 
passiv  grundsätzlich  nicht  beteiligt,  was  sich  aus  der  ihnen  fehlenden 
Waffenfahigkeit  sehr  einfach  erklärt;  die  einzige  Ausnahme  von  dieser 
Regel  bildet,  wie  .früher  schon  gelegentlich  zu  erwähnen  war,  die 
Tochter  des  Erschlagenen  und  beziehungsweise  des  Totschlägers, 
sofeme  diese  als  baugt^gr  den  höfuöbaugr  zu  geben  und  zu  nehmen 
hat,  unter  der  doppelten  Voraussetzung,  dafi  sie  noch  unvermählt, 
und  ihres  Vaters  einziges  Kind  ist')  Sehr  beachtenswert  ist  aber, 
da6  die  Weiber  zur  gerichtlichen  Vertretung  der  ihnen  zu- 
stehenden Rechte  nicht  befähigt  erscheinen,  *)  ein  Satz,  der  zwar 
nirgends  ausdrücklich  ausgesprochen,  aber  allerwärts  in  unseren 
Rechtsbüchem  stillschweigend  vorausgesetzt  wird,  indem  in  allen 
Fällen,  in  welchen  von  Klagerechten  der  Weiber  die  Rede  ist,  stets 
nur  von  einem  Einldagenlassen  (scekja  lata),  oder  von  einem  Über- 
tragen der  Prozeßführung  (selja  sök)  gesprochen  wurd,  wobei  in* 
dessen  der  Vollmachtsgeberin  selbst  in  der  Regel  das  Recht  verbleibt 
zu  bestimmen,  ob  und  wie  die  Rechtssache  geführt,  und  ob  zumal 
in  Strafsachen  ein  Vergleich  eingegangen,  oder  nach  strengem 
Rechte  verfahren  werden  solle.  So  wird  die  Regel  ausgesprochen,^ 
dad  in  Fällen  eines  gewaltsamen  Angrififes  (ählaup)  oder  einer  ge> 
ringeren  Verwundung  (sär  en  minni)  seine  V^twe  und  eine  minde- 
stens 2ojährige  Jungfrau  selber  zu  bestimmen  habe,  ob  sie  jemanden 
mit  der  Sachführung  beauftraj^cn  oder  sich  vergleichen  wolle,  voraus- 
gesetzt nur,  daß  sie  nicht  weniger  als  die  legale  Buöe  erhalte,  wo- 
^ci;cn  das  Klagerecht  dem  Gcschlechtsvormunde  (lögräöandi)  anheim- 
fällt, wenn  es  sich  um  gniLiere  Wunden  (sar  en  meiri)  handelt,  oder 
von  dem  Wcibc  (iie  Sache  lassit^^er  betrieben  wird.  1-bcnso  stand 
CS  bezüj^lich  der  Klage  um  t  in  Liebesgedicht  miansöngr),  welches 
jemand  aul  ein  Weib  gemacht  halte;*)  war  das  Weib  bereits  20 


K.  u  n  u  n  gs  ))  tj  k  ,  II3200 — 201. 
^1  vgl.  Theuphtl  Wolff,  Znr  Getebichte  der  StellTcrtrelttiig  vor  Gericht 
nach  Nordischem  Recht,  in  der  Zeitschrift  för  vergleicheiide  Recbtsvineittehaft,  VI, 
S.  2—14. 

Kunungsb'A,  9^170  ttod  »1$  Refeteiw  16S:  SU5arli6libök,  336/3^1 

Belgs <1  als  Im,  k,  5SJ45. 

•j  Konuogäb'jk,  23i^;ii>4;  Siaöarholsbuk»  377;393. 


Digitized  by  Google 


§  5'  Die  W«iber. 


«3 


Jahre  alt,  so  stand  die  Klage  zunächst  Ihr  zu,  während  sie  dem  Ge- 
schlechtsvormuode  (tögräöandi)  zufiel,  wenn  sie  die  Klage  nicht  an- 
stellen lassen  woUte.   Ganz  ebenso  besteht  es  bezüglich  der  Klage 
wegen  unerlaubten  Küssens,  VerfUhrungsversuches,  und  aller  ähn- 
licher Vergehen,  so  lange  es  nur  nicht  zum  vollendeten  Beischlafe 
kommt  ;^)  auch  in  derartigen  Fällen  hat  also  zunächst  das  Weib 
selbst;  und  eventueU  erst  ihr  „lögradandi"  das  Klagerecht,  und  es  ist 
sicherlich  nur  zufällig,  wenn  dabei  nur  von  einem  Klagen,  nicht 
Klagenlassen  gesprochen  wird  Allerdings  wird  uns  dabei  nicht  ge- 
sagt, wie  es  mit  der  Vertretung  der  Weiber  gehalten  werden  soUe; 
da  jedoch  ftir  eine  Reihe  von  Fällen  ausdrücklich  bestimmt  wird,  daß 
der  Geschlechtsvormund  nur  dann  zum  Klagerecht  berufen  werden 
soUe,  wenn  das  Weib  selbst  von  diesem  keinen  Gebrauch  madie,  so 
ist  klar,  daß  nicht  dieser  von  Rechts  wegen  zur  Sachführung  namens 
des  Weibes  berufen  worden  war,  und  dafi  somit  dem  Weibe  die 
freie  Wahl  seines  Vertreters  im  Prozesse  zustand.   So  sehen  wir  denn 
auch  in  den  geschichtlichen  Quellen  gelegentlich  Weiber  ihre  Klagen 
durch  selbstgewählte  Vertreter  vor  Gericht  bringen  lassen,  wie  z.  B, 
die  Steinvör  ihre  Klage  gegen  [)orleür  htnn  kristni  wegen  verweigerter 
Zahlung  des  Tempelzolles;*)  die  Unfähigkeit  aber  der  Weiber,  vor 
Geriet  aufzutreten  erweist  sich  sehr  schlagend  auch  darin,  dafi  in 
Fällen,  in  welchen  jemand  aus  irgend  einem  Rechtstitel  verpflichtet 
erscheint,  die  Geltendmachung  eines  eigenen  Klaganspruches  auf 
einen  anderen  zu  übertragen,  die  Erklärung  desselben,  dieses  Klag- 
recht nur  dem  berechtigten  Weibe,  aber  sonst  niemanden  übertragen 
zu  wollen,  als  Verweigerung  der  Übertragung  gilt       Ül;)rigens  i^^ilt 
das  Recht,  sich  den  eigenen  Vertreter  selbst  zu  wählen,  wie  dies 
auch  schon  ein  Teil  der  oben  angeführten  Stellen  ausdrucklich  hervor- 
hebt, nur  für  Witwen  und  für  Junt^dVauen,  welche  das  20.  Lebens- 
jahr erreicht  haben;  für  jüngere  Mädchen  hat  der  Altersvurnuind 
kraft  eigenen  Rechtes  die  Prozeßführung  zu  übernehmen,  und  in 
Bezug  auf  die  Ivhefrauen  gilt  der  Satz:  „buandi  heanar  verör  aöili 
mala  j*eirra  allra,  er  hon  \  ar  a(^r  a('^ili  at",  *)  d.  h.  der  Ehemann  tritt 
aktiv  und  passiv  in  die  I  uhrunt,^  aller  Rechlssacheu  seiner  Frau  em, 
und  zwar,  wie  der  Gebrauch  des  Wortes  ar^ih  zeigt,  kraft  eigenen 
Rechts  und  nicht  vermöge  einer  von  der  Frau  ausgehenden  Ermäch- 


Konüngsbük,  155/47;  Staöarb6lsb6k,  144/176—7. 

')  V  ;i  j)  II  fi  röi nga  s.,  S.  10. 

StaÖarbölsb6k,  106/136.         *)  ebenda,  167/199. 
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Sogar  für  den  Fall  i^'ilt  dieses  Recht  des  Mannes  als  be- 
gründet, wenn  es  sich  um  die  Verfolgung,  von  Körperverletscungen 
handelt,  welche  einem  Mündel  der  Ehefrau  angetan,  oder  um 
Fleischesvergehen,  welche  mit  einer  weiblichen  Angehörigen  derselben 
begangen  wurden;^)  nur  freilich  handelt  es  sich  dabei  immer  nur  um 
die  Berechtigung  zur  Klage,  nicht  aber  zum  Bezüge  derjenigen  Üufien 
oder  sonstigen  Vermögensobjekte,  welche  den  Gegenstand  des  Rechts- 
streites bilden.  Ausdrücklich  wird  uns  gesagt  dafi  die  Ehefrau  Bufien» 
welche  sie  verwirkt,  aus  ihrem  eigenen  Vermögen  zu  entrichten 
habe;')  da  andererseits  auch  von  Bu6en  die  Rede  ist,  welche  die 
Ehefrau  neben  ihrem  Manne  fiir  die  Tötung  ihres  Kindes,^)  oder  für 
die  mit  ihrer  Tochter  betriebene  Unzucht  erhält,*)  ist  klar,  dafi 
aktiv  wie,  passiv  der  Bußbezug  von  der  aöild  geschieden,  und  nur 
die  letztere  auf  den  Mann  übertragen  wurde.  Selbstverstauullicfa 
wurde  aber  auch  der  Ehefrau  wieder  ein  selbständiges  Klagerecbt, 
und  die  Befugnis,  dasselbe  durch  einen  selbstgewählten  Vertreter 
geltend  zu  machen,  zuerkannt,  sowie  es  sich  um  eine  rechtUcbe  Aus- 
einandersetzung derselben  mit  ihrem  Ehemanne  selbst  handelt  Will 
a:,  B.  der  Mann  mit  dem  Vermögen  seiner  Frau  durchgehen,  so  darf 
sie  durch  einen  selbstgewählten  Vertreter  ihm  die  Abreise  unter- 
sagen,  und  gegen  ihn  sowohl  als  gegen  die  Gehilfen  bei  seiner  Flucht 
Klage  stellen  lassen. ')  Erlaubt  femer  der  Bischof  einem  Weibe  die 
Trennung  von  ihrem  Manne,  ohne  dafi  doch  eine  eigentliche  Schei- 
dung einträte,  oder  kommt  es  durch  bö^ches  Verlassen  der  Frau 
seitens  ihres  Mannes  zu  einem  ähnlichen  Zustande,  so  ist  die  Frau 
berechtigt,  auf  die  Herausgabe  ihres  Vermögens  gegen  den  Mann 
klagen  zu  lassen.  ^  Dabei  wird  allerdings  nicht  ausdrücklich  gesagt, 
dafi  sie  berechtigt  sei,  sich  ihren  Vertreter  selbst  zu  wählen,  und  an 
«iner  analogen  Stelle  wird  sogar  die  Klagestellung  ausdrücklich  den 
Verwandten  der  Frau  Überwiesen;*)  indessen  dürfte  doch  der  Aus- 
druck der  letzteren  Stelle  ungenau,  und  nur  daraus  zu  erklären  sein, 
dafi  tatsächlich  regelmäflig  einer  der  näheren  Verwandten  der  Frau 
von  ihr  zur  Führung  ihrer  Rechtssachen  ausgewählt,  und  bei  ihrer 


»)  StaOarhölfbök,  340,366.         «)  ebenda,  167/199. 
*)  Konüngsbök,  154/46;  StaÖarhölsbök,  143/I7S> 
*)  StadarhöUbök,  324/354;  vgL  KoDUngsbök,  95/171,  wo  freilich  der 
Mann  nicht  genanat  wird.         *)  Siaftarhc. Isbok,  140/173, 
«)  Konuiigsbök,  151, '44;  S  t  aö  a  r  h  n  1  s  b  ök,  I3S/172. 
')  Start arhölsbok,  1 6h  200  und  171/204. 
")  Konungsbuk,  ijiiiSS;  SlaöarbüUbuk,  136/170—1. 
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Führung  durch  die  übrige  Verwandtschaft  unterstützt  zu  werden 
pflegte,  und  schlieft  schon  die  Unbesttmmtbeit  des  Ausdruckes 
„fraendr"  jedenfalls  die  Bezugnahme  auf  den  „lÖgriAandi"  aus.  Eigen- 
tünilich  ist  übrigens  noch  die  Stellung  der  Weiber  zu  den  vigsakar 
a5ild|  d.  b.  zu  der  Erhebung  der  Blutklage  in  TotscMagsfallen,  ge- 
regelt Es  waren  aber  die  Weiber  in  der  ältesten  uns  verfolgbaren 
Zeit  zu  dieser  zugelassen  worden,  was  einigermafien  auffällig  ist»  weil 
die  ihnen  fehlende  Waüenfabigkeit  von  vornherein  ihre  Ausschließung 
von  der  Blutklage  erwarten  liefie,  wie  sie  denn  auch  wiridich  von 
allem  Anteile  am  Wergeide  ausgeschlossen  waren;  man  wird  sich 
die  Sache  indessen  immerhin  durch  die  Annahme  erklären  können, 
da6,  ähnlich  wie  bei  der  Altersvormundschaft,  der  Schwerpunkt  auf 
die  vermögensrechtliche  Seite  des  Anspruches,  also  auf  den  Bezug 
der  Totschlagsbufie,  gelegt  worden  sei  Durch  ein  besonderes  Gesetz 
wurde  aber  ungefaUir  um  das  Jahr  994  sowohl  den  Wetbem  als  den 
jungen  Männern  unter  16  Jahren  jenes  Recht  entzogen,  weil  man 
die  Erfahrung  gemacht  hatte,  dafi  die  in  ihren  Händen  ruhenden 
Blutkk^en  nicht  mit  dem  wünschenswerten  Nachdrucke  durchgefiihrt 
würden, ')  und  seitdem  galt  der  Grundsatz:  „alls  hvergi  hverfr  vigsök 
undir  konu".*)  Erkennbar  bleibt  übrigens  die  prinzipielle  Berechti- 
gung  der  Weiber  immeriiin  auch  noch  im  späteren  Rechte.  Einmal 
nämlich  veibleibt  nach  wie  vor  die  Totschlagsbuße  selbst  dem  Weibe, 
welches  nach  ;üterem  Recht  zur  Blutklage  berufen  worden  war,  nur 
freilich  mit  Abzug  eines  Drittels  ihres  Betrages,  welches  an  den  nun- 
mehrigen Klagebt  rc- hti[^tcn  fallt.  ^)  Soweit  (vrncr  eine  Rekusation 
von  Richtern,  Zeiif^cii  oder  Geschworenen  auf  Grund  ihrer  \'er\\  andt- 
schaft  mit  der  Klagspartei  in  Frage  steht,  wird  diese  Verwandtschaft 
nach  u  ie  vor  gegenüber  der  Person  des  bußberechtigten  Weibes 
berechnet,  nicht  aber  gegenüber  der  Person  des  klageberei  htij^^ten 
Mannes,  Rndlirh  steht  die  Klagsbercrhtigung  auch  nicht  111  .lUen 
Fällen  den  zunächst  hinter  dem  Weibe  berufenen  mannlichiii  Ver- 
wandten zu,  sondern  sie  fallt  unter  Umständen  an  andere  Personen, 
welche  ihren  Anspruch  ledii,'lich  von  dem  Weibe  selbst  abzuleiten 
vermögen;  so  dem  Khemanne,  wenn  der  Mündel  seiner  Ehefrau  ge- 
tötet wurde,*)  oder,  wenn  ein  von  einem  Weibe  als  Gast  aufge- 
nommener Fremder  getötet  wurde,  dem  rechtmäßigen  Vertreter  des 

>)  Eyrbyggj*.  38/69.         *)  SuOar hölsbök,  a97/33S> 
^ebenda,  334/354;  ferner  K  o  n  üngsbök,  95171  und  Bei  gsd  a  Isb  6  k  ^ 
59/245,  welche  letzteren  beiden  Texte  freilich,  doch  wobl  zufällig,  des  Abzuges  nicht 
gedenken.  Sta6»rhölsbök,  324/354.         ^)  ebenda,  340/366. 
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Weibes  in  seinen  Dingpflichten,  uod  eventaeU  dem  Coden,  zu  dessen 
Dingverband  dieses  gehört. ' )  Wenn  demnach  den  Weibern,  zwar 
bezüglich  der  Blutklage  die  aöild,  und  damit  auch  das  Recht,  den 
gerichtlichen  Vertreter  in  der  Führung  der  Sache  sich  selbst  zu 
wählen,  nach  unserem  Rechte  entzogen  ist,  so  bleibt  ihnen  doch 
immerhin  noch  ein  nicht  unbedeutender  Überrest  ihrer  früheren  Be- 
rechtigung auch  in  dieser  Beziehung  erhalten. 

Wenn  nun  die  bisher  besprochenen  Zunicksetzungen  der  Weiber 
gegenüber  den  Männern  ziemlich  fragmentarischer  Natur  sind,  und  ein 
sie  gemeinsam  beherrschendes  Prinzip  kaum  erkennen  lassen,  so  ver* 
hält  sich  die  Sache  anders  nach  zwei  anderen,  unter  sich  in  engerem 
Zusammenhange  stehenden  Richtungen,  nämlich  in  Bezug  auf  das 
Verlobungsrecht  uod  m  Bezug  auf  die  Verfolgung  der  Fleisches\'er* 
brechen.  In  Bezug  auf  das  Verlobungsrecht  zunächst  galt  im 
allgemeinen  der  Satz,  dafi  kein  Weib  von  einem  Weibe  veriobt 
werden  könne,  und  daß  demnadi  insbesondere  auch  kein  Weib  sich 
selber  verioben  dürfe;  indessen  erlitt  diese  Regel  immerhin  einzelne 
Ausnahmen.  Zunächst  durfte,  wenn  kein  näherer  Verwandter  mann* 
liehen  Geschlechts  vorhanden  war  als  ein  bro5ir  sammoeöri,  die 
Mutter  ihre  Tochter  verioben,  und  in  Bezug  auf  diesen  Fall  wird  der 
Satz  ausgesprochen:  „^ar  at  eins  festnar  kona  konu";*)  es  ist  nur 
eine  Anwendung  dieser  Bestimmung,  wenn  Hallgerör  Höskuldsdöttir 
ihre  Toditer,  I)oigerÖr  Glümsdöttir,  ihrerseits  verlobt;  obwohl  der  alte 
Höskuldr  bei  der  Verlobung  gleichfaUs  anwesend  ist*)  Weiterhin 
ist  eine  Jungfrau,  deren  Geschlechtsv'ormund  zwei  an  und  für  sich 
passende  Bewerber  um  ihre  Hand  abgewiesen  ha^  den  dritten  zu 
nehmen  berechtigt,  wenn  sich  auch  nur  ein  einziger  ihrer  Verwandten 
damit  einverstanden  erklärt,  vorausgesetzt  nur,  daß  sie  mindestens 
20  Jahre  alt  ist,  *)  und  in  diesem  Falle  darf  sie  sich  ausnahmsweise 
selbst  verloben.*)  Endlich  gUt  in  Bezug  auf  Witwen  nidit  nur  ganz 
dieselbe  Bestimmung  wie  in  Bezug  auf  die  Jungfrauen,  wdche  ihr 
20.  Jahr  erreicht  haben,  und  zwar  ohne  dafi  in  Bezug  auf  sie  ihr 
Lebensalter  irgendwie  in  Betracht  käme,  *)  sondern  esdarfädi  Über- 


*)  Koflün<;äli  >k,  97  173  \gL  mit  89  160 — 61  nad  Stft9mrh6lsb6k ,  300340; 
vgt  mit  389  322. 

*)  Koaiingsbök,  14429:  Stadarhülsbuk,  118/155;  Belgsdalsbök, 

4$  240  *   S  14  51. 

*    ^ta^^arh  ■lib.k,  11915b  un-i  12-;i62;  B  c  1  >r  «  d  a  K  b  u  k ,  48/240— 4I. 

^1  S  ta^  a  r  h  •  •!  s  h  .  k  .  12^  162  .  P.  c  1  g  s  d  a  1  s  b  o  k.  48  24O— 4I. 

*)  KoQungab>^k,  144,2a — 30  und  die  in  Amn.  31  angetührten  Meilen. 
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dies  die  geschiedene  I'Jicfrau  mit  ihrem  früheren  Manne  selbst  wider 
den  \\  illen  ihres  Gcschlechtsvormundes  neuerdings  wieder  verloben, 
wenn  nur  ilic  Scheidung  der  Ehe  nicht  wegen  Überhäufung  der  Ehe- 
leute mit  alimentationsbedürftigen  Verwandten  erfolgt  war,  und  auch 
keine  Verwandtschaft  oder  Verschw;igerung  innerhalb  der  verbotenen 
Grade  derselben  im  Wege  steht. ')  Nach  einzdnen  Angaben  in  ge- 
schichtlichen Quellen  möchte  es  sogar  scheinen,  als  ob  das  Recht 
der  W  itwen  noch  weiter  gereicht  h.itte.  Nach  der  Njäla  verlobt  sich 
Hailgerör  Höskuldsdöttir  nach  dem  Tode  ihres  ersten  Mannes,  des 
(lorvaldr  OsviTsson,  selbst  mit  Glümr  Olaisson,  und  zwar  nicht  nur 
in  Anwesenheit  und  mit  Zustimmung  ihres  Vaters  und  Vatersbruders, 
sondern  auch  mit  Gutheißung  des  ausdrücklich  befragten  Gesetz- 
sprecbers  Itörarinn  Ragabrödir ;  ^)  bei  ihrer  dritten  Verlobung  mit 
Gunnarr  Hämundaison  verfährt  dieselbe  ferner  nochmals  in  ganz 
derselben  Weise,  und  zwar  wiederum  mit  Zustimmung  ihres  Vaters 
und  Vatersbruders. ')  Die  Laxdcela  sodann  läfit  den  ÖsWfr  gelegent- 
lich einer  Werbung  um  seiner  Tochter  Gudrün  geradezu  aussprechen, 
dafi  die  Entscheidung  bei  dieser  selbst  stehe,  da  sie  eine  Witwe  sei, 
wiewohl  er  selber  allerdings  in  der  Sache  ebenfalls  ein  gewichtiges 
Wort  mitzusprechen  habe;^)  die  Witwe  des  DalakoUr,  [)orgerOr 
I)orsteiosdöttir,  aber  verlobt  sich  dem  Heijülfr  in  zweiter  Ehe  gleich- 
falls  selber,  indem  sie  sich  als  Witwe  hierzu  berechtigt  häl^  und 
wenn  zwar  ihr  Sohn  erster  Ehe,  Höskuldr,  diese  zweite  Ehe  darum 
als  ungültig  behandelt  wissen  will,  weil  sie  ohne  seine  Zustimmung 
eingegangen  worden  sei,  so  behauptet  doch  ihr  Sohn  aus  der  zweiten 
Ehe,  Hrütr,  gleichfalls  deren  Rechtsgültigkeit,  indem  seine  Mutter 
vollkommen  befugt  gewesen  sei,  sich  selber  zu  verloben.^)  Auch 
gelegentlicfa  der  Verlobung  der  Gudrun  Ösvffsdöttir  mit  I)orkell 
EyjuUsson  zeigt  dieselbe  Sage,  *)  und  gelegentlich  der  Verhandlungen 
über  die  Verlobung  des  Torfi  mit  der  Witwe  des  Sigmundr  zeigt 
die  Vallaljöts  saga  ein  gewisses  Schwanken  hinsichtlich  des  geltenden 
Rechtes,  ^)  indem  der  Freier  von  der  Mutter  an  ihre  Söhne,  und  von 
den  Söhnen  an  ihre  Mutter  verwiesen  wird ;  wenn  endlich  nach  einer 
weiteren  Quelle  die  Witwe  Droplaug  wider  den  Willen  ihres  älteren 
Sohnes  Helgi  eine  zweite  Ehe  eingeht,  *)  so  mag  dabei  eine  ähnliche 

')  K..nüngsb(5k,  I44/30:  Slaflar hölsbdk,  II9/I56. 
')  Njäla,  13/24.  »)  ebenda,  3349. 

*)  Laxdccla,  43/186.  *)  ebenda,  7/18  und  19/62. 

•)  ebenda,  68/292—94.  ')  V'allaljüts  s.,  lyaoa. 

*)  Droplaugarsona  s.,  S.  II. 
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unklare  Anschaiiun;^^  über  das  der  Witwe  zustehende  Rl«  ht  im  Spiele 
sein,  obwohl  in  dic'^eni  Falle  auch  die  andere  Mcii^lichkeit  besteht, 
daß  der  jüngere  Sohn,  Gnmr,  sieh  für  den  KntschluÜ  seiner  Mutter 
erklärt  haben  konnte.     Den   bestimmten  Ansj)ruchen  der  Rerht>- 
bücher  gegenüber  bleibe  allenfalls  der  Ausweg  übrig,  daß  in  der 
alteren  Zeit  den  \\  itwen  schlechtiiin  das  Recht,  sich  selbst  zu  ver- 
loben, zugestanden  gewesen  wäre,  wahrend  die  spatere  Gesetzgebung 
dasselbe  erst  auf  die  oben  erw  ähnten  Ausnaiimsfallc  beschrankt  hatte; 
indessen  scheint  doch  auch  eine  derartige  Annahme  bedenklich,  da 
die  aligemeine  Entwicklung  des  Weiberrechtes  auf  eine  allmähliche 
Erweiteruog»  nicht  auf  eine  allmähliche  Schmäleruog  desselben  hin- 
weist, und  überdies  zeigen  die  meisten  der  den  Sagen  entnommenen 
Stellen  selbst  eine  so  zweideutige  und  schwankende  Haltung,  daß 
man  vielleicht  richtiger  eine  andere  Erklärung  ihres  Widerspruches 
mit  den  Rechtsbüchern  aufsuchen  wird.    Nun  wird  sich  zeiiyen,  daß 
das  norwegische  Recht  Mrirklich  den  Witwen  schlechthin  das  Recht 
einräumte,  sich  selber  zu  verloben;  da  konnte  nun  leicht  das  nor- 
wegische Recht  auf  Island  herübergewirkt  und  hier  Zweifel  über  das 
geltende  Recht  veranlaßt  haben,  sei  es  nun,  daß  die  Rechtsgültig- 
keit  einer  in  Norwegen  von  einer  isländischen  Witwe  eingegangenen 
Verlobung  auf  Island  zu  prüfen  kam,  wie  dies  bei  der  Ehe  der 
I)örgerör  mit  Herjülfr  der  Fall  war,  oder  daß  der  spätere  Schreiber 
oder  Überarbeiter  einer  Sage  durch  das  mittelst  der  jämstda  und 
Jönsbök  nach  Island  verpflanzte  norwegische  Recht  seine  Darstellung 
der  älteren  Rechtszustände  verwirren  ließ.  Wenn  übrigens  die  Rechts- 
bücher außer  den  oben  besprochenen  keine  weiteren  Ausnahmsfalle 
kennen,  in  welchen  Weiber  sich  selbst  oder  andere  Weiber  verloben 
dürfen,  so  können  nach  denselben  Weiber  doch  immerhin  noch  in- 
sofeme  Trägerinnen  des  Verlobungsrechtes  werden,  als  sie,  wenn 
verehelicht,  diese  Befugnis  auf  ihre  Ehemänner  hinüberlelten  können. 
Ober  die  Reihenfolge,  in  welchen  die  einzelnen  Verwandten,  und 
resp.  die  Ehemänner  der  weiblichen  Verwandten  zur  Ausübung  des 
Verlobungsrechtes  berufen  wurden,  ist  schon  bei  anderer  Gelegen- 
heit das  nötige  mitgeteilt  worden;  hier  mag  dagegen  noch  bemerkt 
werden,  daß  der  rechtmäßige  Inhaber  dieses  Rechtes  regehnäßig  ab 
„lögrädandi  konu",  seltener  als  „fastnandi  konu**  bezeichnet 
wird.    Der  letztere  Ausdruck,  eine  Partizipialform  des  Zeitwortes 
fastna,  d  h.  festmachen,  rechtsförmlich  versprechen,  insbesondere  ver- 
loben, erklärt  sich  selber;  der  erstere  dagegen,  welcher  sich  in  den 
Gcschichtsquellen  ebensogut  gebraucht  findet  wie  in  den  Rechts- 
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quellen,^)  und  welcher  in  den  ersteren  aUenfalls  sogar  von  einer 
Witwe  gebraucht  steht,  soweit  sie  als  befugt  betrachtet  wixd,  sich 
selber  zu  verheben, ')  bedarf  nodi  einer  näheren  Erläuterung.  Das 
Zeitwort  rada  wird  aber  nicht  nur  in  der  Bedeutung  „raten",  „be- 
raten", .  sondern  auch  in  der  Bedeutung  „faeschüefien",  „verfügen", 
dann  zumal  auch  „über  etwas  zu  verfügen  haben"  gebraucht,  und  die 
Partiapiaifonn  räAandi,  oder  in  verstärkender  Zusammensetzung  1^- 
rafiandi,  mag  hiemach  denjenigen  bezeichnen,  welcher  über  eine  be- 
stimmte Person  oder  Sache  ein  gesetzliches  Verfögungsrecht  hat 
Wie  man  hiemach  jede  Vermögensverwaltung,  gleichviel  auf  welchen 
Rechtstttel  sie  sich  stützen  mochte,  als  fjärforräö  bezeichnete,  so 
mochte  auch  der  Ausdruck  „lögraöandi  fjärins"  von  demjenigen  ge> 
braucht  werden,  welcher  eine  beliebige  Vermögensmasse  zu  verwalten, 
und  darum  auch  zum  Zehnt  einzuschätzen  hat,')  gleichviel  ob  ihm 
diese  Verwaltung  als  Eigentümer,  als  Altersvormund,  als  curator 
absentis  oder  in  irgendwelcher  anderen  Eigenschaft  zustehe.  So  wird 
denn  auch  insbesondere  der  Altexsvormund  gelegentlich  als  „lög- 
rädandi  fjär  enna  üngo  manna",  ^)  oder  selbst  schlechthin  als  „log- 
radandi"  bezeichnet ;  ^)  aber  auch  flir  das  Godord  wird  ganz  ^'ewöhn» 
lieh  die  Bezeichnung  „mannaforräö"  gebraucht,  ganz  wie  man  bei 
Königen  von  einem  „räda  löndum",  „rida  rfld"  u.  dgl.  sprach.  Der 
Ausdruck  lögrädandi  scheint  hiernach  ursprünglich  für  jedes  Gewalt- 
Verhältnis  über  freie  Personen  ebensowohl  wie  Uber  Sachen  gegolten 
2u  haben;  während  hinterher  die  einseitig  vermögensrechtliche  Aus- 
prägung der  Altcrsvormundschaft  für  diese  die  Bezeichnung  „fjarvarÖ- 
veizla"  und  für  den  Altersvormund  selbst  dii  Bc/.cichnung  „fjanarö- 
veizluniaOr"  cjcbrauchlichcr  werden  ließ,  scheint  dagegen  der  Aus- 
druck „iogi a(')andi"  erst  hiotcihcr  jene   beschranktere  Geltung  für 
denjenigen  gewonnen  zu  haben,  welchem  jene  persönliche,  im  \'cr- 
lobungsrechte    sich    aussprechende    Gewalt    ul  )er    W  eil  »er  zustand. 
\\  ie  weit  ulu.  von  mir  bi-reits  mchrtach  gebrauchte  Ubersctzunt;  des 
Ausdruckes  durch  „Geschlechtsvormund"  gerechtfertigt  sei,  mag  einer 
spateren  Erörterung  vorbehalten  bleiben;  dagegen  muß  bereits  hier 
die  schwierige  Frage  noch  etwas  naher  ins  Auge  gefaßt  werden, 
wie  weit  das  Verlobungsrecht  selbst  dem  ihm  untcrwortencn  Weibe 

s.  B.  LjösvetniiigH  1.,  I1/32. 
^  Ltxdaelm,  19/63:  en  Ilriitr  la  ^  nöflur  s»«  lOgrifiandi. 

'1  Konüngsbi. k,  259/212;  SlaÖar h o  Is b ök,  45/55. 
*l  Konangsbök,  4/17;  S  t  a  fla  r  h  6 1  s  b  6  k  ,  I4/19. 
KootiDgtbök,  4/17;  ÖUÖarbdlsbök,  I4/8O. 
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gegenüber  reichte.  Unsere  K  htsbucher  sprechen  sehr  bestimmt 
aus,  daß  eine  Witwe  nur  mit  ihrer  eigenen  Zustimmung  verlobt 
werden  dürfe,  es  sei  denn,  daß  sie  ihr  eit^ener  Vater  verlobe,  dessen 
Wille  schon  für  sich  allein  schlechthin  maßgebend  sei;')  da  Jung- 
frauen jedenfalls  nicht  freier  gestellt  sein  konnten  als  Witwen,  mög- 
licherweise aber  ungleich  strengeren  Beschränkungen  unterworfen 
sein  mochten  als  diese«  darf  als  sicher  betrachtet  werden,  daÖ  auch 
sie  jedenfalls  von  ihrem  Vater  wider  ihren  Willen  verlobt  werden 
durften,  während  dahingestellt  bleiben  muß,  ob  ihnen  gegenüber 
nicht  vielleicht  auch  das  Recht  jedes  anderen  Geschlechtsvonnundes 
ebensoweit  reichte.  Der  Satz  der  StaAarhölsbök,  daß  selbst  der 
V^ater  seine  Tochter  nicht  sum  Heiraten  zwingen  dürfe,  wenn  sie 
sich  als  Nonne  weihen  lassen  wolle,  *)  bestätigt  jedenfalls  das  dem 
Vater  regelmäßig  zustehende  Zwangsrecbt  und  steht  selbst  der  An» 
nähme  einer  weiteren  Ausdehnung  desselben  nicht  im  Wege;  er 
gehört  aber  Überdies  augenscheinlich  erst  einer  späteren  Zeit  an. 
wenn  sich  auch  nicht  mit  Sicherheit  bestimmen  läßt,  welcher.  Vü- 
hjäbnr  Finsen  hat  zwar,  unter  Berufung  auf  des  Finnus  Johannsus 
Historia  ecdesiastica  Islandise,  IV,  S.  77  und  fgg.  und  S  10$  und  fgg^ 
darzutun  gesüßt,  daß  dieselbe  Inden  Jahren  1189—1210 entstanden 
sein  müsse;')  indessen  scheint  mir  seine  Beweisführung  keineswegs 
Uberzeugend.  Allerdings  nämlich  ist  richtig,  daß  das  erste  Frauen- 
Idoster  auf  Island,  das  zu  Kirkjuboer,  im  Jahre  11 86  gegründet  wurde 
und  im  Jahre  1189  die  Halldöra  Eyjülfsdöttir  als  seine  erste  Äbtissin 
erhielt,*)  daß  dann  aber  nach  dem  Tode  dieser  letzteren  (1210)*) 
das  Kloster  eingegangen  zu  sein  scheint,  bis  im  Jahre  1293  eine 
neue  Äbtissin  namens  Agatha  für  dasselbe  geweiht  wurde;*)  es 
spricht  hierftlr  nicht  nur  der  Umstand,  daß  wir  in  der  Zwischenzeit 
schlechterdings  nichts  von  dem  Kloster  hören  und  daß  insbesondere 
auch  der  in  den  Jahren  I2t6 — 18  verfaßte  mäldagi  der  Marienkirche 
zu  Kirkjubccr  von  dem  Bestehen  eines  Klosters  daselbst  keine  Mel- 


'j  Koaungsbuk,  14429;  Stadarhulsbuk,  11915Ö;  h e  1  gsda  1  s bo k, 
*)  SlaOmrhtilsbük,  119156. 

',1  Aanaler  1849,  &  3oS— 9,  Aum.',  vgl.  anch  Ginssar,  s.  v.  Daima,  S.  655,  wo- 
gegen tu  bemerken,  djj  Hildr  einsetukona  „vtgt  tU  niuuttt"  wurde  durch  Jön  bp. 

ÜgtDunciarsoti,  f  i  ns  h].  s.  5.  40  1)4  und  Jarteiuir,  2'a04  und  3,205. 

*i  1 5 1  c  n  2  k  1  r  A  n  n  a  I  a  r ,  Ii.  a. 

*}  cbcada,  h.  a.;  liudtuundar  bp».  s.,  03503. 
*)  f»leozkir  .\nnalar,  h.  a. 
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dung  tut,  ^)  sondern  auch  die  andere  Tatsache,  daß  Digr  helgi  Por* 
steinsson,  welcher  unter  den  Zeugen  jenes  mäldagi  genannt  wird 
und  im  Jahre  1234 — 35  starb,  auf  dem  Hofe  wohnte,-)  und  daß 
nach  ihm  sein  Sohn  Ögmundr,  dann  ein  Priester  Grimr  Hölmsteinsson 
auf  demselben  hauste,  ohne  daß  dabei  eines  Klosters  gedacht  würde,') 
während  des  ersteren  Tochter  Ambjörg  wieder  als  Nonne  bezeichnet 
wird.^)  Richtig  ist  auch,  daß  das  zweite  Nonnenkloster  auf  der 
Insel,  das  zu  ReynisstaÖr  nämlich,  gleidifalls  erst  nach  dem  Jahre 
^^95  gegründet  wurde;  aber  ein  Schluß  läßt  sich  aus  diesen  Daten 
dennoch  nicht  ziehen,  da  sich  mit  vollster  Sicherheit  erweisen  laßt, 
daß  auf  Island  nicht  nur  Klosterfrauen  als  „nunnur"  bezeichnet  wurden, 
sondern  auch  Einsiedlerinnen,  wie  solche  bereits  seit  der  ersten  Hälfte 
des  1 1.  Jahrhunderts  daselbst  vorkamen,  und  daß  auch  bei  diesen 
eine  feierliche  Einweihung  beim  Beginne  ihrer  frommen  Lebensweise 
vollkommen  üblich  war.  Wie  es  sich  aber  auch  mit  der  dem  Nonnen* 
turne  verwilligten  Begünstigung  verhalten  möge,  fest  steht  jedenfalls, 
daß  es  in  den  Geschichtsquellen  an  Belegen  für  die  Verlobung  von 
Weibern  ohne  oder  selbst  wider  ihren  WiUen  keineswegs  fehlt  Der 
schon  mehrfach  genannte  Höskuldr  z.  B.  verlobt  seine  Tochter  Hall« 
gerdr  dem  t)orvaldr  Ösvlfsson,  ohne  sie  um  ihre  Meinung  zu  fragen, 
was  sie  ihm  freilich  bitter  übelnimmt;*)  I)orkell  von  Tünga  verlobt 
seine  Tochter  Steingerör  ganz  gegen  ihren  Willen  dem  Hölmgöngu- 
Bersi,  ^  und  noch  in  einer  weit  späteren  Zeit  wird  von  einer  gewissen 
Ülfheidr  Gunnarsdöttir  gesagt:  „hün  er  gipt  naudug";')  ja  Snorri 
godi  verlobt  sogar  seine  verwitwete  Schwester  I>üriAr  mit  [löroddr 
skattkaupandi,  olme  sich  um  ihre  Neigung  für  einen  ganz  anderen 
Mann  zu  kümmern,  ^)  während  doch  Witwen  nach  den  Rechtsbüchem 
in  diesem  Punkte  freier  gestellt  waren,  u.  dgl.  m.  Selbstverständlich 
konnte  es  übrigens  vorkommen,  daß  mehrere  gleichoah  verwandte 
Personen  gleichzeitig  zum  Verlobungsrechte  berufen  waren.  Ent' 
stand  solchenfalls  unter  diesen  eine  Meinungsverschiedenheit,  so 
sollte  der  ältere  Bruder  den  Ausschlag  geben,  wenn  es  sich  um. 
mehrere  Brüder  handelte,  und  wenn  das  Weib  selbst  keine  eigene 


')  Diplom.  Island.  I,  99,394  -95. 

*)  Stttriiinga,  VII,  48/97;  vgl.  V.  So/iSS^  ferner  fdeaikir  Aiiii<ilar,  b.  a. 

*)  Arn»  bpt.  t.,  a/680  und  tzfftgß, 

*\  Stnrlnnga.  Vn.  48/^7.         «)  NjAU,  9— xo/17. 

•)  Kormakt  s.,  7/58. 

')  Guflmundar  bps.  s.,  a/<^;  Starliinga,  II,  39/l09> 
'*)  Eyrbyggja,  29/5a 
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Meinung  aussprach;  dagegen  sollte,  wenn  sie  ihren  eigenen  Willen 
«klärte,  die  Stimme  desjenigen  unter  den  Verlobungsberechtigten 
durchdringen,  welcher  mit  ihr  übereinstininite^  falls  anders  die  Partei 
eine  ebenbürtige  ( jafnraeAi)  war,  und  ebenso  sdlte  es  in  allen  Fällen 
gehalten  werden,  wenn  die  mehreren  Verlobungsbereditigten  nidit 
Brüder  waren.*) 

Einer  sehr  eigentümlichen  Behandlung  sind  sodann  unter  den 
Vergehen  diejenigen  untersteU^  bei  welchen  es  sidi  um  eine  mehr 
oder  weniger  weit  reichende  Kränkung  der  weiblichen  Ge- 
schlechtsehre bandelt  In  derartigen  Fällen  konnte  sich  einer- 
seits leicht  gegen  das  gekränkte  Weib  selbst  der  Verdacht  einer 
Mitschuld  erheben,  und  andererseits  standen  derartige  Vergeben  in 
einem  engeren  Zusammenhange  mit  dem  Redite  des  Geschlechts- 
Vormundes,  über  die  Verlobung  seiner  Pflegebefohlenen  zu  verfügen; 
von  beiden  Gesichtspunkten  aus  mußte  man  aber  ganz  gleichförmig 
zu  einer  ungleidi  weiter  reichenden  Berechtigung  des  Geschlechts- 
vormundes und  alienfalb  auch  noch  andrer  Verwandter  gelangen, 
als  welche  diesen  bei  anderen  Verbrechen  zugestanden  wurde.  Die 
Rechtsbücher  behandeln  die  hierher  gehörigen  Übertretungen  mit 
großer  Ausführlichkeit,  wogegen  es  hier  selbstverständlich  nur  dar- 
auf ankommen  kann,  die  maligcbcndcii  Grundsätze  in  möglichster 
Kurze  mitzuteilen,  suferne  das  Detail  der  Bestimmungen  dem  Straf- 
rechtc  zuzuweisen  ist  Es  werden  aber  alle  und  jede  Handlungen 
hierher  gezogen,  welche  nur  im  entferntesten  gegen  die  weibliche 
Schamhaftigkeit  zu  verstoßen  scheinen,  von  dem  Dichtcw  eines 
Liebesliedcs  oder  von  dem  einfachen  Kusse  angefangen  bis  hinauf 
zum  Versuche  der  Notzucht,  ')  und  galt  in  allen  diesen  Fallen  die 
Regel,  daß  die  Klac^sberechtigung  zun.tchst  dem  verletzten  Weibe 
selber  zustehe,  dagegen  iiircm  Ehemanne  oder  Geschlechtsvormunde 
nur  unter  der  Voraussetzung^'  i  int»eraumt  wurde,  daß  das  Weib  seiner- 
s(  it>  nicht  klagt.  War  es  aber  zum  I3eischlafe  liegend)  selbst  gc- 
kuiunu  II.  S'  ■  i^-,i\t  sofort  der  Geschlechtsvormund  resp.  Ehemann 
allein  aK  klagsbercchtigt,  und  an  diesem  Gesichtspunkte  wurde  so 
energisch  festgehalten,  daß  man  selbst  für  den  Fall,  da  der  bußbe- 
rechtigte Verwandte  ein  Mündel  des  geschwächten  Weibes  war  und 


')  StaAarbölsbök»  119/156;  in  der  Kondngsbök,  144^^9  Schemen  einige 
Worte  m  fehlen. 

*)  Koniin^sbok,  15547  und  338,184;  St«ft»rh6lsb6k,  I44/176'— 77  and 
377;393;  Belgsdalsbuk,  50,241. 
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diesem  letzterea  somit  kraft  seiner  vormundscbaftlichen  Gewalt  die 
{tfioadpiell  jenem  gebührende  Buße  xuzufaUen  hatte,  dem  Weibe 
diesen  Anspruch  nicht  zugestand,^)  War  das  Verbrechen  vollendet, 
so  ging  die  Klage  gegen  den  Schuldigen  stets  auf  die  strenge  Acht 
wenn  es  sich  anders  um  ein  freigelassenes  und  fest  angesessenes 
Weib  handelte,*)  wogegen  die  Strafe  bei  unfreien  nicht  nur,  sondern 
auch  bei  freigelassenen  oder  in  Schuldknechtschaft  begriffenen 
Weibern  eine  geringere  war,  und  bei  Bettelweibem  auch  wohl  völlig 
wegfiel;  immer  war  femer  mit  der  StrafMage  noch  der  Anspruch 
auf  eine  Bufie  im  Betrage  von  sechs  Mark  verbunden,  welche  dem 
Klagsberechtigten  als  soldiem  zufiel,')  und  unter  Umständen  konnte 
mit  der  legordssök  auch  noch  die  eine  oder  andere  weitere  Klage 
verbunden  werden,  wie  2.  B.  eine  Paternitätsklage,  oder  eine  Klage 
wegen  widerrechtiicher  Vergewaltigung.  Ausnahmsweise  konnte 
dabei  auch  vorkommen,  dafi  das  Recht  auf  den  Bufibezug  einer 
anderen  Person  zustand  als  die  Klagsberechtigung,  wie  z.  B.  dann, 
wenn  der  Bu0bereditigte  noch  minderjährig  war,  *)  oder .  wenn  die 
Mutter  an  der  Bufie  Anteil  nimmt,  wek±e  durch  die  Kränkung  ihrer 
Tochter  verwirkt  wurde;*)  immer  aber  gilt  die  Regel,  dafi  der 
Klagriaerechtigte  zwar  befugt  ist,  dem  Schuldi(,'cn  im  Vergleichs- 
wegfe  die  verwirkte  Strafe  nachzulassen,  daü  er  aber  auf  die  Er- 
legung; jener  Buße  von  sechs  Mark  unter  keinen  Umständen  ver- 
zichten darf,  vielmehr  selber  einer  auf  den  j^leichen  Betrag  t^ehenden 
Popularklage  verfallt,  wenn  er  sich  beii^chen  la.Üt.  beim  WitragScib- 
schlusse  weniger  als  diese  Summe  zu  nehmen.*)  Neben  dem  schul- 
digen Manne  konnte  der  Klagsbcrechtigte  überdies  auch  nocli  in 
gewissem  Linlauj^e  das  mitbeteiligte  Weib  in  Anspruch  nehmen, 
und  zwar  letzteres  in  zweifacher  Richtung.  Fürs  erste  nämlich  war 
der  Geschlechtsvormund  eines  unverehehchten  Weibes,  welches  sich 
schwanger  erwies,  berechtigt  zu  fordern,  daß  sie  ihm  den  Kinds\  .iter 
nenne  und  den  Ort  bezeichne,  an  welchem  sie  üich  mit  diesem  ein- 
gelassen habe ; ')  verweigert  sie  diese  Angabe,  so  mag  er  sie  insoweit 

>)  KonUngsbök,  161/59  und  137/349;  StaÖarhölsbök»  X65/194— $;  173^^ 

307  und  74'9f?. 

')  Kuaungäbok,  155/47 — 8:  S  t  :i    a  r  Ii  "  !  s  h  .  >  k  ,  I4};!77. 

*)  vgl.  z.  B.  Konüngsbök,  I37j5i  —  52;  Siuöürhuläbok,  1541183  und  die 
Klagfornel  ebenda,  166/198-99. 

*)  StaOnrhöUbök,  172/907  und  173/207. 

')  ebenda,  140/173  und  143/176. 

•)  K  omi  n  )^sbök,  156/51 ;  S  t  a  Öa  r  h  <'i  1  s  b  1.  k  ,  153/183  und  169/202— 3. 

^)  Konüngsbök,  161/58  und  59,  dann  157/52  und  15S/54,  wo  sieb  Kefercuzco 
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der  Tortur  unterwerfeOf  als  dies  geschehen  kann,  ohne  ihr  einen 
bleibendeo  Schaden  zu  hinterlassen.  Fürs  zweite  aber  kann  der  Ge- 
schlechtsvormund auch  von  dem  Weibe  selbst  eine  Bufle  von  sechs 
Mark  eintreiben,  falls  überhaupt  irgend  eine  Mitschuld  desselben 
vorliegt,  und  er  darf  sie  sogar  für  diesen  Betrag  in  Schuldhaft 
nehmen ; ')  eine  noch  weiter  gehende  Bestimmung  aber,  kraft  deren 
Weiber  wegen  fleischlicher  Vergehen  unter  gewissen  Voraussetzungen 
sogar  ihre  Erbßihigkeit  einbüßen  sollten/^)  wurde  hinterher  abge- 
scbafift*)  Endlich  mag  hier  noch  daran  erinnert  werden,  dafl  in 
Unzuchtsfallen  den  nächsten  Angehörigen  in  gewissem  Umfange 
blutige  Radie  zu  nehmen  gestattet  war,  und  zwar  bis  zum  nächsten 
AUdinge,  wenn  das  Verbrechen  vollendet  worden  war,  dagegen  nur 
auf  frischer  Tat,  wenn  es  beim  bloßen  Versuche  verblieben  war; 
diese  Befugnis  stand  aber,  wie  früher  schon  zu  bemerken  war,  nicht 
bloß  dem  Geschlechtsvormunde  zu,  und  andererseits  auch  nicht  jedem 
Geschlechtsvormunde,  sondern  nur  dem  Ehemannc,  dem  X'ater,  Sohn 
und  Bruder,  ciullich  dem  Plk-^evatcr  und  l'Hci^csolinc  des  i^ekrankten 
Weibes.  *)  Doch  ist  dabei  lur  den  Fall,  da  ein  anderer  Mann  als 
der  le£^()r(\ssakar  aöili  die  Rache  geübt  hat,  und  da  dieser  letztere 
die  ilim  zunächst  zukommende  Klage  nicht  anstellen  will,  dem 
ersteren  das  Reclit  eingeräumt,  die  zu  .seiner  Verteidigunij^  nötige 
Klage  .Ulf  <len  toten  Mann  nun  seinerseits  anzustellen  und  alles  zu 
deren  Durclilulirun^  iSiotige  durchzuluhren,  wie  wenn  er  selber  der 
rechte  Kla^i^er  wäre. 

Sehr  erheblieh  waren  hiernach  die  Zurücksetzunj;en  inuiurhin, 
welchen  das  isländische  Recht  die  Weiber  um  ihres  (jeschlechtes 
willen  unterwarf.  V(»lliger  Aus^ehluti  vf»n  allen  und  jeden  politi^ehen 
Rechten,  sp-iterer  Kintritt  der  1h  t  ihigung  zur  Verwaltung  des  eigenon 
sowohl  als  eines  fremden  Vi^nioMc uiu1  die  auf  alle  Zeit  sich  er- 
streckende Notwendigkeit  eines  \  erwandt^chattliehen  Konsenses  zur 
Veräußerung  gew  i^ser  wichtigerer  Vermugensstücki',  Unfähigkeit  zur 
eigenen  X'ertretung  vor  Gericht,  und  in  der  späteren  Zeit  !urh  ii^ch 
vöUigc  Ausschlieliung  von  der  vigsakar  aöild,  neben  euicr  nahezu 
völligen  Ausschließuug  von  aller  aktiven  wie  passiven  Beteiligung 

finden;  ebenso  S  t  a   a  r  h -j  1  s  b  o  k ,  J53;iä2 — dünn  165/194  uod  169/201—2,  wo 
wieder  bl<^  Refereazeo  stehen. 

■)  KoiitIng»bök,  15S/53;  StaÖarhötsb^ik,  150  185  und  165/194. 

*J  Kona&gibök,  127/249;  l57/5>' 

»)  Staöarhül.sbok,  78:101;  AM.  315.  fol.  B,  3/288. 

*)  Xoaiingabuk,  90164 — 65;  Sta9arh6lsbök,  293/331. 
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an  den  nidgjöld,  Zurücksetzung  in  der  Berufung  zur  Erbfolge,  Alters- 
vormundschaft  und  Armenpflege,  endlich  Unterwerfung  unter  ein 
fremdes  Verlobungsrecht»  sowie  unter  das  Klagerecht  eines  Dritten 
wegen  Icgordssakir,  das  sind  die  Punkte,  in  welchen  ^di  jene  Zurück' 
Setzung  sehr  deutlich  ausspricht  Dabei  ist  aber  nicht  zu  veiicenneo, 
daß  die  verwandtschaftlichen  Rechte,  welche  diesen  Zurücksetzungen 
der  Weiber  gegenüber  stehen,  vom  Rechte  keineswegs  sämtlich  in 
eine  und  dieselbe  Hand  gelegt  waren,  und  daß  somit  eine  scharf 
ausgeprägte,  und  in  sich  völlig  abgerundete  Geschlechtsvormundschaft 
nicht  bestand,  vielmehr  die  Stellung  der  Weiber  zufolge  der  Zer- 
splitterung der  ihnen  gegenüberstehenden  Rechte  sich  ungleidi  freier 
gestaltete,  als  sie  dies-  bei  einer  Konzentriening  jener  Befugnisse  hätte 
werden  können.  Die  legordssakaraöild  freilich  lag  stets  in  derselben 
Hand  wie  das  Verlobungsrecht,  und  wird  diese  Regel  sowohl  aus- 
drücklich ausgespruclien, ')  als  auch  durch  die  Angabe  der  Reihen- 
folge der  zu  beiden  Rechten  Beruü  ni  n  l>estatigt ; -1  w  c-iin  demnach 
die  Konun^sbük  an  der  einen  ihrer  hier  ansciiias:;iL^en  Stellen  den 
\  atcr  vor  dem  Sohne  und  Schwiegersöhne  in  die  lec;ur«>ssakar.i(Mld 
i'(.ialL,  i  wahrend  er  hinsichtlich  des  X'erlobun^srechtc s  diesen  iolgt, 
so  kann  hierin,  wie  dies  die  übereinitininunden  An[,^ibcu  einer 
/.weiten  Stelle  derselben  Hs.,  sowie  der  Sta^arh«  ilsbok  und  der  Belgs- 
dalsbck  zeiL^en,  nur  eine  Textesverdcrbnis  erkannt  werden,  welche 
.ilicnfalls  durch  eine  an  die  unrechte  Stelle  zu  stehen  gekommene 
Korrektur  veranlaßt  sein  konnte.  Dem  lö.L,'rai^andi  fiel  aber  unter 
Umständen  auch  die  Klagestellung  wegen  eines  gewaltsamen  An- 
e^riffs  auf  das  Weib,  oder  wegen  einer  Verwundung  eines  solchen  zu, 
sc»  es  nun,  weil  es  sich  um  eine  schwerere  Verwundung  handelte, 
oder  weil  das  primär  klagbcrechtigti  Weib  selber  die  Sache  zu  lassig 
betrieb:*)  ihm  stand  ferner  auch  die  Hil'ugnis  zu,  die  Zustimmung 
7u  X'erauÜerungsgesciiaften  de<  W  eibes  zu  erteilen  oder  zu  verweij^ern, 
soweit  dieses  iibcrhauj)t  an  einen  verwandtschaftlichen  Konsens  ge- 
bunden war,  und  ihm  kam  das  Emstandsrecht  zu,  falls  eine  derartige 
Veräußerung  wegen  ehehafter  Not  vorgenommen  werden  mußte.  ^) 

')  K  o  n  u  n  f»sb  <;i  k ,  15648;  S  1  :i  iN  ;i  r  h  - 1 !  s  h  6  k  .  145  177. 

'j  vgl.  die  soeheu  angefübrten  Stellen  und  außerdem  K.  o  u  u  n  g  s  h  n  k  ,  254  '2o;)i 
^  144/^9  und  i>lat>arhulsb<.k,  I1S/155,  sowie  U e igsd al »b 0 k ,  51,24  mu  48/^40. 
*)  KonüDgsbök,  156/48. 

*)  Koiiiinfsb6k,  94*170;  Su5«rb6lsb6k,  336/364;  Belsidftlsbök» 
Kondagsbök,  152)4$;  Stadarh6Ubök,  141/174  und  390^419^^' 
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Aber  schon  das  ist  nicht  \  ollkommcn  richtig,  wenn  gelegentlich  ge- 
sagt wird,  daß  die  legorössakaraOild  stets  demselben  Verwandten 
zustehe  wie  die  vigsakaraöildj  *)  die  Vergleichung  der  Reihenfolge 
itlr  die  Berufung  in  diese  letztere  zeigt  nämlich,  '  >  daß  diese  Regel 
wenigstens  für  die  Zeit,  welcher  unsere  Rechtsbucher  anj^chöreo, 
keineswegs  vollkommen  zutreffend  ist,  sofeme  die-  vigsök  nicht  nur 
dem  Weibe,  sondern  auch  dem  Ehemanne  eines  solchen  der  Regel  nach 
nicht  anheimgegeben  wurde,  während  doch  der  letztere  in  die  legords' 
sök  ohne  weiteres  berufen  war.   Immerhin  bleibt  indessen  hier  noch 
die  Möglichkeit,  da6  jener  Satz  für  eine  frühere  Zeit  richtig  war,  in- 
dem ja  möglicherweise  auch  bei  der  legorÖssakaraÖild  und  bei  dem 
Verlobungsrechte  die  Zulassung  der  Ehemänner  in  Vertretung  ihrer 
Frauen  erst  in  späterer  Zeit  aufgekommen  sein  mochte.  Wiederum 
steht  fest,  dafi  auch  die  Berufung  zur  Altersvormundschaft  nach 
mehrfach  anderen  Grundsätzen  sich  regelte,  als  die  Berufung  zum 
Verlobungsrechte  und  zur  Klagestellung  wegen  Unzuchtsverbrechen, 
indem  sie  ebensogut  wie  die  Berufung  zur  Erbfolge  Weiber  eben* 
sogut  treffen  konnte  wie  Männer,  wenn  auch  nicht  gerade  schlecht* 
hin  in  derselben  Weise  wie  diese;  die  mehr  vermögensrechtliche 
Gestaltung  der  Altersvormundschaft  scheint  in  dieser  Beziehung  maß- 
gebend gewesen  zu  sein,  ganz  wie  der  gleiche  Grund  in  der  älteren 
Zeit  auch  die  Zulassung  der  Weiber  zu  der  vigsakaradild  bewirkt 
hatte,  und  wie  später  noch  bei  der  vigsök,  und  in  einzelnen  Fällen 
auch  bei  der  legorössök,  zwischen  dem  Bu6ansprucfae  und  der  Klags- 
berechtigung unterschieden,  und  der  ersteren  Person  zugestanden 
wurde,  welchen  die  letztere  entzogen  war,  nur  freilich  mit  dem,  auch 
in  anderen  ähnlichen  Fällen  üblichem  Abzüge  eines  Dritteb  des 
Bußbetrages,  welcher  dem  wirklichen  Klagsberechtigten  verblieb. 
Ungesagt  bleibt,  wem  die  Verwaltung  des  Vermögens  einer  Jung- 
frau zustand,  welche  das  16.  Lebensjahr  überschritten  und  das  2a 
noch  nicht  erreicht  hatte;  indessen  darf  die  Frage  doch  wohl  zu- 
gunsten des  Altersvormundes  entschieden  werden,  da  außerdem  des 
dem  lögrädandi  zustehenden  Rechtes,  ihm  die  bisher  von  ihm  ge* 
führte  Vermögensverwaltung  abzunehmen,  doch  wohl  ausdrüddich 
j^^edacht  sein  müßte.    Berücksichtigt  man  endlich  noch,  daß  in  allen 
Rechtssachen,  in  welchen  die  aöiid  dem  Weibe  selber  zustand,  dessen 


')  Konungsbok,  254203;  StaÖarholsbük,  145/1 77- 

Konungsbök,  94/107— 6S;  ötaöarbolsbök,  a97/334--5;  Belgsdals 
buk,  5ö;244. 
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Vertretung  doem  frei  gewählten  Bevollmächtigten  übertragen  werden 
konnte,  so  ist  voUends  klar,  dafi  von  einer  etnbeitUch  gestalteten 
und  in  sich  abgeschlossenen  Geschlechtsvormundschaft  im  isländi^ 
sehen  Rechte,  so  wie  es  uns  vorliegt^  nicht  gesprochen  werden 
konnte.  Nur  das  Verlobungsrecht  des  lögrädandi  mochte  sich  dem 
Weibe  unter  Umständen  empfindlich  iUhlbar  machen;  im  übrigen 
aber  war  die  Stellung  des  letzteren  im  privatreditiidien  Verkehre 
sicherlich  eine  wenig  drückende.  Eine  andere  Frage  ist  aber  frei- 
lich die,  wie  wir  uns  die  prinai^ose  Behandlung  der  Weiber  in 
diesem  Rechte  zu  erldären  haben,  ob  nämlich  aus  etaer  späteren 
Zersetzung  einer  früheren  folgerichtig  ausgebildeten  Geschiechtsvor- 
mundschaft,  oder  aus  dem  erst  nadi  und  nach  sich  geltend  machen- 
den Bestreben,  zu  einer  solchen  zu  gelangen ;  die  Beantwortung  dieser 
Frage  Ist  indessen  von  einer  vorgangigen  Prüfung  des  Verhaltens 
der  norwegischen  Provinzialrechte  abhängig,  und  muß  darum  ihre 
Krürterung  einem  späteren  Orte  vorbehalten  bleiben. 

\'"on  ganz  ahnlichen  Ciesichtsjiuiiktcii  wie  ila-;  altere  isl atidische 
läfit  sich  auch  das  ältere  norwe^Msehe  Recht  bei  i5ehatuUung 
der  Weiber  leiten.  Auch  dieses  halt  /unaclist  aut  dem  Gebiete  des 
ö  i  t  e  II  tl  i  c  h  e  n  R  e  c  h  t  s  an  dem  Prinzipe  ihrer  Ausschlicßuni^  von 
aller  und  jeder  HereciiLigung  lest.  .\ussj;eschlossen  er>cheineii  dem- 
gemäß die  Weiber  vor  allem  von  der  rhronfolge.  Schon  die  l'hron- 
folj^eordnunj;^  des  K.  l-br:tl'ir  härfagri  spricht  diesen  Grundsatz  aus;') 
nicht  minder  t'olqt  ihtn  aber  auch  das  Ihronfolgcgesetz,  welches 
Krlmgr  jarl  mit  l'>zl)ischof  I\\'steinn  vereinbarte  (1164),  dann  das 
von  K.  Häkon  gamli  {1260),  *j  und  das  von  K.  Magnus  lagaboetir 
erlassene  Thronfolgcgesctz  (1273).*)  Erst  die  von  K.  Hdkon  Magnus- 
sen im  Jahre  1302  erlassene  Thronfolgeordnung  eröffnete  auch  den 
Weibern  unter  gewissen  Beschränkungen  die  Thronfolge ;  aber  wenn 
es  ül^erliaupt  jemals  in  rechtsgültiger  Weise  zustande  kam,  gewann 
dies  Gesetz  doch  jedenfalls  keinen  bleibenden  Bestand,  so  daß  es 
auch  für  die  spätere  Zeit  bei  der  Ausschließung  der  Weiber  blieb, 
und  überdies  fällt  dasselbe  jedenfalls  über  die  hier  zu  betrachtende 
Periode  hinaus.  Weiber  erscheinen  ferner  prinzipiell  vom  Zcuf^nisse 
ausgeschlossen,  und  die  AusnahmsfäUe  sind  eng  begrenzt,  in  welchen 


Heimtkr.  Haraldi  1.  hirfagra,  35/74. 
*j  G^L.  9.        *)  Jirntföa,  Krb.  3—4;  neuerer  G>KrR.  4—5. 
Landaldg,  Krb.  3 — 6  usw. 
Norgcs  gamlc  Lovc,  III,  14/45— SS- 
AI  «arer,  VcmuidlKbafto-  nnd  Erbrecht  nach  «ItnordUcbein  Recht«,  7 
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sie  zu  diesem  zwgeUissea  werden.  Dies  ist  der  Fan  bezüglich  der 
Aussage,  welche  ein  Weib  wälirend  der  Gebart  eines  unehelichen 
Kindes  über  die  Person  seines  Vaters  macht;  wobei  das  Zeugnis  der 
Hebamme  überdies  doppelt  so  viel  gelten  8<4i  als  ein  einfadies 
Zeugnis;  *)  femer  bezüglich  des  Tatbestandes  eber  a^tt]ei^ing,  d.  h. 
der  Legitimation  eines  unehelichen  Kindes;*)  endlich  auch  bezü^ich 
der  Behauptung  eines  Totschlägers,  dad  er  den  Erschlagenen  auf 
unzüchtigem  Verkehre  mit  einer  seiner  nächsten  Angehörigen  ertappt 
habe,*}  sowie  bezüglich  eines  Totschlages,  der  in  rechter  Heim-  • 
suchung  begangen  worden  sein  solL^)  Aber  freilich  werden  indem 
zuletzt  genannten  Falle  auch  Unfreie  neben  Freien,  >S jährige  Kinder 
neben  Erwachsenen  zum  Zeugnisse  zugelassen,  ganz  wie  in  Notzucfats» 
ßUlen  allenfalls  auch  schon  ein  3 jähriges  Kind  gerichtlich  Vernommen 
wird, und  überhaupt  scheinen  die  sämtlichen  aufgezählten  Fälle  so 
gelagert,  daß  es  sich  dabei  weniger  um  ein  formelles  Zeugnis  als  um 
die  Konstatierung  von  Indizien  für  die  Begehung  eines  seiner  Nator 
nach  schwer  nachwcLsbaren  Verbrechens,  oder  auch  um  den  Beweis 
von  Vorgängen  handelt,  welche  Weibern  ganz  vorzugsweise  bekannt 
werden  müssen.  Ebenso  wird  auch  bei  Hes])rechuni^^  der  ludcshilfe 
nicht  selten  das  mannliche  Geschlecht  beilau lig  als  l>t' irdernis  be- 
zeichnet,*') und  auch  ilir  w  erden  W  eiber  nur  in  i^'anz  \  ereinzelten 
l  zugelassen,  wie  etwa  wcuu  es  gilt  ein  W  eil)  liegen  die  Be- 

schuldigung der  Hexerei  zu  vertcidiL^i  n ;  '  1  dal5  aber  in  derartigen 
Fallen  nicht  öücr  und  nicht  in  bestimmten  Worten  der  ausschließ- 
lichen Berechtigung  der  Manner  gedacht  wird,  daß  ferner  nirgends 
au^Llrui  klich  gesat^t  wird,  daß  W  eil)er  nicht  als  Beamte  verwendet 
ucrdca,  mul  dali  sie  nicht  als  Kiditer  in  den  Dinggerichteii  oder 
Privatgeru  !iteii  sitzen  dürfen,  erklärt  sich  ebenfalls  w  ieder  teils  aus 
der  Doppelsinnigkeit  des  \\  «^rte<  „tna'V und  teils  aus  dem  anderen 
Umstände,  dal3  gerade  das  im  Volksbew  uiUscin  am  festesten  Be- 
gründete am  wenif^-iten  ausgesprochen  7u  wcrdcfi  brauchte. 

Auf  ve  r  m  o  e  n  s  r  c  c  h  1 1  i  c  h  e  m  Gebiete  stellt  terncr  auch 
das  norwegische  Rcciit  die  V\  eiber  den  Männern  gnindsatEiich  gleich, 
und  es  weiö  <  yar  nichts  von  den  \usnahmen,  welche  das  islandische 
Recht  von  dieser  Regel  macht.   Es  ist  demnach  vorab,  wie  oben 

»)  B1)L„  11,  14;  Ul.  la 
Fr>U  IX,  1.        >>  ebea4ft,  IV,  39.         «)  ebead«,  $. 

Bi»u  n.  13;  in,  9- 

*   z.  R  Gi)I_  135;  Frpi.  IV,  S;  XV,  II  «.  dgl.  m, 
^  G1»L.  2&;  KrR.  Sverris.  7& 
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schon  bemerkt,  der  Volljahrigkeitstermin  für  beide  Geschlechter  voll- 
kommen  derselbe;  die  FrliL.  sagen  ausdrücklich,  ^)  die  Schwester  sei 
zur  Giiterptlege  ebensogut  berufen  wie  der  Bruder,  sowie  sie  erst 
das  15.  Jahr  erreicht  habe,  und  wenn  die  Gl)L.  ohne  das  entschei- 
dende Jahr  zu  nennen  bemerken,  -)  die  Mädchen  sollten  die  V^er- 
waltung  ihres  eigenen  Vermögens  sowohl  als  eine  fremde  Güterpflege 
sofort  nach  erreichter  Volljährigkeit  übernehmen,  so  will  damit 
zweifellos  t^'cnau  dasselbe  gesagt  sein.  So  wird  denn  auch  tlas  Recht 
der  eigenen  W-nnogcnsvcrwaltuii';  den  W  eibern  genau  ebensulanijjc 
gewahrleistet  als  den  Mannern.  nanilicli  auf  so  lange,  als  sie  sich  in 
ihrem  Hochsitze  aufrecht  /u  üaltea  vemiugen.  "'j  Endlicii  ist  auch 
von  keiner  den  Weibern  eigentümlichen  Beschrankung  cier  V'er* 
.aiijeruni;sbcfugaisse.  sei  es  um  Liegenschaften  oder  anderen  Gegen- 
standen gegenüber  die  Rede.  BeschrankunL^^eii  hinsichtlich  der  Werte, 
über  welche  sie  verfügen  dürfen,  sind  nur  den  Khcfrauen  gesetzt,  ') 
und  fallen  somit  unter  einen  g?in7.  anderen  als  den  hier  maßgebenden 
Gcsiclitspunkt ;  daß  aber  in  Hezug  auf  liegende  Güter  keine  die 
V^eraul'erungsgcächafte  der  Weiber  beschrankende  Vorschrift  nötig 
betundi-n  wurde,  wie  das  isländische  Rei  ht  sie  kennt,  mag  mit  der 
eigcntumliclieu  Gestaltung  des  norwegischen  Stammgutcrre*  lites  zu- 
sammenhängen, welche  dem  islandischen  Rechte  fremd  ist.  Ücu  h 
muü  bi  nu  rkt  werden,  daß  das  norweL,'is'  he  Recht  zwar,  wie  das  is- 
ländische Recht,  die  .Si  huldhart:  auf  U  eiber  wie  auf  Manner  anwendet; 
daß  es  jedoch  den  erstercn  die  Ergebung  in  dieselbe  nur  mit  Zu- 
«Jtimmung  ihrer  Verwandtschaft  gestattet,  so  daß  in  dieser  Bezie- 
hung das  norwegische  Recht  die  Weiber,  zu  ihrem  Vorteile,  einer 
Bctchrankuni^^  unterwirft,  von  welcher  das  isländische  Recht  niv  hts 
weiß,  im  Erbrechte  setzt  das  norwegische  Recht  freilii  h  die 
Weiber  ebensogut  wie  das  isländische  den  Mannern  gegenüber  zurück; 
indessen  gewährt  es  ihnen  doch  auch  seinerseits  prinzipiell  die  Teil- 
nahme an  der  Erbfolge.  Besonders  energisch  macht  sich  übrigens 
jene  Zurücksetzung  der  Weiber  in  Bezug  auf  die  Stammgutsfolge 
geltend,  indem  die  Weiber  nicht  nur  bei  gleicher  Nähe  der  Verwandt« 
'^chaft  hinter  die  Männer  zurückgestellt,  und  allenfalls  auch  nur  inner- 
halb gewisser  näherer  Grade  der  Verwandtschaft  berufen  werden, 
sondern  ihnen  ül^erdies  auch  noch,  soweit  sie  wirklich  in  Stammgüter 


*)  Fr^U  IX.  23.  «)  G>L.  is8. 
')  Fr^L.  IX,  so;  BjarkR.  III,  165. 
«)  G]»L.  56;  Fr^L.  XI.  as.         »)  G>L.  71* 
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sukzedierten,  diese  durch  die  oäcbstverwandten  Männer  um  einen 
bestiminten  billigen  Preis  abgelöst  werden  konnten;  nur  die  bang- 
i^gjar«  über  welche  bereits  bei  einer  früheren  Gelegenheit  das  nötige 
gesagt  wurde,  waren  diesem  Einlösungsrechte  nadi  den  G|)L»  nicht 
unterworfen,^)  und  es  mag  ja  wohl  ein  Zufall  sein»  dafi  die  FrI)L 
derselben  im  Stammgüterrechte  nicht  gedenken,  während  deren  Wer- 
geldstafel  doch  ebenfalls  von  ihnen  Meldung  tut  Beachtenswert  ist 
demgegenüber,  daß  Weiber  ebensogut  wie  Männer  eine  sttleiöihg 
vornehmen  durften,  *)  wenn  auch,  wenigstens  nach  den  Fr^I«,  *)  da- 
bei die  Einschränkung  galt,  daß  Männer  nur  durch  Männer  und 
Weiber  nur  durch  Weiber  legitimiert  werden  durften;  daß  ferner 
Weiber  bei  Vergabungen,  die  doch  vorwiegend  auch  unter  einen 
erbrechtlichen  Gesichtspunkt  fallen,  nach  den  FrI)L..  in  Bezug  auf 
den  Widerruf  freier  gestellt  waren  als  die  Männer,  indem  ihnen 
dieser  zweimal,  diesen  dagegen  nur  einmal  freistand*)  Genau  die- 
selbe Zurücksetzung  der  Weiber  wie  bei  der  gewöhnlichen  Erbfolge 
galt  femer  auch  bei  der  Altersvormundschaft,  sofeme  hier 
wie  dort  die  Reihenfolge  der  Berufung  genau  dieselbe  war;*)  aus- 
drücklich wird  dabei  die  Regel  ausgesprochen,  daß  von  dem  nach 
dieser  Reihenfolge  Berufenen  die  Vormundschaft  ganz  gleichmäßig 
übernommen  werden  sollte,  „hvort  sem  haldsmaör  verör  karlmaör 
edr  kona'*,*)  oder  daß  „svo  er  systir  komin  til  fjärhalds  sem  farödir, 
ef  hon  er  15  vetra  gömul".')  Von  einer  Ausschließung  der  Weiber 
von  der  Anstellung  der  Blutklage  findet  sich  dagegen  im  nor- 
wegischen Rechte  keine  Spur,  und  da  dieselbe  auf  Island  erst  in 
spaterer  Zeit  durch  einen  bestimmt  nachweisbaren  Akt  der  Gesetz* 
gebung  eingeführt  wurde,  ist  dies  aucli  nicht  anders  zu  erwarten; 
dagegen  erscheinen  aucli  ia  Norwegen  die  W  cibcr  von  aller  Teil- 
nahme am  W'ergelde  ausgeschlossen,  soweit  nicht  der  in  den 
GI)L.  und  l'rliL.  etwas  verschieden  begrenzte  ÜegritV  der  l)auLfr>'gjar,*) 
und  was  das  erstcre  Rechtsbuch  bctritift,  überdies  auch  noch  der 
Hcgrill  der  kvcnngjafir  reichte.®)  Im  übrigen  gciit  das  norwegische 
Recht  in  strafrechtlicher  Beziehung  zwar  ganz  wie  das  is- 
landische von  dem  Grundsätze  aus,  dal3  die  Weiber  mit  den  Mannern 
gleich  zu  behandeln  seien;  indessen  zeigt  dasselbe  doch  diesen 

G^L.  275.         *)  ebenda,  58. 
*)  Ft]»L.  IX,  si.  ebcoda,  3—4;  Gf»L.  107. 

'')  G{)L.  115;  FrjL.  IX,  22.  •)  G{iL.,  anp.  O. 

')  Frt>L.  IX,  23.  »)  Ü^L.  275;  Pr^L.  IV.  4, 

^)  Gj^L.  321  UDd  245. 
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Grundsatz  nicht  mit  der  gleichen  Folgerichtigkeit  durchgeführt,  viel- 
mehr durch  mehrfache  Spuren  einer  völlig  abweichetiden  Aiischau- 
uiiL^sueisc  durchbrochen.     Das   altschwcdische  Recht  spricht  kurz 
und  bundif^  die  Regel  aus,  „;ei  ma  konse  aellr  owormaghi  fri|j  llya-", 
und  latit  das  Weib  wie  den  unmündigen  M  u  ii  des  Königs  el)7.sore  * 
nicht  brechen,   weil  „han   ma  egh  hiltut,dKi  vara";*)  es  bestimmt 
femer,  daß  ein  Weib,  außer  wef^en  Zauberei,  weder  geköpft  noch 
gehängt  werden  dürfe,  „|>y  at  kon;e  a-r  ovormaghi".^)    Dem  gegen- 
über fnl<;te  das  isländische  Recht  dem   gerade  entgegengesetzten 
Fnnzipe:  „jafnsek  verör  kona  sem  karlmac^r",  *)  wahrcnci  es  gegen 
einen  Minderjährigen,  welcher  diesen  ToL<^chlag  begangen  hatte,  nicht 
auf  Acht  erkennen  ließ,  wenn  auch  die  vigsbot  und  die  nii^g^jöld  er- 
legt werden  mußten  wie  bei  jedem  anderen  Totschlage.  ^)    In  den 
norwegischen  Rechtsbüchern  finden  wir  nun  die  Hestimnumg,  daü 
ein  Weib,  welches  einen  Totschlag  begeht,  geachtet  und  von  ihren 
Verwandten  aus  dem  Lande  gebracht  werden  soll,  jedoch  nur  dann 
von  der  Verwandtschalt  des  Erschlagenen  getötet  werden  darf,  wenn 
sie  nicht  binnen  gesetzter  Frist  das  Land  verlaßt;*)  im  unmittel- 
baren Zusammenhange  hiermit  wird  ferner  ausgesprochen,  daß  auch 
der  Minderjährige,  welcher  einen  Totschlag  begeht,  binnen  gesetzter 
Frist  von  seinen  Verwandten  außer  f-ands   gebraclit  werden  soll, 
wobei  dann  sein  Vermögen  ihm  verbleibt  und  die  Verwandtschaft 
für  seinen  Unterhalt  im  Auslande  zu  sorgen  hat,  wogegen  er  mit 
alle  m  seinem  Gute  der  Acht  verfällt,  wenn  er  die  ihm  zur  Flucht 
verstattete  Frist  unbenützt  verstreichen  läßt,  oder  doch  mit  der  ge- 
wöhnüchen  Buße  von  40  Mark  von  der  Acht  sich  freikaufen  muß.') 
Nur  in  dem  Falle,  da  eine  Ehefrau  ihren  eigenen  Mann  darum  tötet 
oder  töten  läßt,  weil  sie  sich  mit  einem  anderen  eingelassen  hat 
oder  einzulassen  gedenkt,  wird  sie  sofort  der  blutigen  Rache  und 
ihr  Vermögen  dem  Verfalle  an  den  König  und  die  Verwandtschaft 
des  Erschlagenen  überantwortet,  wogegen  sie  selbst  in  dem  Falle^ 
da  sie  ihre«  Mann  in  der  Hitze  des  Zornes  getötet  hat,  nur  außer 
Lands  gehen  und  nach  billiger  Schätzung  Buße  zahlen  soll,  aber 
"ach  dem  Rate  des  Erzbischofes  und  gegen  Erläge  des  skögarkaup 

')  ULI-.,  Kununxb.  8.  ■)  f)CL.,  E()7.söre,  15. 

WGL.  i,  I>iuii..  1..  5/2;  II,  ^iufuab.  33. 
*)  Stt5 a r  h  ö  1  s  b  u  k  ,  49/89. 

*)  Konüngsbok,  91/166  und  113/194;  StaSarböltbök ,  3263. 
*)  <^frL.  159;  Fr^L.  IV,  33;  BjarkR.  II,  51  und  III,  97. 
^  G^L.  159;  Fr^L.  IV,  34:  BjarkR.  II,  49  und  SM  HI,  97- 
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411  <kti  Koois;  unter  Umständea  sogar  wieder  nach  eiiiiger  Zeit  ifis 
Lmi^  luruckkchren  darf.  M  Die  Gldcbstettung  der  Weiber  mit  den 
Miadenalirii:en  wird  demnach  hier  ganz  ebensogut  festgehalten»  wie 
in  den  schwedischen  Rechtsbiicbem,  während  das  isländische  Recht 
s»e  üUcn  gelassen  hat;  dagegen  xeigt  sich  bei  beiden  nicht  mehr 
die  Betrciung  %n>n  der  Acht  wie  sie  diese  ihnen  gewähren  und  wie 
sie  dos  blandii^che  Kedit  wenigstens  nodi  beim  Mindeijährigen  fest> 
halt  nvvh  auch  die  volle  Unterwerfung  unter  dieselbe,  wie  sie  dieses 
letzte»  bei  den  Weibc^m  kennt;  vieUnebr  wird  für  beide  ein  Mittel- 
ifte^  rtn^r^ichla^.  auf  welchen  sich  die  Bezeichnung  Acht  ebenso- 
gut anw^twn  lied^  wie  die  vvfer  nicht  anwenden»  wie  die 
Kr^H«  es  tun.  i.%M\s  wie  die  Frl>L»  einen  Mann,  der  unversehens 
Ixf.tx  IL'i^iu^n  einen  Kameraden  tv^thch  %^erwundet  hat,  innerhalb 
dc?^'>ru  Frvi^t  und  «war  ^letchf^Ij:  mit  Erhaltung  seines  Vermögens» 
a«i.vr  1  jind»  gehen  heü>i«  ^  Wahrend  die  G^>L.  eines  etwas  anderen 
\\\*^  ei:v?ci;lai:e:'.vi  in  uhr^cbcn  Fullen  iwar  das  vclie  Wergeld,  aber 
kcux  FnfC\;en^«d  en:7vht«-n  U^n.*  so  handelt  es  sich  sichtlich 
a.A'ä  in  dc.ti  ooij^en  Falle  isi  Grunce  r.äcitt  cm  den  Vollzug  der 
»"x',cfc<r:*  Av>,t  sor.o^^m  vV,rr.chr  nur  n.xh  ca  das  doppelte  Be- 
>?vlx''tv  cuirr>äf:^ii  dc-a  wrcc:«:i  Gc~-iile  der  Verwandtschaft  des 
F;>ci*«^;v^u'*.t  x'a^-arch  Kec^ru  *^  ju  tns:^?c  cxs  =aa  des  Tot»chbger 
^>.vrt  K:/Kva  tfr;t;*.c?-t  cd  jL:*o<TTrrse",:s  liz.  :selr^  iroc  jeder  Rache- 
^JL.'.  s:^'V:  s*?'?.  i<i  »cl^-isr  d.-««  ä'^  erwa  hi-jeiöen  lassen 
KW  ':v  \    *  "  'v     A                 oj-'-  \^"~*-,:ti-->i^n  De5nzinruii5:en  der 

:v  V,  •<*         A.-^:         Sc-x  ,       >j  -  r         j-z>,v  . -^-oji<?  Recht 

N  :     ,  V.  -    %c  •    .  V.  .  ^  er    ,rc>crs.^c  -    r  :ij;^^ier  :ra 

V  ►   \      -  V .  c  .  **  :  .--Cv«  w  :  soj-'^e-^-  viLrri 

^   -  '  k  >       C^^TT  •.^'.^i*.  sctr:  <:ir,- 

*    *  *    .  ,v         ,  .    ;  .  X      i  \%  ^-r  der  E,;^ 
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werden  soUen,  während  es  für  Minderjährige  einen  doppelten  Alters* 
terniin  statoiert,  und  den,  der  jüngo'  als  12  resp.  15  Jahre  alt  ist, 
keine  Buße,  den  der  zwischen  12 — 15  resp.  15 — 20  Jahre  alt  ist, 
halbe  Buße  geben  und  nehmen  heißt*)  Ganz  ebenso  verfahren  aoch 
die  Gl>L.,  wenn  sie  bestimmen,  daß  Schläge,  welche  ein  Mann  einem 
Weibe  oder  ein  Weib  einem  Manne  gibt,  mit  dem  vollen  Bnßbe- 
trage,  wie  er  dem  Verletzten  gebührt,  und  einem  Friedensgdde  an 
den  König  gebüßt  werden  müssen,  wogegen  der  Unmündige  unter 
12  Jahren  Buße  weder  nimmt  noch  gibt,  und  der  Mindeijährige  im 
Alter  von  12 — 15  Jahren  nur  halbe  Buße  nimmt  und  gibt;*)  aber 
eigentümlich  ist  dabei  die  sofort  sich  anschließende  Vorschrift,  daß, 
wenn  Weiber  sich  untereinander  prügeln,  niemand  etwas  zu  fordern 
habe  außer  ihnen  selbst  In  derartigen  Fällen  soll  also  kein  Friedens- 
geld bezahlt  werden,  und  sind  dieselben  eben  damit  im  Grunde  dem 
strafrechtlichen  Gebiete  entrückt;  die  Buße  aber,  welche  wegen  Vei^ 
letzung  eines  Weibes  bezahlt  wird,  scheint  wie  in  diesem  so  auch 
in  allen  anderen  Fallen  dem  verletzten  Weibe  selbst  zufallen  zu  sollen, 
mit  einziger  Ausnahme  der  Unzuchtsfalle^  als  in  welchen  der  Ge- 
schlecbtsvormund,  und  bei  einer  Braut  überdies  auch  noch  der 
Bräutigam  bußberecbtigt  ist*)   Wesentlich  anders  steht  die  Sache 
aber  nach  dem  Iirandheimer  Rechte.   Nach  ihm  richtet  sich  die 
Höhe  der  Buße,  welche  fUr  das  einem  Weibe  zugefügte  Unrecht  er- 
legt werden  muß,  bei  der  Ehefrau  nach  dem  Stande  ihres  Mannes, 
bei  der  Witwe  nach  dem  Stande  ihres  verstorbenen  Ailannes,  bei  der 
Jungfrau  aber,  wenn  es  sich  um  Schläge  handelt,  nadi  dem  Stande 
ihres  nächsten  Angehörigen,  dagegen  wenn  es  sich  um  landnäm 
handelt,  nach  dem  Stande  ihres  Vaters;*)  jedoch  soll  diesen  Betrag 
der  Regel  nach  nicht  das  Weib  selbst  nehmen,  sondern  der  Ehe- 
mann, wenn  es  sich  um  eine  JClicfrau,  und  der  nächste  Anj^ehörigc, 
wenn        sich  um  eine  Jungfrau  handelt,'')  wozu  bei  einer  Braut 
allentalls  noch  ein  weiterer  Anspruch  des  Bräutigams  hinzukommen 
mag/'j  und  nur  in  dem  1-alle,  da  die  Verwandten  sich  ganz  und  gar 
nicht  um  sie  kummern,  soll  auch  die  Jun^irrau  den  Hul.)l)ezug  er- 
halten, mit  Ausnahrae  wiederum  der  Unzuchtsbußcn.  welche  selbst 
unter  dieser  \'oraussetzung  ihrem  nächsten  Angehorii^en  vorbehalten 
bleiben.')    Schlagt  aber  eine  Ehelrau  einen  Mann,  so  muij  ihr  Ehe- 

»)  BjarlcR.  II,  49  und  51 ;  III,  97. 

'-)  G{>L.  190.  ^]  obend»,  197  und  201. 

♦)  FrliL.  X,  37  und  XIH,  16  »)  ebenda,  X,  37.        •)  ebenda,  38. 

'J  vgl,  ebenda,  X,  37  mit  XI,  17. 
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mann  aus  ihrem  Vermögen  volle  Buße  bezahlen,  je  oach  dem  Stande 
des  Verletzten;  schlägt  eine  solche  aber  ein  anderes  Weib,  so  hat 
ihr  Ehemami  die  halbe  Bufie,  wie  sie  mit  Rücksicht  auf  den  Stand 
des  Ehemannes  oder  des  Vaters  der  Veiletzten  sich  bemiflt,  aus 
ihrem  Vermögen  zu  entrichten,  und  ebenso  wenn  die  Frau  gestohlen 
hat  und  ein  Vergleich  hierttber  zustande  kommt  ^)  Selbstverständlich 
müssen  dieselben  Regeln  auch  den  Witwen  und  den  Jungfrauen 
gegenüber  analog  angewendet  weiden  und  ergeben  sich  demnach 
für  die  Behandlung  der  Weiber  auf  dem  Gebiete  der  BufifiÜte  fol- 
gende Grundsatze:  Die  Weiber  nehmen  die  Bufie,  wie  sie  sidi  durch 
Greburt,  bestehende  Ehe  oder  frühere  Ehe  für  sie  feststellt,  zwar  der 
Regel  nach  nicht  selber;  viehnehr  iailt  sie  an  ihren  Ehemann  oder 
Geschlechtsvormund,  und  nur  zugunsten  der  Witwe,  dann  der  von 
ihren  Verwandten  gänzlich  vernachlässigten  Jungfrau  wird  von  dieser 
Regel  eine  Ausnahme  gemacht;  aber  der  Betrag  der  BuBe  ist  beim 
Weibe  derselbe  wie  beim  Manne,  und  darum  ist  auch  umgekehrt 
(Ur  die  vom  Weibe  verübte  Tat  an  und  (Ur  sich  dieselbe  Bufie  zu 
entrichten,  wie  wenn  sie  von  einem  Manne  begangen  worden  wäre, 
nur  dafi  es  der  Ehemann  oder  GesdUeditsvormund  is^  welcher  ae, 
aus  dem  Vermögen  des  Weibes,  zu  entrichten  hat  Nur  in  dem 
Falle,  da  Weiber  sich  untereinander  schlagen,  soll  die  Bufie  auf  die 
Hälfte  herabsinken;  wenn  dabei  beigefügt  wird,  dafi  das  Gleiche 
auch  in  Diebstahlsfallen  zu  gelten  habe,  .so  mag  dahinstehen,  ob 
diese  Gleichstellung  sich  nur  auf  die  Bezahlung  der  Bufie  durch  den 
Mann  und  aus  dem  Vermögen  der  Frau,  oder  ob  sie  sich  auch  auf 
die  Halbierung  der  Bufie  für  den  Fall  beziehen  wolle,  da  ein  Weib 
die  Bestohlene  ist  Immerhin  zeigt  sich,  dafi  es  bezüglkh  der  Fr]>L 
nicht  begründet  ist^  wenn  Rive  leugnet,  ^)  dafi  ein  Bufianspruch  des 
nächsten  Angehörigen  eines  verletzten  Weibes  aufierhalb  des  Be- 
reiches der  Fleischesverbrechen  vorgekommen  sei;  vielmehr  ist  nur 
für  die  GpL.  ein  solcher  Anspruch  nicht  nachgewiesen,  und  WCDO 
man  beachtet,  daß  auch  das  gemeine  Landrecht  aUen  unverheirateten 
Weibern  die  Buße  für  erlittene  Schläge  zu  eigenem  Rechte  zuweist,*) 
so  wird  man  in  AnhLtra( iit  des  gesamten  Entwicklungsganges,  welchen 
das  Wciberrcclit  im  Norden  genommen  hat,  kaum  bezweifeln  können, 
daß  die  I'VliL.  auf  diesem  Punkte  eine  altere  Stufe  dieser  Kntwick- 
lung  repräsentieren,  während  die  Gi)L.  sich  bereits  zu  einer  spateren 


')  FrJ>L,  X.  38.  «)  G€tchichte  der  Verwaadtscbaft,  I,  S.  89. 

')  Landildg,  Hannhelgi,  29  in  fin. 
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fortgeschritten  zeigen.  EigentiimUch  ist  aber  endlich  auch  noch  die 
gerichtliche  Vertretung  der  Weiber  geordnet    Das  ältere 
Stadtrecht  gestattet  jedem  einschichtigen  Weibe,  gleichviel  ob  Jung- 
frau  oder  Witwe,  die  freie  Wahl  ihres  Vertreters,  möge  es  sich  nun 
um  die  Stdlung  einer  Klage  oder  um  die  Führung  einer  Vertetdi« 
^'ung  handdln,  nur  mit  der  Einschränkung,  dafi  der  gewählte  Ver- 
treter dem  Vater  der  Jungfrau  resp.  dem  früheren  Mann  der  Witwe 
ebenbürtig  sein  müsse  \ daß  den  Ehefrauen  ein  gleich  wenig  bc' 
schränktes  Wahlrecht  nicht  zukam,  darf  aus  der  Beschränkung  der 
Stelle  auf  die  „kona  titüüeyp"  gefolgert  werden,  erklärt  sich  aber 
audi  selir  einfach  aus  der  eigentumlichen  Beschaffenheit  der  ehe- 
henlichen  VogteL   Wesentlich  anders  lauten  die  Vorschrifiten  des 
lirandheimer  Landrechtes.*)  Wer  ein  einschichtiges  Weib  belangen 
will,  der  soll  zunächst  gegen  dasselbe  eine  heimstefoa  erlassen,  aber 
zugleich  auch  ihren  Vertreter  auffordern,  sich  rechtzeitig  bei  ihr  «nn- 
zuflnden,  eine  Bestimmung,  aus  welcher  man  doch  wohl  wird  . 
schließen  dürfen,  daß  dieser  Vertreter  nicht,  wie  nach  dem  Stadt- 
rechte,  je  nach  Bedürfnis  von  Fall  zu  Fall,  sondern  ein  für  allemal 
gewählt  werden  mußte;  als  varnaöarmaör,  d.  h.  Schutzmann,  wird 
derselbe  dabei  bezeichnet.    Die  Witwe  soll  dabei  ein  freies  Wahl- 
recht haben,  nur  daß  tler  Gewühlte-  ihrem  tVuhcrctr  Manne  eben- 
bürtig sein  muß  und  der  Vcrhist  ihres  Prozesses  darauf  steht,  wenn 
sie  einen  Mann  besserer  Gelnirt  wählt;  der  Juni^frau  dat^e^en  soll 
ein  jE^leich  unbeschranktes  Wahlrecht  unter  allen  ihrem  V  ater  Eben- 
bürtigen nur  unter  der  Voraussetzung  zustehen,  daß  sie  w  eder  Vater 
noch  Bruder  am  Leben  liat.  oder  aber  diese,  wenn  am  Leben,  sich 
um  ihre  Geschicke  schlechterdings  nicht  kummern.    Der  letztere 
Satz  wird  an  einer  anderen,  vorhin  schon  gelegentlich  besprochenen 
Stelle  dahin  ausgedrückt,  ')  daß  ein  Weib,  welches  von  ihren  An- 
gehörigen nicht  versorgt  w  ird  und  somit  genötigt  ist,  sich  selbst 
seinen  Unterhalt  zu  verschaffen,  dafür  auch  berechtigt  sein  solle, 
über  seine  eigenen  Angelegenheiten  selber  zu  bestimmen  (raAa  svä 
sinu  ra<Vi  sem  |>aer  vilja),  jedoch  vorbehaltlich  des  Anspruches  auf 
die  Unzuchtsbuße,  welcher  auch  in  diesem  Falle  dem  nächsten  An- 
gehörigen verbleibt    Weniger  deutlich  drücken  sich  die  GI)L.  aus.*) 
Nachdem  sie  die  Regel  ausgesprochen  haben,  daß  jeder  im  Lande 
anwesende,  freie  und  volljährige  Mann  seine  Rechtssachen  selber  zu 
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führen  h;ihc,  lassen  -ie  den  weiteren  Satz  folgen,  dafi  man  gegen 
ein  einschichtiges  Weib  ebenso  klagen  solle  wie  gegen  einen  Mann, 
da6  sie  indessen  berechtigt  sei«  ihre  Klage  wie  ihre  V^erteidiguiig 
einem  anderen  zu  übertragen,  nur  fireilich  keinem  Landherm  oder 
sonst  dem  Gegner  an  Macht  allzusehr  überlegenen  Manne.  Dem 
Zusammenhange  nach  könnte  man  diese  Vorschrift  ebensogut  auf 
ein  dem  Weibe  zugestandenes»  dem  Manne  aber  versagtes  Recht, 
sich  durch  einen  Bevollmächtigten  vertreten  zu  lassen,  beziehen,  ab 
auf  eine  Verpflichtung  des  Weibes,  sich  einen  Vertreter  zu  bestellen; 
indessen  wird  doch  wohl  nicht  nur  die  Vergleichung  der  FrliL.  und 
des  älteren  Stadtrecbtes  der  ersteren  Auslegung  im  Wege  stehen, 
sondern  auch  der  weitere  Umstand,  dafi  die  GI)L.  selbst  an  einer 
anderen  Stelle')  die  Witwen  sowohl  als  die  volljährigen  Jungfrauen 
anweisen,  die  Verkündigungen,  welche  in  Stamrogutssachen  in  ihrem 
Interesse  am  Ding  notwendig  werden,  durch  einen  BevoUmäcfatigten 
vornehmen  zu  lassen,  was  denn  doch  zeigt,  daß  sie  in  eigener  Person 
dieselben  nicht  vornehmen  koimteiL 

Aber  auch  diejenigen  beiden  Rechte,  welche  auf  bland  nodicfie 
freieste  Ausprägung  der  verwandtschaftKchen  Redite  den  Weibern 

gegenüber  gezeigt  hatten,  das  Verlobungsrecht  nämlich  und  der  An» 
Spruch  auf  die  Unzuchtsbutie,  sind  im  norwegischen  Rechte  nicht 
unwesentlich  anders  geordnet  als  im  isländischen;  nur  sind  leider 

die  einschlagigen  Hestimmungen  keineswegs  vollkommen  klar  und 
verstandlich.  1  )as  \' e  rl  o b  u  n  gs  r ec h  t  betretiend  unterliegt  freilich 
keinem  Zweifel,  daß  die  Witwe  nach  norwegisclicm  fechte  sich 
selber  verloben  konnte;*)  doch  wird  die  so  vollzogene  \'erlo!)un^,' 
nach  den  GI)I-.  mir  unter  der  Voraussetzung  uu.iakchtbar,  datj  die 
Freundscliatl  der  \\  itu  e  bei  derselben  mitj;e\virkt  hat,  wogegen  diese 
letztere  f!as  Vcrh  iltnis  gegen  Farlage  v  on  drei  Mark  handsalsslit  u  ieder 
aulhcLx  n  k  niti,  w iin  sie  dasselbe  ohne  den  Beirat  ihrer  Verwandten 
eingegangen  hat  Der  Jungfrau  aber  gotattcu  die  Frl)L.  sich  selber 
zu  verloben,  falls  sie  volljährig  ist,  und  bereits  etwas  geerbt  hat; 
doch  soll  sie  dabei  ihre  nächsten  und  verstän(ligsten  Wrwaiuiten 
vom  bauggildi  sowohl  als  vom  nefgildi  zu  Rate  /iehen.  Außerdem 
scheint  auch  <it  tijriii^cn  Jungfrauen  das  Selb^tx  crloljungsrecht  ver- 
willigt werden  zu  wollen,  welche  von  ihren  Angehurigen  V(»llig  sich 
selbst  überlassnen,  und  dadurch  gezwungen  werden,  ganz  für  sich 
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selber  zu  sorgen;*)  fraglich  erscheint  aber,  ob  jenes  Recht  nur  auf 
diese  beiden  Fälle  beschränkt  war  oder  nicht  Die  GI)L.  nämlich 
nennen  als  recfatmäfiigen  Verlober  einer  Jungfrau  lediglich  deren 
Vater,  und  eventueU  deren  Bruder,  mit  dem  Beifugen,  da8  unter 
mehreren  Brüdern  nötigenfalls  das  Los  xu  entscheiden  habe;*)  die 
Frt>L.  aber  sprechen  ebenfalls  zunächst  nur  dem  Vater  und  der  Mutter 
das  Veriobungsrecht  ausdrücklich  zu,*)  und  wenn  sie  dabei  zwar  in 
allgemeinen  Ausdrücken  auch  noch  der  Möglichkeit  gedenken,  dafi 
auch  wohl  eine  andere  Person  der  richtige  Veilober  sein  könne,  so 
legt  die  Veigleichung  einer  anderen  Stelle  nahe,^)  daO  auch  dabei 
zunächst  wieder  an  den  Bruder  zu  denken  seL  Erinnert  man  sich 
nun,  daß  ledige  Weiber,  welclie  weder  Vater  noch  Bruder  haben, 
nach  den  FrI)L.  berechtigt  sind,  sich  ihren  gertchtliclien'  Vertreter 
selbst  zu  wählen,  so  könnte  man  sich  zu  der  Vermutung  hingezogen 
fühlen,  daß  das  Verlobungsrecht  wirklich  nicht  über  den  ersten  Grad 
der  Verwandtschaft  hinausgegangen  sei,  und  eine  Bestätigung  dieser 
Vermutung  könnte  man  etwa  in  dem  bereits  angeführten  Satze  finden, 
daß  die  volljährige  Jungfrau  sich  selber  verloben  dürfe,  wenn  sie 
bereits  etwas  geerbt  hat;  da  nämlich  die  Tochter  unmittelbar  nach 
Sohn  und  Vater  zur  Erbfolge  berufen  ist,  wird  die  Jungfrau,  die 
weder  Vater  noch  Bruder  hat^  in  der  Regel  geerbt  hd^en.  Indessen 
will  mir  doch  eine  solche  Annahme  wenig  wahrscheinlich  vorkommen. 
Auf  die  GI>L.,  welche  unter  allen  Umständen  die  Jungfrau  ihren  ge- 
ficbtUchen  Vertreter  sich  selber  wählen  lassen,  also  in  dieser  Beziehung 
zwischen  den  Verwandten  ersten  Grades  und  entfernterer  Grade 
schlechterdings  nicht  unterscheiden,  paßt  jene  Schlußfolgerung  von 
vornherein  ni»  ht,  und  ülu  rdirs  ist  zu  beachten,  daß  dieses  Kechts- 
bach  an  eben  der  Stelle,  u.n  welcher  es  von  dem  V'erlobungsrechtc 
des  Vaters  und  Bruders  spricht,  dem  gcl»orenen  llrhen  ties  W  eibes 
zwar  nicht  das  Verlobungsrecht,  aber  doch  den  .\n^|)ruci)  aui  die 
Unzucht><bußc  zuerkennt,  selbi.t  für  den  l.ill,  da  de>vcn  Urautigam 
sich  mit  ihm  vor  der  Hochzeit  einlaßt,  'i  w  ahrend  eine  zwi  ite  Stelle 
die  Unzuchtsbnße  zun.udist  aucli  mir  tur  den  Vater  und  liiuder  be- 
stimmt, dann  aber  l:)eifugt,  daß  >-ie  in  gleicher  Weise  auch  jedem 
geborenen  ICrljen  des  Weibes  zukomme, und  eine  dritte  Stelle 
vollends  nur  diesen  letzteren  erwähnt  ')    Man  wird  wohl  hiernach 
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antK'hnien  müssen,  dati  es  nur  eine  Unpcnaiiit^keit  des  Ausdrucks  ist, 
wenn  in  den  GI^L.  das  Verlobungsrcrht  nicht  auch  dem  geborenen 
Krben  als  solchem  eventuell  zugeschrieben  wird,  und  ist  diese  Uii- 
j^fcnaniEjkcit  i^fcrade  darum  um  so  leicliter  erklärlich,  weil  sofort  be- 
zuglich der  Un/.uchtsbuße  der  nächste  Krbc  der  Braut  als  bercchtij^ 
genannt  wird.  Bezuglich  der  Fr[)L.  aber,  für  welche  jene  Schluß- 
folgerung allenfalls  paßt,  steht  ihr  denn  doch  entgegen,  daf3  gerade 
in  ihnen  hinter  Vater  und  Mutter  der  sonstige  Verlober  mit  einem 
so  allgemeinen  Ausdrucke  erwähnt  wird,  daö  es  schwer  hält,  unter 
ihm  nur  den  einzigen  Bruder  verstanden  zu  denken,  und  überdies 
steht  dem  auf  Vater  und  Bruder  beschränkten  legalen  Vertretungs- 
rechte gerade  in  diesem  Rechtsbuche  der  auch  den  entfernteren  An- 
gehörigen des  Weibes  zukommende,  weit  über  das  Bereich  der  Unzuchts* 
vergehen  hinausreichende  Bußanspmch  wegen  dessen  Verletzung  ent- 
gegen, l^ne,  doch  wohl  durch  kirchliche  Einflüsse  bewirkte,  Abwei- 
chung vom  isländischen  Rechte  zeigt  sich  übrigens  auch  darin,  daß  das 
Recht  von  l)rändheimr  sowohl  als  von  den  Hochlanden  schlechthin 
vorschreibt,  daß  bei  der  Verlobung  neben  dem  Willen  der  Verwandt- 
schaft auch  auf  den  des  Weibes  selber  Rücksicht  zu  nehmen  sei, ') 
so  dad  jeder  Zwang  zur  Eingehung  einer  Ehe  nach  ihnen  schlecht- 
hin ausgeschlossen  i^  Die  GI)L.  und  B{)L.  enthalten  keine  ähnliche 
Vorschrift  und  auf  das  ältere,  nationale  Recht  ist  somit  aus  jenen 
Satzungen  nichts  zu  schliefien.  Die  Terminologie  aber,  deren  sieb 
die  norwegischen  Rechtsbücher  bedienen,  ist  eine  der  isländischen 
zwar  ähnliche,  aber  doch  keineswegs  gleidie,  und  überdies  nicht 
einmal  völlig  feststehende»  Einerseits  wird  das  Verlobungsrecbt  ab 
ein  „räöa  fyrir  konu",*)  oder  „eiga  forraedi  ä  konu*")  be- 
zeichnet, und  der  zu  denselben  berufene  Verwandte  „skyldastr 
til  forraeda",*)  oder  auch  kurzweg  als  ifforrsfiismadr";*)  alles 
Bezeichnungen,  welche  an  den  lögrädandi  des  isländischen  Rechts 
erinnern.  Andererseits  wird  aber  auch  die  den  schwedisdien  Rechts- 
quellen  geläufige  Bezeichnung  „giptfngarmadr^  fUr  den  Inhaber 
des  Verlobungsrechtes  gebraucht,*)  welche  sich  aber  mit  dem  fast« 
nandi  des  isländischen  Rechtes  berührt,  und  an  sie  schltefien  sich 
wieder  Ausdrücke  wie  „r  a  d  a  g  i  p  1 1  n  g  u  m"     fUr  den  Besitz  der 

»)  FrJ>L.  III,  22;  E|)L.  I,  22—23:  II,  19—20. 
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Berechtig:ung,  oder  „kona  sü,  er  hann  gipta  skal"'j  für  das  ihr 
unterworfene  Weib  an.  Auch  diese  geringe  Konstanz  in  der  Ter- 
mioologie  dürfte  aber  darauf  hindeuten,  dafi  das  Verlobungsrecht  in 
unseren  norwegischen  Rechtsbüchern  keineswegs  mehr  in  seiner  ur- 
sprünglichen Gestaltung  und  Geschlossenheit  vorliegt. 

Einer  eigentümlichen  Behandlung  unterliegen  endlich  auch  nach 
norwegischem  Rechte  die  Unzuchtsvergehen.  Auch  hier  kehrt 
zunächst  der  Satz  wieder,  daß  den  Angehörigen  eines  in  dieser 
Weise  verletzten  Weibes  in  größerem  Umfange  erlaubt  sei,  blutige 
Rache  zu  üben;  der  Kreis  der  betretenden  Verwandten  ist  jedoch 
in  den  verschiedenen  Rechtsbüchem  verschieden  abgegrenzt  Die 
GI>L.  und  die  Fr[)L.,  welchen  letzteren  hier  wie  anderwärts  auch 
das  Stadtrecht  folgt,  nennen  sieben  Weiber,  nämlich  die  Ehefrau, 
Mutter,  Tochter  und  Schwester,  sowie  die  Stiefmutter,  Schwieger« 
tochter  und  Brudersfrau;*}  das  Recht  von  Vikin  dagegen  fügt  noch 
die  Schwiegermutter,  Stieftochter  und  die  Schwester  der  Frau,  sowie 
die  Sohnestochter,  Bruderstochter  und  Schwestertochter  bei,  so  dafi 
die  2£ahl  der  betreffenden  Weiber  auf  13  steigt')  Von  prinzipieller 
Bedeutung  ist  diese  Abweichung  wohl  nur  teilweise,  da  von  den 
sechs  in  den  BI>L.  beigefügten  Weibern  die  drei  ersten  wohl  nur 
eine  V^voUständigung  bringen,  die  in  den  anderen  Quellen  still- 
schweigend mit  ini)egri^en  ist,  während  mit  den  drei  letzten  über 
die  uKprünglich  gezogene  Grenzß  in  einer  Weise  hinausgegriffen 
wird,  welche  doch  wohl  kaum  auf  eine  spätere  Zeit  hinweist;  um 
so  bedeutsamer  ist  dagegen,  daß  die  BliL.  dem  Erben  des  verietzten 
Weibes  das  gleiche  Recht  der  blutigen  Rache  ohne  alle  Beschrankung 
auf  einen  bestimmten  Verwandtschaftsgrad  zugestehen,  falls  das  Weib 
nur  frei  geboren  war,  während  für  Unfreie  und  l'Veigelassene  die 
Grenze  beträchtlich  cnj^^er  gezo^^en  war.  Es  läßt  sich  wohl  nicht  mit 
Sicherheit  bcätimmcn,  ob  diese-  Ict/tcre  Differenz  zwischen  den  ver- 
schiedenen Provinziah  echten  eine  wirkHchc  iMicr  nur  eine  scheinbare 
ist,  soferne  sich  ja  recht  wohl  denken  Kil.jt,  ciaU  die  nhricfen  Rechts- 
bücher des  geborenen  I'>i)ca  nur  durum  keine  Krw  ihnun«  taten, 
weil  sie  bei  ihm  das  t^leiche  Recht  als  selbstverstiuuUic  h  betrachteten. 
—  Neben  der  blutigen  Rache  konimeti  ferner  die  Un/.uchtsbuUen  in 
Betracht,  und  geben  auch  bezüglich  ihrer  die  H[iL.  wieder  ihren 
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eigenen  Weg,  indem  sie,  ähnlich  w  ie  ilics  beim  Wergeide  der  Fall 
war,  mehrfache  Bußen  an  mehrfache  Bezagsberechtigte  nebeneinander 
entrichten  ließen;')  wegen  des  Beilagers  mit  einer  Ehefrau  oder 
Braut  z.  B.  erhielt  der  Ehemann  oder  Bräutigam  6  Mark,  der  Vater 

3  Mark  und  ebensoviel  der  Sohn,  woneben  dann  noch  3  Gaben 
(gjafir)  von  6,  3  und  i^'t  aurar  zu  entrichten  waren,  von  welchen 
die  beiden  ersten  an  die  Vaterseite,  die  dritte  aber  an  die  Mutto^ 
Seite  fiel,  und  der  nächste  Verwandte  hier  wie  dort  den  Bezug  hatte* 
Da  von  einem  derartigen  Weil>e  gesagt  wird:  „hon  er  12  maria 
kona",  ist  klar,  da6  nur  die  ersten  drei  Bezüge  als  ordentlich  be- 
trachtet wurden,  wogegen  die  drei  Gaben  nur  als  eine  aufierordent- 
liehe  Zugabe  galten;  die  Zuweisung  ferner  der  letzteren  an  deo 
nächsten  Verwandten  ist  insofeme  nicht  ganz  klar,  als  sich  nicht 
recht  ersehen  läßt,  warum  der  Bezug  der  Vaterseite  in  zwei  Graben 
zerfallt  sei,  wenn  doch  „hinn  nänasti'*,  also  eine  einzige  Person,  beide 
erhalten  sollte.  Man  wvd  wohl  annehmen  dürfen,  daß  „hinn  nänasd 
I  bauggildi"  und  „hinn  nanasti  nidr  f  nefgildi"  zu  verstehen  sei,  und 
kann  unter  dieser  Voraussetzung  unsere  Stelle  als  einen  willkommenen 
weiteren  Beleg  für  die  früher  ausgesprochene  Vermutung  betrachten, 
daß  das  mödemi  ursprünglich  ganz  außerhalb  des  Gegensatzes  von 
bauggUdi  und  nefgildi  gestanden  sei;  man  wird  femer  die  ordent* 
liehen  Bezüge  auf  die  tölumenn,  die  außerordenUichen  auf  die  entfern- 
tere Verwandtschaft  beziehen,  und  das  Fehlen  des  Bruders  unter  den 
ersteten  sich  vielleicht  daraus  erklären  dürfen,  daß  im  gegebenen 
Falle  für  den  Ehemann  Raum  geschafi't  wnden  mußte.  Wie  den 
aber  auch  sei,  beachtenswert  ist  jedenfalls,  daß  auch  im  schwedischen 
und  dänischen  Rechte  Überreste  einer  gleichzeitigen  Heranziehung 
mehrfacher  Verwandter  zu  den  Unzuchtsbußen  sich  erhalten  haben. 
Helsingela^^ca,  welches  Rechtsbuch  iiberhaupt  mehrfiatche  Spuren 
ältesten  Rechtes  bewahrt  hat,  läßt  für  die  mit  einer  Jungfrau  be- 
gangene Unzucht  16  Unzen  an  deren  Vater,  B  an  deren  Bruder  und 

4  an  deren  Geschwisterkinder  zahlen;*)  Södermannalagen  dagegen 
läßt  zwar  die  Unzuchtsbuße  vom  giptarmat)er  beziehen,  aber  ne  wird 
doch  „at  fhendae  Jiocka"  erlegt,  d.  h.  für  den  der  Verwandtschaft 
angetanen  Schimpf,  *)  was  doch  wohl  auf  eine  frühere  Teilnahme  der 
Verwandtschaft  an  dem  Bezüge  hinweist.  In  Jihnlicher  Weise  bcmeAt 
ferner  Skänclagen  ausdrücklich,  dal)  der  Geschlechtsvorraund  die  von 
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ihm  beigetriebene  ünzuchtsbufle  mit  niemanden  zu  teilen  verpfliclttet 
sei,  weil  sie  keine  „skutabot",  d.  h.  keine  von  der  Verwandtschaft 
des  Schuldigen  zusammengeschossene  BulBe  sei,  *)  und  eine  ganz  ähn- 
licfae  Bestimmung  kennt  auch  das  Jydske  Lov;*)  dad  beide  Rechts- 
bücher sich  veranlaßt  saiien,  die  Teilung  der  Unzuchtsbude  unter  der 
Verwandtschaft  ausdrücklich  zurückzuweisen,  scheint  aber  auch  wieder 
darauf  hinzudeuten,  dafi  die  Praxis  in  diesem  Punkte  unsicher  war,, 
und  daß  ein  älterer,  noch  unvergessener  Rechtssatz  bei  der  Unzuchts- 
bufie  wie  beim  Wergeide  die  Teilung  gefordert  hatte,  ganz  wie  dies 
Helsingdagen  und  unsere  BI>L.  in  der  Tat  noch  tun.   Von  hier  aus 
erhält  nun  aber  audi  das  Recht  der  blutigen  Rache  eine  unerwartete 
Beleuchtung,  welche  die  sämtlichen  nordischen  Rechte  den  näheren 
Angehörigen  eines  Weibes  wegen  dessen  geschlechtlicher  Kränkung 
einräumen;  offenbar  hängt  nämlich  die  hier  wie  dort  gestattete  Blut- 
rache mit  der  hei  Unzuchtsvergehen  wie  bei  Totschlägen  wieder* 
kehrende  Heranziehung  der  Verwandtschaft  zum  Bezüge,  und  doch 
wohl  auch  zur  Entrichtung  des  Sühngeldes  zusammen,  und  wird 
demnach  anzunehmen  sein,  daß  wie  die  erstere  von  sämtlichen  nor* 
wegiscfa-isländischen  Rechten  zugelassen  wird,  so  auch  diese  letzteren 
ursprünglich  ihnen  allen  bekannt  war,  wenn  auch  die  meisten  dieser 
Rechte  den  Bezug  der  Unzuchtsbufle  schon  frühzeitig  auf  den  Ge- 
schlechts vormu  nd  beschränkten.   Diesen  letzteren  Weg  haben  aber 
die  übrigen  norwegischen  Rechte  ebensogut  eingesclilagca  wie  das 
isländlMhe,  mit  Ausnahme  höchstens  etwa  der  £[)L.,  von  deren  Ver* 
ballen  in  der  Frage  wir  nidits  wissen.  Es  sprechen  aber  zunächst 
die  G\}L.  dem  Vater,  Bruder  und  dem  nächsten  Eri)en  eine  Bufie  zu 
wegen  jedes  mit  der  Tochter,  Schwester  oder  eventuellen  Erb- 
lasserin begangenen  Unzuchtsvergehens,  und  erstrecken  diesen  An- 
spruch eventuell  auch  noch  auf  den  Hausherrn  eines  Weibes,  welches 
im  Inlande  keinen  geborenen  Erben  hat,  indem  sie  zugleich  das 
Recht  des  Biißbcrechtit^^tcii  für  den  Ik-trai;  dieser  Buße  maßgebend 
i»ein  lassen.^')    Sie  gewcihrcii  ferner  ncUen  diesem  Biißaiispruche  des 
Geschlechtsv'orni  11  Ildes  für  den  hall,  da  die  L'n/ucht  mit  einer  Braut 
begangen  wurde,  auch  noch  dem  Bräutigam  einen  solchen,"*)  vvalirend 
sie  anderseits  auch  den  Bräutigam  selbst  dem  Geschlechtsvormunde 
bußfallig  werden  lassen,  wenn  er  sich  mit  seiner  l  ii^^enen  Braut  noch 
vor  der  Hochzeit  vergeht.*)    Von  einem  BuÖanspruchc  des  Ehe- 


*)  Skänel.  213.  -)  Jydske  Lov.  11,  18. 

*i  G^L.  197;  vgl.  auch  57.  ebenda,  201.         *)  ebenda,  5I. 
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maanes  wegen  eines  mit  seiner  Frau  begangenen  Ehebruches  bt 
aber  doch  wohl  nur  darum  nicht  die  Rede,  weil  bezüglicli  der  Ehe* 
firauen  ein  für  aliemal  der  Satz  galt:  ,,slfkan  rctt  ä  hverr  madr  a 
Iconu  sinni,  scm  a  själfum  ser";')  daß  aber  hier  wie  dort  nicht,  me 
im  isländischen  Rechte»  eine  Klage  auf  Acht  neben  der  Bu6klage 
steht,  ist  doch  wohi  nur  als  eine  spätere  Neuerung  aufzufassen,  da 
die  Zulässigkcit  der  l>lutii;en  Rache,  wie  zumal  die  zu  ihrer  Recht- 
fertigung nötige  Klage  auf  den  toten  Mann  zeigt,  -)  die  Möglichkeit 
einer  Klage  voraussetzt,  und  auch  die  trj'ggöir,  welche  in  allen  Fällen 
des  Ehebruchs  oder  der  Kränkung  anderer  \\  eiber  zu  geben  waren, 
wegen  deren  blutige  Rache  gestattet  war,  ^)  eben  dahin  weisen.  In 
den  FrpL.  aber,  sowie  auch  im  Stadtrechte,  kehrt  zunächst  die  Be- 
stimmung wieder,  dafi  der  Bräutigam  w^en  vorzeitiger  Berührung 
seiner  Braut  deren  nächsten  Verwandten  die  volle  Bufie  zu  ent- 
richten hat,^)  und  aufierdem  legt  das  letztere  dem  Ehebrecher  die 
Entrichtung  einer  dreifachen  Bufie  an  den  beleidigten  Ehemann  auf;*) 
da  diese  letztere  Bestimmung  auch  in  der  Jämsi'öa  ganz  gleichmäflig 
wiederkehrt,^  und  überdies  auch  in  dem  Inhaltsverzeichnisse  der 
Frl)L.  erwähnt  wird,  während  der  Text  der  betreffenden  Stelle  ver- 
loren gegangen  ist, kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  dieselbe 
auch  in  diesem  letzteren  Rechtsbuche  enthalten  war.  Weiterhin  aber 
enthält  nur  das  Stadtrecht  den  Satz,  dafi  der  Vater  oder  Bruder 
wegen  der  Kränkung  seiner  Tochter  oder  Schwester  dieselbe  Bufie 
nehmen  solle,  welche  ihm  selber  zukomme,  jedoch  nur  ein  erstes 
und  zweites  Mal,  wogegen  das  Weib  als  Hure  gelten  solle,  wenn 
ähnliches  sich  öfter  wiederholt;*)  nur  das  Stadtrecht  bedroht  femer 
das  freigeborene  Weib  fiir  den  Fall  der  Unkeuschheit  mit  der  Knecht- 
schaft auf  dem  Königshofe,  von  welcher  dasselbe  allerdings  durch 
seine  Verwandtschaft  freigekauft  werden  kann.  *)  Soweit  die  erstere 
Stelle  den  Bufibetrag  fUr  Vater  und  Bruder  reguliert,  kann  deren 
Fehlen  in  den  Fr[)L.  nicht  auffaUen,  soferne  diese  ja  eine  entsprechende, 
jedoch  weit  über  das  Gebiet  der  Unzuchtsvei^ehen  hinausreichende 
Bestimmung  kennen,  und  die  eigentümliche  auf  den  wiederholten 
Rückfall  beziigliche  Sitzung  mochte  recht  wohl  dem  Stadtrechte  aas* 
schließlich  eigen  sein;  das  Schweigen  aber  über  die  Berechtigung 

')  GJ)L.  52.  ebenda,  160.  ')  ebenda,  3a. 

*)  Kr[)I..  III,  13;  BjarkR.  III,  f>8. 
»)  BjarkR.  III.  122.  «1  Jarns.,  Mannh.  25. 

')  Fr]>L.  V,  Index,  24.  ")  BjarkR.  III,  126. 

*)  ebenda,  127. 


Digitized  by  Google 


§  5'  Weiber. 

der  entfernteren  Verwandten,  die  etwa  als  gcl)orene  Erben  zur  Ge- 
schlechtsvormundschaft berufen  sein  konnten,  wird  kaum  auch  nur 
fiir  das  Stadtrecht  emstlich  betont  werden  dürfen.  Die  zw  eite  Stelle 
dag^egen  bedarf  einer  eingehenderen  Erläuterung.  Sie  beruh:i  sich 
aufs  genaueste  mit  der  Angabc  einer  geschichtlichen  Quelle,')  nnch 
welcher  K.  Ilaraldr  harfagri  geboten  haben  soll,  daß  Weiber,  welche 
sich  eines  l.'nzuchtsvergehens  schuldig  machen,  daiur  in  des  Königs 
Knechtschaft  vert'aiku  sollen,  wenn  ihre  Verwandten  sie  nicht  mit 
einer  Zahlung  von  drei  Mark  auslosen,  und  man  wird  in  dit-ser  An- 
gabe zwar  keinen  unangreifbaren  Beweis  für  die  Begründung  dieses 
Rechtssatzes  in  des  K.  Haraldr  Gisetzgebung,  aber  doch  immerhin 
ein  unanfechtbares  Zeugnis  dafür  erkennen  dürfen,  daß  derselbe  in 
der  ersten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  galt,  und  als  ein  von  alters- 
her  überlieferter  betrachtet  wurde.  Demgegenüber  fallt  zunächst  auf, 
daß  die  GI)L.  das  freie  \\  eib  nur  für  den  Fall  mit  der,  um  drei  Mark 
abkaufbaren,  Knechtschaft  auf  dem  Konig^hofc  bedrohen,  da  sie  sich 
mit  einem  unfreien  Manne  vergangen  hat,  während  sie  der  I  rei- 
gelassenen,  wiederum  nur  unter  derselben  \\)rausset7ung,  (he  um 
sechs  Unzen  ablösbare  Knechtschaft  auf  dem  Hofe  ihres  l'reilassers 
androhen:-)  indessen  sclicint  sich  der  anscheinende  Widerspruch 
zwischen  beiden  Angaben  durch  die  Vergleichung  emer  einschlägigen 
Stelle  der  BpL.  heben  zu  lassen.  Nach  dieser  greift  namlirh  für 
flen  Fall,  daß  das  Weib  nicht  binnen  gesetzter  Frist  den  Kindsvater 
nennt,  die  Annahme  Platz,  daß  dieser  ein  Unfreier  sei,  und  tritt  dann 
Schukiknechtschaft  ein  für  den  Betrag  von  drei  Mark,  ^)  und  ganz 
denselben  Weg  scheinen  auch  die  Frl)L.  zu  gehen.  Allerdings 
sprechen  sich  dieselben  zunächst  nur  dahin  aus,  *)  daß  für  den  Fall, 
da  das  Weib  den  Kindsvater  zu  nennen  sich  weigert,  angenommen 
werden  solle,  daß  dieser  unfreien  Standes  sei,  und  daß  solchenfalls 
das  Weib  drei  Mark  an  den  König  verwirkt  habe,  ohne  dafi  dabei 
der  Schuldknechtschaft  gedacht  würde;  aber  da  eine  andere  Stelle 
bemerkt,^)  daß  die  Freigelassene  solchenfalls  drei  Mark  an  ihren  Frei- 
lasser zu  entrichten  hatte,  und  für  diese  persönlich  haftbar  war, 
scheint  die  Schuldknecbtscbaft  auch  von  diesem.  Rechtsbuchc  beide 
Male  in  Au^sirl.t  genommen  worden  zu  sein,  zumal  da  eine  dritte 
Stelle  desselben  die  eines  Unzucbtsvergebens  sich  schuldig  machende 


')  Fagrskinna,  17/IO. 

^  GI»L.  198.        >)  B^U  II,  14.        *)  fr^U  II,  I. 
')  ebenda,  IX,  16.        *)  ebenda,  x6. 
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Nonne  in  die  Knechtschaft  des  Bischofs  gehen  hdflt^)  Nach  all^ 
dem  wird  somit,  wie  ich  dies  schon  anderwärts  ausgeführt  habe,^ 
wohl  anzunehmen  sein,  daß  die  vom  Weibe  selbst  zu  entrichtende 
Buße  sowohl  als  die  ihren  Bezug  sichernde  Schuldhalt  allerdings  nur 
für  den  Fall  ^Iten  woUte,  da  dasselbe  sich  mit  einem  Unfreien  ein- 
gelassen hatte;  daß  aber  dieser  Fall  präsumiert  wurde,  wenn  das 
Weib  den  Schuldigen  nicht  nennen  wollte,  und  daß  aus  diesem 
Grunde  auch  wohl  eine  scheinbar  schärfere  Wortfassunp;  in  einzelne 
Qucllcnstclien  eindringen  mochte.  —  Kigentümlich  gestaltet  sich 
demgegenüber  die  Behandlung  der  Notzuchts fälle,  als  in  welchen 
jeder  Verdacht  einer  Mitschuld  des  gekränkten  W  eibes  weijfällt  Die 
G1>1..  lassen  in  solchem  P'alle  den  Srluildigcti  nicht  nur  da>  c^roße 
Frifdi  iisgcld  von  40  Mark  veru  irken,  sondern  au  h  noi  h  einem  An- 
sprüche des  W  cibc.s  selbst  aut  doppelte  Bulie  unterliegen.  1  Eine 
Novelle  des  K.  Magnus  l>linij;sson  ferner,  welche  sowohl  in  die  GI)L. 
als  in  die  I'>|tL.  übergegangen  ist, '1  stellt  den  Weiberraub,  welcher 
doch  jedenfalls  ni<'ht  strenger  beiiandclt  \\  erden  konnte  als  die  Not- 
zucht, sogar  unter  die  übotamäl,  wogegen  das  Stadtrecht  wieder, 
doch  wohl  einem  älteren  Texte  der  IVltL.  folgend,  das  Weib  mit 
seiner  Freundschaft  zwar  aui  Acht  klagen  läßt,  wenn  ciie  Klage  so- 
fort und  mit  Zeugen  erhoben  wird,  aber  bei  späterer  Kia^estellung 
den  Heklaq^ten  7um  F.ide  zuläßt,  und  die  Rei^e!  aufstellt,  daß  dieser 
Eid  halb  «.ler  Klägerin,  hall»  dein  Ki>nir;e  und  der  Stadt  gehör.,  d.h. 
also  den  l'^all  als  sühnbar  beh.nulelt.  und  die  40  Mark  Buße  zwischen 
der  Kla'j;s]iartei  inid  der  <  ittentlichen  (iewiU  teilt*)  Die  BpL.  aber 
stellen  gleichtalls  die  Schwere  der  Rc  chtskiigen  der  Tat  von  der  Art 
der  Beweisführung  abhängic:.  tmd  diese  wieder  von  dem  Verhalten 
des  gekränkten  Weibes;"!  alh  rdinq^s  wird  <lal)ei  nur  die  1  lohe  der 
ihr  gebührenden  Buße  normiert,  aber  damit  duritc  doch  nicht  aus- 
geschlossen sein,  daß  ahnlich  wie  nach  den  Gpl^  neben  dieser  Bul^<' 
noch  die  Acht  oder  40  Mark  Buße  herging.  Da  die  1-agrskimia  die 
40  Mark  l^uße  als  Folge  der  Notzucht  bereits  auf  die  Gesetzgebung 
des  K.  Haraldr  härfagri  zurückführt, ")  wird  man  wohl  annehmen 
müssen,  daß  diese  in  der  Tat  bereits  dem  ältesten  Rechte  angehörte. 

')  Kr{)L.  III,  14. 

*j  vgl.  mcioc  Abhandlung  über  „^ic  Scbuldknccbtschalt  nach  altnordischem 
Rechte",  S.  It— 15. 

*)  G^L.  199.  ebenda,  32;  FrfiL.  V,  45>>46. 

^)  BjarkR.  II,  46;  III,  96.         «)  B^L.  II.  1|;  III,  9. 
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Man    siflit,   die   Zuruckscbuinpjeti   der   Weiber   gegenüber  den 
Manntrii  sind  im  iioru  epischen  Kerfite  im  L;ri'i'cn  untl  ij^aiizcu  von 
derselben  Art  wie  im  isländischen  Rcciitc,  wahrend  im  tinzelnen 
allerdings  gewisse  Abwcichunoren  zwischen  beiden,  ja  sogar  zwischen 
den  verschiedenen  Provin/.ial rechten  in  Norwegen  >L!i)^t  vorkommen. 
Hier  wie  dort  zeigen  sich  die  Weiber  von  nllfn  poüti-chen  Rechten 
prinzipiell  ausgeschlossen,  und  einzelne  Aufnahmen,  w  eiche  das  nor- 
W(  'fische  Kecht  in  Bezug  auf  deren  Zulassung  zum  Zeugnisse  und 
zur  I-.iuc>hilte  macht,  sind  <j;n\\7.  abnormer  .Art,  und  durch  :iuÜerli<  he 
kück?ichtf-'i  l>ci;run(let.    In  vermogen^reciithchcr  BeziehunL;  dagegen, 
und   zumal   bezuglicli    ihrer   Handlunc^s-   und  Dispo-itionsfrihigkcit, 
stellt  das  norwegische  Kecht  die  \\  eiber  den  Maimern  soL^ar  noch 
konse(|uenter  gleich  als  das  isländische;  umgekehrt  aber  unterwirft 
es  sie  ganz  wie  dieses  der  Verpflichtung,  vor  (iericht  sich  durch 
Männer  vertreten  zu  lassen.     Bezüglich  des  Erbrechtes,  dann  der 
Altersvormundschaft  setzt  das  norwegische  Recht  wie  das  isländische 
die  Weiber  den  Männern  nach,  nur  dati  die  Reihenfolge  ihrer  Be- 
rafutig  hier  wie  dort  eine  etwas  verschiedene  ist,  und  daß  in  Nor- 
wegen das  nur  hier  vorkommende  Stammgüterrecht  noch  ganz  be- 
sonders weit  reichende  Zurücksetzungen  derselben  kennt.    Die  nahe- 
zu gänzliche  Ausschließung  der  Weiber  von  der  Teilnahme  am 
Wergekie  kehrt  in  beiden  Rechten  ziemlich  gleichmäßig  wieder,  wo- 
gegen das  norwegische  Recht  wie  das  ältere  isländische  die  Weiber 
zu  der  Blutklage  zuläßt,  nicht  wie  das  spätere  sie  von  derselben  aus- 
schließt.   BezügUch  des  Verlobungsrechtes  ferner  ist  das  norwegische 
Recht  liberaler  als  das  isländische,  indem  es  den  Witwen  schlechthin 
die  Selbstverlobung  gestattet,  dagegen  ist  auf  strafrcf  htlichem  Ge- 
biete das  norwegische  Kecht  gleich  streng,  als  es  die  Acht,  wenn 
auch  nur  in  etwas  gemilderter  Gestalt,  auch  auf  die  Weiber  an- 
wendet, und  insofeme  strenger,  als  wenigstens  die  FrpL.  auch  in 
anderen  als  Unzuchtsvergehen  dem  Vater  und  Bruder  des  verletzten 
Weibes  den  Bufianspruch  selber  gewähren.  Auch  darin  verhält  sich 
das  norwegische  Recht  ähnlich  wie  das  isländbche,  daß  hier  wie 
dort  die  den  Zurücksetzungen  der  Weiber  entsprechenden  Rechte 
der  Männer  nur  einen  sehr  geringen  Grad  von  Geschlossenheit  zeigen, 
wie  sich  dies  denn  auch  hier  wie  dort  in  dem  Mattgel  einer  scharf 
äu^eprägten  Terminologie  ausspricht   Doch  zeigt  das  norwegische 
Redit  weni^ens  innerhalb  des  nächsten  Verwandtschaftskreises  noch 
Spuren  einer  strenger  angezogenen  Berechtigung  der  Verwandtschaft, 

soferoe  dem  Vater  und  Bruder  nach  den  FrpL.  von  Rechts  wegen 
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ond  mit  Ausschluß  jedes  selbstgcwählten  Vertreters  die  geriditliche 
Vertretung  der  Tochter  und  Schwester,  sowie  der  Bufibezug  wegen 
deren  Verletzung  zusteht;  von  einer  völlig  abgerundeten  Geschlechts- 
vormundschaft ist  freilich  im  norwegischen  so  wenig  als  im  isländi- 
schen Rechte  die  Rede.  Vergleicht  man  indessen  beide  Rechte  nicht 
nur  miteinander,  sondern  auch  mit  den  verschiedenen  schwedischen 
und  dänischen  Rechten,  so  laßt  sich  der  Grund  jenes  Mangels  an 
S\stcm  in  der  ganzen  Behandlung  der  Weiber  mit  Sicherheit  er- 
kennen.')  Diese  X'cTf^leichung  zcii;l  namlieli,  dal5  die  prin/ipielle 
Ausschliclking  der  Weiber  von  allen  und  jeden  j)olitischen  Rechten 
sich  ursprunglich  auch  aul  da,>  \  era\( 'i;ensrechtlichc  uad  str.ifreeht- 
Jirhe  (icbiet  herüber  erstreckte,  so  daü  die  Weiber  hier  wie  dort 
nicht  als  ^ell>>tandige  Angehorij^c  tie->  verwandtscliattliehen  X'erljandLS 
galten,  s^Miilern  gleich  den  Mindi  rjahrigcn  einer  NOrmuiiüschatt  unter- 
Ligen. So  lange  dic^c  Au;t,i>suug  uneingeschränkt  galt,  konnten  die 
Weiber  ebenso  wie  die  Mimicrj ährigen  weder  Kaehe  üben  n^  ch  der 
Rache  verfiiüen,  also  auch  weder  geachtet  werden,  noch  ein  IVicdens- 
geld  verwirken  oder  am  Wergeide  teilnehmen.  Von  der  Erbfolge 
ausLjeschh  s.sen,  inutäten  hievenden  niannhclicn  \'erwandten  alimen- 
tiert werden,  und  die-e  hatten  für  die  von  ihnen  1  »ei,' an  treuen  Kcchb- 
verlet/un;^en  mit  BuIk-  und  Srhaden^^er^atz  aut/ukoniinen,  al)er  datur 
auch  die  liukie  für  gei;<  n  sie  begangi  ne  \  erbrechen  zu  beanspiuciieii ; 
ihre  gerichtliche  Vertretung  war  Ii  dicklich  Sache  der  Männer,  und 
von  einer  Befähigung  der  Weiber  zur  Fuhrung  einer  Vormundschaft 
über  irgenriwelche  andere  Personen  konnte  der  Natur  der  Sache  nach 
vermöge  ihrer  eigenen  Unmündigkeit  niciu  ilic  Rede  sein,  üas  Ver- 
lobungsrecht der  männlichen  Verwandten  endhch  bildete  insolange 
nur  eine  einzelne  Konseijuenz  dieser  allgemeinen  Lage  der  Weiber, 
und  (las  Recht  ihnen  bezuglich  ihrer  Verehelichung  rücksichtslos  den 
eigenen  Willen  aufzuzwingen,  war  nur  ein  einzelner  Ausfluß  der 
viel  weiterreichenden  herrschaftlichen  Stellung  der  Männer  innerhalb 
der  Verwandtschaft.  D.ibei  ist  klar,  dati,  so  lange  die  Weiber  in 
einer  so  allseitig  gedruckten  Lage  sich  befanden,  die  ihrer  Zurück- 
setzung entsprechenden  Rechte  ganz  in  derselben  Weise  in  der  Haod 
eines  einzigen  männlichen  Verwandten  vereinigt  sein  muflten,  wie 
dies  den  Minderjahrii^en  gegenüber  auch  spater  der  Fall  war,  daß 
also  der  geborene  Erbe  zugleich  die  gerichtliche  und  außergericht- 
liche Vertretung  des  Weibes«  die  Sorge  für  dessen  Unterhalt  und 
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die  Verlobung  dessdbeti  zu  übernehmen  hatte;  mit  anderen  Worten, 
es  gab  eine  Geschteditsvormundschaft  als  ein  völlig  geschlossenes 
und  in  sich  abgerundetes  Institut;  welche,  der  Altersvormundscfaaft 
völlig  gleichartig  zur  Seite  stehend,  und  wohl  auch  die  technische 
Bezeidinung  mit  ihr  teilend,  ungeteilt  in  der  Hand  des  zunäclist  be* 
rufenen  männlichen  Verwandten  lag.   Mit  der  Zeit  begann  jedoch 
das  Frivatrecht,  welches  ursprünglich  durchaus  von  öffentlichen  Ge- 
Sichtspunkten  behenscht  gewesen  war,  von  dem  öffentlichen  Rechte 
sich  zu  lösen,  und  im  Zusammenhange  ,  damit  die  Anschauung  sidi 
Bahn  zu  brechen,  daß  die  früher  ftir  das  Gebiet  des  öffentlichen 
Rechtes  begründete  Zurüdcsetzung  der  Weiber  auf  dem  Vermögens- 
rechtlichen  Gebiete  ohne  Berechtigung  sei.  Eine  durchgreifende  Um- 
gestaltung mußte  die  Behandlung  der  Weiber  erfahren,  sowie  dieser 
neue  Gesichtspunkt  erst  praktische  Geltung  zu  erlangen  begann; 
aber  so  begreift  sich,  daß  derselbe  einerseits  nicht  für  alle  Gebiete 
der  verwandtschaftlichen  Berechtigung  gleichzeitig  und  gleichförmig 
sich  Bahn  brach,  und  daß  er  überdies  vielfach  früher  innerhalb  der 
näheren  Verwandtschaftsgrade  durchdrang  als  bei  den  entfernteren. 
Nicht  wenige  Inkonsequenzen  in  der  Behandlung  der  Weiber  in 
jedem  einzelnen  Rechte  erklären  sich  von  hier  aus  sehr  einfach;  zu- 
mal aber  erklärt  sich  von  hier  aus  sehr  leicht  die  große  Verschieden- 
heit, welche  sich  bezüglich  dieses  Punktes  zwischen  den  verschiedenen 
nordgermanischen  Rechten  bemerkbar  macht   Auf  dem  Gebiete  des 
Erbrechtes  scheint  die  Neuerung  zuerst  durchgedrungen  zu  sein, 
wenn  auch  zunächst  nur  in  der  Art,  daß  den  nächstverwandten 
Weibern  ein  Erbanspruch  für  den  Fall  zugestanden  wurde ,  daß 
nächstverwandte  Männer  fehlten;  sowie  aber  den  Weibern  einmal 
die  Möglichkeit  cröft'nct  war,  /.u  c-it^cncin  Vermögen,  und  damit  zu 
Ökonomischer  SeH)st;indigkcit  zu  [gelangen,  war  auch  bereits  zu  allen 
weiteren  Umgestaltmu^'en  der  Grund  i^'^elegt,  wie  denn  das  Weib  von 
da  ab  zumal  von  liun  verwirkte  Bußeti  aus  eigenen  Mitteln  bestreiten 
konnte,  was  dann  billigcrwcise  aurh  dazu  fuhren  mußte,  die  ihm 
gegenüber  verwirkten  an  es  selber  zahlen  zu  lassen  u.        m.  D^ls 
altschwedische  Recht   beschränkt    wirklich   das   den  W  eibern  \  er- 
willigte Zugeständnis  noch  wesentlich  auf  das  Erbrecht    Nach  wie 
vor  laßt  es  demnach  die  Weiber  der  gerichtlichen  Vertretung  durch 
ihren  Vurmund  unterworfen,  ohne  daß  ihnen  die  eigene  Wahl  ihres 
Vertreters  gestattet  wäre.    Nach  wie  vor  schließt  es  ferner  die  Weiber 
von  der  Führung  der  Altersvormundschaft  aus,  und  macht  hiervon 
nur  zugunsten  der  Mutter,  und  nur  auf  so  lange,  als  sie  ihren  U  itwen* 
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stuhl  nicht  verrückt,  eine  Ausnahme.  Nach  wie  vor  bleiben  die 
Weiber  auch  von  der  Blutklagc,  dann  von  allem  Anteile  am  Nehmen 
und  Geben  des  W'ergeldes  (ae'ttarböt,  oranböt)  ausgeschlossen.  Nach 
wie  vor  können  Weiber  Friedensbrüche  ebensowenig  begehen  wie 
unmündige  Knaben,  und  findet  demnach  weder  Ach^  noch  Todes- 
strafe auf  sie  Anwendung,  noch  wird  für  von  ihnen  verübte  Hand- 
lungen Geschlechtsbuöe  oder  Friedensgeld  bezahlt ;  die  vorkommenden 
Abweichungen  von  diesen  Regeln  stehen  ganz  vereinzelt,  und  sind 
augenscheinlich  nur  als  spätere  Neuerungen  aufzufassen.  Dafi  die 
Tötung  eines  Weibes  durch  einen  Mann  umgekehrt  strenger  be- 
handelt wird  als  die  Tötung  eines  Mannes,  möge  sie  nun  als  büß- 
lose  Tat  gelten  (WGL.),  oder  doch  mit  doppelter  Bu6e  belegt  werden 
(ULL^  WML.),')  erklärt  sich  einfach  daraus,  daß  die  Rücksicht  auf 
die  sittliche  Verwerflichkeit  der  Verletzung  einer  hilflosen  Person 
über  die  Rücksicht  auf  den  geringeren  Wert  des  Weibes  davonge- 
tragen hat,  und  ist  somit  nicht  vom  Standpunkte  des  Weibes  aus  zu 
erklären.  Charakteristisch  ist  dagegen  wieder,  dafi  auch  das  Weib 
Bufien  verwirken  kann,  ftir  deren  Entrichtung  freilich  der  Vormund 
haftet,  und  dafi  umgekehrt  Bufien  auch  dem  Weibe  zu  entrichten 
sind,  deren  halber  Betrag  freilich  dem  Vormunde  zufallt,  der  sie  ein- 
zutreiben hat;  nur  die  Unzuchtsbufien  fallen  diesem  ungeteilt  zu, 
und  scheint  dabei  die  Rücksicht  auf  sein  Verlobungsrecht  in  erster 
Linie  maßgebend  gewesen  zu  sein,  welches  sich  übrigens  auch  darin 
bemerkbar  macht,  dafi  ihm  bei  der  Verlobung  eine  Gabe  entrichtet 
werden  mufite,  die  in  den  gotischen  Rechten  als  vingxf,  in  den 
schwedischen  aber  als  fxstnada  fae  bezeichnet  wird.  Das  Recht  der 
Verlobung  und  das  der  gerichtlichen  Vertretung  erschienen  dabei  als 
so  bezeichnend  fUr  die  Geschlechtsvormundschaft,  dafi  deren  Inhaber 
ebensogut  als  giftarmatier  wie  als  malsma|>er  bezeichnet  werden  konnte. 
Man  sieht;  im  schwedischen  Rechte  wird  das  W^eib  noch  prinzipiell 
als  unmündig  behandelt,  und  besteht  dementsprechend  noch  eine 
fest  ausgeprägte  Geschlechtsvormundschaft  in  der  Hand  des  nächst- 
berufenen männlichen  Verwandten;  nur  in  sehr  beschränktem  Um- 
fange zeigen  sich  demgegenüber  die  Anfänge  einer  beginnenden  Zer- 
setzung, und  nur  sehr  allmählich  sehen  wir  diese  mit  der  Zeit  weiter 
vorschreiten.  Vergleicht  man  aber  mit  ihm  das  norwegisch-isländische 
Recht,  so  zeigt  dieses  den  gleichen  Zersetzungsprozeß  bereits  in  weit 
höherem  Grade  fortgeschritten,  aber  doch  so,  dafi  nicht  alle  ihm 


*J  vgl.  Wilda,  b.  572  u.  O49— 53. 
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zugehörigen  Rechtsquellen  bei  diesem  Entw  icklungsgange  miteinander 
gleichen  Schritt  gehalten  haben,  vielmehr  bald  da  bald  dort  Über- 
reste der  iütcreil  Rechtsordnung  vereinzelt  stehen  geblieben  sind. 
So  li.it  B.  die  privatrechtliche  Gestaltung  des  isländischen  gotiorö 
zut  JFolge  gehabt,  daß  Weiber  in  dieses  sukzediereo  konnten,  während 
das  norwegische  Recht  sie  von  der  Thronfolge  ausschloß.  Das  [)rand- 
heimcr  Recht  hat  die  gerichtliche  Vertretung  der  Weiber  in  der 
Hand  der  nächsten  Verwandten  als  Ausfluß  einer  legalen  Geschlechts- 
vormundschaft  festgehalten,  während  die  GI>L.  und  das  ältere  Stadt- 
recht, sowie  auch  das  isländische  Recht  den  Weibern  bereits  die 
Wahl  ihrer  Vertreter  freigeben.  In  vermögensrechtlicher  Beziehung 
kennt  nur  das  isländische  Recht  noch  eine  Überwachung  der  Weiber 
durch  den  Geschlecbtsvormund,  und  nur  ihm  ist  überdies  der  doppelte 
VoUjährigkeitstermio  bei  den  Weibern  bekannt,  in  welchem  doch 
wohl  eine  eigentümliche  Zwischenbildung  im  Entwicklungsprozesse 
der  weiblidien  Freiheit  zu  erkennen  ist.  In  Bezug  auf  die  Alters- 
Vormundschaft  und  die  Blutklage  haben  hingegen  beide  Rechte  den 
Weibern  eine  Beteiligung  eingeräumt,  die  ihnen  das  schwedische 
Recht  versagt  wohl  aus  dem  Grunde,  weil  sie,  anders  als  dieses,  die 
pekuniäre  Seite  beider  Berechtigungen  mehr  in  den  Vordeigrund 
rücken,  und  dieselben  als  Vorteile  behandeln,  die  sich  an  das  Erb- 
recht anschließen;^)  daß  das  isländische  Recht  die  Weiber  hinterher 
von  der  Blutklage  wieder  ausschloß,  darf  als  eine  aus  ganz  speziell 
nachweisbaren  strafprozessualischen  Rüdesichten  hervorgegangene 
Neuerung  fiiglich  außer  Betracht  bleiben*  Durch  die  Zulassung  der 
Weiber  zur  Altersvormundschaft  und  zur  Blutklage  und  durch  die 
liierdurch  bedingte  Veränderung  der  Sokzessionsordnung  bezüglich 
beider  Rechte  wurde  aber  selbstverständlich  der  innige  Zusammen- 
hang aufgehoben,  in  welchem  beide  Institute  ursprünglich  mit  der 
Geschlechtsvormundschaft  gestanden  waren,  während  die  Freigebung 
der  U^abl  ihres  Vertreters  auch  die  gerichtliche  Vertretung  der 
Weiber  von  dieser  loslösen  mußte.  Wenn  demnach  schon  nach 
schwedischem  Rechte  der  Geschlecbtsvormund  nicht  mehr  notwendig 
auch  zugleich  der  geborene  Erbe  des  Weibes  zu  sein  brauchte,  so 
konnte  nach  norwegischem  oder  isländischem  Rechte  allenfalls  auch 
der  Altersvormund  und  der  Blutkläger  und  weiterhin  auch  der  ge- 
richtliche Vertreter  eines  Weibes  ein  ganz  anderer  sein  als  diesen 


vgl.  Kunüngsb6k,  1 18  225:  at  taka  erföir,  ok  |jau  gxöi,  er  [ivi  eigu  at 
fylgja;  Staöarh6lsbuk.  75/99. 
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Ge^rhlei  hts\ormund,  und  die  Zersplittern iilj     r  ( je^tiilcrhtsvorniund- 
s<  halt,  welche  wir  in  diesen  letzteren  Rechten  vorfinden,  stellt  sich 
snmit  5^^1nz  einfach  als  eine  f''ül«;e  des  Umstandes  dar,  daß  an  ein- 
zelnen ursprünLjlirh  in  ilir  initbcf^rittenen  Rechten   hinterher  auch 
die  Weiber  selbst  Anteil  erhielten,  wahrend  andere  nach  wie  vor 
bei  der  alten  Ordnung  blieben,  und  wieder  andere  einem  beliebig 
vom  Weibe  gewählten  Manne  übertragen  wurden.    Sehr  charakte- 
ristisch ist  aber  zumal  die  Verschiedenheit  der  l'.ntwicklunL;  auf  dem 
strafrechtlichen  Gebiete.  Während  das  isländische  Recht  mit  einziger 
Ausnahme  der  Unzuchtsvergehen  den  Grundsatz  der  Gleichstellung 
der  Weiber  mit  den  Männern  hier  ganz  folgerichtig  durchführt,  zeigt 
das  norwegische  nicht  nur  bezüglich  der  Friedensbrüche  einen  sehr 
auffälligen  Übergang  von  dem  Systeme  des  schwedischen  Rechts  zu 
dem  des  isländischen,  sondern  auch  bezüi^lich  der  Rechtsbrüche  halten 
wenigstens  die  FrpL.  den  Bußbezug  als  Austluü  der  Geschlechtsvor- 
mundschaft fest,  soweit  diese  in  der  Hand  des  Vaters  oder  Bruders 
hegt,  und  sie  zeigen  sich  insoweit  sogar  noch  altertümlicher  als  die 
schwedischen  Rechte,  als  sie  dem  Gechiechtsvonnunde  die  g^anze 
und  nicht  bloß  die  halbe  Buße  zuweisen,  wogegen  sie  allerdings  für 
die  entfernteren  Verwandten  diesen  Bußbexug  vollständig  fallen  ge- 
lassen haben,  gleich  wie  die  G1)L.,  das  ältere  Stadtrecht  und  das 
isländische  Recht  von  demselben  sogar  bei  den  nächsten  Angehörigen 
nichts  mehr  wissen.  Der  exzeptionelle  Charakter,  welchen  die  FrI)L. 
der  Gescblechtsvonnundschaft  in  der  Hand  des  Vaters  und  Bradeis 
anweisen,  wiederholt  sich  übrigens,  beiläufig  bemerkt,  in  auffälligster 
Weise  in  einem  unserer  südgermanischen  Rechte,  nämlich  in  dem 
der  Langobarden;  hier  wie  dort  scheint  derselbe  indessen  kaum  als 
ursprunglich  betrachtet,  sondern  vielmehr  nur  auf  eine  spätere  Ab- 
Schwächung  vordem   auch  der  entfernteren  Verwandtschaft  zu- 
stehender Rechte  zurückgeführt  werden  zu  dürfen.  Doch  wäre  da- 
bei immerhin  möglicherweise  auch  der  Gegensatz  des  engeren  und 
weiteren  Verwandtenkreises  in  Bezug  auf  wirtschaftliche  Fragen  in 
Betracht  zu  ziehen.  Die  Gründe  aber,  welche  bei  den  Unzuchts^ 
verbrechen  den  Bufianspruch  des  Geschlechtsvormundes  auch  nach 
denjenigen  Rechten  festhalten  ließen,  welche  und  soweit  sie  bei  den 
übrigen  Vergeben  denselben  fallen  gelassen  hatten,  sind  bereits 
früher  angegeben  worden,  und  mag  hier  nur  noch  darauf  aufmerksam 
gemacht  werden,  daß  das  jüngere  Christenrecht  von  Vfkin  deren 
engen  Zusammenhang  mit  dem  Verlobungsrechte  sehr  deutlich  her- 
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vorhebt,  wenn  es  ausspricht,')  daß  diese  Vergehen  darum  einen 
ernsten  Vorwurf  für  das  schuldige  Weib  begründen,  weil  dieses  nicht 
befugt  sei.  über  sich  selbst  zu  verfügen,  solange  es  nicht  von  seiner 
Verwandtschaft  verheiratet  worden  sei. 

Zeigt  sich  hiemach  das  ursprüngliche  System  des  \\'eiberrechtes 
bereits  in  den  norwegischen  Provinzialrechten  und  dem  Rechte  des 
isländischen  Freistaates  vollständig  aerrtittet,  so  ist  für  die  spätere 
Zeit  selbstverständlich  nur  ein  weiteres  Fortschreiten  dieses  Auf- 
lösungsprozesses zu  erwarten,  und  durch  den  Inhalt  der  späteren 
Gesetzbücher  wird  diese  Erwartung  ihrem  vollen  Umfange  nach  be- 
stätigt. Die  sämtlichen  Gesetzbücher  des  K.  Magnus  lagabcetir  lassen 
zwar  die  Ausschließung  der  Weiber  von  allen  politischen  Rechten 
ruhig  fortbestehen  und  gestatten  denselben  auch  nicht  die  eigene 
Selbstvertretung  vor  Gericht;  aber  sie  räumen,  hierin  den  G1>L. 
folgend,  allen  unverehelichten  Weibern  die  freie  W^ahl  ihres  Ver- 
treters  ein,^  und  befreien  dieselben  insoweit  von  dem  weit  drücken- 
deren Joche  eines  geborenen  Geschlechtsvormundes.    Sie  kennen 
femer,  wie  das  ältere  norwegische  Recht;,  nur  einen  einzigen  Voll- 
jährigkeitstennin  ftlr  die  Weiber,  und  zwar  denselben,  welcher  auch 
fUr  die  Männer  gilt;  daß  derselbe  von  ihnen  vom  15.  auf  das  2a 
Lebensjahr  vorgerückt  wird,  ist  demg^enüber  ohne  alle  Bedeutung.*) 
Dagegen  ist  dem  Stadtrechte  allein  die  Bestimmung  eigen,  daß 
Weiber  zum  Kaufen,  und  doch  wohl  auch  zum  Verkaufen,  von 
Häusern  oder  Grundstücken  der  Genehmigung  ihres  Ehemannes  oder 
ihres  nächsten  Erben  bedürfen  sollen;')  weder  das  gemeine  Land* 
recht  noch  die  Jönsbök  weiß  von  einer  ähnlichen  Vorschrift,  und 
beziehen  sich  die  nach  beiden  den  Dispositionsbefugnissen  der  Weiber 
gezogenen  Schranken  wieder  nur  auf  die  Ehefrauen,  *)  gehören  also 
nicht  hierher.   Da  das  ältere  Stadtrecht  sowohl  als  die  Ph>vinzial- 
rechte  Norwegens  gleichfalls  keine  derartige  Beschränkung  der  Weiber 
keonen,  wird  wohl  die  Vermutung  erlaubt  sein,  daß  dieselbe  ent- 
weder aus  der  Jämsfda,  welche  in  diesem  Punkte  dem  älteren  islän- 
dischen Rechte  folgt, ")  oder  auch  aus  deutschen  Stadtrechten  in  des 


*)  netterer  B^KrR.  26:  En  konn  sü,  er  liggr  meft  manni  i  launUnpi,  h6n 
heitir  börrseltja,  \f,tiaJL  b6n  A  elgi  %jA(  forraeOi  «n  fyrr  en  fnvndr  hennar  hafa  gifl 
hnna,  hciman. 

*)  Jdrns.,  Kaupab.  8;  Landsl.  S,  I?jarkR,  24;  Junsbuk,  lo. 

Landsl.,  ErfÖat.  2;  BjarkR.  2;  Jönsbük,  K  v  c  n  n  a  e- 
*}  UjarkK.,  Kaupab.  6.  *j  Landsl.,  Kaupab.  21;  Junsbuk,  24. 

*)  Jdrns.,  Landabrb.  4. 
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K.  M.i{:;nus  St;ultrccht  hcrubcrt^ekomnien  sein  möge;.  Die  /unick- 
sct/unt;  der  Weiber  in  Bezug  aul'  die  Erbfolge,  und  zumal  in  Bc/.ucj 
aut  die  Stainnit^utsfolcje,  ist  stehen  cfebliclu-n,  ucnii  auch  im  ein- 
zelnen in  ctw  a>  anderer  Art  L:c^tciltet,  sie  dies  in  den  dteren 
Rechten  gewesen  war,  nacii  wie  vor  ist  ferner  die  Erbfol^;«  orduunt; 
auch  für  die  Deruiunsf  zur  Altersvormundschaft  maßgebend  ge- 
blieben.h  Im  Stratrerlite  ist  nuiimelir  die  Gleichstellung  der  Weiber 
mit  den  M.uinern  aih  h  in  IJczug  aut  die  l* riedcusbruciisaciien  durch- 
geführt die  BuÜen,  welche  für  die  N'erletzung  von  Weibern  fallit: 
werden,  -ind  jetzt  stets  an  diese  «;elb«t  zu  entrichten,  mit  Au-nahnie 
nur  der  L'n/u>  ht'-buLien,  welche  nach  wie  vor  dem  nächsten  Krben 
munniichen  Ge-' lile>  hts  L:ebuhren. '"'i  und  der  Elu.  tVauen,  tur  welche 
nach  wie  vor  der  Ehemann  s.imtlictie  Bußen  nimmt;  *i  die  Rache 
aber  ist  nunmehr  auch  für  Lnzuchtsfalle  völlig  beseitigt.^)  Das  \'er- 
lobungsrecht  endlich  ist  im  wesentlichen  noch  in  früherer  Weise 
geordnet  Nur  die  Witwe  darl'  sich  mit  dem  Beirate  einiger  Ver- 
wandter selber  verloben,  und  die  Jungfrau  dann,  wenn  ihr  Ge- 
schlechtsvonnund  sich  beharrlich  weigert,  auf  sich  darbietende  pas- 
sende Partien  einzugehen;  abgesehen  von  diesen  beiden  Fullen  aber 
verwirkt  das  Weib  durch  eigenmächtige  \'erlobung  sein  Erbrecht') 
An  einer  Stelle,  welche  übrigens  weder  ia  das  Stadtrecht  noch  in 
die  Jonsbok  ubergegangen  ist,  bedroht  das  gemeine  Landrecht  äußern- 
dem Manner  wie  Weiber  für  den  Fall,  daß  sie  sich  ohne  Zustimmung 
ihrer  Verwandten  verheiraten  w  ürden,  mit  dem  Verluste  ihrer  An- 
sprüche auf  die  Früchte  ihres  beweglichen  Gutes  und  auf  die  Pacht- 
gelder von  ihrem  Grundbesitze:'»  diese  Bestimmung  kann  sich  je- 
doch, w  ie  schon  das  angedrohte  Präjudiz  zeigt,  augenscheinlich  nur 
auf  Minderjährige  bezichen,  und  ist  auch  von  neueren  Si  hriftstellem 
ganz  richtig  nur  auf  solche  be/ot,H:n  \\  orden.'"»  Das  Verlobungsrecht 
steht  übrii: t  Ti<  mit  Ausnahme  der  Mutter,  immer  nur  Männern  zu; 
von  einem  ^^wange  zur  Ehe,  wie  solchen  der  Geschlechtsvormund 

'}  Landül.,  Erf^j,l.  14;  BjarkR.  14;  J>>nsb««k,  20. 

**■  LAodsU,  Mannh.  i;  BjarkK.  i.  Anm.  12:  J(»nsb<ik,  i. 

'  Land$L.  Manoh.  39;  BjarkK.  jq;  jönsbok,  31. 

♦  l  a:id>L  Ert^aL  3:  BjarkR.  3:  J..nsb...k,  3- 

■■^    I.  ,1  r.  d  V  ;  ,  Min  :•.  h.  ;  ;  H  ■  .1  r  k  K.  4  .  ]■  n  sh»«k.  2. 

*  I  ..!.  d-l,,  trlOat    2;  l{;arkR.  i;  J..in$b(>k,   l;  vgL  auch  neuerer 

Bl>  K  r  K.  zo 

*i  Tgl.  Wilda,  S.  $01,  Anm.  3;  Kiv«.  I.      93;  Brandt,  ForeLesninger, 
S.  13t. 
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urspriing^lich  zweifellos  .ui>/.Lml)cn  berechti|j;t  i^cwesen  war,  kann  jetzt 
selbstverstuiullicli  keine  Rede  mehr  sein,  da  die  kirciiliclien  Ansciiau- 
ungen  über  das  Wesen  tler  Ehe.  nunmehr  bereit^  zur  unbestrittenen 
Herrschaft  c^elani^t  sind,  \s  elciie  die  Ausübung  ciues  solchen  Zwanges 
sciüeciiterdings  ausschließen.  ^) 

Aus  dem  Entwicklungsgänge,  welcher  im  Bisherigen  für  das 
Weibcirecht  im  ganzen  nachgewiesen  wurde,  lassen  sidi  sehr  be- 
deutsame Krj^ebnisse  für  die  verschiedensten  Gebiete  des  verwandt» 
schaftlichen  Rechtes  gewinnen;  auf  eines  der  bedeutsamsten  unter 
ihnen  mag  liier  noch  besonders  aufmerksam  gemacht  werden,  weil 
es  eine  Reihe  solcher  Gebiete  gemeinsam  betrifft»  und  überdies  für 
die  richtige  Beurteilung  der  gesamten  Struktur  der  Verwandtschaft 
von  mafigebender  Bedeutung  ist  Da  wir  die  Zurücksetzung  der 
Weiber,  und  zwar  auf  aUen  Rechtsgebieten,  als  einen  Fandamental* 
satz  des  ältesten  Rechtes  kennen  gelernt  haben,  welcher  nur  sehr 
langsam,  und  in  verschiedenen  Rechten  auf  verschiedene  Weise  libe- 
raleren Anschauungen  wich,  werden  wir  anzunehmen  berechtigt  sein, 
dad  die,  hinter  der  Entstehungszeit  unserer  Rechtsbücher  allerdings 
weit  zurückliegende,  ursprüngliche  Verwandtschaftstafel  die  Weiber 
völlig  unberücksichtigt  gelassen  haben  werde,  und  daß  deren  spätere 
Einschaltung  in  dieselbe  Innerhalb  der  verschiedenen  Rechte  zu  sehr 
verschiedener  Zeil^  in  sehr  verschiedenem  Umfange  und  zumeist  auch 
überdies  in  verschiedenen  Absätzen  erfolgt  sein  werde.  UngleiCh- 
lormigkeiten  also,  welche  lediglich  die  Stellung  der  Weiber  innerhalb 
der  Verwandtschaftstafel  betreffen,  dürfen  völlig  unbeachtet  bleiben, 
wenn  es  güt,  die  ursprüngliche  Struktur  dieser  letzteren  festzustellen ; 
andererseits  aber  kann  man  aus  der  Vergleichung  der  verschiedenen 
norwegischen  Provinzialrechte  unter  sich  und  mit  dem  isländischen 
Rechte  unter  Umständen  Schlüsse  auf  das  relative  Alter  dieser  oder 
jener  einzelnen  Bestimmung  des  Weiberrechtes  ziehen,  und  da  der 
Zeitpunkt  der  Abzweigung  des  isländischen  Rechts  vom  norwegischen 
uns  ziemlich  genau  bekannt  ist,  mag  sich  in  einzelnen  Fällen  viel- 
leicht sogar  das  absolute  Alter  der  einen  oder  anderen  Neuerung 
wenigstens  annähernd  bestimmen  lassen. 


')  neuerer  G>KrR.  33;  Jöns  KrR.  40;  Arna  bps.  KrR.  16. 
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(  6*  Die  uneheliche  Geburt.*) 

Neben  der  auf  die  Ehe  begründeten  Verwandtschaft  kommt  im 
altnordischen  Rechte  auch  die  uneheliche  in  Betracht,  jedoch  nur  in 
untergeordneter  Weise»  und  so,  daß  die  unehelich  Geborenen  den  ehe- 
lieh  Geborenen  an  Rechten  keineswegs  gleich  standen,  vielmehr  viel> 
faltig  hinter  ihnen  zurückstehen  mußten.  Dabei  war  das  Maß  von 
Rechten,  welches  der  unechten  Geburt  zu  verschiedenen  2^iten  und 
an  verschiedenen  Orten  eingeräumt  war,  ein  durchaus  verschiedenes, 
und  innerhalb  der  unechten  Geburt  selbst  waren  wieder  vidfach 
weitere  Unterscheidungen  verschiedener  Klassen  derselben  durchge- 
führt; so  daß  es  aemlicfa  schwer  hält,  über  die  hier  einschlägigen 
Bestimmungen  zu  voller  Klarheit  zu  gelangen. 

Ich  stelle  einige  Bemerkungen  über  die  Terminologie 
unserer  Quellen  voran.  Es  werden  aber  die  unehelich  Geborenen 
zumeist  uls  1  a  u  ii  b  ö  r  n  oder  laungetnir  menn,  d.  h.  heimlich  ge- 
borene Leute  bczcicluKt,  und  werden  ihnen  die  ehelich  Geborenen 
als  ski'rgetnir  oder  skirbornir  menn,  d.  h.  rein  erzeiiLjte  oder  j^eborene, 
oder  auch  skilbornir,  skil^ctnir  oder  skilienf^nir  menn,  d.  a.  recht- 
m^iüit;  crzcusTtc  oder  geborene  Leute,  gegenüber  gestellt.  Hin  und 
wieder  werden  au«  Ii  Au>drucke  wie  i'r  i  1 1 1;  b  u  r  i  n  n  ,  frilluborn, 
frilluijüur,  frilludi>ttir  in  gleich  allgemeinem  Sinne  gebraucht;') 
eigentlich  aber  bezei<  hnen  diese  letzteren  Ausdrucke  nur  die  Kon- 
kubinenkinder, und  erklärt  sich  jener  ungenauere  Gebrauch  derselben 
nur  aus  der  Tatsache,  daß  das  spätere  Recht  die  verschiedenen 
Klassen  der  unehelichen  Kinder  /iemlioii  gleich  belumdelte,  und  daü 
zumal  die  Kirche  aus  Feindseligkeit  gegen  den  Konkubinat  dessen 
völlige  Gleichstellung  mit  allen  anderen  Arten  der  außerehelichen 
Ges<'hlcchtsL;emeinsciiaft  nach  Kräften  beforderte.  Im  übrigen  unter- 
schied d.is  altere  norwei^i^che  Recht  drei  verschiedene  Klassen  von 
unehelichen  Kindern,  nainlich  den  hornüngr,  hnsüngr  und  ^y- 


vgL  Wilda,  Von  den  unechten  Kindern  (1855);  dann  in  eine  Abbandlang 
Uber  „Die  unechte  Geburt  nacb  allnordischem  Rechte",  in  den  Sitzonfsberichten  der 
phüos.-philol.  und  hislor.  Klasse  unserer  Akademie,  1883,  S.  3 — 86. 

■)  So  z.  B.  I.andslög,  F.rl'ftat.  7,  Nr.  2 — 3  oder  Heim«kr.  Ölafs  s. 
Trygg vasonar,  ii/ijz,  wo  K.  Svcino  tjuguskcgg  als  des  K.  liaraldr  frillusour 
bezeichnet  wird. 
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borinn  sonr/)  fiir  wdche  Bezeichnungen  sich  die  entsprechenden 
Femininfomien  horaa,  hrisa  und  |>yborin  döttir  nachweisen  lassen. 
Die  GI)L.  erklären  dieselben  in  der  Art,  dafi  sie  unter  dem  hrisüngr 
den  Sohn  eines  freien  Weibes  verstehen,  welcher  mit  diesem  heim- 
lich erzeugt  is^  also  den  lauiigetinn  sonr  im  eigentlichsten  Wort- 
snne,  unter  dem  homüngr  aber  den  Sohn  eines  freien  Weibes»  mit 
welchem  der  Kindsvater  in  einer  dauernden  und  offenkundigen  Ge- 
schlechtsverlnndung  zusammenlebte,  ohne  doch  mit  demselben  recht* 
mäßig  verheiratet  zu  sein,  also  den  frillusonr  im  eigentlichen  Sinne, 
unter  dem  (»yborinn  sonr  endlich,  wie  dies  bereits  der  Name  an- 
deutet, den  Sohn  einer  unfreien  Mutter,  wobei  jedoch  noch  weiterbin 
vorausgesetzt  wurde,  daß  derselbe  von  seinem  Vater  anerkannt  und 
noch  vor  zurückgelegtem  dritten  Lebensjahre  freigelassen  worden 
war.  Indessen  fragt  sich  doch,  ob  diese  Definitionen  als  schlechthin 
feststehende  und  altertümliche  betrachtet  werden  dürfen.  Bereits  die 
Fr|>L.  stimmen  bezüglich  derselben  mit  den  Gl>L,  nicht  vollständig^ 
uberein,  solcriic  sie  /.war  den  )^*rL;ritt  tleü  liylniriiiii  -.onr  ganz  el>ciis(* 
bestimmen  wie  diese,  aber  hn.suagr  den  Sohn  nennen,  welchen  ein 
freier  M.tun  iiat  einem  freien  Weibe  im  \\  aide  erzeugt  iial,  inid 
liornungr  denjenigen,  welchen  ein  solcher  mit  einer  Freien  dahcin» 
im  Hause  erzeugte.  Noch  wiiter  weicht  vollends  das  isländische 
Recht  al).  welches  überdies  die  im  norwegischen  Rechte  übliche 
Nomenklatur  noch  durch  einii^e  weitere  Benennungen  bereic  hert. 
An  einer  anderen  Stelle  spricht  ila>selbe  einmal  von  dem  „>.nnr  |)\  - 
borinn  eAa  laungetinn", und  l)raucht  demnach  eine  Bezeichnung, 
welche  eigentlich  nur  den  Sohn  einer  unfreien  Mutter  umfassen  sollte, 
als  identisch  mit  einer  anderen,  welche  alle  nnd  jede  unehelichen 
Kinder  ^anz  gleichmal.jig  in  sich  begreift;  anderwärts  aber^»  deüniert 
es  den  iirisungr  als  den  Sohn  einer  Mutter,  welche  zur  Zeit  «einer 
Belebung  im  Mutterleibe  noch  unfrei  gewesen,  aber  bereits  \  t>r  ^  iner 
Geburt  i'reigelassen  worden  war,  und  welcher  darum  einer  Freilassung 
bedarf,  um  frei  zu  wenh  n,  obwohl  er  streng  genommen  frei  c^eboren 
ist,  den  hornungr  als  den  Sohn,  welchen  eine  freie  I  rau  \  on  ihrem 
eigenen  Sklaven  gewinnt,  den  sie  freigelassen  hat,  um  mit  ihm  leben 
zu  können,  den  bicsfngr  als  den  .Sohn,  welchen  ein  geachtetes  VVeib 
mit  ihrem  eigenen  Manne,  und  den  vargdropi  als  den  Sohn,  welchen 


*)  G^L.  58  und  104;  Frj^L,  Vill,  8  und  X,  47. 

*)  KoDtiogtbök,  II3/20I. 

*)  ebenda,  I18/234;  Sta0»rb6ltbök,  59/68. 
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ein  geächteter  Mann  mit  seinem  eigenen  Weibe  erzeugt; und  weldie 
beide  insofeme  den  unehelichen  Kindern  sich  anreihen,  als  die  Aus* 
stofiung  des  Geächteten  aus  dem  Rechtsverbande  auch  dessen  Ehe 
rechtlich  aufhebt  In  den  schwedischen  Rechten  endlich  bezeichnet 
der  Ausdruck  rishöf|ii,  welcher  doch  mit  hHsüngr  zweifellos  gleicher 
Abstammung  ist,  den  Sohn,  welchen  ein  geächteter  Mann  mit  seiner 
Frau  erzeugt,  -)  also  dasselbe  was  das  isländische  Recht  ab  vargdropi 
bezeichnet  Immerhin  scheint  sich  der  Sprachgebrauch  der  beiden 
norwegischen  Rechtsbücher  in  Übereinstimmung  bringen,  und  auch 
mit  dem  der  schwedischen  Rechte  ganz  befriedigend  in  Zusammen« 
hang  bringen  zu  lassen.  Von  hris,  d.  h.  Rebig»  Buschwald  abgeleitet 
gelangt  der  Ausdruck  hnshöOi  oder  auch  hhsüngr  zunächst  ganz 
naturgemäß  zu  der  Bedeutung,  welche  das  schwedische  Recht  dem- 
selben beilegt.  Wie  die  Ableitungen  und  Zusammensetzungen  hrisnir, 
hrisgnsnir,  hrisgrimnir  als  dichterische  Bezeichnungen  des  Wolfes  sich 
nachweisen  lassen,  so  mochte  ja  auch  der  gleiche  diesem  unstät  und 
gehetzt  den  Wald  durchirrende  Achter  ebensogut  als  hnsüngr  be- 
zeichnet werden,  wie  er  nachweisbar  wirklich  als  skogarmai^r,  d.  h. 
\\  ildniaim.  o<.lcr  auch  als  vargr,  d.  h.  Wolf  beze  ichnet  wurde.  **i  und 
tnn(ditc  dir'^t'r  Name  aucli  auf  seinen  Sohn,  den  vari^dro]-)!.  d.  is. 
\\  ulülrijpü  n,  ganz  wohl  uiscrtragcn  werden.  Andererseits  al)cr  konnte 
der  Ausdruck  ganz  ebensogut  auch  aui  ckii  bei  v<)rul)crgchcnder  Be- 
gegnung erzeugten  Bastartl  Anwendung  findeti.  indem  die  Krzeugung 
im  wilden  Walde  ja  recht  u  ^lil  als  drasti^c  hc  Bezeichnung  der  Zu- 
fälligkeit des  ZusammcnLrtlicn^  {selten  konnte:  zumal  wenn  man  die 
Bezeichnung  hornunc^r  dem-cll  <jn  gegenübergestellt  denkt,  welche  von 
horn,  d.  h.  Kckc  al> tIi  itrt.  fj^anz  treffend  den  daheim  im  Hause  mit 
einer  oncnkundigcn  Zuhalterin  erzeugten  Sohn  bezeichnet,  welcher 

'l  In  S  i  ^;  r  d  r  1  f  u  m  ;i  1 ,  35  bczfichnrt  varf^dropi  freilich  den  Sohn  des  heiades, 
von  einer  anderen  nieUiphoris»chen  licdcutung  dirs  Wortes  vargr  ausgehend. 

«)  WGL.  IV.  2:  ULU,  .Erfliwb.il/t;  SML.,  .trr|»«b.  4,  pr.;  WML.  II, 
.Erf^sb.  S6/I.  In  ganz  anderem  Sianep  nämlieh  als  Bezeicbauag  eines  widmecbt* 
lieh  ctricbtetea  Zaunes,  steht  das  Wort  in  ÖGL.,  Bygdab.  3&/4,  und  ebensowenig 
gehürl  der  Gclirauch  des  Wortes  lin'siingr  filr  einen  »it  Buschwald  bewachsenen 
Itcrg  in  der  Vn)jlin":i  s.,  39  31  hierher,  wenn  nicht,  wi«*  Jon  jiorkelsson  mich  be- 
lehrt, die  hier  erw.tiiiUen  ,.hei|)t  hrisiinj,'s",  die  ,,skrifta  uiikil  nu  fS  jjri<4i  ok  leiri" 
noch  Erpr  Junukrsson  bezeichnet,  der  auch  in  nam{)i&mdl  14  iiorntuijjr  heitit,  während 
die  Bruder,  die  ibn  erscblugen,  mit  Steinen  getötet  wurden,  ebenda,  S5. 

*)  TgL  die  tryggAamä  in  der  Konijngsb^k,  115/^06:  svi  vifta  wrgt  nekt 
ok  rekinn.  sem  menn  vföast  varga  reka;  vgl.  femer  die  Ausdrücke:  vargr  f  Ttei»,  grl5> 
▼argr,  gorvargr,  morftvargr  u,  dgl.  m. 
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aber  doch  dem  echt  geborenen  gegenüber  im  Winkel  stehen  mufi. 
Auch  der  letztere  Ausdruck  scheint  echt  und  alt;  wenn  in  einem 
Eddaliede  Erpr  von  seinen  Brüdern  Hamdir  und  Sörli  hornutigr  ge- 
scholten wird,  ^)  so  mag  sich  dies  einfach  aus  der  Annahme  erklären» 
dafi  er,  der  ,^undnncedri",  von  einem  Kebsweibe  geboren  sein  möge» 
und  wenn  in  einer  mythischen  Sage  Hlöör  oder  Hlööverr  zugleich 
ab  homiingr  und  als  [lyjarbarn  bezeichnet  wird,  *)  so  begreift  sich 
auch  dies  sehr  leicht,  wenn  man  berücksichtigt,  daß  er  von  K.  Heid- 
rekr  mit  einer  gefangenen  Kcmigstochter  erzeugt  worden  war,  welche 
dieser  eine  Zeit  lang  als  Konkubine  bei  sich  behalten,  dann  aber 
ihrem  Vater  zurückgeschickt  liatte.  Unerklärlich  bleibt  mir  dagegen 
der  S])r;ti  hLfcbrauch  der  isländischen  Kechtsbücher,  und  fast  möchte 
ich  annehmen.  <\.ii'>  diese  eben  nur  u  iUkurlich  und  ^iiirK  tnl  die  ein- 
mal utjcrkumnienen  Ausdrücke  hn'sungr  und  hornunj^r  iur  Modalitäten 
der  unechten  Gehurt  verwendeten,  welche  bisher  ohne  besondere 
Bezeichnung  i:eblicben  waren,  und  duch  riner  geson« leiten  Hervor- 
hebung bedürftig  schienen.  In  der  Belgsdulsbuk  wenlen  ganz  die- 
selben Kategorien  der  arfgent^nir  menn  aufgezahlt,  wie  in  der 
Komirigsbi>k  und  Staiiarli- iM>  'k,  jedoch  ohne  daß  dabei  jene  tech- 
nischen Bezeichnungen  derselben  genannt  wurden,'')  und  es  ist  dem- 
nach recht  wohl  inoglicli,  <laft  dic<e  letzteren  nur  durch  tlcn  Unver- 
stand eines  enizclnen  Bearbeiters  oder  Abschreibers  in  den  Text  jener 
beiden  Hss.  hineinL^ekomnieii  waren,  oder  daß  sie  auch  wohl  zwar 
durch  den  v\'illkijrli(  hen  Einfall  eines  einzelnen  Juri*;tfn  eiuL^estellt, 
aber  hinterher  wieder  weggelassen  wurden,  weil  sie  mit  der  ein- 
heimi'-rhen  l '1  »erlieferuiiL;  ;dl7uwenig  im  Kinklange  /.u  stehen  schienen. 
Den  Gewohnheiten  der  islandischen  Verfasser  des  i }.  Jahrhunderts 
würde  jedenfalls  ein  so  willkürliches  Verkthreii  ganz  wohl  entsprechen, 
wie  dies  zumal  so  manche  Zusammenstellungen  von  Wörtern  in  der 
jüngeren  Edda  beweisen. 

Ehe  ich  mich  auf  die  I'esprechung  der  Rechte  einlasse,  welche 
der  unehelichen  Verwandtschaft  zugestanden  waren,  glaube  ich  noch 
die  andere  Frage  erledigen  zu  müssen,  ob  die  ihr  zugestandenen  Be- 
fugnisse, gleichviel  welchen  Umfanges  sie  seien,  ihr  nur  gegenüber 
der  Verwandtschaft  des  unehelichen  Vaters,  oder  nur 
gegenüber  der  Verwandtschaft  der  unehelichen  Mutter^ 


')  HamÜismil,  14}  vgl.  13.         ')  Hcrvsrar  s.,  17/495;  vgl.  13/455. 
*)Bclgt4altb4k,  47/239—40.   Dagegen  kennt  AM.  125,  A.,  S.  413— 14 
^  Betcieiinangcn  hnstlngr,  horaiingr,  vargdropi  und  bsesfngr. 
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oder  gegenüber  der  Verwandtschaft  beider  Eltern  zugleich 
zugekommen  seien.  Bei  Behandlung  dieser  Vorfrage  erscheint  mir 
femer  zweckmäßig,  das  biändiscbe  Recht  von  dem  norwegischen 
getrennt  zu  halten,  und  das  erstere  als  das  durchsichtigere  voran* 
zustellen. 

Für  das  isländische  Recht  kann  zunächst  der  GrundsatE  als 
schlechthin  maßgebend  bezeichnet  werden,  daß  das  uneheliche  Kind 
seiner  vaterlichen  Verwandtschaft  gegenüber  nur  unter  der  Voraus* 
Setzung  irgendwelche  Rechte  anzusprechen  ha^  da6  die  Vaterschaft 
in  Bezug  auf  dasselbe  in  rechtsgültiger  Weise  hergestellt  ist  Für 
die  Anstellung  der  Paternitätsklage,  welche  keiner  Verjährung  unter- 
liegt, 'j  gilt  der  Ausdruck  „sa  kja  til  fadernis";  für  die  Fest- 
stellung der  Vaterschaft  aber,  möge  dieselbe  nur  auf  gerichtlichem 
oder  außergerichtlichem  Wege  erfolgen,  braucht  man  die  weiter 
reichenden  Ausdrücke  ,/üera  mann  i  aett",  oder  ..bera  mann  i 
;vtt".    Die  beiden  letzteren  Bezeichnungen  sind  für  uns  insoferne 
jedenfall.s  von  Bedeutung,   als  sie   zeigen,  daÜ  man  die  unechten 
Kinder,  wenn  nur  erst  die  Paternität  hiii.'^ichtiich  derselben  ins  klare 
gebracht  war,  als  z.um  Gcschlechte  ihres  X'aters  i^Lliong  ansah;  da- 
gegen wird  man  aus  demselben  niclit,  wie  \  ilhj  ilmr  Finsen  tun 
mcichte,  '•)  auch  noch  den  weiteren  Schlull  /ichen  eiurtc  n,  dati  das 
Kind  durch  dit:  Feststellung  der  Paternität  uln  riKiupt  er^t  zu  einem 
Geschlcf  iiti  k«)mmf.  und  somit  zu  dem  Gr-c  lilci  hte  seiner  Mutter. 
wcK  iu  tn  '^OL;eniibc;"  dioc  F'cststellung  ohne  Bedeutung  ist.  in  ^ar 
keiner  lje/,iehuug  stelle.    I^s  ist  denn  doch  recfit  w  ijhl  ilenUiKir.  ti:ii3 
man  gerade  umgekelirt  die  Zugeluirigkeit  des  KnuJo  zu  dem  be- 
schlcchte  der  Mutter  als  eine  unter  allen  L'm>t;in(ien  sich  von  selbst 
verstehende,  weil  von  keiner  vorgangigen  Anerkennung  oder  Beweis- 
führung abhangige  betrachtete,  und  daß  man  s  »mit  \-on  eMucm  Iura 
1  a^tt  sprechend  lediglich  an  das  Geschlecht  de>  X'aters  tlachte.  wie 
denn  in  der  Tat  an  einer  Stelle,  an  welcher  die  Konuni;^!  von 
einem  Manne  spricht  „er  eigi  er  kuimnn  i  ,ett  at  Idguni die  Slat^ar- 
hulsbe<k  sagt  „er  eigi  er  at  logum  kominn  i  foöur  a;tt";'^)  eine  aller- 

')  S  lac^  a  r  Ii  '  1  sb  u  k- ,  i63;i92;  155184 — 5  und  169,202;  dann  Kooung»- 
buk,  158  54  als  Rclcrcuz. 

'}  Anaaler,  1849,  S.  3ft6;  doch  ist  derselbe  auf  Grund  der  tod  mir,  I»Ua<l, 
^  351 — 3  erhobeaen  Einwendungen  nunmehr  geneigt,  diese  Annahme  filleii  zu  lasten, 
G]os$ar,  s.  luungetinn,  S.  637.  Vgl.  auch  meine  Abhandlung  „Die  unechte  (k- 
«burt  nach  ahnordi-chcn  Kcchti'n'',  S.  19  -  32. 

*)  Konungsbok,  94,169;  &taAarb<>lsbuk,  341^367;  vgl.  kooa  t 


Digitized  by  Googl( 


§  6.    Die  uncbeiicbe  Geburt. 


129 


dings  nicht  strengstens  genaue  Ausdruckswdse,  wekhe  um  so  eher 
statthaft  war,  weil  die  mütteilicbe  Verwandtschaft  in  der  Tat,  wie 
schon  mehrfach  zu  bemerken  war,  ursprünglich  auch  bei  der  echten 
Geburt  nur  sehr  wenig  berücksichtigt  wurde.  Jedenfalls  kann  keinem 
Zweifel  unterliegen,  daß  zu  der  Zeit,  aus  welcher  unsere  Rechts- 
bücher  stammen,  die  unechten  Kinder  unbedingt  dem  Gesclilcchtc 
ihrer  Mutter  zuc^czahlt  wurden.  Ausdrücklich  wird  (icnijciii<;cn.  welcher 
..eijji  til  arf>  aiitin''  ist,  die  Aliinentatifjiisplliciit  ebensu-j^iit  seiner 
Mutter  w  ie  seinem  Vater  gei;enuber  aiil'erlet^t,  ')  und  uitniand  wird 
bestreiten  Wullen,  daß  dabei,  wenn  aucJi  \  iellcicht  nicht  ausschlieli- 
lich,  so  doch  jedenfalls  in  erster  Linie  an  die  unehelichen  Kinder  zu 
«.lenken  sei;  eine,  wie  es  s<.heint  allerdings  erst  spcitcie.  Hestnnniung 
verplliclitet  die  unecht  Geborenen  soi^ar  neben  dt.-:-  -Minientation 
ihrer  Kitern  auch  noch  zu  der  ihrer  Cieschwister,  ohne  dal.j  dabei 
zwischen  der  Vatersseite  und  Muttersseite  unterschieden  wurde.-) 
Eine  Stelle  ferner,  welche  einläßlich  das  Erbrecht  der  uneciit  Ge- 
borenen ihren  Eltern  und  Geschw  istern  gegenüber  Ijespricht. ')  unter- 
j>cheidet  nicht  zwisclien  Vater  und  Mutter,  und  beruft  ul)erdiis  .uis- 
tlrücklich  den  brmMr  sammrp(>ri  launc];etinn  und  die  .systir  samnneOra 
launt^'Ctin  zur  Krbfoli^e.  iSach  neucrem  Rechte  können  ferner  die 
unecht  (ieborenen  unter  Umstanden  auch  zur  Stellung  der  Blutk!  ige 
um  einen  bru6ir  sammceöri,  dann  zur  Verlobung  einer  syslir  sainTn(i  (>ra 
oder  zum  Bezüge  einer  Unzuchtsbuße  wegen  einer  solchen  l)erufen 
werden,"*)  und  nicht  minder  können  auch  unechte  Kinder  unter  Um- 
st.Uiden  ihrer  ei^'enen  Mutter  wegen  zu  einer  Unzuchtsiiul.'ie  berufen 
werden.''!  Umgekehrt  hat  wenigstens  in  dem  Ealle,  da  die  Paternität 
nicht  hergestellt  ist,  die  mutterliche  Verwandtschaft  den  am  unecht 
Geborenen  begangenen  Totschlag  zu  verfolgen  und  dessen  Erbschaft 
zu  beziehen,")  und  daß  diesellje  diesen  gegenüber  unter  Umständen 
auch  alimentationspflichtig  war,  wird  sich  ebenfalls  gleich  zeigen; 

Kuniingsbük,  143/25  und  AM.  125,  A.,  S.  419,  wo  Stadarbulsbok,  116/149 
beifügt  „at  faScmi'*;  attcb  Staftarhölsbök,  163/193  und  AM.  125,  A.,  S.  423 
sprecli«D  von  faDemi. 

*)  KonifDgsbök,  143/34;  Staftarfaölsbök,  116/149. 

*)  Staöarhölsbök,  Iii;i42;  Fin<;(>n.  Anhang  II,  1/337;  *uch  Staöar- 
hölsb6k,  7307  und  AM.  173,  D.,  11/460— i. 

')  Konungsbök,  IIS/218 — 19;  S  taÖar  h    1  s.  b  i,  k  ,  56/63  und  73/97. 

*)  StaÖarhölsbök,  73|'97;  Finsen,  aug.  O.;  in  der  Konungsbök,  llS/ 
iiS— 19  ate  Referens  am  Rande  nachgetragen. 

*)  StaüarhöUbök,  173/207. 

*)  Kontfngsbdk,  94/169;  Staöarhölabök,  341)^67. 
lianrcr,  Veiwaadttchaftt*  aad  Erbncht  Bach  altnorditdiam  Rtchtft.  9 
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ganz  allgemein  werden  demnach  den  unecht  Geborenen  der  miitter» 
liehen  sowohl  wie  der  väterlichen  Verwandtschaft  gegenüber  Rechte 
eingeräumt  und  Pflichten  auferlegt,  und  damit  ist  denn  doch  genug- 
sam dargetan,  daß  dieselben  ganz  ebensogut  zu  dem  einen  Ge>  \ 
schlechte  wie  zu  dem  anderen  gerechni^  worden  sein  mtissen.  Aller- 
dings wird  demgegenüber  wiederholt  ausgesprodicn,  dafi  unehe» 
liehe  Kinder  nach  erfolgter  Feststellung  der  Paternität  ausschließlich 
von  ihrem  Vater  und  eventuell  von  ihren  väterlichen  Verwandten 
verpflegt  werden  sollen,  bis  sie  ihr  l6.  Lebensjahr  erreicht,  und  da- 
mit die  Grenze  des  „ömagaaldr"  überschritten  hätten;  aber  indem 
diese  i\.eL,'el  die  au<^ciiliet51iche  Alimentatioiisptlicht  der  vaterlichen  | 
V'eru  aiidtschaft  auf  das  erreichte  i6,  Jahr  des  unecht  (icborciica 
beschränkt,  spricht  sie  denn  doch  zugleich  aus,  daü  nach  diesem 
Jahre,  also  für  den  Fall,  daß  derselbe  aus  einem  i  ;tren  Grunde  als 
wegen  seines  jugcndhchen  Alters  unterstützungsbedürftig  wird,  die 
Unterstützungspflicht  dem  unecht  Geborenen  gegenüber  die  Ver- 
wandtschaft zwischen  der  X'atersseitc  und  Muttersseite  triti't,  und  über- 
dies muUtc  denn  doch  trotz  jener  Regel  die  Ahment«itioaspflicht 
selbst  bei  jugendhcherem  Alter  des  unecht  Geborenen  dessen  mütter- 
liche \  erwandtschaft  dann  treffen,  wenn  alimentationsfähi^e  Ver- 
wandte von  der  N'^atersseite  her  nicht  vorhanden  waren,  oder  wenn 
die  Paternität  noch  nicht  festgestellt  war,  wie  ja  für  diesen  letzteren 
Fall  auch  die  Berufung  der  mütterliclien  Verwandtschaft  zur  Erb- 
folge und  zur  Blutklage  ausdrücklich  anerkannt  war.-)  Alle  diese 
Tatsachen  setzen  aber  wieder  i^Mnz  bestimmt  die  Zugehörigkeit  des 
unehclit  licn  Kindes  zum  Ge^chl^-chte  seiner  Mutter  vorau»^,  und  jene 
scheinliar  abweichende  Bestimmung  ist  hiernach  aut  die  sehr  nalie 
liegende  Erwägung  zurückzutuhren.  dal.'  l)ei  allen  Heischesvcrgehen  ; 
der  Mann  als  der  vorzugsweise  schuldige  Teil  zu  gelten  habe,  und 
daß  darum  auch  er,  und  subsidiär  seine  Verwandtschaft  zunächst 
allein  für  die  vermögensrechtlichen  Folgen  dieses  Vergehens  auf-  • 
kommen  müsse.  Daß  dabei  die  Vollendung  des  i6.  I^bensjahres 
des  Kindes  für  diese  intensivere  Verpflichtung  als  Endgrenze  be- 
zeichnet wurtir.  erklärt  sich  aber  sehr  einfach  daraus,  daß  nur  bis  ^ 
zu  diesem  Zcitpunlcte  die  Last  der  Alimentation  und  Pflege  als  das 
Ül>erwiegende  gal^  wogegen  nach  zurückgelegter  „bamömegd"  der  | 


■)  KonüogBbök,  142/23; Sue«rh6tsb6k,  104/135 iiiid85/so7;Roii<af9* 
bök,  128/7;  StaO&rhöUbök.  85/1  II. 

')  Konüngtbök,  94/^169;  St«ftftrb6l8b6k,  341/367. 
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Genuß  der  verwandtschaftlichen  Rechte  über  die  Last  der  verwandt- 
schaftlichen Pflichten  das  Übergewicht  zu  erlangen  schien,  so  daß 
von  hier  ab  eine  ausschließliche  Berücksichtigung  der  Vatersseite 
nicht  mehr  den  Charakter  einer  Strafe,  sondern  umgekehrt  den  einer 
Belohnung  für  das  Vergehen  getra^^cn  hätte.  —  T'bi  r  die  Art,  wie 
die  Paternität  hinsichtlich  eines  Kindes  festgestellt  wird,  spricht  sich 
ai)er  eine  Stelle  unseres  jüngeren  Rechtsbuches  sehr  klar  und  er- 
schöpfend aus,  indem  sie  sagt:^)  „Fjdrir  eru  |)eir  hludr,  er  menn 
berr  i'  att  ä  landi  her.   Sä  er  einn  hlutr,  ef  maör  ä  konu,  |>ä  er  hann 
bvilir  bjäy  ok  skal  |)at  hans  barn  vera,  er  su  kona  elr,  Si  er  annarr 
hlutr,  ef  madr  bandsalar  fademi  at  bami,  ok  viö  töku.  Si  er  hinn 
])ridi  hlutr,  ef  skfrsla  er  gör,  ok  vinni  hon  menn  sannan  at  faöemi 
bams.  Sa  er  hinn  fjördi  hlutr,  ef  kviör  sannar  mann  at  fademi  bams. 
At  \teim  hlut  noldcurum  skal  maAr  i  att  vera  at  lögum  värum,  sem 
nü  er  talit,  en  engum  öörum.  Etgi  skal  heimiskvid  annan  at  henda 
eda  illtyngdir.   Sü  sök  fymiz  aldrigi  at  scekja  til  faöernl&,"  Es  soll 
also  nicht  genügen,  wenn  etwa  unter  den  Nachbarn  das  Gerede  gebt, 
da0  dieser  oder  jener  Mann  der  Vater  eines  bestimmten  unehelichen 
Kindes  sei,  um  ihn  sofort  rechtlich  als  solchen  erscheinen  za  lassen ; 
vielmehr  wird,  ganz  wie  andere  Stellen  zwischen  dem  „kendr  nokorom 
manni  at  syni"  und  dem  .^ominn  i  sett  at  lögum"  unterscheiden,*) 
oder  bezü^ch  des  Ehebruches  sagen :  „eigi  skolo  |>ar  kvittir  räöa", 
zu  solchem  Behufe  ein  weit  höherer  Grad  von  Gewißheit  erfordert; 
welcher  nur  auf  vier  bestimmt  bezeichneten  Wegen  soll  erbracht 
werden  können.  Fritzner  freilich  will  an  unserer  Stelle  sowohl  als 
an  einer  anderen,  der  älteren  Edda  entnommenen,'*)  den  heimiskviör 
als  „Vidnesb)  rd,  som  aflaeggcs  af  ens  heimisbüar",  abo  als  ein  förm« 
Kches  Nadibarzeugnis  nehmen;  aber  augenscheinlidi  bezeichnet  das 
Wort  hier  wie  dort  ganz  eben.s>gut  wie  in  einem  von  Fritzner  an- 
geführten Brucfastüdce  der  FrpL.,^)  oder  im  älteren  Stadtrecht^  wo 
er  mit  beimOiskvidr  wechselt,  *')  lediglich  ein  in  der  Heimat  umher^ 
laufendes  Grerncht;  also  dasselbe,  was  anderwärts  als  heraösfleygt 
oder  h^radsfleytt  bezeichnet  wird, ')  oder  höchstens  noch  den  über 


>)  Staöarh6lsböli,  i63/i<)2. 

*)  Kosiingsbdk,  94/169:  StAfi*rb6Ubök,  341/367. 
ebenda,  i$3/i8a. 

*)  Sigrdnfumäl,  25. 

*)  Fr.  II ,  zu  V,  §  22,  in  Nurpfc«;  gamle  Love,  11,  S.  505, 
•)  BjarkK.  II,  34—35  """^  1"-  92—94. 

')  Bj»L.  I,  17;  II,  36  und  III,  23;  SlaöarhöUbok,  333.359— öo.  Vgl. 
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die  l''xi«=tcnz  eines  5;olchen  (icruchtes  geführten  Bevvei«:.    Der  erste 
der  vier  vorgesehenen  I'",.lle  ist  aber  der,  da  ein  Mann  standii;^  mit 
einem  bestimmten  W  eibe  lebt,  und  tiieses  nun  ein  Kind  gebiert,  wo- 
bei jedoch  kaum,  wie  purör  Sveinbjörnsson  tut,  an  das  eheliche  Ver- 
hältnis wird  gedacht  werden  dürfen,   welches  in  den  ganzen  Zu- 
sammenhang der  Stelle  nicht  gehört,  und  auf  welches  auch  deren 
Wortlaut  kaum  recht  passen  würde,  sondern  vielmehr  an  das  Zu- 
sammenleben mit  einer   notorischen  Konkubine  (frilla,  fylgikona, 
byrglskona),  so  daß  sich  also  die  Vorschrift  auf  die  Geburt  eines 
frillusonr  im  streng  technischen  Sinne  bezieht;  ähnlich  wie  bei  der 
ehelichen  Greburt  beseitigte  auch  in  diesem  Falle  die  Ofteokundig- 
keit  des  zwischen  Vater  und  Mutter  bestehenden  Verhältnisses  jeden 
Zweifel  an  der  Abkunft  des  Kindes,  und  konnte  eben  darum  in 
diesem  Falle  von  jeder  weiteren  Prüfung  des  Sachverhaltes  Umgang 
genommen  werden.    Lag  nun  aber  keine  solche  Notorietät  vor,  so 
war  nur  ein  dreifacher  Ausweg  offen;  entwcticr  nämlich  verstand 
sich  der  angebliche  Kindsvatcr  gutwillig  und  im  Vertragswege  zur 
Anerkennung  der  X'aterschaft  (haiidselja  faöerni  at  bami),  oder  es 
mudte  gegen  ihn  eine  Klage  auf  Vaterschafit,  wekhe,  wie  bereits  be* 
merkt,  unverjährbar  war,  mit  Erfolg  durchgeführt  werden,  was  wieder 
eine  Bewebfiihrung   entweder  durch  den  Wabrspruch  von  Ge- 
schworenen (kvidr),  oder  aber  durch  ein  Gottesurteil  (skirsla)  voraus- 
setzte. Aller  dreier  Möglichkeiten  wird  denn  auch  noch  an  einer 
weiteren  Stelle  gedacht,  ^)  während  wieder  andere  Male  nur  des  Ver- 
gleiches, *)  oder  umgekehrt  nur  des  Wahrspruches  und  Gottesurteiles 
Erwähnung  getan  wird.')    Als  regelmäßiges  Beweismittel  werden 
dabei  in  Vaterschaftssachen  die  Geschworenen  gebraucht,  deren,  wie 
bei  anderen  Rechtssachen  von  nicht  allzu  grofiem  Belange,  regel- 
mäßig fünf  beigezogen  werden ;    das  Gottesurteil  dagegen,  welches 
beim  Manne  durch  das  Tragen  des  glühenden  Eisens,  beim  Weibe 
aber  durch  den  Kesselfang  erbracht  wurde, trug  lediglich  einen 

meine  Ahhandlun^  ,,übcr  d:i>i  Vcrdacbtszeugnis  des  alUiorwegischeti  Rechts",  in  dca 
Silzunj;sbcric[jtcn,  1SS3,  S.  505  —  67. 

>)  StaÖarhöIsbuk ,  iiOjl^g;  die  Koauogj»buk,  143,25  liflt  fretltdi  dtn 
Geschworencnbeweis  aui,  doch  wohl  nur  au»  Venehen. 

>)  Kondogsb6k,  142/23;  StAftarhölsbdk,  104/135. 

*)  StaAarh6lsb6k,  172  206. 

*)  Konungsbok,  15Ö48 — 49  und  S  la  ö  a  r  Im'>  I  s  b  ö  k  ,  146  17S;  ferner 
Konungshok,   156/49;  15S;53;  158/54;  btaö»rh ölsbök,  X4S;i79i  »55/*^5J 

*)  StaAarhöUb^k,  172/206. 
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subsidiären  Charakter,  und  zwar  wurde  einerseits  dem  Manne  das 
Recht  zugesprochen,  zur  Eisenprobe  zu  greifen, ')  wie  es  scheint,  um 
dadurch  einen  angebotenen  Gegenbeweis  abzuschneiden,  oder  auch 
eben  l^ereits  geführten  zu  entlnaften,  andererseits  aber  auch  wohl 
vom  Weibe  der  Kesselfang  verlangt,')  wenn  es  eine  Bettlerin,  oder 
wie  wir  wohl  generalisierend  werden  sagen  dürfen,  wenn  es  über- 
haupt bescholten  war.  Dabei  darf  nicht  übersehen  werden,  da6  die 
erwähnten  beiden  Gottesurteile  auf  bland  nicht  beständig  waren, 
und  nie  recht  in  Aufnahme  kamen.  Durch  kirchlichen  £influ6  von 
Deutschland  aus  über  Norwegen  eingeführt,  wurden  sie  nach  den 
Rechtsbüchem  lediglich  nur  in  Vaterscbafts-  und  Unzuchtsfallen  an- 
gewandt, und  auch  die  geschidbtlichen  Quellen  erwähnen  ihrer  fast 
nur  in  Bezug  auf  solche  Fälle,  *)  obwohl  sie  dieselben  aUerdings  aus« 
nahmsweise  auch  ein  paarmal  in  Diebstahlssachen  gebraucht  zeigen;^) 
in  ihrer  Handhabung  aber  verrät  sich  hier  wie  dort  eine  höclist  auf* 
fallende  Unsicherheit  Es  kann  vorkommen,  da6  ein  Priester,  welcher 
die  Anstdlung  des  Gottesurteiles  geleitet  hatte,  wegen  seines  un« 
sicheren  Erfolges  dessen  Wiederholung  fordert,^)  oder  dafi  ein 
Bischof,  nachdem  er  dessen  Erfolg  zuerst  für  vollkommen  befriedigend 
erklart  hatte,  hinterher  dennoch  zuungunsten  des  Beweisführers  sich 
ausspricht;^)  ja  eine  unserer  Rezensionen  des  Cbristenrechtes  spricht 
.""Ogar  dem  Bisdiofe  ein  für  allemal  die  Befugnis  zu,  das  Gottesurteil 
in  Patemitätssachen  so  oft  wiederholen  zu  lassen,  als  er  wolle,  wobei 
dann  stets  der  Ausfall  der  letzten  Probe  als  der  entscheidende  zu 
gelten  habe.')  Derartige  V^orkommnisse  sind  natürlich  mit  dem  das 
Institut  beherrschenden  (jruntii^cdaiiken  schleclithui  unvereinbar  und 
lassen  deutlich  erkennen,  wie  wenig  national  dieses  aut  der  Insel 
war:  welches  Beweisniiticl  aber  etwa  vor  der  Einfuhrung  jener  beiden 
ijottouiteile  deren  Stelle  vertreten  haben  möge,  laßt  sich  bei  dem 
Schweigen  der  Quellen  schkciiterdint^^s  nicht  bestimmen. 

Das  norwegische  Recht  ferner  folgt  in  Bezug  auf  unsere 
1  rage  ganz  ahnliciien  Grundsätzen  wie  islandisclie,  was  naturlich 
nicht  ausschlietit,  daü  im  einzelnen  manches  hier  und  dort  in  ganz 

•)  SlaöarhuUbok,  153  182. 

•)  ebenda,  146/178;  Konüngsbük,  I56;4g. 

*j  t.  B.  Lidsvetnfnga  &,  23/77^78;  Sturlunga,  II»  14/6$  itad  ai/76. 
*)  s.  B.  Stttrldnga,  II,  11/56—5^;  III.  16/I47. 

*)  LjösTCtn  1  ri  ^'a  s.,  anp.  »  ).  •)  Sturliinga,  II,  14,05. 

-)  Konungsbuk,  264  216;  StuiVurli    t  sb 6k,  4^/58;  Skälholtsbök,  9/20; 
bi*lgidaisbdk,  37/146;  AM.  173,  D,  3;456. 
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verschiedener  Weise  geregelt  sein  konnte.  Seine  eigenen  Regeln 
hat  das  norwegische  Recht  zunächst  in  Bezug  auf  die  Feststellung 
der  Paternität,  und  zwar  sind  dieselben  durch  die  eigentümliche  Ge- 
staltung des  Gerichtswesens  in  Norwegen  bedingt  Den  Frl)U 
welche  sich  am  Idarsten  über  die  Frage  aussprechen,')  gilt  als 
oberster  Grundsatz  der,  daß  jedes  Kind  einen  Vater  habe,  und  da6 
als  Vater  derjenige  gelte,  welchen  die  Ktndsmutter  als  solchen  nenne, 
sofeme  er  sich  nicht  von  der  Ansprache  reinige;  diese  Reinigung 
aber  soll,  gleichviel  ob  die  Kindsmutter  freien  oder  unfreien  Standes 
ist,  sofort  am  ersten  Gerichtstage  mittels  eines  selbdiitt  geschworenen 
Eides  erfolgen.  Ist  der  von  der  Kindsmutter  Benannte  verstorben 
oder  landesabwesend,  so  hat  sie  selbst  den  Beweis  ihrer  Angabe 
durch  ein  Gottesurteil  zu  fiihren;  ist  sie  aber  auch  ihrerseits  in* 
zwischen  gestorben,  so  mag  der  Erbe  des  Verstorbenen  (oder  Ab- 
wesenden), den  sie  als  Vater  angegeben  hatte,  seinerseits  den  Gegen- 
beweis  ihrer  Behauptung  gegenüber  erbringen,  und  zwar  nach  eigener 
Wahl  durch  einen  Dreiereid  oder  durch  ein  GottesurteiL  Stirbt  die 
Kindsmutter,  ohne  den  Vater  genannt  za  haben,  so  mag  zwar  deren 
Geschlechtsvormund  seinem  eigenen  Verdachte  folgend  klagen,  gegen 
wen  er  will;  aber  der  Beklagte  kann  ganz  wie  im  obigen  ersten 
Falle  der  Klage  durch  einen  Dreiereid  entgehen.  Verweigert  endlich 
die  Kindsmutter  beharrlich  die  Nennung  des  Vaters,  so  mag  des 
Königs  Vogt  die  Sache  so  ansehen,  wie  wenn  dieser  unfreien  Standes 
wäre,  ond  somit  von  dem  Weibe  selbst  eine  Bufie  von  drei  Mark 
eintreiben.  Wesentlich  gleiche  Bestimmungen  kehren  auch  in  den 
GI)L.  wieder,  -)  und  tritt  hier  nur  der  weitere,  übrigens  selbstver- 
ständliche Satz  hinzu,  dafi  für  den  Fall,  da  ein  Unfreier  als  Kinds- 
vater benannt  wird,  dessen  Herr  fUr  ihn  zu  schwören  oder  zu  zahlen 
hat;  und  daß  itir  den  anderen  Fall,  da  der  angeblidie  Kindsvater  mit 
der  Kindsmutter  in  näherem  Grade  verwandt  ist,  der  Reinigungsdd 
sdbsechst  statt  sclbdritt  abzuschwören  ist;  letzteres  natürlich  dne 
Bestimmung,  die  nicht  mit  der  Paternitatsfrage  als  solcher,  sondern 
vielmehr  mit  den  Strafen  des  Inzestes  in  Verbindung  zu  bringen  ist 
Wie  in  derartigen  Fallen  der  Reinigungseid  zu  formulieren  ist,  sagt 
uns  weder  das  eine  nt)ch  das  andere  Kcclit^buch ;  dagcj:;ca  hilft  nach 
dieser  Seite  hin  das  .ütcrc  Stadirccht  aus,')  indem  es  zeigt,  daß 
man  voUkuiniiicii  richtig  zwischen  der  Verteidigung  gegen  eine 

')  F  r  j)  L.  II,  1 ;  vgl.  S  v  c  r  r  i  s  K  r  k.  29. 
«)  ül>L,  57.  *)  ÜjarkR.  Hl,  126. 


Digitized  by  Googl 


§  6.   Die  «mehelicfae  Geburt 


PUemitätsklage  und  der  Verteidigung  geg^en  eine  einfache  Straf- 
klage wegen  aufierehelichen  Beilagers  unterschied.  Der  ersteren  Klage 
gegenüber  stabte  man  den  Eid  einfach  dabin:  „at  bann  ä  ekki  )»at 
bam,  er  honum  er  )}ar  kenf wogegen  er  der  letzteren  Klage  gegen* 
über  dahin  lautete:  ,^t  hann  kom  aldrigi  |)i  kostu  bjä  henni,  at  l>au 
mxtd  bam  geta".  Sehr  eigentümlich  aind  aber  die  Bestimmungen 
der  BpL.  gestaltet  Sie  lassen,  wenn  die  Benennung  des  Vaters 
durch  die  Kindsmutter  während  der  Gebtut  selbst  erfolgt  ist,  gegen 
dieselbe  nur  eine  halbe  Verteidigung  zu,  sofeme  der  Beamte  zwar 
einen  h^ettiseidr  schwören  mag,*)  aber  dennoch  die  halbe  Bufie 
zu  entrichten,  die  halben  Unterhaltskosten  fiir  das  Kind  während 
seines  ersten  Lebensjahres  zu  bezahlen  und  dessen  halber  Vater  zu 
beiden  hat  Erfolgt  die  Aussage  der  Kindsmutter  dagegen  erst  nach 
der  Geburt  aber  doch  noch  innerhalb  der  ersten  neun  Tage  nach 
derselben,  so  bleibt  zwar  der  Eid  derselbe,  aber  die  Bufizahlung  er- 
mäfiigt  sich  auf  zwölf  aurar,  welche  „at  tryggvakaupi"  zu  entrichten 
sind,  während  von  Unterhaltskosten  und  Vaterschaft  nicht  mehr  die 
Rede  ist  Erfolgt  die  Aussage  femer  erst  nach  Ablauf  des  neunten 
Tages,  aber  doch  noch  binnen  Monatsfrist;  so  fallt  jede  Zalüung 
weg,  während  doch  auch  in  diesem  Falle  der  gleiche  Eid  zu  schwören 
ist  Sagt  endlich  die  Kindsmutter  nicht  einmal  binnen  Monatsfrist 
aus,  so  gilt  ein  Unfreier  als  Kindsvater  und  das  Weib  verfällt  dem- 
zufolge einer  Bufie  von  drei  Mark  und  der  Schuldhaft  auf  dem 
Königshofe  bis  zu  deren  Entrichtung.  Die  ganze  Satzung  hat  etwas 
sehr  Verwunderiiches,  und  diesem  Umstände  mag  es  gutenteils  za- 
zusdireiben  sein,  dafi  Fr.  Brandt  sich  zu  einer  von  der  obigen  sehr 
abweichenden  Auslegung  derselben  hat  bestimmen  lassen ;  ^)  er  be- 
jaht  nämlich  die  Annahme  einer  halben  Vaterschaft  auf  den  Fall, 
„hvis  Kvinden  er  berygtet  for  Letfrerdighed",  so  daß  dieselbe  also 
mit  der  sogenannten  exceptio  plurium  concumbcntium  eine  gewisse 
Verwandtschaft  hätte.  Ich  kann  indessen  von  einer  derartigen  Vor- 
aussetzung; in  unserer  Stelle  keine  Spur  finden,  \V^'lh^scheinlich  hat 
der  genannte  Verfasser  die  Worte :  ,,en  ef  su  kona  er  1  lu  ra(^e,  er  |iat 
oröla^»  hefir  fen<;it,  at  heldr  verAr  b(»t  at  hennar  navist  en  annarra 
kvenna,  jiä  berr  hon  |iar  til  tvegt^ja  nianna  vitni,  nk  hcitir  bjargrygr" 
so  verstanden,  als  wenn  sie  sich  auf  Weiber  bezogen,  welche  jedcr- 

')  B(L.  II,  14  vuad  III,  10.  Der  neuere  B]» Kr R.  3  faftt  weit  abliegende, 
sebr  modernisierte  Vorschriften. 

d.  h.  doch  wohl  einen  Serh«;rr.  icl :  v^'I.  P.  ^>  L.  I,  17;  U,  36;  III,  23. 
•)  Foidsesniiigcr,  S.  172—73;  Kctshistoric,  I,  S.  13J. 
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mann  zu  Willen  sind,  und  mag  ja  sein,  daß  ihn  der  Gebrauch  der 
Bezeichnung  birgiskona  oder  byrgiskona  für  eine  Konkubine,')  dann 
byrgisskapr  für  das  Beilager,  *)  byrgismenn  für  Zuhälter  männlichen 
Geschlechts')  dabei  bestimmte.    Aber  doch  wird  zunächst  der  Aus* 
druck  bjargrygr  in  ganz  anderer  Weise  zu  deuten  sein;  von  bjaigi 
at^eleitet,  bezeichnet  er  das  helfende  Weib,  also  die  Hebamme,  vrie 
<fie8  auch  F'ritzner  souohl  als  Eihkr  Jönsson  bereits  ganz  richtig 
bemerkt  haben,  und  diese  kann  an  einer  Stelle^  welche  von  der  Ge- 
burt spricht,  denn  auch  recht  wohl  als  eine  Person  bezeichnet  werden, 
von  deren  Gegenwart  man  mehr  Hilfe  hat  als  von  der  Anwesenheit 
anderer  Weiber.   Wenn  ferner  unmittelbar  vor  dem  oben  mi^e* 
teilten  Satze  die  andere  Bestimmung  steht:  „ero  sva  konor  vatt* 
bccrar  um  {»at  mal  sem  karlinenn",  so  erhält  derselbe  sehr  dnfach 
den  Sinn,  daß,  wie  in  auf  die  Geburt  bezüglichen  Fällen  aus  leicht 
begreiflichen  Gründen  Weiber  so  gut  zum  Zeugnisse  zugelassen 
werden  sollen  wie  Männer,  die  Hebamme  doppeltes  Zeugnis  leisten 
soll,  weil  sie  gewissermafien  in  dienstlicher  Funktion  anwesend  und 
darum  doppelt  glaubwürdig  ist  Ist  aber  der  von  Fr.  Brandt  einge- 
schlagene Ausweg  unzulässig,  so  wird  wohl  dem  ganzen  Zusammen- 
hange der  Stelle  nach  deren  Erklärung  nur  darin  gesucht  werden 
dürfen,  dafi  die  Angabe  der  Kindsmutter  um  so  glaubhafter  er- 
scheint, je  früher  sie  abgegeben  wird,  und  dad  ihre  Glaubwürdig- 
keit, wenn  sie  unmittelbar  bei  der  Geburt  erfolgt  war,  allzu  hoch 
angeschlagen  wird,  als  dafi  sie  durch  irgend  einen  Reinigungseid 
vollständig  wideriegt  und  in  Bezug  auf  alle  ihre  Folgen  entkräftet 
werden  könnte;  eine  Ansdiauung,  aus  weldier  hier  freilich  sehr 
barocke  Schlüsse  gezogen  werden,  aber  doch  nur  in  einer  Weisen 
.welche  auch  sonst  für  das  ältere  Recht  nicht  unbelegt  ist^)  Alles 
in  allem  genommen  ei^ibt  sich  übrigens  aus  der  bisherigen  Dau> 
Stellung  immerhin,  dafi  die  Behandlung  der  Paternitätsklagen  im 
norwegischen  Rechte  prinzipiell  ebenso  geordnet  war  wie  im  islän- 
dischen, nur  daß  anstatt  des  auf  Idand  geltenden  Geschworenen- 
be weises  der  in  Norwegen  übliche  Eidhelferbeweis  eintrat;  insbe- 
sondere wird  auch  keinem  Zweifel  unterliegen  können,  dafi  auch  in 
Norwegen  eine  vertragsweise  Anerkennung  der  Vaterwhaft  jede  ge- 
ricbtlicbe  Verhandlung  und  Beweisführung  über  diese  überflüssig 

')  BjarkK.  III,  129;  Hrutoii  s.  Svei nbjarnArtonar,  14/663;  Uomilie- 

buk,  S  3!6.  y.fU,-  i;  'cl  \Vi«?<-n*. 

')  [>..ilT  u.i  llr    nu i.  di  halia,  2;i44— 45.  ')  1-ucie  2/434. 
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raachen  mußte,  und  werden  wir  überdies  getrost  annehmen  dürfen, 
daß  auch  hier  ein  offenkundig  bestehendes  Konkubinatsverh^ütnis 
jeden  Zweifel  über  die  Paternität  von  vornherein  beseitigt  haben 
werde.   Wir  wissen  ja,  daß  solche  Konkubinate  in  Norwegen  nicht 
nur  unbeanstandet  vorkamen,  sondern  selbst  von  den  Kechtsbüchern 
in  gewisser  Weise  anerkannt  und  geschäts*  wiirclcn,  soferne  sich 
nicht  nur  nach  den  GI)L.  durch  20 jahrigen,  nach  den  BpL.  durch 
30jähr^en  ungestörten  Bestand  das  Konkubinat  in  eine  rechtmäßige 
Ehe  verwandein  konnte,')  sondern  auch  nach  dem  älteren  Stadt« 
rechte  und  dem  sogenannten  Christenrechte  des  K.  Sverrir,  welches 
m  diesem  Punkte  nur  auf  einer  älteren  Redaktion  der  FrI)L.  beruhen 
kann,  das  Recht  des  Mannes  auf  eine  Konkubine  durch  einen  eigenen 
Bu6bezug  geschützt  war;*)  wir  wissen  ferner,  daß  der  homüngr  oder 
fritlusonr  im  norwegischen  Rechte  sehr  bestimmt  von  den  übrigen 
Arten  der  unechten  Kinder  geschieden  war,  und  so  mußte  doch 
wohl  gerade  in  Bezug  auf  die  Vaterschaftsfrage  in  derselben  Weise 
wie  nach  isländischem  Rechte  eine  begünstigende  Präsumption  zur 
Seite  gestanden  sein.  —  Ist  nun  aber  die  Vaterschaft  in  der  einen 
oder  anderen  Weise  festgestellt  so  gehören  die  unechten  Kinder 
auch  sofort  ihrem  Vater  und  seinem  Geschlechte  an.  Das  prand- 
hdmer  Recht  läßt  sie  solchenfalls  ohne  weiteres  ihres  Vaters  Recht 
oebmenf  d.  b.  dessen  Stand  teilen,  wenn  nur  die  Mutter  freien 
Standes  war,  wogegen  der  Sohn  der  Sklavin  allerdings  zunächst  dem 
Stande  seiner  Mutter  folgt  und  selbst  dann,  wenn  ihm  bereits  in 
frühester  Jugend  die  Freiheit  geschenkt  wird,  doch  nur  eine  um  ein 
Drittel  geringere  Buße  erhält,  als  welche  sein  Vater  anzusprechen 
hat;^  die  GpL.  aber  lassen  selbst  den  |)^borinn  sonr,  wenn  er  nur 
vor  vollendetem  dritten  Lebensjahre  freigelassen  worden  ist,  das 
volle  Recht  seines  Vaters  nehmen,  und  halten  natürlich  bezüglich 
aller  mit  freien  Weibern  erzeugten  unechten  Kinder  an  derselben 
Regel  nur  um  so  mehr  fest^)   Umgekehrt  ist  aber  auch  Idar,  daß, 
wenn  der  auf  Vaterschaft  Belangte  seinen  Reinigungsbeweis  führt, 
weder  ihm  selbst  noch  sdnem  Geschlechte  gegenüber  von  irgend 
wek;her  Verwandtschaft  mit  dem  unehelich  geborenen  Kinde  mehr 
die  Rede  sein  kann,^)  und  nicht  minder  klar,  daß  dieses  Kind 

G>L.  »5;  B^L.  II,  10. 

')  HjarkR.  III,  129:  KrR.  Sv«rrif»  69;  vgl.  meine  Studien  fiber  das  soge- 
naaote  Chrislcnrecht  des  K.  Svcrrir,  S  50— 

')  l  rI»L.  X,  47.  *)  G|)L,  57  und  104. 

ebenda,  57;  Jjä  er  t»at  i  cngum  äbyrgöum  viö  hann,  nc  viÖ  lr<Tndr  hans. 


Digitized  by  Google 


1^8  !•  Oie  intiece  Eneheinimc  d«r  Verwwdtscbilt 

sokheatalls  hinsichtlich  seiner  Alimentation  lediglich  auf  seine  Mutter 
angewiesen  sein  kano,  ^)  und  eventuell  doch  wohl  auch  auf  deren 
Vemrandtschaft;  sogar  in  dem  Falle  soll  das  Kind  der  Mutter  folgen, 
wenn  sie  dasselbe  als  freies  Weib  mit  einem  Unfreien  gewonnen 
hat, ')  und  es  steht  hiermit  vollkommen  in  Einklang,  da£  das  Kind 
das  Recht  seines  mütterlichen  Großvaters  haben  soll,  wenn  die 
Mutter  keinen  Kindsvater  nachzuweisen  vermng.^i  Die  Sache  stand 
somit,  ganz  wie  auf  Island,  dahin,  daß  das  Kind,  solange  die  Pater- 
nität in  Bezug  auf  dasselbe  nicht  festgestellt  war,  zwar  zum  Ge- 
schlechte seiner  Mutter  in  Beziehungen  stand,  wogegen  solche  Be- 
ziehungen auch  zum  Gcschlechte  seines  Vaters  sich  knüpften,  sowie 
erst  die  Vaterschaftsfrage  erledigt  war;  unter  dieser  letzteren  Vor* 
au^etzung  trat  dann  aber  das  väterliche  Geschlecht  auch  sofort  in 
den  Vordergrund,  und  nach  ihm  bemafi  sich  fortan  zumal  der  Stand, 
welchem  das  Kind  zugehörte. 

Die  Rechte  und  Pflichten,  welche  der  unechten  Geburt 
zuerkannt  und  auferlegt  wurden,  waren  in  den  verschiedenen  Rechten 
sehr  verschieden  begrenzt,  und  zumal  war  auch  die  Schranke  ve^ 
schieden,  gezogen,  innerhalb  deren  die  unehelich  Geborenen  über* 
faaupt  noch  zur  Verwandtschaft  gerechnet  wurden. 

Das  isländische  Recht  bat  in  Bezug  auf  die  unechte  Ge* 
burt  im  Verlaufe  der  Zeiten  eine  Reihe  von  Wandlungen  duicbge* 
macht,  welche  zunächst  in  Bezug  auf  das  Erbrecht  klar  erkenn- 
bar sind,  und  auch  bereits  von  ViUijälmr  Ftnsen  richtig  eikannt 
wurden.^)  In  der  ältesten  Zeit  scheinen  die  unehelich  Geborenen 
überhaupt  nicht  erbfähig  gewesen  zu  sein.  Ausdrücklich  finden  wir 
noch  den  Satz  ausgesprochen,  dafi  der  Mann  nicht  erbfähig  (eigi 
arfgengr)  sei,  dessen  Mutter  nicht  rechtsförmlich  mit  dessen  Vater 
verheiratet  gewesen  sei,*)  und  ganz  allgemein  werden  Ausdrüdce  wie  . 
arigcn^r,  arfborinn,  ttl  arfs  alinn  in  den  Rechtsbüchem  gebraucht; 
um  die  ehelich  Geborenen  im  Gegensatze  zu  den  unecht  Geborenen 
als  den  eigi  til  arfs  alnir  u.  dgl.  m«  zu  bezeichnen;  beides  nur  unter 
der  Voraussetzung  verständlich,  daS  die  unechte  Geburt  ursprünglich 
vom  Erbrechte  ganz  und  gar  ausgeschlossen  gewesen  war.')  Ein 

1)  Kr^L.  II,  i:  hyggi  ajalf  fyrir  baroi. 
ebeodjk:  ein  bam  skal  mö5iir  (yla^;  vgL  B^L.  II,  14. 

^)  I  rpl..  II,  I :  {1:1  taki  {lat  rett  eptir  m<i0ur  feOr  sinun. 

*}  Aniuilcr.  1S49,  S.  295— Oft. 

■^f  K  on  u  II s  1) k  ,  IIS222;  S  t  .u>  a  r  !i  ■  >  I  s  l>  .  k  ,  58  60. 
So  auch  V.  1' Lasen,  Glosiar,  s.  v.  arli,  S.  5S4. 
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paar  weitere  Stellen  bestätigen  diese  Folgerung,  indem  sie  dieselbe 
allerdings  einigermaßen  beschränken.  Auf  der  einen  Seite  nämlich 
wird  ganz  unzweideutig  ausgesprochen,  daß  der  unehelich  Geborene 
gleich  dem  ehelich  Geborenen  seine  eigenen  Kinder  und  seinen 
eigenen  Freigelassenen  beerbe,^)  und  wir  haben  allen  Grund  anzu- 
nehmen, dafl  dieser  Satz  alten  Rechtens  sei«  da  ja  die  unechte  Ge- 
buit  einer  Person  selbst  bei  strengster  Auffassung  nur  zur  Folge 
haben  konnte»  dad  deren  Beziehung  zu  deren  Vater  und  Mutter,  so- 
wie zu  der  Verwandtschaft  ihrer  beiden  Eltern  ignoriert  wurden, 
aber  doch  kaum  dazu  führen  konnte,  dem  unecht  Geborenen  die 
Rechte  zu  verkümmern,  welche  ihm  aus  dnem  Pätronatsverhältnisse 
seinem  Freigelassenen,  oder  durch  die  Eingehung  einer  rechtsgültigen 
Ehe  seinen  ehelichen  Kindern  gegenüber  erwudisen.  Auf  der  anderen 
Seite  war  aber  auch  dem  Vater  verstattet,  seinem  natüilichen  Sohne 
eine  Zuwendung  bis  zum  Werte  von  zwölf  aurar  zukommen  zu  lassen, 
ohne  dafi  er  hierfür  der  Zustimmung  seiner  geborenen  Erben  be- 
durfte, vorausgesetzt  nur,  dafi  jeder  der  gesetzlichen  Erben  auf  seinen 
Erbteil  mindestens  ebensovkl  erhielt*)  ^n  eigentümlicher  Bericht 
einer  geschichtlichen  Quelle  zeigt,  dad  auch  diese  letztere  Bestimmung 
althergebracht  war.*)  Nach  ihm  ging  der  alte  Höskuldr  DalakoUsson 
(t  um  985)  auf  seinem  Sterbebette  seine  beiden  ehelichen  Sohne  an, 
ihm  die  arfleiding  seines  unechten  Sohnes,  des  Ölafr  pi,  zu  ge- 
statten, und  diesem  damit  den  Anspruch  auf  gleiche  Teilung  des 
väterlichen  Nachlasses  mit  ihnen  einzuräumen;  als  die  echtgeborenen 
Söhne  hierauf  einzugehen  sich  weigerten,  forderte  sie  der  Vater  so- 
fort auf,  ihm  wenigstens  zu  glatten,  dafi  er  von  seinem  Rechte 
Gebrauch  mache,  und  ihrem  unechten  Bruder  eine  Vergabung  von 
zwölf  aurar  Wert  zuwende;  nachdem  er  endlich  hierzu  die  Zu- 
stimmung der  beiden  erhalten  hatte,  schenkte  er  dem  Ölafr  Kleinodien 
im  Werte  von  zwölf  Unzen  Goldes.  Damit  war  nun  freilich  in 
hohem  Grade  hinterüstig  gehandelt,  da  die  zwölf  aurar  des  Gesetzes 
unzweifelhaft  lögaurar  und  nicht  Unzen  Goldes  waren,  welches  letztere 
achtmal  höher  im  Werte  stand  als  Silber,  ')  und  da  die  Zustinumm*,' 
der  echt^eboreneii  Söhne  sich  üüeabar  nur  auf  den  gesetzlich  vor- 
gesehenen Wert  bezogen  iiaLLc.  aber  immerhin  wird  durch  den  Vor- 
gang die  Existenz  der  gesetzlichen  Bestimmung  für  den  Schluü  des 


')  KoDiingsbök,  127/247;  Sta0arhöUb6k,  66/85. 

*)  ebenda. 

*)  Laxdcela,  26/I02 — 4.  '*)  vgl.  Kon li ng»b6 k,  246/193. 
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IG.  lalirhundert?,  oder  doch  tur  eine  ziemlich  weit  zunickliec^ende 
Zeit  bezeugt,  und  in  der  Tat  durfte  diese  ihre  lüitstehurifj  einer  Zeit 
verdanken,  welche  von  einem  gesetzlichen  Erbrechte  der  unehelichen 
Kinder  ihren  Eltern  gegenüber  noch  nichts  wußte,  wenn  dieselbe 
auch  in  der  späteren  Zeit  einem  bloß  subsidiären  gesetzlichen  Erb- 
rechte derselben  gegeniil)er  immer  noch  eine  gewbsc  Bedeutung  be- 
hielt. Demge^^enüber  beruft  nun  aber  die  Erbschaftstafel  unserer 
beiden  Kechtsbücher unmittelbar  nach  den  cchtgel)orenen  Söhnen 
und  Töchtern,  Eltern  und  Gesell wistem  auch  den  Sohn  und  die 
Tochter,  den  Bruder  und  die  Schwester  von  unechter  Geburt,  und 
zwar  die  Geschwister  sowohl  von  der  Vaterseite  als  von  der  Mutter- 
seite, während  zugleich  kategorisch  au^^frcsprochen  wird,  daß  in  den 
entfernteren  Graden  nur  noch  chcüch  Geborene  berücksichtigt  werden. 
In  der  Staöarhölsbök  findet  sich  ferner  an  einer  anderen  Stelle  ')  eine 
weitere  Bestimmung,  welche  nidit  nur  das  Erbrecht  der  unehehch 
Geborenen  in  ganz  derseltDen  Weise  regelt,  sondern  nur  auf  andere 
verwandtschaftUche  Rechte  und  Pflichten  derselben  sich  bezieht;  in 
der  Konüngsbök  ist  diese  Bestimmung  zu  der  vorigen  am  Rande 
als  Referenz  nachgetragen,  und  auch  in  der  Belgsdalsbök  und  einer 
weiteren  Hs.,  AM.  315  B.  fol.,  sind  Teile  derselben  vorgeschrieben,*) 
während  dieselbe  in  der  Staöarhölsbök  am  Rande  ausdrüddich  als 
nymaeli  bezeichnet  ist')  Aller  Wahrscbetnlicfakett  nach  handdt  es 
sich  demnach  dabei  um  ein  weit  über  das  Erbrecht  hinausgreifendes, 
die  sämtlich  den  unecht  Geborenen  zukommenden  Rechte  und 
Pflichten  umfassendes  Gesetz,  durch  welches  ein  gesetzliches  Erbrecht 
derselben  ihren  Eltern  sowohl  als  ihrer  väterlichen  Verwandtschaft 
gegenüber  erst  nur  eingeführt  wurde,  und  Mturde  von  diesem  Gesetze 
eben  nur  vielleicht  der  erbrechtUche  Teil  früher  eingeführt  als  dessen 
übrige  Bestandteile,  und  dann  hinterher  bei  der  Einfuhrung  diesa 
letzteren  um  der  Vollständigkeit  willen  nochmals  mit  etwas  anderen 
Worten  eingestellt  Ungerechtfertigt  scheint  mir  dagegen  Vilbjalmr 
Finsens  Annahme,  daß  zwischen  die  völlige  Ausschließung  der  un- 
echten Geburt  vom  Erbrechte  und  ihre  Zulassung  zu  demselben  in 


Koniingsbök,  118/218—19;  Stafiarhölsbök,  50/63  und  64;  ebenso  »udi 
BelgsdaUb6k,  45/238 — 39. 

-I  S  t  aöa  r  ])  o  I  s  h k  ,  73/97;  in  Komingsbök,  Il8,2l8 — 19  als  Referenz. 
BclgsdaUb6k,  46,239;  Anbang  II,  1/237  (AM.315,  fi);  AM.  1  73, 

*)  ^'K^-  Vilh.  Finscn,  Om  de  islund^ke  l.ove  1  I  ristatsliden,  S.  227,  Anm.  (10 
de»  Aarboger  for  aordisk  Oldlcyndighed  o;;  Historie,  1873). 


Digitized  by  Googl 


§  6.    Die  uneheliche  Geburt.  I^l 

dem  eben  bezeicbneten  Umfange  noch  ein  Übergangsstadium  sich 
in  die  Mitte  geschoben  habe.  Er  glaubt  die  gclegentlidie  Angabe 
einer  weiteren  Stelle^)  auf  ein  solches  beziehen  zu  sollen,  daß  un- 
eheliche  Kinder  beerben  sollen  „ef  engi  hefir  |)eirra  manna,  er  til 
arfs  ero  talöir  at  lögum",  oder  wie  er  übersetzt:  „efter  de  M^end,  der 
skulle  ta^e  Ar\'  efter  Lovene";  aber  diese  letzteren  Worte  dürfen  nicht 
auf  das  I  Vhlen  aller  und  jeder  crbberechtit^ter  Verwandter,  sondern 
nur  auf  da,s  l-'chlcn  sulchcr  Vcrw  aiultrr  bc/oi^'cn  werden,  welche  das 
Gesetz  technisch  als  „talöir  til  arfs  i  löt^iini"  bezeichnete,  also  auf 
den  ersten  Grad  der  Deszendenz,  Aszendi n/  und  Seitenlinie,  und  so 
verstanden  saijt  die  Stelle  dann  nicht,  wie  l  iascn  will,  daß  nur  die 
unechten  Kinder  ihren  Altern  i^etjenübcr,  und  auch  diesen  c^eg^enul>er 
nur  für  den  Fall  erbbereciitit^'t  j-ciu  hullen,  tlali  ubcriiaupt  keinerlei 
erbberechtigte  Verwandten  \i»n  ehelicher  Abkunft  vorhanden  seien, 
»ondern  sie  sagt  nur,  dali  die  unehelichen  Kinder  ihre  Kitern  l)eerben, 
sowie  eheliche  Kinder,  Eltern  und  eheliche  ( ie'^chwister  dcr^cUxn 
nicht  vorhanden  sind,  also  ganz  dasselbe,  was  auch  an  den  vorhin 
i'c-pruchenen  beiden  Stellen  «^esaEft  wird.  Kichti«^  i-^t  dagegen  aller- 
diju^s,  daß  «ich  in  dem  Kaiiitel,  mit  welrliem  tlie  Sta<^ariK)lsb<'')k  ihren 
crbrcchtliclien  Abschnitt  schließt,  'i  nini^ekehrt  eine  in  der  KMiuinf^';- 
b(ik  fehlende  Bestimmung  eingeschaltet  /eii^t,  nnch  welcher  in  Er- 
mangelung ehelich  c^eborcner  I'ersonen,  welche  im  dritten  gleichen 
Grade  oder  näher  mit  ilem  Erblasser  verwandt  '>ind,  tiessen  unecht 
geborene  V^erwandte  Iiis  /.u  demselben  Grade  zur  Erltfolpre  berufen 
werden  sollen,  und  zwar  in  ganz  derselben  ReihenfolL^e,  wie  solche 
für  die  echt  Geborenen  vorgeschrieben  war.  Berücksichtigt  man, 
daß  für  die  eheliche  Geburt  die  Grenze  des  Erbrechtes  erst  auf  den 
fünften  gleichen  Grad  gesetzt  war,  so  ist  klar,  daä  selbst  diese  zweite 
und  letzte  Ausdehnung  der  den  unecht  Geborenen  eingeräumten 
erbrechtlichen  Befähigung  noch  immer  hinter  der  für  die  eheliche 
Verwandtschaft  bestehenden  Grenze  nicht  unerheblich  zurückblieb. 
Bezüglich  der  Alters  Vormundschaft  ferner  galt  die  Kegel:  „svä 
skal  til  fjär  vardveizlu  taka,  scm  til  arfs";')  näheres  aber  über  die 
Handhabung  dieser  Regel  gegenüber  den  unecht  Geborenen  wird 
uns  nicht  angegeben.   Hinsichtlich  der  Alimentationspflicht 

')  KonuQgäbuk,  143/34;  SlaÖarbuisbük,  iIü/149. 
')  StaÖarhülsbök,  äo,iu2. 

*)  Kondngsbök,  123/230  und  Sta6arb6Ubök,  64/78;  vgl.  StaÖar- 
bölsbök,  57/i64i  was  in  der  Konüngsbök,  118/220  nnr  als  RefSerenz  eioge- 
tfsgcb  ist 
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sodann  werden  zunächst  bezüglich  des  erstereo  Grades  der  aufsteigen« 
den,  absteigenden  und  Seitenlinie  einige  besondere,  und  von  der 
Regel  des  Erbrechtes  teilweise  abweichende  Vorschriften  ausge- 
sprochen,  und  wird  weiterhin  der  Satz  aufgestellt,  dafl  jedermann, 
den  Besitz  genügenden  Vermögens  vorausgesetzt,  die  Person  zu  ali< 
mentieren  haix,  deren  geborener  Erbe  er  sei,')  womit  denn  doch 
auch  wieder  die  prinzipielle  Identität  der  Reihenfolge,  in  welcher 
nian  zur  Alimentationspflicht  und  zur  Erbfolge  berufen  wird,  ausge- 
sprochen erscheint;  doch  finden  Mrir  neben  dieser  allgemeinen  Regel 
auch  noch  eine  Reihe  besonderer  Bestimmungen,  welche  gerade  in 
Bezug  auf  die  den  unecht  Geborenen  obliegende  Alimentationslast 
diesen  Farallelismus  mit  dem  Erbrechte  des  näheren  ausfuhren.  Ob 
zu  irgend  einer  Zeit  die  unecht  Geborenen  von  jeder  AUmentations* 
pflicht  ihren  Eltern  und  ihrer  elterlichen  Verwandtschaft  gegenüber 
völlig  frei  waren,  wird  uns  nicht  gesagt,  und  läfit  sich  auch  nicht 
mit  voller  Bestimmtheit  aus  der  Analogie  des  Erbrechtes  erschließen; 
dagegen  erfahren  wir,  dafi  zu  der  Zeit,  in  welcher  dieselben  ihre 
Eltern  und  Geschwister  beerbten,  wenn  echt  geborene  Verwandte 
des  ersten  gleichen  Grades  fehlten,  auch  die  Alimentationspflicht 
diesen  gegenüber  ihnen  oblag,  und  zwar  aller  Wahrscheinlichkeit 
nach  auf  Grund  derselben  Novelle,  welche  ihnen  jene  Erbberechtigung 
eingerauüit  hatte.  Jetzt  galt  demnach  die  Rei,'el, '-)  daß  nicht  nur 
der  unehelich  (ieborene  seine  cii^cncn  Kinder  i;anz  in  derselben 
Weise  zu  alimcntiercii  ii.iLtu  wie  der  echt  Cieborenc,  was  <\ch  doch 
wohl  unter  allen  Umstanden  von  selbst  verst. mu,  sondern  daß  auch 
ihe  unecht  (ieborenen  ihre  Eltern  und  ilirc  Cicschwister  zu  ahmen- 
tieren  ^cluildig  waren,  fall>  keuie  zur  Erl)k>lge  naher  i)eriifcnen  Per* 
soncu  vorhanden  waren,  und  falls  sie  selbst  ein  bestimintes  Maß  von 
Verm(>e,'rn  Ijcs  itien.  Wie  ihr  Erbrecht,  so  war  demnach  auch  ihre 
AhnieataLiün:5pfiicht  nur  eine  eventuelle,  und  diese  letztere  war  über- 
dies auch  noch  insotl  rne  i  ine  minder  drückende,  als  eheliche  Kinder 
sich  für  ihre  FJtern  n  itii^enhUls  sogar  der  Schuldkncchtschalt  unter- 
werfen, und  elieliclie  Gesciiwister  für  einander  wenigstens  noch  mit 
ihrer  eij^enen  Hände  Arbeit  einstchen  muUten,  walirend  den  unecht 
Geborenen  die  erstcre  Verpflichtuni;  überhaupt  nicht,  und  die  letztere 
wenigstens  nur  unter  der  V<'rau>sc t/uni;  oblag,  daß  sie  des  Alinicn- 
tatioQsbedurftigen  nächste  Erben  waren.   Ausdrücklich  wird  dabei 


>)  Konungsbok,  1283;  Sta6arh6lsbök,  81/IQ3. 
Sta6arhölsb<ik,  III/142. 
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bemerkt,  daß  die  Alimentationspflicht  der  unecht  Geborenen  über 
die  bezeichnete  Grenze  nicht  hinausreiche,  und  es  ist  somit  voU- 
kommen  richtig,  wenn  eine  zweite  Bearbeitung  der  betreffenden 
Novelle  den  Grundsatz  ausspricht:  „ok  skal  svä  fara  ömegö  sem  arfr", 
und  „eptir  ümari  menn  ero  skii^etnir  menn  til  arfs  ok  ömegöar,  ef 
eigi  taka  systkin'V oder  wenn  die  Stadarhölsbok  anderwärts  noch 
eine  Einschaltung  zeigt,  welche  ebenfalls  wieder  die  Gleidiheit  der 
Begrenzung  der  Alimentationspflicht  und  des  Erbrechtes  für  die  un- 
echte Geburt  ausspricht  *)  Endlich  dehnt  aber  auch  dasselbe  Kapitel 
dieses  letzteren  Rechtsbuches,  welches  den  unecht  Geborenen  ein 
eventuelles  Erbrecht  bis  zum  dritten  gleichen  Grade  etnschliefilich 
einräumt  deren  eventuelle  Alimentationspflicht  ebensoweit  aus,*)  so 
dafi  also  die  Alimentationspflicht  der  unecht  Geborenen  genau  den- 
selben Entwicklungsgang  nahm  wie  deren  Erbrecht  Eine  völlig 
andere  Frage  ab  die  nach  der  Alimentationspflicht  der  unecht  Ge* 
bereuen  war  natürlich  die  nach  ihrer  Alimentationsberechti* 
g  u  n  g ;  indessen  mag  auch  diese  gleich  hier  noch  besprodien  werden. 
Es  wurde  bereits  gelegentlich  erwähnt;  da6  uneheliche  Kinder,  die 
Feststellung  der  Paternität  natürlich  vorausgesetzt,  bis  zum  zurück- 
gelegten  16.  Lebensjahre  von  ihrem  Vater  und  ihrer  väterlichen  Ver- 
wandtschaft alimentiert  werden  mußten,  wogegen  nach  Überschreitung 
dieser  Altersgrenze  tier  iiacliste  X'erwandte  ohne  Unterscheidung 
zwischen  der  väterlichen  und  mutterlichen  Verwandtschaft  zu  ihrer 
i'ilege  berufen  wurde;')  indessen  ist  doch  jene  Verpflichtung  der 
väterlichen  Verwandtschaft  keine  unbeschrankte.  luuuial  nämlich 
braucht  die  Verwandtschaft  des  Kindsvaters  nicht  mehr  als  vier  un- 
ehchchc  Kinder  desselben  zu  ubernehmen,  und  zwar  so,  daß  je  zwei 
derselben  auf  des  Kindsvaters  vaterliche  und  mütterliche  Verwandt- 
schaft fallen. ''^1  Zweitens  aber  brauchte  man  von  einem  X'erwandten, 
dem  man  nicht  naher  stand  als  im  vierten  gleichen  Grade,  uber- 
iiaupt  nicht  mehr  als  zwei  uneheliche  Kinder  zu  übernehmen,  wenn 
nicht  durch  Kastration  des  Vaters  gegen  eine  weitere  Vermciirung 

'}  StaiSarh'  l^f "k,  7397:  Relfjsdal^b'jk,  46/239;  in  AM.  315,  B.  fol.» 
1227  zti^'l  die  Stelle  eine  Lacuuc,  ia  Konungsbök,  118/218—19  ist  sie  nur  als 
Kelcrenz  ciogestellL 

*)  Stmfiarii6lsbök,  56/63. 

*)  ebenda,  80/102. 

«)  Konüag8b6k,  ia8/7  nnd  142/23;  SU0arb6lsb6k,  85/lt]  und  104/135» 
dRBH  83/107.    Wegen  des  Vaters  vgl.  auch  ebenda,  1 73/207. 
*)  KonüBgsbak,  14338;  Sta6arb6lsbök,  1x6/150. 


144 


Teil  I.   Die  Safere  Encbeiaing:  der  VerwandtschaA. 


seiner  Ktnderzahl  volle  Sicherheit  geboten  ist')   Endlich  bfaucbt 
man  auch  die  unehelichen  Kinder  eines  Mannes  nicht  zu  übernehmen, 
welchen  man  seinerzeit  selbst  mindestens  zur  Hälfte  alimentiert  hatte, 
wenn  dies  anders  nur  zufolge  einer  subsidiären,  nicht  primären 
Alimentationspflicht  geschehen  war.*)    Wer  die  Verpflegung  der- 
jenigen launböm  zu  übernehmen  hatte,  welche  nach  diesen  Regeln 
der  väterlichen  Verwandtschaft  nicht  überbürdet  werden  konnten, 
wird  uns  nicht  gesagt;  mag  sein,  daß  dabei  mit  V.  Finsen  an  die 
Gemeinde  zu  denken  ist, ')  welche  ja  überhaupt  fiir  die  Armenpfl^e 
eventuell  einzustehen  hatte,  mag  aber  auch  sein,  da6  vor  ihr  noch 
die  mütterliche  Verwandtschaft  herzuhalten  hatte,  wie  sie  dem  mündig 
gewordenen  unecht  Geborenen  gegenüber  einzutreten  hatte,  und 
jedenfalls  werden  wir  annehmen  dürfen,  daß  diese  letztere  dann  m 
erster  Linie  haftbar  war,  wenn  die  Paternität  nicht  festgesteüt,  und 
somit  eine  väterliche  Verwandtschaft  nicht  vorhanden  war,  welche 
angegriflen  werden  konnte.   Auffallen  könnte  allerdings,  dafl  die 
Alimentationspflicht  der  väterlichen  Verwandtschaft  bis  über  den 
vierten  gleichen  Grad  hinaus  erstreckt  wird,  während  doch  sonst  die 
Verbindung  der  unecht  Geborenen  mit  ihrem  Geschlechte  an&ngs 
auf  den  ersten,  und  selbst  später  noch  wenigstens  auf  den  dritten 
gleichen  Grad  beschränkt  war;  indessen  läfit  sich  diese  Abnormität 
immerhin  teils  aus  dem  halbw  egs  deliktmäßigen  Ursprünge  der  Ver- 
pflichtung, und  teils  aus  der  Rücksicht  auf  die  eventuelle  Haftung 
der  Gemeinde   erklären.    Bezüglich  des  Verlobungsrechtes 
gehen  unsere  verschiedenen  Texte  auseinander«  Die  Sta&arhdsbök 
beruft  an  der  dieses  Recht  speziell  behandelnden  Stelle  *)  die  unecht 
Geborenen  zu  demselben  nur  innerhalb  des  ersten  Grades  der  ab- 
steigenden und  Seitenlinie,  und  zwar  an  derselben  Stelle  und  in  der- 
»jclbcn  ReihcntV'li;e,  in  welcher  sie  zur  Erbt'olj^c  berufen  werden,  nur 
mit  dem  Unterschiede,  daß  Weiber  das  X'erlobungsrecht  nicht  selber 
ausüben,  sondern  nur  aul  ihn  bihcnianner  ubcrtraiifen  können,  wenn 
sie  verheiratet  sind  ;  !\ir  ilie  entfernteren  ( irade  v. üa  ^;urch  die  Ver- 
weisung aui  ucii  „r..i:...-ti  nitV  karlman:::i  arlgciigra"  jede  Berechti- 
gung der  unechten  Cieburt  ausdrucklicii  ausgeschlossen.  Demgegen- 
über erwähnt  die  Konungsbok  an  der  betreuend cn  Stelle  der  unecht 
geborenen  Kinder  und  üeadiwLster  nicht,      und  da  auch  sie  nach 

^'  Konuagsbok,  I4336:  St»Aarht^lsb6k,  lt6,IS<k 
*i  Konun;^^b   k.  143  24;  Stad»r bül«bök,  It6l49> 

'   Ar.n.vUr.  iS;o.  S.  171. 

*i  St^C^jirhoisüok,  11^155.  Koaungsbuk,  144,^9^ 
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Be-prcchnnj»  des  ersten  Grades  der  cheliciicii  \'cr\vandtschait  auf 
den  uana^ti  nidr  karlmanna  arti,'cngra  verweist,  sind  diese  damit  von 
jeder  Berufung  ausgeschlossen;  an  einer  späteren  Stelle  freilich  kehrt 
dieselbe  Bestimmung  nochmals  wieder,  ^)  jedoch  mit  der  Abweichung, 
daß  das  Wörtchen  ,,arfgcngra"  fehlt,  was  zwar  nicht  zufalhg  sein 
mag,  vielleicht  aber  auch  bedeutsam  ist,  indem  durch  diese  Streichung 
mögÜcherwcise  die  Miteinbeziehung  der  unecht  Geborenen  In  dem- 
selben Umfange  bewirkt  werden  wollte,  in  w  elchem  sie  zur  Erbfolge 
herangezogen  wurden.  Dieselbe  Verschiedenheit  der  Plaltung  beider 
Kechtsbücher  kehrt  ferner  auch  gelegentlich  der  Berufung  zur  Un- 
zuchtsklage wieder.  Die  Konüngsbök  schweigt  auch  hier  wieder 
gänzlich  von  der  unechten  Geburt,  und  verweist  an  einer  Stelle 
lediglich  auf  die  Reihenfolge  der  Herufunt^  zum  Wrlobungsrcchte,  -) 
und  von  einer  zweiten  auf  die  Reihenfolge  der  Berufung  zur  Blut- 
kla^e;  -^)  die  Stadarhölsbok  dagegen  beruft  wieder  nach  dem  ersten 
Grade  der  ehelichen  Verwandtschaft  den  unehelichen  Sohn  und  den 
Ehemann  der  unehelichen  Tochter,  und  wenn  sie  die  unehelichen 
Geschwister  nicht  ausdrücklich  erwähnt,  so  sind  dieselben  doch  durch 
die  ausdrückliche  Vcn^  eisung  auf  die  Analogie  des  Verlobungsrechtes 
mit  inbegriffen,  welche  hier  neben  der  Verweisung  auf  die  Analogie 
<]er  Blutktage  steht*)  In  Bezug  auf  beide  Rechte  hilft  uns  aber  jene 
Stelle  der  Stadarhölsbok  weiter,  welche  als  Referenz  auch  in  die 
Konüngsbök  ül^ergegangen  ist,  und  welche  mit  den  Rechten  der 
unecht  Geborenen  überhaupt  sich  beschäftigt;^)  sie  beruft  sowohl 
den  brödir  laungetinn  samfedri  und  sammoedn,  als  auch  den  Ehemann 
der  ^sdr  laungetin  samfeöra  und  sammccdra  zu  den  festar  sowohl 
als  zur  legordssök,  und  zwar  an  derselben  Stelle,  wie  sie  zur  Erbfolge 
berufen  wären,  und  auch  ein  paar  kleinere  Handschriftenfragmente 
wiederholen  denselben  Satz  in  ähnlichem  Zusammenhange.*)  Daß 
dabei  der  uneheliche  Sohn  sowohl  als  der  Ehemann  der  unehelichen 
Tochter  ungenannt  bleiben,  tut  nichts  zur  Sache,  da  wir  die  frag- 
liche Novelle  nirgends  in  ihrer  authentischen  Fassung,  sondern  über- 

*)  Konüngsbök,  253.203. 

*)  ebenda,  156/48.         *)  ebendn,  354/203. 

*)  SlaÖarböl$bök,  145/177;  vgl.  wegen  der  unechten  Kinder  ebenda, 

173,207. 

ebciiila,  73/97;  vgl.  Kou  »i  ngsl)  u  k  ,  II821S— 19. 
•)  Belgädalsbok,  40239;  AM.  315,  Ü.  fol.,  l  227.    In  der  H  v  1    s  d  a  I  s - 
buk,  51/242  stellen  tcrurr  über  die  kgoiös&ukaradild  dicaclbcu  Ik-äüiuiuuu^cu  wie  m 
StaSarhölibdk,  145,177. 

Maarcr,  VcnraadCicbafti-  vaA  Erbtest  nach  altaordiwhein  Recht«« 


Digitized  by  Google 


146 


Teil  L  Die  ioicre  E^sebeinuflg  der  VenrudticliaA. 


all  nur  in  mehr  oder  minder  verschieden  [gefaßten  Auszügen  vor  uns 
haben;  immerhin  aber  zeigt  sich,  daß  die  unehelichen  Kinder  und 
Geschwister  auch  von  diesen  beiden  Rechten  ursprünglich  ausge- 
schlossen gewesen  waren,  und  erst  durch  jene  Novelle  zu  denselben 
berufen  wurden.  Dagegen  ündet  sich  von  einer  noch  weiteren  Aus- 
dehnung der  Rechte  der  unechten  Geburt,  wie  solche  für  das  Erb- 
recht und  die  Alimentationspflicht  nachzuweisen  war,  auf  dem  Ge- 
biete des  Verlobungsrechtes  und  der  Unzuchtsklage  keine  Spur. 
Hinsichtlich  der  Berufung  zur  Blutklage  stellt  die  Konüngsbok 
dieselbe  Reihenfolge  auf  wie  bezüglich  der  Berufung  zur  Erbfolger 
nur  mit  dem  Unterschiede,  dafi  die  Weiber  sowohl  als  deren  etwaige 
Ehemänner  von  der  Klagestellung  gänzlich  ausgeschlossen  sind;  es 
erscheinen  demnach  nur  der  unechte  Sohn  und  Bruder  berufen,  und 
zwar  gleich  nach  den  ehelich  geborenen  Brüdern,  wogegen  hinter 
jenen  wieder  nur  die  entferntere  eheliche  Verwandtschaft  zum  Zuge 
kommt')  Dieselbe  Bestimmung  kehrt  auch  in  der  Belgsdalsbök 
wieder,*)  und  es  ist  sicherlich  nur  ein  gekürzter  Ausdruck,  wenn  die 
Stadarhölsbök,  im  übrigen  konform,  nur  den  unehelichen  Sohn  nennt; 
ohne  des  Bruders  zu  gedenken,  welcher  sich  aus  den  unmittelbar 
vorhergehenden  Bestimmungen  Über  die  ehelichen  Söhne  und  Brüder 
cinfadi  ergänzen  lieB;')  an  jener  anderen  mehrerwähnten  Stdle 
der  beiden  letzten  Rechtsbücher,  welche  als  Referenz  in  die  Konängs- 
bök  übergegangen  ist,  ^)  werden  denn  auch  richtig  der  brööir  sam* 
fe6ri  und  sammoedri  als  zur  vlgsakaraftild  berufen  ausdrücklich  ge- 
nannt Nicht  vollkommen  genau  ist  es  hiemach,  wenn  an  ein  paar 
bereits  angeführten  Stellen  die  Berufung  zur  vigsök  als  gleichartig 
zusammengestellt  wird,  sofeme  ja  bei  der  letzteren  die  Ehemänner 
verheirateter  Weiber  berücksichtigt  werden,  bei  der  ersteren  dagegen 
nicht;  indessen  ist  eine  derartige  Ungenauigkeit  doch  so  unbedeuten- 
der Art,  daÖ  sie  nicht  emsthaf):  in  Betracht  kommen  kann.  Im 
Baugatal  aber  wird  der  sonr  |)>^borinn  eda  laungetinn  nur  unter  die 
sakaukar  gestellt,  und  ihm  somit  am  Wergeide  kein  regelmäßiger 
AnteU  eingeräumt ; ")  von  dem  unecht  geborenen  Bruder  aber  wird 
vollends  überhaupt  nicht  in  der  Wergddstafel  gesprochen.  Unter  den 
Personen  endlich,  welche  wegen  der  legordssök  Blutrache  zu 

')  Konüngsbok,  94/168. 

15  c  1      il  .1 1  s  b    k  ,  5<>  244.  •)  Stai'Sarholsbok,  297 '335. 

cbcnJa,  73  97;   B  c  1  g  s  «J  a  1  s  b  >  k  ,  46:139;  Konungsbok,  llS/aiS — i9» 
Kanungsb>.k,  254203;  Staöarhuisbuk,  HSi»??. 
*)  Konüngsbok,  113201. 
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aefamen  berechtigt  sind,  oder  welche  als  Richter,  Zeugen  oder  Ge- 
schworene einer  Rekusation  unterliegen,  werden  unehelich  Geborene 
uns  überhaupt  nicht  genannt  —  Alles  in  allem  genommen  haben 
wir  hiernach  in  der  Geschichte  der  unechten  Geburt  und  ihrer  Stel' 
lung  zur  Verwandtschaft  drei  Stufen  zu  unterscheiden.  In  der  ersten 
Periode  erscheint  dieselise  von  allen  verwandtscbafUicben  Rechten 
und  Pflichten  so  gut  wie  völlig  ausgeschlossen;  insbesondere  gelten 
die  unehelich  Geborenen,  soweit  nicht  etwa  die  ßeerbung  ihrer 
eigenen  ehelichen  Kinder  oder  ihrer  Freigelassenen,  oder  ihre  Berück- 
sichtigung durch  besonders  gemachte  Zuwendungen  in  Frage  steht, 
als  vollkommen  erbunfah^,  wogten  sie  allerdings  Alimentations- 
ansprücfae  gegen  ihre  Eltern  bereits  gehabt  haben  mögen.  In  der 
zweiten  Periode  wurde  den  unehelichen  Kindern  und  Geschwistern 
ein  Anteil  an  den  verwandtschaftlichen  Rechten  und  Pflichten  ein- 
geräumt; jedoch  nur  hinter  den  ehelichen  Kindern  und  Geschwistern 
und  unter  Ausschlud  aller  entfernteren  Grade  der  unechten  Geburt' 
von  aller  und  jeder  Berechtigung.  Die  dritte  Periode  endlich  ge- 
währte den  unehelich  Geborenen  bis  zum  dritten  gleichen  Grade 
einschliefllich  eine  eventuelle  Berechtigung  fiir  den  Fall  des  Nicht- 
vorhandenseins irgendwelcher  ehelicher  Verwandter  innerhalb  des- 
selben Grades,  wogegen  noch  entferntere  Grade  der  unechten  Ge- 
burt auch  jetzt  noch  unberücksichtigt  bUeben.  Der  erste  Blick  zeigt, 
wie  dieser  allmähliche  Fortschritt  im  Wachstume  der  den  unehelich 
Geborenen  eingeräumten  Rechte  mit  der  früher  erörterten  Gliederung 
der  Verwandtschaft  zusammenhängt  Der  erste  Schritt  gewährt  nur 
denjenigen  laungetmr  menn,  welche  dem  Grade  nach  zum  engsten 
Verwandtenkreise  gehören  würden.  Rechte  und  Pflichten,  und  zwar 
hinter  den  ehelich  geborenen  Angehörigen  dieses  Kreises;  sie  ge- 
hören fortan  mit  zu  den  taldir  merni  i  lögum,  und  schliefen  als 
solche  die  dem  Grade  nach  entferntere  Verwandtechaft  von  ehelicher 
Abstammung  aus.  Der  zweite  Schritt  gewährt  sodann,  wenn  wir 
einer  früher  ausgesprochenen  Vermutung  über  die  ursprüngliche 
Begrenzung  des  bauggUdi  und  nef^ildi  vertrauen  dürfen,  auch  den- 
jenigen unecht  Geborenen  vcruamltschaftliche  Rechte  und  i'tlichten, 
welche  ihrer  Gradesnahe  nach  zu  diesen  beiden  Ivategoricn  gelieren 
würden,  und  /.war  wiederum  in  der  Art,  daß  sie  unmittelbar  nach 
der  chchchcn  Verwandtschaft  l)cider  Khissen  in  einem  Haufen  be- 
rufen werden,  unter  sich  nach  Maßgabe  der>ell.ien  Reihenfolge,  welche 
für  die  eheliche  Verwandtschaft  die  entscheidende  war  und  mit  Aus- 
schluß aüer  entfernteren  Verwandten  von  ehelicher  Abkunft.  Insoweit 
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also  wäre  alles  klar,  und  wenn  zwar  die  einzige  von  einer  Ausdeh- 
nung der  verwandtschaftlichen  Berechti^^ung  bis  zum  dritten  ^letcben 
Grade  handelnde  Stelle  nur  vom  Erbrechte  und  von  der  Annen- 
alimentation  spricht,  so  werden  wir  doch  hieraus  keineswegs  ohne 
weiteres  den  Schluß  ziehen  dürfen,  daß  sich  die  betreffende  Ik-stim- 
niuiig  wirklich  nur  auf  diese  beiden  Gebiete  bezogen  habe.  Wir 
haben  ja  gesehen,  wie  zumal  die  Konüngsbök  in  ihrer  Textesge- 
staltung noch  vielfach  zwischen  dem  ersten  und  dem  zweiten  Sta- 
dium der  Kntwicklung  hin  und  her  schwankt,  was  wir  doch  nur  aus 
der  Annahme  erklären  können,  daü  deren  K<  -mpilator  für  die  ver* 
schtedenen  Abschnitte  seines  Rechtsbuches  Vorlagen  verschiedenen 
Alters  benützte,  und  nicht  immer  mit  genügender  Umsicht  das  neuere 
Recht  in  die  älteren  Texte  hineinzukorrigieren  wußte.  Es  fehlt  auch 
nicht  an  Belegen  für  die  Begehung  ganz  ähnlicher  Verstöfie  auf 
anderen  Gebieten,  wie  denn  z.  B.  die  Novelle  über  die  verbotenen 
*  Verwandtschaft^rade  und  die  verwandtschaftliche  Armenpflege  vom 
Jahre  1217  in  demselben  Rechtsbuche  zwar  am  Schlüsse  des  Chcistefl- 
rechtes  eingestellt  ist,  aber  dennoch  hinterher  weder  im  Armenrecbte 
noch  im  Eherechte  sich  berücksichtigt  zeigt;  da  besteht  denn  aller- 
dings auch  die  Möglichkeit,  dafi  von  jenem  jüngeren  Gesetze  über 
die  unechte  Geburt  von  dem  Kompilator  der  Staöarhölsbok  eben 
nur  zufällig  in  Bezug  auf  andere  Gebiete  als  das  der  Armenpflege 
und  des  Erbrechtes  keine  Notiz  genommen  worden  sein  könnte. 
Nicht  mit  völliger  Sicherheit  bestimmbar  dürfte  auch  die  Zeit 
sein,  welcher  die  beiden  hier  in  Betracht  kommenden  Neuerungen 
angehören.   Doch  läfit  sich  vermuten,  dafi  das  letzte  Gesetz,  welches 
nur  in  der  StaÖarhölsbök,  und  auch  in  dieser  nur  am  Schlüsse  des 
Erbrechtes  berücksichtigt  ist,  erst  nach  dem  Abschlüsse  der  Konüngs- 
bök, also  etwa  in  den  Jahren  werde  erlassen  worden  sein' 
da6  femer  auch  das  frühere  Gesetz,  welches  nur  die  unehelichen 
Kinder  und  Geschwister  zu  verwandtschaftlichen  Rechten  und  Pflichten 
heranzieht,  nicht  vor  der  ersten  Hälfte  des  1 3.  Jahrhunderts  entstanden 
sein  werde.    Die  Uni^^Icichformigkeit  der  Berücksichtigung  dieses 
älteren  Gesetzes  in  der  Konungsbok,  dann  auch  der  durchgängige 
Gebrauch  der  Bezeichnung  cigi  arfgengr,  cigi  til  arfs  alinn  u.  dgl. 
für  den  unecht  Geborenen,  lassen  darauf  schließen,  daß  die  Zeit,  in 
weicher  die  unechte  Geburt  von  den  verwandtschaltiicben  Rechten 
und  insbesondere  vom  Erbrechte  noch  völUg  ausgeschlossen  gewesen 
war,  nicht  allzuweit  hinter  der  Entstehungszeit  jenes  älteren  Rechts- 
buches zurücklag;  überdies  machte  gerade  die  wilde  Sturlun^enzeit 
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welche  auch  auf  gescUeclitlichem  Gebiete  die  äufierste  Zerrüttung 
zeigt,  die  Notwendigkeit  einer  gewissen  Berücksichtigung  der  un- 
echten Geburt  zumal  den  angeseheneren  Häusern  des  Landes  nahe- 
gelegt haben.  Die  Art,  wie  in  unseren  beiden  Rechtsbüchern  am 
Eingange  des  Erbrechtes  der  unechten  Geburt  gedacht  und  dann 
hinterher  eine  umfassendere  Novelle  über  ihre  Stellung  entweder  in 
einem  eigenen  Kapitel  nachgetragen  oder  auch  als  Kcfcrenz  ani 
Rande  jener  ersteren  vermerkt  wird,  könnte  ciic  \'ermiituiij;  erwecken, 
daß  etwa  die  nerucksichtii^uiii;  der  uneiielicheti  iviiidcr  und  Ge- 
schwister zuer^it  auf  das  Erbrecht  sich  beschrankt  habe  und  erst 
liintcrher  auch  auf  die  übrigen  Rechtsgebiete  erstreckt  worden  sei; 
indessen  läßt  sich  über  diesen  Punkt  kaum  mit  einiger  Sicherheit 
sprechen.  AuÜalUg  erscheint  endlich  noch,  daß  i'.wi::chen  dt  n  ver- 
schiedenen Klassen  der  unecht  Geborenen  nirc^ends  unters<  liiedcn 
wird,  mit  einziger  Ausnahme  des  Vorzucjes,  welcher  tiem  frillusnnr 
in  Bezug  auf  die  Feststelluni;  der  Witerschalt  eingeräumt  wird;  in- 
dessen hängt  diese  Erscheinuni;  sichtlich  mit  der  oben  bereits  er- 
wähnten Feindiseligkeit  der  Kirche  gegen  die  Ronkubinenkinder  zu- 
sammen, und  sie  steht  vollkommen  mit  der  auch  schon  besprochenen 
Tatsache  in  Einklang,  daü  man  auf  Island  um  tiie  ]*'ntstehungszeit 
unserer  Rechtsbuchcr  bereits  über  den  riclitij^^cn  C'iel>rauch  von  Aus- 
drücken wie  hornungr  und  hrisüngr  nicht  mehr  im  klaren  war. 

Weit  weniger  durchsichtig  ist  die  Geschichte  der  unechten  Ge- 
burt nach  norwegischem  Rechte,  und  es  fehlt  nicht  an  gar 
mancherlei  Schwierigkeiten,  welche  in  Bezug  auf  dieselbe  zu  lösen 
sind.  £s  wurde  bereits  bemerkt,  daß  nach  den  Frl>L..  der  uneheliche 
Sohn,  welcher  von  einer  freien  Mutter  geboren  ist,  seines  Vaters 
Recht  nimmt,  sowie  nur  erst  die  Vaterschaft  festgestellt  i  t.  wo- 
gegen der  J>yborinn  sonr  unter  der  Voraussetzung,  daß  er  rechtzeitig 
freigelassen  und  dann  frei  auferzogen  wurde,  nur  um  ein  D-^itt  1 
weniger  an  Buße  erhält;')  daß  aber  andererseits  das  uneheliche 
Ivind,  dessen  Vater  nicht  nachgewiesen  werden  konnte,  seiner  Mutter 
folgt  und  somit  das  Recht  seines  mütterlichen  Großvaters  erhält^) 
Nicht  minder  wurde  auch  bereits  erwähnt,  daß  nach  den  GI>L.  so- 
gar der  |>y'borion  sonr  seines  Vaters  Recht  ungeschmälert  erhält, 
wenn  er  nur  in  frühester  Jugend  freigelassen  und  sodann  als  frei 
behandelt  worden  war.')   Daß  uns  im  isländischen  Rechte  keine 


')  FrI»L.  X.  47.  *)  ebenda,  II,  i. 
■)  G(U  57  and  104. 
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analoge  Bestimmung  begegnet  ist,  erklärt  sich  sehr  einfach  daiaus, 
da6  auf  Island  alle  und  jede  freigeborenen  Leute  gleichen  Rechtes 
waren,  und  kann  somit  diese  Tatsache  nicht  benützt  werden,  ttm 
das  Alter  der  norwegischen  Unterscheidung  anzuzweifeln;  dagegen 
Mt  auf,  dafi  nicht  noch  weiter  zwischen  dem  homüngr  und  dem 
hrfsüngr  unterschieden  wird,  und  möchte  man,  wiewohl  mit  Un- 
recht, geneigt  sein,  hierin,  was  das  I)rindheimer  Recht  betrifi^  eioe 
Neuerung  zu  sehen,  welche  in  GI)L.  nur  noch  weiter  fortgesetzt 
worden  wäre.  Zur  Erbfolge  femer  berufen  die  G1)L.')  zunächst 
nur  die  unehelichen  Söhne,  und  zwar  den  {»yborinn  sonr  ebensowohl 
wie  den  homüngr  und  hri'süngr  an  siebenter  Steife,  unmittdbar  nadi 
den  brcedrasynir,  iilso  den  Geschwisterkindera  im  Mannsstamme,  und 
zwar  sollen  sie  in  das  Stammgut  ebensowohl  folgen  als  in  die  Fahr« 
habe;  der  |)yborinn  sonr  wird  dabei  ausdrücklich  als  „üleiddr  i  «tt 
efter  fa(^ur  sinn"  bezeichnet,  und  wird  somit  bezüglich  seiner  von 
den  weitcrrcichenden  Wirkungen  einer  Legitimation  gaiix  abi^'ejchen. 
Ganz  folgcriciitig  u  erdtii  lerner  die  frilluduttr  unmittelbar  nach  den 
broM^radcctr  berufen,  wogec^cn  das  Rechtsbuch  von  einem  F.rl  • 
rechte  der  eiitfernteri.  ii  (jradt-  der  unechten  Geburt  nichts  weilJ. 
An  derselben  Stelle  beruten  auch  die  Frl*L.  die  unechten  Sohne, 
nur  daß  sie  zw  ischen  ihnen  und  den  bra,•^ra^ynir  noch  die  Mutter 
und  iiie  \  iter^^chwester  einschieben;'')  auch  sie  stellen  alle  tirei 
Katei^orit  n  derselben  gnn?  {gleich,  aber  sie  berufen  unjnittelbar  hinter 
ihnen  auch  noch  den  l)rK>ir  trillusunr  und  nach  diesem  die  horna. 
hnsa  und  jiybüriru»  cinttir,  che  noch  die  Erbfolge  an  den  dritten 
gleichen  (irad  der  echten  deburt  fallt.  Daneben  ist  aber  noch  die 
auUallige  l'-rscheniung  zu  verzeichnen,  daß  der  Vorzug  der  echten 
Geburt  vor  der  !mechtcn  auch  nach  RirhtunL^en  hin  in  Betracht 
kommt,  wel'die  mit  den  I »e/irlumL^en  des  Berulencn  zum  h-rblasser 
nur  weit  enlicrnter  /.u>.unmLnh mt^cn.  So  wird  bei  baikeln,  d.mn 
auch  bei  Nefien,  nicht  nur  ihre  eigene  eclite  oder  uneclUe  deburt 
in  Betracht  gezogen,  sondern  auch  die  ihres  Vaters,  und  geht  dem- 
nach der  echtgeborene  Enkel,  dessen  Vater  gleichfalls  von  echter 
Geburt  war,  dem  anderen  vor,  dessen  V^ater  ein  unehelicher  Sohn 
war;*)  aber  andererseits  geht  dieser  letztere  Enkel,  weil  selber  echt 
geboren,  dem  unecht  geborenen  Sohne  vor,  so  daß  er  bei  Beerbung 

<)  Gt»L.  104.         *)  ebenda,  105. 

1  rpL.  Vni,  8;  Fragm.  III,  S.  51»— 19, 
*)  ebeoda,  j;  Fraem.  II,  S. 
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seines  Großvaters  sein«a  eigeneo  Vater  ausschließt   Man  mag  mit 
«fieser  Bestimmung  etwa  den  anderen  Satz  desselben  Rechtsbuches 
veigkichen,  daß  der  echt  geborene  Sohn  eines  |»>^borinn  sonr  die 
volle  Buße  seines  Großvaters  nehmen  soll»  während  doch  ihr  Vater 
vm  ein  Drittel  geringeies  Recht  gehabt  hatte,  weshalb  denn  auch 
solche  Leute  als  betrfeörungar  bezeichnet  werden.')   So  wird  femer 
auch  an  zwei  verschiedenen  Stellen,  welche  das  Erbrecht  der  Mutter 
ihrem  eigenen  Kinde  gegenüber  besprecheni ')  darauf  Gewicht  ge- 
legt, daß  sie  selber  von  ehelicher  Geburt  sei,  während  dieser  Um* 
stand  doch  nach  unseren  Begriflen  fUr  deren  Beziehungen  zu  ihren 
eigenen  Kindern  ohne  alle  Erheblichkeit  sein  müßte.  Man  wird  vid- 
lekht  den  Umstand  zur  Vergleichung  heranziehen  dürfen,  daü  auch 
im  isländischen  Rechte  einmal  che  Berufung  des  Ehemannes  zur 
legorössük  wcgcu  Verletzung  seiner  Ehefrau  an  die  Bcdin^^un^  ge- 
knüpft wird  „ef  tU  arfs  er  alinn",  •)  was  man  nicht  auf  einen  Schreib- 
fehler zurückführen   darf,   obwohl  eine  zweite  Stelle  den  Beisatz 
naliezu  völlig  ausläßt,*)  ein  riiulcrcs  Kcclitsl)uch  nur  wenige  Reste 
desselben  zeigt, '"^j  und  ein  drittes  Reciitsbuch  ihn  vnllipr  bc<;eitigt ;  *) 
man  niuchte  sich  versucht  luiikn,  hier  wie  dort  einen  Zusammen- 
hang der  verwandtschaitlichen  Berechtigung  mit  den  Standesrechten 
des  unecht  Geboreneu  zu  vermuten,  welcher  Ireilich  iuv  das  inlän- 
dische Reeht  noch  weit  schwerer  als   für  da^  noru  eL:ische  zu  be- 
grciten  wäre.  Weiterhin  wird  aber  in  den  l*rl)U  auch  nnch  bemerkt, 
daß  K.  SigurOr  Jors.dafari  mit  seinen  Brüdern  Kysteinu   und  Olafr 
hinter  dem  dritten  gleichen  Grude  des  ehciiciicn  Mannsstainmes  uihI 
eiuigen  an  ihn  sich  anschließenden  Angehörigen  des  W'eibsstammcs 
noch  dem   unecht   geborenen  \'atersl>riKler  und  Brnder««;ohne  ein 
Erbrecht  eingeräumt  habe,  und  /war  l)eidcn  zunach'^t  unter  der  V'or- 
aussct/img,  daü  sie  samleöra,  also  \  r.n  der  Vatersseite  her  verwandt 
seien,  c\entueil  aber  beiden  unter  der  anderen  Voraussetzung,  daß 
sie  sammceöra,  also  von  der  Mutterseite  her  verwandt  sind ;  ~)  eventuell 


■)  Fr^L.  X«  47.   Nicht  richtig;  c»  ist  fllr  ckUgelin  nach  Frkgtn.  III,  S.  5 iE 

Md  J  IrnsffVa,  KrfSal.  4  zu  lesen  fkiUengin,  d.  h.  rechtraäOiße  Ehefrau, 
ebenda,  VIÜ,  5  un«J  7.  Knniingsbök,  !;6-4S. 

ebenda,  254203;  nur  die  Worte  ,,<:t  er"  üjxd  sieben  geblieben. 
*)  StaÖar  hulsb  ü  k  ,  145^177:  cf  hann  er. 

*)  Bclg»4al«bok,  5i;'242.  Nicht  richtig;  die  ursprüngliche  Lesung  ist  sicher: 
ef  er  oder  ef  haan  er;  vgl.  meine  Abhandlung  Uber  die  unechte  Geburt,  S.  50. 

')  Frl>L.  vni,  15;  Fragtn.  II.  S.  509  und  III,  S.  519.  Doch  iiestPragm.ll 
br6dan]roir  stau  braeftrasynir,  und  Ist  dies  das  richtige. 
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soUen  jeder  von  beiden  Gruppen  die  gleidinafae  verwandten  Weiixr 
sich  anschliefien  und  sollen  hinter  der  zweiten  Gruppe  auch  noch 
die  broedrasynir  sammoedra,  gleichviel  ob  von  echter  oder  von  uii' 
echter  Geburt,  zum  Zuge  kommen,  ehe  noch  die  entferntere  eheliche 
Verwandtschaft  bis  zum  fünften  gleichen  Grade  einsKdilieBlich  be« 
rufen  wird  Von  irgend  welchen  Sukzessionsrechten  der  entfernteren 
unehelichen  Verwandtschaft  ist  dagegen  nicht  mehr  die  Rede.  Ob 
diese  Neuerung  von  den  genannten  drei  Königen  nur  für  die  Land* 
Schaft  Iirändheimr  verwilligt,  oder  aber  für  ihr  gesamtes  Reich  zu- 
gestanden wurde,  bleibt  ungesagt;  dodi  ist  das  letztere  wahrscheio* 
lieber,  da  deren  Verwilligungen  auch  im  iibr^en  sich  auf  ganz  Nor 
wegen  erstreckten;  in  den  G1)L.  mochte  ja  die  betreffende  Be- 
stimmung recht  wohl  an  der  Stelle  nachgetragen  gewesen  sein,  an 
welcher  unser  Text  seine  große  Lücke  zeigt  (zwischen  §  150  und 
151),  gleichwie  ja  die  Novellen  der  Könige  Magnus  göÖi  und  Häkon 
pörisföstri  sich  wirklich  nur  wenig  früher  fJj  148)  eingeschaltet  finden. 
Lediglich  an  die  bisher  bespreche lu  n  Stcllcii  uns  haltend,  gewinnen 
wir  hiernach  für  da^  I'Lrbrccht  der  unechten  Geburt  folgende  Ent- 
wicklungsstufen.   Antanglich  beschrankt  sich  dasselbe  ledii^licli  aui 
die  Kinder,  und  läßt  die  eigentümliche  Art,  wie  die  l'rliL.  der  ur.- 
echt  |^cl)i>renen  Bruder  hinter  den  unehelichen  Sühnen  ein-rhicbcu, 
den  ScliluÜ  zu,  daß  selbst  dieser  erst  durch  eine  narhtrat^liche  Inter- 
polation  in   den  T«  \t  des  Rechts^inichei   geke»nimen   sein  werde; 
eine  weitere  Ausdehnung  ihrer  Erbrechte  aber  erlangten  die  unecht 
Geborenen  erst  am  Anfange  des   12.  Jahrhunderts,  und  auch  die-e 
reicht  nur  bis  zutn  ersten  und  zweiten  ungleichen  Grade,  oder  doch 
h()chstens,  nach   einer   anderen  Lesart,  bis  zum  zweiten  gleichen 
Grade.    Eine  andere  Frage  ist  aber  die,  n!)  auch  nur  jenes  erste, 
beschränkte  Erbrecht  dcn'^elben  von  der  ältesten  Zeit  an  /us^eknmmen 
sei,  und  es  fehlt  nicht  ati  Anhaltspunkten  für  eine  verneinentk  Be- 
antn  ortung  dieser  Frage.    Ich  wiii  darauf  nicht  geratic  \  icl  Wert 
legen,  daß  die   I""rfiL.,    nachdem   sie  au«;f^esprochen    haben,  unter 
welchen  Voraussetzungen  Brautkinder  gleich  den  ehelichen  erbbe- 
rechtigt «^(  in  *^^o11cn,  noch  weiter  beifugen :  ,,en  1  cngom  staö  aöruni 
kcemr  madr  til  arfs,  nema  moi^er  sc  mymii  ktrypt,  c(^a  hnnn  sc 
ine(^  lagum  i  a;tt  leiddr".')    Da  gerade  das  Christenrecht  der  i  rl»l- 
zweifellos  im  wesentlichen  auf  der  Redaktion  des  K.  Magnus  Erhnq:'-'^on 
beruht,  kann  der  Satz  für  die  Zeit,  io  welcher  dessen  uns  vorliegender 


')  Frj»L.  III,  15. 


j§  6.    Die  uuehehclic  GeburL  Ijj 

Text  entstand,  unmöglich  mehr  richtig  gewesen  sein,  und  ließe  sich 
demnach  ebensogut  an  eine  ungenaue  Fassung  desselben  denken, 
als  daran,  da6  derselbe  aus  einer  älteren  Vorlage  unbedacht  herttber- 
genoromen  worden  wäre»  obwohl  allerdings  die  Analogie  des  islän- 
dischen Rechtes  für  die  letztere  Annahme  spricht    Um  so  ent- 
schiedener ist  aber  zu  beaditen,  daß  die  Verweisung  der  unecht 
geborenen  Kinder  auf  Vergabungen,  welche  ihr  Vater  ihnen  zu- 
wenden darf,  ohne  dabei  an  die  Zustimmung  seiner  geborenen  Erben 
gebunden  zu  sein,  in  den  norwegischen  Rechtsbüchem  ganz  eben- 
sogut  vorkommt  wie  in  den  isländischen.  Nach  den  FrI)U  soll  der 
höldr  sdnem  ])>'  borinn  sonr  nicht  mehr  als  zwölf  Unzen  Silbers  ohne 
Zustimmung  der  Erben  geben  dürfen,  und  der  drborinn  maör  nicht 
mehr  als  eine  Mark;')  nach  der  Verschiedenheit  der  Stände  soll 
sich  die  Wertgrenze  auch  für  die  Angehörigen  anderer  Klassen  ab- 
stufen, immer  aber  dieselbe  Regel  wie  für  den  Sohn  der  Sklavin 
auch  für  den   fostri,  d.  Ii.  l'tlej^ooiin   gelten.     Nach  den  (ipL.  da- 
gegen dar!  der  Landherr  seinem  j»v  borinn  sonr  sechs  Mark,  der  huldr 
dem  seinii^cn  drei  Mark,  der  einfache  Bauer  /wolt  Unzen  geben,  vor- 
ausgesetzt nur,  daß  keiner  der  q^eboreiu  n  I^rljeii   einen  gcrini^ercn 
Ik-lraj^  auf  seinen  Teil  erhalte;  ']  dabei  wird  aber  noeh  ausdrücklich 
beigefuL^t,  daÜ  man   i:bens()\  iel  wie  dein  j>\  borinn  sonr  auch  dem 
horniinp^r  und  hnsuni.;r  ^^eben  dürfe.    Berücksichtigen  wir,  daU  der 
sakmetinn  eyrir  am  Schkjssc  des  I2.  Jahrhunderts  nur  hall)  so  \  icl 
wert  war  als  der  siltrnietinn  e>'rir,  so  ist  klar,  dali  die  Ansätze  tur 
den  hüldr  in  beiden  Rechten  vollkommen  gleich  sind  und  anticrer- 
seits  fallen  die  zwölf  Unzen  des  einfachen  Bauern  in  den  G1»L.  genau 
mit  dein   ]5etrage   zusammen,   welciien   das   i<;1andisrhe  Recht  als 
W'ertgrenze  setzt.    Dabei  ist  zu   beachten,  dab  dii-  Bestiinniiing  in 
üCü  beiden   norwec^ischen   Kecht^buchcrn  im  Zusammenhange  mit 
der  Verzehntung  des  eigenen  X'ernn 'pen-^  zu  frommen  Zwecken  be- 
-])rüchen  wird,   und  daB  dal>ei  in  cKii  G{>I..  nicht  nur  von  der 
im  Jahre  1152  crfolrrten  i,'esetzlichen  Erweiterung  der  WcrtL^rcn/c 
für   Vergabun(;en    dieser    letzteren    Art   keine    Notiz  genommen, 
sondern  auch  die  „tmnd  *  in  einer  Weise  besprochen  wird,  welche 
auf  die  Zeit  vor  der  Einführung  des  Ertragszehntes  unter  K.  Si!L;un>r 
Jörsalafah  zurückzuweisen  scheint^)   Meben  diesen  Bestimmungen 

>)  Ft^L.  IX,  17.         «)  G^L.  129. 

*)  vgl.  meine  Abbudluag:  „Über  den  Hauptzehnt  elaiger  nord);crmaDtscber 
Recbte",  S.  23^-33. 


Digui^uo  i.y  Google 


154 


Tcü  I.   Die  innere  Ewchciiwing  d«r  Venwidtselwlt 


Über  die  Vergabungea  kommt  ferner  zti  berücksichtigen,  daß  aach 
den  GI)L.  bei  der  aettleiSfag  der  geborene  Erbe  sowohl  als  der 
nächste  Stammgutsfblger  demjenigen,  welcher  legitimiert  werden 
sollte,  ausdrückltcb  das  Erbrecht  sowohl  als  die  Stammgutsfolge  m' 
räumen  mufite,  welche  dieser  also  vor  erfolgter  Legitimaticm  nidit  an- 
zuaprechen  gehabt  haben  konnte;^)  minder  deutlich  zwar,  aber  doch 
immer  noch  klar  erkennbar,  wird  die  gleiche  Regd  auch  in  den 
FrI)L.  ausgesprochen,  *)  wobei  nicht  übersehen  werden  darf,  dafi  der 
eheliche  Sohn  in  der  betrefienden  Stelle  dem  uneh^chen  gegenüber 
ausdrücklich  als  arfgetigr  bezeichnet  wird,  ganz  in  Übereinstiaimitii^ 
mit  jener  oben  schon  angefiihrten  Stelle  desselben  Recbtsbucfaes, 
welche,  den  Fall  der  Brautkinder  ausgenommen,  uneheliche  Kinder 
nur  durch  die  aettlddmg  Erbrecht  gewinnen  läßt  Beide  Rechtsbücher 
besprechen  übrigens  die  asttleiöfng  ebeniaUs  wieder  zunächst  nur  mit 
Bezugnahme  auf  den  }i>^borinn  sonr,  und  lassen  erst  hinterher  die 
Bemerkung  nachfolgen,  daß  es  beim  homüogr  und  hrisüngr,  oder 
anders  ausgedrückt  bei  dem  unehelichen  Kinde  eines  freien  Weibes, 
ebenso  zu  halten  sei.  Auch  in  den  Gl>L.  werden  gelegentlich  die 
unecht  geborenen  Kintier  dem  Manne  gegenübergestellt,  der  arti^engr 
ist,  u  .'IS  tiocli  auch  w  ieder  x  orausvet/.t.  d.iß  liie  ersteren  ursprüng- 
lich niciit  crbborcchtiiL^t  waren.  Man  mochte  aus  diesen  Tatsachen 
schließen,  daß  urvinunj^lich  die  uiululichen  Kinder  in  Nürucgin 
ebenso  wie  auf  Island  vom  I->brechle  ga.nzlicii  ausgeschlossen  ge- 
wesen seien;  indessen  fra<;t  sich  doch,  ob  ein  solcher  SehluL:!  voll- 
stanfli«^  begründet  wäre.  Nur  von  den  Vergabungen  an  den  |tybcinnn 
^onr  handeln  die  FrI>L.,  und  auch  die  G\)i^  gehen  zunächst  nur  von 
ihm  aus,  wogegen  sie  erst  hinterher  beilugcn,  daß  der  imsungr  und 
hornungr  mit  ihm  gleich  zu  behandeln  seien.  Die  a*ttleit^ing  wird 
gleicherweise  in  beiden  R«'rhtsl>uchern  in  erster  Linie  nur  in  Benisj 
auf  jenen  be>proehen,  und  hinterher  erst  der  letzteren  beiden  als 
gieiciim.'.ßii,^  zu  briiandelnder  Leute  gedaclit.  Wir  dürfen  beifugen, 
daß  die  G1)L.  bei  He<{)rechung  der  Aiimcntationsptlichten,  wclchf 
n\it  d.'m  Xachhi<-e  auf  den  Lrben  ul)eri;ehen,  nur  die  |»ybomir  neben 
»^en  ,.k  rlum  oi<  kerlini^um**  nennt,'  wn?  doch  ebenfalls  wieder 
dnrau]  hinweist,  dat^  nur  diese  als  von  der  Krbfolge  ausgeschlossen, 
und  darum  einer  Alimentation  bedürftig  galten,  gleich  den  abgelebten 
Greisen.   Man  wird  sich  nun  daran  erinnern  dürfen,  daß  zwar  die 

»)  GPL  5S.         *)  Fr>L.  IM,  I. 

z.  B.  GJ»L.  125;  129.         *)  ebenda.  115. 
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G[tL.  dem  |>j^borinn  sonr  ebeiuopit  wie  dem  horaüngr  und  brisuagr 
das  volle  Recht  seines  Vaters  einräumen,  dafi  aber  die  FrI)L.  nur 
die  letzteren  beiden  in  dieser  Weise  behandeln,  dagegen  des  ersteren 
Bode  um  ein  Drittel  niederer  ansetzen,  und  erst  den  ehelich  ge- 
borenen Sohn  des  |}](^borinn  sonr  in  das  volle  Recht  seines  Grofi- 
vaters  eintreten  lassen.  Diesen  letzteren  Satz  haben  wir  oben  bereits 
mit  der  anderen  Vorschrift  desselben  Rechtsbuches  in  Verbindung 
gebracht;  dafi  der  eheliche  Sohn  eines  unehelichen  Sohnes  bei  der 
fieerbung  des  Grofivaters  seinen  eigenen  Vater  aussdiließt;  ist  aber 
dieser  Zusammenhang  begründet,  so  ergibt  sich,  dafi  auch  dieser 
letztere  Satz  wieder  ursprünglich  nicht  von  allen  unehelichen  Söhnen 
und  ihren  Kindern,  sondern  nur  von  den  [»)?bomir  gegolten  haben 
kann,  wenn  man  nicht  annehmen  will,  wozu  jeder  Anhaltspunkt 
fehlt,  daß  umgekehrt  jene  Zurücksetzung  in  der  Buße  ursprünglich 
den  hornüngr  und  den  hrisüngr  ganz  ebenso  wie  den  |iyl>()riiin  sonr 
betroftcn  h.ibc.  Endlich  wird  man  aber  auch  nicht  unbeachtet  lassen 
liurkn.  daLi  hinsichtlich  der  Thronfolge  unecht  c^eborcnc  Sulinc  aber 
jeher  als  vollkommen  ebcnsot^ut  berechtii:,'t  t^altcti,  wie  die  ehelich 
geborenen.  Wir  wissen,  daß  K.  Hakon  goc>i  ein  Sohn  der  l)6ra 
Müstrstöng  war,  eines  Weibes  aus  sehr  angesehenem  Hause,  von 
welchem  ls  aber  allerdings  heißt;  „hon  var  kitUuö  kuauags  umbatt"; ') 
(letmoch  aber  machte  derselbe  sein  Rec  ht  auf  die  Thronfolge  sogar 
seinem  echt  und  vornehm  geborenen  Hrnder  Kirikr  blof^nx  (gegen- 
über mit  Erfolg  gcltimd,  wie  denn  auch  des  K.  Harakh"  Throntf  ijcre- 
ordnun^;  dessen  samtlichen  Söhnen  ein  Thri »ntolgerecht  gewahrte, 
obuolil  diese  von  j^anz  versciiiedenen  Muttern,  und  sicherlich  nicht 
alle  ehelich  c^'eboren  waren.  Wiederum  war  Magnus  guiM  ein  un- 
echter Sohn  des  iieil.  <  'lafr,  seine  Mutter,  Alfhildr.  war  der  Kotiigia 
Waschlrau,-  und  wurde  ,,konun£]^s  ambritt"  j^enannt,  obwohl  sie  von 
guter  Abkunit  war;"')  obwohl  nur  ueniL;c  Vertraute  des  Königs  um 
dessen  Vaterschaft  wußten,  und  obwohl  somit  Magnus  nur  als  ein 
hrisungr  gelten  konnte,  folgte  er  dennoch  ohne  Anstand  seinem 
Vater  auf  dem  Throne  nach.  Ein  unechter  Sohn  des  K.  Olafr  kyrri 
war  Magnus  berfcettr,  und  zwar  war  derselbe  als  ein  hornüngr  zu 
betrachten,  da  seine  Mutter,  welche  l)ald  l)ora  -.Arnadöttir,  bald  l)ura 
Joansdüttir  genannt  wird,  des  K.  Olafr  „frilla"  heißt  ^)   So  waren 

')  Heimskr.  Haralds  «.  birfagra,  4078;  Kagrsk.  21/13  u.  d^l.  m. 

*)  Legendarisebe  Ölafs  s.  bclga»  46/34. 

*)  Heins  kr.  Ölaft  ».  kelga,  131/565  u.  dgl.  m. 

*)  Fagrtk.  aai/150;  Morkin»k.  126. 
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ferner  die  Brüder  Eysteinn,  Sigurör  und  Ölafr  unehdiche  Söhne,  eben 
dieses  K.  Magnus;  nur  von  der  Mutter  des  letztgenannten,  der  Stgridr 
Saxadöttir,  wird  gesagt,  dafi  sie  von  angesehener  Herkunft,  und  dafi 
sie  des  Königs  „frilla*'  gewesen  sei,*)  während  sich  des  Eysteinn  Mutter 
nicht  einmal  genannt;  sondern  nur  als  sehr  niedrigen  Standes  be* 
zeichnet  findet  Wiederum  stützten  Haraldr  gilli,  dann  Sigurör 
slembidjäkn,  ihre  Ansprüche  auf  den  Thron  lediglich  auf  die  Be* 
hauptung,  dafi  sie  uneheliche  Söhne  desselben  K.  Magnus  berfc^ttr 
seien,  und  führte  der  erstere  in  Norwegen  durch  die  Eisenprobe  den 
Beweis  dieser  seiner  Behauptung,  während  der  letztere  sich  auf  ein 
angeblich  im  Auslande  von  ihm  bestandenes  Gottesurteil  sich  be* 
rief;  *)  Magnus  blindi  aber  war  ein  Sohn,  welchen  K.  Sigurdr  jörsaU* 
fari  mit  seiner  „frilla",  der  fiorghildr  Ölafsdöttir,  erzeugte.*)  Von 
den  Söhnen  des  K.  Haraldr  gilli  war  nur  Ingi  in  der  Ehe  erzeugt, 
wogegen  Sigurdr  munnr,  ein  Sohn  seiner  Konkubine,  pora  Gudorras* 
döttir,  Eysteinn  aber  gar  ein  Sohn  der  Irländerin  BjaAök  war,  welcher 
ohne  Eisenprohe,  auf  das  bloße  Wort  des  gemeinsamen  Vaters  hin 
von  den  beiden  Brüdern  anerkannt  wurde;*)  dennoch  aber  sukte- 
dierten  unbedenklich  alle  drei  Bruder  iicl  cncitiander.  Wiederum  war 
K..  Hakon  hercMbreif^r  von  K.  SigurAr  luuanr  in  flüchti^^stt  r  Hi  l^'c^- 
nung  mit  drr  Oienstmagd  eines  Bauern  erzeugt  \  und  aucn  K.. 
Sverrir  war  ini  (;^'ünstii:stijn  Falle  ein  unclulit  licr  Soliu  desselben 
Vaters.  Die  Thruatülgt  "idnung  freilich  des  k.  Magnus  Erhn^sson 
änderte  insofern  diese  Zustande,  als  sie  sehr  bestimmt  den  Au«^cnluki 
der  unehelichen  Suhue  durch  die  ehelich  i^ei'orciien  aussprach;*) 
aber  da  sie  für  den  Fall  des  Xichtvorhandcnseuis  ehelicher  Söhne 
auf  das  ^'cmeiuc  Fri>rccht  N  cru  ie^,  Heß  auch  sie  dieseli>en  wenig>lciis 
an  einer  spateren  Stelle  noch  tu.  und  so  blieb  tatsachlich  die  Sache 
/ieinlich  beim  alten.  Hie  vrrschicdcnm  Farteik"niL;c  der  Baplar,  wie 
Sigur(^r,  Vikarr,  Jon,  gelten  sicli  scü)st  nur  für  unrchtc  Sohne  des 
K.  Maf,aiiis  F2rlmgssi>n  aus.  und  andererseits  war  K.  Häkon  ^amli 
von  K.  Hakon  Sverrisson  mit  der  Inga  autJcr  der  Elie  erzeugt  worden, 

')  lleimskr.   M.i-iiu--   s.  l.erf  .  lts.  t8'653— 54;  F MS.  VII,  3263:  «{L 
k-agrsk.  J41  !:<;  und  Mnrkinsk.,  174. 

*   H  e  i  ni  >  k  r.  Sij;urA.ir   s.  J  u r sa  I  a  1  ü ra ,   34,091 — 92   uod   HaralJ»  »• 
i;il]a,  u  riS— 19      tigl.  n». 

'1  Hcim«kr.  Sigiiröar  ».  J6rsalafara,  24/680. 

lleimskr.  Haralds  s.  gilla,   1/704  und  Inga  s.  Haraldssooar, 

13737 

Heimskr.  loga  ».  Haraldäsonar,  18740 — 41.  GJ»!*  2. 
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voQ  deren  Verhältnis  zu  ihm  doch  nur  wenige  vertraute  Männer 
wuOtenJ)  Eben  dieser  K.  Hakon  gamli  sah  sich  freilich  veranlafl^ 
um  zu  einer  feierlichen  Krönung  gelangen  zu  können,  ddi  durch  P. 
lonocenz  IV.  förmlich  l^itimieren  zu  lassen  (1246),  und  seine  Thron« 
folgeordnung  von  1260  beruft  den  unecht  geborenen  Sohn  zwar  un- 
mittelbar  nach  dem  echtgeborenen  Sohne  und  Enkel  zur  Thronfolge, 
aber  doch  nicht  mehr  neben  diesem;')  die  Thronfolgeordnung  des 
K.  Magnus  lagaboetir  von  1275  aber  beruft  den  unecht  geboreneu 
Sohn  vollends  erst  an  siebenter  Stelle,  hinter  den  echt  geborenen 
brcedrüngar.  *)  Bis  in  das  15.  Jahrhundert  herein  waren  hiemach  die 
unechten  Söhne  den  echten  in  Bezug  auf  die  Thronfolge  völlig  gleich- 
gestellt gewesen,  sowie  nur  die  Vaterschaft  bezüglich  derselben,  sei 
es  nun  zufolge  eines  offenkundig  bestehenden  Konbubinatsverhältnisses 
unzweifelhaft,  oder  im  gegebenen  Falle  durch  die  Anerkennung  Mitens 
des  Vaters  oder  eine  legale  Beweisführung  sicher  gestellt  schien. 
Zwischen  dem  horaüngr  und  hrisüngr  wurde  dabei  nachweisbar  kein 
weiterer  Unterschied  gemacht,  als  der  bereits  angedeutete  hinsieht* 
lieh  der  Beweisfragc;  dagegen  Mißt  sich  für  die  Gleichstellung  des 
h'borinn  sonr  mit  beiden,  oder  überhaupt  fUr  dessen  Berechtigung 
zur  Thronfolge  kein  Beweis  erbringen,  da  die  Nennung  einer  „konüngs 
ambatt*  ab  Kindsmutter  an  ein  paar  Stellen  als  solcher  nicht  gelten 
kann.  Ausdrücklich  wird  in  den  einschlägigen  Fällen  die  freie  Ver* 
wandtschaft,  und  unter  Umständen  sogar  die  angesehene  Herkunft 
der  betreffenden  Weiber  hervorgehoben,  so  daß  das  Dienstverhältnis, 
in  welchem  dieselben  standen,  nicht  das  von  Unfreien  gewesen  sein 
kann;  mag  sein,  daß  Joh.  Fritzner  und  Gu('^brandr  Vi{^fusson  Recht 
haben,  wenn  sie  unter  der  konüngs  ambätt  einlach  eint  frilla  des 
Königs  vti steilen.  Nun  wird  man  kauni  aniu  luiKit  dürfen,  daL»  die 
Thronfolge,  für  welche  c>.  auch  in  der  /woitm  Hallte  des  12.  !ahr- 
hunderts  als  eine  Neuerung  galt,  wenn  th  r  uiicchte  Sohn  aucii  na: 
hinter  den  echten  zurückgestellt  u  t  rdcn  vvuillc,  .sich  in  einem  so 
wesentlichen  Fiiiiktr  von  .Anfantj  .in  von  der  gewohnliclten  Krbfolgc 
untcrschicdeti  habe,  will  man  aber  diese  Annahme  vermeiden,  si.> 
bleibt  kaum  ctwa^.  anderes  übrig  als  die  Vermutung,  daß  ursprüng- 
lich alle  Söhne  freier  Weibei  L;an/  idt  iclmi  li^ig  erbtahit^  gewesen 
seien,  gleichviel  ob  sie  cheliciier  uilcr  uachchcher  Herkunft  waren, 
wogegen  der  iiyboriun  sonr  anfangs  von  allem  Erbrechte  auage- 

•)  Hikooar  s.  gamla,  i  230. 

^)  neuerer  G  J)  K  r  R.  5;  Järns.,  Krb.  4. 

^)  Lands!.,  Krb.  5. 
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schlössen  gewesen  sein  mochte.  Dieser  letztere  allein  wäre  faieraach 
ursprünglich  .,eigi  arfgengr",  und  lediglich  auf  jene  Vergabungen  be- 
schränkt gewesen,  welche  ihm  sein  Vater  unabhängig  vom  gutes 
Willen  des  geborenen  Erben  zuwenden  durfte,  und  er  allein  hätte 
darum  auch  einer  aettleiöiog  bedurft,  um  erbfähig  zu  werden;  hödi* 
stens  läfit  sich  noch  ergänzend  beifügen»  daß  bei  dem  zwar  mit 
einem  freien  Weibe,  aber  aufierhalb  eines  geordneten  Konkubinats' 
Verhältnisses  erzeugten  Sohne  die  Herstellung  der  Vaterschaft  nahe* 
zu  ganz  von  der  Anerkennung  durch  den  Vater  abhängen  mufite, 
so  lange  die  Einführung  der  kirchlichen  Gottesurteile  in  den  Pater« 
nitätsprozeß  die  BewebfUhrung  noch  nicht  erleichtert  hatte.  Ein 
vereinzelter  Überrest  dieser  ältesten  Behandlung  der  unechten  Geburt 
liegt  aber  noch  in  FrI)L,  IX,  §  7,  vor,  wo  es  heißt:  »Ef  madr  kaUar 
til  födurarfs  sins,  ok  hinn  jättar  |ivf,  at  hann  er  |)ess  sonr,  er  hann 
segir,  ok  af  frjälsum  kvi6i,  ok  til  arfs  kominn,  ok  er  hann  innan 
lands  getinn,  {la  mä  hann  ganga  til  fodur  arfs  sins."  Es  entspricht 
aber  dieser  Zustand  vollkommen  dem  Charakter  der  älteren  Zeit, 
welcher  einerseits  die  zwischen  den  Freien  und  Unfreien  bestehende 
Standesverschiedenheit  mit  voller  Schärfe  betonte,  andererseits  aber 
sowohl  die  Vielweiberei  duldete,  als  auch  den  Weiberraub  als  eine 
ganz  gewöhnliche  Erscheinung  kannte,  welche  zwar  in  das  Recht 
der  Verwandtschaft  der  Geraubten  gewaltsam  eingriff,  im  übrigen 
aber  fiir  den  Stand  der  letzteren  nicht  notwendig  ernstere  Folgen 
hatte.  Als  eine  Neuerung  müßte  demgegenüber  betrachtet  werden, 
daß  hinterher  der  unechten  Geburt  ohne  Unterschied  zwischen  der 
Abstammung  von  einer  freien  oder  unfreien  Mutter  ihr  eigener  Platz 
in  der  Erbentafel  angewiesen  wurde,  und  wäre  hierin  ein  Fortsdiritt 
flir  den  ))y*borinn  sonr,  aber  zugleich  auch  ein  sehr  fühlbarer  Rüde 
sdiritt  zu  erkennen  für  den  hHsüngr,  und  zumal  für  den  homiingr; 
mag  sein,  daß  bei  dieser  Ausgleichung  der  Einfluß  der  Kirche  im 
Spiele  war,  welche  ja,  wie  oben  schon  bemerkt,  den  Konkubinen- 
kindern ebenso  feindselig  war  wie  den  übrigen  uneheliciicn  Kindern, 
und  j'-dci-iüdls  hangt  es  damit  /usaiimicti.  thil-i  von  jetzt  ab  die  Be- 
zeichnung Irillusoar,  trilluduttir,  ohne  weiteres  lu;  alle  und  jede  un- 
ehelichen Kinder  gebraucht  werden  kminte, '1  und  daß  andererseits 
auch  wirkliche  Konkubinenkinder  /u  denen  L;erechnet  werden  mochten, 
welche  nicht  „arl'gengir"  sind,  •)  wenn  man  nämlich  diesen  letzteren 


')  So  z.  B.  schon  Vt\,L.  VIII,  S  und  15;  G^L.  I05. 
ÜJ»L.  125;  Fr|»L.  UI,  13. 
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Ausdruck  im  attttbtitifaen  Sintie  als  Cicgensotz  zu  dea  ehelichei^  Ge« 
boienen  und  ifapem  Rechte  nehmen  wollte.  Sowie  aber  erst  die 
vesBcUedenen  Klassen  der  unecht  geborenen  Kinder  im  Erbrechte 
einander  gleichgestellt  waren,  lie6  sich  auch  die  aetÜeiÖing,  dann  die 
Bestimmung  über  das  Maß  von  Vergabungen,  welche  einseitig  an 
sie  gemacht  werden  durften,  nicht  mehr  auf  die  (»ybomir  allein  be- 
schränken, und  lag  andererseits  auch  kein  genügender  Grund  mehr 
vor,  um  diese  in  dem  Betrage  ihrer  Bufie  den  unechten  Söhnen  einer 
fieieo  Mutter  nachzusetzen;  es  ist  ein  Anachronismus,  wenn  die 
Frl)L  diese  letztere  Zurücksetzung  nach  wie  vor  aufrecht  erhielten. 
Von  hier  aus  begreift  sich  übrigens,  daß  die  Unterscheidung  der 
drei  Klassen  von  unechten  Kindern,  welche  in  unseren  Rechtsbüchern 
2iemlich  müßig  dastehe  für  die  ältere  Zeit  von  großer  Erheblichkeit 
sem  mufite.  Zwischen  dem  ))yborinn  sonr  und  den  unechten  Söhnen 
eines  freien  Weibes  lag  eine  tiefe  Kluft,  welche  beide  geradezu  als 
Angehörige  verschiedener  Stände,  und  auch  als  der  Verwandtschaft 
gegenüber  ganz  verschieden  gestellt  erscheinen  ließ;  der  homüiigr 
aber  unterschied  sich  vom  hrisüngr,  mit  welchem  er  allerdings  nach 
gleichem  Rechte  lebte,  immerhin  noch  sehr  wesentlich  dadurch,  daß 
zur  Feststellung  der  Paternität  bei  ihm,  anders  als  bei  diesem,  kein 
besonderer  Beweis  und  keine  besondere  Anerkennung  der  Vaterschaft 
erforderlich  ist  —  Bezüglich  der  Altersvormundschaft  galt 
aber  die  Regel,  daß  der  nächste  Erbe  sie  zu  übernehmen  habe, ')  und 
ebenso  bezüglich  der  Armenalimentation; -)  doch  fanden  bei 
der  letzteren  mancheriei  Besonderheiten  statt.  So  soll  nach  des. 
Vaters  Tod  zunächst  die  Mutter  die  Alimentation  der  gemeinsamen 
Kinder  übernehmen,  obwohl  sie  zu  deren  lieerbung  erst  nach  dem 
väterlichen  Großvater  und  den  Geschwistern  von  der  Vatersseitc  her 
berufen  ist;"*)  wenn  ferner  beide  Eltern  verarmen,  sollen  auf  den 
Vater  uiul  seine  Verwandtschaft  -' aut"  die  Mutter  ciaf^et^eii  und 
deren  Verwandtschail  nur  \^  der  Ivindcr  trcÜcn,  ^)  was  augciisciiein- 
Hcii  nur  eine  konsequenz  der  anderen  Regel  ist,  dati  lur  die  legale 
Gütergemeinschaft  unter  Ehegatten  dieses  Verhältnis  hinsichtlich  des 
Anteiles  beider  Ehegatten  am  pemciaen  Ciutc  als  maßgebend  i;alt,*} 
uud  kann  darum  diese  Regei  auch  nur  für  den  Fall  zur  Atuv t. ndung 
^kommen  sein,  da  diese  legale  Gütergemeinschaft  zur  Anwendung 

>)  G^L.  115;  Fr^L.  IX,  S3. 

•)  GJ)L.  115;  vgl.  127  und  130;  FrI)L.  IX,  25;  vgl.  XI,  5. 
*)  G{)I..  117;  vgl.  103.         *)  ebenda,  11& 
ebcada,  53;  vgl.  64. 
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kam,  wogegen  in  anderen  Fällen  der  speziell  ausbedungene  Mafi* 
Stab  der  beiderseitigen  Anteile  am  gemeinen  Gute  entsdieiden 
mufite,  vermöge  der  Regel :  ^)  „|>ä  skal  svä  skuldum  gegna,  sem  felag 
|>eirra  var;  svä  skal  körlum  skipta  ok  kerlingum,  ok  liöbomum,  sem 
ödrum  skuldum,  ok  |)eirra  börnum'*.  Bezüglich  des  Verlobungs* 
rechtes  wurde  anderwärts  schon  bemerkt,  daß  dasselbe  nicht  nur 
Witwen  gegenüber  völlig  wegfiel,  sondern  auch  Jungfrauen  gegen» 
über  nur  dem  Vater  und  Bruder  schlechthin,  entfernteren  Verwandten 
aber  nur  dann  zukam,  wenn  das  Mädchen  entweder  noch  minder- 
jahrii^,  oder  ökonomisch  völlig  hilflos,  und  darum  bezüglich  ^cines 
Unterhaltes  ganz  auf  seine  \\r wandten  angewiesen  war;  d:iLj  aber 
unter  diesen  letzteren  Voraussetzungen  der  rechte  Erbe  auch  öer 
rechte  V  ciiober  sein  mußte,  dürfte  sith  aus  dem  über  die  AJtcrsVor- 
mundschaft  und  die  AHmcntationsptlicht  ^^esai^tcn  von  selb«;t  ergeben. 
Der  Ansprucli  auf  die  U  n  zu  chtsbu  lie  wird  denn  auch,  nach  Vater 
und  Bruder,  dem  nächsten  i>rben  ausdrücklich  zugesprochen, wo- 
gegen ein  Anspruch  des  Geschlechtsvormundes  auf  andere  Bußen 
nur  noch  in  den  Frl»L.  erhalten  ist  In  allen  diesen  Fällen  ist  unter 
dem  Bruder  natürlich  immer  nur  der  ehelich  i^eborene  Bruder  zu 
verstehen,  und  der  uneheüch  geborene  Bruder  kann  somit  zu  den 
betreifenden  Rechten  immer  nur  unter  der  Voraussetzung  berufen 
werden,  daß  ihm  die  Eigenschaft  des  nächsten  Erben  zukommt  Am 
Wergeide  endlich  nehmen  die  |>ybomir  menn  immer  nur  als  sak* 
aukar  Anteil,  und  zwar  berufen  die  G|)L.  zunächst  nur  den  unecht 
geborenen  Sohn  und  Bruder,  und  in  zweiter  Linie  auch  noch  den 
unecht  geborenen  Oheim  und  Neffen, ')  während  die  FrliL.  zunächst 
nur  den  |>yborinn  sonr  zu  den  sakaukar  rechnen,  jedoch  mit  dem 
Bemerken,  da6  die  Söhne  der  sakaukar  ein  Drittel  weniger  als  ihr 
Vater,  und  deren  Söhne  wiederum  ein  Drittel  weniger  als  der  ihrige 
erhalten  sollen,  sodann  aber  doch  auch  noch  den  |)yborinn  broöir 
bedenken;^)  in  der  Wergeldstafel  des  I5_iarni  Maröarson  aber  leuchtet 
der  außcronk iitüclu-  Charakter  der  Berücksichtigung  zwar  auch  noch 
durch,  wird  jcduch  anstatt  de-  j»\l)>irinn  sonr  der  iri6lus<>nr  i^enannfi 
l)aü  die  alteren  WV^rgeldstateln  aber  nur  die  |»yi)ornir  menn  bcdcnkenp 
ohne  den  hornungr  und  den  hnsungr  irgendwie  zu  berücksichtigen, 
wird  ebenfalls  wieder  nur  unter  der  Voraussetzung  verständlich,  daii 


»)  G>L.  115. 
*)  ebenda,  197.  ^ 
*)  FrJL.  VI,  5  uDd  lo. 


')  ebeoda,  236—37  und  246—48. 
^)  G^L.  316. 
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diese  letzteren  beiden  den  ebellcb  Geborenen  gleich  gehalten  wurden. 
Jedenfalls  wird  man  der  Vermutung,  dafi  der  hrisüngr  und  homüngr 
erst  spät,  und  nur  durch  Idrchllcben  Einfluß  auf  die  gleiche  Stufe 
mit  dem  i)yborinn  sonr  hcrabgedrückt  worden  sei,  nicht  den  Um- 
stand entgegenhalten  können,  daß  das  islandische  Recht  ursprüiif^dich 
alle  unechte  Geburt  ohne  Unterschied  von  tlcn  verwandisch.tillichcn 
Rechten  aus<,^cschloss€n  habe.  Da  die  uns  erhaltenen  isländischen 
Kechtsbucher  erst  der  Mitte  oder  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahr- 
hunderts angehören,  ist  vielmehr  recht  wohl  nic-i^lich,  daß  selb<!t  der 
älteste  Rechtszustand,  von  welchem  sie  Zeufrnis  L^^cben,  nicht  mehr 
der  ursprüngliche,  sondern  bereits  ein  durch  kirchliche  Einflüsse  er- 
heblich umgestalteter  war. 

Im  späteren  Rechte  hnden  sich  vergleichsweise  nur  wenige, 
und  wenig  bedeutsame  Bestimmungen  über  die  unechte  Geburt 
Die  Feststellung  der  Paternität  zunächst  zeigt  sich  in  das 
Christenrecfat  hereingezogen,  wie  dies  allerdings  auch  schon  in  den 
FrI)L  und  den  jüngeren  Redaktionen  der  Bl)L»  der  Fall  gewesen 
war,  und  kirchliche  Einflüsse  machen  sich  denn  auch  bereits  geltend 
ia  Bezug  auf  die  Gestaltung  der  einschlagigen  Recbtsregeln.  Nach 
den  übereinstimmenden  Vorschriften  der  beiden  Christenrechte  des 
K.  Magnus  lagabcetir  ^)  soll  zunächst  derjenige  als  Kindsvater  gelten, 
den  die  Kindsmutter  als  solchen  benennt,  es  sei  denn,  dad  er  sich 
durch  einen  Dreiereid  reinige.  Ist  aber  der  von  der  Mutter  Benannte 
bereits  tot.  so  soll  die  blol-ie  Aussage  tiieser  letzteren  vullen  Beweis 
machen,  vnniusf^esetzt,  daß  sie  bei  der  Geburt  des  Kindes  selbst  ge- 
macht worden  war.  daß  hierüber  durch  die  eidliche  Aussage  von 
^Vciiiern  Beweis  erbracht  wird,  weUhe  bei  der  Geburt  anwesend  ge- 
\\escn  waren,  entllich  daß  diescllx'  von  der  Kind'^niutter  selbst 
hinterher  eidlich  bestätigt  wird,  ohne  daLj  dieselbe  jemals  eine  ab- 
weichende Angabe  gemacht  hätte;  fehlt  dagegen  etwas  an  diesen 
Voraussetzungen,  so  soll  man  versuchen,  ob  sich  etwa  durch  ander- 
weitige Zeugen  ein  geschlechtlicher  Umgang  des  Benannten  mit  der 
iündsmutter  in  seiner  Zeit  erweisen  lasse,  welche  einigermafien  zu 
der  Zeit  der  Geburt  des  Kindes  stimme,  und  sollen  verständige 
Männer  nach  bestem  Wissen  und  Gewissen  die  Entscheidung  fällen. 
Gldcfat  vollends  das  Kind  seinem  angeblichen  Vater  oder  dessen 
Verwandten,  so  soll  die  Vaterschaft  sofort  als  hergestellt  gelten,  so- 
wie nur  ein  geschlechtlicher  Umgang  des  angeblichen  Kindsvaters 


^)  neuerer  B^KrR.  3;  neuerer  G^KrR.  11. 
Maurer,  VcrmuidticlMifts-  und  Erbrecht  Mcb  »Uitordischem  Rechte.  H 
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mit  der  Kiadsmutter  anderweitig  erwiesen  ist,  d.  h.  es  wird  solchen« 
falls  der  benannte  Vater  nicht  einmal  zum  Reinigungseide  zugelassen, 
und  wenn  er  ihn  bereits  geschworen  hat,  ehe  jene  beweisende  Ähn- 
lichkeit am  Kinde  zutage  tritt,  so  soll  er  als  des  Meineides  schuldig 
betrachtet  werden,  die  betreffende  Bufle  zahlen,  Ersatz  fiir  die  Kosten 
der  bisherij^cn  Alimentation  des  Kindes  leisten,  und  dieses  als  das 
seinige  zu  sich  nehmen.  Eine  wesentlich  gleichartige  Bestimmung 
findet  sich  auch  in  den  Christenrechten  des  Erzbischofes  Jon  und  des 
Bischofes  Arni, ')  nur  daß  in  diesen  die  Sachverh.indlunt;  ausdrucK- 
lieh  an  das  Gcridit  des  Bischofes  oder  seines  Vertreters  gewiesen, 
und  diesem  auf  die  Bestininiunj^  der  Beweisauflage  ein  maßgebender 
Einfluß  eingeräumt  wird:  daß  ferner  hier  auch  der  Fall  vorgesehen 
wird,  da  die  Kindsnuitter  stirht,  ohne  den  Kindsvater  genannt  m 
haben,  indem  solchenfalls  dem  (jC>chlechtsvormunde  anheim  gegeben 
wird,  zu  klagen  gegen  wen  er  will,  jedoch  so,  daß  er  zunächst  den 
Beweis  des  ^geschlechtlichen  Umganges  zu  führen  befugt,  und  der 
Beklagte  zur  Reinigimg  durch  einen  Dreiereid  nur  dann  berechtigt 
ist,  wenn  jene  Bewei;^fühnmg  mißlinL^t;  daß  endlich  auch  noch  der 
Fall  berücksichtigt  wird,  da  das  Weib  die  Nennung  des  Kindsvaters 
verweigert,  welcfaenfalls  sie,  wie  nach  älterem  Rechte,  eine  Bufie  von 
drei  Mark  an  den  König  verwirkt,  das  Kind  der  Mutter  folgt,  und 
das  Recht  seines  mütterlichen  Großvaters  nimmt  —  Über  die 
Rechte  und  Pflichten  dagegen,  welche  der  unechten  Geburt 
zustehen  und  obliegen,  sprechen  sich  die  weltlichen  Gesetzbücher 
aus.  Es  folgt  aber  zunächst  in  Bezug  auf  das  den  unecht  Geborenen 
zustehende  Erbrecht  die  Järnsida  im  wesentiichen  den  VorschrÜten 
der  FrpL., -)  jedoch  mit  einigen  die  Stellung  der  echtgeborenen 
Mutter  betrefilcnden  Änderungen,  und  ohne  noch  die  drei  verschie* 
denen  Arten  der  unechten  Kinder  zu  unterscheiden.  Bezuglich  der 
Altersvormund^chatt  h.dt  sie  an  dem  Satze  fest,  daU  die  Berufung  zu 
derselben  den^ell  "-n  Regeln  folge  wie  die  Berufung  zum  Erbe,  nur 
mit  der  1  rhrankung,  daß  der  Berufene  jetzt  Sicherheit  zu  bestellen 
bat,  und  ausgeschlossen  wird,  wenn  er  dies  nicht  kano;^)  ebeas(> 


')  |'>ns  Krk.  4;  Arna  hps.  KrK.  2  14 — 18. 

vgl.  Jarnsida,  Krfdatal,  2  mit  Fr^L.  VIII,  3, 

n             >i                      ?i              4     n  M           »>  5» 

tl             II                      ,1              6     ,,  ,,            n  /» 

»1           11                   n            /     I»  >•          M  ^» 

n             ff                      tl            15     «  M           «•  '5* 

*}  Järns.,  Erf5atal,  24. 


Digrtized  by  Google 


$  6.   Die  unehcUcbe  Geburt. 


163 


bezüglich  der  Alimentationspflicht, und  u  cnti  hczuglich  des  Ver- 
lohunr^srechtes  auf  die  nächsten  Verwandten  verwiesen,  -)  oder  be- 
i!üglich  der  Unziu  htsbutk  auf  den  Verwandten  verwiesen  wird, 
welcher  diese  gesetzlich  zu  bezichen  habe,*)  so  will  damit  sicherlich 
dasselbe  gesagt  sein.  Etwas  selbständiger  verhalten  sich  die  Vor- 
schriften des  gemeinen  Landrechtes  und  der  ihm  fnlg^enden  Gesetz- 
))ücbery  des  gemeinen  Stadtrechtes  also  und  der  Jönsbök;  doch  sind 
es  nicht  so  sehr  neue  Gesichtspunkte,  welche  dieselben  in  die  Behand- 
lung der  unechten  Geburt  eingeführt  zeigen,  als  vielmehr  mit  pedan- 
tischem Scharfsinne  durchgeführte  Konsequenzen  älterer  Gesichts- 
punkte, und  willkürliche  Änderungen  im  einzelnen,  welche  durch 
sokhe  bedingt  sind.  So  wird  jetzt  der  frillusonr  nicht  nur -den 
broedra  synir  und  brcedra  dcetr  nachgesetzt,  wie  dies  schon  nach 
den  Frl)L.  der  Fall  gewesen  war,  sondern  auch  den  systkinasynir 
und  sysädnadcctr,  dann  den  systrasynir  und  systradcrtr,  welche  ihm 
früher  nachgestanden  waren;*)  so  wird  ferner  alles  Erbrecht  den 
unehelichen  Söhnen  entzogen,  weh;he  im  Kheiiruch  oder  Inceste 
er/CLigt  sind,  letzteres  eine  Fk-stinunung  kirchlichen  Ursprungs,  u  eiche 
übrigens,  was  die  adulterini  betrifft,  auch  schon  die  G\)]..  i^ekannt 
ii.ittcn,  wahrend  in  ersterer  Beziehung  die  veränderte  StclhniL^  des 
Mannc?tammes  zum  Weibsstamme  maßj^-ebend  c^cwnrden  ist.  So  wird 
ferner  die  frilludöttir  jetzt  erst  weit  hinter  dem  frillusonr  berufen,**) 
was  teils  durch  die  Vorrückung  der  Nachgeschwisterkinder,  teils  aber 
durch  eine  viel  weiter  als  früher  getriebene  Unterscheidung  der 
mütterlichen  Vcr\vandtschaft  von  der  väterlichen,  und  der  halbbürtigen 
Verwandtschaft  von  der  voUbürtigen  bedingt  ist  Hinter  ihr  werden 
ferner  die  entfernteren  unechten  Verwandten  berufen  bis  zu  den 
Geschwisterkindern  einschliefiUch,  während  über  diesen  Grad  hinaus 
die  unechte  Verwandtschaft  unberücksichtigt  bleibt;  ^  aufierdem  zeigt 
ach  aber  auch  weit  konsequenter  und  spitzfindiger  als  früher  der 
Umstand  berührt,  ob  die  Voreltern  des  einzelnen  Verwandten  echt 
oder  unecht  geboren  waren.  ^  Im  gemeinen  Stadtrechte  lauten  alle 
diese  Bestimmungen  ganz  ebenso  wie  im  Landrechte,  und  ebenso 
kehren  sie  in  der  Jönsbök  gleichlautend  wieder,  jedoch  hier  mit 
einer  bedeutsamen  Einschränkung  i  waiircnd  nanilich  das  norwegische 

')  Jiro».,  Erfttal.  25. 

KTenaagiptfiiKar»  i*         ')  Maanhelgit  36. 
*)  Landtl.,  ErfOat.  7,  Nr.  6.  GpL.  25. 

^)  Landsl.,  Erfftat.  7,  Nr.  13.  ebenda. 
*J  ebenda,  7,  Nr.  a.  3,  4,  6,  II. 
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Landrecht  und  Stadtrecht  an  13.  Stelle  die  frilludöttir  beruft;  und 
hinter  ihr  die  uneheliche  Seitenverwandtschaft  bis  zu  den  Geschwister« 
kindem  einschließlich,  weiß  die  Jönabdk  von  einem  Erbrechte  der 
frilludöttir  nichts,  und  beruft  vielmehr  an  der  betreffenden  Stelle ' 
zunächst  die  unehelichen  Enkel,  dann  aber  die  uneheliche  Seiten- 
Verwandtschaft  bis  zu  den  Geschwisterkindern  einschließlich,  jedoch 
mit  ausfuhrlirlierer  Aufzahlung,  und  teilweise  auch  veränderter  Rcihen- 
loli,^-  der  cin/eluen  Grade;  hinter  den  unehelichen  Gesohw  ivterknuicrn 
wird  sodann  der  vierte  gleiche  Grad  tier  ehelichen  \'eru  andtM:halt 
berulen,  feod.nui  aber  auch  noch  die  unechte  \'eru  andtscliaft  bis  zu 
demselben  Grade.  Bezuglich  der  Altersvormundschaft  und  Alimen- 
tationspflicht folgen  das  gemeine  Landrecht  und  Stadtrecht  ganz 
gleichmäßig  wie  das  altere  Recht  der  Regel  des  Erbrechtes;-)  die 
Jönsbök  aber  folgt  zwar  bezüglich  der  Altersvormundschaft  der 
gleichen  Regel,  jedoch  in  ganz  anders  gefaßten  Worten,')  und  be 
züglich  der  Armenalimentation  stellt  sie  lediglich  die  Regel  auf,  daä 
jedermann,  gleichviel  ob  ehelich  oder  unehelich  geboren,  seine  eigeaeo 
Eitern  und  Kinder  ernähren  müsse,*)  wahrend  weiterhin  nur  die 
entferntere  Verwandtschaft  nach  Mafigabe  des  Erbrechts  herangezogeD 
wird,  ohne  Rücksicht  auf  den  Unterschied  zwischen  echter  und  ud* 
echter  Geburt,  aufier  etwa  einer  Bestimmung  über  die  unechten 
Kinder  fremder  Gäste,*)  welche,  wenn  auch  in  sehr  selbständiger 
Weise,  doch  unverkennbar  an  eine  analoge  Bestimmung  der  Rechts- 
bucher  aus  der  freistaatlichen  Zeit  anknüpft.*)  Bezüglich  des  Ver* 
lubungsrechtcs ')  und  der  Un/.urhtsbulic ''j  drucken  sich  endlich  die 
Gesetzbücher  der  spateren  Zeit  des  K.  Magnus  lagabuetir  um  nichts 
bestimmter  au>  al>  die  JarnsK^a,  mit  Ausnahme  nur  der  Jönsbok. 
welche  die  IJnzuciilsbuße  ausdrucklich  dem  nächsten  geborenen  Erben 
mauniiclieii  Geschlechts  zuweist.")  Endlich  mag  noch  bemerkt 
werden,  daü  eine  Verordnung  vom  2,  Mai  1313  der  Mutter,  wenn 
sie  nur  selber  ehelich  geboren  ist,  ihrem  unehelichen  Kinde  gegeo- 
über  ein  Erbrecht  unmittelbar  hinter  dem  frillusonr  zubilligt,  voraus- 
gesetzt nur,  daß  dieses  Kind  weder  ein  adulterinus^  noch  ein  damnato 

';  J  i)  IIS  hol.-,  F.  rf  5at.  13. 

'^1  Landsl-,  lLrt*^.ll.  14.  J.'.  nsho  k,  ErfiVat.  30. 

*1  ebenda,  I' r  a  m  !  ■  r  r /.  I  u  l>.  I.  c  b  f  n  d  n  ,  h 

**J  K  o  n  11 11  c  >  J)  i.  k  ,  143,  25  :  S  t  a    a  r  Ii ..  1  s  b  .»  k  ,  1IC  I49. 
'j  Laod^I.,  lirtöat.  I.  cbeiiio  Kj.irkK.  uaU  Jouäbuk. 
**)  Landsl.,  Maanh.  29;  et)cnso  ÜjarkK. 
*)  Jönsbok,  Mannb.  31. 
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coitu  procrcatus  sei ;  '  i  ausdrücklich  wird  d.iLn^i  an|S[cführt,  dat^  in  der 
Erbentafel  vorher  ein  Erbrecht  der  unehelichen  Mutter  nicht  er- 
wähnt gewesen  sei,  und  ist  dies  alleniin'^s  richtiq;,  mir  daB  man 
daraus  nicht  wird  schließen  dürfen,  daß  die  unehehrhe  Mutter  vor- 
dem nicht  ganz  cl^enso  wie  die  eheliche  geerbt  haben  werde. 

Zum  Schlüsse  muß  endlich  hier  noch  Uber  die  Legitimation 
unehelicher  Kinder  gesprochen  werden.  Das  ältere  islän- 
dische Recht  kennt  keinen  derartigen  Rechtsakt  mit  Ausnahme 
einer  bereits  besprochenen  Stelle  einer  Geschichtsquelle,  ^)  welche 
des  „leiöa  tU  arfs"  Erwähnung  tut;  da  sie  ganz  vereinzelt  steht,  lädt 
sich  nicht  mit  Sicherheit  bestimmen,  ob  sie  uns  einen  Überrest  eines 
frühzeitig  erloschenen  Rechtsbrauches  aufbewahrt  hat,  oder  ob  nicht 
vielmehr  bei  ihr  die  Bekanntschaft  mit  dem  norwegischen  Rechte 
auf  den  Bericht  über  Vorgänge  aus  der  Vorzeit  Islands  störenden 
Einflufi  geübt  hat  Jedenfalls  behandeln  femer  die  Recbtsbücher 
der  Insel  nicht  nur  das  Kind  ab  ein  unfreies,  dessen  Mutter  zur 
Zeit  seiner  Empfängnis  unfrei  gewesen,  aber  noch  vor  dessen  Geburt 
freigelassen  worden  war, sondern  auch  das  Kind  als  ein  unehe- 
liches, dessen  Eltern  einander  zwar  noch  vor  desscti  Gcl)urt,  aber 
doch  erst  naeh  dessen  l'.nipf.intTnis  geheiratet  lial>en,  *)  so  daü  also 
auch  die  von  der  Kin  he  so  selir  l)eL,'ünstii;te  lej^itimatio  per  snb- 
scquens  matrimoniuni  dem  Rechte  des  Freistaates  vollstandif^  fremd 
war.  Ganz  anders  steht  tlie  Sache  dacrenren  bereits  nach  dem  .iltercn 
norwegischen  Rechte.  Von  einer  Adoption  oder  Arrogation 
zwar  weiß  dieses  ebensowenig  wie  das  isländische  Recht,  und  nicht 
minder  sind  die  kirchcnrcchtlichen  Regeln  über  die  Legitimation  nur 
in  sehr  beschränktem  Umfange  zur  Anwendung  gelangt.  Nach 
den  Frl)U  sollen  Brautkinder  nur  unter  der  Voraussetzung  als  ehelich 
geborene  gelten,  dafi  deren  Vater  innerhalb  des  nächsten  Jahres 
nach  der  Verlobung  verstorben  ist,*)  und  erklärt  sich  diese  Frist- 
bestimmung aus  der  Vorschrift,  da6  die  Hochzeit  innerhalb  Jahres- 
frist  nach  der  Verlobung  erfolgen  solle      da  bei  dieser  letzteren 


•)  Norges  gamlc  Lovc,  Iii,  Nr.  36,  §  3,  S.  lOO. 
')  Lazdwla,  26/ioa. 

*}  Kondogtbök,  118/234;  Stadarhöiübök,  59/6S. 
*)  KonUagsbök,  141/23;  Sta5arb6Ubök,  104/135. 

*)  vgl.  Fr.  Brandt,  Forelxsninger,  S.  173—^74;  dann  meine:  Studien  über 
«Jas  sogenannte  Christeiirecht  de«  K.  Sverrif,  S.  75—77  and  meiocn  Artikel:  GuJa- 

IwDgslög.  S.  42. 

•i  Fri»L.  Iii,  13:  ebenso  BjarkR.  III,  68.  'j  FrpL.  III,  13. 
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Vorschrift  ehehafte  Not  und  gegenteilige  Verabredung  zwischen  dem 
Bräutigam  und  dem  Verlober  der  Braut  ausdrücldicfa  vorbehalten 
sind,  wird  man  diesen  Vorbehalt  wohl  auch  als  stillschweigend  für 
jene  erstere  Regel  geltend  betrachten  und  somit  diese  Regel  dahin 
erweitem  dürfen,  dafi  Brautldnder  überhaupt  als  eheliche  gelten 
sollen,  wenn  deren  Vater  unter  Umständen  stirbt;  welche  erkennen 
lassen,  dafi  der  Vollzug  der  Hochzeit  von  ihm  noch  beabsichtigt 
war,  wie  denn  auch  nur  unter  dieser  Voraussetzung  sich  erklärt,  uali 
sofort  bei<;etugt  wird,  es  soUc  nichts  nützen,  wenn  jemand  seine 
eigene  Konkubine  sich  verlobe,  um  ihre  Kinder  damit  erbberechtigt 
zu  machen,  oder  auch  die  Hochzeit  sonst  verzögere,  indem  weder 
ein  Betrug  an  den  «geborenen  Erben,  noch  eine  Verunehrung  der 
Hochzeit  durch  die  Bestimmung  ermöglicht  werden  wolle.  ^)  Nach 
einer  zweiten  Bestimmung  desselben  Rerhtsbuchcs  -)  soll  ferner  die 
nachfolgende  Ehe  unter  Personen,  welche  bereits  vor  deren  Ein- 
gehung miteinander  Kinder  erzeugt  haben,  diesen  Kindern  nur  unter 
der  X'oraussetzung  die  Rechte  von  ehelichen  verschaffen,  daß  auch 
nach  eingegangener  Ehe  noch  weitere  Kinder  von  ihnen  erzeugt 
werden,  wobei  übrigens  die  blöde  Geburt  derartiger  Kinder  ent* 
scheidet,  ohne  dafi  auf  deren  Fortleben  etwas  ankäme,  und  überdies 
dem  vorehelichen  Kinde,  welches  auf  Grund  dieser  Bestimmung 
etwas  von  seinem  Vater  geerbt  hat,  sofort  das  volle  Erbrecht  auch 
allen  übrigen  Verwandten  gegenüber  gesichert  ist  Beide  Bestim- 
mungen sind  ohne  Zweifel  durch  den  Einfluß  der  Kirche  in  das 
Rechtsbuch  gekommen,  entsprechen  indessen  dennoch  keineswegs 
völlig  deren  Vorschriften.  Auf  der  einen  Seite  nämlich  läßt  die 
Kirche  die  sponsjdia  de  futuro  durch  die  nachfolgende  copula  car- 
nalis  in  eine  m jHi^ultii^c  I^he  sich  verwandeln,  ohne  dieserhalb  irgend 
welche  Zcitgrcn^cü  aufzustellen;'')  auf  der  anderen  Seite  aber  laßt 
sie  die  unehelichen  Kinder  durch  die  naciitolgcnde  Ehe  ihrer  Eltern 
schlechthin  legitimieren,  f>hne  d;d\  irgend  etwas  darauf  ankäme,  ob 
diese  Eltern  nach  ein-^  -  niL^cner  Elie  noch  weitere  Kinder  mitein- 
ander erzeugen  oder  nicht,  *)  so  daü  also  der  Grundsatz  unseres 
Rechtsbuches:  „|»a  helga  |»au,  er  eptir  brullaup  eru  fcedd,  hin  til  arts 
er  fyrir  bruliaup  väro"  keineswegs  der  des  kanonischen  Rechtes  ist 

I  r|)l..  MI,  13;  BjurkK.  III,  oS.  I  rJ)!..  III,  11. 

^)  c.  15  cl  30  X,  de  spunsal.  (IV,  i ),  und  ist  die  erste  Stille  von  P.  Alci- 
ander  III.  (1159— 81),  die  zweite  von  P,  Gregor  IX.  (1227—41);  ferner  c.  la  X. 
qui  ftUi  sint  legitimi  (IV,  17),  von  P.  Innocenz  III.  (1198). 

*)  c.  6,  X,  qoi  filii  sint  legitimi:  von  Aiexandcr  tV. 
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EHe  späteren  RecbtsbOcher  suchen  sich  denn  auch  den  Vorschriften 

des  kanonischen  Rechtes  immer  mehr  zu  nähern.  Das  soi^^enanntc 
Christenrecht  des  K.  Sverrir  zunächst  hält  z\\;ir  die  BestiinuiunL^'t  ii 
der  Frpl^  über  (He  lep^itimalio  per  subsc([uciis  inalrimonium  unver- 
ändert fest;')  aber  in  der  licstimmunt;  über  die  Bniutkinüer  be- 
seitigt es  die  atit  die  Jahresfrist  f)e/.u^liehen  Worte,  obwohl  es  die 
Vorschrift  beibehalt,  daß  binnen  dieser  hrist  die  Hochzeit  der  W-r- 
lobung  zu  folgen  habe, '}  und  gclan£]ft  somit  zu  der  dem  kanonischen 
Rechte  völlig  entsprechenden  Bestimmung,  daß  Brautkinder  unter 
allen  Umständen  gleich  den  ehelich  geborenen  erl)cn  sollen,  wenn 
ihr  \'ater  vor  der  Hochzeit  gesturben  ist.  Die  beiden  Christenrechte 
des  K.  Magnus  lagabdtir  lassen  ebenfalls  die  Brautkinder  schlechthin 
erbfähig  werden  gleich  den  ehelichen,  auch  wenn  die  Hochzeit  nicht 
nachfolgt,*)  und  sie  fordern  zu  solchem  Behufe  nicht  einmal  den 
Tod  des  Vaters;  da  sie  sich  dabei  ausdrücklich  auf  das  gemeine 
Recht  der  gesamten  Christenheit  beziehen,  ist  Idar,  dafi  sie  eben  mit 
diesem  die  sponsalia  de  futuro  durch  die  eingetretene  copula  car- 
nalis  in  sponsalia  de  prssenti,  resp.  eine  vollgültige  Ehe  sich  ver> 
wandeln  lassen.  Weiterhin  aber  lassen  sie  durch  die  Geburt  von 
Brautkindem  solche  Kinder  legitimieren,  welche  von  den  Brautleuten 
vor  ihrer  Verlobung  erzeugt  worden  waren,  und  sie  substituieren 
demnach,  lier  Konsetjuenz  des  kanonischen  Rechtes  folj^'cnd.  lien  Akt 
der  \'crlobung  auch  hier  dem  di-r  Hochzeit;  aber  sie  weichen  doch 
wieder  darin  vom  kanonischen  Rechte  ab,  daL')  sie  nicht  mit  der 
bloßen  Hochzeit  sich  begnügen,  sondern  daneben  noch  die  (ieiairt 
von  Kindern  fordern,  die  nach  erfoli^ter  X'erlobuni;  znr  Welt  kommen. 
Noch  weiter  geht  die  Jdrnsi<^a,  *  )  indem  sie  als  im  ganzen  Lande 
gesetzlich  eingeführt  die  Bestimmung  bezeichnet,  daß  eine  rechts- 
gültig eingegangene  Verlobung  alle  Kinder  erbfähig  mache,  welche 
die  Vedobten  miteinander  vor  eingegangener  Wrlobung  erzeugt 
haben  oder  nach  dieser  erzeugen;  dieser  Satz  aber  ist  in  i^anz  der- 
selben Fassung  auch  in  das  gemeine  Landrecht  und  Stadtrecht  über- 
gegangen,*) wogegen  er  in  der  Jönsbök  anfangs  keine  Stelle  ge- 
funden hatte,  vielmehr  erst  hinterher  auf  Grund  der  Verordnung 
des  K.  Häkon  Magnüsson  vom  14.  Juni  15 14,  §  15,  in  dieselbe  mit 
dem  Beisatze  eingestellt  wurde,  daß  die  Vorschrift  auf  im  Ehebruch 

'»  Svcrris  KrR.  65  *)  ebenda,  h~  :  \ .;!.  66. 

jüngerer  B  {>  K  r  K.  i6;  jüngerer  GpKrK.  24. 

*)  Järn  s..  r.  r  f    .i  t.  14. 

*J  Landsl.,  ErJftat.  7,  Nr.  1,  fm. ;  BjarkK.  cbciidu. 
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erzeugte  Kinder  keine  Anwendung  finde J)  Es  ist  hiernach  ganz 
veikehrt,  wenn  I)örör  Sveinbjömason  unter  dem  in  jener  Einschaltung 
in  der  Jönsbök  genannten  K.  Häkon  den  K.  Häkon  gamli  verstehen 
will.  Das  Chiistenrecht  des  Erzbischofs  Jon  aber  baut  auf  der  so 
gelegten  Grundlage  fort,  nur  noch  unzweideutiger  die  Gesichtspunkte 
des  kanonischen  Rechtes  festhaltend.  Schon  in  den  Christen  rechten 
des  K.  Magnus  lagaboetir  war  der  Grundsatz  ausgesprochen  worden,-» 
daß  eine  rechtsgültige  Verlobung  durch  hinzutretende  copula  car- 
nalis  III  Line  vollgültige  Ehe  sich  verwandle,  auch  weun  keine  lurm- 
liehe  Hochzeit  gehalten  werde,  und  daß  von  da  ab  die  Ehe  nur  noch 
wegen  ]"-hebruchs  geschieden  werden  könne :  jetzt  aber  wird  ge- 
radezu die  Regel  aufgestellt:"'')  „nü  ef  hjunskapr  er  fullkoniin  mei^ 
likams  loftto,  fiö  at  eicri  so  bruAhlau[)  gj^)rt,  jni  mä  jiann  engi  iihitr 
skilja";  weiterhin  ferner  wird  auch  noch  speziell  gesagt,*)  es  sei  all- 
gemeines Recht  der  C  hristeaheit,  daß  Brautkinder  in  allen  Be- 
ziehungen als  eheliche  gelten,  auch  wenn  keine  Hochzeit  gehalten 
worden  sei,  und  daü  die  Kinder,  welche  jemand  mit  einer  Konkubine 
gewinnt,  mit  der  er  sich  hinterher  verlobt,  eheliche  Kinder  werden, 
gleichviel  ob  noch  andere  Kinder  nach  der  Verlobung  erzeugt  werden 
oder  nicht,  vorausgesetzt  nur,  daß  sie  nicht  Im  Ehebruch  erzeugt 
seien  und  dafi  der  Eingehung  der  Ehe  seitens  der  Eltern  auch  sonst 
keine  impedimenta  dirimentia  entgegenstehen.  Dieselbe  Bestimmung 
findet  sich  endlich  auch  in  dem  neueren  isländischen  Christenrechte, 
jedoch  in  etwas  eigener  Wortfassung ; einmal  nämlich  fehlt  hier 
der  Beisatz,  welcher  erklärt,  daß  nichts  darauf  ankomme,  ob  nach 
eingegangener  Verlobung  noch  weitere  Kinder  geboren  werden  o<fer 
nicht,  und  es  begreift  sich  dieses  leicht,  da  das  ältere  isländische 
Recht  nicht,  wie  das  ältere  norwegische,  zu  einer  solchen  Rlauscl 
Veranla-suiiL:  l><)t,  ^oUaun  aber  ist  der  auf  die  adulterini  bezügliche 
Vorbehalt  hier  weiter  dahin  gefat^it,  „ncma  nokkut  standi  |»at  fyrir. 
|»ä  er  }»au  börn  varu  getin,  at  |tau  mattu  )>d  meA  öngu  moti  rettligi 
riga//',  womit  zugleicli  auch  die  ex  daninalo  coitu  procreati  mit  in- 
begriffen sind,  welche  freilich  im  Christenrechte  Jons  durch  die 
Klausel  „fcstir  hann  hana  meinbugalaust"  ebenfalls  ausgeschlossen 
waren.  Dieselben  beiden  Christeiu-echte  lassen  ferner  auch  den 
Kindm  aus  einem  matrimonium  putativum  die  gleiche  Behandlung 

*)  J  .  .  II  s  b  o  k ,  Ii  r  1  Ö  a  t.  l  ;  L  o  v  n  a  ni  1  i  n  g  f  o  r  Island,  I,  S.  28—39. 
')  Jüagerer  B^KrR.  18;  juuK^rer  Ci|)KrK.  2b. 
*)  J6DS  KrR.  44.         *)  «benda,  46. 
*)  Arn»  bps.  KrR.  16/112^14. 
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wie  den  ehelichen  Kindern  angedeiben,  vorausgesetzt  nur,  dad  die 
Eltern  vor  Kngehung  der  Ehe  die  vorschriftsmäfiige  Verkündigung 
vornehmen  Heflen  und  somit  das  ihrige  getan  haben,  um  etwa  be- 
stehende Ehehindernisse  rechtzeitig  in  Erfahrung  zu  bringen;*)  dies 
ein  Satz,  welcher  cbcnfalb  im  kanonischen  Rechte  begründet,')  aber 
hinterher  auch  in  tlas  weltliche  Recht  übergegangen  ist,  sofcrne  eine 
Venircinunf^  aus  dem  Jahre  1280  in  ihrem  §  6  bestimmt,  dat^  die 
Kinder  aus  einer  Ehe,  welche  wecken  hinterher  aufl<ommcndcr  Ehe- 
hindernisse getrennt  werden  muß,  dennoch  als  chehche  behandelt 
werden  sollen,  soferne  nur  die  Aufgebote  in  vorschriftsmäßiger  Weise 
ergangen  seien, ')  wobei  doch  wohl  guter  Glaube  der  Eheleute  an 
die  Rechtsbeständigkeit  ihrer  Ehe  vorausgesetzt  werden  mu0,  ob- 
wohl die  Verordnung  dieser  Voraussetzung  nicht  ausdrücklich  ge- 
denkt Ganz  abgesehen  aber  von  diesen  mehr  oder  minder  getreu 
dem  kanonischen  Rechte  enüehnten  Sätzen  kennt  das  norwegische 
Hecht  auch  noch  eine  nationale  Form  der  Legitimation,  für  welche 
die  älteren  Quelle  die  technische  Bezeichnung  aettleiÖfng  brauchen, 
während  in  späteren  Quellen  auch  wohl  die  Bezeichnung  arfleiöing 
^eichbedeutend  vorkommt*)  In  einem  königlichen  Erlasse  vom 
28. März  13 18  wechseln  bereits  beide  Formen,^)  und  ebenso  in  einer 
Urkunde  vom  11.  September  1338;")  in  ein  paar  Urkunden  vom 
18,  November  1345  und  15.  Januar  1373  wird  nur  noch  von  arf- 
leiöing gesprochen, 'j  wogegen  eine  solche  vom  7.  April  1344,  dann 
vom  Jahre  13 16,  von  I4(T)— 1410  nur  von  der  a»ttlei('>m^  spricht."; 
Doch  darf  nicht  ubersehen  werden,  daü  in  isländischen  ( Juellen  der 
Ausdruck  ,,leiöa  til  arfs"  sowohl  in  Bezug  auf  X'organi^e  in  Nor- 
wegen"! als  in  Island  selbst  schon  fruhzeitii^  gebraucht  wird  ui\d 
dalj  die  Arna  bps.  saga  sowohl  als  die  Annalcn  den  von  der  ;i?tt- 
leiOmg  handelnden  Abschnitt  der  Järnsiöa  als  das  „um  artlcic^ing" 
handelnde  Kapitel  bezeichnen;^')  es  mag  hiemach  wohl  sein,  daß 

')  Jons  KrR.  42;  Arna  bps.  K  r  R.  16,114 — 

*j  vgl.  cap.  3  X,  de  clandcstina  dcspousationc  (IV,  3j,  von  P.  lunu- 
ceat  III;  dann  cap.  14  X,  qui  filii  sint  legitimi  (IV,  17),  von  demselben. 
*)  Norges  gamle  Love»  III»  Nr.  i«  S.  5. 
*>)  Tgl.  Kr.  Brandl,  Forelaesninger,  S.  aS— 31. 
'^i  NorgcB  gamle  Love,  III,  Nr.  50,  S.  129—31. 

{)iplom.  norvcg.  I,  253/^02—3. 
'I  fbrnda,  IV,  294/239—40  und  II,  42(1  330. 
"j  cb   nda.  V,  169/131;  VF,  88^89—90  uod  374409. 
*^  Eifjia,  57/I25;  Xj.-ila,  24.  Laxdoila,  2(>yi02. 

"j  Arna  bps.  s.,  9688;  Annälar,  a.  1271. 


170 


Teil  I.  Die  äniere  Eraeheiaiuig  der  Verwandtschaft. 


beide  Ausdrücke  von  Anfang  an  nebeneinander  gebraucht  worden 
waren,  und  dafi  nur  etwa  darum  in  späterer  Zeit  der  Ausdruck  arf- 
leidfng  etwas  häufiger  gebraucht  wurde,  weil  in  der  Tat  die  etb« 
rechtlichen  Wirkungen  der  Legitimation  immer  mehr  überwogen. 
Die  Form  aber,  in  welcher  sich  die  Einführung  m  den  Geschlechts- 
verband vollzog,  wird  in  den  beiden  P^ovinzialrechten  ziemlich  übe^ 
einstimmend  geschildert  und  ist  augenscheinlich  uralten  Rechtens. ') 
Zumeist  scheint  es  der  X'atcr  gewesen  zu  sein,  welclier  sein  unelu- 
liches  Kind  legitimierte,  und  umgekehrt  scheint  dii  Leo;itini,itiun 
ursprünglich  nur  zui^unsteti  des  |>y'borinn  sonr  in  Anvveuduag  ge- 
kommen /u  >ein,  wogegen  unsere  Keehtsbücher  freilich  nach  beiden 
Seiten  hin  schun  weiter  liehen;  sie  erklären  einerseits,  daü  «.iie  ,ett- 
leiöing  auf  den  homunLrr  und  hn'^unt^r  i^nxM  ebensogut  Anwendung 
finden  möge,  wie  auf  den  jiyborinn  sonr,  und  gestatten  andererseits 
auch,  dab  der  Bruder  den  Bruder,  der  Oheim  den  Neffen,  ja  auch 
nf>ch  entferntere  Verwandte  einander  legitimieren,  nur  daß  die  FrliL 
s 'Iclie  Befugnisse  auf  die  freigeliorenen  (aettbomir)  Verwandten 
innerhalb  der  näheren  Grade  des  Mannsstammes  (bauggildismenn) 
beschränken  und  überdies  die  Regel  beifügen,  da6  niemalen  ein 
Mann  durch  ein  Weib  oder  ein  Weib  durch  einen  Mann  legitimiert 
werden  dürfe,  letzteres  eine  Bestimmung,  deren  Grund  nicht  recht 
abzusehen  ist,  welche  aber  eine  Parallele  in  dem  anderen  Satze  der 
Frl)L.  findet,  daß  Männer  und  Weiber  sich  gegenseitig  kein  ödal 
zum  Verkaufe  anbieten  sollen.  '■^)  Bemerkenswert  ist  auch,  daß  die 
GpL.  ausdrücklich  die  Legitimation  desjenigen  gestatten,  welchen 
sein  Vater  vor  erreichtem  i  ;.  Lebensjahre  freigelassen  habe;  die  Be- 
stimmung scheint  ai!>  ciaer  Zeit  /u  stammen,  \\  clchc  die  Legitimation 
noch  auf  den  Ityborinn  sonr  bekehr. mkt  kannte  und  nun  diese  Be- 
schränkung insoferne  mildern  wollte,  als  .sie  die  ursprunglieli  nur  den 
innerhalb  der  ersten  drei  Lebensjahre  freigelassenen  Sohneti  zugute 
konimcnde  Wohltat  auch  noch  den  etwas  spater  freigelassenen  zu- 
gänglich machte,  l'brigens  darf  der  Legitimierende,  wer  er  auch 
sei,  nicht  völlig  eigenmächtig  verfahren;  er  muß  vielmehr,  wenn 
tlie  Mandlung  rechtlich  wirksam  sein  soll,  die  Zustimmung  der  ge- 
borenen Erben  zu  derselben  criiolen,  über  deren  Rechte  ja  niemand 
verfügen  kann  als  sie  sellicr.  Hat  demnach  der  Vater  des  unehelichen 
Kindes  bereits  ehelich  geborene  Söhne,  so  ist  deren  Zustimniung  er- 


G^L.  58;  Frl»L.  IX,  l. 
*)  Frl>L.  IX,  21.         «)  ebenda,  XII,  5. 
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forderlich;  doch  soll,  wenn  nur  einer  von  diesen  volljährig  ist,  dessen 
Zustimmung  gentigen,  und  somit  auch  dir  seine  minderjährigen  oder 
noch  ungeborenen  Brüder  bindend  sein.  Fehlen  eheliche  Söhne, 
oder  sind  die  vorhandenen  alle  minderjährig,  so  tritt  statt  ihrer  der 
nädistbenifene  Erbe  ein,  und  zwar  wenn  etwa  die  Stammgutsfolge 
von  der  gemeinen  Erbfolge  abgeht,  sowohl  der  gemeine  Erbe  als 
der  StammfTutsfolger ;  von  einer  Beteiligung  der  enttcrntcrcii  \'cr- 
wandtschaft  wissen  nur  die  G[)L.,  und  auch  nach  ihnen  scheint  diese 
nur  eine  formelle  gewesen  zu  sein,  wie  etwn  die  F"rj)L.  umgekehrt 
den  V^ater  seine  unmündigen  Söhne  bei  th  r  Haiulhini,^  aut  dem  Arme 
tragen  lassen,  um  sie  formell  zu  dieser  heranzuziehen.  Iin  übrigen 
war  vor  allem  ein  gewisses  Quantum  Bier  zu  einem  gemeinsamen 
Gelage  zu  bereiten;  dann  war  ein  3ja]iris4er  Ochs  zu  schlacken,  und 
sollte  diesem  die  Haut  des  rechten  Htnterfui3es  vom  Kniegelenk  ab« 
wärts  im  ganzen  abgezogen  werden,  oder  nach  den  G1)L.  die  Klauen- 
haut vom  rechten  Vorderfuße.  Aus  dieser  Haut  sollte  ein  Schuh 
gemacht,  und  bei  dem  Bierfasse  niedergesetzt  werden ;  hemfngr  heifit 
diese  Haut  in  den  FrI}L.,  aber  fit  in  den  Gl)L..,  und  der  aus  ihr  ger 
machte  fitskör  wird  noch  von  Sigurör  jarl  in  der  Schlacht  bei  Re 
getragen  (1163),  vielleicht  um  auf  dem  Eise  besser  stehen  zu  können.^) 
Weiterhin  soll  dann  der  Vater,  welcher  seinen  Sohn  legitimieren 
will,  zuerst  in  diesen  Schuh  steigen,  und  nach  ihm  der  zu  legitimie> 
rende  Sohn  selbst;  hierauf  der  nächste  Erbe,  wer  dies  auch  sei,  so- 
wie der  nächste  Stammgutsfolger;  sodann  aber,  nach  den  Gl)L.,  die 
entfernteren  Verwandten,  natürlich  doch  wohl  nur  soweit  sie  eben 
anwesend  waren.  Dabei  hat  der  Legitimierende  folgende  hOrinel  zu 
spreciicn :  ,,ek  leiöi  |)enna  mann  ti!  t  jar  ^)cs^,  er  ck  gef  hanoni.  ok 
til  gjalds  ok  til  gjafar,  ok  til  se>^  ok  til  sa*tis,  ok  tii  böta  ok  til 
bauga,  ok  til  alls  rettar,  svo  '<eni  nnx^ir  hans  vasri  mundi  keypt". 
Durch  diese  Formel  wird  uiizweideutiL,^  die  volle  Gleichstellung  des 
legitimierten  mit  dem  ehelieii  (/eliorenen  in  Bezug  aul  Buße  und 
Wergeid  ausgesprochen,  und  ist  demnach  klar,  daß  dieselbe  zu  einer 
Zeit  entstanden  sein  muß,  in  welcher  die  GI)L.  diese  Gleichstellung 
dem  J>yborinn  sonr  vor  der  iettleiöi'ng  noch  nicht  eingeräumt  hatten; 
sess  und  sneti  mögen  auf  die  Einräumung  eines  geehrteren  Platzes 
in  der  Halle  sich  beziehen,  in  der  ja  bekanntlich  die  Gäste  wie  die 


•jHeimskr.    Magnuss   s.    l".  r  l  ingss  o  n  a.  r ,    liJyo;    KMü.    VII,  f-'T^ 
Fagrak.  2()4:i'b.    Vgl  aueh  Heimskr.  Ölafs  s.  helga,  151405—0;  PMS.  1\\ 
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Hausgenosseii  bei  festlichen  Gelegenheiten  nach  ihrem  Range  (mann- 
vir5fng)  zu  sitzen  pflegten;  gjald  und  gjöf  aber  wird  man  vielleicbt 
am  besten  auf  den  Gebrauch  beziehen,  unter  Befreundeten  Gabea 
und  Gegengaben  auszutauschen,  so  dafi  auch  damit  wieder  nur  eiiie 
Anericennung  der  Ebenbürtigkeit  ausgesprochen  wäre;  das  gegebene 
Gut  endlich  dürfte  auf  den  durch  eine  spätere  Urkunde  bestätigten 
Gebrauch  hinweisen, ')  gleich  bei  der  Lci^ititnation  selbst  dem  I,l 
tiniicrten  eine  Gabe  zum  Wahrzeichen  zu  geben.  AutYillii;  1  »liebe 
dabei  allerdings,  daß  das  Erbrecht  ia  der  Formel  bei  s<  »Icher  Deutung 
gar  nicht  gcd.uht  wäre,  während  doch  die  Fr|»I„  ausdrücklich.*)  die 
GJtL.  aber  weniL,'^tens  mittelbar  die  Gleichstellung;  des  Lcf^itim irrten 
mit  dem  ehehch  Geb<'renen  in  diesem  Punkte  aussprechen,  indem 
sie  das  oben  schon  abgehandelte  eventuelle  Erbrecht  der  unehelichen 
Kinder  nur  für  die  eintreten  lassen,  welche  „üleiddir  \  a*tt"  sind.  ') 
Die  Frl)L.  teilen  die  Formel  nicht  mit,  welche  bei  der  ^ettleicNing 
zu  gebrauchen  war,  aber  sie  sprechen  von  einem  „leida  ä  reka  skaut 
ok  rygja",  und  wird  wohl  dieser  Ausdruck  der  gebrauchten  Formel 
entlehnt  sein;  man  möchte  mit  Gudbrandr  Vigfüsson  emendieren: 
rekks  skaut  ok  rygjar",  oder  noch  näher  liegend  „ä  rekka  skaut 
ok  ryQZ**,  und  übersetzen  „in  den  *Scho6  von  Mann  und  Weib", 
so  dafi  also  der  Legitimierte  in  die  Lage  eines  neuerdings  ehelich 
Erzeugten  und  Geborenen  versetzt  werden  wollte.  Weiterhin  bat 
der  nächstgeborene  Erbe  und  der  Stamm gutsfolger  seinerseits  die 
Einräumung  von  Erbrecht  und  Stammt^utsrecht  ausdrücklich  zuzu- 
sichern, und  eine  ahnliche  Erklärung  mochten  wohl  auch  die  ent- 
fernteren \'er wandten  ali/.ugeben  haben.  Wird  al)er  hinterher  die 
Vornahme  der  Legitimation  bestritten,  s*»  sollen  alle  bei  dcr^ell^en 
Anwesenden  über  dieselbe  Zeugnis  geben  keimen,  Weiber  wie  M  aiiier, 
und  soll  ii!>er(lies  rds  ein  weiteres  W'ahrzeiclien  der  bei  derselhtn 
gebrauciitc  Seiruh  vorgewiesen  werden.  Nach  den  GpL.,  welche  kein 
Zeugnis  liuigcr  als  2o  Jahre  vorhalten  lassen,  muß  aber  alle  20  Jahre 
eine  feierliche  Bekanntmachung  der  »^ttleiöi'ng  erfolgen,  damit  durch 
deren  Beweis  der  Beweis  des  Aktes  selbst  ersetzt  werde;  doch  ist 
von  dem  Momente  an,  da  der  Legitimierte  auf  Grund  der  sttleidlog 
jemanden  beerbt  hat,  keine  weitere  Irsing  mehr  nötig,  indem  voa 
da  ab  der  Besitz  der  Erbschaft  selbst  als  genügender  Ausweis  iur 
das  Recht  des  Besitzers  gilt    Die  spätere  Gesetzgebung  bat  im 

*)  Diplom.  Borvcg.  I,  253  202    3  1338J. 
-)  Frl»L.  III,  13;  IX,  I.  G>L.  104. 
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wesentlichen  auf  der  im  bisherigen  geschilderten  Grundlage  fortge- 
baut, wenn  sie  auch  im  einzelnen  mancherlei  an  den  älteren  Rechts^ 
Sätzen  verändert  hat   Zunächst  wurde  die  a&ttleiding  in  ihrer  Form 

einigermaßen  umgestaltet  Das  Trinkgelage,  Ochsenschlachten  und 
Schuhsteigen  wird  bereits  in  der  Järnsiöa  beseitigt, ')  und  durch  citie 
halbwegs  kirchliche  Form  ersetzt.  Der  Legitimierende  soll  mit  dem, 
der  legitimiert  werden  soll,  sowie  mit  dem  nächsten  geborenen  Erben 
und  dem  Stammgutsfolger  vor  der  Kirchciitür  unter  gemeinsamer 
Beriihruni,f  der  heilii^'cii  Schrift  die  entscheidende  Erklärung  abt^ebcn, 
deren  Formel  noch  ganz  die  der  (il»L.  ist,  nur  daß  die  Bezugnahme 
auf  eine  sofort  zu  machende  Gabe  an  deren  Spitze  nunmehr  weg- 
gefallen ist  An  der  Befugnis  der  entlerntcren  Verwandtschaft,  die 
L^itimation  vorzunehmen,  wird  festgehalten,  dagegen  aber  der  Satz 
der  Fr[»L.  fallen  gelassen,  daß  kein  Weib  einen  Mann,  und  kein 
Mann  ein  Weib  legitimieren  dürfe;  nach  wie  vor  soll  ferner  der  voll- 
jährige Sohn  durch  seine  Zustimmung  auch  seine  minderjährigen 
und  noch  ungeborenen  Brüder  verpflichten,  mufi  femer  die  sttleiöfng 
alle  20  Jahre  öffentlich  bekannt  gemacht  werden,  so  lange  nicht  der 
Legitimierte  auf  Grund  derselben  geerbt  hat;  nach  wie  vor  ist  end- 
lich die  Bedeutung  des  Aktes  dieselbe  geblieben,  und  beerbt  dem- 
gemäß der  Legitimierte  seinen  Vater  zugleich  mit  dem  echt  geborenen 
Sohne.*)  Das  gemeine  Landrecht  schliefit  sich  hinwiederum  eng  an 
die  Bestimmungen  der  Järnsfda  an,  doch  nicht  ohne  sie  in  einzelnen 
nicht  unerheblichen  Punkten  zu  verändern. Festgehalten  wird  vor 
allem  die  neue,  halb  kirchliche  Funn  der  .ettleiö^Ilf^^  und  daraus  mag 
es  sich  erklaren,  daß  die  Kirclic  diese  unumwunden  anerkannte,*) 
wahrend  sie  doch  sonst  die  Lehre  von  der  Legitimation  ihrer  eigenen 
Jurtsdiktion  vindizierte:  doch  ist  die  bei  dem  Akte  zu  sprechende 
Formel  neuerdings  wieder  umgestaltet,  und  dabei  einerseits  die  Be- 
zugnahme auf  das  sofort  zu  gebende  Gut  wieder  aufgenommen, 
andererseits  aber  die  Verweisung  auf  Buße  und  Wergeid  als  nunmehr 
nicht  mehr  passend  beseitigt.  Der  Satz,  daß  die  Zustimmung  des 
volljährigen  Sohnes  auch  für  dessen  minderjährige  und  ungcV'orcne 
Brüder  bindend  sei,  wird  jetzt  ausdrücklich  aufgegeben,  und  dafür 
die  umgekehrte  Regel  ausgesprochen,  daß  der  Legitimierte  durch  die 
Legitimation  nur  so  viel  Recht  erwerbe,  als  der  Konsentierende  selbst 
anzusprechen  hatte;  außerdem  wird  aber  auch  die  Wirkung  des 
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Aktes  insoferne  abgeschwächt»  als  der  Legitimierte  nunmehr  nicht 

mehr  dem  echt  tjeborenen  Sohne,  sondern  erst  hinter  diesem  und 
hinter  dem  cciit  i^cborcnen  Sohne  desselben  erben  soll. ')  Genau 
dieselben  Hcstiminuni^en  enthalt  das  gemeine  Stadtrecht,  -)  sowie  au^h 
die  Iniishnk,     nur  daü  diese  letztere  den  Termin  für  die  Ksing  des 
Aktes    iiit'  lo  Jahre  herabsetzt  statt  auf  20;  durch  die  Verordnung' 
aber  des  k.  Hdkon  Mai;nLi><on  voni  14.  Juni  1314  wurde  bestimmt, 
daii  niemand  vor  zuruckL,ele;4tem  20.  Lebensjahre  auf  sein  Erbrecht 
verzichten  könne,  *)  und  dati  der  eheliche  Sohn  eines  Legitimierten 
unmittelbar  hinter  seinem  Vater  zur  Erbfolge  berufen  werden  «olle, 
wenn  dieser  bereits  verstorben  sei  zu  der  Zeit,  da  sich  der  Lrbfall 
ereigne.^)   Beides  Bestimmungen,  die  auch  in  die  Jönsbök  eingeruckt 
wurden,  die  sich  aber  im  Grunde  von  selbst  verstanden,  da  die 
erstere  nur  eine  Folge  der  Verschiebung  des  Volljährigkeitstermines 
auf  das  vollendete  20.  Jahr,  die  letztere  aber  nur  eine  analoge  An* 
Wendung  der  für  ehelich  geborene  Söhne  und  Enkel  geltenden  Regd 
ist  Ein  Zusatz,  welchen  eine  Hs.  zu  des  K.  Eirikr  Mi^nüsson  Verord- 
nung  von  1280,  eine  andere  zu  des  K.  Häkon  Magnüsson  Vcrorduung 
vom  25.  November  13 15  machen,*'}  bestimmt,  da6  der  Legitimierte 
von  seiner  Mutter  seines  Vaters  Erbe  nehme,  oder  von  seinem  Vater 
noch  seiner  Mutter  Recht  nehme,  wenn  näher  Berufene  nicht  vor- 
handen sind,   und   tlalS  der  unerlite  Sohn,  welcher  per  subseijuens 
niatrinn  »niuni  U  c^itiniiert  sei,  seinen  Vater  wie  sein   ehelielier  Sohn 
beerbt,  auch  wenn  sein  \'ater  zwi^rhen  seiner  Geburt  und  seiner 
Legitimation  ein   anderes  Weil)  -eheiratet  und   mit  ihm  eheliche 
Kinder  er/i  UL;t  habe;  letzteres  ein  Satz,  der  in  der  Konsequenz  des 
Rechts  liegt,  und  sich  somit  im  Grunde  von  selbst  \  ersteht,  erstere«; 
dagegen  rein  unverständlich,  wenn  man  sich  nicht  zu  eiaer  Korrektur 
entschließt,  welche  zu  dem  Sinne  veriiiift,  daß  der  Legitimierte  seines 
Vaters  oder  seiner  Mutter  Frbc  nehmen  soQ,  je  nachdem  diese  oder 
jener  ihn  legitimiert  hat    EndUch  kommt  noch  ein  Erkenntnis  des- 
selben K.  Häkon  Magnüsson  vom  28.  Mai  13 18  in  Betracht,^)  durch 
welches  einer  Meinungsverschiedenheit  über  die  Auslegung  der  land- 
rechtlichen Bestimmung  über  die  Legitimation  ein  Ende  gemacht 
wurde.   Die  „lögmenn"  hatten  nämlich  darüber  nicht  einig  werdea 

')  Landsl.,  Erf^at.  7,  Nr.  2. 

-  HjarkK..  p.rfAal.  S  und  7,  Nr.  2.  ^)  Jonsbök,  ErlÖat  I5  und  a. 

*,  I.ajjasatn,  I.  S.  29  1  5.  *)  cl>cncJ.i,  Ib. 
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könaeo,  ob  der  Legitimierte  nur  die  Erbschaft  des  Legitimierenden 
zu  nehmen  berechtigt  sei,  oder  auch  die  Erbschaft  der  übrigen  Ver* 
nrandtschaft  dieses  letzteren,  und  der  König  entscheidet  die  Frage 
dahin,  daß  derselbe  alle  Erbschaften,  welche  anfallen  können,  nehmen 
solle,  wie  wenn  er  ein  reclittnaliiger  Sohn  der  Ehefrau  des  I.e^iti- 
micrendeii  wäre,  wobei  selbst\  erständlich  vurauss^esetzt  wird,  dati  die 
.'etticiöiiig  vülikoininen  rechtsgültig,  und  somit  auch  mit  Zustimmung 
aller  der  Personen  erfolj^  ist,  deren  Zuistinuiiunc;  uhi  rhaupt  t;esct/lich 
erforderlich  war.  Wenn  übrigens  nach  dem  Erkenntnisse  der  1  A  gitimierte 
stets  als  eheliches  Kind  des  Legitimierenden  gelten  soll,  wird  doch  wohl 
der  gewählte  Ausdruck  einer  Beschrankung  bedürfen;  für  den  Fall, 
welcher  die  Entscheidung  veranlaßt  hatte,  ist  nämlich  der  Satz  zwar 
vollkommen  zutreffend,  weil  in  diesem  ein  Vater  seine  eigenen 
Kinder  legitimiert  hatte,  aber  er  würde  für  solche  Fälle  nicht  richtig 
sein,  in  welchen  die  Legitimation  von  entfernteren  Verwandten  aus- 
ging.  Richtig  ausgedrückt  würde  demnach  die  Regel  dahin  lauten, 
dafi  durch  die  aetticidfng  der  Legitimierte  immer  in  die  Stellung 
eines  ehelichen  Sohnes  den  Eltern  gegenüber  gebracht  werde,  welche 
ihn  au6er  der  Ehe  erzeugt  hatten;  jene  unkorrekte  Fassung  derselben 
erklärt  sich  aber  sehr  einfach  daraus,  dafi  nicht  nur  im  gegebenen 
Falle,  sondern  gewifi  überhaupt  in  weitaus  den  meisten  Fällen  der 
Vater  selbst  die  Legitimation  vornahm,  und  somit  jene  an  und  für 
ach  nicht  schlechthin  zutreffende  Ausdrucksweise  zumeist  wirklich 
richtig  war.  In  der  angegebenen  Gestalt  bv  aaiici  auii  die  cettlciöi'ng 
tl;i<  gaiuc  Mitti  l.ilter  hindurch  fort,  und  kann  zum  Zi  ugnisse  dessen 
.luf  die  Urkunden  aus  den  Jahren  1316,  1338,  1344,  1345,  1373  und 
1400  1410  verwiesen  worden,  welche  oben  l>creits  bei  Ere)rterung 
des  S])raclige}>rauchc«;  tiiT  Ouellen  angefulirt  wurden:  es  laLit  sich 
aber  nicht  verkennen,  daß  bereits  durch  das  gemeine  Landrecht  und 
die  an  dasselbe  sich  anschließenden  Gesetzbücher  die  ursprungliche 
Gestaltung  des  Institutes  in  zwiefacher  Beziehung  nicht  unerheblich 
verändert  wurde.  Einmal  nämlich  hatte  dieses  ursprünglich  zweifel- 
los eine  völlige  Gleichstellung  des  Legitimierten  mit  dem  ehelich 
Geborenen  in  Bezug  auf  alle  und  jede  verwandtschaftlichen  Rechte 
und  Pflichten  bezweckt;  nach  dem  gemeinen  Landrechte  dagegen 
sollte  derselbe  erst  hinter  dem  ehelichen  Sohne  und  Enkel  zur  Erb- 
folge berufen  werden.  Das  setzt  voraus,  daß  der  Gesetzgeber  nicht 
nur  jene  völlige  Gleichstellung  nicht  mehr  durchgeführt  wissen 
wollte,  sondern  daß  er  auch  bei  der  Aufstellung  seiner  Erbentafel 
nur  den  gewöhnlichen  Fall  im  Auge  hatte,  da  die  Legitimation  vom 
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Vater  ausging»  obwohl  er  nach  wie  vor  gestattete,  dafl  dieselbe  auch 
wohl  von  anderen  Verwandten  vorgenommen  werden  konnte; 
werden  ako  bezügUch  der  Beerfoung  anderer  Verwandten  analog 
veriahien,  und  den  aettleidingr  dem  skflbörion  madr  stets  um  einen 
Grad»  aber  auch  nur  um  einen,  nachstellen  müssen.  Zweitens  aber 
hatte  vordem  zur  ^dierung  der  ztdeiding  genü^,  wenn  zu  den* 
selben  der  nächste  geborene  landrechtliche  Erbe  und  der  nächste 
Stammgutsfulficr  konsentiert  hatten,  wobei  n.  >ch  überdies  unter 
mehreren  gleich  nahe  X'crwandten  die  minderj. ihrigen  und  unge- 
borencn  durcli  tlie  I'LrkLiruiig  der  vnlljahrii^en  i,'ebunden  waren;  das 
gemeine  Landrecht  aber  hat  diese  Ret^el  boeitigt.  und  durch  die 
andere  ersetzt,  daß  der  Konsens  immer  nur  den  Koni^entiercnden 
selbst,  und  wie  wir  beifügen  dürfen,  dessen  Rechtsnachfolger  binde, 
lind  dafi  somit  der  Legitimierte  immer  nur  soviel  Anspruch  erwerbe, 
als  denen  zukam,  welche  konsentierten.  Die  allseitige  Wirkung  der 
aettieiöing  konnte  also  fortan  nicht  mehr  durch  die  blo6e  Mitwirkung 
des  nächsten  Erben  zu  Landrecht  und  Stammgutsrecht  gesichelt 
werden,  sondern  sie  erforderte  die  Mitwirkung  aller  und  jeder  Erben 
und  Stammgutsfolger,  nur  etwa  mit  Ausnahme  derjenigen,  die  durch 
einen  anderen  bereits  vertreten  waren.  In  dem  Gesetzbuche  d^  K. 
Christian  IV.  endlich  tritt  uns  das  Institut  in  einer  völlig  veränderten 
Gestalt  entgegen.^}  In  diesem  wird  t>estimmt^  daß  man  „etlede** 
dürfe,  wen  man  wolle,  soferne  nur  der  hierzu  Erwählte  ehelich  ge* 
boren  und  unfcwscholten  sei;  auf  die  unehelich  Geborenen,  fiir  welche 
dasselbe  ursprünglich  allein  bestimmt  gewesen  war,  konnte  das  hi* 
stitut  demnach  nicht  mehr  Anwendung  finden,  und  aus  einer  Legi- 
timation ist  d.isselbe  nunmehr  zu  einer  Adoption  «geworden.  Damit 
li,uiu;l  denn  auch  zusammen,  dal!  der  „etleding"  nunmehr  schlecht- 
hm  wie  ein  chehcher  Sohn  dessen  beh.mdelt  werden  sdU,  der  den 
Akt  vorf^en-Mnmen  hat,  welcher  Kegel  i;et;enuber  freilich  die  Beibe- 
haltung der  ahoren  V  orschrift  keinen  Sinn  mehr  hat,  daß  ein  Brudtr 
den  anHeren,  ein  Oheim  den  Neffen  „etlede"  dürfe,  da  ja  genau  das- 
selbe auch  unter  völlig  Fremden  galt  Die  Form  allen  des  Aktes 
sind  diest  l!ien  jycblieben  wie  im  gemeinen  Landrechte,  und  insbe- 
sondere bindet  der  von  jedem  einzelnen  Erben  oder  Stammgutsfolger 
erklärte  Konsens  nach  wie  vor  nur  ihn  selbst;  nur  wird  jetzt  noch 
eine  nachfolgende  Erklärung  am  Ding,  und  deren  urkundliche  Ferti« 
gung  erfordert,  sowie  auch  die  Frist  für  die  Irsing  nunmehr  auf  lO 


Arvebolk,  8. 


Digitizca  by  Liu..- .  «v. 


§  6.  Die  uneheliche  Geburt. 


Jahre  herabgesetzt  ist,  wie  dies  freilich  auch  schon  in  der  jüasbdk 
geschehen,  und  durch  spätere  Korrektur  in  eine  Reihe  von  Hss.  des 
Landrechtes  hineingetragen  worden  war.  Die  Wirkung  des  Aktes 
aber  ist  insofeme  noch  weiter  abgeschwächt,  als  der  ,,etleding"  nun« 
mehr  erst  in  die  fünfte  Erbenklasse  eingereiht,  und  erst  nach  den 
Geschwisterkindern  zur  Erbschaft  berufen  wird;')  damit  ist  derselbe 
in  die  Stelle  eingerücktp  welche  das  gemeine  Landrecht  des  K.  Magnus 
den  nicht  legitimierten  unechten  Kindern  angewiesen  hatte,  und  von 
seiner  ursprünglichen  Gleichstellung  mit  dem  ehelich  Geborenen  ist 
somit  die  letzte  Spur  verschwunden*  —  Sieht  man  nun  aber  von 
dieser  letzten  Umgestaltung  des  Institutes  ab,  und  faflt  man  lediglich 
deren  Bedeutung  im  älteren  Rechte  ins  Auf^e,  so  fällt  sofort  als  in 
hohem  Maße  charakteristisch  der  Umstand  auf,  daß  bei  dcmselljcn 
der  Schwerpunkt  ganz  und  <^ar  nicht,  wie  bei  der  Legitimation, 
Adoption  und  Arrogation  des  romischen  Rechtes,  auf  die  väti  rliche 
Gewalt  oder  überhaupt  auf  das  Verhältnis  des  Vaters  zu  seinem 
Kinde  fallt,  sondern  vielmehr  lediglicii  auf  den  Geschlechtsvcr})and 
und  die  Stellung;  des  Kindes  zu  seiner  gesamten  Verwandtschaft, 
Von  der  ictt  und  der  Einführung  in  dieselbe  ist  bereits  die  Bezeich- 
nung der  aettlei(^mg  hergenommen,  und  es  ist  nur  eine  Konse(jucnz 
desselben  Standpunktes,  daß  der  Akt  von  entfernteren  Verwandten 
den  uneheUch  Geborenen  ganz  et>enso  vorgenommen  werden  kann 
von  dessen  eigenem  Vater;  daß  tatsächlich  die  aettieidi'ng  r^el- 
mäfiig  allerdings  vom  Vater  vorgenommen  zu  werden  pflegte,  und 
dafi  dieser  Fall  darum  auch  von  den  Quellen  stets  in  erster  Linie 
ins  Auge  ge&6t  wird,  ist  dem  gegenüber  lediglich  auf  den  doppelten 
Umstand  zurückzuführen,  daß  dieser  das  nächste  persönliche  Inter* 
esse  an  der  Legitimation  seines  Kindes  zu  haben  pflegte,  und  daß 
es  zunächst  sein  Vermögen  und  die  Stellung  in  seinem  Hause  war, 
um  dessen  Regelung  es  sich  bei  dieser  handelte.  Es  stimmt  übrigens 
diese  Behandlung  der  Legitimation  vollkommen  mit  der  anderen 
Tatsache  überein,  daß  die  altnordische  Rechtssprache  weder  für 
den  Begnii  der  i  anulie  nocli  für  den  der  väterlichen  Gewalt  eine 
technische  Bezeichnung  besitzt,  währentl  sie  an  Ausdrücken,  welche 
die  „gens"  bezeichnen,  sich  umgekehrt  sogar  überreich  erweist. 
Zweitens  aber  lassen  sich  auch  noch  einzelne  Spuren  eines  Zusammen- 
hanges nachweisen,  in  welchem  urspriiniijjlich  die  iettleit^mg  mit  der 
Freilassung  gestanden  zu  haben  scheint,  obwohl  dieser  Zusammen- 
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hang  allerdings  in  den  uns  erhaltenen  Quellen  bereits  sehr  verdunkelt 
ist  Wir  wisf^cn,  daß  nach  einigen  älteren  schwedischen  Provinzial- 
rechten,  nach  WGL.  aämlich  und  ÖGL.,  ein  |,asttleda"  sich  an  die 
Freilassung  als  solche  anschloß,  und  dad  man  darunter  die  Aufnahme 
des  Freigelassenen  in  irgend  ein  freies  Geschlecht  verstand,  welche 
als  schlechterdings  notwendig  galt,  wenn  dieser  das  volle  Freienrecht 
gewinnen  sollte.  *)  Wir  wissen  femer,  dafi  auch  nach  dem  ältesten 
unter  den  dänischen  Rechtsbüchem,  nach  SKL.  nämlich,  ein  ganz 
ähnlich  benannter  Akt,  das  »takse  man  i  st  ms|)  sae*',  zum  gleiches 
Behufe  erforderlich  war,')  und  in  der  Tat  hat  es  bei  der  ebenso 
tiefgreifenden  als  umfassenden  Bedeutung  der  Verwandtschaft  im 
ältesten  Rechte  nichts  aufialliges,  wenn  man  heim  Freii^elassenen, 
welcher  von  Hause  au.s  keine  freie  V'eruandtschalt  hatti-,  einen 
kunstlichen  Ersatz  für  dieselbe  aJs  notwcndijGr  betrachtete.  Nun  u  urdi- 
oben  i)ereits  wahrscheinlich  zu  inaclien  gesucht,  datS  in  Nurwegcn 
die  jcttleiöing  ursprunL^lich  nur  für  den  jiyborinn  sonr  erforderlich 
und  gebräuchlich  L^euesen  ^ci,  also  für  den  Sohn,  den  ein  ircicr 
Mann  unehelich  mit  einem  unfreien  Weibe  crzeui^t  hatte,  und  welcher 
zwar  demzufolge  unfrei  zur  Welt  gekommen ,  aber  in  frühester 
Jugend  freigelassen,  und  sudann  als  Freier  auferzogen  worden  war. 
Andererseits  kennt  das  altnorwegiscbe  Recht  bei  den  Freigelassenen 
überhaupt  neben  dem  Akte  der  Freilassung  selbst,  dem  ge&  ürdsi, 
noch  einen  zweiten  Akt,  das  gera  frelsisöl  sitt,  an  dessen  Vornahme 
sich  die  Befreiung  des  Freigelassenen  von  einer  Reihe  sehr  drückender 
Lasten,  Beschränkungen  und  Zurücksetzungen  knüpfte,  welchen  der- 
selbe bis  dahin  trotz  der  Freilassung  noch  unterworfen  gewesen  war. 
Dieser  zweite  Akt  war  der  xttleiöi'ng  ähnlich  gestaltet  und  kam  hier 
wie  dort  ein  Trinkgelage,  nach  den  Frl)L.  überdies  auch  das  Schlacfateo 
eines  Widders  vor,  dessen  Hals  bei  dem  Akte  eine  besondere  Rolle 
spielte ;  ^  i  ausdrücklich  wird  aber  erklärt,  *)  da&  beim  |)3^borinn  sonr 
dieser  zweite  Akt  nicht  vorgenommen  zu  werden  brauche,  daß  viel- 
mehr bei  ihm  die  Konsequenzen  desselben  auch  ohne  seine  Vo^ 
nähme  eintreten.  Bcrucksiclitigcn  wir  nun,  ciat3  bei  dem  GeschlechtC 
des  I'reigclaüsenen  jene  Lasten  und  Zurucicsetzungen,  denen  der 
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I,  S.  100,  Adib.;  Gjessing,  Amuder  t86a,  S.  367—69;  Wild«,  Unechte  Kinder, 

S.  2$— 27. 

*)  Sklnel.  133—34;  Andreas  S«ne*en,  53  und  75. 

»)  G{>L.  62;  KrJiL.  IX,  13. 
*)  G^L.  61;  Frl»U  X,  47. 
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letztere  samt  seinen  Nachkommen  zunächst  unterliegt,  auch  oline 
HJtung  des  frelsisöl  von  selbst  wegfallen,  und  zwar  11. ich  den  GI)L. 
bereits  beim  Enkel,  nach  den  Frl>I-.  aber,  die  in  diesem  Punkte 
auc^enscheinlich  das  ältere  Reclit  geben,  bei  tiem  Sohne  des  Ur- 
enkels,') daÜ  sodann  bei  dem  Freitj^elasscncii  höherer  (^rdmiiig  noch- 
mals die  vierte  Generation  vorubcrt^cheii  miiL^,  l)is  dessen  Nach- 
kommenschaft völHg  frei  \vird,  "-(  und  tiati  der  X'ollfreic  im  Gcf^ensatze 
zum  Freigelassenen  und  seiner  Nachkommenschaft  innerhalb  der  be- 
zeichneten Grenze  technisch  als  xttborinn  bezeichnet  zu  werden 
pflegt, ')  so  dürften  sich  mit  einem  ziemlichen  Grade  von  Wahr- 
«^cheinlichkcit  folgende  Schlüsse  ziehen  lassen.  Es  war  der  Mangel 
jedes  Geschlechts,  was  den  Freigelassenen  geringerer  Klasse  mit 
seinem  Sohne,  Enkel  und  Urenkel,  dann  der  Mangel  eines  genügend 
unabhängigen  Geschlechts,  was  den  Freigelassenen  höherer  Klasse 
mit  seinem  Sohne,  Enkel  und  Urenkel  von  dem  voUfreten  Manne 
schied,  welcher  darum  emphatisch  als  zu  einem  Geschlechte  geboren 
bezeichnet  wurde.  Dem  ersteren  Mangel  konnte,  auBer  dem  Ab- 
laufe der  vierten  Generation,  auch  durch  einen  Formalakt  ein  Ziel 
gesetzt  werden,  mittels  dessen  der  Freilasser,  der  bisher  den  Frei- 
gelassenen  noch  in  einem  halbwegs  sklavischen  Abhängigkeitsver- 
bande Ljehaltcn  hatte,  auf  seine  einschlägigen  Rechte  verzichtete, 
Wahrend  verwandtschatt^ahnliciiL  iV/.ichungen,  wie  eventuelles  Erl)- 
recht,  Aliiiiciitatioiispflicht  u.  dgl.,  ihn  nach  wie  vor  mit  diesem  ver- 
knüpften. In  einer  ähnlichen  Stellung  wie  der  FVeigelassene  höherer 
Ordnung  befand  sich  aber  der  Jtyb<<rinn  sonr  »^chon  von  seiner  Frci- 
ia><unf:,'  ab,  da  er  zu  sklavischem  Dienste  nicht  verwendet  wurde 
und  als  halbwegs  zum  Geschlechte  seines  Vaters  gehörig  diesem 
noch  enger  verbunden  war,  als  der  leysfngi  seinem  skapdröttinn; 
darum  bedurfte  es  bei  ihm  jenes  Formal  iktes  nicht.  Die  a;ttleiöing 
aber,  welche  den  J>yborinn  sonr  zum  vollberechtigten  Mitgliede  seines 
Geschlechtes  machte,  und  ihm  eben  damit  auch  den  Anspruch  auf 
die  volle  Bude  seines  Vaters  gab,  fand  zwar  in  dem  Übertritte  in 
die  Klasse  der  Voilfreien  ihr  Analogon,  welche  sich  in  der  Person 
des  Ururenkels  des  Freigelassenen  höherer  Ordnung  vollzog,  und 
dttich  welche  dieser  die  Bufie  des  aettborinn  maör  oder  ärborinn 
inaAr  erhielt^  während  dessen  Vater  noch  die  des  leysingjasonr  be- 
zogen hatte;  aber  eines  Formalaktes  wird  nicht  gedacht,  durch  dessen 


')  G^L.  66;  T  r|)L.  IX,  11.  «)  C  j)!..  lo6;  l  ipL.  IX,  Ii. 

'j  I.  b.  G{)L.  üj  und  71;  i-  fl>L.  II,  l  ;  BjarkR.  III.  127  usw. 
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Vornahme  die  zweite  Periode  des  Freigelassenenstandes  in  derselben 
Weise  hätte  abgekürzt  werden  können,  in  welcher  die  Haltung  des 
frelsisöl  die  erste  abkürzte.   Da  legt  nun  die  Analogie  des  schw^ 

cli>chen  Rechtes  die  X'ermutung  nahe,  daß  die  apttleiÖfng  ursprünglich 
bei  dem  gewühnliclicn  l  icigclas.scnen  ebensos^ut  wie  bei  dem  |»y- 
borinn  sonr,  wenn  auch  wohl  in  etwas  anderer  Gestalt  und  mit 
etwas  anderer  Wirkuni^;.  eingetreten  sein  möge,  und  daß  sie  somit 
eben  jener  Formnlakt  war,  durch  welchen  der  lev^singi  oder  leysmgja- 
sonr  in  einen  .rttl)orinn  maAr  verwnndclt  werden  konnte.  Zu  dieser 
Annahme  stimmt  auch  reclit  wohl,  daß  unechte  Kinder  freier  Eltern 
unter  allen  Umständen  zu  den  aettbornir  menn  gehören,  und  somit 
einer  settleiöing  niclit  bedürfen;  ist  bei  ihnen  die  Paternität  nicht 
hergestellt,  so  gehören  sie  doch  zum  Geschlechte  ihrer  Mutter  und 
nehmen  dessen  Rechte,  ist  sie  hei^^estellt,  so  nehmen  sie  das  Recht 
ihres  väterlichen  Geschlechtes,  und  genügt  ein  blofies  bera  i  sett 
oder  foera  i  aett,  um  das  letztere  Ergebnis  zu  bewirken,  ohne  dafi 
dazu  ein  Formalakt  nötig  wäre,  weil  es  sich  um  keine  Standeser- 
höhung, kein  „bceta  raö  sunar  sins",  wie  beim  |iy'borina  sonr  handelt 
Höchstens  könnte  noch  etwa  in  Betracht  kommen,  ob  nicht  etwa, 
wie  nach  älterem  danischen  Rechte,  *)  ursprünglich  auch  die  Her* 
Stellung  der  Paternität,  soweit  sie  nicht  durch  ein  Konkubinatsver- 
hältnis  von  selbst  gegeben  war  oder  im  Prozeßwege  erfolgte,  einer 
am  Ding  abgegebenen  Erklärung  des  Vaters  bedurfte. 


§  7.    Die  verwandtschaltsähnlichen  Verhältnisse.*) 

Als  zur  Verwaiuitx'haft  nicht  gehörige,  aber  doch  an  dieselbe 
sich  anreihende  und  mit  ihr  in  einzelnen  Beziehungen  analog  be- 
handelte Verhältnisse  kennt  das  ältere  nordische  Recht,  wie  dies 
früher  schon  erwähnt  wurde,  drei,  nämlich  die  Schwägerschatt 
samt  der  an  sie  sich  anreihenden  StiefverwandtschaXt,  die 
Gevatterscliaft  und  die  Pflegeverwandtschaft  Jedes 
dieser  drei  Verhältnisse  mu0  nun  noch  eigens  behandelt  werden. 

I.  Die  Schwägerschaft    Es  ist  oben  bereits  erwähnt 

*)  vgl.  S  t  f  ni  a  n  II ,  S.  3S  l  —  90. 

*)  vgl.,  was  Island  beUifft»  meine  Schrift :  hUnd  von  seiner  ersten  Entdcchnf 
bis  zum  Uotergaage  des  Freistaats,  S.  357—63. 
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worden,  daß  für  die  Verschwägerung  die  Ausdrücke  masgöir, 
magsemd,  dann  sifjar,  sifskapr  gelten,  und  daß  der  einzelne 
Verschwägerte  als  mägr,  die  einzelne  Verschwägerte  aber  als  mag- 
kona  oder  sifkona  bezeichnet  wird;  für  die  Sticfvcrw aiultschaft 
;ibcr  stehen  die  AuÄclrücke  stjupfaöir  und  s  t  j  u  jnn  <  i  r  stjupa, 
dann  stj  ü  pso  n  r  (stjuprl  und  stjüpduttir,  oder  zusiinnicnf.iSÄcnd 
sljiipbürn  zu  Gchnte,  wofür  in  den  Hss.  auch  \\(»hl  st\  pfaAir, 
stiukta(^ir  ii.  d^l.  [geschrieben  stellt.  Ks  j^alt  aber  die  Sch wager^cliaft 
zunaciibt  el)cnsoL;ut  als  Khehindernis  wie  die  lUutsfreundschaft,  nur 
daß  bei  ihr  die  Grenze  der  veri)Otenen  Grade  enger  gezogen  war 
als  bei  dieser.  Die  norwegischen  Provinzialrechte  erlauben  nämlich 
die  Ehe  mit  Verschwägerten  vom  fünften  gleichen  Grade  ab,  wah- 
rend der  vierte  gleiche  Grad  noch  als  verboten  gilt,  und  zwar  gleich- 
viel, ob  es  sich  dabei  um  die  Ehe  mit  der  Witwe  eines  Blutsfreundes 
(frsendleif),  oder  um  die  Ehe  mit  einer  Verwandten  der  eigenen 
früheren  Frau  handle ;  sie  behandeln  ferner  selbstverständlich  den 
außerehelichen  geschlechtlichen  Verkehr  mit  Verschwägerten  völlig 
ebenso  wie  die  Eingehung  der  Ehe  mit  solchen;  sie  rechnen  endlich 
die  nächsten  Grade  der  Schwägerschaft  mit  zu  denjenigen,  deren 
Verletzung  als  eine  schlechtbin  bußlose  Tat  gilt,  und  zwar  ist  es 
nach  der  älteren  Rezension  der  GI)L.  die  Stiefmutter,  Schwieger- 
mutter und  Brudersfrau,  und  nach  der  neueren  überdies  noch  die 
Stieftochter  und  Frauenschwester,  welche  d.ibei  in  Betracht  kommt, ') 
eine  übrigens  bedeutungslose  iJiftcrcaz,  da  auch  schon  die  ältere 
Rezension  durch  die  Klausel:  „ok  konor  |(.er  allar  aörar  er  jamn- 
skyldar  ero"  die  nicht  namentlich  genannten  mit  inbcgrifVen  iiai. 
nach  den  Frf)!..  aber  ist  es  die  Stiefmutter  und  Stiet'tociiter.  die 
Schwiegermutter  und  Schwie^^ertochter ,  eiullich  dir  Srhwai^erin, 
gleichviel  übrigens,  ob  des  Bruders  Witwe  oder  der  Frau  Schwester,'^) 
und  genau  ebenso  nach  den  Bl^L.  und  E{>L.,  ^)  und  ist  gewil.}  die 
Auslassung  der  Schwiegermutter  in  den  G1)L,  nur  etwas  Zurälliges, 
da  augenscheinüch  der  erste  Grad  in  der  aufsteigenden,  absteigenden 
und  Seitenlinie  gemeint  ist.  Das  isländische  Recht  aber  hatte  gleich- 
falls von  jeher  im  fünften  gleichen  Grade  der  Schwägerschaft  die 
Ehe  erlaubt,  wogegen  sie  im  vierten  und  fünften  ungleichen  noch 


')  G])L.  24;  Krl>L.  III,  1  uod  Svcrris  KrR.  56;  lii>L.  1,  15;  H.  6  und 
in,  6;  EI)L.  1,  30  und  II,  26. 

«).Gj>L.  24.  ')  br^L.  III,  3. 

*)  B^L.  I,  15:  II,  II  und  III,  S;  ß^L.  I,  51  und  II,  42. 
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als  verboten  galt;^)  das  Gesetz  vom  Jahre  12 17  aber,  welches  fiir 
die  Blutsfreundschaft  die  verbotenen  Grade  enger  begrenzte,  lieS 
dieselben  für  die  Schwägerschaft  unverändert,  und  galt  somit  von 
da  ab  fiir  diese  dieselbe  Grenze  wie  liir  die  Blutsfreundschaft.*)  Da 
diese  Neuerung  auf  den  Beschlüssen  der  IV.  lateranischen  Synode 
von  121;  beruhte,  welche  gleichmäßije:  für  die  Verwandtschaft  und 
Schu  agersdialt  den  vierten  L:lcicheii  Grad  als  den  letzten  verbotenen 
erklärt  hatten,*)  erklärt  sicii  sehr  einlach,  daU  diesell)e  auch  ia  den 
spateren  norwecjischen  Christenrechten  gleichmaßig  w  iederkehrt  Die 
neueren  Christcarcciite  für  Vikin  und  für  das  Gula|«ing  bestimmen 
demi^eniaü.  daß  fiir  die  Hhitsfreund^chaft  wie  für  die  Schwaf^'er^chaft 
der  fünfte  gleiche  Grad  der  erste  erlaubte  sei,^  1  und  in  den  Christen- 
rechten  des  Erzbischots  Jon  und  des  Bischofs  Arni  kehrt  dieselbe 
Bestimmung  in  der  Art  wieder,  daß  in  ihnen  der  vierte  gleiche  Grad 
als  der  letzte  verbotene  bezeichnet  wird;^)  die  letztere  Wortfassuog 
entspricht  vollkommen  den  Beschlüssen  der  genannten  Synode,  und 
wird  die  erstere  doch  wohl  nur  eine  ungenauere  sein  und  um  so 
weniger  die  Meinung  haben,  daß  auch  noch  der  vierte  und  funfite 
ungleiche  Grad  verboten  sein  solle,  als  ja  auch  das  weltliche  Recht 
nunmehr  den  vierten  gleichen  Grad  als  den  letzten  im  Erbrechte 
berücksichtigten  behandelte,  *)  während  die  Jämsida  allerdings  noch 
den  fünften  gleichen  Grad  in  älterer  Weise  berücksichtigt  hatte.') 
Als  buölose  Tat  gilt  aber  auch  nach  den  neueren  ChristenrecfateD 
nur  der  fleischliche  Umgang  mit  der  Stiefmutter  und  Stieftochter, 
SchwieLTermuiter  und  Schwiet^ertochter.  oder  endlich  mit  der  Schwä* 
i:erin.'*)  so  ciaL'.  .ilso  insoweit  bezuglich  der  Sc hua gerschaft  im  Grunde 
alle-  beim  alten  gcbli.  bcn  ist.  —  Ül>er  diese  durch  das  Kirchenrecht 
an  die  Hatid  gegebenen  Bestimmungen  geht  nun  aber  die  Beruck- 
siclitigung  der  Schwagerschaft  noch  weit  hmau^.  nur  daß  auf  welt- 
lichem Gebiete  die  Gren^re,  innerhalb  deren  sie  berücksichtigt  wird, 
ungleich  enger  gezogen  ist.    Das  islandische  Recht  zunächst  zahlt 


'1  K vn ua{;sttok,  144  131 ;  Sta^ar hüls b«.« k.  iat.157. 

*\  KoTi uftc»b<'> k,'  Sta^arhölsbük,  120157. 

*i  cup.  S  X.  dr  .  on^anpaiiiitate  t  t  .it!inii»t€  ^IV,  I4'. 

*    n  t'  u  »  r  c  T      Jk  K  :  K .  ^  l  :        u  e  ro  r  G  [>  K  r  R.  30. 

J    !i  -  K  :  R.  47  .  A  : A  !  ;  >-  K  :  R.  .'o. 
*)  !  iv.^^i-l,  Krt.^.  t   7.  Nr.  ij:  Ü^ji^K.  7.  Nr.  13;  Jun:»buk,  I3. 

j  ^  r  11  s-,  l  r  t    .i  t.  Ii. 

^>  neuerer  l^^ikrK.  42;  Dcuercr  t;|iKrFL  31;  Jons  KrR.  49;  Arna 
bp«.  KrK.  20. 
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i>ei  der  X'ei-tcilimcj  des  VV'er^eldcs  zu  tleti  s.ikaukar  die  drei  nächsten 
Verschwägerten  (natna^ar),  d.  h.  den  Stiefvater,  Scluviegersohii  und 
den  Mann  der  Schwester  und  auticrdcm  noch  den  Stiefsohn,  welcher 
aiso  hier  zu  den  „mägar"  nicht  gerechnet  wird ; '}  dieselben  drei 
nämagar  gelten  ferner  als  Richter  und  als  Geschworene  für  reku* 
sabel,  ^)  ohne  daß  dabei  des  Stiefsohnes  gedacht  würde,  und  umge« 
kehrt  gelten  als  legale  Vertreter  des  Mannes,  der  ehehaft  verhindert 
ist,  selber  das  Ding  zu  besuchen,  von  den  Verschwägerten  nur  der 
Stiefsohn  und  der  Schwiegersohn,^)  also  weder  der  Schwager,  noch 
der  Stiefvater  oder  Schwiegervater.  Wiederum  darf  der  Schwieger- 
sohn seine  Schwiegermutter,  der  Schwager  die  Schwester  seiner 
Frau  und  überhaupt  der  Mann  die  Verwandte  seiner  Frau  verloben, 
wenn  näher  verwandte  Männer  nicht  vorhanden  sind,  *)  und  ähnlich 
steht  es  auch  bezüglich  der  Berechtigung  zur  Stellung  der  Unzucfats- 
kUige;^)  in  diesen  Fällen  ist  es  aber  freilich  im  Grunde  nur  das 
Recht  seiner  Frau,  welches  der  Mann  auszuüben  berufen  ist,  und  es 
erklärt  sich  von  hier  aus  sowohl  tlcr  L'instaiul,  daß  hier  die  15erufung 
der  X  erschuagertcn  an  keine  bestimmte  Gtciize  geliuiulen  ist.  als 
auch  tiic  andere  Tatsache.  daÖ  nicht  alle  näheren  \  erschwatjerten 
eintreten,  z.  B.  nicht  der  Stiefsohn,  und  dali  unter  den  sechs  W  eibern, 
wegen  deren  ^geschlechtlicher  Kränkung  der  Mann  betui^t  ist.  blutige 
Rache  zu  nehmen,  keine  Versch  w.igertc  genannt  wird. '^i  In  ähn- 
licher Weise  zeigen  unter  den  norwegischen  Rechten  die  G1)L.  zwei 
namägar,  nämlich  den  Schwiegersohn  und  den  Schwager  und  neben 
ihnen  noch  den  Stiefvater  und  den  Stiefsohn  am  Wergeide  beteiligt/) 
und  zwar,  wie  es  scheint,  alle  in  der  Eigenschaft  von  sakaukar;  in 
der  W  ergeldstafel  des  Bjarni  Maröarson  wird  neben  dem  Stiefvater 
und  Stiefsohne  nur  noch  der  Schwager  berücksichtigt,*)  und  aus 
der  Wergeidstafel  der  FrliL.  ist  vollends  die  Verschwägerung  ganz 
verschwunden.  Dagegen  werden  in  beiden  Rechtsbüchem  neben 
den  bauggildismenn  und  nefgOdismenn  auch  die  nämagar  als  Per- 
sonen bezeichnet,  welche  man  als  Richter  zu  rekusieren  befugt  sei,*) 


'j  Koaungsbök,  113201. 

*)  ebenda,  25/47;  35  02;  98/158;  Sta6arhölsb6k,  386/318. 
')  KoDüngsbök,  89/160:  Stft(IftrhöUb<^k,  389/322. 

Kondngsbök,  144/24:  Stafiarhöitbdk,  II8/155. 
*)  Kottüngsbök.  156/48;  StaSarhdltbök,  145/177. 

Koniingsbdk,  90/164;  StaftarböUbök,  393/331. 
■)  G|)L.  239.  •)  cht  nda,  31(1. 

ebenda,  37  und  366;  Krt»L.  14.   Nach  den  G^L.  59  sind  dieselben 


1^4 


Teil  1.   Die  äufkre  Enchawag  der  VenrandUcbaA. 


und  nach  den  FrJ)L.  sind  ferner  diese  wie  jene  nicht  verpllichtet.  an 
der  Verfol«^iini;  eines  Totschlägers  sich  zu  beteiligen;*)  aber  welche 
Grade  der  X'ersclnvageriing  unter  dieser  Hezeichnuni'^  tu  verstehen 
seien,  wird  uns  weder  hier  noch  da  gesagt  Unter  den  sieben 
Weibern,  deren  Kninkuni^  l^'utig  gerächt  werden  darf,  werden  ferner, 
anders  als  im  isländischen  Rechte,  auch  die  nächsten  Verschwägerten 
aufgezahlt»  und  zwar  nennen  die  GI)L.  die  Stiefmutter,  die  Schwieger- 
tochter und  die  Schwägerin,'-)  das  ältere  Stadtrecht  folgt  ihnen,') 
wogegen  die  FrI>L.  statt  der  Stiefmutter  die  Stieftochter  nennen,^) 
die  BI)£«  endlich  gedenken  der  Stiefmutter  und  Stieftochter,  der 
Schwiegermutter  und  Schwiegertochter,  endlich  der  Frau  des  Bnideis 
und  der  Schwester  der  Frau  nebeneinander.*)  Wir  werden  wohl 
diese  Ungletchförmlgkeit  in  der  Aufeählung  der  einzelnen  Schwäger- 
schaftsverhältnisse kaum  emsthaft  zu  nehmen,  vielmehr  nur  auf  eise 
zufällige  Ungenauigkeit  in  der  Redaktion  der  betrefienden  Bestim* 
mung  anzusehen  haben,  und  darf  somit  wohl  als  feststehender  Satz 
gelten,  daß  in  Norwegen  wie  auf  Island  außerhalb  der  Lehre  von 
den  verbotenen  Verwandtschaftsgr.iden  immer  nur  der  erste  Grad 
der  Verschwägerunf*  in  der  aufsteigenden,  abstcij^eiulcn  und  Seiten- 
linie in  Betracht  kam,  dieser  aber  auch  voll  und  allseitig.  Teils 
diese  von  der  kirchlichen  weit  abstehende  Begrenzung  der  Vcr- 
schwägernng,  teils  die  durchaus  nationale  1  erminologie  für  dieselbe 
und  zumal  die  mehrf<icii  l>cmerkbare  Abtrennung  der  Stiefverwaiidt- 
schaft  von  der  Verschwagerung  im  engeren  Sinne,  lassen  aber  darauf 
schließen,  daß  diese  von  jeher  im  altnordischen  Rechte  ihre  Rolle 
gespielt  haben  werde  und  nicht  erst  durch  kirchlichen  Einfluß  in 
dieses  eingedrungen  sei.  Von  den  späteren  Gesetzbüchern  steht 
aber  die  Järnsiöa  noch  wesentlich  auf  der  Grundlage  des  älteren 
Rechtes,  und  insbesondere  folgt  dieselbe  bezüglich  der  blutigen  Rache 
wegen  der  geschlechtlichen  Kränkung  von  Weibern  den  GI)L,*)  be* 
züglich  der  Verfolgung  von  Totschlägern  den  FrI)Lb,^  bezüglich  der 
Zeugnisfähigkeit  wieder  den  GI>L.;')  ganz  anders  steht  die  Sache 
dagegen  bei  dem  gemeinen  Landrecfate  und  den  ihm  folgenden 


PersoDen  auch  unfllhig,  Zeugnis  filr  ihren  Aogehörigen  ta  leistes,  «ofcne  ne  nicbt 
etwa  mit  beiden  StreiUcilen  gldchnab«  Tcrwandt  sind. 
Frj^L.  IV,  9.         *)  GpL.  i6o. 
')  BjarkK.  II,  iS  und  III,  84.        «)  Fr^L.  IV,  39. 

•)  B^L,  II.  15. 

*)  Jiirn'j    Mannh.  10;  v^l.  G  [)  L.  160. 

ang.  Ü.,  13;  vgl,  l  rl»l..  IV,  9.         ^)  Kaupab.  3;  vgl.  GpL.  59. 
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Quellen.  Bezüglich  der  geschlechtlichen  Kränkung  von  Weibern 
gehürc-ii  die  V^crsch.v.tgertcn  nach  ihnen  nicht  mehr  zu  den  privi- 
legierten Personen,  welche  das  an  die  Stelle  der  Rache  f^elretenc 
VVergeld  7:11  beziehen  haben;')  dagegen  sind  nunmehr  von  der  \'er- 
pflichtung,  den  Totschlager  zu  verf<>lt;en,  die  Verschwägerten  gleich 
den  Verwandten  befreit  bis  zum  vierten  gleichen  Grade  eiiisehlieli- 
lich;-)  bis  zu  demselben  Grade  erstreckt  sich  ferner  bei  beiden  ganz 
gleichmäßig  die  Unfähigkeit  zum  Zeugnisse,^)  und  nicht  minder  auch 
die  Rekusabilität  als  Richter  in  Stammgutssachen.^)  Anderweitige 
auf  die  Vcrschwägenmg  bezügliche  Bestimmungen  weiß  ich  in  den 
späteren  Gesetzbüchern  nicht  nachzuweisen;  die  angeführten  aber 
genügen,  um  zu  beweisen,  daß  des  IC  Magnüs  lagaboetir  gemeines 
Landrecht  ebenso  wie  dessen  Stadtrecht  und  die  Jönsbök  die  kirchen- 
rechtliche  Ausdehnung  der  Schwägerschaft  auch  für  das  weltliche 
Recht  rezipiert  haben,  soweit  nicht  etwa  das  Bestreben,  die  Blut- 
rache und  was  mit  ihr  zusammenhing  in  möglichst  enge  Schranken 
zu  verweisen,  eine  völlige  Streichung  ihrer  Rechte  zur  Folge  hatte. 

2.  Die  Gevatterschaft.*)  Die  technische  Bezeichnung  der 
Gevatterschaft  in^  isländischen  Rechte  sowohl  als  im  norwegischen 
lautet  guösifjar.  und  als  g  u  ("^  <  i  t  i  mögen  Gevattern  beiderlei  Ge- 
schlechts, als  guösitja  che  Gevatterin  bezeichnet  werden.  Der  Aus- 
druck ist  zweifellos  aus  dem  ags.  Rechte  entlehnt,  welche«^  neben 
den  Bezeichnungen  godfa'der,  godsunu  auch  die  Bezeichnung  godsibb 
kennt,  die  sich  im  engl,  gossip  erhalten  hat  In  der  ags.  Sprache 
erklärt  sich  der  Ausdruck  denn  auch  sehr  gut,  da  diese,  anders  als 
das  Altnordische,  das  Wort  Sippe  als  Bezeichnung  der  Blutsfreund- 
Schaft,  nicht  der  Schwägerschaft  gebraucht,  so  dafi  ihr  godsibb  die 
wöräiche  Obersetzung  der  „cognatio  spiritualis"  des  kanonischen 
J^ccfates  wird.  Es  führen  aber  zunächst  die  GI)L.  sehr  verschiedene 
Arten  der  Gevatterschaft  auf,^  je  nachdem  dieselbe  durch  die  Hal- 
tung eines  anderen  unter  die  Kreuzesbezeicbnung  (die  primsignfng, 
d.  h.  prima  signatio)  oder  unter  die  Taufe,  durch  das  Ausziehen  der 
weiden  Gewänder  nach  der  Taufe,  das  Halten  unter  des  Bischofs 
Hand  bei  der  Firmung,  die  Lösung  der  Firmbinde,  oder  endlich  durch 

LandfL,  Hannbelgi,  5;  BjarkR.  4;  J6nsb0k,  3  fin. 
*)  Landil.,  Mannhelgi,  8;  BjarkR.  S;  JOnslM^k,  7. 
I.andsl.,  Kaupab.  2;  BjarkR.  3;  Jöa$b6k,  3. 

I.andsl,,  (Ji"Salshri^^i,  8. 

vgl.  J'.n  olafsson,  iJialribc  histortca  ecclesiasüca  de  ci-gn.iiionc  spiriluali, 
llafoise  1771,  sowie  diese  Ausgabe  II,  8.434—47;.  26. 
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die  KirchfUhrung  einer  Wöchnerin  begründet  wurde;  sie  bemetlcen 
femer  dabei,  dafi  nur  in  dem  zuletzt  p^enannten  Falle  die  Gevatter' 
Schaft  sich  auf  die  Person  der  Ktrch<;angertn  beschränke,  wogegen 
sie  in  den  ftinf  anderen  Fällen  wie  dem  Kinde,  so  auch  dessen 

Eltern  }^e{,'enüber  bestehe.  Dieselben  Bestimmungen  kehren  ganz 
gleichmäiii^  auch  in  den  l^rpL.  wieder,')  jedoch  mit  der  Einschrän- 
kung, daß  diese  den  letzten  der  sechs  Falle  unerwähnt  lassen,  und 
in  dieser  Gestalt  sind  dieselben  auch  in  das  sogenannte  Christen- 
recht  des  K.  Sverrir  uberge^'anj^en. )  Das  Recht  von  Vikin  dagegen 
kennt  nur  drei  Falle  der  Gevatterschalt,  naiTilirh  die  durch  das 
Halten  unter  die  primsigning,  unter  die  Taufe  und  unter  die  Firmung 
entstehende,  und  es  spricht  sich  darüber  nicht  aus,  wie  vielen  Per- 
sonen gegenüber  in  jedem  dieser  F'älle  eine  solche  bestehe.  End« 
lieh  das  Recht  der  Hochlande  kommt  an  zwei  ganz  verschiedeoeo 
Stellen  auf  die  Gevatterschaft  zu  sprechen.  An  der  ersteren,  welche 
von  den  Eheverboten  handelt,  erklart  dasselbe  in  aller  Küne,^) 
dafi  diese  sich  auf  alle  Gevatterinnen  beziehen,  mit ,  einziger  Aus- 
nahme der  Frau,  welche  man  bei  ihrer  Kiichführung  geleitet;  „|»vi 
at  |>at  er  ekki  nema  kosgirni  ein",  was  doch  wohl  zu  übersetzen 
sein  wird:  „weil  es  sich  dabei  nur  um  einen  Akt  der  Eitelkeit 
handelt".  An  einer  zweiten,  vom  Inceste  handelnden  Stelle  setzt 
aber  dasselbe  Rechtsbuch  weiterhin  auseinander,*)  dafi  durch  die 
Taufe  eine  geistliche  Verwandtschaft  nicht  nur  zwischen  dem  Täuf- 
linge einerseits  und  dem  taufenden  Priester  und  den  Taufpaten 
andererseits  entstehe,  sondern  auch  zwischen  dem  Taufenden  einer- 
seits und  den  Taufpaten  sowie  den  Eltern  des  TaufUnges  anderer- 
seits, endlich  auch  noch  zwischen  dem  Täuflinge  einerseits  und  den 
leibhchen  Kindern  des  Taut'endt  n  und  der  Taufpaten  anderer«:eits. 
weshalb  der  Priester  zu  allen  Kindern,  tiie  er  getauft  habe,  und  deren 
Eltern  in  geistlicher  Verwandtschaft  stehe,  und  des  Priesters  Kind 
mit  keiner  der  Personen,  welche  jener  getauft  habe,  sich  gesclüecht- 
lich  vereinigen  dürfe;  ja  sogar  zwischen  dem  Täuflinge  und  dessen 
Eltern  einerseits  und  dem  Ehegatten  des  Taufpaten  andererseits  soll 
geistliche  Verwandtschaft  entstehen,  wenn  auch  dieser  Ehegatte 
selber  bei  der  Patenschaft  gar  nicht  beteiligt  gewesen  war.  Man 


V)  Frt)L.  III,  8. 

«I  Sverris  KrR.  6a.  'j  BpL.  I,  15;  III,  6, 

*)  I  j>I'-  I«  30;  noch  kurzer  II,  26, 
ebeada,  I,  53;  II.  43. 
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möchte  aonehmen,  dafl  die  erstere  Stelle,  gleichwie  sie  die  Eilt* 
stehimg  einer  Gevatterschaft  aus  Anlafi  der  Ktrchführung  ausdrück- 
lich verwirft,  während  die  FrI)L.  solche  stillschweigend  fallen  lassen, 
auch  in  Hezup  auf  die  von  ihr  als  i^ultij^  anerkannten  Entstehutii^>- 
artcn  der  GcvatteischalL  demselben  lvcchtsl)uche  folt^cn.  und  somit 
die  obigen  fünf  Fälle  stillschweigend  sanktionieren  wollte;  ob  aber 
die  Bestimtniinj^en,  welche  die  zweite  Stelle  über  <lie  Ausdelnuing 
der  geie^M-ntlii  Ji  der  l  aufe  entstehenden  gei>tlirhen  \'eru  andtschaft 
auch  auf  alle  vier  anderen  Fälle  Anwendung  finden  sollten  oder 
nicht,  muÖ  daliinge^tellt  bleiben,  in  ganz  ähnliclier  Weise  bezeichnet 
auch  das  ältere  ishuidischc  Recht  einerseits  das  Halten  unter  die 
primsigning,  unter  die  Taufe,  oder  unter  die  Firmung,  und  anderer* 
seits  die  Erteilung  der  Taufe  als  den  Entstebungsgrund  der  geist- 
liehen  Verwandtschaft,  deren  Ausdehnung  jedoch  auch  auf  diejenigen 
sich  erstrecken  soll,  welche  den  Kindern  des  anderen  Teiles  einen 
derartigen  Dienst  erwiesen  haben. ')  In  den  späteren  Christenrechten 
aber  tritt  zunächst  dieselbe  Bestimmung  wieder  auf,  welche  die  El)L. 
an  der  zweiten  der  oben  angeführten  Stellen  gibt,  jedoch  teilweise 
in  etwas  verstümmelter  oder  der  Wortfassuog  nach  veränderter  Ge- 
stalt;') dabei  fügt  aber  das  Christenrecht  des  Erzbiscbofes  Jon  und 
Bischofes  Ami,  sowie  eine  Hs.  des  jüngeren  B[)KrR.  ausdrücklich 
bei,  daß  dieselben  Sätze,  welche  von  der  durch  die  Taute  be'^'^riindeten 
i^ei>tliclu  n  Verwandtschaft  galten,  auch  auf  die  dur^  h  die  birniung 
begründete  Anwendung  finden  sollen.  Sucht  man  nun  aber  in  diese 
verschiedenen  Angaben  einigen  geschiehtliehcn  Zu^jammonhang  zu 
bringen,  so  wird  man  wohl  zunächst  die  P^itsteliung  einer  L^eistiichen 
\  erwandt^'^haft  au*«-  Anlaß  der  prinT-i'^^nnii:^,  Taufe  und  Firmung  als 
alt  und  ursprunglich  betrariiten  dürfen.  Die  sämtlichen  älteren 
Christcnreehtc,  welche  sich  überhaupt  auf  eine  Aufzahlung  der  ver- 
schiedenen Entstehungsarten  der  guösifjar  einlassen,  nennen  diese 
drei  Fälle,  und  wenn  in  den  späteren  Christenrechten  zwar  nur  noch 
Taufe  und  Firmung  berücksichtigt  werden,  so  mag  sich  dies  daraus 
erklären,  daf3  die  primsigning  in  der  späteren  Zeit  zumeist  mit  der 
Taufe  zusammenzufallen  pflegte;  überdies  steht  fest,  daß  selbst  das 
kanonische  Recht  sie  ebensogut  wie  die  Taufe  geistlicher  Verwandt- 

'  Koniingtbiik,  144/ Ji ;  StaOarhöIsbök,  t2l;'i57 — S;  xgL  auch  Skdl- 

bolls  'u  0  k  ,  2  h. 

*!  Am  knru-klcsu  n  im  :i  c  u  >  r  c  11  <  i  |»  K  r  K.  32;   Trindtr   ^'ul   uiul    in  einer 
^€lix  abwticliend  lai  neueren  H[)KrR.  23;  besser  wieder  ia  Juni  K  r  K.  50  und 
Arna  bps.  Krk.  21. 
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Schaft  entstehen  ließ.')  Schwerer  ist  es,  bezüglich  der  übrigen  drei 
in  den  Gl)L.  genannten  Fälle  ins  Klare  zu  kommen.  Bezuglich  keines 
defselben  lädt  sich,  soviel  ich  sehen  kann,  im  gemeinen  kanonischen 
Rechte  ein  Anhaltspunkt  fiadeni  und  ebenso  kennen  die  späteren 
Christenrechte  keinen  dieser  Fälle;  aber  auch  dk  alten  BfiL.  kennen 
dieselben  nicht,  und  die  Kj)L.  und  Frl>L.  verwerfen  wenigstens  einen 
der  drei  Falle.  Da  durfte  denn  kaum  eluas  Anderes  übrig  bleioen 
als  die  Annahme,  daß  wir  es  hier  mit  einer  nur  vorübergehenden, 
und  vielleicht  sogar  nur  lokalen  reicheren  .-Xusgestaltung  der  ursprüng- 
lichen drei  Falle  zu  tun  haben,  die  geschichtlich  ganz  isoliert  >icht, 
und  somit  auch  kt  inen  Wert  hat.  Dac^cgen  scheint  jene  andere, 
weitläufige  Bestimmung  ül>er  die  Ausdehnung  der  durch  die  Taufe 
begründeten  geistlichen  Verwandtschaft  mit  dem  Entwicklungsgange 
des  gemeinen  kanonischen  Rechtes  in  Verbindung  zu  stehen,  welches 
gerade  in  der  zweiten  Hüllte  des  12  nrd  i  n  13.  Jahrhunderte  einen 
erheblichen  Aufschwung  der  getsthchen  Verwandtschaft  in  der  an- 
gegebenen Richtung  zeigt  In  die  £I»L.  freilich  scheint  die  Be* 
Stimmung  erst  hinterher  Aufnahme  gefunden  zu  haben,  wie  sie  denn 
auch  an  deren  äufierstem  Ende  zu  stehen  gekommen  ist  Die 
Gevatterschaft  kommt  übrigens  in  den  älteren  sowohl  als  jüngeren 
norwegischen  Recbtsquellen  lediglich  gelegentlich  der  verbotenen 
Verwandtschaftsgrade  zur  Sprache,  möge  es  sich  nun  dabei  um  die 
Lehre  von  den  Ehehindernissen  handeln  oder. um  die  Strafe  des  In* 
cestes;  die  FrI)L.  sowohl  als  das  Christenrecht  des  Erzbischofes  Jon 
erklären  das  zwischen  dem  Täuflinge  und  dem  Tauf|iaten  selbst 
geknüpfte  1' and  für  so  cng,-(  daU  dessen  Verletzung  durch  Incest  zu 
ucii  buLilü.x-11  raten  gerechnet  wird.  Wenn  liiernaeh  in  den  alteren 
sowohl  als  jüngeren  norwegischen  Rechts-  und  Gesetzbüchern  von 
einem  I  Icrüherwirkcn  der  geistlichen  X'crwandtschaft  auf  das  Gebiet 
des  weltlichen  Rechts  keine  Spur  zu  entdecken  ist,  steht  ilie  Sache 
hinsichtlich  des  älteren  isländischen  Rechtes  allerdings  etwas  anders. 
Auch  hier  ist  es  nämlich  wohl  zunächst  die  Lehre  von  den  ver- 
botenen Verwandtschaft >L:ra den,  für  welche  die  GevatterschaJt  in  Be- 
tracht kommt;  aber  daneben  gilt  doch  der  nächste  Grad  der  Ge- 
vatterschaft auch  ais  Kekusationsgrund  dem  Kichteramte  sowohl  als 
dem  Geschworenendienste  gegenüber,  sofeme  Leute,  die  einander 


')  r  .1  p.  5   X  ,  li  c  c o g u a 1 1  u n c  s p i r  i  l u a l  i  (IV',  II),   voo  P,  ClcmcDS  IIL 
(II.S7-  91;. 

*)  Fr^L.  m,  3;  KrR.  Jön«,  49. 
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gelegentlich  der  primsigning,  Taufe  oder  Firmung  Patendtenst  ge- 
leistet  haben,  als  rekusabel  gelten.      Eine  unserer  Geschichts(]uel]en 

bietet  wirklich  einen  hJeleg  für  die  Rekusation  eines  (geschworenen 
wegen  «geistlicher  Verwandtschaft;")  viel  Wert  möchte  icli  nuiesseii 
dieser  t^anz  isoliert  stehenden  Beru  1  ^ichtigung  der  guftsifjar  im 
weltlichen  Rechte  nicht  beilegen.  \\  u  wissen  ja  aus  geschichtlichen 
Ouellen,  daß  die  Patenschaft  allerdings  nach  der  allgemeinen  Auf- 
lassung der  Zeit  eine  engere  persönliche  \'erl)indun^^  unter  den  Be- 
teiligten knüpfte,  welche  bei  deren  p;egensciti^a'm  X'erhaltcn  res])ektiert 
werden  mußte.  V\  ir  erfahren  z.  B.,  daß  HallfreiV  vandra:öaskäld 
sieb  nur  unter  der  Bedingung  zum  Empfange  der  Taufe  verstehen 
wollte,  daß  K.  Olafr  Tryggvason  selbst  bei  ihm  die  Fatenstelle  ver> 
trete,  und  daß  er  in  seinen  Liedern  oft  genug  dieses  seines  vor- 
nehmen Paten  sich  rühmte;  wir  wissen  aber  auch,  dafi  gerade  diese 
Patenschaft  dem  heißblütigen  Dichter  das  Leben  rettete,  als  ihn  der 
König  wegen  eines  an  seinem  Hofe  begangenen  Totschlages  töten 
lassen  wollte.')  Wir  erfahren  ferner,  dafi  Ragnhildr,  des  Erlingr 
Skjalgsson  Tochter  und  des  porbergr  Arnason  Frau,  den  Isländer 
Steinn  Skaptason  auf  alle  Gefahr  hin  gegen  des  heiL  Ölafr  Rache  in 
Schutz  nimmt,  weil  er  ihre  Tochter  über  die  Taufe  gehalten  hatte,*) 
und  wie  noch  in  späterer  Zeit  der  junge  Sveinn  Sturluson  sich 
weigert,  den  Priester  Erlendr  umzubrini^en,  wie  ihn  sein  Vater  hie6, 
weil  er  meinte:  ,,l>at  hefir  ekki,  |ivi  hann  er  skirifatMr  minn".  "j  Nun 
begreift  sich,  daß  einer  solchen  Auffassung  der  Gevatterschaft  gegen- 
ub'^r  (las  Recht  der  l'ber/eugun!^  sich  nicht  vcrvchlietjcn  konnte, 
daß  diesell)e  jene  volle  Unparteilichkeit  7.u  trüben  imst.nuic  sei,  welche 
das  Richteramt  und  der  Gcschwurenendienst  erforderte,  und  daß  es 
somit  recht  wohl  Oevattersleute  für  rekusabel  ganz  ebenso  erklären 
konnte,  wie  es  dies  umgekehrt  bei  Feinden  (sökunautar)  der  Parteien 
tat;  eine  Anerkennung  der  Gevatterschaft  als  einer  verwandtschaft- 
liciien  Verbindung  ist  aber  damit  noch  nicht  ausgesprochen,  und 
zum  Gcnii5:sc  irgendwelcher  verwandtschaftlicher  Rechte  oder  zur 
i'bernahme  irgendwelcher  verwandtschafüicher  Pflichten  werden  nach 
isländischem  Rechte  die  Gevattersleute  keineswegs  herangezogen. 

')  Konüngsb6k,  25/47  »nd  48;  3S/63;  89/158;  StaAarhöUbölc,  386/318. 

*)  Njäla.  143  235- 

'}  HallfreÖar  s.  vaodraeÖaskalds,  6/96;  bMS.  11,  171/55— 5O;  tlbk. 
I,  273  328 

•j  Hcimskf.  Ulatjj  s.  hclga,  148^393  u.  dgl.  ni. 
*)  Storlünga,  III.  15  57. 
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Ist  aber  hiernach  der  £influ0  der  geistlichen  Verwandtschaft  ledig- 
lich auf  das  mehr  oder  minder  von  der  Kirche  beherrschte  Gebiet 
der  verbotenen  Verwandtschaftsgrade  beschränkt,  so  werden  wir 
auch  nicht  irre  gehen,  wenn  wir  deren  Einfiihrung  in  das  altnordi- 
sche Recht  lediglich  auf  die  Kirche  zurückführen.  Allerdings  darf 
niclit  unerwähnt  bleiben,  daß  vereinzelte  Spuren  schon  auf  das  Vor- 
kommen eines  ähnlichen  X'erhaltnisües  im  Heidentum  hinzudeuten 
scheinen.  Bei  dem  Kampfe  des  Helgi  Droplaugarson  mit  Helgi 
Asbjarnarson  ist  Özurr  von  As  atiuesend,  ohne  doch  L^e^jen  den 
ersteren  kampten  zu  wollen,')  obwohl  er  mit  dem  letzteren  ver-^chwat^ert 
ist,  -)  und  Heli^i  Droplaugarson  selbst  erklärt,  ihm  gegenüber  sich 
nicht  vorsehen  zu  wollen:  „J»vi  at  |)ü  just  mik  vatni". Der  Vorfall 
gehört  dem  Schlüsse  des  lo.  Jahrhunderts,  also  dem  Ende  der  heid» 
nischen  Zeit  an,  und  der  gebrauchte  Ausdruck  weist  auf  die  im 
Heidentume  übliche  Wasserweihe  und  nicht  auf  die  christliche  Taufe 
hin,  wie  denn  auch  der  erschlagene  Heigi  nach  heidnischem  Brauche 
in  den  Hügel  gelegt  wird.  So  wird  femer  auch  das  Bestehen  einer 
engeren  Verbindung  zwischen  Hrani  vföförli  und  dem  heil  Ölafr 
angedeutet,  welcher  diesen  mit  Wasser  begossen  und  hinterher  auf- 
erzogen  hatte  aber  wenn  zwar  derartige  Berichte  die  Vermutung 
begründen  könnten,  dafi  schon  im  Heidentume  die  Vornahme  der 
Wasserweihe  eine  engere  Beziehung  zwischen  dem  Kinde  und  dem 
sie  Vornehmenden  geknüpft  habe,  so  steht  doch  einem  solchen  . 
Schlüsse  der  Verdacht  im  Wege,  dafi  solche  ganz  vereinzelt  stehende 
Angaben  die  Anschauungen  der  späteren,  christlichen  Zeit  einfach 
in  die  ältere,  heidnische  zurückgetragen  haben,  oder  daü  dieselben 
lioch  lediglich  lur  die  letzten  Zeiten  des  erlöschenden  Htidentumes 
Geltung  gehabt  haben  mochten,  in  weichen  christlicher  Brauch  sich 
bereits  mit  dem  heidni.scheu  misciite. 

3.  Die  P  f  1  e  e  V  e  r  w  a  n  d  t  s  c  h  a  f  t  Wenn  wir  in  der  Gevatter- 
schaft ein  nicht  nationales,  vielmehr  erst  durch  die  christliche  Kirche 
eingeführtes,  und  auch  in  seinen  W  irkungen  nahezu  ganz  auf  das 
kirchliche  Gebiet  beschranktes  Institut  zu  erkeimen  hatten,  so  dürfte 
die  Püegeverwandtschaft  umgekehrt  als  ein  durchaus  nationaleSr  der 

')  Dro  plaugarsona  s.,  S.  23. 

*j  0  b  c  ri  d  ri  ,  S.  8.  •*)  c  b  c  n  d  a ,  S.  25. 

*)  Lcgcndarisclic  Olafs  s.  ens  belga,  4  3-4;  H e 1 111  s  k  r.  ü l ai >  ». 
Trypgvasonar,  4'A'63  und  Olafs  s.  hclga,  1/218;  cd.  Münch  uud  Unger. 
1S/14-15;  FMS.  IV.  IS  32  und  »0/3$;  Flbkll,  8/10  und  15/14.  Auch  die  Tagrsk. 
86/70  und  87/72  Dcnot  den  Hrani  Öhft  fösirfaöir. 
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ältesteo  Vorzeit  angehöriges,  aber  daför  auch  schon  frühzeitig  im 
Absterben  begrifienes  Verhältnis  zu  betrachten  sein.  Man  spricht 
idwr  sowohl  von  einem  Pflegevater  (föstrfaöir,  föstri),  und  einer 
Pflegemutter  (föstrmööir,  föstra)  gegenüber  einem  Pflegesohne 

(föstrsonr,  fo s tri)  oder  einer  Pflegetochter  (fostrdöttir,  föstra), 
als  auch  von  Pflegebrüdern  i  föstrbra- r)  oder  Pflcgesrhwestem 
ffojitrsystr).  und  zwar  dieses  wie  jenes  nicht  immer  in  ganz  dem- 
selben Sinne.  Nach  altem  Brauche  gab  man  die  eip^enen  Kinder 
gern  zur  Erziehun«^'  außer  Haus,  zumal  an  treue  Freunde  und  An- 
hänger der  Familie,  und  t;alt  die  Übernahme  einer  Pflegschaft  dieser 
Art  stets  als  ein  Bekenntnis,  dem  leiblichen  Vater  des  Kindes  gegen- 
über der  geringere  Mann  zu  sein;')  andere  Male  dagegen  ließ  man 
auch  wohl  das  Kind  zwar  im  eigenen  Hause  erziehen,  gab  ihm  aber 
doch  aus  der  Zahl  der  untergeordneten,  ja  allenfalls  sogar  unfreien 
Hausangeböhgen  einen  Erzieher  oder  eine  Eizieherin  bei.  Auf  beide 
Falk  der  Pflegschaft  wurde  die  oben  bezeichnete  Terminologie  ganz 
gleichmäßig  angewandt;  aber  nur  auf  die  erste  Art  der  Pflegschaft 
scheinen  sich  die  rechtlichen  Wirkungen  zu  beziehen,  welche  hin 
und  wieder  an  diese  geknüpft  erscheinen.  Es  scheint  aber  bei  dieser 
hier  allein  in  Betracht  kommenden  Art  der  Pflegschaft  ursprünglich 
eioe  förmliche  Annahme  des  Pflegekindes  üblich  gewesen  zu  sein« 
uod  das  Setzen  des  Kindes  auf  das  Knie  als  solche  gedient  zu  haben 
(setja  1  kn6  oder  a  kn^;  kn^setja),  weshalb  denn  auch  der 
Megesohn  ebensogut  als  Kniesetzling  (kncsetni  ngr)  bezeichnet 
werden  konnte.  *)  Das  i  s  1  ä  n  d  i  s  c  Ii  e  Recht  regelt  nun  zunächst 
die  vermögensrechtliche  Seite  des  Vertrages,  und  erurtert  die  Vor- 
aussetzungen, unter  weichen  derselbe  einfteitii;  aufgehoben  werden 
Kann,  sowie  die  Folgen  dieser  einseitigen  Auf  iiebung.  *)  Es  läßt 
ferner  neben  dem  Sohne,  .Stiefsohne  und  Schwiegersohne  auch  den 
Fflegcsohn  den  Dingbesuch  für  einen  Bauern  übernehmen,  weicher 
selber  nicht  imstande  ist,  zum  Dinge  zu  kommen;^)  auch  zahlt  es 

')  Hölmvcrja  s.,  9/23;  LAxdoela,  27/108;  Heimskr.  Haralds  s.  här« 
r»gra,  43/79—80;  MorkiDsk.»  S.  2  and  FMS.  Vl,i/4— 5  ww.  Vgl.  abiigea« 
K  Ii  and,  FanUielivet  p&  Island  (Aarb0g«r  for  nordbk  Oldkyndighed  og  Historie, 

1870),  S.  279— 82. 

•I  v<;l.  Ilrimskr.  Haralds  s.  hirfagra,  42'79 — 80  mit  der  Fagrs  k.  21/13 ; 
FMS.  1,  8  16;  Flbk.  I,  94;  ferner  Heimskr.  Hakonar  s.  g6Öa,  io/8'j  und 
Olafs  s.  Tryggvasonar,  io;i3a  inil  der  Fagrsk.  a8/l8,  FMS.  I,  19/30  und 
50:85,  Flbk.  I,  18  54  und  57/83. 

*)  Konuiigsbok,  141/22;  StaÖarhölsbük,  103/133 — 4. 

*)  Kondngsbök,  89/160;  StaOarhöUbök,  2S9/322. 
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die  Pflegemutter  sowohl  als  die  Pflegetochter  zu  den  Weibern,  deren 
geschlechtliche  Kränkung  den  Mann  zur  sofortigen  blutigen  Rache 
berechtigt.  ^  )  Aber  jene  ersteren  Regeln  halten  sich  ganz  im  Rahmen 
eines  kontraktlichen  Verhältnisses,  und  die  beiden  letzteren  Be- 
stimmungen wollen  möglicherweise  auch  nur  die  eigentümlich  ge- 
staltete häusliche  Gemeinschaft  zur  Anerkennung  bringen,  welche  den 
Pflc^esohn  ebensogut  wie  den  Stiefsohn  oder  Schwiegersohn  mit 
dein  Hausvater  und  der  Hausmutter  verband;  vou  einer  sonstigen 
J  Icran/.iehung  aber  des  ersteren  zu  verwandtschaftlichen  Rechten  und 
Plhchtcn  vermag  ich  im  islandischen  Rechte  keine  unzweideutigen 
Spuren  zu  entdecken.  Doch  tlarf  nicht  unbemerkt  bleiben,  daß  die 
Geschichtstjuellen  niclit  nur  sehr  zalilreichc  und  schlagende  HeleiPe 
dafür  bieten,  daß  die  Verbindung  der  Priegeeltern  mit  ihren  Friege- 
kindern  als  eine  überaus  enge  angt'^'efien  wurde,  und  daii  der  leib* 
liehe  Vater  dieser  letzteren,  was  auch  die  Rechtsquellcn  voraussetzen,*) 
als  moralisch  verpflichtet  galt,  dem  Pflegevater  unter  allen  Umstäodeo 
seinen  Schutz  angedeihen  zu  lassen,')  sondern  daß  sie  auch  zeigen, 
wie  durch  besonderen  Vertrag  neben  den  in  den  Rechtsbücheni 
vorgesehenen  Wirkungen  des  Pflegeverbandes  noch  ganz  andere 
Folgen  an  diesen  geknüpft  werden  konnten.  Wenn  z.  B.  der  alte 
I)ördr  goddi  den  Ölafr  pä,  des  Höskuldr  DalakoUsson  Sohn,  zur  Pflege 
übernimmt,  sichert  er  ihm  zugleich  die  Erbfolge  in  sein  gesamtes 
Verminen  zu,*)  was  er  kann,  weil  er-  keine  geborene  Erben  im 
Lande  hat;  wenn  ferner  HGen$na-I)örir  des  Amgrimr  godi  Sohn  ab 
Pflegesohn  annimmt,  sichert  er  ihm  die  Hälfte  seines  Gutes  zu,*) 
und  Hallvarör,  des  Vi'gfüss  Vigaglümsson  Pflegevater,  übertra<^t  diesem 
ebenfalls  diircli  h.ind>ul  den  Ansprucli  aut  sein  Verniugen ;  *)  Ketill 
von  Mörk  al)er  mul.l  sich,  als  er  seinen  Neffen  Ilöskuldr  als  i'llcLjesohn 
übernimmt,  dazu  \  erplliciiten,  ihn  nicht  nur  bestens  zu  halten,  i'is  er 
erwachsen  *-ci,  sondern  iiin  auch  aus/.usteuern,  wenn  er  heirate,  und  ilui 
zu  räclien,  u  enn  er  rrschlai^'cn  werde.')  Durch  Vertrag  also  konnte 
das  Verhältnis  sehr  vcrwandtschaftsahnlich  gestaltet  werden,  mid  ich 
möchte  um  so  mehr  annehmen,  daÜ  dasselbe  in  der  Vorzeit  schon 
von  Rechts  wegen  eine  derartige  Ausprägung  gehabt  haben  werde, 

*)  K  onn  n  gsbok,  90.I64;  S  t  a  i>  a  r  h  o  1  <>  h  i'.  k  ,  293/331. 

*)  K  (I  :i '1  II  g  s  b  i>  k  ,  I4l'22;  S  t  a    a  r  h  <  - 1  s  K  ■ .  k  ,  ioj'f34. 

*j  Ein  auiiülliges  Beispiel  bietet  die  Vigagiums  s.,  17  —  it>;j04  — 05. 

*)  Lazdsla,  16/50—52. 

Ha!osaa[i6rU      a/i2S*         *)  Vigagliims  s.,  17/364. 
')  NjdU,  94/«46. 
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da  auch  das  isländische  Sprichwort:  „fjördüngi  bregdr  tU  fdstrs'") 
zeigt,  wie  tiefgewunelt  die  Überzeugung  war,  daß  gerade  dieses 
Verhältnis  ein  ganz  besonders  enges  und  tiefgehendes  seL  Bestätigt 
wird  aber  diese  Vermutung  dadurch,  daß  auch  das  norwegische 

Rt:cht  eine  Reihe  sehr  altert uinlicli er  Bestimmun i^eii  ui)er  den 
Pflegeverband  bietet,  welche  ebenfalls  ganz  den  lündruck  \erein/.elt 
stehengebliebener  Überrt:>te  einer  ursprünglich  viel  weiter  reichenden 
Ai.ispräguni^  desselben  machen.  Xnch  den  Fr]  »L.  sollen  „barnli  strar" 
•  mes  Mannes  ebensowenig  in\  Gerichte  sitzen  als  dessen  bauggildis- 
nienn  oder  nelgildismenn,  namdgar  oder  |>yrmslumenn.-)  Nach  dem- 
seibea  Rcchtsbuchc  wird  femer  die  Vergabung,  welche  man  dem 
eigenen  (ö'^tri,  d.  h.  Pflegesohne  zuwendet,  ganz  in  demselben  Um- 
fange ohne  Rücksicht  auf  die  mangelnde  Zustimmung  des  geborenen 
Etbtn  aufrecht  erhalten,  in  welchem  dies  t)ezügUch  der  Vergabung 
an  den  |>>^borinn  sonr  der  Fall  ist,*)  und  daraus,  da6  im  engsten 
Anschlüsse  an  diese  Zuwendungen  auch  von  den  Seelgaben  ge- 
sprochen wird,  wie  sie  auf  Grund  eines  Gesetzes  aus  dem  Jahre 
II $2  als  tfundai^öf  und  fjördüngsgjöf  gestattet  waren, ^)  darf  man 
natürlich  nicht  schliefien,  daß  auch  jene  ersteren  erst  in  diesem 
Jahre  aufgekommen  seien.  Li  den  GI>L.  aber  wird  neben  der  Ver- 
•  gabung  an  den  |i^borinn  sonr  und  an  andere  unechte  Kinder,  dann 
den  Vergabungen  des  Königs  und  an  den  König,  endlich  den  Frei- 
lassungen  und  den  leysfngsaurar  nicht  nur  ebenfalls  wieder  die  „tiund" 
genannt,  worunter  doch  nur  (ier  1  l.iupt/ehnt.  wie  er  vur  dem  Jahre 
nc;2  bestand,  ver.>Uindcii  werden  kann,  sondern  auch  noch  die  „barn- 
fustrslaun",  d.  h.  der  für  die  Pflege  eines  Kindes  o^egcbene  Lohn, '^j 
und  sollen  alle  cHese  VergaL)unr^on  ganz  i^deichernialien  unanfechtbar 
sein.  Nach  einer  anderen  Stelle  desselben  Rcchtsbuciies  sull  ferner 
Land,  welches  als  „barnföstrlaun"  i^feL^eben  ist,  ganz  ebenso^^ut  als 
üAal  oder  Stammgut  gelten,  wie  wenn  es  von  den  Voreltern  her 
ererbt,  oder  als  „braaderfö**  genommen,  als  „mannsgjöld"  an  Zahlungs- 
statt empfangen,  gegen  ööal  eingetauscht,  oder  vom  Könige  als 
>,heidfe",  d.  h.  als  Lohn  für  geleisteten  Gefolgsdienst,  oder  als  „drekku- 
laun",  d.  h.  Thnklohn,  vom  Könige  gegeben  worden  wäre.®)  Man 
sieht,  die  Pflegschaft  wird  hier  wie  dort  als  ein  verwandtschafts- 

'i  Njdla,  43  64.  «)  FrJiL.  X,  14. 

^  I  c  h  c  n  d  a ,  IX,  1 7.  *)  c  b  «•  n  d  a  ,  1 S.  >  f  1 J»  L.  1 29. 

*)  ebenda,  270,  Die  f6strlaun,  welche  ebenda,  00  und  1 29  erwähnt  werden, 
gehÜrcQ  nicht  hierher,  da  es  sieb  dabei  um  ciufkcben  llr&aU  von  AiimenUtionskostea 
handelt 

Mkarcr,  Vcfwimcliicliafti*  nod  Erbrecht  ii*ch  altaordiiclieai  R«cble.  13 
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ähnliches  Verhältais  betrachtet,  und  gilt  eben  darum  alles,  was  aus 
Anlaß  derselben  gegeben  oder  empfangen  wird,  als  auf  einen  fa- 
milienrechtiichen  Titel  hin  gegeben  und  genommen ;  daÖ  aber  diese 

Auffassunf^  des  Verhältnisses  eine  wirklich  altertümliche  sei,  dürfte 
dprch  die  X'erglcichunt,'  ilcs  iig<.  Rechtes  eine  sehr  auffalli^^e  Bestä- 
tigung finden.  Gleichwie  nämlich  in  diesem  die  Gabe  des  Königs 
samt  dem  rätsellialtcn  Trinklohne  als  „hlätordes  gifii"  und  „drincleän"' 
sich  unter  den  Leistungen  genannt  finden,  welche  unter  allen  Um- 
ständen j]^ülti![]f  bleiben  sollen, ')  tritt  in  einer  anderen  Kechtsauf- 
zeichnung,  welche  jedenfalls  spätesten?  dem  lO.  Jahrliundcrt  ange- 
hört, ^)  das  „fosterleän"  auf,  und  zwar  als  eine  Zahlung,  welche  der 
Bräutigam  bei  der  Verlobung  zu  versprechen  und  für  deren  Ent- 
richtung er  zugleich  Bürgschaft  zu  bestellen  hat.  Es  wird  diese 
Zahlung  hiernach  doch  wohl  mit  der  „gift"  einer  zweiten  ^)  und  dem 
„ceäp"  einer  dritten  Stelle^)  identisch  sein,  und  wird  in  ihr  jener 
Betrag  zu  erkennen  sein,  welchen  andere  Rechte  unter  dem  Namea 
des  mundr  oder  mundium,  der  vingjaef  oder  des  faestnajia  fae  kennen, 
und  welcher,  ursprünglich  wenigstens,  als  eine  für  die  Verlobung 
dem  Gescblechtsvormunde  der  Braut  zu  entrichtende  Zahlung  er* 
schien.  Man  wird  doch  wohl  aus  der  gebrauchten  Bezeichnung 
schliefien  dürfen,  dafi  diese  Zahlung  in  England  an  denjenigen  ging,  ' 
der  die  Braut  erzogen  hatte,  und  somit  an  den  Pflegevater,  wenn 
dieser  etwa  auch  eine  ganz  andere  Person  war  als  der  Vater  oder 
der  «nn>tiLre  nächste  Verwandte  der  Braut;  unter  solcher  Voraus- 
set/iiiiL;  w  ird  dieser  Pflegevater  aber  ducli  wohl  auch  an  der  Ge- 
^chleciitsvui  mundschaft  über  seine  Pflec^ctochter  beteiligt  gewesen 
sein,  was  wieder  vortrefflich  zu  der  Tatsaciie  stimmt,  daß  das  altere 
isländische  Rerht  die*;('n  auch  n\r  l'bung  der  Rache  we^en  ge- 
schlcchtliciicr  Kranl<ung  seiner  t  '>tra  bereciitigt  erklart  An  der 
einzigen  weiteren  Stelle  freilich,  an  welcher  meines  Wissens  das 
Wort  fösterlcan  in  ags.  Quellen  nachgewiesen  worden  ist,  bedeutet 
dasselbe  „merces  nutritionis"  nur  in  fifjürlichem  Sinne,  soferne  es  für 
den  Lohn  gebraucht  steht,  welchen  die  Jungfrau  Maria  für  die  Ge- 
burt Christi  erhielt;  eine  derartige  Verwendung  des  Ausdruckes  kann 

•)  Cnüt,  II,  Si;  Norihumbrischc»  Privatgesetz,  67/1;  die  hlafordes 
gifu  auch  schon  J'ftclr.vd,  III,  3. 

- 1  B  c  w  i  f  n»  a  n  n  e  s  h  c  w  e  d  d  u  n  f;  c  ,  2. 
*)  Ina,  31,  *j  .K(>clbirht,  77. 

*)  Menologium,  152;  angeführt  bei  Grein,  II,  S.  4;  ebeoio  Borworlb« 
Toller. 
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aber  natürlich  zur  Aufhellung  des  juristischen  Sprachf^ebrauches  in 
Bezug  auf  denselben  nicht  benützt  werden.  —  Eine  weitere  Bestäti* 
gung  der  im  Obigen  vertretenen  Auffassung  des  pflegeväterlichen 
Verhältnisses  scheint  mir  aber  in  den  Angaben  der  Quellen  über 
diePflegebrüderschaft  zu  liegen.  *)  Der  Ausdruck  föstbrööir 
bezeichnet  aber  in  den  norwegisch'isländischen  Gesclucfatsquellen 
zwar  noch  oft  genug  den  Pflegebruder;  aber  noch  häufiger  fast  wird 
derselbe  auf  Leute  angewandt,  welche  mittels  eines  in  bestimmten 
Formen  abgeschlossenen  Vertrages  unter  sich  gegenseitige  Brüder- 
schaft eingegangen  hatten.  Man  stach  drei  Rasenstreifen,  manchmal 
auch  nur  einen  einzigen,  in  der  Art  aus,  daß  sie  sich  in  die  Höhe 
heben  ließen,  während  sie  doch  zugleich  mit  ihren  beiderseitigen 
Enden  mit  der  Erde  verbunden  blieben.  Man  stützte  dieselben  sodann 
mit  Speeren  so,  daß  sie  reichlich  in  Manii>lii  ihc  auft^erichtet  stehen 
blieben,  und  HcÜ  i!üdann  die  Personen,  welche  isich  miteinander  ver- 
brüdern wollten,  unter  denselben  durchgehen.  Außerdem  hatte  jeder 
von  diesen  sirh,  etwa  in  der  flachen  Hand,  blutig  zu  ritzen ;  das  herab- 
tröpfclnde  Blut  ließ  man  in  die  durch  das  Ausstechen  des  Rasens 
entstandenen  Gruben  rinnen  und  rührte  es  hier  mit  der  Erde  durch- 
einander. Die  Männer  aber  reichten  sich  die  Hände,  üelen  auf  die 
Knie  nieder  und  schworen  unter  Anrufung  der  Götter,  daß  sie, 
wenn  einer  unter  ihnen  erschlagen  werden  sollte,  umeinander  Rache 
üben  wollten  wie  um  leibliche  Brüder.  So  der  Bericht  der  Quellen, 
der  freilich  selbst  in  Bezug  auf  die  Formalien  des  Aktes  manches 
unaufgeklärt  laßt*)  Ich  habe  bereits  an  einem  anderen  Orte  darauf 
aufmerksam  gemacht,  *)  dafi  der  Gang  unter  den  Rasenstreifen  auch 
als  Bestätigungsmittel  gelegentlich  einer  Zeugenaussage,*)  dann  ge* 
legendich  eines  Vergleichsabschlusses  ^)  angewandt  wird,  und  daraus 
den  Schluß  gezogen,  daß  derselbe  lediglich  als  ein  Verstärkungs- 
tnittel  eines,  gleichviel  ob  assertorischen  oder  promissorischen,  Eides 
zu  betrachten  sei,  indem  der  Glaube  herrschte,  daß  die  Rascustreifen 


')  Tgl.  Kälund,  3ti^.  O..  S.  290 — 93;  dann  Pappen  heim,  Die  altdäniscbcn 
Schatxgilfl'-n.  S.  iS-  54.  (U'ss(  n  Ergebnisse  mir  aber  unannehmbar  scheinen. 

*)  v'^i.  zumal  die  G  1  >  1 .1  s,  Snrssonar.  S.  11  iml  die  F  6  s  t  b  r  (^M"^  r  a  s.,  26; 
im«  hlbk.  I,  415/525  (Orms  ^.  Stortdtssonarj,  und  von  den  crdicblclea  Sagen  die 
j^oriteins  s.  V ik ingssooar,  21/445. 

*)  Das  GottemteU  im  altnordischen  Rechte,  in  der  Germania,  XIX,  S.  145 
—48,  wo  man  auch  die  ftllere  Literatur  angeführt  findet. 
Laxdoela,  38/5$— 6a 

*)  Vatnsdcela,  33/53;  Landndma,  III,  4/181  (Mclabök). 
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auf  den  unter  ihnen  Durchgehenden  fallen  würden,  wenn  sein  Eid 
nicht  rein  sei;  von  hier  aus  ergibt  sich  dann  aber,  daß  der  Kid  ge 
schworen  worden  sein  muß,  ehe  der  Gani^  unter  den  Rasen  erfoiglc, 
nicht  erst  nach  diesem  letzteren.  Altere  Lieder  und  Sagen  gedenken 
femer  nicht  nur  der  Mischung  des  Blutes  bei  der  Eingehung  der 
Bundbrüderschaft,  ^)  sondern  sie  sagen  auch  ausdrücklich,  daß  diese 
Mischung  des  Blutes  in  der  Fußspur  der  angehenden  Bnndbnider 
erfolgt  sei,  womit  zugleich  eine  Unklarheit  in  den  oben  angeHihiten 
Berichten  aufgehellt  und  der  Akt  näher  an  die  bei  der  xtüddüig 
beobachteten  Gebräuche  herangerückt  wird.  In  anderweitigen  QueUen 
wird  femer  auch  wohl  angedeutet,  daß  neben  der  Verpflichtung  zur 
gegenseitigen  Blutrache  auch  die  Eingehung  einer  Gemeinschaft  aller 
Güter*)  und  die  Verpflichtung,  für  die  BeerdiguuL;  des  vorverster- 
benden  Bundbruders  zu  surgen,  *)  an  die  Eingehunt;  der  i3undbrüder* 
Schaft  sich  knüpfte;  in  der  christlichen  Zeit  aber,  in  welcher  das 
Institut  sii  h  iVirtcrhklt,  obwohl  es  gelegentlich  als  ein  halb\veg> 
heidnischer  ihauch  angesehen  wurde,  ';  traf  man  umgekehrt  bei  der 
Eingehung  des  Verbandes  .lu*  h  wohl  die  Abrede,  daß  es  erlaubt 
sein  sollte,  anstatt  der  wirkli«  lien  Ausübung  der  lilutrache  sich  mit 
der  Landesverweisung  des  Gegners  oder  der  Zahlung  eines  \Vcrgclde< 
durch  denselben  zu  begnügen,  **)  und  so  mochte  jetzt  der  Ausdruci; 
„sverjaz  i  broeöralag"  unbedenklich  auf  die  Eingehung  eines  Erb- 
Vertrages  unter  K.  Magnus  gööi  von  Norwegen  und  K.  HörAaknütr 
von  Dänemark  angewandt  werden (1038),  bei  dem  doch  wohl 
kaum  mehr  von  der  Einhaltung  der  alten  Formen  bei  Eingehung 
der  Verbindung,  noch  auch  von  der  Übernahme  einer  Verpflichtung 
zur  Blutrache  die  Rede  sein  konnte.  Der  Umstand,  daß  der  frei 
eingegangene  Bund  vielfach  als  föstbrcedralag  bezeichnet  wird,  zeigt 
unverkennbar,  daß  derselbe  von  Anfang  an  nur  eine  Nachahmung 
oder  Befestigung  der  Verbindung  gewesen  sein  konnte,  welche  unter 
Pflegebrüdern  ganz  von  selbst  bestand;  es  begreift  sich  aber  auch 
recht  wohl,  daß  man,  nachdem  derselbe  sich  zu  einem  eigentüni' 

')  I- o  k  ag  I  c  |)  s  ;i  ,  o;  VoKuii^a  s.,  31204;  26/183. 
■■'j  Urul  af  S  1 1;  u  r a r  k  V  1  0  .1 ,  17;  Saxo  G r u  tn ni u  1 1 c  u s  ,  I,  6.40. 
*)  GttUtiörit  s.,  a/46;  L:gils  i.  ok  Asmundar,  6;375  — 70;  SörU  |im 
6/399'         *)  Egils  s.  ok  Asmundar,  an;.  O. 
*)  vgl.  FöitbrceÖra  s.,  ang.  O. 
*)  Bjarnar  s.  Hitdoelakappa,  &  58. 

-)  lleimskr.  Magnuss  s.  g6Aa,  7'5I9— 20;  vgL  FMS.  VI,  4l/*7'^ 
u.  dgl.  m. 
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liehen  Institute  herausgebildet  hatte,  farblosere  oder  auch  eigene 
Bezeichnungen  Hir  denselben  zu  wählen  begann,  welche  lediglich  den 
Charakter  der  Verbindun^^  als  einer  Brüderschaft,  oder  auch  deren 
eidliche  Eingehung  betonen,  ohne  speziell  an  die  PilcgebrUderschaft 
zu  erinnern.  War  schon  gelegentlich  des  Erbvertrages  aus  dem 
Jahre  1038  der  Ausdruck  „svetjaz  f  broeftralag"  gebraucht  worden, 
so  kehrt  derselbe  inn  ein  Jahrhundert  >patcr  wicelcr  bei  Bcs[)rcchung 
einer  ahnlichen  \  crl>i:iduiig,  welche  K.  Haraldr  gilli  mit  dem  Diinen- 
könige  Eirikr  Eymuni  einging/)  wie  es  scheint  im  Jahre  1133;  -) 
die  iiundltruder  <clbor  aber  findet  man  jetzt  wohl  .il^  svarabrcp(^r '*') 
oder  eiöbrteör  *)  bc/.cichnct,  und  zwar  letzteres  nocli  gelcLjeiitlich 
eines  Vorganges,  welcher  der  ersten  Hrilfte  des  13.  Jalirluinderts  an- 
gehört. Nun  finden  wir  in  einer  der  Wergeidstafeln  der  G1)L.  nt  ben 
dem  Schwager  und  Schwiegersohne,  dann  dem  Stiefvater  und  Stief- 
sohne auch  die  eiöbrceör  und  von  ihnen  gesondert  die  föstbroedr 
unter  die  sakaukar  gerechnet  und  bei  den  Wergeidsbeträgen  berück- 
sichtigt;^) die  letzteren  werden  dal>ei  durch  die  Worte:  „foeddir  upp 
5(amao,  ok  hafa  drukkit  bäder  spena  einn"  ausdrücklich  als  MÜch- 
briider  bezeichnet,  und  sieht  man  demnach  hier  die  auf  einem  Ver- 
trage beruhende  Bundbrüderschaft  von  der  auf  gemeinsamer  Er- 
ziehung beruhenden  Pflegebrüderschaft,  mit  welcher  sie  sonst  den 
^fanlen  zu  teilen  pflegt,  zwar  sprachlich  unterschieden,  aber  doch 
rechtlich  mit  ihr  völlig  gleich  behandelt,  und  zwar  gleich  behandelt 
gerade  in  derselben  Richtung,  welche  in  den  Geschichtsquellen  stets 
als  charakteristisch  für  die  Bundbrüderschaft  bezeichnet  zu  werden 
pflegt,  nämlich  in  Hezu;:;  auf  die  \'crfolgung  des  Totschlages.  Daß 
dabei  eine  Beteiligung  am  W'ergelde  an  die  Stelle  der  wirklichen 
l'buni,^  der  Blutrache  getreten  ist,  kann  zumal  nach  tiein  oben  aus 
der  Bjarnar  saga  Hitdn  lakappa  beigebrachten  Belege  nicht  auffallen, 
und  ebenso  wird  man  sich  nicht  darüber  verwundern  können,  daß 
in  den  späteren  Gesetzbii<  hern  au*^  der  zweiten  Haltte  des  13.  Jahr- 
hunderts keine  Spur  einer  rechtlichen  Berücksichtigung,  sei  es  nun 
der  eigentlichen  Pflegebrüderschaft  oder  der  künstlich  eingegangenen 
Hnndl)riiderschaft,  mehr  zu  finden  ist,  wie  denn  auch  das  pflegeelter- 
Uche  Verhältnis  in  derselben  nicht  mehr  berücksichtigt  wird. 

')  Hcimskr.  Haralds  s.  gilla.  3/706;  FMS.  VII,  5/179;  Knyiijnga, 
•00,343.  «>  vgl.  Münch,  II.  S.  726. 

')  Fosibrci-'t^ra  s.,  20  62;  Knytlingu,  io<i  343,  Anm.  1  und  21^206;  Gisla 
>.  Sarssonar,  S.  31. 

*)  Häkonar  ».  gamla,  58/294.         ^)  G^L.  239. 
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Zum  Schlüsse  bemerke  ich  übrigens  nocli  ausdrücklich,  daß  die 
Bestimmungen  des  :dteren  iskmdischen  Rechtes  über  die  Ansprüche, 
weiche  der  Gesellschafter  (fclagi)  oder  Speisegenosse  (mötunautr)  eines 
unterwegs  zu  Schiffe  oder  auch  auf  Island  erschlagenen  oder  gestor- 
benen Fremden  unter  Umständen  auf  dessen  Wergeid  und  Erbschaft 
zu  erheben  hat,')  mit  der  Bundbrüderschaft  nichts  gemein  haben,  so- 
ferne  es  sich  bei  ihnen  nur,  wie  bei  ähnlichen  Bestimmungen  der 
norwegischen  Rechte,')  um  die  Ordnung  der  provisorischen  Auf* 
bewahrung  solcher  Gelder  handelt,  bis  sich  der  berufene  Erbe  oder 
Blutkläger  meldet;  noch  weniger  finde  ich  aber  Grund  zu  der  von 
K.  Weinhold  aufgestellten  Vermutung;/  !  dafi  der  Geseltschaftsvertrag 
(fclag),  der  in  unseren  Rechtsquellen  sowohl  als  Gescbichtsquelleo  i 
oft  ^cinit;  erwähnt  wird,  mit  dem  föstbraeöralag  irgend  etwas  lu  • 
tun  habe,  nir^er  let/terc  i^t,  <^iu\z  wie  die  ronii^chc  sucict.i^,  tinc  | 
lediglich  zu  vernu  it^iMisrcchtli«  hcn  Zw  ecken  eiiii;cg>in;^cne  und  dem-  j 
gemäß  auch  icdi^lirh  von  vermu^ensret  htlicheii  Gesichtspunkten  aus 
geregelte  Verbindung,  bei  deren  BcL^ruiuiun^;  dem^^cm.iß  aucii  Iceinc 
irgendwie  .uif  das  sittliche  Ciebiel  hinubcrweiiicniie  l'ormen  einge- 
halten werden ;  die  Bundbi  udersehatt  dagegen  wird,  auch  nachdem 
die  Mischung  dc^  Hlutes  und  der  Gang  unter  den  Rasenstreifen  aut- 
gegeben wurde,  d*>ch  immerhin  noch  eidlich  eingegangen  und  sie 
bewahrt,  an  h  nachdem  sie  ihren  ursprünglichen  Zusammenhang  mit 
der  Pflcgebrüderschaft  aufgegeben  und  ihre  Beziehung  zur  Blutrache 
fallen  gelassen  hat,  selbst  noch  in  ihren  letzten  Ausläufern  einen 
über  das  vermögensrechtliche  Gebiet  hinausgreifenden,  noch  immethiA 
verwandtschaftsähnlichen  Charakter,  wie  denn  auch  ihr  aUmahliclies 
Abkommen,  sowie  das  allmähliche  Abkommen  des  ihr  analogen  j 
pflegeelterlichen  Verbandes  im  nordischen  Rechte  unverkennbar  mit 
der  sich  vermindernden  Bedeutung  der  verwandtschaftlichen  Ver- 
bindung selbst  im  engsten  Zusammenhange  steht 

')  KoQüttgsbök,  97/173--73  und  120/228^29  und  249/192;  Su^tarbölc 
bök,  61  73  — 5  und  2'(>'33S  — 0. 

r  z.  Ii.  G])I..  10..— 113;  Vr])L.  IX,  5—6. 
Altnordisches  Leben,  b.  2J>9. 
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§  8.    Die  Terminologie  der  Quellen. 

Die  Erbschaft,  d.  h.  den  Xdchlaß  eines  Verstorbenen,  welcher 
dem  Erbgaiige  verfallt,  bezeichnet  der  Ausdnick  arfr,  d.  h.  Erbe, 
oder  auch  erff^;  doch  wird  das  letztere  Wort  haufi^'er  fiir  die  Bc- 
erbiin?:^,  also  tlen  l">b^anj:f  «elb>t  q;ebraucht.  Für  das  b>bcn,  d.  h. 
eine  Erbschaft  nehmen,  gilt  der  Ausdruck  taka  arf,  wobei  indessen 
zu  beachten  ist,  daß  dasselbe  für  jedes  Nehmen  einer  Erbschaft,  also 
auch  für  das  nicht  kraft  Erbrechts  erfolgende  gebraucht  wird,  wie 
2.  B.  für  die  Besitzergreifung  desjenigen,  welcher  in  Abwesenheit  des 
rechten  Erben  für  diesen  die  Erbschaft  in  Verwahrung  nimmt  Das 
von  hier  aus  gebildete  Hauptwort  arf  taka  kann  ebenfalls  wieder 
nicht  nur  die  wirkliche  Erwerbung  einer  Erbschaft,  ^)  sondern  auch 
die  Ergreifung  des  Besitzes  einer  solchen  durch  eine  Person  bezeichnen, 
welche  sie  wieder  herausgeben  mufi»  wenn  sich  der  geborene  Erbe 
meldet Das  Wort  erfi  dagegen,')  gleichbedeutend  mit  erflol,*) 
bezeichnet  das  feierliche  Mahl,  welches  zu  Ehren  des  Verstorbenen 
gehalten  zu  werden  pflegte,  und  ebenso  pflegt  das  Zeitwort  erfa 
regelmäßig  dir  die  Haltung  dieses  Mahles  «gebraucht  zu  werden,  also 
gleichbedeutend  mit  gera  erfi  oder  drekka  erfi  zu  stehen;  doch  hat 
Fritzner  ans  norwegischen  Urkunden  auch  den  Gebrauch  des  Wortes 
in  der  Bedeutung  erben  oder  Erbe  nehmen  nachfjcwiesen,  ■'}  und  in 
sp:-.teren  isländischen  Quellen  wird  da^sselbe  in  diesem  Sinne  sehr 
hauficj  gebraucht.  Mag  sein,  daß  dabei  schwedischer,  dänischer  oder 
deutscher  Sprachgebrauch  maßgebend  geworden  ist   Für  den  Erben, 


')  z.  B.  Staöarhölsbök,  73/97:  um  arf^ökur  maona;  tr^L,  X,  47:  at  art- 

töku  allri. 

')  Konungsbok,  249/198:  goÖi  »a  er  ül  arftoku  er  taldr;  Slaöarbols- 
h6k,  61/74. 

•)  EJL.  I,  49.         *)  GJL.  33. 
Diplom.  norTCf.  II,  16/14:  |»a  skal  stadrinii  «rfua  |iat  ser  epter  {w  Ixif* 

»Mit  (1376);  ebenda,  4ii/3aa;  um  alt  ]iat  godt  cem  Brynilder  komi  Val^iofs 

crfde  epptir  boni  sUm  (1370). 
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und  zwar  gleichviel,  ob  ihm  die  Erbschaft  bereits  angefallea  ist,  oder 
ob  er  nur  einem  Lebenden  gegenüber  präsumptive  zu  dieser  berufen 
ist,  gilt  zunächst  die  Bezeichnung  arfi,^)  oder  in  femininer  Fcffm 
arfa,-)  wofür  die  isländischen  Rechtsquellen  indessen  lieber  die 
verstärkende  Zusammensetzung  skaparfl  brauchen;  da  andere  Zu- 
sammensetzungen wie  skapdröttinn,  $kap|iing  zur  Seite  stehen,  scheint 
der  letztere  Ausdruck  im  nordischen  Rechte  von  Anfang  an  in  diesem 
weiteren,  und  nicht  zunächst  in  dem  engeren  Sinne  ftir  die  blofie 
Deszendenz  gebraucht  worden  zu  sein,  wie  im  schwedischen  Rechte. 
Als  eine  der  älteren  Rechtsspradie  angehörigc  Wortform  wird  wohl 
a  r  f  u  n  i ,  oder  s  k  a  p  a  r  f  u  n  i  *)  zu  fassen  sein  ,  wogegen  <fic 
junj;crc  Rcrlit^spraclic  mit  Vorliebe  die  abgeleitete  Form  erfmgi 
gebraucht.  \\  <.  Iclie  bereits  in  unseren  isUimli«tchen  Quellen  vorherrscht, 
oder  ;iiich  die  Zusammensetzung  a  rft  ok  u  ni  ac)  r;  dagegen  gehuren 
Be/oirhnungcn  w  ie  arfnyti,  arf|>egi.  arfw^nV,  oder  wieder  erlir,  erfin\li. 
crfn  'fi^r.  criniuidr  lediglich  der  Dichtersprachc  an,  Für  den  Erb- 
lasser tehlt  wundcrliclicrweisc  jede  technische  Bezeichnung,  und  mu^ 
man  sich  mit  Umschreibungen  helfen,  wie  etwa  „sä  madr,  er 
madr  a  arf  cptir  at  taka". 

Der  allen  diesen  Ausdrücken  gemeinsam  zugrunde  liegende 
Wortstamm  kehrt  bekanntlich  in  den  sämtlichen  germanischen  Dia» 
ekten  wieder,  und  entspricht  z.  B.  dem  altnordischen  arfr  nicht  nur 
altschwedtsch  und  altdänisch  arf  und  arver,  sondern  auch  gotisch 
arbi«  althochdeutsch  erpt.  altsachsisch  erbi,  angdsädisich  erfe  QD<f 
\'rte.  friesisch  ar%*e.  Verschiedentlich  hat  man  bereits  darauf  aufmerk* 
sam  gemacht,  d.ifi  im  Angelsachsischen  >*rfe  sowohl  Erbe  als  \1e^ 
bedeutet.  \\\d'.rend  orf.  worauf  doch  yrfe  zuruckzufuiiren  scheint,  nur 
\'ioh.  vxler  allLnfalls  in  weitcrem  Umfange  Faiiriiabe  bedeutet;*) 
dat^  ferner  in  alt-.ehwe<.lisch.en  Rechtsbuchcm  „arf  ok  orP'  als  alüti- 
rierenvie  l>e.*eichiuini^  ».".es  ganzen  X'emiogens  nach  seinen  iiciden 
llau'otl'est.Lv.v'.teilcu.  n,;nilK"h  li^- inendem  Gute  und  Fahrihibcf. 
kommt."'    Aiu'h  is'./ind.isclvnorwegischem  Gebiete  sci.eir.t  cii-- 

..i'.r.li.  :;c  Gct;ciiu'oerNteIIui':i;  ur>:>ru:  i:'.:jh  vorgekommen  zu  sein,  f'^ 
>k.Udskapam\al  rechnen  z.  F.  unter  Berufung  auf  altere  QueUeo.  so- 

*■  $<ji:  J«k.irJir m^l.  ^7  534:  75  5?:. 
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woh!  arfr  als  arfuni  zu  den  „öxnahetti"  ^)  und  auch  in  einer  Strophe 
des  Grettir  Asmundarson  $teht  „arfs  ok  gneista  aflfang"  als  Um- 
schreibung des  von  porbjöm  yxnamegin  geführten  Beinamens ;  ^  fUr 
arfuni  kommt  mehrfach  die  Variante  örfuni  und  orfuni  vor,  und 
könnte  man,  an  diese  anbindend,  auf  einen  Stamm  orfr,  orfuni  neben 
arfr,  arfuni  schließen,  wobei  nur  anzunehmen  wäre,  daß  die  beiden 
im  Ablaiitsvcrhaltnissc  zueiiiandcr  stciiciideii  und  in  iluxr  Bedeutung 
unterschiedenen  Stämme  sich  hinterlier  im  dehrauche  nacii  Form 
und  Bedeutung  gemischt  hatten.  ,  Die  In  zeichnunf^  jcrinuni,  jormuni, 
welche  sowohl  unter  den  ..hestaheiti "  M  als  unter  Ui  n  „uxnaiieiti" 
auftritt,  i^ehurt  jedenf  iUs  nicht  liieiher,  und  cbensoueniL;  das  Wort 
orf  als  Bc/.eit  iinun^^  des  Sensen^^ri ffes,  welche«^  vielmehr  mit  unseren 
dialektischen  „worb"  zusammenzuhängen  scheint 


S  9.   Die  Erbfähigkeit. 

Bei  der  Erörterung  der  Voraussetzungen,  an  welche  die  Erbfähig- 
keit geknüpft  war,  empfiehlt  es  sich,  das  isländische  Recht  vor' 
anzustellen,  weil  dessen  Quellen  ungleich  reichlicher  fließen,  als  die 
des  non^'egischen  Rechtes ;  *)  doch  ist  auch  bezüglich  jenes  crsteren 
Rechtes  über  einen  gewissen  Mangel  an  Präzision  in  der  Behandlung 
dieses  Gec^enstandcs  zu  klagen,  der  freilich  gutcnteils  durch  Ver- 
änderungen bccUngt  zu  sein  scheint,  welche  das  Recht  im  \'erlaut'e 
der  Zeiten  in  Dczut^  auf  ihn  erlitten  hat.  Es  wird  aber  die  Erbfähig- 
keit bezeichnet  durch  den  Ausdruck  nrfgcngr,  wofür  seltener  die 
Bezeichnung  arftrrkr  gehraucht  wird,  während  der  Ausdruck 
arfborinn,  til  arfs  alinn  vorwiegend  nur  die  echte  üeburt 

')  Siialiiskipüfiuul,   58/484,   dann   75/587   und   588;   vgl.  Bd.  II,  S.  483 
«od  567. 

GrettU,  48/1  to. 
')  Skildskaparmdl,  S.  487  und  571  in  Bd.  II. 

*)  Tgl. Schlegel.  CommentaUo,  S.  CXXVIII— XXXIII ;  Baldvin  Einarssoa, 

S  316-24;  tumal  aber  VilbjAlmr  Finsen,  Annalcr  1849,  S.  2'io  — 325,  dann  S. 
222—24  und  287 — 80.  Da<:rgen  sind  Gan^,  IV,  S.  510 — 4*)  und  Dahlmann,  II, 
2;6 — 59  antiqni«Tt.  l  ur  das  norwcgisclir  1  rV»recht  vgl.  neben  ti  t  n  s ,  IV,  S.  575 
—86  zumal  Münch,  S.  974 — 70,  K.  Keyscr,  S.  330 — 41  und  Fr.  Brandl,  Fore- 
^nger.  S.  17—36. 

*)  In  der  Eigla,  57,124  x.  B.  stebt  arftoekr,  aber  ebenda,  S.  125  gleichbe« 
dentead  arfgengr. 
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g;egenüber  der  unechten  zu  bezeichnen  scheint;*)  aber  im  Gebrauche 
selbst  des  ersterwähnten  Ausdruckes  mcirlit  «^^ich  ein  gewisses  Schwanken 
bemerklich,  w  clches  eine  auffällige  Unsicherheit  im  Auseinaaderhalten 
verschiedener  Gesichtspunkte  verrät  Auf  der  einen  Seite  nämlich 
ist  man  sich  des  Gegensatzes  nicht  recht  beMruflt,  welcher  zwischen 
der  Erbfähigkeit  an  und  für  sich,  und  der  Fähigkeit,  eine  bestimmte 
Person  oder  Kategorie  von  Personen  zu  beerben,  besteht,  und  man 
weiß  auch  nicht  scharf  zu  sche|d,en  zwischen  der  völligen  Ausschließung 
von  dem  Erbrechte,  und  der  bloßen  Versaguog  des  vollen  und  so- 
zusagen regelmäßigen  Erbrechtes;  auf  der  anderen  Seite  aber  hält 
man  auch  nicht  genug  den  prinzipiellen  Anspruch  auf  die  Erbfolge 
selbst,  und  die  Berechtigung  zum  Ergreifen  des  Besitzes  der  Erb- 
schaft, und  zur  Verwaltung  des  in  ihr  begriffenen  Vermögens  aus- 
einander, und  wenn  demnach  dort  die  drenze  zwischen  einer  abso- 
luten und  einer  nur  relativen  Erbunfahi^kcit  schwankend  zu  ucrucn 
droht,  so  ist  hier  dasselbe  der  Fall  bezuf^llch  tier  (jrt  nze  zwischen 
der  Unfahigkrit^  zu  erben,  und  der  Unfähigkeit,  das  Beeri)te  zu  ver- 
walten. Dies  vorausq^c^Thickt,  mag  nun  auf  dir  einzelnen  Bestim- 
mungen eingegangen  werden,  weiche  sich  in  den  RechtsqueUen  über 
die  Erbfähigkeit  hnden. 

Da  tritt  nun  zunächst  die  Regel  auf:  „barn  |iat,  er  mödir  er 
mundi  keypt,  er  [>ä  arfgengt,  er  lifaodt  kemr  i  Ijös,  ok  matr  kemr  i 
munn'\  welche  ziemlich  Ubereinstimmend  in  unseren  beiden  Rechts- 
buchen!  zu  finden  ist, ')  während  an  einer  zweiten  Stelle  des  jüngeren 
Rechtsbuches,  welche  in  dem  älteren  als  Referenz  eingetragen  ist, 
der  Satz  lautet:  „ef  sä  madr  andaz,  er  bam  ä  i  vonum,  ))ä  er  harn 
eigi  arfgengt,  nema  lifanda  komi  i  Ijös,  ok  matr  komiz  nidr".*)  Diese 
letztere  Stelle  ist  in  beiden  Rechtsbüchem  als  ein  nymseli  bezeichnet 
und  doch  zeigt  deren  Verglcichung  mit  der  ersteren,  von  welcher 
nicht  das  Gleiche  gesagt  wird,  keinen  hinreichenden  Unterschied, 
um  dieselbe  ihr  gec^cnuljer  als  ein  anderes  und  neueres  Recht  er- 
scheinen zu  la>sen.  Allerdings  spricht  nur  die  letztere  Stelle  aus- 
drucklich aus,  daLi  die:>i  ll)e  auf  die  Geburt  eines  posthuuius  sich  he- 
ziehen  wolle;  aber  die  Wortfassung  der  ersteren  ist  eben  nur  eine- 
weitere,  und  schließt  eben  diesen  Fall  mit  ein,  wenn  sie  sich  auch 

1)  So  sagt  die  Ölafs  i.  Tryggvasonar,  51/86  in  den  FMS.  I:  eigi  «ff- 
borion,  wo  die  Heimakr.  11/134:  frilluaon. 

*)  KoDungsbök,  118/233  und  StaSarhölabök,  73/9S,  wo- indessen  die 

letzten  Worte  lauten:  „ok  matr  kemr  niAr".  • 

')  Staöarb6Ub6k,  59/68;  vgl.  KoniSngsbök,  liS/aaj — 34. 
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nicbt  auf  ihn  beschränkt  Mao  wird  sich  hiernach  die  zweimalige 
Aafnahme  der  wesentlich  gleichartigen  Stelle  wohl  nur  in  der  Art 
erklären  können,  daß  dieselbe  aus  einer  Novelle  in  zwei  verschiedenen 
Kompilationen  in  unbedeutend  verschiedener  Fassung  herüberge- 
nommen,  und  aus  diesen  dann  wieder  in  unsere  beiden  RechtsbUcher 
aus  Versehen  doppelt  statt  einfach  übertragen  worden  sei,  und 
spricht  hierfür  zumal  auch  der  Umstand,  dafi  in  beiden  Rechtsbüchem 
dieselbe  Fassung  als  nymaeli  bezeichnet  wird,  obwohl  dieselben  diese 
an  ganz  verschiedene  Stelle  briiit^cn ,  w  iis  denn  doch  \  orau>sctzt, 
daß  auch  deren  He/.eichnunf^  als  ii\  ni.t'li  schon  im  (Jrii^inale  stand. 
Der  Satz  .selbst,  daß  nur  dasjenige  Kind  erbfahit;  sei,  welches  lebend 
zur  Welt  kt)mnit,  hat  nichts  Auffalliges,  da  die  Iül>fahi^keit  Persön- 
lichkeit voraussetzt,  und  auch  der  Unr^tand,  daß  man  sich  nicht  mit 
dem  einfachen  Beweis  des  Lebens  bet^^uigtc,  \  ielmehr  noch  den 
weiteren  Beweis  forderte,  daÖ  das  Kind  >»ahrung  zu  sich  genommen 
habe,  erklärt  sich  leicht.  Es  wird  sich  dabei  kaum,  wie  bei  dem 
„Besclu'eien  der  vier  Wiindc"  mancher  deutscher  Rechte  nur  um  ein 
recht  unzweideutiges  und  zugleich  auffalliges  I.cbens/.eiclien  gehandelt 
haben,  sondern  wohl  eher  nur  um  ein  tieferliegendes  Moment  Wir 
wissen,  da6  zur  Zeit  des  Heidentumes  im  Norden  neugeborene 
Kinder  ausgesetzt  werden  durften,  so  lange  sie  noch  nicht  mit  Wasser 
begossen  worden  waren,  während  von  da  ab  ihre  Tötung  umge- 
kehrt sogar  als  Mord  galt,  und  dafi  man  darum  die  Wasserweihe 
verschob,  so  lange  man  noch  nicht  darüber  schlüssig  war,  ob  das 
Kind  leben  oder  sterben  solle.')  Wir  wissen  ferner,  dafi  bei  den 
heidnischen  Friesen  die  Aussetzung  des  Kindes  bereits  von  dem 
Augenblicke  an  als  strafbar  galt,  in  welchem  dasselbe  irgendwelche 
Speise  gekostet  hatte, '')  und  scheint  demi^ei^cnuber  doch  wohl  be- 
achtenswert, daß  auch  im  Norden  Leute,  welche  wi(jer  ihren  Willen 
genötigt  wurden,  Kinder  auszusetzen,  ihnen  wohl  ein  Stückchen 
Fleisch  oder  Speck  in  den  Mund  steckten  r'  i  ma^  ja  sein,  daß  man 
ursprun{:;lich  beide  Akte,  wenn  das  Kind  zum  Leben  bestimmt 
werden  wollte,  in  unmittelbarer  Folge  vorzunehmen  pflegte,  und  daß 
dieselben  die  zweifache  Annahme  des  Kindes  durch  Vater  und 
Mutter  bezeichnen  sollten.    Bei  der  Annahme  des  Christentumes, 

Ii<  Iniverja  s.,  8/22,  vgl.  S  10. 
')  Viia  isancti  Lindgcri,  I,  cap.  0—7  (PcrU,  il,  S.  406);  vjjl.  J.  G  r  i ni  111 , 
RA.,  S.  457—59  und  W.  Platz,  G«ichichte  des  Verbrechens  der  AusseUung, 
3^3«. 

*)  Flbk,  t,  9N>4/253  ([»orsteias  ^,  uxaföU);  Finnboga  s.  ramma,  2/212. 
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oder  vielmehr  einige  wenige  Jahre  nach  derselben,  wurde  aSerdioKS 
die  Aassetzung  der  Kinder  schlechthin  verboten,  aber  in  der  oben 
angefiihrten  Bestimmung  scheint  immerhin  eine  letzte  Spur  des  aft* 
heidnischen  Rechtes  zu  finden  zu  sein,  wie  ja  auch  in  dem  Sitie 
von  ULLf  dafi  die  Tötung  eines  heidnischen,  d.  h.  ungetauften 
Kindes  nur  halb  so  hoch  bestraft  werden  solle  als  die  eines  ge- 
tauften, ')  dann  in  dem  Satze  des  Jydskc  Lov,  daß  nur  das  getaufte 
Kind  cri)t,  die  tjlciche  GriHulati?cli;auiiiL^  noch  erkennbar  ist. 

Selbstverständlich  sind  krncr  Fremde  nur  in  dem  L'inlange  be- 
fähigt, auf  Island  anfallende  Erbschaften  anzusprechen,  als  ihnen 
diese  Fähigkeit  durch  das  islandische  Recht  ausdrücklich  zugestanden 
wird.  Norwegern,  Schweden  und  Danen  wird  aber  wie  den  Is- 
ländern selbst  der  Anspruch  auf  die  Erbschaft  sowohl  als  auf  das 
Wergeid  eines  auf  Island  erschlagenen  Angehörigen  bis  zum  fünften 
gleichen  Grade  der  Verwandtschaft  zugestanden ;  anderen  Ausländem 
dagegen  nur  im  ersten  Grade  der  aufsteigenden,  absteigenden  und 
Seitenlinie,  und  selbst  dann  nur,  wenn  sie  zuvor  schon  auf  Island 
bekannt  gewesen  waren.*)  In  diesem  Falle  handelt  es  sich  freilich 
im  Grunde  nicht  um  die  Erbfähigkeit,  sondern  nur  um  die  Befähi- 
gung zur  Geltendmachung  der  an  und  fiir  sich  begründeten  Erban- 
sprüche; nur  von  hier  aus  erklärt  sich,  dafi  bei  dem  Fremden  nicht 
nordischer  Nationalität  darauf  Gewicht  gelegt  wurde,  ob  man  auf 
Island  bereits  um  ihn  Bescheid  wußte  oder  nicht,  daß  femer,  wenn 
V'erwaiuitc  (irr  anL;c{^ebcnen  Grade  nicht  vorhanden  waren,  der 
freruiie  Kompagnon  des  Verstorbenen  dessen  Nachlaß  erhalt,  der 
deich  selbstverständlich,  in  die  ausläm tische  Heimat  zurückkehrend, 
dort  von  den  aus:lan(.lischen  Verw  andten  ohne  weiteres  auf  Heraus- 
ij^abc  des  Ubernuniinenen  belangt  werden  kann.  Mai;  sein,  daß 
darum  an  den  einschlagigen  Stellen  nicht  der  Ausdruck  „arfgengr" 
gebraucht,  sondern  nur  der  etwas  vagere  Ausdruck:  „eiga  at  taka 
arf"  gebraucht  wird,  welcher  hinwiederum  auf  den  nur  provisorisch 
den  Besitz  üi>ernehmenden  Kompagnon,  ^hifisherm  u.  dgl.  ganz 
ebenso  Anwendung  findet  wie  auf  den  Verwandten  selbst,  bei  wel- 
chem letzteren  überdies  gar  nicht  unterschieden  wird,  ob  er  in  der  Tat 
der  nächste  Erbe  sei  oder  nicht,  und  ob  er  demnach  nur  provisorisch 
oder  definitiv  den  Besitz  der  Erbschaft  erwerbe. 


*)  ULL,,  Manhselgbtsb.  II/7  vgl.  mit  2. 

*)  Koniingsbök,  120/228—29  und  249/197—99  vgl.  mit  97/172—74;  Slad»'- 
liöUbök,  61/73 — 7*  'gl*       *99/33*— 9  und  300^339— 41. 
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Als  „eigi  arl'genyt"  wird  ferner  das  Kind  bezeichnet,  welche^ 
ein  geachteter  Mann  oder  eine  geachtete  Frau  mit  ihrem  nicht  ge- 
achteten Khe;^Mtten  c^cwinnt,  der  vargdropi  also  und  der  hrrsingr;') 
jedoch  fallen  unter  liicse  Resjcl  solche  Kinder  von  Achtern  oder 
Landesvcrwieseiien  nicht,  welche  von  solchen  im  .Auslände  in  einer 
nach  dortigem  Rechte  rechtmäßig  eingegangenen  Ehe  gewonnen 
werden,  vieloiehr  sind  solche  Kinder  auch  auf  Island  „arfgeng".  *) 
Die  letztere  Bestimmung,  welche  in  der  Konüngsbök  nur  als  Referenz 
eingestellt,  und  überdies  ausdrücklich  als  nj^mseli  bezeichnet  ist,  wird 
sich  wohl  nur  auf  solche  Achter  beziehen  können,  welchen  gleich 
den  blofi  des  Landes  Verwiesenen  das  Verlassen  des  Landes  erlaubt 
war,  und  sie  ist  in  dieser  Beschränkung  nur  eine  Konsequenz  der 
allgemeinen  Regel,  daß  derartigen  Leuten,  so  lange  sie  pflichtgemäß 
ihren  Aufenthalt  im  Auslande  nehmen,  auch  nach  isländischem  Rechte 
die  volle  Rechtsfähigkeit  zukommt;  eben  darum  wird  dieselbe  auch 
wohl  auf  die  Kinder  ausgedehnt  werden  müssen,  welche  von  solchen 
Leuten  auswärts  in  einer  Ehe  gewonnen  werden ,  welche  bereits 
vor  ihrer  X'crurtedung  auf  Island  selbst  von  ihnen  eingegangen 
worden  war. 

Schon  bei  dieser  letzteren  Ik-stimmung  kann  füglich  bezweifelt 
werden,  ob  der  Ausdruck  „eigi  artgengr"  bei  derselben  wirklich  eine 
völlige  Entziehung  aller  Erbfähigkeit,  oder  nicht  et\^'a  bloß  eine  Aus- 
schließung von  der  Erbfolge  in  den  Nachlaß  des  schuldigen  Teiles 
der  Eltern  bedeuten  solle,  und  beim  vargdropi  wenigstens  ist  schwer 
einzusehen,  warum  demselben  dasjenige  Erbrecht  seiner  Mutter  und 
<ler  mütterlichen  Verwandtschaft  gegenüber  sollte  entzogen  gewesen 
sein,  welches  selbst  dem  illegitimen  Kinde  derselben  von  einem  un- 
bekannten Vater  zukommen  würde.  Derselbe  Zweifel  kehrt  aber 
auch  bei  einer  Reihe  anderer  Vorschriften  wieder.  Das  zwar  ist  voU- 
kommen  in  der  Ordnung,  daß  der  Sohn  eines  Weibes,  welches  zur 
Zeit  seiner  Empfängnis  noch  unfrei  gewesen,  also  vor  dem  Zeit- 
punkte seiner  Geburt  bereits  frci|^el;isscn  worden  war,  nichtsdesto- 
^ven!(,'cr  als  nicht  erl^fahii,'  und  als  einer  Freilassung^  betiurftig  erklart 
^irri;  I  gleichwie  nämlich  das  isländische  Kerht  bei  der  Frage  nach 
<^e'r  ehelichen  oder  unehelichen  Geburt  von  Kindern  den  Moment 

*)  Konüngtbdk,  118/224;  St&aarhölsb6k,  $9/68;  Belcsdalsbök, 
47/840. 

*)  SlaÖarhülsbök,  59/7O;  in  der  K  o  n  11  n  gs b .*) k ,  I18/226  nur  als  Referenz. 
Konüngsbök,    I18/324;   $t{Lfiarh6lsbök,   59/68;   Bc Igsdalsbük , 
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der  Emprin£;ni<?  und  nicht  den  Moment  der  Geburt  entscheideo 
laßt,  ^)  muü  das  Gleiche  auch  bei  der  Frage  nach  Freiheit  und  Un- 
freiheit derselben,  <:o\vic  nach  deren  Erbfähigkeit  geschehen,  and 
mud  somit  das  Kind  einer  Mutter,  welche  zur  Zeit  seiner  Empfängnis 
unfrei  war,  als  unfrei,  und  eben  darum  auch  ab  nicht  erbfähig  gelten. 
Aber  wenn  auch  der  Sohn,  den  ein  Unfreier  mit  einem  freien  Weibe 
erzeugt,*)  ja  sogar  der  Sohn,  welchen  ein  freies  Weib  mit  einem 
Manne  gewinnt,  der  ihr  eigener  Unfreier  gewesen,  aber  von  ihr  frei* 
gelassen  worden  war,  damit  sie  mit  ihm  leben  könne,  als  eigi  aif- 
i^'engr  bezeichnet  wird,  ^)  so  lallt  doch  auf,  dafi  ein  solches  Kind 
auch  von  der  Erbfolge  in  den  Nachlaß  seiner  Mutter  und  seiner 
mütterlichen  Verwandtschaft  ausgeschlossen  sein  sollte,  da  nicht  al> 
zusehen  ist,  waruin  dasselbe  schlechter  t^chaltcn  sein  soütc  als  ein 
Kind,  (Jessen  Vater  überhaupt  ni^  ht  bekannt  ist.  Denkbar  w  are  aller- 
dings, daß  in  derartigen  F'ällen  wie  in  dem  des  vargdro{>i  der  Ije- 
sondere  Abs'  heu  q'cq^en  clerartif:^^  Veri)in(lun<^cn  zu  einer  über  die 
Kün-^e<]ueii/.  de^^  Rechts  iiinausgeheiiden  Harte  i^etuhrt  hätte;  aber 
wenn  wir  bedenken,  daß  an  derselben  Steile,  an  welcher  jene  Be- 
stimmungen sich  finden,  auch  derjenige  als  „eigi  arfgengr"  bezeichnet 
wird,  dessen  Mutter  nicht  die  rechtmäßige  Ehefrau  seines  Vatere  ge- 
wesen war,^)  und  uns  daran  erinnern,  daß  als  arfgengr  oder  arfborion 
ganz  vorzugsweise  der  echt  geborene  Sohn  dem  laungetinn  sonr 
gegenüber  bezeichnet  zu  werden  pflegt,  *)  während  doch  den  unechten 
Kindern  keineswegs  alles  Erbrecht  fehlte,  vielmehr  deren  Erbrecht 
nur  ein  beschränkteres  und  dem  der  ehelichen  Kinder  nachstehendes 
war,  so  werden  wir  uns  geneigt  zeigen,  auch  an  jenen  anderen  SteUen 
den  Ausdruck  in  einem  nur  relativen  Sinne  zu  deuten. 

Ganz  ähnlich  wird  die  Sache  ferner  auch  in  folgenden  Fallen 
stehen.  Wenn  zunächjst  um  Lhcgatte  den  anderen  verlaLit,  ohne  vom 
Bischof  die  Erlaubnis  zur  Eingehung  einer  zweiten  Ehe  erhalten  zu 
haben,  und  dann  dennoch  eine  s^h  he  eingeht,  so  sollen  dessen 
iCinder  aus  dieser  zweiten  Ehe  „eigi  arfgeng"  sein;**)  eine  andere 

'i  K  o  n  11  n  jjsb  i)  k  ,  142,23;  S  t      a  r  h  o  1  s  b  o  k  ,  104/135;. 

•1  K  0  n  Ii  n  g  b  6  k  ,  1 1 S  224  ;  S  t  ;\  (S  a  r  Ii  o  1  s  b  ö  k  ,  59/08  ;  B  c  1  ^  s  d  a  1  s  b  6  k  ,  47  2  >9- 
'   Kooiiagsbuk,    U  8/224;    Slaöarliolsbok,    59,  ob;  Belgsdalsbt-k, 
47,239—40- 

*)  Koiiiing»bök,  118/323;  Staöarh6Ub6k,  59/66. 
^)  KonUngsbök,  118/218—19:  Statfarhölsbök,  56/63  und  80/103;  «cit«rt 
Belege  gibt  Vilhjälinr  Finsen,  in  den  Annaler  1849,  S.  395,  Anm.  i. 
*)  Koniingsbök,  118/224;  StaÖarhöIsbök,  59/68—69. 
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Stelle,  die  freilich  nur  in  der  Belgsdal.sb()k  sich  findet,  spricht  diese 
Regel  in  noch  etwas  allgemeinerer  Fassung  dahin  aus,  daß  überhaupt 
der  Soha  aus  einer  bigamistischen  Ehe  „eigi  arfgengr**  sei, ')  wogegen 
die  beiden  anderen  Rechtsbüchcr  je  nach  dem  Orte  unterscheiden, 
an  welchem  die  zweite  Ehe  eingegangen  wurde.  Nach  ihnen  soUen 
nämlich,  wenn  ein  Mann  i  landi  eda  i  örum  lögum'V  also  auf 
Island  oder  allenfalls  in  Grönland  zwei  Weiber  hat;  die  Kinder  aus 
dessen  zweiter  Ehe  „eigi  arfgeng"  sein,  und  ebenso  soll,  wenn  ein 
Maua,  der  auf  Island  eine  Frau  hat,  im  Auslande  und  zwar  auSer- 
halb  der  Staaten  des  Königs  von  Norwegen  eine  zweite  Ehe  eingeht, 
das  Kind  aus  dieser  zweiten  Ehe  „ci^i  arf  taka" ; '-)  dagegen  soll  aber 
nicht  nur  das  Kind,  welches  ein  Mann,  der  auf  Island  keine  Frau 
hat,  in  einer  Ehe  gewinnt,  die  er  auswärts  in  einem  Lande  nordi- 
scher Zunge  nach  dortigem  Rechte  rechtsgültig  eingegangen  hat, 
aU'  Ii  lu  Island  „taka  arf,  ^)  sondern  es  sollen  aii.h  die  Kinder,  welche 
ein  auf  Island  verheirateter  Mann,  welcher  innerhalb  der  Staaten  des 
Ktnif^'s  von  Norwegen  eine  zweite  Ehe  nach  dortigem  Landrechte 
rechtsgültig  eingeht,  aus  dieser  zweiten  Khe  t^eu  innt,  auf  Island  „arf 
taka",  soweit  sie  in  jenem  Lande  geboren  sind.  ')  Irh  lasse  hier  da- 
hrngestellt,  wie  sich  diese  Begünstigung  der  im  norwegischen  Rechte 
eingegangenen  bigamistischen  Ehen  erkläre,  und  ob  nicht  vielleicht 
durch  die  Verweisung  auf  das  dortige  Landrecht,  welches  ja  eben- 
falls die  Bigamie  ausschloß,  nur  der  Einheit  der  Kirchenprovinz 
Rechnung  getragen,  und  bei  durchgeführtem  Beweise  der  recht- 
mäfligen  Eingehung  der  zweiten  Ehe  in  Norwegen  als  feststehend 
angenommen  werden  wollte,  dafi  die  .zweite  Ehe  eben  keine  bigami- 
stische sei;  gewifi  ist  aber,  dafi,  abgesehen  von  diesem  abnormen 
Falle,  die  zweite  Ehe  in  der  Tat  als  ungültig,  und  somit  das  in  ihr 
geborene  Kind  als  ein  uneheliches  angesehen  werden  mußte,  dafi 
jedoch,  wenigstens  für  den  Fall,  da  die  zweite  Frau  in  bona  fide  ge- 
wesen war,  ein  solches  Kind  doch  wenigstens  keiner  härteren  Be- 
handlung verfallen  konnte  als  andere  uneheliche  Kinder,  und  dafi  es 
somit  wenigstens  in  Bezug  auf  den  Nachlaß  seiner  Mutter  und  seiner 
mütterlichen  Verwandten  ebensogut  erbfähig  sein  mußte  wie  diese. 


■)  Belgsdalsbök,  47/240. 

«)  Konüngsbök,  118/220;  StaÖarhOUb<>k,  59/70. 

Staöarhölsb'jk.  5'i'70. 
')  ebenda,  59/ 70  zweimal;  die  zweite  Stelle  als  Referenz  auch  ia  KoaungsS 
bok,  118^226. 
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wenn  auch  dem  Vater  gegenüber  dessen  Eigenschaft  als  adultermiis 
ein  anderes  mit  sich  bring^en  mochte. 

Wiederum  wird  von  dem  Rinde,  welches  auf  dem  Bettelgange 
ßfeboren  ist,  ^esacft,  es  sei  „eigi  arfgengt",  es  w.ire  denn.  (.M^  die 
Eltern  ohne  ihr  cir^cnes  Verschulden  bettelten,  und  das  Kind  über- 
dies wahrend  einer  bestimmten  Zeittrist  wieder  ein  festes  Domizil 
gewonnen  hatte;')  dagegen  heiüt  es  von  dem  Bettler  selber,  der  aus 
eigener  Schuld  bettelt  und  darum  auf  die  Dauer  seines  Bettleiiebens 
rechtlos  wird,  er  solle  insolange  „eigi  arf  taka".  ^)  W  egen  gewisser 
fleischlicher  Vergehen  sprach  ferner  das  ältere  Recht  den  Weibeni 
die  Befugnis  ab  „arf  at  taka'', ')  während  das  spätere  Recht  sagt,  sie 
sollten  fortan  »arfgengjar"  sein,  während  sie  bisher  „öarfgengjar"  g^ 
wesen  seien.  ^)  Wenn  aber  in  diesen  Fällen  wirklicb  die  gesamte 
Erbfähigkeit  den  betreffenden  Personen  um  ihres  Mifiverhaltens  willen 
abgesprochen  werden  mochte,  so  mufi  doch  wohl  ein  anderes  gdtefl, 
wenn  gesagt  wird,  dafi  derjenige,  welcher  einen  anderen  tötet  oder 
einen  dritten  zu  dessen  Tötung  anstiftet,  nicht  „arf  taka  at  jiaoQ 
mann"  solle  ;'^)  in  diesem  Falle  wird  nämlich  ganz  unverhohlen  ans* 
gesprochen,  daß  die  Entziehung  des  Erbrechtes  keine  allgemeine 
sein,  vielmehr  nur  in  der  Rirhtiini,^  aut  linc  !:;a!i/.  bestimmte  Person 
erfolpen  solle.  In  gleicher  Weise  wird  gesagt,  dali  da^  Kind  ani:^ 
mindestens  Sojährigcn  Mannes  aus  einer  Ehe,  welche  derselbe  ohat 
die  Zustimmung  seines  geborenen  Erl»en  cini^ei^anL^en  hat,  „eigi  hans 
arf  taka"  wobei  aber  sofort  beiL:eluL;t  wird:  ,.en  |>at  skal  taka 

alian  .innan  ■ ; anch  in  diesem  Falle  ist  alsD  an  eine  allscitiijjc  l'.rb 
unfaliigkcit  nicht  zu  denken,  sondern  nur  an  die  Ausschließung  de!« 
Anspruches  auf  eine  bestimmte  Erbschaft.  In  ähnlichem  Sinne  wird 
wohl  auch  die  andere  Bestimmung  ausgelegt  werden  müssen,  nach 
welcher  das  Kind  „eigi  arf  taka"  soll,  welches  ein  Geisteskranker  in 
einer  Ehe  erzeugt,  die  er  ohne  die  Zustimmung  seines  geboreneii 
Erben  eingegangen  hat, und  wird  hier  wie  dort  doch  wohl  nur  die 

*)  KoniiAgsbök,  Z18/224  und  aas;  SuOarhöl«b«k,  59/68  uad  75,^99: 
vgl.  KonüQg«b6k,  143/I2S  und  St«8«rliölsb6k,  I17/150— >5l. 

*)  KonUngsbdk,  118/225;  StAÖarhölsb6k,  65/77  uttd  73/98. 

']  Ko  n  Ii  II  g  s  b  (.  k  ,  127  249  und  I57,'5I. 

♦)  Sta^arliolsbok,  78  loi  ;  AM.  315,  fol.  B,  3/228. 

•')  S  t  a  A  a  r      1  s  h  6  k  .  341,367. 

"f  KoQuagäbök,  188/224:  Siada  r  h  u  Is  b6  k ,  59;t>8;  Belgsdalsbu.k, 
47/240. 

^)  Koniiagsbök,  11^223;  Stafiarhölsb6k,  59/67. 
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Rücksicht  auf  das  Interesse  des  geborenea  Erben  maßgebend  ge- 
worden sein.  Aber  auch  von  dem  Geisteskranken  selbst  wird  ge- 
sagt, er  sei  „eigi  arfgenpr",  ')  dennoch  aber  wird  die  ICrbschaft, 
welche  ihm  früher  zufallen  würde,  wenn  er  geistig  ^^csund  wäre, 
einstweilen  nur  in  die  Hand  der  nächsten  Verwandten  gelegt  wie 
Mündelgut,  um  dann  mit  gewissen  Bcschi.inkungen  an  den  wieder 
Ge«undenden  hinausg^egeben  zu  werden,  und  es  steht  demnach  bei 
üim  die  Sache  wesentlich  ebenso  wie  i)ei  dem  Minderjalirij^^en,  wel- 
chem eine  Erbschaft  zufällt,  wie  denn  auch  wirklich  von  diesem 
letzteren  ebenfalls  gesagt  wird,  daß  er  noch  nicht  berechtigt  sei  „arf 
at  taka".*) 

Man  sieht»  die  eingangs  erwähnte  Unsicherheit  der  Begriffe  und 
des  Sprachgebrauches  macht  sich  allerwärts  geltend.  Einzehie  Stellen 
scheinen  freilich  eine  gewisse  Neigung  zu  verraten,  wenigstens  die 
Erbunfabigkeit  von  der  Unfähigkeit  zum  Erwerbe  des  Besitzes  und 
der  Verwaltung  der  Erbschaftsmasse  zu  unterscheiden,  und  die  Be- 
zeichnung „eigi  arfgengr"  auf  jene  erstere  zu  beschranken,  dagegen 
in  Bezug  auf  diese  letztere  nur  von  einer  Unfähigkeit  „at  taka  arf" 
zu  sprechen,  aber  konse(|uent  durchgeführt  wird  diese  Unterscheidung 
ktineswegs.  In  mehrfachen,  sehr  wichtigen  Richtunt^en  läßt  sich 
nun  aber  nachweisen  oder  doch  dringend  wahrscheinlich  machen, 
daß  dieses  Schwanken  in  den  Begriffen  und  in  der  TerminoluL^nc 
mit  Veränderungen  zusammenhangt,  welche  das  materielle  Recht  im 
Verlaufe  der  Zeiten  erlitten  hat.  Es  begreift  sich  ganz  gut,  daß  ebenso 
wie  dem  posthumus  erst  durch  eine  spätere  Novelle  ein  Erbrecht 
veruilligt  wurde,  welche  ihm  ursprünglich  nicht  zugekommen  war, 
auch  anderen  Personen  dasselbe  nach  älterem  Rechte  abgesprochen 
worden  wäre»  welche  zurzeit  des  Anfalles  der  Erbschaft  zur  Ergreifung 
ihres  Besitzes  und  zur  Führung  der  Verwaltung  des  in  ihr  begriffenen 
Vermögens  nicht  befähigt  waren;  Minderjährige  sowohl  als  Geistes- 
kranke  mochten  hieraus  ursprünglich  whrkUch  als  nicht  erbfähig  ge- 
gölten  haben,  und  erst  später  zur  Erbfolge  zugelassen  worden  sein, 
wodurch  sie  dann,  wenn  man  die  oben  angedeutete  Scheidung  der 
Terminologie  verwenden  will,  „arfgengir"  wurden,  obwohl  sie  nach 
wie  vor  unfähig  blieben  „at  taka  aif".  Da  das  norwegische  Recht 
wenigstens  auch  solchen  Leuten,  welche  wegen  Altersschwäche  aufier 


>)  Konüngsbök,  118/222;  StaÖarbölsbdk,  38/66;  Belgsdalsbök, 
47/239. 

f)  Konungsbök,  118/225—26;  StaÖarh6labuk,  59/69. 
N«vrer,  Vcnrradtacbaftf  und  Eflkndit  naicb  «Icnordbebok  Recktt.  I4 
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Stande  waren,  ihr  Vermögen  selber  zu  verwalten,  dieses  frischw^ 
absprach,  ^)  das  isländische  Recht  aber  wenigstens  für  den  Fall  ebenso 
verfuhr,  da  deren  Verstandeskräfte  sich  unzureichend  erwiesen,  da 
femer  nicht  nur  die  norwegischen  Recfatsquellen  den  Ausdruck  ömagi 
ausdrücklich  auch  auf  solche  altersschwache  Leute  anwenden,*) 
während  sie  anderwärts  denselben  für  die  Minderjährigen  gebrauchen, 
und  da  auch  die  isländische  Rechtssprache  mit  demselben  Ausdrucke 
alle  und  jede  hilfsbedürftige  Personen  bezeichnet,  gleichviel  auf 
welchem  Grunde  deren  Hilfsbedürftigkeit  beruht,  da  endlich  das  nor- 
wcfjisrhe  Recht  ausdrücklich  bestimmt,  daß  das  Vemi<  j^c  n  des  ömagi. 
der  am  Din^  als  solcher  bekannt  gegeben  wurde,  ,,tekinii  ri'-fr"  ist,** 
also  bei  ihm  eine  .mti/ipierte  Erbrol£:;e  eintreten  laßt,  was  doch  zu  cilti- 
los  seitie  eicjenc  Hrblahi^kcit  ausiichlicLit,  hat  jene  X'erinutung  in  der 
Tat  keine  geriiii^e  W  ahrscheinlichkeit  für  sich;  man  scheint  eben  der- 
artip[e  Personen  lediglich  als  rinc  Last  betrachtet  7x\  haben,  wekhc 
auf  dem  Vermögen  lag,  und  mit  diesem  auf  den  nächsten  selbstän- 
diger Verwaltung  fähigen  Erben  überging.  Außerdem  war  bezüglicii 
der  unehelichen  Kinder,  zu  welchen  selbstverständlich  auch  die  Kinder 
aus  der  zweiten  Ehe  eines  Bigamisten  gehören,  bereits  bei  anderer 
Gelegenheit  hervorzuheben,  dafi  sie  eine  Zeit  lang  wirklich  von  allem 
Erbrechte  ausgeschlossen  gewesen  waren ;  dem  väterlichen  Geschlecbte 
gegenüber  sehr  begreiflich,  mochte  diese  Ausschließung  dem  mütter* 
liehen  Geschlechte  gegenüber  sich  entweder  daraus  erklären,  da6 
diesem  gegenüber  überhaupt  kein  Erbrecht  in  der  betreffenden  Zeit 
entwickelt  war,  oder  auch,  und  dies  ist  das  Wahrscheinlichere,  daraus, 
daß  ursprünglich  die  ganze  Bestimmung  sich  nur  auf  die  Söhne  un- 
freier Mütter  bezogen  hatte.  Hier  wie  dort  scheint  nun  die  von 
alters  her  übliche  Bezeichnung  der  betreffenden  Personen  als  „eigi 
arfgengir"  auch  in  der  Zeit  stehen  geblieben  zu  sein,  in  welcher 
diese  erbfähig  geworden  waren,  und  erklärt  sicli  dies  lei.ht,  wenn 
man  bedenkt,  dal.)  dieselben  eben  dorh  teils  nicht  sofort,  in  den  Be- 
sitz und  Genuli  der  Erbschaft  traten,  teils  nicht  in  demselben  L'-^i 
fan{^e  und  an  derselben  Stelle  zur  Erbfolge  berufen  wurden,  ui. 
beules  bei  i^eistig  gesunden,  volljährigen  und  echt  t^el>orenen  rer>;>'!n  n 
der  I'all  war.  Sehen  wir  aber  von  diesen  Ijeiden  Kategorien  von 
Leuten  ab,  so  blieben  als  von  Anfang  an  nicht  erbfähig  übrig  die 

*)  G|»U  136;  Fr^L.  IX,  20;  BjarkR.  III.  165. 
<)  Ronangtbök,  126/346;  Sta0»rb6Ub6k,  66/83—84  und  73,'98. 
GpL.  127  und  130.         *)  ebenda,  127. 
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totgeborenen  Kioder,  die  Kinder  unfreier  Mütter,  soweit  sie  nicht 
durch  Freilassung  in  frühester  Jugend  und  Anerkennung  seitens  ihres 
Vaters  ein  besseres  Ix)s  erreichten,  die  Weiber,  welche  sich  gewisser 
fleischUcher  Vergehen  schuldig  machten,  sowie  die  1  Bettler  samt  ihren 
Kindern,  bei  welchen  allen  die  Erbunfähigkeit  Folge  ihrer  Recht- 
losigkeit war,  endlich  vielleicht  auch  die  Kinder  geächteter  Eltern, 
sowie  die  Kinder,  welche  eine  freie  Mutter  mit  einem  unfreien  Vater 
gewonnen  hatte,  sofenie  man  bei  diesem  wie  bei  jenem  an  die  straf- 
wciscn  Folgen  des  unwürdigen  Verhältnisses  denken  kann.  Dagegen 
liegt  nur  eine  relative  Erbunfähigkeit  vor  bei  den  Kindern,  die  ein 
Greis  oder  ein  Geisteskranker  in  einer  ohne  die  Zustimmung  seines 
geborenen  Erben  eingegangenen  Ehe  erzeugt  hat,  sowie  bei  dem* 
jenigen,  welcher  den  Tod  seines  Erblassers  verschuldet  hat;  bei 
Fremden  aber  handelt  es  sich  weder  um  eine  absolute  noch  um  eine 
rebtivc  Krbimnüiigkcit.  sondern  nur  um  die  ßcfut^nis,  das  ihnen  ctw  a 
zustehende  Erbrecht  auf  Island  [geltend  zu  maciien  und  die  dort 
liegende  Erbschaft  als  Erbe  oder  sonst  in  Empfang  zu  nehmen,  wes- 
halb deun  auch  be/.ÜL,dich  ihrer  nur  erörtert  wird,  wieweit  sie,  gleich- 
viel üb  erl)l)ereehti[^t  oder  nicht,  berechtiget  seien  „at  taka  arf", 
nirgends  aber  die  Bezeichnung  „eigi  arfgengir"  auf  sie  Anw^enduug 
findet. 

Im  Anschlüsse  an  das  Bisherige  ist  noch  einer  eigentümlichen 
Besdmmung  zu  gedenken,  welche  sich  auf  die  Schuldknechte  bezieht 
Der  in  gesetzmäßiger  Weise  in  Schuld  genommene  Mann  soll  näm- 
lich, so  lange  dieses  sein  Abhängigkeitsverhältnis  dauert,  nur  „arfi 
cos  frida,  en  eigi  ens  öfrida*'  werden,  wogegen  er  beides  erbt,  sowie 
er  erst  aus  dem  Schuldverhältnisse  gelöst  ist*]  Ich  habe  ander* 
irärts  diesen  Gegensatz  auf  den  Gegensatz  der  Fahrhabe  und  des 
liegenden  Gutes  bezogen,  -)  und  die  Bestimmung  daraus  erklärt,  daß 
das  vom  Schuldknechte  Geerbte  seinem  Herrn  zugute  kommt,  wäh- 
rend die  Liegenschaften  der  Familie  bewahrt  werden  sollen,  in  deren 
Besitz  sie  eiiunai  sich  befinden;  indessen  soll  nicht  verschwiegen 
werden,  daß  diese  Auslegung  Einwendungen  erhoben  werden 

können.  An  einer  anderen  Stelle  der  Rcchtsbiicher  wird  nämlich 
gesagt,  daß  hei  einem  Veri;leichsal)schlusse  nicht  nur  die  Höhe  der 
zu  entrichtenden  2^ablung  zu  bestimmen  sei,  sondern  auch  die  Be- 


')  Kondngsbök,  Il8/a35;  Sta(Sarh6lsb6k,  72/96. 
*i  vgl.  in  «inen  Anfmts  Aber  „Die  SchulilknechtBcbaft  ucb  altnordUcbem 
Rechte^  S.  44. 
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schaltenheit  der  Zahlniittel,  in  welchen  diese  tu  erleben  sei,  und 
werden  dabei  die  Worte  gebraucht:  „hve  marqir  au  rar  skolo  i  t^p- 
um  elSa.  hvc  margir  friöir";')  die  fru^ir  aurar  werden  also  hier 
anderen  Mobilicn  gc£:^cnübergestcllt ,  und  können  somit  an  dieser 
Stelle  unmöglich  die  gesamte  Fahrhabe  bezeichnen.  In  einer  Ur- 
kunde, welche  Jon  Sigurösson  dem  Jahre  1224  zuweist,  werden  eben- 
falls „ro  hundruö'f  metfe"  weiteren  „tiu  hundruö  frK^sfjär"  cntf^ccyen- 
gesetzt,*)  und  wenn  dabei  sofort  beigefügt  wird:  „ok  umfram  kyr 
4  '.ek  tyk  kugÜdan",  so  zeigt  dies,  dad  Vieh  einen  Bestandteil  des 
fritA  f6>  bildete,  wenn  es  nicht  ganz  mit  diesem  zusammenfiel.  Weno 
ferner '  tu  - einer  anderen,  der  Mitte  des  I2.  Jahrhunderts  zugewieseneo 
UdcundO' von '  einem  „virOa  tü  friös"  die  Rede  ist,')  muö  der  Ans- 
dnibk  luich'  auf  gewisse  Arten  der  Fahrhabe  eingeschränkt  gedadit 
wevdenytund  wenn  in  einem,  wie  es  scheint  dem  Schlüsse  des  Mittd- 
attefs  -angishörigen- Dokumente  der  Gegensatz  J  ^^^^u  ok  üfnftu*, 
„frftt  efii  üfirftt^  voiloommt,  *)  so  scheint  dem  Zusammenhange  nacli 
auch'  dabei  an  verschiedene  Arten  von  Mobilien,  nicht  an  den 
Gegensatz  von  Mobilien  und  Immobilien  ^^cdacht  werden  zu  niüssen. 
Heutigen  Tages  wird  jedenfalls,  wie  der  erste  Blick  in  die  Bualög 
oder  die  nächste  beste  \  er(Magsskr<i  zeigt,  unter  iritV  penm^T  nur 
das  flausvieh  vrrvt.fnden,  und  in  diesem  Sinne  erklaren  denn  mich 
die  samtliciien  1  .exikugrapheu  den  .Ausdruck.  Wenn  ich  nicht>dtsto- 
weniger  an  unserer  Stelle  den  Ausdruck  auf  die  gesamte  FalirhaU 
beziehe,  so  bestimmt  mich  hierzu  lediglich  die  Erwägung,  daß  nur 
unter  dieser  Voraussetzung  die  ^Bestimmung  erklärbar  wird;  die  Be- 
rechtigung aber  zu  einer  solchen  Auslegung  scheint  mir  in  der  sehr 
Überwiegefide n  Bedeutung  des  X'ielistandes  zu  Itcj^en,  wie  solcher  in 
den  wirjtscbafdichen  Zuständen  Islands  begründet  ist 

'  Denigegenüber  kennt  das •  norwegische  Recht  zwar  auch 
seinerseits  die  Bestimmung,  da0  derjenige,  welcher  einen  Verwandten 
getötet  Hat^'  dessen  Erbschaft  nicht'  anzusprechen  befugt  sei,  *)  und 
dieselbe  ist  dufdi  die  Gesetzgebung  des  K.  Magnüs  lagaboetir  so- 
wohl für  Norweifen  *)  als  für  Island  beibehalten  worden;  im  äbrigeo 
aber  laßt  sich  dasselbe  nur  sehr  wenig  auf  die  Frage  nach  der  Erb- 

^   -  I 

t)  KoAungsbök,  71/121;  SuB»r]i6Ub6k,  254/284.' 
*)  Diplom,  itlaad.  I,  118/465.         *)  ebend*,  31/199. 

*}  bei  Finnr  Ji^nsson,  Hisl.  cccies.  I,  S.  S6lt  Aam.  ft. 
^)  GI)L.  104;  ¥r\}L.  IV,  31  und  VIfl.  14. 
**)  Landsl,.  KrfÖat.  9;  HjarkR.  9. 

')  Järns.,  Maonb.  8  und  ErlÖat.  13;  Junsbok,  ErfÖat.  16. 
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fahigkeit  ein.  Doch  heifit  es  vod  dem  Kinde  aus  der  zweiten  Ehe 
eines  Bigamisten,  es  solle  niemandes  Erbschaft  nehmen  aufler  allein 
die  seines  Freigelassenen, ')  oder  anders  ausgedrückt,  es  sollen  diese 
Kinder  „cigi  arfgeng"  sein;')  bezüglich  der  unehelichen  Kinder 
überhaupt  aber,  dann  bezüglich  der  Minderjährigen  und  der  Geistes- 
kranken steht  es  nach  norwegischem  Rechte  wesentlich  ebenso  wie 
nacii  islandischem. 


J  10.    Die  Erbfolgeordnung. 

Das  altnordische  Recht  kennt  regelmäßig  nur  eine  Erbfolge 
auf  Grund  des  Geblütsrechtes,  während  Vergabungen  auf  den  Todes- 
fall nur  eine  sehr  untergeordnete  Rolle  spielen ;  die  Erbfolgeordnung 
ist  demgemäfi  wesentlich  durch  die  Struktur  der  Verwandtschaft  be- 
dingt; was  übrigens  mancherlei  Eigentümlichkeiten  im  Detail  nicht 
ausschließt,  wie  solche  teils  durch  die  Verschiedenheit  der  Provinzial- 
rechte,  teils  durch  Ungleichförmigkeiten  bedingt  sind,  welche  sich 
auf  die  Stellung  der  Weiber,  der  unehelichen  Kinder,  oder  auf  einzelne 
andere  Punkte  beziehen. 

Es  stellt  aber  zunächst  das  isländische  Recht  als  eine  erste 
Abteilung'  innerhalb  seiner  Krbentafel  jene  14  Persuncii  hin,  welche 
es  als  „tal  i  r  til  arfs  1  1  ü  u  m"  bezeichnet/')  also  den  ersten  Gr  ut 
der  absteigenden,  aufsteij^^emlen  und  Seitenlinie,  umi  zwar  werden 
dieselben  in  folgender  Reihenlol'^^e  l)erufen  :  der  eheliche  Sohn,  die 
eheliche  Tochter,  der  \'ater,  der  chcli»  h  geborene  Bruder  vom  Vater 
her,  die  Mutter,  die  ehelich  geborene  Schwester  vom  Vater  her,  der 
ehelich  geborene  Bruder  von  der  Mutter  her,  und  die  ehelich  ge- 
borene Schwester  von  der  Mutter  her;  femer  von  unehelich  Geborenen 
der  Sohn,  die  Tochter,  der  Bruder  vom  Vater  her,  die  5>chwester 
vom  Vater  her,  der  Bruder  von  der  Mutter  her,  endlich  die  Schwester 
von  der  Mutter  her.  Es  wird  also  zunächst  die  gesamte  eheliche 
Verwandtschaft  des  ersten  Grades  vor  der  unehelichen  berufen,  und 

•)  GJiL.  25;  FrI>L.  m,  10;  KrR,  Svcrri«.  64, 
*)  Ei>L.  I,  22;  II,  18. 

■)Kooüngshnk,  ll8/2iS — 19  und  220:  S t  a  «Va r  h  6 1  s b «>  k  ,  ^6/62  und  64; 
ftracr  StaÖarbölsbok,  73/97,  wozu  eine  Kclcrcui  in  der  K  u a  u  n  jjs b ö k  ,  118/ 

19  und  BelgtdaUb^k,  45/238  slimmt;  dafi  leuterc  Stelle  ein  oymxli  isU 
«ude  tcboD  aaderwirts  bemerkt. 
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diese  letEtere  hinwiederum  vor  den  entfernteren  Verwandten,  wenn 
diese  auch  ehelich  geboren  sind;  doch  wird  unter  den  unehelich 
Geborenen  die  aufsteigende  Linie  nicht  erwähnt,  weil  die  Regel  gilt, 
daß  die  anehelich  geborenen  Eltern  ihre  Kinder  ganz  ebenso  be- 
erben wie  die  ehelich  geborenen/)  weshalb  denn  auch  innerhalb 
der  ersten  Gruppe  Vater  und  Mutter  ohne  irgend  einen,  auf  deo 
Unterschied  zwischen  ehelicher  und  unehelicher  Erzeugung  hindeuten- 
den Beisatz  berufen  werden.  Im  übrigen  wird  der  absteigenden 
Linie  der  Vorzug  vor  der  aufsteigenden,  und  dieser  letzteren  wieder 
der  Vorzug  vor  der  Seitenlinie  eingeräumt,  und  innerhalb  der  Seiten- 
linie der  vaterlichen  Verwandtschaft  oder  dem  Mannsstammo  der 
X'or/.ug  vor  der  muttcrhchca  oder  dem  VVeibsstamnie ;  im  allgemeinen 
tolgen  ferner  die  Weiber  unmittelbar  hinter  den  Mannern  gleicher 
Kategorie,  jedoch  mit  der  Ausnahme,  daß  die  Mutter  statt  unmittel- 
bar nach  dem  Vater  erst  nach  dem  broöir  samteöri  eingeschoben 
wird.  Daß  die  Mutter  nach  einer  anderen  Stelle  das  Gut,  welches 
sie  selbst  oder  eine  Person,  deren  Erbe  sie  geworden  ist,  für  ihre 
Kinder  ausgelegt  hat,  nach  deren  Tode  selbst  mit  Ausschließung 
des  Vaters  zurückerhält,  und  daß  solches  sogar,  wiederum  unter 
Ausschließung  des  Vaters,  ihren  übrigen  Kindern  zufallt;  wenn  sie 
den  Tod  des  Empfängers  nicht  erlebt,  gehört  nicht  hierher,  da  es 
sich  insoweit  um  einen  Heimfall  handelt  und  nicht  um  eine  Erb- 
folge; jene  prinzipwidrige  Zurücksetzung  aber  der  Mutter  bleibt  um 
so  merkwürdiger,  als  gerade  sie  sonst  zu  den  Weibern  gehört,  denen 
am  allerersten  Konzessionen  gegenüber  dem  älteren^  strengeren 
Weiberrechte  gemacht  wurden.  —  Sind  Personen  des  ersten  Ver- 
wandtschaftsgrades nicht  vorhanden,  so  geht  das  Erbe  an  die  ent- 
ferntere Verwandtschaft,  innerhalb  deren  jedoch  nach  unserer 
lirbeiiLaicl  iiur  noch  die  echte  GeburL  beruclcsichtigt  wird;"')  aber 
auch  bei  der  entfernteren  Veru  andtsehaft  sind  wieder  mehrere 
Gruppen  voneinander  zu  unterscheiden.  Zunächst  folgen  Vatervatcr 
und  Muttervater,  Sohnessohn  und  Toclitersohn ;  zunächst  nach  diesen 
Vatermutter  und  Muttcrinutter,  Sohnestochter  und  Tochtertochtcr; 
drittens  sodann  Vaterbruder  und  Mutterbruder,  Bruderssohn  und 
Schwestersoim;  endlich  viertens  Vaterschwester  und  Mutterscb wester, 

')  Kuimngshdk,  127,247;  S la ö a r h  o  1 :» b u k  ,  00,^5. 

•)  Konungsb6k,  118^220  und  321—22;  StaÖarhölsbok,  57/64—5  u»^ 
6s— 66. 

*}  Koaiing«b6k,  ii8/2i^--3o;  Stallarh61ib6k»  56/64  «nd  73/^7 :  Belg«' 
dalsbök,  45/238—39  und  die  Referenz  in  der  Kondngtbök,  ii8/si8'-X9. 
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Bruderstoclitcr  und  Schwcstcrtochter.    Ks  ist  also  der  zweite  Grad 
der  aufsteigenden  und   abstui«Tjendcn  Linie,   und  der  erste  und 
zweite  ungleiche  Grad  der  Scitoiiliiiic,  welcher  insoweit  beriitL-n 
wird,  und  zwar  so,  daß  die  aufste  igende  und  absteigende  Linie  neben- 
einander berufen  werden,  beide  aber  der  Seitenlinie  vorgehen  und 
daß  dabei  zwischen  dem  Mannsstamme  und  W  eibsstamme  nicht 
unterschieden  wird,  aber  die  Männer  stets  vor  den  Weibern  berufen 
wenien.  Sind  aber  auch  Personen  dieser  Grade  nicht  vorhanden, 
so  sollen  sofort  die  Geschwisterkinder  zum  Zuge  kommen,  und  zwar 
die  brctörungar  und  <;>*strüngar,   selbstverständlich  also  auch  die 
systkinaböm,  ganz  gleiclimäfiig,  jedoch  mit  der  Einschränkung,  dafi, 
wenn  Verwandte  dieses  Grades  sowohl  von  der  Vatersseite  als  von 
der  Mutterseite  her  vorhanden  sind,  zunächst  zwischen  der  Vatersseite 
und  der  Muttersseite  nach  Hälften  geteilt  wird,  und  dann  erst  inner- 
halb jeder  Seite  nach  Köpfen  die  weitere  Teilung  erfolgt  Auch 
scheint  der  etwas  später  ausgesprochene  Grundsatz  hierher  be- 
zogen werden  zu  müssen,  daß  bei  gleicher  Gradesnähe  jederzeit 
der  Mann  dem  Weibe  vorzugehen  habe.   Es  folgt  demnach  auf  den 
ersten  und  zweiten  ungleichen  Grad  der  Seitenlinie  deren  zweiter 
gleicher  Grad,  und  wiederholt  sich  dabei  sowohl  der  Vorzug 
der  Manner  vor  den  Weibern,   als  die  Gleichstellung  des  Manns- 
stammes mit  dem  W'eibsstammc,  ganz  wie  beides  bei  der  vorigen 
Gruppe  vor^ekununcn  war;  wenn   aber  die  eigentumliche  Teilung 
der  Vatersseite  und  Muttersseite  nach  Hälften  statt  nach  Köpfen 
hier  erwähnt  wird,  wahrend  sie  bei  der  vorigen  Gruppe  unerwähnt 
geblieben  war,  so  mag  dabei  möglicherweise  nur  eine  Ungeschick- 
lichkeit des  Ausdruckes  zu  Grunde  liegen,  indem  bei  der  zweiten 
Gruppe  eine  Regel  besprochen  wurde,  welche  doch  auf    ide  Gruppen 
ganz  gleichmäI3ig  Anwendung  zu  finden  hatte.    Ich  erinnere  aber 
daran,  daß  auch  das  isländische  Baugatal  die  baugar  bei  den  Ge- 
schwisterkindem  endigen  läfit,  und  dabei  ebenfalls  die  broedrüngar, 
systkinasynir  und  systrüngar  sich  völlig  gleichstellen;  hält  man  hieran 
fest  und  berücksichtigt  man  weiterhin,  daß  die  Wergeldstafd  eben- 
falls den  Mannsstamm  und  Weibsstamm  zusammengeworfen  hat;  so 
ist  klar,  daß  die  soeben  besprochenen  beiden  Gruppen  zusammen* 
genommen  das  alte  bauggildi  und  nefgUdi  nach  Abzug  der  tölumenn 
umfassen.  Noch  weiter  herab  läßt  sich  die  ParaUele  mit  der  Wer> 
gddstafel  (Uhren,  wenn  man  nur  berücksichtigt,  daß  in  dieser  die 
Wdbcr  keine  Stelle  fanden.    Den  ersten  baugr  nehmen  Vater,  Sohn 
und  Bruder,  und  den  vierten  die  Geschwisterkinder;  den  zweiten 
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batigr  aber  nehmea  Großvater  und  Enkel  und  den  dritten  Oheim 
und  Neffe.  Die  Zusammenstellung  also  des  zweiten  Grades  der  auf- 
und  absteigenden  Linie  und  die  Bevorzugung  beider  vor  der  Seiten- 
linie, dann  die  Abtrennung  des  ersten  und  zweiten  ungleichen  Grades 
von  dem  zweiten  gleiclien  inneriialb  dieser  letzteren,  kehren  ebeo« 
falls  in  der  Wergeidstafel  wieder.  Sind  nun  aber  auch  keine  Ver- 
wandte des  zweiten  gleichen  Grades  vorhanden,  so  soll  „hina 
nänasti  niör  frjälsborinna  manna,  ok  arf^engr"  berufen 
werden,  d.  h.  der  nächste  Verwandte,  wenn  er  nur  frcij:;eborcn  und 
ehelicher  Abkunft  ist;  jedoch  erleidet  dieser  Satz  eiue  zweifache 
Einschränkung,  indem  bei  gleicher  Nahe  der  Verwandtschaft  •^LL't> 
die  Männer  den  Weibern  vorgehen  sollen,  und  wenn  glcichnahe 
Verwandte  aus  verschiedenen  Linien  (knerunnar)  vorhanden  waren, 
unter  ihnen  nach  Stammen  und  nicht  nach  Köpfen  /u  teilen  war, 
was  man  „deildarartV"  nannte.  Der  letztere  Satz  sollte  dabei  ganz 
gleichmäßig  zum  Zuge  kommen,  ob  nun  Männer  mit  Männern  oder 
Weiber  mit  Weibern  konkurrierten.  Nach  welchen  Grundsätzen 
sich  die  Nähe  der  Verwandtschaft  unter  diesen  entfernteren  Vef' 
wandten  bemesse,  wird  uns  nicht  ausdrücklich  gesagt;  da  aber  ein 
Vorzug  der  einen  Linie  vor  der  anderen  durch  die  Vorschrift  der 
gleichen  Teilung  unter  allen  Linien  bei  gleicher  Nähe  der  Verwandt* 
Schaft  schlechthin  ausgeschlossen  ist»  von  einem  Vorzuge  des  Manns- 
Stammes  vor  dem  Weibsstamme  mit  keinem  Worte  gesprochen  wird, 
endlich  die  ganze  Struktur  der  Verwandtschaft  auf  die  deutsche 
oder  kanonische  Komputationsweise  gebaut  ist,  kann  keinem  Zweifel 
unterliegen,  daß  lediglich  diese  für  die  Berechnung  der  Grade  za* 
gründe  zu  legen  Ist  In  der  Tat  hat  diesen  Punkt  bereits  Schlegel 
richtig  hervorgehoben,  wogcLjen  Vilh.  Finscn  durch  Herein/ichun;,^ 
der  römischen  Ivomjnitation  das  Verständnis  der  isländisciicn  Suk- 
zessionsordnunj^f  wieder  einigernialjen  getrübt  hat  Unbegründet 
scheint,  wenn  Vilh.  Finsca  bei  der  entfernteren  Verwandtschaft  nur 
noch  die  Seitenlinie  berücksiehtiL^t  wissen  will,  dagegen  weder  die 
aul>teiL];eiide  noch  die  absteigende  Linie;  da  der  Ausdruck  niöjar 
fiir  die  Deszendenz  sowohl  als  Aszendcnz  oft  genug  gebraucht  wird, 
liegt  kein  Grund  zu  der  Annahme  vor,  daß  unter  dem  nänasti  niiV 
ihre  Angehörigen  nicht  mit  inbegriffen  sein  sollten,  und  wird  sich 
nach  dem  über  die  Großeltern  und  Enkel  Bemerkten  vielmehr  an- 
nehmen lassen,  daß  die  aufsteigende  und  absteigende  Linie  bei 
gleicher  Gradesnähe  sich  gleichstellt,  aber  beide  gemeinsam  dem  be* 
treffenden  Grade  der  Seitenlinie  vorgezogen  wurden.  Im  übrigen 
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aber  galt  der  Vorzug  des  Grades  unbeschränkt,  so  dafi  von  keinem 
Reprasentationsrechte  die  Rede  war. 

Die   aus  der  Erbschaftstafel  gewonnenen  Krj^abnissc  bedurlen 
nun  aber  noch  teils  einer  näheren  Erläuterung  und  X'ervollstandigung 
in  Bezuc^  auf  einzelne  Punkte,  teils  auch  einer  Eri^an/.unL,'  in  Bezug 
auf  einzelne  Wandlungen,  weiche  das  islandische  Recht  im  Verlaufe 
der  Zeiten  durchgemacht  hat.    Zunächst  ist  klar,  daß  von  der  Regel, 
nach  welcher  die  aufsteigende  Linie  mit  der  absteigenden  gleichge- 
stellt ist,  beim  ersten  Grade  eine  Abweichung  gemacht  wird,  indem 
oicht  nur  der  Sohn,  sondern  auch  die  Tochter  vor  dem  Vater,  nicht 
neben  oder  nach  ihm  berufen  wird;  es  erklärt  sich  die  Abweichung 
indessen,  wenn  man  berücksichtigt,  dafi  die  Beerbung  der  Eltern 
durch  die  Kinder  als  das  natürliche  erschien,^)  wogegen  es  als  un- 
natürlich angesehen  wurde,  wenn  Eltern  ihre  eigenen  Kinder  über- 
lebten.  Klar  ist  ferner,  daß  auch  von  der  weiteren  Regel,  da6  bei 
gleicher  Nähe  des  Grades  der  Mann  dem  Weibe  vorgehe,  wogegen 
das  Weib  den  entlemter  stehenden  Mann  ausschließt,  beim  ersten 
Grade  eine  Ausnahme  gemacht  wird,  indem  die  Mutter  nicht  un- 
mittelbar nach  dem  Vater  berufen  wird,  sondern  erst  hinter  dem 
brööir  samfeöri .  n.  in  mochte  fast  annehmen,  cuiii  iuer  ein  Überrest 
älteren  Rechtes  vurhci;e,  nämlich  aus  einer  Zeit,  welche  die  Mutter 
noch  allein  unter  allen  W  eibern  zum  Erbrechte  zugelassen  hatte,  und 
dat)  diese  anfängliche  liegunsti<;ung  derselben  erst  hinterher  Tin  einer 
Benachteihgung  derselben  j^eworclen  sei,  indem  man  bei  spaterer 
weiterer  .Ausdehnung  des  Erbrechtes  der  Weiber  die  Mutter  ver- 
kehrterweise an  der  ihr  einmal  angewiesenen  Stelle  stehen  ließ.  Ein 
paar  anderweitig'    Stellen,  welche  man  etwa  zur  Erklärung  heran- 
ziehen könnte,  helfen  nicht  viel  weiter.    Wenn  die  Rechtsbüchcr 
gelegentlich  aussprechen,  daß  Eheleute,  welche  miteinander  in  Güter- 
gemeinschaft leben,  auch  den  Nachlaß  ihrer  versterbenden  Kinder 
nach  Maßgabe  ihres  Anteiles  am  gemeinen  Gute  teilen  soUen,*)  so 
möchte  ich  darauf,  anders  als  Vilh.  Finsen  dies  tut,*)  gar  kein  Ge- 
wicht legen;  die  Vorschrift  erscheint  mir  als  eine  Folge  der  be- 
stimmten Gestaltung  des  ehelichen  Güterrechtes,  nicht  aber  erbrecht- 
licfaer  Natur,  wie  sie  denn  auch  als  erbrechtliche  Satzung  vollkommen 
unorganisch  wäre,  da  sie  ein  gleichzeitiges  Erbrecht  beider  Eitern 


•)  vgl.  Fr]jl..  I;  ef  al  skoiiura  fcrr,  —  et  ilia  vcrÖr. 

*)  Konungsbuk,  154/46 ;  S t a ö a r h ol s» b u k ,  143/176. 
*)  Anmüer,  1849,  S.  296. 
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gegenüber  ihren  Kindern  statuieren  würde.    Wiederum  hat  Schlegel 
darauf  aufmerksam  gcmaeht,  daü  ehie  geschichtliche  (Juelle  in  der 
zweiten  Hälfte  des  lo.  Jahrhunderts  die  IL-il]frH"Nr  1 1>  rkelsdüttir,  nach- 
dem ihr  Mann  Vigfiiss  unter  HinterlasMing  eines  Sohnes  und  kurz 
darauf  auch  dieser  Sohn  gestorben  war,  die  HalUe  seiner  Krbschatt 
nehmen  läßt,  wahrend  deren  andere  Hälfte  an  des  Vigfuss  Bruder, 
Giumr  und  an  die  überlebende  Mutter  beider  Brüder,  Astriör,  ficL'i 
Das  letztere  erklart  sich  einfach,  da  Glümr  zur  betrefi'enden  Zeit 
noch  minderjährig  war  und  seine  Mutter  somit  als  seine  Vormünderin 
in  Betracht  kommen  konnte ;  aber  nach  unseren  Rechtsbüchem  hatte 
Hallfriör,  da  ihr  verstorbenes  Kind  weder  Vater,  noch  Kinder,  noch 
Geschwister  hinterließ,  dasselbe  allein  zu  beerben,  und  nicht  mit 
dessen  Vaterbruder  die  Erbschaft  zu  teilen  gehabt   Aller  Wahr- 
scheinlichkeit nach  ist  indessen  nur  der  Ausdruck  unserer  Stelle  ds 
ungenauer,  und  berichtet  dieselbe  nicht  juristisch  prazb  Uber  die 
Auseinandersetzung  des  letzten  Erbfalles,  sondern  über  das  Gesamt* 
Schicksal  des  Vermögens  im  Hause  des  alten  Eyjülfr;  dieses  war,  da 
ein  dritter  Sohn  schon   gelegentlich  seiner  Verehelichung  abge* 
schichtet  worden  war,  zwischen  Glumr  und  X'igluss  in  zwei  Hälften 
gegangen,  und  war  die  Hälfte  des  Vigfüss  nach  seinem  umi  seines 
Kindes  Tod  auf  die  HallfruV  übergegangen.    So  verstanJen  steht 
die  Stelle  aber  mit  unseren  Kechtsquellen  völlig  in  Einklang.  Knd 
lieh  kommt  noch  eine  weitere  Stelle  einer  anderen  Ge^chichtsqucllc 
in  Betracht,  welche  von  einem  um  das  Jahr  960  spielenden  Vor- 
gänge berichtet')    In  jenem  Jahre  ertrank  der  angesehene  Häuptling 
l)orsteinn  surtr  zugleich  mit  seiner  Tochter  Ösk,   ihrem  Manne 
I)6rarinn  und  iiu'er  Tochter  Hildr,  und  von  der  Reihenfolge,  in 
welcher  diese  \'ier  Personen  den  Tod  gefunden  hatten,  hing  ab,  wer 
ihrer  aller  Erbe  sein  solle;  da  hatte  nun  der  Mann  der  zweiten 


')  Vi'gaglüma,  5/334;  der  Stammbaam  ist  folgender: 

Eyjdlfr     ^  AstrfOr 


A  Hallfriftr  Q  Vigfuss     Q  Gliimr 


LaxdoeU,  iS/56 — 58;  der  StaoiiBbanm  ist  dieter: 

))orsteiim  surtr 


O  t»orarinn  A  <>^^        GuÖriÖr  ^       O  ^orkcll  UefiU 
A  Hiidr. 
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Tochter  dt's  [lorstcinn,  der  GuAnAr,  einen  aus  dem  Schiti'bruche  ^c- 
retteten  Mann  zu  der  Aussätze  bestimmt,  dati  zuerst  {jorsteiiin,  dann 
|)örarinn,  dann  Hiidr  und  zuletzt  erst  Osk  den  lod  gefundet»  habe, 
weil  bei  dieser  Reihenfolge  der  Gudridr  nicht  nur  die  Erbsciiaft  ihres 
Vaters,  sondern  auch  die  ihrer  Schwester  und  ihres  Schwagers  zu- 
fiel Damals  also  mufite  nicht  nur  die  Mutter  ihr  Rind,  sondern 
auch  die  Tochter  ihren  Vater  und  die  Schwester  ihre  Schwester 
bereits  beerbt  haben,  wenn  anders  der  Bericht  unserer  Quelle  ver- 
lässig ist,  was  ich  um  so  weniger  bezweifeln  möchte,  als  im  An- 
schlüsse an  denselben  der  höchst  merkwürdige  Bericht  über  die 
Verwendung  des  Ganges  unter  den  Rasenstreifen  als  Bestärkungs- 
mittel  eines  Zeugeneides  mi^eteilt  wird,  dessen  oben  schon  gelegent» 
lieh  zu  erwähnen  war.  —  Weiterhin  ist  noch  als  auffällig  zu  be- 
merken, da6  sich  SEwar  unter  den  Geschwistern  der  Vorzug  der 
consanguinei  vor  den  utcrini  sehr  energisch  gewahrt  zeigt,  sofeme 
ihm  sogar  der  Vorzut;  des  mannlichen  Geschlechtes  vor  dem  weib- 
lichen weichen  muü,  da  Ii  aber  schon  beim  zweiten  Grade  der  auf- 
uiid  ab>teij4enden  Linie,  dann  beim  ersten  und  zweiten  ungleichen 
Grade  der  Seitenlinie  weder  von  einem  Vorzuge  der  väterlichen 
Wrvvandtschaft  vor  der  mütterlichen,  noch  überhaupt  von  einem 
Vorzuge  des  Mannsstammes  vor  dem  Weibsstamme  mehr  die  Rede 
ist.  Berücksichtigt  man,  dal.)  in  Bezug  auf  anderweitige  verwandt- 
schaftliche Berechtigungen  dieser  Vorzug  auch  auf  die  entfernteren 
Grade  sich  erstreckt  und  daß  in  der  Wergeldstafel  augenscheinlich 
eist  lunterher  nefgildi  und  bauggiidi  zu  einer  Einheit  zusammenge» 
zogen  wurden,  so  wird  man  wohl  den  Schluß  ziehen  dürfen,  daß 
audi  im  Erbrechte  jene  Gleichstellung  des  Weibsstammes  mit  dem 
MsDosstamme  erst  späteren  Rechtes  sein  werde.  —  Als  zweifelhaft 
niag  ferner  gelten,  ob  die  Teilung  zu  gleichen  Hälften  unter  Vater- 
freunden  und  Mutterfreunden,  wie  sie  für  die  Geschwisterkinder  aus- 
drücklich vorgeschrieben  ist,  auch  für  andere  Verwandte,  und  zwar 
entfernteren  sowohl  als  näheren  Grades,  gelten  solle,  und  ob  hin- 
wiederum die  Teilung  nach  Linien  statt  nach  Köpfen,  wie  solche 
lUr  die  entferntere  Verwandtschaft  angeordnet  ist,  umgekehrt  auch 
fiir  die  nähere  Anwendui^f^  zu  tincica  hat  Das  letztere  wenigstens 
will  mir  wahrscheinlich  vurkommen,  und  lassen  sich  die  am  Schlüsse 
der  ganzen  Materie  stehenden  Regeln  auch  ganz  gut  auf  das  Vor- 
hergehende in  weiterem  Umfanci^e  beziehen:  für  die  erstere  Annahme 
dagegen  dürfte  jeder  Anhaltspunkt  fehlen.  —  Kndlich  darf  hier  nocii- 
mals  in  aller  Kume  auf  die  früher  schon  hervorgehobenen  Entwick- 
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lungsstufen  in  der  Berechtigung  der  unechten  Geburt  erinnert  werden, 
von  welchen  ja  unsere  Rechtsbücher  noch  deutlich  Zeugnis  geben. 
Während  die  Terminologie  derselben,  indem  sie  Ausdrücke  wie  arf- 
gengr,  til  arfs  alinn,  arfborinn  für  die  ehelich  Geborenen  als  solche 

verwendet,  noch  deutlich  an  eine  Zeit  erinnert,  in  welcher  der  un- 
echten Geburt  alles  Erbrecht  fehlte,  und  auch  sonst  noch  einzelne 
Stellen  als  Überbleibsel  derselben  Kfitwicklungsstufe  sich  diixstcllen, 
läßt  unsere  l->l>rnt;ifel  dii-sclbc  innerhall)  des  ersten  Grades  der  auf- 
steigenden, al)stci^cadcü  und  Seitenlinie  zum  Erbrechte  /u,  sofcrne 
nur  eheli'  h  Geborene  des  gleichen  Grades  nicht  vorhanden  sind 
Es  ist  bereits  erwähnt  worden,  daß  eine  weitere  Stelle  auf  ganz 
demselben  Standpunkte  steht,  welche  die  unecht  Geborenen  dann 
zur  Erbfolge  beruft,  „ef  engi  lilir  J)eirra  manna,  er  til  arfs  ero  takiir 
1  lögum";')  erwähnt  wird  aber  auch,  daß  eine  dritte,  nur  in  der 
Stadarhölsbok  enthaltene  Stelle  von  einer  weiteren  Ausdehnung  der 
Rechte  der  unechten  Geburt  21eugnis  gibt,  ^)  indem  sie  in  Ermange» 
lung  echt  geborener  Verwandter  innerhalb  des  dritten  gleidiea 
Grades  einschließlich  die  unecht  geborenen  Verwandten  bis  zu  dem« 
selben  Grade  beruft,  und  zwar  ganz  in  derselben  Ordnung,  in  welcher 
die  echt  geborenen  Verwandten  berufen  werden. 

Ungleich  minder  durchsichtig  als  die  Bestimmung  des  isländi- 
schen Rechtes  sind  die  der  norwegischen  Pro  vi  n  zi  al  rechte, 
und  wird  die  Schwierigkeit  ihrer  iiciiLiL;eii  Aulüissung  dadurch  sehr 
gesteigert,  d  erstens  zwischen  den  beiden  uns  einigermaßen  voll- 
'Ständig  erhaltenen  Kcchtsbüchern  keine  völlige  Übereinstimmung 
besteht,  und  datl  /weitens  n.ich  beiden  die  für  die  gew  i  »hnliciie  Erb- 
folge geltenden  Rei^eln  in  ihrer  Anwendung  auf  die  StainniL:ut<:olge 
nicht  unerheblich  niodiii/.iert  waren.  Ich  !a«:se  aber  die  Kii^aatum- 
lichkeiten  der  Stammgutsfolge  vorlaufig  ganz  außer  Betracht,  und 
halte  mich  lediglich  an  die  gewöhnliche  Erbfolge. 

Es  soll  aber  nach  den  Gu  la|>i'ng5lög')  an  erster  Stelle  der 
Sohn  den  Vater  beerben,  oder  der  Vater  den  Sohn,  wenn  beide  zu 
verschiedener  Zeit  sterben;  aus  ein  paar  anderen  Stellen  ergibt  sidi 
hierzu  die  Vervollständigung,  daß  die  Kinder  ihre  Mutter  in  gan* 
derselben  Weise  beerben  wie  ihren  Vater.  ^)  An  zweiter  ^elle  soll 

*J  K  u  u  u  II  ^  !,  b  '  I  k  ,  14324;  S  t  u    a  r  h  u  1 »  b  u  k  ,  i  1 0/149. 

*1  Staöar  h  (t  I  s  b  i<  k  ,  S0  I02. 

«)  GI>L.  103-5 

*)  ebenda,  53  und  63. 
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sodaDO  die  Tochter  erben,  und  neben  ihr  der  Sohne^hn,  beide  zu 

gleichen  Hälften;  sollten  aber  Nachkommen  {hörn,  d.  h.  Nachkommen 
mannlichen  Geschlechts)  nicht  vorhanden  sein,  so  erbt  neben  ihr  in 
;;leichcr  Weise  der  Vatcnater;  der  dabei  gemachte  Zusatz:  .,ok 
verör  hon  aura  arvc,  enn  Hann  o(^rla",  soll  erst  später  seine  Erklärung 
finden.  An  dritter  Stelle  beerbt  der  Bruder  den  Bruder,  und  be- 
erben sich  auch  Geschwister  verschiedenen  (leschlechts  (systkiTi), 
vorausge?et7t  nur,  daL)  sie  ,,sainfe(^ra",  und  ehelicher  Abkunft  sind. 
An  vierter  Stelle  beerbt  die  Mutter  ihre  Kinder,  und  lautet  der  sie 
betrefil'endc  Satz:  „sü  er  hin  fjörfta  (erfö).  er  mööir  verör  magar  arve". 
An  fiinfter  Stelle  erben  der  Vatersbruder  und  der  Bruderssohn,  dner 
den  anderen;  sie  nehmen  aber  beide  eines  Mannes  Erbe,  wenn  es 
sich  so  trifft,  d.  h.  wenn  der  Erblasser  zugleich  einen  Vatersbruder 
und  einen  Bruderssohn  hinterläßt,  so  beerben  ihn  beide  zugleich. 
An  sechster  Stelle  erben  die  Söhne  von  Brüdern  (brceöra  synir),  und 
neben  ihnen  der  brööir  sammoedra,  falls  ein  solcher  vorhanden  ist, 
wobei  wieder  die  später  erst  zu  erklärende  Vorschrift  wiederkehrt: 
„verör  hann  aura  arve,  en  )>eir  oAiia".  An  siebenter  Stelle  treten 
die  Söhne  ein,  vorausgesetzt,  daß  sie  nicht  legitimiert  sind,  jedoch 
ohne  Unterschied  zwischen  ihren  verschiedenen  Klassen;  dagegen 
wird  der  unehelich  geborenen  Töchter  ebensowenig  gedapht  wie  der 
entfemteren  unehelichen  Verwandt«!.  An  achter  Stelle  folgen  so- 
dann „[leir  menn,  er  na^stir  eni  broeöra  sonum,  hvärr  cftir  annan", 
also  die  Nachgeschwisterkinder  vom  Mannsstammc  und  maniilichea 
Geschlechts  untereinander,  oder  der  dritte  gleiche  Grad.  Nun  kommt 
an  neunter  Stelle  der  Mutter\  ati  r  und  rochtersohii ;  dann  an  zehnter 
Stelle  der  Mutterbruder  und  Schwestersohn  „hvarr  eptir  annan".  An 
cltter  Stelle  folgen  sodann  die  systkinasynir,  alsi  >  die  Sohne  einer 
Vatersschwester  oder  eines  Mutterbruders,  an  zwölfter  Stelle  die 
systrasynir,  also  die  Söhne  einer  Mutterschwester;  an  dreizehnter 
Stelle  steht  die  „üborins  erfö",  d.  h.  das  Erbrecht  des  Ungebore- 
nen,  mit  welchem  es  folgende  Bewandtnis  hat  Stirbt  eine  l'>au, 
die  nach  dem  Zeugnisse  zweier  anderer  I  lausfrauen  in  derHolfnung 
ist,  so  gilt  das  ungeborene  Kind  als  Erbe  der  „tilgjof',  wogegen  die 
fjieimanfylgja"  an  die  Erben  der  Verstorbenen  hinauszugeben  ist. 
Es  handelt  sich  also  nicht  um  ein  beim  Tode  der  Matter  noch  lebend 
zur  Wdt  gekommenes  Kind,  sondern  um  eine  ausgetragene  Leibes- 
frucht, welche  mit  der  sterbenden  Mutter  zugrunde  geht;  da  unter 
der  heimanfylgja  die  Mitgift  der  Frau  zu  verstehen  ist,  unter  der 
tilgjöf  aber  die  Widerlage,  welche  der  Ehemann  ihr  gegenüber  aus 
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seinem  eigenen  Vennögen  macfa^  so  ist  überdies  auch  Idar»  daß  das 
Erbe  des  Ungeborenen  überhaupt  kein  Erbe  ist,  und  in  das  ehdidie 
Güterrecht,  nicht  in  das  Erbrecht  gehört  Nach  semer  Besprechuog 
folgt  nun  aber  der  schwer  verständliche  Satz:  pJ^fü  ero  fraenderidlr 
allar  taldar;  |)eir  skolo  fyrst  er  taldir  ero,  ok  allir  aörir  jamnnioir, 
fyrr  en  undir  konüng  gange".  Zweifellos  will  mit  demselben  gesagt 
sein,  daß  die  Erbfolge  auf  Grund  der  Verwandtschaft  durch  dir  bis- 
herige Aufzahlung  erschöpft  sei,  daß  sie  also  über  den  dritten  gkich^n 
Grad  nicht  hinausreiche;  dagegen  ist  schwer  zu  bestimmen,  welche 
Leute  unter  denen  „er  taldir  ero",  und  welche  unter  den  allir  ai^nr 
jamtitianir"  /u  verstehen  seien,  und  möchte  man  fa«t  meinen,  daß 
hier  eine  Korrupte!  des  Textes  vorliege.  Unter  denen,  .,er  taldir  ero", 
möchte  man  zunaclist  an  die  mit  denselben  Worten  bezeichnete 
Klasse  des  isländischen  Rechts  denken,  und  hierzu  stimmt  ganz 
wohl,  daß  von  ihnen  gesagt  wird,  daß  -it^  „fyrst",  d.  h.  in  erster 
Linie,  das  Erbe  nehmen;  aber  mit  dieser  Deutung  ist  unvereinbar, 
dafi  außer  den  so  bezeichneten  Personen  nur  noch  die  »jamonanir'' 
folgen  sollen,  ehe  der  Nachlaß  an  den  König  fällt,  worunter  dod) 
nur  gleich  nahe  Verwandte  verstanden  werden  können.  So  wird 
also  nichts  übrig  bleiben,  als  unter  den  „taldir"  alle  unter  den  voran* 
gehenden  13  Nummern  aufgezählten  Personen  zu  verstehen,  unter 
den  ,jamnnänir"  aber  die  im  nächstfolgenden  Päragraphen  genannten; 
unter  dieser  Voraussetzung  aber  wird  sehr  auflallig,  daß  mitten  in 
der  Erbschafbtafel  gesagt  sein  soll,  daß  der  Nachlafi  erst  dann  an 
den  König  fallen  solle,  wenn  weder  die  bereits  aufgezählten,  noch 
auch  die  erst  noch  aufzuzählenden  Verwandten  vorhanden  seien, 
wahrend  doch  dieser  Satz  au^^cnscheinlich  erst  an  uiii  Schluß  der 
Tafel  gehurt,  und  noch  auffalliger,  daü  derselbe  durch  die  Bemerkung 
eingeleitet  wird  .,nü  ero  fra?nderföir  allar  taldar",  wie  wenn  er  wirk- 
licii  am  Schlu.'ssc  des  ganzen  stände.  Man  mochte  auf  eine  Umge- 
staltung des  Textes  raten,  wie  sie  bei  der  Hc-rstellung  unserer  Kom- 
pilation aus  zwei  t^anz  verschiedenen  Redaktionen  desselben  wohl 
sich  ergeben  konnte,  und  die  Betrachtung  des  folgenden  Paragraphen 
dürfte  in  der  Tat  diese  Annahme  bestarken.  Unter  der  Überschrift 
„franderföir"  folgt  aber  zunächst  eine  Reihe  von  Bestimmungen  all- 
gemeiner Art.  Sind  keine  „tölumenn"  da,  heifit  es,  dagegen  Leute 
aus  dem  Mannsstamme  (höfuöbarmr)  und  aus  dem  WeibssUmme 
(kvennsvift),  und  alle  dem  Grade  gleich  nahe,  so  sollen  die  von 
Mannsstamme  das  Erbe  nehmen;  sind  dagegen  die  vom  Weibsstamme 
näher,  so  sollen  sie  es  haben.   Wo  immer  ein  Grad  in  der  £(t)efl' 
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tafel  sich  ergibt  (verdr  kn^ot  f  erf5ura),>)  da  soll  der  das  Erbe 
nehmen,  welcher  der  nähere  ist  Findet  jemand  aber  seine  Stelle 
io  der  einen  Linie  (kWsl),  aber  nicht  in  der  anderen,  so  steht  es 
cbeosoj  wie  wenn  er  in  beiden  seine  Stelle  fände,  d*  h.  doppelte 
Verwandtschaft  gilt  nicht  mehr  als  einfache.   Sind  aber  keine  „tölu* 
meon"  vorhanden,  dagegen  Leute,  welche  gleich  nahe  verwandt  sind 
wie  diese  fjamnnänir  tölumönnum),  da  sollen  die  das  Erbe  nehmen, 
weicht  gleich  nahe  verwandt  «ind  mit  den  vorhin  Aufgezählten.  Die 
Sohiiestochter  nimmt  zuerst  ui.tci  den  unauti^ez.ihlten  \\  cibcrii  das 
Erbe.   Nacii  diesen  allgetneincreti  P)C^timmungcn  nimmt  sodann  unser 
Text  einen  neuen  Anlauf,  um  zu  den\  speziellen  Gegenstande  zu  ge- 
lan^^cn,  welchen  der  Schluß  jener  ersteren  bereits  angekündigt  hatte; 
er  f;i]',rt  nämlich  fort:  „Nun  folgt  das,  was  die  nehmen  sollen,  welche 
nicht  aufgezahlt  sind",  und  beruft  für  den  Fall,  daß  niemand  von 
den  Aufgez<ihlten  vorhanden  sein  sollte,  in  erster  Linie  die  Sohnes- 
tochtcr  und  Vatermutter,  an  zweiter  Stelle  die  Vatersschwester  und 
Sohnestochter,  an  dritter  Stelle  die  Töchter  zweier  Brüder  (brcudra 
datr),  an  vierter  Stelle  die  unehelichen  Töchter  (friUu  dcetr),  an 
fünfter  Stelle  aber  die  Weiber,  deren  Väter  Söhne  von  Brüdern  waren ; 
weiterhin  werden  dann  aber  noch  berufen  die  Muttermutter  und 
Tocbtertochter,  nach  ihnen  die  Mutterschwester  und  Schwestertochter, 
nach  ihnen  die  Töchter  von  Greschwistern  verschiedenen  Geschlechts 
(systkina  doetr),  endlich  nach  diesen  die  Töchter  zweier  Schwestern 
(s]rstra  doetr).  Weiter  reicht  die  Erbentafel  nicht;  vielmehr  folgt  nun 
zunächst  die  Erklärung,  dad  bei  der  gro6en  Mannigfaltigkeit  der 
denkbaren  Verwandtschaftsverhältnisse   niemand   eine   völlig  er- 
schöpfende Erbentafel  zu  entwerfen  vermöge,  und  daß  man  darum 
in  der  1  :axis  sich  nach  Analogie  der  aufgestellten  Regeln  helfen 
müsse,  weiterhin  «iber  der  Schlußsatz:  „Nun  sind  alle  die  aiitL,'e/ahlt, 
uelche  den  in  der  Männcrcrbeiitafel  Ii  karleriAumj  Aufgezaiilten  gleich 
nahe  stehen;  es  soll  jede  dieser  l'ersnncn  stets  an  flcr  Stelle  Erbe 
nehmen,  an  welcher  sie  aufgezaiilt  ist.  nur  daü  die  Tochter  früher 
Erbe  nimmt  als  tler  Vater."  —  Man  sieht,  die  (  berschritt  ,,tra  nderf(^ir" 
weist  auf  eine  Abteilung  der  Erbentafel  hin,  welcher  eine  andere 
gegenüberstehen  muß,  die  wir  nur  in  den  „tölumenn"  oder  „taldir" 

')  kntskol  darf  an  unstrfr  Stille  nicht,  wie  GuAbrandr  Vigfiisson  h.  v. 
will,  mit:  „a  disbonour,  huntiiiuliun,  of  a  mcmber  of  a  family"  wiedcrgcjjcbcu  werden, 
Mmders  mit  Eirikr  Jdntton  b.  v.  mit:  „Forskjel  af  Slacgtted".  In  derSnorra- 
Bdd«,  II,  S.  493  6giiriert  „tkotblaA*'  unter  den  „säfitbeiti^  und  wird  von  beiden 
Unkograpben  gm»  ricbttg  (üs  d*t  Keimblatt  der  Ähre  erklSrt. 
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erkennen  können.    Zu  den  fraenderfSir  werden  dabei  Leute  vom 
Mannsstamme  wie  vom  Weibsstamme  berufen,  jedoch  immer  erst 
dann,  wenn  tölumenn  nicht  vorhanden  sind;  aber  doch  werden  hinter- 
her unter  der  Bezeichnung  ,  jamnnänir  tölumönnum"  nur  Weiber  von 
denselben  Verwandtschaftsgraden  aufgezählt,  in  welchen  die  vorher 
schon  aufgezählten  Männer   standen,   während  die  Bezeichnung 
fraenderfdir  doch  auf  etwas  ganz  anderes  hinzuwdsen  scheint  als  aut 
eine  bloße  Parallele  zu  den  karlerföir,  und  auch  die  bezüglich  der- 
selben aufgestellten   allgcmeineti   Vorschriften    keinen   Sinn  haben, 
wenn  sie  sich  nur  auf  jene  „jamnnänir  tölumonnuin"  beziehen  sollen. 
Dagegen  würde  der  Gegensatz  seinen  vollkommen  befriedigenden 
Sinn   erhalten,  wenn  wir  unter  den   t')lunienn  dasselbe  verstehen 
dürften,  was  das  islandische  Recht  unter  den  taldir  til  arfs  \  lögum 
versteht,  nämlich  die  Verwandten  des  ersten  Grades,  unter  den  fr^endr 
dagegen  die  entferntere  Verwandtschaft;  in  diesem  Falle  würde  sehr 
wohl  verständlich,  daß  gelegentlich  der  frxnderfi&ir  erst  die  allge- 
meinen Bestimmungen  Über  die  Sukzessionsordnung  vorgetragen 
worden  waren,  und  dürfte  man  sich  überdies  daran  erinnern,  da0 
auch  im  schwedischen  Rechte  die  fraender  gelegentlich  dem  Sohne; 
Vater  und  Bruder  als  gesonderte  Kategorie  gegenübergestellt  werden. 
Die  Regeln  selbst,  welche  fllr  die  Ordnung  der  entfernteren  Ver* 
wandtschaft  aufgestellt  werden,  sind  ferner  ganz  anders,  als  welche 
der  Aufzählung  der  einzelnen  Verwandtschaftsgrade  zugrunde  liegen; 
nach  ihnen  soll  der  Mannsstamm  bei  gleicher  Gradesnähe  dem 
Weibsstamme  vorgehen,  aber  hinwiederum  der  nähere  Grad  des 
Weibsstammes  den  entfernteren  des  Mannsstammes  ausschlieBen,  die 
Erbentafel  selbst  aber  läflt  den  födurbrödir  und  brödursonr  an  fiiofter 
Stelle,  dagegen  den  möAurbroöir  und  systursonr   erst  an  zehnter 
Stelle  suk/edirren,  also   nach   den   Geschwisterkindern   und  Nach- 
geschwi^tcrkindern  des  Mannsstanimes  u.  dgl.  m.     Es  bleibt  dem- 
gegenüber nur  eine  cioppelte  M'^gliehkcit,  sofeme  entweder  die  auf- 
gestellten Regeln  sich  auf  die  vorher  besprochenen  VerwantlL^chatl?- 
gradc,  die  im  ganzen  dem  bauggildi  und  nefgildi  entsprechen,  lx- 
ziehen  müssen,  oder  aber  auf  die  entferntere  Verwandtschaft  jcn^oit^ 
des  bauggildi  und  nefgildi;  im  einen  wie  im  anderen  Falle  aber 
müßten  sie  sich  auf  eine  ganz  anders  geartete  Erbentafel  beziehen 
als  die  uns  vorliegende,  soferne  diese  ersterenfalls  im  bauggildi  und 
nefgildi  die  Verwandten  in  einer  anderen  Reihenfolge  aufgezählt, 
anderenfalls  aber  der  Sukzessionsberechtigung  der  entfernteren  Ver 
wandtschaft  doch  irgendwie  gedacht  haben  müßte.   Wunderlich  ist 
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ferner,  daß  in  den  Schlußworten  der  ganzen  Erbcatafel  eine  Korrektur 
ihrer  selbst  gegeben  wird,  indem  hier  die  Tochter  vor  dem  Vater 
berufen  werden  will,  welchem  sie  doch  vorher  ausdrücklich  nach- 
gesetzt  ist   Endlich  ist  auch  ein  Mangel  an  Parallelismus  in  der 
Erbentafel  auffällig.  Es  werden  nämlich  zwar  an  achter  Stelle  die 
nastir  broedra  sonum  aufgeführt»  aber  unter  Nummer  elf  und  zwölf 
nur  die  systkinasynir  und  systrasynir,  dann  unter  den  jamnnänir  zwar 
die  Jconor  \ki  t,  er  fedr  |>eirra  vära  broedra  synir",  d.  h.  die  broeörünga- 
doetr,  aber  hinterher  nur  die  systkinadoetr  und  ^stradcetr,  so  daß 
aho  hier  wie  dort  der  Weibsstamm  mit  dem  zweiten,  der  Manns- 
stamm mit  dl  in  dritten  gleichen  Grade  sehheßt.    So  ist  denn  auch 
vun  erheblicher  Bedeutung,  daß  die  I>l>entafcl  der  Gj)L.  von  <ier 
des  islandischen   Kcehtes  so  viehacli  abweicht,  wahrend  wir 
doch  wissen,  daß  diesr>  letztere  Recht  sich  erst  um  das  Jahr  930 
von  dem  des  ( iulalims^es  ai)zwoii;te.    Keinen  Wert  let^e  ich  freihch 
auf  die  unj^ieiche  Behandlung  der  unechten  (ieburt  in  beiden 
Rechten.    Allerdings  berücksichtigen  die  Gl)L.  nur  die  unehelichen 
Kinder,  nicht  wie  das  isländische  Recht  auch  noch  die  uneliclichen 
Geschwister,  oder  vollends  auch  noch  alle  übrigen  unecht  geborenen 
bis  zum  dritten  gleichen  Grade,  und  berücksichtigen  überdies  jene 
selbst  die  unechten  Kinder  erst  nach  den  ehelich  geborenen  Ge* 
schwisterkindem,  während  dieses  alle  unecht  Geborenen  des  ersten 
Grades  nach  dem  ersten  Grade  der  ehelichen  Geburt  beruft  Aber 
insoweit  haben  wir  es  ja  mit  einer  Kategorie  von  Verwandten  zu 
tun,  die  nachweisbar  erst  spät  und  nur  allmählich  ihre  Anerkennung 
sich  errang,  und  erklärt  sich  somit  leicht,  daß  in  dieser  Beziehung 
das  isländische  Recht  weiter  vorgeschritten  sich  zeigt  als  das  norwegi- 
sche. Ähnlich  steht  die  Sache  auch  bezüglich  der  Berücksichtigung 
der  Weiber.     Wiihrend   das  isländische   Recht   konsequent  die 
eiber  unmittelbar  hinter  den  Mannern  des  gleichen  Grades  berutt, 
und  von  diesem  IVinzipe  nur  hinsichtlich  der  Mutter  eine  Ausnahme 
macht,  behandeln  die  GI)L.  die  U  eiber  ungleich  härter,  und  zugleich 
durchaus  inkonse<iuent.    Die    Tochter  wird   nicht  nur  hinter  den 
Sohn,  sondern  auch  hinter  den  Vater  zurückgestellt,  unti  mui\  scv^ar, 
wenn  sie  in  Ermangelung  beider  sukzediert  mit  dem  Sohnessohne 
und  Vatervater  teilen;  erst  ein  späteres  Einschiebsel  läßt  sich  vor 
dem  Vater  einreihen,  wie  dies  nach  isländischem  Rechte  der  l-all 
war.  Die  soror  consanguinea  dagegen  erbt,  wie  auf  Island,  gleich 
hinter  dem  frater  consanguineus,  während  die  soror  uterina  voll- 
ständig vergessen  ist.  Die  Mutter  wird  nicht  nur,  wie  auf  Island, 
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hinter  dem  frater  consanguincus  berufen,  sondern  sogar  erst  hinter 
der  soror  consan<:^iiinca,  welcher  ne  auf  Island  vorgeht.  Alle  ent- 
fernter verwandten  Weiber  endlich,  werden  erst  hinter  den  Männern 
des  dritten  gleichen  Grades  vom  Mannsstamme  als  eine  Gresamtheit 
berufen,  was  denn  doch  deutlich  erkennen  läßt,  dafi  ihnen  ei3t  weit 
später  als  jenen  näher  verwandten  ein  Erbrecht  eingeräumt  wurde. 
Auch  an  diesem  Punkte  weist  die  Verschiedenheit  beider  Rechte 
deutlich  auf  eine  Zeit  hin,  da  die  Weiber  vom  Eibrechte  noch  völlüg 
ausgeschlossen  waren,  und  auch  hier  wieder  zeigt  sich  das  isländi- 
sche Recht  weiter  fortgeschritten;  auffällig  aber  ist,  da6  das  isländi- 
sche Recht  trotz  aller  sonstigen  Abweichungen  von  den  G[>L.  doch 
der  Mutter  bereits  genau  dieselbe  Stelle,  hinter  dem  frater  cons.in- 
guineus,  anweist  wie  diese,  während  doch  diese  Stelle  zu  seinem 
sonstigen  IVinzipc  hinsichtlich  der  Behandlung  der  Weiber  keine«;- 
wegs  stimmt.  Berücksichtigen  wir  nun,  daü  gerade  das  Erbrecht  der 
Mutter  in  den  dl^l..  sowohl  als  FrJiL.  durch  die  altertümliche  Be- 
zeichnung „|>a  verdr  iiiuOiir  magar  arfV  als  ein  uraltem  sirh  erweist,  zu- 
mal da  bei  keines  anderen  Weibes  Erbrecht  eine  ihnlirhc  technische 
Bezeichnung  sich  findet,  so  liegt  die  V'ermutung  nahe,  ciaÜ  zu  der  Zeit, 
da  das  isländische  Recht  sich  von  dem  des  Gula|)mgcs  abzweigt, 
also  um  das  fahr  930,  das  Erbrecht  der  Mutter  zwar  bereits  in  diesem 
letaleren  anerkannt  wnr,  aber  auch  nur  dieses.  Setzt  man  voraus, 
wie  man  doch  wohl  darf,  daß  dazumal  auch  die  mütterliche  Vcr« 
wandtschaft  noch  kein  Erbrecht  besaß,  also  der  frater  uterinus  noch 
keine  Stelle  in  der  Erbentafel  hatte,  so  wird  die  der  Mutter  einge- 
räumte Stellung  sehr  begreiflich;  sie  stand  am  Schlüsse  der  tölu- 
menn  im  älteren  Sinne  des  Wortes,  und  nach  ihres  Sohnes  Erben, 
wenn  solche  nicht  vorhanden  waren,  unmittelbar  vor  dem  bauggikli. 
Freilich  zeigt  die  oben  besprochene  Stelle  der  Laxdoela,  dafi  sdion 
drei  Jahrzehnte  später,  um  960,  neben  dem  Erbrechte  der  Mutter 
auch  das  der  Tochter  und  der  Schwester  auf  Island  anerkannt  war; 
aber  es  läßt  sich  ja  wohl  denken,  daß  gerade  die  Ülfljötslög  es 
waren,  welche,  neben  so  manchen  anderen  Modifikationen  des  aus 
Noru  rt^en  überkommcaca  Rechtes,  auch  jene  erste  Kn^eiteruiig  des 
\\  (  il)!  rrcclitcs  eingeführt  haben  mochten,  und  d.iß  von  da  ab  ciessca 
Entwicklung  bcrcili  in  Norwegen  und  auf  Island  verschiedene  Wege 
ging.  Eine  dritte  VersrhiedeMihcit  bezieht  sich  femer  auf  den  Vor- 
zug des  M a n  n  s s  l  .1  in  ni  e  >  vor  dem  W'cibsstammc.  Das  isländi- 
sche Recht  weiß  von  einem  solchen  nur  in  Bezug  auf  den  Irater 
consauguineus  und  die  soror  consanguinea  gegenüber  den  uterini, 
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wogegen  es  in  den  entfernteren  Graden  einen  solchen  nicht  mehr 
aoerkenot;  die  Gl)L.  dagegen  lassen  erst  den  ganzen  Mannsstaxnm 
bis  zugn  dritten  gleichen  Grade  einschheßlich  sukzedieren,  und  dann 
erst  den  Wetbsstamm  eintreten,  jedoch  selbst  an  dieser  Stelle  nur 

bis  zum  «weiten  gleichen  Grade  einschließlich,  und  wenn  zwar  auch 
SIC  den  trater  uterin us  eine  Ausnahme  machen  lassen,  so  berufen  sie 
ihn  doch  erst  uei)eii  den  Gesell vvistcrkindern  vom  Mannsstammc, 
nicht  aber  unmittelbar  hinter  den  consauguinei,  wie  das  iblaudi^i  iie 
Recht.  Das  Unorganische  dieser  Ausnahme  in  beiden  Rechten  ist 
klar;  aber  auch  die  Kegel  der  (iI»!..  stimmt  nicht  zu  dem  oben  er- 
wähnten Grundsatze,  daß  nur  bei  gleicher  Gradesnahe  der  Manns- 
stamm den  V\  eibsstaram  ausschließen  solle,  u  >L:;eL;en  der  nähere 
Grad  dem  entfernteren  schlechthin  ohne  Rücksicht  auf  diesen  Unter- 
schied vorzugchen  habe.  Wenn  wir  nun  die  vorwiegende  Nicht- 
berücksichtigung des  Ge;.;envat7c^  zwischen  M  innsstamm  und  Weibs- 
stamm im  isländischen  Rechte  als  das  Produkt  einer  späteren  £nt' 
wk^ungsstufe  bezeichnen  durften,  so  liegt  die  Folgerung  nahe,  daö 
in  den  G1)L.  die  Zurücksetzung  des  gesamten  Weibsstammes  hinter 
den  gesamten  Mannsstamm  alten  Rechtes  gewesen  sein  müsse,  wenig- 
stens soweit  der  Gegensatz  des  bauggildt  und  nefgildi  reichte,  wo- 
gegen die  andere  Frage  eben  bleibt,  ob  nicht  etwa  schon  in  der 
älteren  Zeit  die  andere  Regel,  daß  Grad  für  Grad  der  Weibsstamm 
dem  Mannsstamme  auf  dem  Fufie  folge,  für  die  entferntere  Verwandt- 
schaft gegolten  haben  möge.  Die  abnornre  Bevorzugung  der  uterini 
•freilich  scheint,  wie  ihre  Behandlung  als  sakaukar  in  der  Wergelds- 
tatcl  Avl^t,  einer  noch  ilteren  Zeit  an/ugchoren,  in  welcher  entweder 
rill  nt  fi^'ildi  ul)erhaupt  noch  nirht  neben  dem  bauggildi  stand,  oder 
<:och  die  nuitterliche  Vcrwandtsciiaft  in  diesem  noch  nicht  neben 
tiem  Mannsstanimc  von  der  VattT'^scite  her  Platz  gefunden  hatte; 
die  Lozienmg  des  frater  uterinus  aber  neben  den  Geschw  i^terkindern 
wäre  sehr  erklarhch,  wenn  man  annehnien  durfte,  daÜ  derselbe  einer 
Zeit  angehörte,  in  welcher  das  bauggildi  mit  den  Geschwisterkindern 
schloß,  und  würde  unter  dieser  Voraussetzung  auch  das  Abbrechen 
des  nefgildi  mit  demselben  Grade  sich  erklären.  Was  endlich  die 
Berechnung  der  Nähe  der  Verwandtschaft  betrift't,  zeigen 
die  Gi)L.,  vom  isländischen  Rechte  abweichend,  die  aufsteigende  und 
absteigende  Linie  ohne  Rücksicht  auf  die  Nähe  des  Grades  der 
Seitenlinie  vorgesetzt,  und  zwar  im  Weibsstamme  sowohl  als  im 
Mannsstamme,  vorbehaltlich  nur  der  dem  frater  uterinus  eingeräumten 
ganz  exzeptionellen  Stellung;  allerdings  gebt  dabei  die  £rbentafel 
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nicht  über  die  Grofieltera  einerseits  und  die  Enkel  anderseits  herab^ 
aber  dies  eiidärt  sich  leicht  daraus»  dafi  tatsächlich  selten  jemand 
von  seinem  Urenkel,  oder  vollends  von  seinem  Urgroßvater^bcerbt 
werden  wird,  und  ist  demnach,  da  Enkel  und  Großvater  vor  den 
Geschwistern  erben,  immerhin  anzunehmen,  daß  eventuell  der  gleiche 
Vortritt  auch  dem  Urenkel  und  Urgroßvater  hätte  eingeräumt  werden 
wollen,  wenn  man  sich  veranlaß  gesehen  hätte,  auch  ihrer  zu  ge- 
denken. Im  übrigen  scheint  der  absteigenden  Linie  bei  gleicher 
(iradesnähe  der  Vorzug  vor  der  aufsteige  luioii  eingeräumt  gewesen 
zu  sein,  wogegen  von  einem  Repräsentutionsrechte  ebcn'^^>wenig  wie 
auf  Island  die  Rede  war.  Fbens«  »wenig  ist  in  den  GjtL.  \()n  einer 
Tcihnig  unter  väterli<  lu  n  und  muttc-rliclien  Verwandten  nac  Ii  ;;lcirhen 
Hälften,  oder  von  einer  Teilung  naeh  Stiimmen  statt  nnrh  Kopten 
die  Rede,  wie  solche  auf  Island  vorkommt;  wenn  nämlich  Toiiiter 
und  Sohnessohn  ,,liälft  hvärr  |>eirra"  erben  sollen,  oder  Vaterbruder 
und  Brudersohn  „hvärr  eftir  annan ;  taka  |>eir  bädtr  eins  manns  <ui 
ef  svä  berr  tü",  SO  ist  damit  doch  wohl  nur  die  gleiche  Teilung 
unter  beiden  Kategorien  von  Verwandten,  aber  darum  noch  nicht 
die  Teilung  nach  Stämmen  ausgeschlossen,  welche  ja  auch  inner- 
halb jeder  einzelnen  Kategorie  von  solchen  wiiksam  werden  müfite. 

Wieder  anders  gestaltet  sich  die  Erbfolgeordnung  nach  den 
Frostu|>i'figslög,.  und  nahezu  ebenso  undurchsichtig,  wie  di« 
nach  den  GI)L.  der  Fall  ist. ')  An  erster  Stelle  wird  auch  hier  der 
Sohn,  und  zwar  der  legitimierte  sowohl  als  der  echt  geborene,*  zur 
Erbschaft  seines  Vaters  berufen,  und  eventuell  der  Vater  zur  Elb* 
Schaft  seines  Sohnes.  An  zweiter  Stelle  wird  die  Tochter  berufen 
und  neben  ihr  der  Sohnessohn,  vorausgesetzt,  daß  nicht  nur  er  selbst, 
sondern  auch  sein  Vater  echter  Cleburt  ist;  beide  Katei^orien  teilen 
dal)ei  immer  nach  Ilalttt  ii.  auch  daini,  weini  mehrere  I-^nkel  mit 
einer  Tochter  oder  nulirerc  Töchter  mit  einem  Enkel  konkurrieren. 
Fehlen  beide  Kategorien,  so  wird  noch  an  derselben  Stelle  die 
Sohnestochter  berufen,  jedoch  so,  daß  sie  mit  dem  ehelich  geborenen 
Sühne  eint  s  unehelich  geborenen  Sohnes  ebenso  zu  teilen  hat,  wie 
die  Tochter  mit  dem  Sohnessuhne  zu  teilen  hätte,  d.  h.  nach  Hälften, 
ohne  Rucksicht  auf  die  Kopfzahl;  hat  aber  der  Sohn  eines  unehelich 
geborenen  Vaters  einmal  in  dieser  Weise  geerbt,  so  nimmt  er  fortan 
Jedes  Erbe  ganz  wie  wenn  er  durchaus  von  ehelicher  Abkunft  wäre.^) 

l'  T^U  VIII,  1-15:  vgl.  Fragm.  II,  S.  508—10  und  III.  S.  ^li-tq 
JdrnsiAa,  ErfÖat.  I— 13  und  l$.  • 
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Dali  ubri^^^ens,  wovon  die  ICrbcntafel  nicht  spricht,  die  K.inder  aui  h 
ihre  Mutter  beerben,  jedoch  so,  daß  dabei  dir  Tochter  in  eigeiitum- 
licherweise  mit  dem  Sohne  konkurriert,  ist  aus  einer  aiuK  rcn  Stelle 
zu  ersehen,  'j  aut  deren  I-",rkhiriini^  ich  spater  noch  einzugehen  haben 
werde.  An  der  dritten  Stelle  wird  der  fratcr  oc  Misanpuinens  berufen, 
und  für  den  Fall,  daß  ein  solcher  nicht  vorhanden  sein  sollte,  die 
soror  consanguinea.  An  vierter  Stelle  sind  zunächst  berufen  der 
Vatervater,  V'aterbruder  und  Brudersohn,  und  zwar  so,  daß  jede  dieser 
drei  Kategorien  ihren  gleichen  Anteil  erhält,  ohne  Rücksicht  auf  die 
Kopfzahl,  durch  welche  sie  vertreten  ist,  wogegen  selbst  eine  einzige 
Person  die  ganze  Efbschaft  nehmen  kann,  wenn  eben  nur  sie  vor- 
handen ist  Fehlen  aber  Vertreter  dieser  drei  Kategorien  völlig,  so 
wird  zunächst  die  Vatermutter  berufen,  und  sie  allein;  erst  wenn 
auch  sie  nicht  vorhanden  ist,  werden,  immer  an  derselben  Stelle,  die 
ehelich  geborene  Vatersschwester  und  Bruderstochter  berufen,  aber 
neben  beiden  auch  noch  die  Mutter,  sofeme  sie  eine  rechtmäßige 
Eliefrau  ist*)  Dabei  soll  die  Mutter  die  halbe  Erbschaft  erhalten, 
während  die  andere  Hälfte  von  der  Vatersschwester  mit  der  Bruders- 
tochter zu  teilen  hat,  jedoch  so,  daß  der  Anteil  der  Mutter  nicht 
wachst,  wenn  auch  von  den  letzteren  beiden  Katei^orien  nur  die  eine 
vertreten  ist;  fehlt  uniL,^ekehrt  die  Mutter,  so  teilen  jene  anderen 
bei(icn  Kategorien  die  ganze  i-.rbschaft  zu  gleichen  Hälften,  und  zwar 
e!>Liifalls  wieder  ohne  alle  Rucksicht  auf  die  Kopfzahl,  durch  welche 
die  eine  und  die  andere  von  ihnen  vertreten  ist;  ist  endlich  weder 
eine  Vaterschwester  noch  eine  Brudertochter  vorhanden,  so  soll  die 
die  Mutter  überhaupt  nicht  an  dieser  vierten  Stelle  erben.  Bemerkt 
muti  übrigens  noch  werden,  daß  In  i  Besprechung  der  Sohnessöhne, 
deren  Vater  unechter  Geburt  ist,  beigefügt  wird,  bei  Bruderssöhnen 
eot^rechender  Abkunft  solle  es  ebenso  gehalten  werden  wie  bei 
jenen;*)  damit  will  aber  doch  wohl  gesagt  sein,  dafi  ehelich  ge- 
borene Söhne  eines  unehelich  geborenen  Bruders  zwar  nicht  mit  den 
ehelich  geborenen  Söhnen  eines  ehelich  geborenen  Bruders,  aber 
doch  gleich  hinter  diesen  mit  dem  nächsten  Grade  innerhalb  der 
gleichen  Klasse  konkurieren  sollen,  d.  h.  mit  der  Vatermuttcr.  An 
fünfter  Stelle  werden  aber  die  brcedrasynir  berufen,  zugleich  mit  dem 

»J  Fr>L.  IX»  9. 

*)  Im  Cod.  Rcsen.  5  steht  freilich:  föÖor  systir  skUgetin,  ok  mi»ftir  skil^'ctin, 
ok  Vr.  ßord  ottir  skilfcngin,  aber  Fr.i-ni.  III  gibt:  faÖur  systir  skilgclen,  ok  tDii^r 
skilfcngco,  ok  brnAord<^jttur  skilgeteo,  und  ähnlich  die  Järnsiöa. 
Fr{»L.  Vin,  3. 
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hrödir  sammGedra,  und  zwar  so,  dafi,  wenn  auch  nur  die  eine  dieser 
beiden  Kategorien  vertreten  ist,  diese  die  ganze  Erbschaft  nimmt; 

eventuell  treten  dann  noch  die  systir  sammccftra  und  die  brceftra- 
dixtr  nebeneinander  ein,  und  zwar  unter  <;<inz  denselben  Bcdini^uiigcn. 
Nun  erst,  also  an  sechstt-r  Stelle,  wird  die  Mutter  als  ,.niaL;ar  arfi" 
ijerufen,  vorause^esetzt  daß  sie  eheliche  Frau  ist;')  neben  ihr  winl 
die  ehelich  geborene  Vatt-rschwester  berufen,  die  doch  sclum  au 
vierter  StelU  berufen  worden  war,  so  daß  also  hier  eine  Änderung 
des  Rechts  eHiL;ctreten  zu  sein  scheint  An  siebenter  Stelle  werden 
sodann  die  unehelichen  Sohne  berufen,  und  zwar  ebenfalls  wieder, 
ohne  daß  zwischen  ihren  verschiedenen  Klassen  unterschieden  würde; 
hinter  ihnen  treten  auch  noch  die  unehelichen  Töchter  ein,  und 
überdies  auch  noch,  jedoch  wie  es  scheint  nur  vermöge  einr^^  späteren 
Zusatzes,  der  unecht  geborene  Bruder.  An  achter  Stelle  folgen  ferner 
zunächst  die  Nachgeschwisterkinder  männlichen  Geschlechts  und  vom 
Mannsstamme  (eptir  brceöra  sunu),  oder,  wie  sie  auch  bezeichnet 
werden,  die  Verwandten  des  dritten  gleichen  Grades  QmÖja  manne 
fraendsemiX  und  in  ihrer  Ermangelung  die  Weiber  der  gleichen 
Gradesoähe  (eptir  brcedradoetr).  An  neunter  Stelle  werden  sodann 
berufen  der  Muttervater  und  der  Tochtersohn,  und  in  Ermangelung 
beider  die  Muttermutter  und  die  Tocbtertochter;  an  zehnter  Stdfe 
aber  der  Mutterbruder  und  der  Schwestersohn,  und  in  Ermangelung 
beider  die  Mutterschwester  und  die  Schwestertochter,  hier  wie  dort 
immer  .so,  daU  die  zwei  Zusammengenannteu  ein  Erbe  nehmen,  und 
(iaß  das  V\  eglallen  des  einen  dem  andere  n  das  ganze  l-rbe  zuwachsen 
laßt.  An  elfter  Stelle  foltern  die  \  -tkinasynir.  und  w  enn  solche 
fehlen  die  syst k in.i* lue tr.  An  /.woilter  Stelle  kommen  die  sy«tra- 
synir  zu  stehen,  und  hinter  iiinen  die  s\strad(i  tr ;  am  Sclilussc  der 
auf  sie  bezuglichen  Bestimmung  hnden  sich  aber  die  abschließenden 
Worte:  „sva  er  ok  ma-lt,  at  i  jieirri  erfft  skal  hverr  taka  arf,  er  Hann 
er  taldr  i,  ok  eigi  taka  arf  fyrir  hendr  öörum  fram",  Worte,  die  in 
den  schlic  llcndon  Worten  (U  r  F.rbentafel  der  GpL.  ihre  Parallele 
finden,  hier  jedoch  auffällig  sind,  weil  die  Erbentafel  eben  nicht  mit 
ihnen  schließt  Unter  der  Überschrift:  „um  13  er(d,  ok  |iat  at  ma^ 
engl  vegi  mann  til  arfs'',  wird  nämlich  zunächst  der  bekannte  Salz 
ausgesprochen,  da0  derjenige,  der  seines  Erblassers  Tod  verschuldet 

')  Auch  hier  lie^t  Cnd.  Kcsca.  7  wieder:  skilgctin,  wot^  xu  seUen  sda  wird; 
skillcopin. 

*)  Der  Cöd.  IvLacn.  12  lust  Ircilich:  s\slk.ina  duilra  synir;  aber  die  Berichtigung 
ergibt  sich  aus  Fragni.  11  und  III,  sowie  aus  dem  Kontexte. 
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bat,  von  dt  sseii  Hccrl)uag  ausgeschlossen  sein  soll  Au  vierzehnter 
Stelle  wird  endUch  noch  einer  Erweitern iii:^  des  Erbrechtes  gedacht, 
welche  ..die  Söhne  des  Maiifnüs,  SigunV  und  Eysteinn  und  Olafr" 
verbilligt  iiatten,  und  welche  ^omit  den  Jahren  1 103  — 15  ihre  Ent- 
stehung verdanken  muß;  jedoch  muti  bemerkt  werden,  datJ  Fragment  II 
und  III,  sowie  die  Järnsiöa  diese  Erweiterung  des  Erbrechtes  als  ,fiun 
}irettanda  erlö'*  zahleo,  wogegen  Fragment  III  jene  erstere  Bestimmung 
über  den  Mann,  welcher  seines  Erblassers  Tod  verschuldet,  ungezählt 
läßt,  was  vielleicht  auch  in  Fragment  II  der  Fall  war,  wo  sich  an 
der  entscheidenden  Stelle  eine  LückQ  findet  Nach  jener  Novefle 
der  drei  Könige  sollen  aber  in  Ermangelung  der  bisher  aufgezählten 
Grade  zunächst  berufen  werden  der  unecht  geborene  Vaterbruder 
und  Brudersohn,  sowie  der  echtgeborene  Vaterbruder  und  Bruder* 
solui,  die  nur  sammceöra  sind,  und  zwar  sollen  sie  alte  nach  Köpfen 
teOen;  fehlen  sie  aber  alle,  so  sollen  die  gleichnahe  berufenen  Weiber 
in  ganz  derselben  Weise  erben.  Sind  auch  solche  nicht  vorhanden, 
so  tritt  der  unecht  geborene  fööurbrödir  sammoedri  ein,  und  neben 
ihm  die  broftursynir  samma^öra,  gleichviel  ob  echter  oder  unechter 
Geburt,  und  zwar  teilen  auch  sie  alle  wieder  nacli  Köpfen;':  fehlen 
sie,  so  treten  ebenfalls  wiedc-r  die  gleiciinaiie  verwandten  W  eiber 
ein,  niit  derselben  I'ciluntj^svvcise.  F'ehlen  aber  auch  diese,  so  wird 
nocii  die  gesamte  entferntere  Verwandtschaft  berufen  bis  zum  fünften 
gleichen  Grade  einschließlich,  und  erst  wenn  auch  innerhalb  dieser 
Grenze  niemand  vorhanden  ist,  soll  die  Erbsehaft  dem  Konif^^e  ver- 
fallen. —  Vergleicht  man  nun  diese  Erbentafel  der  hr[>L.  mit  der 
der  G1)L.,  so  ergeben  sich  wieder  neben  sehr  wesentlichen  Über- 
einstimmungen nicht  minder  auffällige  Abweichungen.  Was  zunächst 
die  unechte  Geburt  betrifift,  so  muß  das  I)rändheimer  Recht  ur- 
sprünglich mit  dem  des  Gula[)mges  völlig  gleichartig  gewesen  sein. 
Hier  wie  dort  sind  ursprünglich  nur  die  unehelichen  Söhne  berück- 
sichtigt  gewesen,  und  hier  wie  dort  selbst  diese  erst  hinter  den  Ge- 
schwisterkindern des  Mannes;  dafi  dieselben  sogar  hier  wie  dort  ganz 
gieicfamäfiig  die  siebente  Stelle  einnehmen,  trotz  aller  Abweichungen, 
wdche  sich  inzwischen  hinsichtlich  der  Reihenfolge  der  Berufenen 
ergeben  haben,  kann  als  ein  weiterer  Beleg  für  die  ursprüngliche 

^)  So  auch  Fragni.  U,  wogegen  der  Cod.  RetCtt.  1$  br  «  Cirasynir  «3min'»'ftra 
t^^nnt,  urid  die  JürnsiÖa  T'unüch^t  dir  br  r^rasvnir  satnm"'<>ra  neben  dem  lu^ur- 
Wöir  >:imniM  ftri  beruft,  d  iiin  iImt  auch  noch  den  brööursour  sammu^dri  eigi  skil- 
|cimn.   Fragm.  Iii  ist  hier  dclcki. 
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Gleichheit  ihrer  Behandlung  in  beiden  Rechten  angesehen  werden. 
Abweichend  ist  freilich  in  diesen  die  Stellung  der  unehelichen  Töchter 
geregelt,  sofeme  diese  in  den  FrI)L.  unmittelbar  hinter  den  uoehe- 
Ijchen  Söhnen,  in  den  GpL.  dagegen  eist  weit  hinter  diesen  unter 
den  jamnnänir  tölumönnum  stdien;  allein  dies  ist  lediglich  eine 
Folge  der  verschiedenen  Stellung,  welche  das  eine  und  das  andere 
Recht  den  Weibern  überhaupt  anweist,  und  daher  erst  im  Zuvanimcn- 
hange  mit  dem  W'l  iberrechte  zu  erörtern.    Hinterher  haben  sich 
freilich,  wie  es  scheint,  die  Fr|>I..  der  unechten  Geburt  c^unstii;er  er- 
wiesen als  die  GJ»!^.,   indem  sie  zunächst  den   uncciit  <^'el)orcaen 
Bruder,  ganz  wie  das  isl.indisciie  Recht  dies  tut,  i^leich  hinter  den 
unecht  geborenen  Rindern   einschieben,   dann  aber  \ermoge  jener 
auf  IC  Sigurör  Jörsalafari  und  seine  Brüder  zurückgeführten  Novelle 
auch  noch  dem  unecht  geborenen  Vatersbruder  und  Bruderssohne, 
niögen  beide  nun  samfedra  oder  sammoedra  sein,  ein  Erbrecht  ein- 
räumen, wenn  auch  erst  nach  dem  dritten  gleichen  Grade  öe& 
Mannsstammes,  und  dem  zweiten  gleichen  Grade  des  Weibsstammcs 
ehelicher  Abkunft;  indessen  fragt  sich  doch,  ob  dabei  nicht  etwa 
blo8  in  unserem  Texte  der  GI)L*  die  spätere  Rechtsänderung  nach' 
zutragen  versäumt  wurde.   Auflalliger  ist,  dafi,  wie  schon  früher  be- 
merkt, die  FrI)L.  bei  Sohnessöhnen  sowohl  als  Bruderssöhnen  neben 
der  eigenen  echten  oder  unechten  Greburt  auch  die  des  Vaters  mit 
berücksichtigen,  wozu  weder  die  GI)L.  noch  das  isländische  Redit 
eine  Päu^ele  bieten;  da  indessen  auch  die  Fr(>L.  selbst  diese  weitere 
Unterscheidung  in  den  entfernteren  Graden  nicht  mehr  berücksich- 
tigen, lind  da  überdies  (he  gelegentlich  der  Sohnessöhne  in  Bezug 
aut  dieselbe  gemachte  Iksrhenkung  augenscheinlich  ein  spateres  Ein- 
schiebsel ist,  welches  den  Zusammenhang  der  Worte  „nu  er  ounur 
crfA,  er  tekr  döttir  uk  suuarsunr"  (§  2),  und  der  Worte:  „En  |k)  at 
düttir  se  ein"  usw.  (§  3)  in  auffalligster  W  eise  unterbricht,  haben 
wir  CS  insoweit  wohl  nur  mit  den  ersten  Anfangen  einer  doktriiuiren 
Ausklügelei  von  Feinheiten  zu  tun,  welche  hinterher  im  gemeinen 
Landrechte  noch  viel  weiter  ausgesponnen  wurde.    Bezüglich  der 
eigentümlichen  Behandlung  der  Mutter  endlich,  soweit  bei  derselben 
darauf  Gew  icht  gelegt  wurde,  ob  sie  skilgetin  resp.  skilfengin  st^' 
oder  nicht,  darf  ich  mich  auf  das  früher  schon  Bemerkte  beziehen. 
Weiter  noch  geht  das  firandheimer  Recht  von  dem  des  Giilat>uig^ 
ab  in  Bezug  auf  die  Behandlung  der  Weiber;  aber  auch  is 
dieser  Beziehung  ist  sein  Verhalten  ein  keineswegs  vollkofluoeo 
konsequentes.  An  einer  bisher  noch  nicht  in  Betracht  gezogeoeo 
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Stelle')  sprechen  die  Frl)L.  die  Kei^cl  aus,  daß  in  allea  Fällen,  da 
ein  Mann  und  ein  \\  cib  dem  Erblasser  j^leich  nahe  verwandt  sind, 
der  Mann  zum  Erbe  gehen  soll,  das  Weib  aber  davon,  s^ »ferne  nur 
beide  dem  bauggildi  oder  beide  dem  nefgildi  angehören,  daß  da- 
gegen das  Weib  dem  Manne  vorgehen  soll,  wenn  es  auch  nur  um 
ciocn  einzigen  Grad  näher  verwandt  ist  als  dieser;  aber  diese  Regel, 
weldie  mit  der  des  islandischen  Rechtes  überraschend  übereinstimmt, 
zeii^t  sich  in  der  Erbentafel  keineswegs  folgerichtig  durchgeführt 
Die  Tochter  zunächst  wird  nicht  nur»  wie  nach  den  GI)L.,  dem 
Vater  ebensogut  wie  dem  Sohne  nachgesetzt,  sondern  sie  wird  auch, 
wie  dort,  genötigt;  mit  dem  Sohnessohne  zu  teilen,  wenn  auch  nicht 
mit  dem  Vatervater.  Dem  unecht  geborenen  Bruder  femer  folgt 
nicht  sofort  die  unecht  geborene  Schwester,  was  allerdings  mög> 
ficherweise  auf  eine  bloße  Unachtsamkeit  des  Kompilators  unseres 
Textes  zurückzuführen  sein  mag,  da  auch  der  erstere  erst  durch 
Interpolation  an  seine  Stelle  zu  stehen  gekommen  ist,  während  die 
letztere  überhaupt  nicht  in  der  Erbentafel  figuriert.    Um  so  bedenk- 
licher i.>t  aber  die  Stelle,  welche  die  FrjjL.  der  Mutter  einräumen. 
Wahrend  die  GpL.  diese  wenii^^stens  noch  an  vierter  Stelle,  un- 
mittelbar hinter  den  Geschwistern  von  der  Vatersseitc  her  berufen, 
erbt  dieselbe  nach  den  Frl)L.  regelmäßig  erst  an  sechster  Stelle,  un- 
mittelbar nach  den  braörüngar  beiderlei  Geschlccht'j  und  den  Ge- 
schwistern von  der  Muttersseite  her;  dennoch  aber  wird  sie  auch 
hier  als  „magar  arfi"  bezeichnet,  also  mit  demselben  Ausdrucke  wie 
in  den  GI>L.  Aber  noch  mehr.  Neben  der  Mutter  wird  an  sechster 
Stelle  auch  noch  die  Vatersschwester  berufen;  aber  diese  letztere 
sehen  wir  andererseits  auch  schon  mit  der  Bruderstochter  zugleich 
an  der  vierten  Stelle  eingerückt  und  zwar  mit  dem  Bemerken,  dali, 
wenn  eine  von  ihnen  vorhanden  ist,  auch  die  Mutter  von  der  sechsten 
auf  die  vierte  Stelle  vorrücke,  um  neben  jenen  die  halbe  Erbschaft 
zu  nehmen,  wogegen  die  Mutter  erst  an  sechster  Stelle  erbt,  wenn 
iKme  von  beiden  vorhanden  ist    Augenscheinlich  liegt  hier  ein 
Widerspruch  vor,  der  nur  unter  der  Voraussetzung  sich  lösen  lädt, 
dad  älteres  und  neueres  Recht  hier  irrtünüich  nebeneinander  stehen 
gelassen  worden  sei.    Augenscheinlich  ist  der  Grundsatz,  daß  die 
Weiber  zwar  bei  L,deicher  Grade^nahe  den  Männern  weichen  müssen, 
aber,  wenn  um  einen  (irad   naher  verwandt,   ihnen  vorgehen,  erst 
später  aufgekommen,  und  zwar  zu  einer  Zeit,  da  wenigstens  die 

'j  Fr^L.  iX,  8;  Jdrns.,  Erföat.  20. 
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nächstx'erwandten  Weiber  bereits  in  die  Erbentafel  eingestellt  waren, 
und  erklart  sich  von  hier  aus,  daß  die  Einreihung  dieser  letzteren 
nach  ganz  anderen  Gruiuisat/.eii  crloli^ac  Durfte  man  annehmen 
daiJ  elie  FrI>L.  ursprü neulich  el)en>o  wie  die  G|)L.  das  bauggikli  mi 
den  Geschvvistcrkiudern  cudij^en  lieLicn,  so  würde  sich  eile  Stellung 
der  Mutter  an  »^erh^ter  Stelle  sehr  cmtach  erklären;  man  hatte  äc 
im  jirandheiniischcii  am  Knde  des  baupj:^ildi  eingeschaltet,  wie  sie 
im  Gula|)inge  am  Schlüsse  der  tölunienn  im  alteren  Sinne  des  Wortes 
eingeschaltet  worden  war.  Die  Mutter  scheint  aber,  worauf  ja  auch 
sonst  so  manche  Spuren  hinweisen,  unter  allen  Weibern  zuerst  und 
anfanglich  allein  berücksichtigt  worden  zu  sein;  an  zweiter  Stelle 
dürfte  sieb  dann  die  Berücksichtigung  der  Tochter  eingefunden 
haben,  die  im  isländischen  Rechte  bereits  unmittelbar  hinter  dem 
Sohne  und  vor  dem  Vater  ihren  Platz  erhielt,  in  den  beiden  nor- 
wegischen Rechten  dagegen  erst  zwischen  Vater  und  Bruder.  Hau 
wird  hieraus  allerdings  nicht  ohne  weiteres  schliefien  dürfen,  daß 
ihre  Einstellung  in  die  Erbentafel  erst  nach  dem  Jahre  930  etfolgt 
sei;  die  GI)L.  zeigen,  daß  auch  auf  ihrem  Gebiete  die  Tochter  mit 
der  Zeit  dem  Vater  vorgesetzt  wurde,  dem  sie  anfanglich  nachge- 
standen hatte,  und  somit  besteht  die  Möglichkeit,  daß  dieselbe  auch 
auf  Island  jene  bessere  Stelle  erst  durch  eine  spatere  Neuerung  er- 
langt haben  konnte.  Indessen  ist  uns  von  einer  solchen  für  Island 
nichts  bezeugt,  und  wird  sumit  jeiur  SchluL-l  immeihiu  eine  ;^e\n5se 
W  ahrscheinlichkeit  für  sich  h  il)en.  An  dritter  Stelle  muß  dann 
wohl  die  Schwester  in  die  l'lrhentafel  gekommen  sein;  aber  sie  wirti 
bereits,  und  7war  die  snror  uterina  sowohl  als  die  consanguinea,  un- 
mittelbar hintt  r  dem  Bruder  eingestellt,  so  daß,  bewußt  oder  unbe- 
wußt, bei  ihr  bereits  der  neuere  Grundsatz  zum  Zuge  kommt  Be 
zuglich  aller  entfernteren  Weiber  hört  nun  aber  in  den  verschiedenen 
Rechten  alle  Gleichförmigkeit  ganzlich  auf.  Die  G[)L.  berufen  sie 
alle  in  einer  Gruppe,  welche  erst  hinter  den  Männern  vom  dritten 
gleichen  Grade  des  Mannsstammes  und  vom  zweiten  gleichen  Grade 
des  Weibsstammes  eingeschoben  ist;  das  isländische  Recht  dageges 
fühlt  den  Grundsatz  konsequent  durch,  daß  das  Weib  bei  gleicber 
Gradesnähe  dem  Manne  weichen  muß,  aber  bei  größerer  Nähe  des 
Grades  ihm  vorgeht;  die  FrI>L.  endlich  folgen  gleichfalls  diesem 
letzteren  Grundsatze,  jedoch  mit  einer  sehr  beachtenswerten  SdureB- 
kung  bezüglich  des  vierten  und  sechsten  Grades.  Während  an  vierter 
Stelle  Vatervater,  Vaterbruder  und  Brudersohn  zu  gleichen  Tdks 
nebeneinander  berufen  werden,  wird  hinter  ihnen  zunächst  die  Vater* 
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mutter  nllcin  Ijcrufcn,  und  erst  in  deren  Ermati^clun^  die  Vater- 
schuestcr  und  Brudertochter ;  den  letzteren  beiden  wird  ferner  die 
Mutter  beigesellt,  die  doch  erst  an  sechster  Stelle  erben  soll,  wenn 
sie  nicht  vorhanden  sind,  an  sechster  Stelle  wird  die  Vaterschwester 
nochmals  neben  der  Mutter  berufen,  während  sie  doch  unter  allen 
Umstanden  schon  an  vierter  Stelle  zu  erben  hatte.  Augenscheinlich 
hat  der  Konipilator  unseres  Textes  hier,  ungeschickt  genug,  ver- 
schiedene Vorlagen  zugleich  benützt,  und  war  in  diesen  Vorlagen 
auf  verschiedenen  Wegen  versucht  worden,  die  überlieferte  Stellung 
der  Mutter  mit  den  Veränderungen  der  Erbentafel  auszugleichen, 
wdche  die  Aufstellung  des  neuen  Grundsatzes  fiir  die  Behandlung 
der  Weiber  mit  sich  führte.  Leider  fehlen  die  beiden  einschlägigen 
Stetten  in  Fragment  II  ganz,  während  in  Fragment  HI  die  erhaltenen 
Worte  auf  einen  dem  Cod.  Resenianus  wesentlich  gleichen  Text 
schtiefien  lassen;  in  der  Jämsida  dagegen  zeigen  sich  beide  Stellen 
in  einer,  übrigens  ziemlich  gewalttätigen  Weise  so  überarbeitet,  daß 
einige  Einheit  in  das  System  hereinkommt. '  i  Erheblich  sind  drittens 
auch  dit  Abweichungen,  welche  sieh  bezuglicii  des  V  e  r  h  a  1 1  n  i  s s e  s 
des  Manusstammes  zu  in  VVeibsstamme  ert^eben.  ^.aeh  einer 
oben  schon  einmal  heran;;e/<)^enen  Stelle-)  sollen  die  bauj^gildis- 
menn  schlechthin  den  nefgiltiisinenn  \orgehcn,  und  soll  wenigstens 
der  Vorzug,  welchen  sonst  bei  gleicher  Gradesnahe  das  Geschlecht 
dem  Manne  vor  dem  Weibe  gewährt,  demgegenüber  zurückstehen; 
ob  auch  der  Vorzug  der  größeren  Gradesnähe  in  gleicher  Weise 
dem  Vorzug  des  Mannsstammes  zu  weichen  habe,  spricht  die  Stelle 
allerdings  nicht  ebenso  t>estimmt  aus,  indessen  zeigt  ein  Blick  auf 
die  Erbentafel,  da6  auch  von  ihm  dasselbe  zu  gelten  hat.  Wir 
finden  nämlich,  vorbehaltlich  einer  einzigen  Ausnahme,  in  dieser  zu- 
nächst nur  den  Mannsstamm  berücksichtigt  bis  zu  den  Nachge* 
achwisterkindem  einschliefilich,  also  bis  zu  gerade  derselben  Grenze» 
bis  zu  welcher  nach  den  Fr[>L.  auch  die  Beteiligung  an  den  baugar 
nicht;')  dann  erst  finden  wir  den  Weibsstamm  eingestellt,  und  zwar 
diesen  nur  bis  zu  den  Geschwisterkindern  einschliefilich,  also  gerade 
bis  zu  der  Grenze,  bis  zu  welcher  das  milda  nefgildi  reicht,  *)  so 
«faß  es  gerade  die  Vergleichung  der  Wei^eldstafel  ist,  welche  erklärt, 
warum  das  Erbrecht  des  Weibsstammes  an  dieser  Stelle  um  einen 
Grad  weniger  weit  sich  erstreckt  als  das  de>  Mannsstainmes.  Laßt 
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man  zunächst  die  von  K.  Sigur(^r  Jörealafari  und  seinen  Brödera 
vcru  illi^e  Novelle  außer  Betracht,  so  hil<ien  wieder  die  einzige  Aus- 
nahme von  Jener  Regel  die  fratres  utcjini  und  surores  uterina,  als 
welchen  au  iuniter  Stelle  ihr  Platz  neben  den  bra^cVasynir  und 
br(p<^rad<i?tr  angewiesen  ist;  genau  dieselbe  Stelle  nimnxt  aber  der 
trater  uterinus  auch  nach  den  GI)L,  ein,  und  zwar  in  genau  clxibu 
unorganischer  Weise,  da  auch  in  diesem  der  Weihsstamm  im  ubngen 
erst  nach  dem  dritten  gleichen  Grade  des  Mannsstammes  folgt,  und 
zwar  ebenfalls  nur  bis  zum  zweiten  gleichen  Grade  reichend  Da 
fällt  nun  auf,  daß  gelegentlich  des  den  unechten  Kindern  einge- 
räumten Erbrechtes  ausgesprochen  wird,  daß  alle  ihnen  in  der  Erben* 
tafel  Vorgehenden  „i  bauggildi"  seien/)  was  doch  auf  den  irater 
uterinus  nicht  paßt;  fällt  femer  auf,  daß  die  Wergeldstafd  den  bröAir 
sammoedra  zwar  nicht  zum  bauggildi,  aber  auch  ebensowenig  zum 
nefgildi  rechnet,  vielmehr  nur  in  die  Ausnahmskategorie  der  sak* 
aukar  stellt*)  Man  möchte  hiernach  annehmen,  daß  noch  zu  der 
Zeit,  in  welcher  dem  unechten  Bruder  ein  Erbrecht  hinter  den  un- 
ehelichen Kindern  eingeräumt  wurde,  nur  das  bau^üdi  vor  diesen 
erbberecht^[t  gewesen  war,  also  dem  brödir  sammceöra  ein  Erbredit 
noch  nicht  zugestanden  hatte;  das  schließt  natürHch  nicht  aus,  daß 
das  netiL^ildi  L^kirhzeitig  doch  schon  hinter  dem  haugqildi  und  den 
uncclilen  Kitidern  sukzediert  haben  konnte,  nur  muLite  unter  dieser 
Voraussctzunc^  angenommen  werden,  daß  die  muttLrliche  Verwandt- 
schaft (lanials  noch  nirht  /um  nt'fi:^i!di  gen  chnet  worden  sei.  AullcilUg 
ist  freilich,  dal'  die  abnorme  HchandUmi;  de>  frater  uterinus  auch  eiern 
islandi.sclicm  Kcchle  gelautit;  i^t,  wenn  auch  in  <;an/  anderer  Art  als 
dem  der  h  rpL.  und  Gl)L.  und  dal3  die  beiden  letzteren  Rechtsbuciier  ihn 
wesentlich  an  derselben  Stelle  in  ihre  Erbentafel  eingeschoben  haben, 
so  verschieden  diese  auch  im  übrigen  in  beiden  gestaltet  ist;  indessen 
erklärt  sich  die  erstere  Erscheinung,  wenn  wir  annehmen,  dal^  die 
Behandlung  des  jiyborinn  sonr  und  des  brödir  sammcsÖra  als  sakaukar 
in  der  Wergeldstafel  möglicherweise  fiir  deren  nachträgliche  Ein- 
stellung in  die  Erbentafel  maßgebend  geworden  sein  mochte,  und 
die  letztere  Tatsache  aus  der  Vermutung^  daß  irgend  eine  für  ganz 
Norwegen  verwilligte  „rettarböt"  die  Einstellung  beider  in  diese 
Erbentafel  begründet  habe.  Fragt  man  aber  nach  dem  Verhättoisse, 
welches  zwischen  Mannsstamm  und  Weibsstamm  auf  Grund  ^ 
Novelle  des  K.  Sigurdr  und  seiner  Bruder  hinsichtlich  der  erst  durch 
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sie  /utn  i>l)rcchte  zugelassenen  Verwandten  bestand,  so  ist  es  schwer, 
eine  bLlVicdii^cnde  Antwort  zu  geben.  Die  in  dieser  Novelle  zunächst 
einzeln  aufgeführten  Verwandten,  nämlich  fu(^u^h^()(^ir  und  hr(i(Vir- 
sonr  samfeöra  von  unechter  Geburt,  dann  fööurbrui^ir  und  bruöur- 
■^onr  sainnueAra  von  echter  wie  unechter  Geburt,  hier  wie  dort  samt 
den  gli-ich  nahe  verwandten  Weibern,  bilden  nur  Nachträge  zu  den 
vordem  schon  berücksichtigten  Erbenklassen,  indem  bis  dahin  vom 
Erbrechte  ausgeschlossene  entferntere  Grade  der  unechten  Geburt, 
oder  bis  dahia  unberücksichtigt  gc  Ias=;one  Grade  der  mütterlichen  Ver- 
wandtschaft nunmehr  zum  Erbrechte  zugelassen  wurden;  bezüglich 
ihrer  also  kann  obige  Frage  gar  nicht  entstehen,  da  es  sich  insoweit 
eben  nur  um  eine  nachträglich  beigefugte  Aushilfskategoric  handelt, 
und  kann  höchstens  auffallen,  dafi  bei  deren  Aufstellung  nicht  um- 
sichtiger verfahren  wurde,  indem  z.  B.  der  unehelich  geborene  Enkel 
fehlt,  der  doch  dem  unehelich  geborenen  Oheim  und  NefTcn  vorzu- 
geben hätte.  Wenn  aber  weiterhin  nach  diesen  speziell  genannten 
Vemrandten  auch  noch  die  ganze  entferntere  Verwandtschaft  jenseits 
des  dritten  und  resp.  zweiten  gleichen  Grades  bis  zum  fünften 
gleichen  Grade  einschlie61ich  zur  Erbfolge  berufen  wird,  so  wird  da- 
bei in  keiner  Weise  angedeutet,  ob  auch  innerhalb  ihrer  noch  dem 
Mannsstammc  ein  V'orzug  vor  dem  Weibsstamme  zukomme  oder 
nicht  Der  Umstand,  daü  aueh  die  Krlientafel  der  GJiL.  den  Weibs- 
stamm bis  zum  zweiten  gleichen  Grade  erst  nach  dem  Mannsstamnie 
bis  zum  tiritten  gleichen  Grade  folgen  läßt,  dann  aber  hinterher  dnch 
die  Kcf^cl  au'-spricht,  daß  bei  entfernteren  Verwandten  der  Manns- 
stamm nur  bei  gleicher  Gradesnahe  dem  Weibsstaniuie  vorzugehen 
habe,  könnte  die  Vermutung  nahe  legen,  daß  auch  für  die  FrI)L. 
derselbe  Grundsatz  gegolten  haben  möge,  zumal  wenn  man  an  der 
früher  bereits  erörterten  \"ermutung  festhalten  zu  sollen  glaubt,  daö 
K.  Si^urdr  Jörsalafari  mit  seinen  Brüdern  für  sein  ganzes  Reich  das 
Erbrecht  erst  auf  den  vierten  und  fünften  gleichen  Grad  der  Ver- 
vaodtschaft  erstreckt  habe.  Indessen  darf  doch  andererseits  auch 
nicht  übersehen  werden,  da6  die  Wergeidstafel  der  Fr^^L.  auch  bei 
der  entfernteren  Verwandtschaft  den  Weibsstamm  vom  Mannsstamme 
vollkommen  getrennt  hält,  und  dafi  sie  die  Ausdrücke  bauggildi, 
nefgüdi,  wenn  auch  sehr  uneigentUch  sie  gebrauchend,  geradezu  auch 
3af  die  entferntere  Verwandtschaft  anwendet,  ja  sogar  eine  nef' 
gildis  frsndbot  ^)  oder  frsndböt  1  nefgildi, der  frxndböt  i  baug- 
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gildi    oder  bauggildis  fraeadböt ')  entgegensetzt;  von  hier  aus  wufde 
sich  umgekehrt  im  Hinblick  auf  den  zwischen  der  WergeldstaSd  und 
der  Erbentafel  zu  vermutenden  Pkralielismus  eine  gewisse  Wahrsdidn- 
lichkett  für  die  entgegengesetzte  Annahme  ergeben,  daß  auch  hn 
Erbrechte  der  Weibsstunm  als  geschlossene  Gruppe  in  der  entfern* 
teren  wie  in  der  näheren  Verwandladiaft  von  den  Frl)L.  erst  hioler 
dem  Mannsstamme  gewesen  sein  werde ;  ja  man  könnte  sogar,  wenn 
man  auf  die  oben  schon  angeführte  Rc{;el :  „en  baitgüdisneon  ero 
)\ rri  1  arfi,  hvart  sein  er  karlmaör  e^a  kona,  heldr  cn  ncfgildismemi**) 
den  elu  ii  besprochenen  ungenaueren  Spr.i' hi^cl  >rMU'  h  Anwendung 
tinden  lassrii  wollte,  in  ihr  eine  din  kti-  Bc^t.itig^ung  dieser  letzteren 
Annahme  suchen.    Man  h.itte  also  solchenfalls  an/'unehmen.  dal.-  gc- 
Icf^'cntlich  der  Einfuhrung  der  Novelle  des  K.  Sit^uirAr  und  j>ciner 
Bruder  die  (»ru  ndir  an  dem  für  die  nähere  Verwandt <rhatt  herge- 
brachten scharfen  Unterschiede  zwischen  Mannsstriniin  und  Weibs- 
stamm  auch  für  die  entferntere  Verwandtschaft  festgehalten,  und 
eben  darum  auch  die  Terminologie  bauggildi  und  nefgildi  auf  diese 
ubertragen  hiitten,  wr  ^^cgen  die  Gulajungsmenn  jenen  Unterschied, 
einem  gesunden  Fortschritte  huldigend,  auf  diesem  neueren  Gebiete 
nur  sehr  gemildert  und  ermäßigt  durchgeführt  hatten,  und  ebeo 
darum  auch  mit  geänderter  Terminologie.    Was  endlich  die  Be- 
rechnung der  Nähe  der  Verwandtschaft  betriift;  so  ist  zu- 
nächst das  Verhältnis  der  aufsteigenden  und  absteigenden  Linie  txa 
Seitenlinie,  dann  das  Verhältnis  der  ersteren  beiden  zueinander  wieder 
etwas  anders  geordnet  als  in  den  G1)L.,  und  zugleich  anders  als  im 
isländischen  Rechte.   Über  die  Grofieltern  einerseits  und  die  Eokd 
andererseits  gehen  auch  die  FrpL.  nicht  hinaus;  auch  sie  lasseo 
ferner  den  Sohn  dem  Vater,  und  den  l'lnkel  dem  Groti\ater  vor- 
gehen, in  letzterer  Bezicnuni;  den  Cj|>L.  folgend  und  nicht  cicni  is- 
latKÜsclK-n  Rechte,  welches  letztere  den  GroiU-atcr  mit  dem  Enkel 
kunkiirricrni  laßt.    Aber,   wahrend  das  islatuiisch  e  Recht  den  Vor- 
/ui;  des  Grades  schlechthin  wirken,   und  somit  den  Bruder  sowolw 
dem  Enkel  als  den  Großvater  vorgehen  lal.t,  und  wahrend  die  Gj»!- 
umgekehrt  den  Vorzug  der  Anwendung  und  Deszendenz  vor  den 
Kollateralen  konsequent  festhalten,  und  somit  den  Enkel  wie  den 
Großvater  vor  dem  Bruder  berufen,  gehen  die  FrpL.  einen  Mitte 
weg,  indem  sie  nur  den  Enkel  dem  Bruder  vorgehen,  dagegen  den 
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Großvater  diesem  folgen  lassen,  welcher  noch  überdies  nach  ihnen 
mit  dem  Vaterhrudcr  und  Bruderssohne,  also  dem  ersten  untl  /weiten 
unt^^lcirhen  Grade,  teilen  luuLi,  welchem  er  doch  nach  den  G\)L,.  so- 
wohl aU  dem  isländischen  Rechte  vorgeht.  I  );is  Bestreben,  zunächst 
die  absteigende,  tlann  aber  auch  die  aufsteiL^endo  Linie  von  der 
'x'itenlinie  /u  bevorzugen,  findet  sich  demn.u  ii  in  den  Frl»L.  zwar  in 
iiöherem  Maöe  als  auf  Island,  jedoch  in  i^eringerein  Grade  als  nach 
dera  Rechte  des  Gula|»mges;  wunderlich  aber  ist,  daö  es  auch  nach 
den  FrI)L.  innerhalb  des  Weibsstammes  in<;oweit  energischer  hervor- 
tritt als  innerhalb  des  Mannsstammcs,  als  Muttervater  und  Tochter« 
söhn  nebeneinander  vor  dem  Mutterbruder  und  Srhwestersohn  erbetl^ 
während  Vaterbruder  und  Brudersohn  mit  dem  Vatervater  konkur- 
riereo,  und  nur  der  Sohnessohn  allen  dreien  vorgebt  In  gleicher 
Weise  ist  ferner  auch  im  Mannsstamme  die  Vatermutter  vor  die 
Vatefsschwester  und  Schwestertochter  gestellt,  während  die  Sohnes- 
tochter  ihnen  allen  vorgebt,  und  im  Weibastamme  stehen  wieder 
Mattermutter  und  Sohnestochter  zusammen  vor  der  Mutterschwester 
und  Schwestertochter;  wenn  sich  demnach  das  nefgÜdi  gegen  die 
oeyemde  Tendenz  weniger  spröde  verhalten  hat  als  das  bauggildi, 
so  gilt  das  Gleiche  auch  von  den  Weibern  im  Vergleiche  mit  den 
Mannern,  und  erklärt  sich  dies  doch  wohl  hier  wie  dort  gleicher- 
maßen daraus,  daß  der  VVeibsstamm  w  ie  die  ^\'ciber  erst  spater  zu 
ihrem  Erbrechte  gelangten.  Von  einem  Re])rasentationsrechte  vMssen 
die  FrI>L.  nichts,  und  ei>ensovvenig  vua  einer  Teilung  cier  väterlichen 
und  der  mütterlichen  Verwandtschaft  zu  gleichen  I  lallten,  die  hier 
-ogar  in  verstärktem  Maße  durchgeführte  Zurücksetzung  des  frater 
uterinus  gegenüber  dem  consanguineus  durtte  sogar  sehr  bestimmt 
gegen  das  Bestehen  einer  Auffassung  Zeugnis  geben,  wie  sie  einer 
solchen  Teilung  zugrunde  liegen  müßte.  Was  endlich  die  Teilung 
nach  Stämmen  betrifft,  so  wird  zwar  die  Teilung  nach  Hälften  für 
den  Fall  ausdrücklich  angeordnet,  da  eine  Tochter  mit  mehreren 
Sohnessöhnen  konkurriert  oder  umgekehrt,  denn  da  ein  Vaterbruder 
mit  mehreren  Bniderssöhnen  konkurriert  oder  umgekehrt,  da  ferner 
die  Mutter  mit  Vatersschwester  und  Bruderstochter,  oder  da  eine 
Vatersschwester  mit  mehreren  Bruderssöhnen  konkurriert  und  umge- 
kehrt, endlich  da  Craties  uterini  mit  broeöröngar  konkurrieren;^)  aber 
«an  darf  in  diesen  Bestimmungen  keineswegs  die  Anordnung  einer 
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Teilung  nach  Stämmen  suchen,  sondern  nur  die  Vorschrift»  daö  vti- 
schiedene  Kategorien  von  Verwandten,  wdche  zusammen  an  einer 
Stelle  zur  Er1)r<^lL:e  berufen  werden,  nach  einem  ein  fiir  allemal  fest- 
stehenden Maßgabe  miteinander  teilen  sollen,  und  es  ist  demnach 
für  derartige  Fälle  zwar  die  Teilung  nach  der  Kopfzahl  ausgesdUosseo. 
aber  darum  doch  keineswegs  die  Teilung  nach  Stämmen  eingeführt 
Insoweit  also  stand  die  Sache  nach  den  FrI>L.  ganz  ebenso  wie  nach 
den  GI>L.;  in  den  Graden  dagegen,  auf  welche  erst  K.  Stgurik'  mit 
seinen  Brüdern  das  Erbrecht  -ausdehnte,  galt,  soweit  die  einzelnen 
Verwandtschaftsklassen  angege1>en  werden,  umgekehrt  das  Prinäp 
der  Teilung  nach  der  Kopfzahl  (at  mannm€rgl^),  wogegen  ungesagt 
I)leil3t,  ob  dasselbe  Prinzip  auch  für  die  entfernteren  Grade  zu  gelten 
hal)e,  dcticn  die  Novelle  erst  ein  Erbrecht  eröffnete.  In  der  lat 
spriciit  denn  aiu  h  der  Ausschluß  jedes  Keprascntationsrcchtes  gegen 
die  Annahnie  einer  Teilung  iiaeh  St.initin  n.  und  wenn  das  inländi- 
sche Recht  dennoch  diese  letztere  kennt,  wahrend  sie  das  crstere 
gleichfalls  niissrhlicßt,  st»  wird  man  doch  wohl  bereehtigt  sein,  hierin 
den  Anfang  einer  Neubildung  zu  erkennen,  welche  mit  dem  in  allen 
Beziehungen  vorgeschritteneren  Charakter  gerade  dieses  Rechtes  sehr 
wohl  stimmt. 

Fasse  ich  nun  zum  Schlüsse  dit  Hauptpunkte  der  bisherigen  Er- 
örterungen zusammen,  §<•  ergeben  sich  folgende  für  die  Gesamteot- 
Wicklung  der  germanischen  Rechte  nicht  unwichtige  Resultate.  Nor 
die  Männer  berücksichtigend,  und  zugleich  den  Mannsstamm  scharf 
vom  Weibsstammc  trennend,  stellte  das  altnordische  Recht  ur> 
sprünglich  hinter  einer  engsten,  lediglich  den  ersten  Grad  (also  Vater. 
Sohn  und  Bruder)  umfassenden  Gruppe  beide  Hälften  der  Verwandt* 
Schaft  als  völlig  in  sich  abgeschlossen  nebeneinander.  Beide  wafen 
dabei  gleichmäßig  organisiert,  und  beide  mögen  wohl  von  Anfang 
an  nur  bis  zum  zweiten  gleichen  Grade  falso  den  Geschwisterkindenii 
gereicht  haben,  nur  daß  beim  bauggildi  schon  frühzeitig  der  dritte 
(irad  als  ebenfalls  berechtigt  hinzutrat,  wahrend  l>eim  net'gikii  ZH'ar 
die  \\'ergeld>ta!el  der  FrI»I^  diesen  ahs  litla  nefgildi  hinter  dem  stora 
nefgildi  ebenfctlis  .iuLiLit,  dagegen  die  Erl)entatel  der  beiden  aurwegi- 
sehen  Ke-  htsbücher  ihn  gleichmaßig  unberücksichtigt  zeigt.  Aber 
das  lu  t  ildi  wurde  nur  eventuell  zur  Krbfolge  berufen,  wenn 
bauggildi  nicht  vertreten  war;  die  entferntere  Vcrwandtschatt  nbcr 
bis  zum  fünften  gleichen  Grade  einschließlich,  wurde  erst  durch  eine 
Novelle  des  K.  SigunV  Jörsalafari  und  seiner  Brüder  hinter  beiden 
Gruppen  zur  Sukzession  zugelassen,  und  wurde  tonerhaib  ihrer  der 
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Besprechung  des  ersten  Grades  der  ehelichen  Verwandtschaft  auf 
den  nanastt  nidr  karlmanna  arfgengra  verweist,  sind  diese  damit  von 
jeder  Berufung  ausgeschlossen;  an  einer  späteren  Stelle  freilich  kehrt 
dieselbe  Bestimmung  nochmals  wieder,  ^)  jedoch  mit  der  Abweichung, 
daß  das  Wörtchen  „arfgengra"  fehlt,  was  zwar  nicht  zufällig  sein 
mag,  vielleicht  aber  auch  bedeutsam  isl^  indem  durch  diese  Streichung 
möglicherweise  die  Mitetnbeziehung  der  unecht  Geborenen  in  dem- 
selben Umfange  bewirkt  werden  wollte,  in  welchem  sie  zur  Erbfolge 
htraiij^r/ni^eii  w  urden.  Uicbclbc  \'crschicdcnheit  (kr  1  I.iltving  beider 
Rechbbuciicr  kehrt  ferner  auch  i^^elrejentlich  der  Henikinj^'  zur  Un- 
zuchtsklage wieder.  Die  Konungsbok  bchueiLM  auch  hier  wieder 
ganzlich  von  der  unechten  Geburt,  und  verweist  an  einer  Stelle 
lediglich  auf  die  Reihenfolge  der  HerutuiiL:  /um  X'erlobunt^sreehte, -) 
und  von  einer  zweiten  auf  die  Kcilicnt«  il^t  der  Üerutung  zur  Blut- 
klage;'') (!ie  Sta'^arhf)lsbök  dagegen  berult  wieder  nach  dem  ersten 
Grade  der  ehelichen  Verwandtschaft  den  unehelichen  Sohn  und  den 
Ehemann  der  unehelichen  Tochter,  und  wenn  sie  die  unehelichen 
Geschwister  nirht  ausdriicklich  erwähnt,  so  sind  dieselben  doch  durch 
die  ausdrückliche  Verweisung  auf  die  Analogie  des  Verlobungsrechtes 
mit  inbegriffen,  welche  hier  neben  der  Verweisung  auf  die  Analogie 
der  Blutklage  steht.  *)  In  Bezug  auf  beide  Rechte  hilft  uns  aber  jene 
Stelle  der  Stadarhölsbok  weiter,  welche  als  Referenz  auch  in  die 
Konüngsbök  übergegangen  is^  und  welche  mit  den  Rechten  der 
unecht  Geborenen  überhaupt  sich  beschäftigt  j'^)  sie  beruft  sowohl 
den  brodir  laungetinn  samfeöri  und  sammceöri,  als  auch  den  Ehemann 
der  sys^  laungetin  samtedra  und  sammceÖra  zu  den  festar  sowohl 
als  zur  legorftssok,  und  zwar  an  derselben  Stelle,  wie  sie  zur  Erbfolge 
berufen  waren,  und  auch  ein  paar  kleincie  i  landschrittcniraymentc 
wicderiiolen  densellten  Satz  in  ähnlichem  Zusanniiealiaui;e.  Daß 
dabei  der  unehehrlie  Sohn  .^owoiil  als  der  l  .lieinann  der  unehelichen 
Tochter  ungenannt  [»leiben,  tut  nicht>  zur  Sache,  da  wir  die  frag- 
liche 2soveUc  nirgends  ia  ihrer  authentischen  Fassung,  sondern  über- 

'j  Kon»>ngsb6k,  253*203. 

')  ebenda,  156/48.  ')  ebenda,  254203. 

*l  Stadarhölsbok,  145/(77;  vgl.  wegen  der  unechteo  Kiodcr  ebcuda, 
175/207. 

•l  ebenda,  73/97;  vgl.  K  o  n  u  n    s  b  o  k ,  118,218—19. 

•)  Belgs daUbbk,  46,239;  AM.  315,  B.  fol.,  1,227,  In  der  Belgsdals- 
l>dk,  51/242  steben  ferner  Aber  die  legorÖMakaraftUd  dieselben  Bestimnuingen  wie  ia 
Staflarb61ibök,  145/177. 
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all  nur  in  mehr  oder  minder  verschieden  gefaßten  Auszügen  vor  uns 
haben ;  immerhin  aber  zeigt  sich,  da6  die  unehelichen  Kinder  und 
Geschwister  auch  von  diesen  beiden  Rechten  ursprünglich  ausge» 
schlössen  gewesen  waren,  und  erst  durch  jene  Novelle  zu  deiudlXD 
berufen  wurden.  Dagegen  findet  sich  von  einer  noch  weiteren  Aus> 
dehnung  der  Rechte  der  unechten  Geburt,  wie  solche  für  das  Erih 
recht  und  die  Alimentationspflicht  nachzuweisen  war,  auf  dem  Ge> 
biete  des  Verlobunt^srechtes  und  der  Unzuchtsklacje  keine  Spur. 
1  litv-iohtlicii  clt-r  i  'crul'uiij;  zur  1  >  1  u  t  k  !  a  e  stellt  dii;  Konüngsbök 
dR•^cUJc  Rciluntblge  auf  wie  bo/u^lich  der  l»eruhinp;-  zur  Erbfolije. 
nur  mit  dem  Unterschiede.  daLi  die  Weiber  ^ou  '  >hl  al-  deren  ctwaii^e 
Ehemänner  von  der  Kla^esteUung  gänzlich  ausc^escliios-eii  >=!nci;  es 
erscheinen  demnach  nur  der  unechte  Sohn  und  Hriider  berulen.  und 
zwar  gleich  nach  den  ehehch  geborenen  Brüdern,  w*  n  hinter 
jenen  wieder  nur  die  entferntere  eheliche  V'erwandtschalt  zum  Zuge 
kommt  ^)  Dieselbe  Bestimmung  kehrt  auch  in  der  Belgsdalsbok 
wieder,-)  und  es  ist  sicherlich  nur  ein  gekürzter  Ausdruck,  wenn  die 
Staöarhölsbok,  im  übrigen  konform,  nur  den  unehelichen  Sohn  nennt, 
ohne  des  Bruders  zu  gedenken,  welcher  sich  aus  den  unmittelbar 
vorhergehenden  Bestimmungen  über  die  ehelichen  Söhne  und  Brüiier 
einfach  ergänzen  lie6;')  an  jener  anderen  mehrerwähnten  Stelle 
der  beiden  letzten  Rechtsbücher,  welche  als  Referenz  in  die  Kooüngs* 
'bök  übergegangen  ist,  *)  werden  denn  auch  richtig  der  brödir  sain* 
fedri  und  sammoedri  als  zur  vfgsakara6ild  berufen  ausdrüddich  ge* 
nannt  Nicht  vollkommen  genau  ist  es  hiemach,  wenn  an  ein  paar 
bereits  angeführten  Stellen  die  Berufung  zur  vfgsök  als  gleichartig 
zusammengestellt  wird, soferne  ja  bei  der  letzteren  die  Ehemänner 
verheirateter  Weiber  l)erueksichtigt  werden,  bei  tler  erstt  reu  ciai^i,  >,h'0 
nicht;  indessen  ist  eine  derartige  Ungenauigkeit  doch  so  unbedeuten- 
der Art,  daO  sie  nicht  ernsthaft  in  Betraclit  kumnien  kann-  It" 
Baugatal  aber  wird  der  x'iir  Jn'borinn  ei^a  lanni^etinn  nur  unter  die 
sakaukar  frestellt.  und  ihm  somit  am  W'ergelde  kein  rec^elmäßiger 
Anteil  eingeräumt;  "j  von  dem  unecht  geborenen  Bruder  aber  wird 
vollends  überhaupt  nicht  in  der  Wergeidstafel  gesprochen.  Unter  den 
Personen  endlich,  weiche  wegen  der  legorÖssök  Blutrache  zu 

'j  K  o  n  u  n  u  ä»  b  .)  k  ,  94  168. 

*)  Belgsd.1l  s  1.0  k,  50244.  •)  Start  ar  h  0  Isbo  k  ,  297 '335. 

*)  ebenda,  73,97;  Ht  lgsdalsbdk,  46/239;  Konüngsbök,  118218—1^ 

^)  Konüngsbök,  354/203;  Sufiarbölsbök,  145/177. 

**)  Konüngsbök,  113/201. 
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iicj.iiiLn  berechtigt  sind,  oder  welrlu-  als  Richter,  Zeugen  oder  Ge- 
sciiwurcüf  einer  l\ekusali<^n  uiilcrlicj^cn,  werden  unehelich  (lehorene 
uns  überhaupt  nicht  c^u  tiannt.  —  Alles  in  alleni  genonuiicn  haben 
wir  hiernach  in  der  Geschichte  der  unechten  Geburt  uiul  ihrer  Stel- 
lung zur  Vervvandtschalt  drei  Stufm  zu  unterscheiden.  In  der  ersten 
Periode  erscheint  dieselbe  von  allen  verwandtschaftlichen  Rechten 
uad  Pflichten  so  gut  wie  völlig  ausgeschlossen:  insbesondere  gelten 
die  unehelich  Geborenen,  soweit  nicht  etwa  die  13eerbung  ihrer 
eig^enen  ehelichen  Kinder  oder  ihrer  Freigelassenen,  oder  ihre  Berück* 
sicbttgung  durch  besonders  gemachte  Zuwendungen  in  Frage  steht, 
als  vollkommen  erbunfahig,  wogegen  sie  allerdings  Alimentations- 
ansprücbe  gegen  ihre  Eltern  bereits  gehabt  hat>en  mögen.  In  der 
zweiten  Periode  wurde  den  unehelichen  Kindern  und  Geschwistern 
ein  Anteil  an  den  verwandtschaftlichen  Rechten  und  Pflichten  ein- 
geräumt; jedoch  nur  hinter  den  ehelichen  Kindern  und  Geschwistern 
und  unter  Ausschluß  aller  entfernteren  Grade  der  unechten  Geburt 
von  aller  und  jeder  Berechtigung.  Die  dritte  Periode  endlich  ge> 
währte  den  unehelich  Geborenen  bis  zum  dritten  gleichen  Grade 
doscbliefilich  eine  eventuelle  Berechtigung  für  den  Fall  des  Nicht- 
vorhandenseins irgendwelcher  ehelicher  Verwandter  innerh;db  des- 
selben Grades,  wogegen  noch  entferntere  Grade  der  unechten  Ge- 
t>urt  auch  jetzt  noch  unberücksichtigt  blieben.  Der  er<te  Blick  zeigt, 
v.ie  dieser  alhnahlichc  Fortschritt  im  Waclistume  der  den  unehelich 
Ireborenen  eingeräumten  Rechte  mit  der  früher  «  rörterten  (Ihedening 
der  Verwandtschaft  zusammenhangt,  l  )er  erste  Schritt  gewahrt  nur 
ücnjenigca  laungetnir  menn,  welche  dem  Grade  nach  zum  engsten 
Verwandtenkreise  gehören  würden,  Rechte  und  Pflichten,  und  zwar 
hinter  den  ehelich  geborenen  Angehörigen  dieses  Kreises;  sie  ge- 
hören fortan  mit  zu  den  talöir  menn  1  lögum,  und  schließen  als 
solche  die  dem  Grade  nach  entferntere  Verwandtschaft  von  ehelicher 
Abstammung  aus.  Der  zweite  Schritt  gewährt  sodann,  wenn  wir 
«ner  früher  ausgesprochenen  Vermutung  über  die  ursprüngliche 
Begrenzung  des  bauggildi  und  nefgildi  vertrauen  dürfen,  auch  den* 
jenigen  unecht  Geborenen  verwandtschaftliche  Rechte  und  Pflichten, 
wekhe  ihrer  Gradesnähe  nach  zu  diesen  beiden  Kategorien  gehören 
würden,  und  zwar  wiederum  in  der  Art,  daß  sie  unmittelbar  nach 
<ler  ehefichen  Verwandtschaft  beider  Klassen  in  einem  Haufen  be* 
nifcn  werden,  unter  sich  nach  Maßgabe  derselben  Reihenfolge,  welche 
fiit  die  eheliche  Verwandtschaft  die  entscheidende  war  und  mit  Aus- 
schluß aller  entfernteren  Verwandten  von  ehelicher  Abkunft  insoweit 
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also  wäre  alles  klar,  und  wenn  zwar  die  einzige  von  einer  Ausdeh' 
nung  der  verwandtschaftlichen  Berechtigung  bis  zum  dritten  gleichen 
Grade  handelnde  Stelle  nur  vom  Erbrechte  und  \'on  der  Armen- 
alimentation  spricht,  so  werden  wir  doch  hieraus  keineswegs  ohne 
weiteres  den  Schluß  ziehen  tlurkn.  daß  sich  ;!  i)ctrcHcii<;c  ]>catim 
mung  wirklirh  nur  auf  dic^c  heidcii  dcbietc  bezogen  habt-.  Wir 
iialnii  ja  gesehen,  wie  /umal  die  Konungsbök  in  ihrer  re\'tp<:ge- 
slaltun^r  n "ch  vielfach  zwischen  cK  m  ersten  und  dein  zweiten  Std- 
dium  der  Kntwicklung  hin  und  hrr  schwankt,  was  wir  doch  nur  au> 
der  Annahme  erklaren  können,  daü  deren  Kompilator  fiir  die  ver- 
schiedenen Abschnitte  seines  Rechtsbuches  Vorlagen  verschiedenen 
Alters  benützte,  und  nicht  immer  mit  genügender  Umsicht  das  neuere 
Recht  in  die  älteren  Texte  hineinzukorrigieren  wußte.  Ks  fehlt  auch 
nicht  an  Belegen  für  die  Begehung  ganz  ahnlicher  N'erstöße  auf 
anderen  Gebieten,  wie  denn  z.  B.  die  Novelle  über  die  verbotenen 
Verwandtschaftsgrade  und  die  verwandtschafdiche  Armenpflege  vom 
Jahre  1217  in  demselben  Rechtsbuche  zwar  am  Schlüsse  des  Christen* 
rechtes  eingestellt  ist,  aber  dennoch  hinterher  weder  im  Armenrecfate 
noch  im  Eherechte  sich  berücksichtigt  zeigt;  da  besteht  denn  aller- 
dings auch  die  Möglichkeit,  daß  von  jenem  jüngeren  Gesetze  über 
die  unechte  Geburt  von  dem  Kompilator  der  Staöarhölsbök  eben 
nur  zufallig  in  Bezug  auf  andere  Gebiete  als  das  der  Armenpflege 
und  des  Erbrechtes  keine  Notiz  genommen  worden  sein  könnte. 
Nicht  mit  völliger  Sicherheit  bestiuiuibar  durfte  auch  die  Zeit 
sein,  \^cleh'  r  (iie  beiden  hier  in  Betracht  kommenden  Neuerungen 
angeiiuien.  l  u  läßt  sich  vermuten,  daß  das  letzte  Geset?.  welches 
nur  in  der  Sta'\irli  »bb' ik.  und  auch  in  dieser  nur  am  S.^hlu^se  uc- 
Krbrechtes  beruck->i<  liti^^t  ist,  t  r^-t  nach  dem  Abschlüsse  der  Konun^- 
bök,  also  etwa  in  den  Jahren  1260  -70,  werde  erlassen  worden  sein' 
daß  ferner  auch  das  frühere  Gesetz,  welches  nur  die  unehelichen 
Kinder  und  Geschwister  zu  verwandtschaftlichen  Rechten  und  Pflichten 
heranzieht,  nicht  \  n  der  ersten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  entstaiiden 
sein  werde.  Die  Ungleichförmigkeit  der  Berücksichtigung  dieses 
alteren  Gesetzes  in  der  Konüngsbök,  dann  auch  der  durchgangige 
Gebrauch  der  Bezeichnung  eigi  arfgengr,  eigi  til  arfs  alinn  u.  dgl- 
für  den  unecht  Geborenen,  lassen  darauf  schließen,  dafi  die  Zeit,  m  • 
welcher  die  unechte  Geburt  von  den  verwandtschaftlichen  Recfateo 
und  insbesondere  vom  Erbrechte  noch  völlig  ausgeschlossen  gewesen 
war,  nicht  allzuweit  hinter  der  Entstebungszeit  jenes  ältieren  Rechts^ 
buches  zurücklag;  überdies  machte  gerade  die  wflde  Sturlüngenzeit 
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welche  auch  auf  geschlecfatlicbem  Gebiete  die  äußerste  Zerrüttung 
zeigt;  die  Notwendigkeit  einer  gewissen  Berücksichtigung  der  un- 
echten Geburt  zumal  den  angeseheneren  Häusern  des  Landes  nahe- 
gelegt haben.    Die  Art,  wie  in  unseren  beiden  Rechtsbüchem  am 

EintMüge  des  Erbrechtes  der  unechten  Geburt  gedacht  uikI  dann 
;iiütcrher  eine  umfassctidere  .Novrlle  über  ihre  Stellung  tiitweiler  in 
einem  eigenen  Kapitel  iiachf^xtrai^eii  oder  auch  als  Referenz  am 
Kande  jener  ersteren  vermerkt  wird,  konnte  die  X  ermutung  erwecken, 
daß  etwa  die  Berücksichtigung  der  unehelichen  Kinder  und  Ge- 
schwister zuerst  auf  das  Erbrecht  sich  beschrankt  habe  und  erst 
hinterher  auch  aul  die  übrigen  Rechtsgebiete  erstreckt  worden  sei; 
indessen  lätit  sich  über  diesen  l'unkt  kaum  mit  einiger  Sicherheit 
sprechen.  Auffällig  erscheint  endlich  noch,  dafi  zwischen  den  ver- 
schiedenen Klassen  der  unecht  Geborenen  nirgends  unterschieden 
wird,  mit  einziger  Ausnahme  des  Vorzuges,  welcher  dem  friUusonr 
in  Bezug  auf  die  Feststellung  der  Vaterschaft  eingeräumt  witd;  in- 
dessen  hängt  diese  Erscheinung  sichtlich  mit  der  oben  bereits  er- 
wähnten Feindseligkeit  der  Kirche  gegen  die  Konkubinenkinder  zu- 
sammen, und  sie  steht  vollkommen  mit  der  auch  schon  besprochenen 
Tatsache  in  Einklang,  dafi  man  auf  Island  um  die  Entstehungszeit 
unserer  Rechtsbücher  bereits  über  den  richtigen  Gebrauch  von  Aus- 
drücken wie  homüngr  und  hrisüngr  nicht  mehr  im  klaren  war. 

Weit  weniger  durchsichtig  ist  die  Geschichte  der  unechten  Ge- 
burt nach  n  o  r  vv  c  s  c  h  c  m  Rechte,  und  es  fehlt  nicht  an  gar 
mancherlei  Schwierii^kcilcn,  welche  in  Hezui;  auf  die«;elbe  zu  löfen 
sind.  Es  wurde  liereits  bemerkt,  daß  nacii  den  Fr|>L.  der  uneheliche 
Sohn,  ^\elcher  von  einer  freien  Mutter  geboren  ist,  seines  Vaters 
t\echt  nimmt,  sowie  nur  erst  die  Vaterschaft  festgestellt  ist,  wo- 
gegen der  (jyborinn  sonr  unter  der  Voraussetzung,  datS  er  rechtzeitig 
freigelassen  und  dann  frei  auferzogen  wurde,  nur  um  ein  Drittel 
weniger  an  Buße  erhält;')  daß  aber  andererseits  das  uneheliche 
l^ind,  dessen  Vater  nicht  nachgewiesen  werden  konnte,  seiner  Mutter 
folgt  und  somit  das  Recht  seines  mütterlichen  Großvaters  erhält^) 
Nicht  minder  wurde  auch  bereits  erwähnt,  dafi  nach  den  G[)L.  so- 
gar der  )>)^bdrino  sonr  seines  Vaters  Recht  ungeschmälert  erhält, 
wenn  er  nur  in  frühester  Jugend  freigelassen  und  sodann  als  frei 
behandelt  worden  war.')   Daß  uns  im  isländischen  Rechte  keine 

')  Fri»U  X,  47.  >)  ebenda.  II,  1. 

')  G|»L.  57  und  104. 
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analoge  Bestimmung  begegnet  ist,  erklärt  sich  sehr  einfach  daraas, 
daß  auf  Island  alle  und  jede  freigeborenen  I^ute  gleichen  Rechtes 
waren,  und  kann  somit  diese  Tatsache  nicht  benützt  werden,  um 
das  Alter  der  norwegischen  Unterscheidung  anzuzweifeln;  dagege;. 
fällt  auf,  daß  nicht  noch  weiter  zwischen  dem  hornüngr  und  dem 
hrisüngr  unterschieden  wird,  und  möchte  man,  wiewohl  mit  Un- 
recht, i^encigt  sein,  hierin,  was  da»>  {»randheimer  Rocht  bi  ti  :iit,  eine 
Neuerung  zu  sehen,  welche  in  GjjL.  nur  noch  weiter  fortgesetzt 
worden  wäre.  Zur  Erbfolge  ferner  berufen  die  (iliL.  \)  zunach>t 
nur  die  unehehclien  Söhne,  und  /war  den  |»yboriiiii  ^onr  ebea^uHohl 
wie  den  hornungr  uikI  hn^  iiu,r  an  ^iclH'iiter  Steile,  unmittelbar  nach 
den  breeörasynir,  also  den  Ge^  hwistericindern  im  Mannsstamme,  nn^ 
zwar  sollen  sie  in  das  Stammgut  ebensowohl  folgen  als  in  die  hahr- 
liabe;  der  |iyborinn  sonr  wird  dabei  ausdrücklich  als  „üleiddr  i  xtt 
efter  fa(^ur  sinn"  bezeichnet,  und  wird  somit  bezüglich  seiner  von 
den  weiterreichenden  Wirkungen  einer  Legitimation  ganz  abgeselien. 
Ganz  folgerichtig  werden  ferner  die  frilludoetr  unmittelbar  nach  den 
brcedradcetr  berufen,^  wogegen  das  Rechtsbuch  von  einem  £rb> 
rechte  der  entfernteren  Grade  der  unechten  Geburt  nichts  weifi. 
An  derselben  Stelle  berufen  auch  die  FrI)L.  die  unechten  Söhne, 
nur  daß  sie  zwischen  ihnen  und  den  broeörasynir  noch  die  Mutter 
und  die  Vatersschwester  einschieben;')  auch  sie  stellen  alle  drei 
Kategorien  derselben  ganz  gleich,  aber  sie  berufen  unmittelbar  hinter 
ihnen  auch  noch  den  brödir  friUusonr  und  nach  diesem  die  homa, 
hn'sa  und  |>yborinn  döttir,  ehe  noch  die  Erbfolge  an  den  dritten 
gleichen  Grad  der  echten  Geburt  fällt  Daneben  ist  aber  nodi  die 
auffallii^e  ijscheinung  zu  verzeichnen,  daß  der  Vorzug  der  echten 
Geburt  vor  der  unechten  auch  nach  Kichtunj^cn  hin  in  Betracht 
kommt,  welche  mit  den  Beziehungen  des  Ijerufencii  zum  Erblasser 
nur  weit  entfernter  zusammenhangen.  So  wird  bei  Ijikeln,  dann 
auch  bei  Neffen,  nicht  nur  ihre  eigene  echte  t  der  unecluc  Geburt 
in  Betracht  gezogen,  sondern  auch  die  ihres  Vaters,  und  gciit  dem- 
nach der  echtgeborene  Enkel,  dessen  \^^ter  gleichfalls  von  echter 
Geburt  war,  dem  anderen  vor,  dessen  Vater  ein  unehelicher  Se^hn 
war;*)  aber  andererseits  geht  tlieser  letztere  Enkel,  weil  selber  echt 
geboren,  dem  unecht  geborenen  Sohne  vor,  so  daß  er  bei  Beerbung 

G^h.  104.  *)  ebenda,  105. 

»}  Fr|>L.  VIII,  8;  Fragm.  III.  S.  51S-.19. 
*)  ebenda,  3:  Krajim.  II,  S.  50S. 
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seines  Großvaters  seinen  eigenen  Vater  ausschließt  Man  mag  mit 
dieser  Bestimmung  etwa  den  anderen  Satz  desselben  Rechtsbuches 
vergleichen,  daß  der  echt  geborene  Sohn  eines  |)5^borinn  sonr  die 

volle  Buße  seines  Großvaters  nelimen  soll,  wahrend  doch  ihr  Vater 
um  ein  Drittel  gcrin^^cres  Recht  L;elial>t  h.ittc.  weshalb  denn  auch 
solclie  Leute  als  l)etrfe(Vüngar  bezeicJinct  werden,')    So  wird  ferner 
auch  an  zwei  verschiedenen  Stellen,  u  tlciie  das  Erbrecht  der  Mutter 
ihrem  eii^'enen  Kinde  gegenüber  besprechen,-)  darauf  Gewicht  ge- 
legt, daß  .sie  selber  von  elieliclier  Geburt  sei,  wahrend  dieser  Um- 
stand doch  nach  unseren  liegritten  fiir  deren  BeziehunL:-  n  /u  ihren 
eigenen  Kindern  ohne  alle  Krheblichkeit  sein  mußte.   Man  wird  viel- 
leicht den  Umstand  zur  Vergleif  hunc::  heranziehen  dürfen,  daß  auch 
im  isländischen  Rechte  einmal  die  Berufung  des  Ehemannes  zur 
legorössök  wegen  Verletzung  seiner  Ehefrau  an  die  Bedingung  ge- 
knüpft wird  „ef  til  arfs  er  alinn",     was  man  nicht  auf  einen  Schreib- 
fehler  zurückfuhren  darf,  obwohl  eine  zweite  Stelle  den  Beisatz 
nahezu  völlig  ausläßt  ^)  ein  anderes  Rechtsbuch  nur  wenige  Reste 
desselben  zeigte ^)  und  ein  drittes  Rechtsbuch  ihn  völlig  beseitigt;*) 
man  möchte  sich  versucht  fühlen,  hier  wie  dort  einen  Zusammen- 
hang  der  verwandtschaftlichen  Berechtigung  mit  den  Standesrechten 
des  unecht  Geborenen  zu  vermuten,  welcher  freilich  für  das  istän- 
dische  Recht  noch  weit  schwerer  als  flir  das  norwegische  zu  be- 
greifen wäre.  Weiterhin  wird  aber  in  den  Frl>I^  auch  noch  bemerkt, 
daß  K.  SigurAr  Jörsalafari  niii  sciaeu  Brüdern  Eysteinn  und  Olafr 
hinter  dem  dritten  gleieiu  n  Grade  des  ehelichen  Mannsstammes  und 
einigen  an  iiiii  üch  anschließenden  Angehörigen  des  Weibsstammes 
noch  dem  unecht   geborenen   V atersl  »nider   und  Hruder^^i  »linc  ein 
Erbrecht  eingeräumt  habe,  und  zwar  beiiien  zun  ich'^t  vnitcr  der  \'or- 
aussetzung,  daß  sie  samfedra,  also  von  der  Vatersseite  her  verwandt 
seien,  eventuell  aber  beiden  unter  der  anderen  Voraussetzung,  daß 
sie  sammoeöra,  also  von  der  Mutterseite  her  verwandt  sind; ')  eventuell 


')  Fri»L.  X,  47.   Nicht  richtig;  es  ist  filr  skilgetin  nach  Fragm.  III,  S.  518 
und  Jinui'Aa,  Erfttat.  4  ztt  lesen  skilfcagin,  d.  h.  rechtmäBige  Ehefrau. 
*)  ebenda,  VIII,  5  vnd  7.         *)  Konilngsbök,  156/48. 

*i  ebenda,  254203;  nur  die  W-.rtc  „ef  er**  «ittd  Stehen  geblieben. 

*j  StaiVarh  filsbök  ,  145177:  of  hann  er. 

"1  Bclgsd  n  1 «  bo  k  ,  51  242.    Nicht  riolitiK:  «lir  ursprünj;:lic}ic  l.csung  ist  sicher: 
er  oder  ef  hünn  er;  vgl.  meine  Abhandlung;  übi-r  die  unechte  Geburt,  S.  ;0. 
')  Fr^L.  VlU,  15;  Pragm.  ii,  S.  509  und  III,  S.  519.    Doch  liest  Tra^ui.  II 
Iv<i9arq^ir  statt  broeAra$ynir,  und  ist  dies  das  richtige. 
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sollen  jeder  von  beiden  Grappen  die  gleichnalie  verwandten  Weiber 
sich  anschliefien  und  sollen  hinter  der  zweiten  Gruppe  auch  noch 
die  brcedrasynir  sammoedra,  gleichviel  ob  von  echter  oder  von  un- 
echter Geburt,  zum  Zuge  kommen,  ehe  noch  die  entferntere  eheliche 
Verwandtschaft  bis  zum  fünften  tjleichen  Grade  einschhcßlich  be- 
rufen wial.  Von  irijend  welchen  Suk/cssionsrechtcn  der  entfernteren 
unehelichen  Verwandtschaft  ist  dat^egcn  nicht  mehr  die  Rede.  Ob 
diese  Neuerung  vun  den  ^'enannten  drei  Königen  nur  iur  die  Land- 
schaft Itrandheimr  ver\vilhi;t,  oder  al)er  lur  ilir  gesamtes  Reich  zu- 
gestanden wurde,  bleibt  nn^es.is^t;  doch  i<t  das  letztere  wahrschein- 
licher, da  deren  Verwilligungen  auch  im  übrigen  sich  auf  ganz  Nor- 
wegen erstreckten;  in  den  Gpl^  mochte  ja  die  betreffende  Be- 
stimmung recht  wohl  an  der  Stelle  nachgetragen  gewesen  sein,  an 
welcher  unser  Text  seine  große  1. ticke  zeigt  (zwischen  §150  und 
151),  gleichwie  ja  die  Novellen  der  Könige  Magnus  gödi  und  Hakoo 
l)örisföstri  sich  wirklich  nur  wenig  früher  (§  148)  eingeschaltet  findeo. 
Lediglich  an  die  bisher  besprochenen  Stellen  uns  haltend,  gewinnen 
wir  hiemach  für  das  Erbrecht  der  unechten  Geburt  folgende  Eat« 
Wicklungsstufen.  Anfänglich  beschränkt  sich  dasselbe  lediglich  auf 
die  Kinder,  und  läfit  die  eigentümliche  Art,  wie  die  Frl)I«  den  un* 
echt  geborenen  Bruder  hinter  den  unehelichen  Söhnen  einschieben, 
den  Schlttfl  zu,  dad  selbst  dieser  erst  durch  eine  nachträgliche  Inter- 
polation in  den  Text  des  Rechtsbuches  gekommen  sein  werde; 
eine  weitere  Ausdehnung  ihrer  Erbrechte  aber  erlangten  die  unecht 
Geborenen  erst  am  Anfani^'e  des  12.  Jahrhunderts,  um!  auch  diese 
reiclit  nur  i)is  zum  ersten  und  zweiten  uni^leichen  (irade,  oder  ducli 
iivichstcns,  nach  einer  .iüderen  Lts.ut,  bis  zum  zweiten  Sfleichcn 
Grade.  Eine  andere  Fraj^e  ist  aber  die,  ob  aurli  nur  ienes  erste, 
beschrankte  Erbrecht  denselben  von  der  ältesten  Zeit  an  zugekommen 
sei,  und  es  fehlt  nicht  an  Anhaltspunkten  für  eine  verneinende  Ik- 
antwortunr::  dieser  Frage.  Ich  will  darauf  nicht  gerade  viel  Wert 
lej^'en,  dali  die  Frl>l-.,  nachdem  sie  ausgesprochen  haben,  unter 
welchen  Voraussetzungen  Brautkinder  gleich  den  eheliclien  erbbe- 
rechtigt sein  sollen,  noch  weiter  beifügen:  „en  i  engom  stad  adnim 
k<i'mr  madr  tü  arfs,  nema  moder  sc  myndi  kcejrpt,  eda  hann  a 
me6  lagum  i  xtt  leiddr''.^)  Da  gerade  das  Christenrecht  der  FrpL 
zweifellos  im  wesentlichen  auf  der  Redaktion  des  KL  Magnüs  ErÜngsson 
beruht,  kann  der  Satz  für  die  Zeit,  in  welcher  dessen  uns  vorliegender 


»)  Frj^L.  III,  13. 
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Text  entstand,  unmöglich  mehr  richtig  gewesen  sein,  und  Uefie  sich 
demnaGh  ebensoci^ut  an  eine  ungenaue  Fassung  desselben  denken, 

ab  daran,  daß  derselbe  aus  einer  älteren  Vorlafje  unbedacht  herüber- 
genommen  worden  wäre,  obwohl  allerdings  die  Anuluj^dc  des  islän- 
dischen Rechtes  für  die   letztere  Annahme  spricht.    Um   so  ent- 
sdiiccleacr  ist  aber  zu  beachten,  dal»  die  X'crweisung  der  unecht 
geborenen  Kinder  auf  Vcrgabunp^eii,   welriic  ihr  Vater  ihnen  zu- 
wenden darf,  nhnc  dabei  an  die  Zustiniuuinj:;^  seiner  i;eborcnen  Krbeu 
gebunden  zu  sein,  in  den  norwegischen  Rechtsbuchern  ganz  eben- 
-üi^nit  vorkomnit  w  ie  m  den  isländischen.    Nach  den  i'r|»L.  soll  der 
büldr  seinem  |>yborinn  sonr  nicht  mehr  als  zwölf  Unzen  Silbers  ohne 
Zustimmung  der  Erben  geben  dürfen,  und  der  arborinn  maÖr  nicht 
mehr  als  eine  Mark;*)  nach  der  Verschiedenheit  der  Stände  soll 
sich  die  Wertgrenze  auch  für  die  Angehörigen  anderer  Klassen  ab- 
MtUf  immer  aber  dieselbe  Regel  wie  für  den  Sohn  der  Sklavin 
auch  für  den  fdstri,  d.  h.  Pflegesohn  gelten.   Nach  den  GI>L.  da* 
gegen  darf  der  Landherr  seinem  |>yborinn  sonr  sechs  Mark,  der  höldr 
dem  seinigen  drei  Mark,  der  einfache  Bauer  zwölf  Unzen  geben,  vor- 
ausgesetzt nur,  dafi  keiner  der  geborenen  Erben  einen  geringeren 
Betrag  auf  seinen  Teil  erhalte;  '-)  dabei  wird  aber  noch  ausdrücklich 
beigefügt,  daß  man  ebensoviel  wie  dem  |iyborinn  sonr  auch  dem 
bomüngr  und  hrisöngr  geben  dürfe.   Berücksichtigen  wir,  dafi  der 
sakmetinn  eyrir  am  Schlüsse  des  12.  Jahrhunderts  nur  halb  so  viel 
wert  war  als  der  silfrmetinn  eyrir,  so  ist  klar,  daß  die  Ansätze  für 
den  höldr  in  beiden  Rechten  vollki)mmen  gleich  sind  und  anderer- 
seits fallen  die  zwölf  Unzen  des  einfachen  liauern  in  den  GpL.  genau 
mit  dem  Betrage  zusammen,  welchen  das  islandische  Recht  als 
Wertgrenze  setzt    Dabei  ist  zu  beachten,  daß  die  Bestimmung  in 
den  beiden  norwegischen  Rechtsbuchern  im  Zusammenhange  mit 
der  Verzehntung  des  eigenen  Vermögens  zu  frommen  Zwecken  be- 
sprochen wird,  und  daß  dabei  in  den  GpL.  nicht  nur  von  der 
im  Jahre  1152  erfolgten  gesetzlichen  Erweiterung  der  Wertgrenze 
für  Vergabungen   dieser   letzteren  Art  keine  Notiz  genommen, 
sondern  auch  die  „tiund"  in  einer  Weise  besprochen  wird,  welche 
auf  die  Zeit  vor  der  Einfuhrung  des  Ertragszehntes  unter  K-  Sigurdr 
Jorsalafari  zurückzuweisen  scheint^)   Neben  diesen  Bestimmungen 

'1  Frl>r.  IX,  17.       «)  <:i)i..  120. 

vgl.  meine  .Abhandlung:  „Über  ilcn  iiauplzthiu  einiger  nc)rdj;crmaoischcr 
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Über  die  Vergabungen  kommt  ferner  zu  berücksichtigen,  dad  nach 
den  GI>L.  bei  der  xttleiöing  der  geborene  Erbe  sowohl  als  der 
nächste  Stammgutsfolger  demjenigen,  welcher  legitimiert  werden 
sollte,  ausdrücklich  das  Erbrecht  sowohl  als  die  Stammgutsfolge  ein- 
räumen mufite,  welche  dieser  also  vor  erfolgter  Legitimation  nicht  an- 
zusprechen gehabt  haben  konnte  t)  minder  deutlich  zwar,  aber  doch 
ininicr  noch  klar  erkennbar,  wird  die  gleiche  Regel  auch  in  den 
FrI>L.  ausgesprochen.-)  wobei  nicht  ubcrsciien  werden  darf,  daß  der 
chehchc  Sohn  in  de  r  1 -ctrcllcnden  Stelle  dem  unchchchen  gegenüber 
ausdrucklich  als  arlgengr  bezeichnet  wird,  ganz  in  Ubi  reiii^tiiiimuni; 
mit  jener  oben  schon   angeführten  Stelle  (ic^selben  Kecht-i>uciier 
welche,  den  Fall  der  Brautkmder  ausgenommen,  uneheliche  Rinder 
nur  durch  die  aettlcic^ing  h>brccht  gewinnen  läßt.  Beide  Rechtsbücher 
besprechen  übrigens  die  a  ttleidmg  ebenfalls  wieder  zunächst  nur  mit 
Bezugnahme  auf  den  jjyborinn  sonr,  und  lassen  erst  hinterher  die 
Bemerkung  nachfolgen,  daß  es  beim  hornimgr  und  hri-unc^r.  oder 
anders  ausgedrückt  bei  dem  unehelichen  Kinde  eines  freien  Weibes, 
ebenso  zu  halten  sei.   Auch  in  den  Gi)L.  werden  gelegentlich  die 
unecht  geborenen  Kinder  dem  Manne  gegenübergestellt,  der  arfgeogr 
ist,  *)  was  doch  auch  wieder  voraussetzt,  da6  die  ersteren  Ursprung* 
lieh  nicht  erbberechtigt  waren.   Man  möchte  aus  diesen  Tatsachen 
schließen,  da6  ursprünglich  die  unehelichen  Kinder  in  Norwegen 
ebenso  wie  auf  Island  vom  Erbrechte  gänzlich  ausgeschlossen  ge- 
wesen seien;  indessen  fragt  sich  doch,  ob  ein  solcher  Schlufi  voll- 
ständig be  gründet  wäre.  Nur  von  den  Vcrgnbungm  an  den  [»yborinn 
sonr  handeln  die  Frl)L.,  und  auch  die  Gjii,.  i;clKn  zunächst  nur  von 
ihm  aus,  wogegen  sie  erst  hintcrlu  r  in  itugc  n,  daß  der  hnsun^r  und 
hornungr  mit  ihm  gleich  zu  behandeln  seien.    Uie  a?ttlei(^ing  wird 
gleicherweise  in  beiden  Rechtsbüchern  in  erster  Linie  nur  in  Bizu? 
auf  jenen  besprochen,  und  hinterher  erst  der  letzteren  K-idcn  al> 
gleichmäßig  zu  behandelnder  Leute  gedacht.    Wir  durlVii  1h  ifuijcn, 
d.iß  die  GI>1-.  bei  Besprechung  der  Alimentationspflichten,  welche 
mit  dem  xSachlasse  auf  den  Erben  übergehen,  nur  die  |»ybornir  neben 
den  „körlum  ok  kerhngum"  nennt,*)    was  doch  ebenfalls  wieder 
darauf  hinweist,  daß  nur  diese  als  von  der  Erbfolge  ausgeschlossen, 
und  darum  einer  Alimentation  bedürftig  galten,  gleich  den  abgelebt,  n 
OreLscn.   Man  wird  sich  nun  daran  erinnern  dürfen,  da6  zwar  die 

')  G1)L.  58.  FrI)L.  IX,  I, 

')  z.  ß.  G{>L.  125;  129.         *)  ebenda,  115. 
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GI)L  dem  |>yborinn  sonr  ebensogut  wie  dem  hornüngr  und  bnsüngr 
das  volle  Recht  seines  Vaters  einräumen,  daß  aber  die  Fr|)L.  nur 
die  letzteren  beiden  in  dieser  Weise  behandeln,  dagegen  des  ersteren 
Buße  um  ein  Drittel  niederer  ansetzen,  und  erst  den  ehelich  j^e- 
borencn  Sohn  des  j)\'borinn  sonr  in  das  volle  Recht  seinem  Groß- 
vaters eintreten  lassen.  Diesen  letzteren  Satz  haben  wir  oben  bereits 
mit  der  anderen  V'orschrift  desselben  Kechtsl)uches  in  Verbinduni; 
£[cbracht,  daß  der  (.  iKÜrhc  Sohn  ciaci  unehelichen  Sohnes  bei  der 
IJccrhung  des  Grol'>\ atcrs  seinen  fi«:^enen  Vater  ausschließt;  ist  aber 
dieser  Zusammenhang  begruiuii  t.  so  ergibt  sich,  daß  auch  dieser 
letztere  Satz  wieder  ursprünglich  nicht  von  allen  uneheUchen  Söhnen 
und  ihren  Kindern,  sondern  nur  von  den  |j>bornir  gegolten  haben 
kann,  wenn  man  nicht  annehmen  will,  wozu  jeder  Anhaltspunkt 
fehlt,  daß  umgekehrt  jene  Zurücksetzung:  in  der  Buße  ursprünglich 
den  hornüngr  und  den  hdsüngr  ganz  ebenso  wie  den  J>yborinn  sonr 
betroffen  habe.  Endlich  wird  man  aber  auch  nicht  unbeachtet  lassen 
dürfen,  daß  hinsichtlich  der  Thronfolge  unecht  geborene  Söhne  aber 
jeher  als  vollkommen  ebensogut  berechtigt  galten,  wie  die  ehelich 
geborenen.  Wir  wissen,  dafi  K.  Hakon  gödi  ein  Sohn  der  I)öra 
Möstrstöng  war,  eines  Weibes  aus  sehr  angesehenem  Hause,  von 
welchem  es  aber  allerdings  hetfit:  „hon  var  kölluö  konüngs  ambätt";^) 
dennoch  aber  machte  derselbe  sein  Recht  auf  die  Thronfolge  sogar 
seinem  echt  und  vornehm  geborenen  Bruder  Eirikr  blöööx  gegen- 
über mit  Erfolg  geltend,  wie  denn  auch  des  K.  Haraldr  Throntolge- 
ordnung  dessen  sämtlichen  Söhnen  ein  Thronlülgerecht  gewährte, 
obwohl  diese  von  ganz  ver.>(  liiedenen  Müttern,  und  siclierlich  nicht 
»^lle  eheUch  geboren  waren.  Wiederum  war  Magnus  go<M  ein  un- 
echter Sohn  de.s  heil.  Olafr,  '^eine  Mutter.  Alfhildr,  war  der  Königin 
Waschfrau,'-!  und  wurde  „koiuiiu's  ambatt"  genainit,  obwohl  sie  von 
guter  Abkunft  war;*'*)  obwohl  nur  wenige  Vertraute  des  Königs  um 
dessen  Vaterschaft  wußten,  und  obwohl  somit  Magnus  nur  als  ein* 
hnsungr  gelten  konnte,  folgte  er  dennoch  ohne  Anstand  seinem 
Vater  auf  dem  Throne  nach.  Ein  unechter  Sohn  des  K.  Olafr  kyrri 
war  Magnus  berfcettr,  und  zwar  war  derselbe  als  ein  hornüngr  zu 
betrachten,  da  seine  Mutter,  welche  bald  I)öra  Amadöttir,  bald  I>öra 
Jüansdottir  genannt  wu-d,  des  K,  Ölafr  „frilla"  heißt*)   So  waren 

Heim  skr.  Har:ild>  >.  harfaf^ra,  40  7S  .  t-agrsk.  21,13  u.  dgi.  111. 
*j  Legen  da  ri  sehe  Olats  s.  hcl>,'a,  4Ö  ^;4. 
*)  Hcimskr.  ölafs  $.  hd-..,  ijj ,303  u.  d-l.  i... 
*i  Fagrsk.  221/150:  Morkinsk.  13Ö. 
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ferner  die  Brüder  Eysteinn,  Sigurdr  und  Ölafr  uneheliche  Söhne  eben 
dieses  K.  Magnus ;  nur  von  der  Mutter  des  letztgenannten,  der  ^gr^ 
Saxadottir,  wird  gesagt,  da6  sie  von  angesehener  Herkunft,  und  daß 

sie  des  Königs  „frilla"  gewesen  sei,')  während  sich  des  Eysteinn  Mutter 
nicht  rin;vi;d  genannt,  sondern  nur  als  sehr  nictlrij^'cn  StaiK!c>  be- 
zeichnti  inidct.  W'iciit i um  stutzten  Haraldr  ^älli,  dann  Sij^unV 
slembidjakn,  ihre  Ansprüche  auf  den  Thron  lediglich  auf  die  Be- 
hallptun[,^  d.d.)  sie  unehe  liche  Sohne  desselben  K.  Mas^nus  berfo-ttr 
seien,  und  führte  der  er>tere  m  Norwegen  durch  die  luseiiprubc  den 
Beweis  dieser  seiner  Bchauptujig.  während  der  letztere  <ich  auf  ein 
angeblich  im  Auslande  von  ihm  bestandenes  Gottesurteil  sich  be- 
rief; *)  Magnus  blindi  aber  war  ein  Sohn,  welchen  K.  Sigun^r  Jorsala- 
fari  mit  seiner  „frilla",  der  Horghildr  Olafsdottir,  erzeugte.*)  Von 
den  Söhnen  des  K.  Haraldr  gilli  war  nur  Ingi  in  der  Ehe  erzeugt, 
wogegen  Sigurdr  munnr,  ein  Sohn  seiner  Konkubine»  ])öra  Gudorms* 
dottir,  Eysteinn  aber  gar  ein  Sohn  der  Irländerin  Bjadök  war,  welcher 
ohne  Eisenprobe,  auf  das  blo6e  Wort  des  gemeinsamen  Vaters  hin 
von  den  beiden  Brüdern  anerkannt  wurde  dennoch  aber  sukie* 
dierten  unbedenklich  alle  drei  Brüder  nebeneinander.  Wiederum  war 
K.  Häkon  herdibreiÖr  von  K.  Sigurdr  munnr  in  flüchtigster  Begeg- 
nung mit  der  Dienstmagd  eines  Bauern  erzeugt,*)  und  auch  K. 
Sverrir  war  im  günstigsten  Falle  ein  unehelicher  Sohn  desselben 
Vaters.  Die  Throiifüli^curdnung  freilich  des  K..  Magnus  Erlingsson 
änderte  insofern  diese  Zustände,  als  sie  sehr  bestimmt  den  Ausschluti 
der  unehelichen  Söhne  durch  die  ehelich  geborenen  aus>j)rach 
aber  da  «^ie  für  den  Fall  des  Nichtvorhandenseins  eheliclier  Soline 
auf  das  -a  nleine  Krl>recljt  verwies,  lieÜ  auch  sie  dieselben  wenigstens 
an  einer  spateren  Stelle  noch  zu,  und  so  blieb  tatsächlich  die  Sache 
ziemlich  beim  alten.  Die  verschiedenen  Parteikonige  der  Baglar,  wie 
Sigurdr,  Vikarr,  Jon,  geben  sich  selbst  nur  für  unechte  Söhne  des 
K.  Magnus  Frhngsson  aus,  und  andererseits  war  K.  Häkon  gamli 
von  K.  Häkon  Sverrisson  mit  der  Inga  außer  der  Ehe  erzeugt  worden, 


M  Heinskr.  Magniiss  s.  berfivtts,  1^,^53^54;  FMS.  Vit,  32/63;  «xL 
Fagr»k.  241/159  und  Morkinsk.,  174. 

Heimskr.  Sigurftar  s.  Jörsalafarft,  34/69i->92  und  Haralds  %■ 

jfilla,  14  71.S  -10  u.  (1^1.  m. 

Heim  skr.  .Sicjuri>ar  s.  J  t>  r  s  a  1  a  f  u  r  a  .  24  80. 
^  licimskr.   Haralds       gÜla,    1,704   und   Inga   s.  Haraldssonar, 
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von  ticren  Wrlialtni«?  zu  ihm  doch  nur  wenige  \crtr.iiitc  M. inner 
wußten.')  Eben  dieser  K..  l^lakon  gamli  sah  sich  freilich  \eraiihiLit, 
um  zu  einer  feierlichen  Krönung  gelangen  zu  können,  sich  durch  P. 
Innocenz  IV.  förmlich  legitimieren  zu  lassen  (1246),  und  seine  Thron- 
folgeordnung von  1260  beruft  den  unecht  geborenen  Sohn  zwar  un- 
mittelbar nach  dem  echtgeborenen  Sohne  und  Enkel  zur  Thronfolge, 
aber  doch  nicht  mehr  neben  diesem;*)  die  Thronfolgeordnung  des 
K.  Magnus  lagaboetir  von  1273  aber  beruft  den  unecht  geborenen 
Sohn  vollends  erst  an  siebenter  Stelle,  hinter  den  echt  geborenen 
hrcedrüngar.  ^  Bis  in  das  13.  Jahrhundert  herein  waren  hiemach  die 
unechten  Söhne  den  echten  in  Bezug  auf  die  Thronfolge  völlig  gleich- 
gestellt gewesen,  sowie  nur  die  Vaterschaft  bezüglich  derselben,  sei 
es  nun  zufolge  eines  oficnkundig  bestehenden  Konbubinatsverhältnisses 
unzweifelhaft,  oder  im  i:;et;cbenen  Falle  durch  die  Anerkennung  seitens 
des  Vaters  oder  eine  lc£^ale  Beweisführung^  sicher  {bestellt  schien. 
Zwischen  dem  liuraunL;r  und  hn'sünefr  wurde  dabei  aachwci>bai  kein 
weiterer  Unterschied  gemacht,  als  der  bereits  angedeutete  hinsicht- 
lich der  Beweisfrage;  daercf^en  läüt  •-ich  für  die  GU.iclistellun^  des 
|'yl)orinn  sonr  mit  t)citlcn,  oder  überhaupt  für  des^^en  lierechtigun^ 
zur  Thronfolge  kein  Heweis  erbringen,  da  die  .Nennung  einer  „konungs 
ambätt"  als  Kindsmutter  an  ein  paar  Stellen  als  solcher  nicht  gelten 
kann.  Ausdrücklich  wird  in  den  einschlägigen  Fällen  die  freie  Wr- 
«andtschaft,  und  unter  Umständen  sogar  die  angesehene  Herkunft 
der  betreffenden  Weiber  hervorgehoben,  so  (kiii  das  Dienstverhältnis, 
in  welchem  dieselben  standen,  nicht  das  von  Unfreien  gewesen  sein 
kann;  mag  sein,  dafi  Job.  Fritzner  und  Guöbrandr  Vigfüsson  Recht 
haben,  wenn  sie  unter  der  konungs  ambätt  einfach  eine  frilla  des 
Königs  verstehen.  Nun  wird  man  kaum  annehmen  dürfen,  daß  die 
Thronfolge,  fiir  welche  es  auch  in  der  zweiten  Hälfte  des  12.  Jahr- 
hunderts als  eine  Neuerung  galt,  wenn  der  unechte  Sohn  auch  nur 
hinter  den  echten  zurückgestellt  werden  wollte,  sich  in  einem  so 
wesentlichen  Punkte  von  Anfang  an  von  der  gewöhnlichen  Erbfolge 
unterschieden  habe,  will  man  aber  diese  Annahme  vermeiden,  so 
Weiht  kaum  etwas  anderes  übrig  als  die  Vermutuni^,  daß  ursprung- 
lich alle  Söhne  freier  Weiber  ganz  gleicliin.ißif^  erbtahig  gewesen 
seien,  gleichviel  ob  sie  ehelicher  udcr  unclicliclicT  Herkunft  waren, 
wogegen  der  jjybohun  sour  anfangs  von  allem  Erbrechte  ausge- 

*)  Hak o aar  s.  garola,  1/230. 
')neaerer  GI>KrR.  5;  Järnc,  Krb.  4. 
*)  Lands!.,  Krb.  5. 


Digitized  by  Google 


Teil  1.   Die  autiere  Erscheisuag  der  Verwaoducbatt. 


schlössen  gewesen  <e\u  mochte.    Dieser  letztere  allein  wäre  hiernach 
ur-^prunglich  „eigi  arlg«.  iiL^r".  und  Irdiglich  auf  jene  Vergabungen  be- 
^rlir.mkt  gcwc*Jen,  wrlclir  ihm   sein  Vater  unal>han;^i(^  vom  guten 
V\  iiien  des  gel>urenen  Eri)en  zuvvt  ndrn  durfte,  und  er  allein  hatte 
darum  auch  einer  ;ettleiöing  bedurft,  um  erbr.ihig  zu  werden;  höch- 
stens läl3t  sich  noch  ergänzend  beifügen,  daß  bei  dem  zwar  mit 
einetn  freien  Weibe,  aber  außerhalb  eines  geordneten  Konkubinats- 
Verhältnisses  erzeugten  Sohne  die  Herstellung  der  Vaterschaft  nahe- 
zu ganz  von  der  Anerkennung  durch  den  Vater  abhängen  mu6te, 
so  lange  die  Einführung  der  kirchlichen  Gottesurteile  in  den  Fkter- 
nitatsproze6  die*  Beweisführung  noch  nicht  erleichtert  hatte.  Ein 
vereinzelter  Überrest  dieser  ältesten  Behandlung  der  unechten  Geburt 
liegt  aber  noch  in  FrpL.  IX,  §  7,  vor,  wo  es  heifit:  „Ef  madr  kallar 
til  födurarfs  sins,  ok  hinn  jättar  |>vf,  at  hann  er  |)ess  sonr,  er  haon 
segir,  ok  af  frjälsum  kvidi,  ok  til  arfs  kominn,  ok  er  hann  inoan 
lands  getinn,  |»ä  wiä  hann  ganga  tU  födur  arfs  sfns.**   Es  entspricht 
aber  dieser  Zustand  vollkommen  dem  Charakter  der  alteren  Zeit, 
welcher  einerseits  die  zwischen  den  I  reicti  und  L  nfr.  ieii  bestehende 
Standesversciiiedcnheit  mit  voller  Scharfe  betonte,  aiulerer^eits  aber 
sowohl  die  \'iel wciberei  duldete,  als  auch  den  Weiberraul»  als  eine 
ganz  gewi>hiilirhe  Erscheinung  kannte,  weiche  zwar  in  das  Recht 
der  Verwandtschaft  der  Gerauhten  gewaltsam  eingrifi',  im  übrigen 
aber  für  den  Stand  der  letzteren  nicht  notwendig  ernstere  Folgen 
hatte.    Als  eine  Neuerung  mül^te  demgegenüber  betrachtet  werden, 
dati  hinterher  der  unechten  Geburt  ohne  Unterschied  zwischen  der 
Abstammung  von  einer  freien  oder  unfreien  Mutter  ihr  eigener  Platz 
in  der  Erbentafel  angewiesen  wurde,  und  wäre  hierin  ein  Fortschritt 
ftir  den  |}>^borinn  sonr,  aber  zugleich  auch  ein  sehr  fiihlbarer  Rüde- 
schritt zu  erkennen  für  den  hrisüngr,  und  zumal  für  den  homüngr: 
mag  sein,  daß  bei  dieser  Ausgleichung  der  Einfluß  der  Kirche  im 
Spiele  war,  welche  ja,  wie  oben  schon  bemerkt,  den  Konkubinen- 
kindern  ebenso  feindselig  war  wie  den  übrigen  unehelichen  Kinden), 
und  jedenfalls  hängt  es  damit  zusammen,  daß  von  jetzt  ab  die  Be- 
zeichnung frillusonr,  frilludöttir,  ohne  weiteres  fiir  alle  und  jede  un- 
ehelichen Kinder  gebraucht  werden  konnte, ')  und  daß  andererseits 
auch  wirkliche  Konkul>iiu  nkindcr  zu  denen  gerechnet  werden  mochten, 
welclic  nicht  „arfgengir"  sind,  •)  wenn  man  nandich  diesen  letzteren 


'1  A  H.  schon  l  rJ)L.  VIII,  8  und  15;  G^L.  I05. 
^)  üi>L.  125;  F  r^L.  Iii,  13. 
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Ausdruck  im  altuhlirhen  Sinne  a!'^  Gej^ensatz  zu  den  ciKÜchcn  Ge- 
i)orcnen  und  ihrem  Rechte  nehmen  wollte.  Sowie  al)er  erst  die 
verschiedenen  Klassen  der  uneciit  geborenen  Kinder  im  trlirechte 
einander  gleichgestellt  waren,  ließ  sich  auch  die  a*ttlei(Mng,  dann  die 
Bestimmung  über  das  Maß  von  Vergabungen,  welche  einseitig  an 
sie  gemacht  werden  durften,  nicht  mehr  auf  die  J>yb<)rnir  allein  be- 
schränken, und  lag  andererseits  auch  kein  genügender  Grund  mehr 
vor,  um  diese  in  dem  Betrage  ihrer  Bu6e  den  unechten  Söhnen  einer 
freien  Mutter  nachzusetzen;  es  ist  ein  Anachronismus,  wenn  die 
FrI)L  diese  letztere  Zurücksetzung  nach  wie  vor  aufrecht  erhielten. 
Von  hier  aus  begreift  sich  übrigens,  daß  die  Unterscheidung  der 
drei  Klassen  von  unechten  Kindern,  welche  in  unseren  Rechtsbüchern 
ziemlich  mütiig  dasteht,  für  die  ältere  Zeit  von  großer  Erheblichkeit 
$eb  mußte.  Zwischen  dem  )>>'borinn  sonr  und  den  unechten  Söhnen 
eines  freien  Weibes  lag  eine  tiefe  Kluft,  welche  beide  geradezu  als 
Angehorit,'e  verschiedener  Stunde,  und  auch  als  der  X'erwandtschaft 
i:ef3cnui>er  ^^anz  verschieden  gestellt  erscheinen  lieU;  der  hornüngr 
aber  unterschied  sich  vom  hrisunL,'r,  mit  welchem  er  alleniini^s  nacli 
gleichem  Rechte  lebte,  immerhin  noch  se^hr  wesentlicii  d.idurcli,  daß 
in:  Feststellung  der  Paternität  bei  ihm,  anders  als  bei  diesem,  kein 
besonderer  Beweis  und  keine  besondere  Anerkennung  der  Vaterschaft 
erforderlich  ist.  —  Bezuglich  der  Altersvormundschaft  galt 
aber  die  Regel,  daß  der  nächste  Erbe  sie  zu  übernehmen  habe,  und 
ebenso  bezüglich  der  Armenalimentation;*)  doch  fanden  bei 
der  letzteren  mancherlei  Besonderheiten  statt  So  soll  nach  des 
Vaters  Tod  zunächst  die  Mutter  die  Alimentation  der  gemeinsamen 
Kinder  übernehmen,  obwohl  sie  zu  deren  Beerbung  erst  nach  dem 
väterlichen  Großvater  und  den  Geschwistern  von  der  Vatersseite  her 
berufen  ist;*)  wenn  femer  beide  Eltern  verarmen,  sollen  auf  den 
Vater  und  seine  Verwandtschaft  auf  die  Mutter  dagegen  und 
deren  Verwandtschaft  nur  Vs  ^^'^  Kinder  treffen,  *)  was  augenschein- 
lich nur  eine  Konsequenz  der  anderen  Regel  ist,  daß  für  die  legale 
Gütergemeinschaft  unter  Ehegatten  dieses  Verhältnis  hinsichtlich  des 
Anteiles  beider  Ehegatten  am  gemeinen  Gute  als  maßgebend  galt,'*) 
und  kann  darum  diese  Rej^cl  auch  nur  für  den  Fall  zur  Anwendung 
gekommen  sein,  da  diese  legale  Gütergemeinschaft  zur  Anwendung 

<)  G[»L.  115;  Fr^L.  IX,  8S. 
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kam,  wogegen  in  anderen  Fällen  der  speziell  ausbedungene  Maß- 
stab der  beiderseitigen  Anteile  am  gemeinen  Gute  entscheiden 
mu6te,  vermöge  der  Regel : ')  „\ii  skal  sva  skuldum  gegna,  sem  felag 
))eirra  var;  svä  skal  körlum  skipta  ok  kerlingum,  ok  |>cbomam,  sem 

ö<^riim  skuldum,  ok  (»eirra  börnum".  Bezüglich  des  V" e r  1  o hu n £»s- 
rechtes  wurde  aiulerw  arts  schon  bemerkt,  dal.'»  tla«»ell)e  tiiclit  nur 
Witwen  gcgetiul>cr  völlig  wcglicl,  sondern  aurli  jun^fraiien  eieren- 
über  nur  dem  Vater  und  Bruder  schlechthin,  entierutcrca  \  er  wandten 
aber  nur  dann  zukam,  wetui  das  Mädchen  entweder  noch  minder- 
jährig^, oder  ökonomisch  völlig  hilfin«;,  und  »i  iriun  l)ezugiich  seine*' 
Unterhaltes  ganz  aut  seine  \''crwandten  angewiesen  war;  daß  aber 
unter  diesen  letzteren  Voraussetzungen  der  rechte  Erbe  auch  der 
rechte  X'erlober  sein  mußte,  dürfte  sich  aus  dem  über  die  Altersvor- 
mundschaft  und  die  *\limentationspflicht  gesagten  von  selbst  ergeben. 
Der  Anspruch  auf  die  Ü  n  z  u  c  h  t  s  b  u  ß  e  wird  denn  auch,  nach  \' ater 
und  Bruder,  dem  nächsten  Erben  ausdrücklich  zugesprochen,^  wo- 
gegen ein  Anspruch  des  Geschlechtsvurmundes  auf  andere  Bufien 
nur  noch  in  den  FrI>L.  erhalten  ist  In  allen  diesen  Fällen  ist  unter 
dem  Bruder  natürlich  immer  nur  der  ehelich  geborene  Bruder  zu 
verstehen,  und  der  unehelich  geborene  Bruder  kann  somit  zu  den 
betreifenden  Rechten  immer  nur  unter  der  Voraussetzung  berufen 
werden,  daß  ihm  die  Eigenschaft  des  nächsten  Erben  zukommt  Am 
Wergeide  endUch  nehmen  die  |»\^bomir  menn  immer  nur  als  sak* 
aukar  Anteil,  und  zwar  berufen  die  G1)L.  zunächst  nur  den  unecht 
geborenen  SuliM  und  Bruder,  und  in  zweiter  Linie  auch  noch  den 
unecht  geborenen  Üheim  und  Neffen,  ^>  während  die  Frl>L.  zunächst 
nur  den  ju  borinn  sonr  zu  den  sakaukar  rechnen,  jedoch  mit  dem 
Bcnieiki  ii,  daß  die  S  'hne  drr  sakaukar  ein  Drittel  weniger  als  ihr 
Vater,  und  deren  ;^ohne  wiederum  ein  Drittel  weniger  als  der  ihri.^e 
erhalten  sollen,  sodann  aber  doch  auch  noch  den  J»yborinn  broöir 
bedenken;*!  in  der  W'ergeW  tak  1  de^  Bjarni  Mardarson  aberleuchtet 
der  außerordentliche  Charakter  der  Berücksichtigung  zwar  auch  noch 
durch,  wird  jedoch  anstatt  des  |»yborinn  sonr  der  fridlusonr  genannt*) 
Daß  die  älteren  Wergeidstafeln  aber  nur  die  |))^bomir  menn  bedenken, 
ohne  den  homüngr  und  den  hrisüngr  irgendwie  zu  berUdcaditigtOt 
wird  ebenfalls  wieder  nur  unter  der  Voraussetzung  verständlich,  dafi 


'i  Gill..  Ii;. 

cbcnila,  197.  ■\i  cbcnUu,  230  -37  und  24O— 48. 

♦)  Fr])L.  VI,  5  unU  10.  *l  G1)L.  JI6. 


uiyui^ed  by  Google 


^  lo.    Die  Elrbfolgcordoung. 


das  Erbrecht,  wie  z.  B.  die  Weglassung  des  Unfreien  unter  den 
ZaMmitteln,  die  bei  der  Einlösung  von  döal  zu  verwenden  sind;') 
zum  Teil  aber  haben  sie  emsthaftere  Bedeutung,  und  rechne  ich 

hierher  die  Bestimmung,  daß  an  vierter  Stelle  nach  dem  Vatervater, 
Vaterbruder  und  Ikudcrsohn  in  erster  Linie  die  ,,m(k\ir  skiltcnc^in  ' 
das  £^anze  Erbe  nehmen  soll,  und  erst  wenn  aiu  h  sie  fehlt,  die 
\'.uernuitter .  V'atcrschwcstcr  und  Bruderschwester,  und  zwar  zu 
i^lei(  hen  Teilen,  erben  sulleii, -)  wälirend  dann  an  sechster  Stelle  die 
X'.itcrsrh wester,  die  7.war  selber  ehelich  geiioren,  deren  \  ater  aber 
unehelicher  Geburt  ist,  berufen  wird,  und  neben  ihr  der  ehelich  ge- 
borene hälfbrccdningr,  d.  h.  Sohn  eines  iialbbürtigen  Vaterbruders 
des  Verstorbenen,  der  jedoch  consani^uineus  sein  mußte,  eventuell 
das  gleich  nahe  verwandte  Weib,*')  —  terner  die  unmittelbar  vor  der 
Novelle  des  K.  Sigurdr  und  seiner  Brüder  eingeschobene  neuere  Be- 
stimmung über  das  Erbrecht  der  Brautkinder  und  der  durch  die  Ver- 
lobung legitimierten  Kinder.*)  Ungleich  selbständiger  verhält  sich  da- 
gegen das  gemeine  Landrecht  des  K.  Magnus  lagabwtir, 
welchem  auch  dessen  gemeines  Stadtrecht  und  die  Jonsbök 
folgen,  wenn  auch  die  letztere  nicht  ohne  mehrfache  Abweichungen. 
Auch  dieses  Gesetzbuch  schliefit  sich  freilich  im  grofien  und  ganzen 
noch  ziemlich  genau  an  die  Bestimmungen  der  FrI)L.  an;  jedoch 
bringt  es  in  manchen  Beziehungen  sehr  erheWich  abweichende  Vor- 
schriften, bezüglich  deren  zum  feil  dahingestellt  bleiben  muß,  wie 
weit  dieselben  als  wirkliche  Ncucrunt^cn  aul/uf.isscn  seien,  oder  wie 
weit  deren  Inhalt  etwa  dem  einen  oder  anderen  der  uns  nicht  er- 
haltenen Provinzialrcchtc,  den  EI)L.  also  oder  den  BI)L,  entnommen 
sein  durfte.")  h'.ine  erste  Neucrun«^  besteht  darin,  daß  dir  ab- 
steigende Linie  fortan  der  aufsteigenden  schlechthin  vorß^ehen  soll, 
ohne  Rücksicht  aut  die  ^^ähc  des  Grades,  vorausgesetzt  nur,  daß 
der  Berufene  durchgehends  von  ehelicher  Geburt,  oder  aber  p^r  sub- 
sequens  matrimonium  legitimiert  ist.  < lleichgültig  ist  dabei,  ob  es 
sich  um  die  Beerbung  des  Vaters  oder  der  ehelichen  Mutter  handle; 
neu  ist  aber  sowohl  das  Verhältnis  der  Tochter  zum  Sohne,  als 
auch  des  Sohnessohnes  zu  beiden  geordnet   Es  soll  nämlich  die 

Järns.,  Erfdat.  a  vgl.  mit  Fr^L.  VIII.  3  und  Fragn.  II,  S.  508— 9< 
•)  Järns.,  ErfÖat.  4  vgl.  mit  Fr{)I..  VIII,  5, 
")  J.irn?..  Krt<^  it  6  vgl.  mit  Frj[»U  Ylil,  7. 
*)  Järns.,  KrI  i'ial.  14. 

Siebe  Landsiog,   ErlÖaL   7/80—84;   BjarkK.  7,230—33;  Junsbuk, 

1-13. 
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Tochter  nuainehr  bei  Beerbimf  der  Eltern,  beiderseits  ehelidie 
Abkunft  vorausgesetzt,  mit  dem  Sohne  konkurrieren,  jedoch  so,  dafl 
sie  nur  ein  IMttd  der  Erbschaft  erhält,  während  zwei  Drittel  de^ 
selben  an  den  letEteren  fallen.  Ist  femer  ein  Enkel  von  einem  vor> 
verstorbenen  Sohne  vorhanden,  so  soll  auch  dieser  konkurrieren, 
unter  der  doppelten  Voraussetzungf,  daß  erstens  er  selbst  sowohl  als 
sein  Vater  ehelich  geboren  ist,  und  daß  zweitens  der  letztere  nicht 
etwa  schon  bei  seinen  Lebzeiten  ab^tfundcn  worden  war;  jedoch 
soll  (irr  Enkel  nur  den  Anteil  einer  Tochter  crhakcn,  also  halb  so- 
viel wie  der  Sohn,  nnL  welchem  er  konkurriert.  Ist  endlich  cim- 
ledige  Tochter  vorhanden,  jedoch  nicht  mehr  bei  ihren  jungfrau- 
lichen l'din  n,  so  wird  sie,  wenn  ein  eheliclicr  Sohn  vorhanden  L^t, 
von  allem  Erbrechte  Vater  und  Mutter  gegenüber  ausgeschlos>scn, 
dagegen  auf  die  Hälfte  dessen  herabgesetzt,  was  ihr  an  und  für  sich 
gebühren  würde,  wenn  neben  ihr  nur  eine  andere  Tochter,  oder  ein 
Enkel  von  einem  verstorbenen  Sohne  her  \orhanden  ist;  nur  wenn 
auch  solche  fehlen,  erbt  sie  trotz  ihres  Fehltrittes  den  ganzen  Nach- 
la&  Die  letztere  Bestimmung  findet  sich  auch  •  in  der  jönsbok; 
durch  die  Verordnung  des  K.  Eirikr  Magnüsson  vom  15.  Juli  13% 
§  18, kam  aber  für  Island  noch  die  weitere  Vorschrift  hinzu,  daß 
Weiber,  welche  nicht  Witwen  sind,  durch  Kngehung  einer  Ehe 
ohne  Zustimmung  ihres  Geschlechtsvormundes  ihr  Erbrecht  diesem 
ihrem  Vormunde  gegenüber  einbüßen,  es  sei  denn,  dad  dieser  sie 
an  einer  ftlr  sie  passenden  Heirat  zu  hindern  suchen  Aufierdem  be 
stimmt  §  25  der  Verordnung  von  1280*)  für  Norwegen,  daß  die 
obige  Regel  übir  die  Teilung  des  Sohncssohnes  mit  der  Tochter 
nur  Jur  den  I'.ill  gelten  solle,  da  von  je  einem  Sohne  nur  je  ein 
Sohnessohn  vorlianden  sei,  wogegen  für  den  andereii  Fall,  da  mrhaTe 
Söhnt  ssöhne  von  einem  Sohne  her  da  sind,  diese  alle  zusammen 
nur  den  Anteil  nehmen  sollen,  welchen  ihr  verstorbener  \'atcr  er- 
halten haben  würde,  wenn  er  den  Krhanfall  erlebt  hatte:  doah 
§  lO  der  Verordnung  vom  14.  Juni  1314  auch  auf  Island  erstreckt.'} 
führt  diese  Vorschrift,  wie  man  sieht,  für  die  Knkcl  das  Prinzip  der 
Teilung  nach  Stammen  statt  nach  Köpfen  ein,  wobei  indessen  aJ 
beachten  ist,  daü  dieselbe  sich  in  die  Form  einer  authentiscliea 
Interpretation  einkleidet.  Modifiziert  werden  übrigens  die  obigen 
Grundsätze  schon  nach  dem  Landrechtc  selbst  für  den  Fall,  da 


')  Lagasafn,  I,  S.  19.  ')  Norges  ganle  Lovc,  III,  Nr.  X,  S.^. 
*)  Lagasafn,  I,  S.  29. 
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Stammgut  vorhanden  ist  Dieses  sollen  nämlich  die  Söhne  allein 
erhalten,  wogi  gen  die  TüchtcT  ihren  Anteil  in  Iv.iüfeigen  und  eventuell 
in  Fahrhabe  erhalten  sollen ;  doch  erhalt  diT  I-".nkel  von  einem  ver- 
storbenen Sohne  her  seinen  Anteil  an  der  Mrbschaft  ebenfalls  in 
Stimnii^ut.  und  er  hat  überdies  das  Reciit,  was  ihm  hiernach  noch 
an  dem  Anteile  fehlt,  weichen  sein  verstorbener  Vater  an  dem 
Stammgute  zu  beanspruchen  gehabt  hätte,  mit  '/^  des  Schatzungs- 
wertes seinen  Oheim  abzulösen,  falls  nur  der  Großvater  bereits  ge- 
storben oder  doch  in  Austrag  gegangen  ist  Neu  tritt  dabei  die 
ßestimmnn!::^  auf,  daß,  wenn  der  Stammgüter  mehrere  sind,  der 
Haopthof  (höfudböl)  stets  dem  ältesten  Sohne  zufallen  solle,  wogegen 
die  übrigen  Brüder  mit  anderen  Stammgütern  gleichen  Wertes  ab- 
zufinden ^nd.  Es  ist  dieses  der  erste  Anfang  des  später  so  be- 
deutsam aufbetenden  Ansiedelrechtes  (Aassdesretten),  welches  frei* 
tkh  später  seinen  ursprünglichen  Zusammenhang  mit  dem  Stamm- 
gttterrechte  aufgab;  ob  die  für  den  Ansiedel  beabsichtigte  Sukzessions- 
oidnui^  Primogenitur  oder  Majorat  sein  solle,  wird  dabei  alletdittgs 
nicht  klar  aus^^esprochen,  indessen  scheint  doch  letzteres  gemeint  zu 
sein.  Wunderlicherweise  gibt  auch  das  Stadtrecht  die  auf  die  Stamm- 
güter bezüglichen  Bestimmungen  unverändert  wieder,  'j  obwohl  es 
in  den  Städten  keine  Stamm  guter  gab;  die  Jonsbok  dagegen  scheint 
zwar  die  auf  das  oöal  bezüglichen  ikstimmungen,  weil  auch  auf 
Island  solches  nicht  vorkam,  beseitigen  und  nur  die  auf  den  An- 
siedel bezüglichen  stehen  lassen  zu  wollen,  verfährt  inde5?sen  auch 
ihrerseits  dabei  nicht  kniisei|uent,  indem  cl>en  doch  einige  auf  das 
LM^al  bezügliche  Satzungen  in  ihr  stehen  geblieben  sind.  in  welcher 
Weise  die  entferntere  Deszendenz  sukzedierte,  wird  uns  nicht  gesagt, 
vielmehr  nur  ausgesprochen,  dati  auch  der  posthumus  schlechthin 
erbberechtigt  war,  wenn  er  nur  lebendig  zur  Welt  kam  und  die 
Taufe  empfing  i  dagegen  wird  ausdrücklich  ausgesprochen,  da6  der 
Vater  nur  unter  der  Voraussetzung  zur  £H>folge  berufen  wurde, 
daß  gar  keine  eheUche  Deszendenz  des  Erblassers  vorhanden  sei, 
was  indessen  bezüglich  der  Sohnestöchter  und  Tochtersöhne,  wie 
sieb  zeigen  wird,  eine  Einschränkung  erleidet  Die  Mutter  aber  erbt 
zunächst  nicht  neben  dem  Vater,  aufier  insofeme,  als  sie  dasjenige 
zorikkerhält,  was  sie  selbst  etwa  dem  verstorbenen  Kinde  zu  seiner 
Auafertigung  gegeben  hätte,  in  Bezug  auf  Vermögensstücke  aber 
Khliefit  nicht  nur  sie  selbst,  sondern  schließen  auch  für  den  Fall 

neuerer  Bjarkk.  V,  7,  Nr.  i.  J  unsbök,  U 
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ihres  frühem  Todes  ihre  anderweitiifen  Kinder  den  Vater  aus»  oboc 

dat5  dabei  zwischen  einbändigen  und  zweibändigi^en  Geschwistern 
unterschieden  wurde.  Die  letztere  Bestimmung  scheint  aus  dem 
alteren  islandisciicn  Rechte  entlehnt  zu  sein.  Hinter  dem  \"ater  folgt 
der  \  äterliciie  Großvater,  wie  in  den  GI>L.  der  Vater  und  Vatervater 
noch  in  der  ersten  h.rbenklasse  gestanden  waren:  unter  Kindern 
aber  gilt  eine  Kollations])fhcht  heziii^lich  alles  ciesjicn,  was  sie  et\*'a 
aus  dem  Vermögen  ihrer  Kitern  gelegentlich  ihrer  Verehelichung 
als  Ausfertigung  erhalten  haben,  und  müssen  sie  das  so  Empfangene 
nicht  nur  bei  der  Krbteüung  sich  auf  ihren  Anteil  anrechnen  lassen, 
sondern  sogar  das  etwa  zuviel  Bekommene  bei  dieser  herauszahlen. 
—  In  der  zweiten  Erbenklasse  folgt  sodann  der  settleidingr,  welcher 
soweit  nunmehr  dem  echtgeborenen  Sohne  sowohl  als  dem  durch 
nächfolgende  Ehe  legitimierten  nicht  mehr  gleichsteht  Mit  ihm 
konkurriert  aber  der  ecbtgeborcne  Sohn  eines  unecht  geboreoeo 
Sohnes,  und  der  echt  geborene  Sohn  einer  echt  geborenen  Toditer. 
und  zwar  sukzedicren  alle  diese  Personen  in  liegende  wie  in  fahrende 
Habe,  und  alle  zu  gleichen  Teilen,  so  daß  auf  die  jede  einzelne 
Kategorie  repräsentierende  Kopfzahl  kein  Gewicht  gelegt,  vielmehr 
jeder  Kategorie  als  ihr  gleicher  Anteil  zugewiesen  wird.  Ist  von  allen 
diesen  Personen  auch  nur  eine  einzige  vorhanden,  so  nimmt  sie  die 
ganze  Erbschaft,  ist  keine  \  on  ihnen  da,  so  erbt  in  dieser  Klasse  noch 
die  eheliche  Tochter  einer  ehelichen  Tocliter.  Nach  §  i6  der  Verord 
nungN  oni  14.  Juni  1314  tritt  abrr  auch  der  cchtgel>orciie  Sohn  eini> 
verstorbciu  ii  ,i-ttK  i(^ingr  an  che  Stelle  dieses  seines  X'aters  neben  den 
mit  ihm  konkurrierenden  Personen  ein.  —  In  der  dritten  Klasse  erbt 
zunächst  der  ehelich  geborene  frater  con.sanguineus,  und  in  seiner 
Ermangelung  die  ehelich  geborene  soror  consanguinca;  fehlen  beide, 
so  tritt  die  Mutter  ein,  vorausgesetzt  daß  sie  des  Vaters  rechtmafiige 
Ehefrau  sei.  Hinter  der  Mutter  erbt  die  eheliche  Tochter  eines  un- 
ehelichen Sohnes,  und  der  eheliche  Sohn  einer  unehelichen  Tochter, 
und  wenn  beide  fehlen,  die  eheliche  Tochter  einer  unebelichefl 
Tochter.  Erst  wenn  alle  diese  Personen  fehlen,  kommt  der  Mutter- 
vater  zum  Zuge,  und  neben  ihm  die  Vatermutter,  falls  sie  recht* 
mäßige  Ehefrau  ist;  sind  auch  solche  Personen  nicht  vorhanden,  so 
tritt  die  Muttermutter  unter  derselben  Voraussetzung  ein.  —  In  der 
vierten  Klasse  erbt  nun  der  Vaterbruder,  wenn  er  der  ehelich  ge- 
borene Sohn  eines  ehelich  geborenen  Vaters  ist,  dessen  Sohn  «»• 
gleich  des  Erblassers  Vater  war,  und  neben  ihm  der  Bruderssohii 
unter  analogen  VorausseUungen,  sowie  der  ehelich  geborene  frater 
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uteimus,  dessen  Mutter  ebenfalls  ehelich  geboren  ist.  ^)  Alle  drei 
efben  dabei  zu  gleichen  Teilen,  jedoch  wiederum  so,  daß  jede  der 
drei  Kategorien  ihr  Drittel  ganz  gleichmäßig  erhält,  ohne  alle  Rück- 
sicht auf  die  Zahl  der  Köpfe»  durch  welche  sie  vertreten  ist  Von 

hier  ah  soll  diese  Regel  in  allen  Fallen  gelten,  wo  immer  eine  Tci- 
iuiig  unter  verschiedene  Linien  (kvisl)  in  l*"rage  kwinnit,  und  nicht 
minder  soll  auch  die  andere  Regel  von  hier  ab  allgemein  gelten, 
dal»  derjenige,  dessen  Vater  oder  Mutter  echt  geboren  ist,  bei  gleicher 
Nahe  der  Verwandtschaft  stets  vor  dem  den  Vorrang  haben  soll, 
dessen  Vater  oder  Mutter  unecht  geboren  ist,  je  na(  ntieni  es  der 
\'ater  oder  die  Mutter  ist,  welcher  die  Berechtigung  zu  der  frag- 
lichen Erbschaft  vermittelt,  wogegen  aber  auf  die  echte  oder  un- 
echte Geburt  des  anderen  Elternteiles  nichts  ankommen  soll.  Der 
eistere  Satz  ist  insoferne  nicht  unauffällig,  als  die  Regel  der  gleichen 
Teilung  ohne  Rücksicht  auf  die  Kopfzahl  an  unserer  Stelle  zunächst 
gar  nicht  für  den  Fall  der  Konkurrenz  verschiedener  Linien,  sondern 
nur  fiir  den  ganz  anderen  Fall  einer  Konkurrenz  verschiedener  Kate- 
gorien von  Verwandten  aufgestellt  worden  war,  deren  jede  wieder 
recht  wohl  verschiedene  Linien  umiassen  konnte;  es  begreift 
sich  indessen  leicht,  daß  man  dazu  kommen  konnte,  die  Ursprung* 
Uch  nur  von  Verwandtschaftskategorien  geltende  Regel  hinterher  auch 
auf  Linien  auszudehnen,  und  dies  zumal  in  den  entfernteren  Ver* 
wandtschaftsgraden.  Ist  übrigens  von  den  beiden  bezeichneten  Per- 
sonen innerhalb  der  vierten  h>benklasse  niemand  v<.'rhanden,  so  erbt 
in  ihr  die  Vatersschwester  und  die  lirudcrstochter,  soferne  beide  echt 
S^elxtren  und  die  Väter  consanguinei  waren,  sowie  die  echtgeborene 
son  r  uterina,  unter  der  obigen  Voraussetzung:  doch  wird  in  Bezug 
auf  die  stanze  vierte  Klasse  i)emerkt,  daü  bei  ihr  unter  Umstanden 
tlie  Stammgutsfolge  von  der  gemeinen  Erbfolge  abgehe,  eine  Be- 
merkung, welche  ungeschickter  Weise  auch  in  das  Stadtrecht  und 
in  die  Jonsbök  übergegangen  ist  —  An  fünfter  Stelle  erben  sodann 
.Mutterbruder  und  Schwestersohn,  oder  wenn  diese  fehlen,  Mutter- 
schwester und  Schwestertochter,  alle  vier  jedoch  nur  unter  der 
doppelten  Voraussetzung,  daB  sie  ehelicher  Geburt  sind,  und  von 
consanguinei  oder  consanguinea:  abstammen.  —  An  sechster  Stelle 
«rben  Geschwisterkinder  männlichen  Geschlechts,  wenn  sie  selber 


')  So  nach  den  Lanfl«lniT  und  «lern  BjarkK.,  dann  den  \ii><^ai)cn  der 
Jinabök  von  1578  und  1709,  wogegen  die  Ausgaben  von  1707  und  185S  suU 
bnHKr  wnnxEiIdr  vielmehr  „barnfticddr**  lesen. 
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sowohl  als  ihre  Väter  von  ehelicher  Geburt,  ond  die  letzteren  über' 
dies  oonsangutnet  sind;  hinter  ihnen  kommen  eben  solehe  Geschwister- 
kinder zu  stehen,  deren  Väter  von  unehelicher  Geburt  sind  Sbd 

weder  diese  noch  jene  vorhanden,  so  folgen  zunächst  Geschwister- 
kinder weiblichen  Geschlechts  unter  denselben  Voraussetzungen,  al>o 
cbentalls  in  zwei  (iruppen  t^etcilt,  hinter  diesen  kommen  echt  ge- 
borene sy>tkinas>  nir,  und  nach  ihnen  echt  j^eborenc  systkinacicetr 
zum  Zui^e,  wieder  unter  im  ul)riqen  gleichen  VoraussetzuntEfen ;  fehlen 
aber  auch  sie,  so  werden,  wieder  unter  denseli)en  \'orau->set7unj^er» 
echt  geborene  systr.i^ynir,  und  eventuell  echt  geborene  systradoetr 
berufen.  Ist  aber  von  allen  diesen  Personen  keine  vorhanden,  so  erbt 
als  der  letzte  in  dieser  Erbenklasse  der  unehelich  geborene  Sohn, 
vorausgesetzt  nur,  daß  er  weder  in  Ehebruch  noch  in  Blutschande 
erzeugt  ist  —  An  siebenter  Stelle  werden  nun  nebeneinand^  be- 
rufen der  echt  geborene  Vatersbruder  und  Bruderssohn,  bei  wctchen 
die  Verwandtschaft  von  der  Mutterseite  her  stammt,  also  der  frater 
uterinus  des  Vaters,  und  der  Sohn  des  frater  uterinus;  hinter  ihnefi 
tritt  aber,  unter  der  gleichen  Voraussetzung  die  echt  geborene  Vatos- 
schwester  und  Schwestertochter  ein.  —  An  achter  Stelle  nehmea 
sodann  Mutterbruder  und  Schwestersohn,  und  hinter  ihnen  Matter- 
Schwester  und  Schwestertochter  die  Erbschaft,  diese  wie  jene  wieder 
unter  denselben  Voraussetzungen  der  ehelichen  Geburt  und  der  Vcr- 
wantltsrhaft  von  der  mütterlichen  Seite  her.  —  An  neunter  Stelle 
beerbt  man  sein  bri.e<Vungsbarn,  vorausgesetzt,  daß  an  der  Spitze 
beider  Stamme  fratres  c<>n<anguinci  standen,  eventuell  «ein  systkina- 
barn,  und  sube\  entucll  ^ein  systrüncfsbarn ,  unter  analoi;er  Vf^r- 
aii--^et/un[^^ : ')  wenn  dabei  au-drucklicii  bemerkt  wirti.  daß  selbst  (Üc 
erstgenannt'-n  nur  bcrulen  sein  sollen  „nema  manni  skyldare  hnnizf, 
indem  in  dieser  Klasse  immer  der  nähere  Grad  vorgehe,  so  vcrrt 
sich  hierin  nur  eine,  übrigens  sehr  begreifliche  Unsicherheit  ütr 
Verfasser  des  Gesetzbuches  in  Aufstcliuni;  üirer  Erbentafel.  —  Die 
zehnte  Stelle  nehmen  die  echt  geborenen  Nachgeschvnsteridnder  ein, 
die  von  consanguinei  herstammen,  und  zwar  zunächst  die  eptir 
broedrabörni  dann  die  eptir  systkinaböm,  und  zuletzt  die  eptir  sjntis* 
born;  dabei  schließt  aber  immer  bei  gleicher  Nähe  der  Verwandt- 
schaft der  Mann  das  Weib  aus.  —  An  elfter  Stelle  folgen  nun  die 


',1  Die  Koricktur  ,,;if  saml"' i:ttt>m  syskinom"  fisr  «amrarpcldom  ci;:i!<t  sieb  au? 
dem  Zusamuicnhangc,  sowie  aus  der  Wrijlfjchuiig  des  Hjarkk.  und  der  JuDsbok, 
j\ttch  die  IIss.  der  Lskndi>iü^  schwanken  übrigcos. 
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echt  geborenen  bradraaynir,  deren  Väter  glcichfaUs  echt  geboren, 
aber  firatres  uterini  waren,  und  hinter  ihnen  stehen  solche  Männer 
gleicher  Verwandtschaft,  deren  Väter  unecht  geboren  waren.  Fehlt 

es  an  beiden,  so  folgen  erst  die  broeöradcetr,  dann  die  systkina.synir, 
dann  die  systkinadoetr,  hierauf  aber  die  systrasynir  und  schliL Ulich 
die  systradoptr,  alle  unter  im  übrigen  [,'leichen  Voraus.seUungen.  — 
An  iwölfte:  Stelle   kommen  diejenigen  Personen  zu  stehen,  welche 
im  ubri{:jen   in  derselben  Weise  verwandt  sind   wie  die  oben  an 
neunter  und  zehnter  Stelle  Autgetuhrtcn,  nur  daß  bei  ihnen  statt 
der  consanguinei  vielmehr  uterini  an  der  Spitze  der  Stamme  stehen. 
—  Endlich  an  dreizehnter  Steile  erbt  zunächst  die  unehelich  geborene 
Tochter;  hinter  ihr  der  unecht  geborene  frater  consanguineus,  und 
nach  ihm  die  unecht  geborene  soror  consanguinea;  fehlen  auch 
diese,  so  erben  nebeneinander  und  zu  gleichen  Teilen  der  Vaters- 
bnider  und  der  Bruderssohn,  deren  Eltern  consanguinei  waren,  sowie 
der  frater  uterinus,  vorausgesetzt,  dafi  sie  alle  von  unechter  Geburt 
sind,  und  hinter  ihnen  allen  stehen  dann  zunächst  noch  die  gleich 
oabe  verwandten  Weiber,  natürlich  doch  wohl  in  derselben  Gliede< 
rang.  Fehlt  es  auch  an  diesen,  so  sollen  die  broedrüngar  eintreten, 
natUdich  wohl  auch  wieder  die  unecht  geborenen,  da  die  echt  ge- 
borenen bereits  an  einer  viel  früheren  Stelle  berufen  wurden,  und 
sollen  dabei  immer  die  Manner  den  Weibern  vorgehen.    Sind  aber 
auch  solche  nicht  vorhanden,  su  erbt  -^chlieLilich  noch  die  X'erwandl- 
schaft  bis  zum  vierten  i^Ieichcn  Grade-  einschlieülieh.  eehte  (ieburt 
derselben  vorausgesetzt,  und  zwar  mit  der  Matii^rabc.  daß  diejenigen, 
deren  Stammeshaupter  consanguinei  waren,  stets  denjenii^cn  voran- 
gehen sollen,  deren  Stammeshaupter  uterini  waren.    Erst  wenn  e?; 
an  allen  diesen  Personen  fehlt,  soll  die  Erbschaft  an  den  Konig 
fallen,  übrigens  aber  jeder  nur  in  der  ihm  zugewiesenen  Klasse  erben, 
und  keiner  dem  anderen  vorgreifen.    Während  aber  das  Stadtrecht 
auch  bezüglich  der  dreizehnten  Klasse  völlig  dem  Landrechte  folg^ 
zeigt  die  Jönsbök  an  dieser  Stelle  beträchtUche  Abweichungen,  und 
eine  weit  günstigere  Behandlung  der  unechten  Geburt   Sie  lä6t  die 
unehelich  geborene  Tochter  weg,  doch  wohl  weil  sie  dieselbe  auf 
Grund  des  §  14  der  Verordnung  vom  14.  Juni  1314')  bereits  am 
Schlüsse  der  sechsten  Erbenklasse  eingestellt  hatte.   Sie  nennt  da- 
gegen noch  vor  dem  frater  consanguineus  den  Sohnessohn  und  die 
Sohnestochter,  den  Tochtersohn  und  die  Tochtertochter;  sie  schiebt 
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ferner  zwischen  den  frater  coosanguineus  und  die  aoror  consanguioea 
den  frater  utcrinus  ein,  und  nach  der  soror  consanguinea  die  soror 
uterina.  Nach  ihr  läfit  sie  den  Vaterbruder  und  Bnidersohn  folgen, 
wobei  diejenigen,  deren  Väter  consanguinei  waren,  den  Vorrang  vor 
denen  haben,  deren  Väter  uterini  waren;  hinter  ihnen  aber  stehen 
zunächst  in  gleicher  Weise  die  Vatersschwester  und  Schwestertochter, 
sodann  aber  der  Mutterbruder  und  Schwestersohn,  und  hinter  ihnen 
die  Mutterschwester  und  Schwcstcrtochter.  Jetzt  folgen  die  brctörüngar. 
dann  die  systkinaborn  und  zuletzt  die  systraböni,  u  olx  i  inmier  der 
Mann  dem  Weibe  vorgeht.  Bei  allen  bisher  genannten  \  erwandten 
wird  unechte  Geburt  vorausgesetzt;  in  Krmaneelung  ihrer  wird  aber 
zunäch'-t  d'iG  eclit  geborene  Geburt  bis  zum  vierten  gieiciien  Grade 
cinschlieülich  berufen,  hinter  ihr  aber  auch  noch  die  unechte  Ge- 
burt bis  zu  demselben  Grade  und  zwar  so,  daß  zunächst  der  zweite 
und  dritte  ungleiche  Grad  berufen  wird,  dann  der  dritte  gleiche, 
dann  der  dritte  und  vierte  ungleiche,  und  zuletzt  der  \  ierte  gleiche^ 
wobei  überdies  wie  bei  der  echten  Geburt  immer  diejenigen,  daren 
Stammeshäupter  consanguinei  waren,  den  anderen  vorgehen,  weldie 
von  uterini  abstammen.  Es  ist  schwer  abzusehen,  wie  diese  dgen* 
tUmltchen  Bestimmungen  in  die  Jönsbök  gekommen  sind  Da  erst 
im  Jahre  13 14  die  unecht  geborene  Tochter  in  die  sechste  Eiben- 
Uasse  voi^erückt  wurde,  kann  deren  Text  nicht  vor  diesem  Jahre 
seine  derzeitige  Gestalt  erlangt  haben;  andererseits  aber  zeigt  schoo 
das  Recht  aus  der  letzten  Zeit  des  Freistaates  eine  so  bedeutende 
Ausdehnung  des  Erbrechtes  der  unechten  Geburt,  daß  der  Jönsbök 
wohl  ein  noch  weiteres  \\)rt;ehcn  in  dieser  Richtuni^  zuzutrauen 
wäre,  wenn  auch  die  Järnsii^a  in  ihrem  eni^eren  Anschlüsse  an  die 
FrI)L.  einen  anderen  Weg  geht.  I^ntsciieidcn  laßt  sich  die  Pra;;i. 
kaum,  lange  nicht  eine  kritische  AusL;abc  der  Jönsbök  sowohl  als 
der  samtlichen  Urkunden  und  V^crordnungcn  aus  den  13.  und  14« 
Jahrhundert  vorliegt 

Suche  ich  aber  auch  hier  wieder  die  tur  die  Erbentaicl  be- 
stimmenden Gesichtspunkte  klar  zu  stellen,  und  zugleich  deren  \  cr- 
gleicbung  mit  den  Grundsätzen  des  alteren  Rechtes  durchzuführen, 
so  ergibt  sich  vor  allem  eine  ungleich  weiter  ausgedehnte  Berück- 
sichtigung der  unechten  Geburt  Hatten  die  älteren  Proviniiai- 
rechte  ursprünglich  nur  die  unechten  Kinder  zur  Erbfolge  berufen» 
und  war  diesen  dann  später  in  den  Frpt»  noch  der  unecht  geborene 
Bruder,  und  wohl  auch  die  unecht  geborene  Schwester,  dann  durch 
die  Novelle  des  K.  Sigurdr  Jörsalafari  und  seiner  Brüder  auch  oodi 
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der  unecht  geborene  Vaterbruder  und  Brudersohn  beigefügt  worden, 
so  sind  jetzt  auch  noch  die  unecht  geborenen  Geschwisterkinder 
wenigstens  för  den  Fall  zugelassen,  dafi  sie  dem  Mannsstamme  an- 

fijehören.  Dabei  zeigt  sich  freilich  die  Stellung  der  unecht  Geborenen, 
und  soweit  sie  schon  trüber  erbberechtigt  gewesen  waren,  einiger- 
maßen zu  ihrem  Narlitcii  verschoben :  aber  tiies  ist  nur  die  Folge 
anderweitiger  Veränderungen  in  der  Krbloigeurdnung,  nicht  aber  auf 
irgend  eine  ihnen  selbst  widerfahrene  Unc^unst  zurückzufuhren.  So 
sleiit  der  uneheliche  Sohn,  welcher  nach  den  (iJiL.  unmittelbar  den 
brrp(>ras\iür  gefolgt  war,  und  dem  nach  den  FrpL.  wenigstens 
nur  noch  die  brcedradcttr  vorgegangen  waren,  jetzt  auch  noch  den 
systkinasynir  und  systkinad(L'tr,  dann  den  systrasynir  und  systradu  tr 
nach,  falls  nur  deren  Kitern  Geschwister  vom  Vater  her  waren;  die 
uneheliche  Tochter  aber  und  die  unebehchen  Geschwister  stehen 
wie  alle  übrigen  unechten  Verwandten,  die  überhaupt  noch  erbfähig 
sindf  erst  hinter  den  ehelich  Geborenen  des  dritten  gleichen  Grades, 
was  fiir  die  beiden  ersteren  zwar  nicht  den  GI)L.,  aber  doch  den 
Fr^L  gegenüber  allerdings  eine  Zurücksetzung  ist  Das  isländische 
Gesetzbuch  des  K.  Magnus  erweist  sich  der  unechten  Geburt  sogar 
noch  weit  günstiger,  was  sich  aus  der  weiteren  Ausdehnung  ihres 
Eibfechtes  in  den  letzten  Zeiten  des  Freistaates  leicht  erklärt,  und 
zwar  handelt  es  sich  dabei  nicht  bloß  um  eine  Vervollständigung 
der  Krbentafel  durch  iüiKscludtung  der  unehelichen  Knkel  vor  den 
unehelichen  Geschwistern,  sondern  auch  um  eine  Veränderunt^  der- 
^ePoen,  indem  der  uneheliche  frater  uterinus  seine  Stelle  unmittelbar 
iiinter  dem  unechten  frater  C"nsanguin(_us  erhält  statt  erst  neben 
dem  unehelichen  V^aterbruder  und  Hrudersohne,  sowie  7.umal  um 
eine  Hri^'unzung  derselben,  indem  der  Mutterbruder  vnid  Schwester- 
>ohn,  dann  die  Mutterschwester  und  Schwestertochter  vor  den  broeör- 
ungar,  dann  die  systkinaborn  und  systraböm  gleich  hinter  diesen 
eingeschoben  werden,  endlich  auch  die  gesamte  unechte  Verwandt- 
schaft, welche  jenseits  des  zweiten,  aber  noch  innerhalb  des  vierten 
Sleicben  Grades  einschließlich  liegt,  am  Schlüsse  der  ganzen  Erben- 
tafel eingereiht  wird.  Zu  beachten  ist  femer,  daß  nach  den  späteren 
Gesetzbüchern  ganz  wie  nach  den  FrpL.  neben  der  unechten  Geburt 
des  Erben  selbst  auch  noch  die  seines  Vaters  berücksichtigt  wird, 
wobei  als  Regel  gilt,  daß  ceteris  paribus  das  Kind  eines*  echtge- 
borenen parens  dem  eines  unecht  geborenen  um  einen  Schritt  vor- 
geht; ja  diese  Berücksichtigung  der  unechten  Geburt  des  Vaters 
wird  im  neueren  Rechte  sogar  noch  viel  konsequenter  durchgeführt 
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als  im  älteretL   Endlicb  mu9  aber  auch  noch  bemerkt  werdeo,  daß 
zwar  das  Landrecbt  des  K.  Magaüs  von  einem  Erbrechte  der  Mutter 
gegenüber  .ihrem  unehelichen  Kinde  nichts  weifi,  da6  aber  eme  Ver- 
ordnung des  K.  Häkon  Magnüsson  vom  2.  Mai  13 13  in  ihrem  §  3 
diesem  Manf:fel  abhalf,')  indem  sie  der  Mutter  ein  Erbrecht  am 
Schlüsse  der  sechsten  Klasse  unmittelbar  hinter  dem  unehelichen 
Sohne  einräumte,  voraus^eset/t  nur,  daU  sie  das  Kind,   um  dciieu 
Beerbunc;       sich  handelt,  weiter  im  Ehebruch  noch  im  Inzeste  ge- 
wonnen hatte,  t'iir  Island  aber  führte  die  Verordnung  desselben  Königs 
vom  14.  Juni  1314*)  in  Ihrem  §  14  nicht  nur  das  gleiche  Erbrecht 
der  aut^erehehchen  Mutter  ein,   sondern  sie  wies  auch,   wie  oben 
bereits  bemerkt,  der  unehelich  geborenen  Tochter  unmittelbar  hinter 
der  aufierehelichea  Mutter  ihre  Stelle  an.  —  Was  sodann  die  Weiber 
betritü't,  so  fehlt     der  neuen  Gesetzgebung  an  jedem  durchgreifen(kn 
Prinzipe.    Gelegentlich  der  zehnten  und  zwölften  Klasse  wird  alk^ 
dings  der  Grundsatz  ausgesprochen,  und  gelegentlich  der  dreizefantcii 
bezüglich  der  unecht  geborenen  broedrüngar  wiederholt,  dafi  bei 
gleicher  Gradesnähe  stets  der  Mann  das  Weib  ausscfaliefie;  diese 
Regel  greift  auch  whrklich  bereits  bei  den  Geschwistern  Platz,  und 
zwar  bei  den  consanguinei  wie  bei  den  uterini,  und  wird  von  hier 
ab  in  der  Seitenlinie  der  entfernteren  Grade  ausnahmslos  beobachtet 
soweit  nicht  etwa  die  oben  besprochene  Regel  ein  anderes  mit  sidi 
bringt,  da6  das  Kind  eines  unecht  geborenen  parens  dem  eines  edit 
ge  borenen  um  einen  Schritt  nachstehe.    Insoweit  steht  demnach  die 
neuere  Gc>t  t/^ebung  wesentlich  auf  demselben  Boden  w  ie  die  brl'l- 
oder  das  alt«  re  inländische  Recht;  aber  Itezunlirh  der  näheren  Gradc 
der  Verwandtsciiaft,  in  der  absteigenden  sowohl  als  aufsteigcadcu 
Linie  weicht  das  c^emeine  Landrecht  mehrfach  von  dieser  Regel  ab. 
und  wenn  zwar  bei  den  Fr|»L.  dasselbe  der  Fall  war.  so  bewesje!^ 
sich  doch  die  Abweichungen  hier  wie  dort  in  versciiiedener  Kichtmi»;. 
Wie  nach  den  älteren  Provinzialrechten,  so  konkurriert  die  iochicr 
auch  jetzt  noch  mit  dem  Sohncssohne;  aber  sie  konkurriert  jetzt, 
anders  als  früher,  überdies  auch  noch  mit  dem  Sohne,  wenn  auch 
nicht  zu  gleichen  Hälften  wie  mit  jenem,  so  doch  zu  einem  Drittel 
Die  Sohnestochter  steht  femer,  anders  als  nach  den  Frl>L,  nicht 
nur  dem  Sohnessohne  und  dem  Vater,  sondern  auch  dem  Grot^ 
vatcr  nach,  der  hier,  ähnlich  wie  nach  den  GI>L.,  weiter  vorgenidct 
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ist  als  nach  den  FrI)L.;  dagegen  folgt  die  Tochtertocfater  wieder 
gaiB  richtig  dem  TocbteiBohne  auf  dem  Fiifle  nach.  Daß  die  Tochter 
eines  uoechten  Sohnes  oder  einer  unechten  Tochter  von  den  Söhnen 
von  solchen  etwas  weiter  abstehen,  ist  an  sich  nur  eine  FoIrc  des 

Satzes,  daß  die  uncchtf  Gehurt  des  parens  das  Kind  um  citun  Grad 
hcraodMiCKc,  duch  bleibt  immcrlua  auiiaüig,  daß  solche  KnkiliniRn 
nicht  sofort  in  der  nächsten  klassc  an  erüter  Stelle  berufen  wurden, 
vielmehr  erst  hinter  clcn  consanL,'uinei  und  der  Mutter  (.  rben.  Ganz 
prinziplos  ist  femer,  daö  die  unechte  Tochter  erst  in  der  dreizehnten 
K!ri<?ve  erbt,  wahrend  sie  ihre  richti^u-  Stelle  am  Schlüsse  der  sechsten 
iUasse  hinter  dem  unechten  Sohm  linden  muüte,  wohin  sie  denn 
auch,  was  das  isländisdic  Recht  betrifft,  die  Novelle  des  Jahres  13 14 
vnsetzte.  ixdigiich  aus  den  älteren  G\tL.  herübergenommen  ist 
ferner  die  abnorme  Stellung  der  Mutter  hinter  den  consanguinei, 
statt  anmittelbar  hinter  dem  Vater;  eine  Konsequenz  aber  einerseits 
dieser  regelwidrigen  Stellung  der  Mutter  und  andererseits  der  weit 
vorgerückten  Stellung  des  Vatervaters  ist  die^  dad  auch  die  Vater« 
matter  nicht  unmittelbar  auf  diesen  letzteren  folgen  kann,  vielmehr 
liioter  die  Mutter  und  neben  den  Muttervater  gestellt  erscheint  — 
Bezüglich  des  Gegensatzes  zwischen  dem  Mannsstamme  und 
Weibsstamme  ist  die  neuere  Giesetzgebung  ihre  sehr  durchgreifend 
eigentümhchen  AA'ege  gegangen.  Von  einer  scharfen  Sonderang 
beider,  wie  solche  in  den  älteren  G|>L.  sowohl  als  Frl)l^  bemerkbar 
gewesen  war.  ist  jetzt  nicht  mehr  die  Rede,  und  wenn  zwar  der 
Mannscitanim  auch  jetzt  noch  vor  dem  VVcibsstammc  eines  X'orzugcs 
genießt,  so  läßt  sich  dieser  doch  nicht  mehr  auf  ein  feste-^  l'rinzip 
zurückfuhren.  ( ieleL,'entlich  der  neunten  und  zwölften  Klasse  wird 
iillcKÜnfTs  bemerkt,  dal.i  bei  gleirb.er  Gradesnahe  der  Manns<tamm 
dem  Weibsstamme  vorgehen  solle,  imd  damit  dieselbe  Kegel  aufge- 
stellt, welche  auch  bereits  nach  den  GpL.  für  die  entferntere  \'er- 
vvandtschaft  jenseits  der  tölumenn  hatte  gelten  sollen;  aber  gleich- 
mäßig; durchgeführt  wird  diese  Rei^^el  keineswegs.  W'vnn  der  Tochter- 
soho  in  der  zweiten  Klasse  erbt,  der  Sohnessohn  aber  in  der  ersten, 
wenn  der  friUusonarsonr  in  der  zweiten,  der  frilludöttursonr  aber  in 
der  dritten  Klasse  steht,  wenn  der  Vaterbruder  und  Brudersohn  in 
der  vierten,  aber  Mi^ttcrbruder  und  Schwestersohn  in  der  fünften 
Klasse  berufen  werden,  soferne  ihre  Stammeshäupter  consanguinci, 
dag^fen  in  der  siebenten  und  andererseits  achten,  falls  diese  uterini 
sind,  so  liegt  dabei  offenbar  die  Regel  zugrunde,  daß  der  Weibsstamm 
um  eine  Klasse  hinter  dem  Mannsstamme  zurückzustehen  habe;  aber 
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demgegenüber  erbt  der  Großvater  väterlicherseits  in  der  ersten  Klasse^ 
der  Großvater  milttcrlicfaerseits  dagegen  erst  in  der  dritten,  wälucoii 
die  Großmutter  mütterlicherseits  in  eben  dieser  3.  Klasse  unmittelbar 
auf  die  Großmutter  väterlicherseits  folgt»  auf  die  brcediabom  sam* 

feöra  und  sammn  öra  folgen  in  der  6.  und  11.  KIas5?e  unmittelbar 
tlic  systkinaburn  und  wciti  rhin  die  systrabörn,  ohne  in  die  folgwadc 
Kloi^s«.  licrabL^rclrückt  /u  \\cr<kn,  und  ci)cnso  steht  in  der  <).  und 
12.  Kla>sv  das  systkinab.irn  und  .>\'>trungsbarn  gK  ich  hinter  dem 
bn^ö^ün^4^baru,  >tohen  krncr  in  der  n  >.  und  12.  Klasse  die  optir- 
sy5tkinabürn  und  cptirsystrabörn  gieicii  hinter  den  eptirbraiöraboni, 
so  daÖ  in  allen  diesen  Fallen  der  Aljstand  ein  geringerer  scheint  ab 
da.  wo  der  W'cibsstamiti  in  die  folgende  Klasse  herabsteigen  muß.  end- 
lich wenn  Cie<(  i)u  ister  als  consanguinei  in  der  3.  Klasse,  als  utcrioiabcr 
erst  in  der  4.  Klasse  erben,  Oheime  und  N\  ffen  wenn  samfeöra  in  der  4^ 
wenn  sammcedra  in  der  7.  Klasse»  Geschwisterkinder  wenn  samfedra  io 
der  6.,  wenn  sammcedra  in  der  11^  ebenso  bei  dem  nächsten  ungleichen 
Grade  die  samfedra  in  der  9.,  die  sammcedra  in  der  12.  und  beim  3. 
gleichen  Grade  die  samfeöra  in  der  lO,  die  sammcedra  in  der  12.  Klasse 
stehen,  so  ist  auch  hier  wieder  der  Abstand  ein  ungleich  gröfierer. 
Man  möchte  fast  vermuten,  daß  man  zwischen  den  Verwandten  von 
der  Mutterseitc  her  und  dem  übrigen  Weibsstamme  unterschiedeo 
und  die  ersteren  schlechter  gehalten  habe  als  den  letzteren;  eis 
festes  Prinzip  läßt  sich  indessen  nicht  erkennen,  und  im  alten  nef- 
i^ildi  war  auch  die  Verwandtschaft  von  der  Mutterseitc  her.  wenigsten? 
teilweise,  begtillcn  gewesen.  Beachtenswert  ist  immerhin,  dat'  ici. 
eine  ahnliche  Scheidung  der  X'aterseite  von  der  Mutterseite  aucii  n\ 
iler  BesiimmuHi;  geltend  macht,  daß  das  (tut.  welches  die  MUtter 
ihrem  Kinde  get^eben  hat,  nach  dessen  Tod  an  sie  selbst,  oder  wenn 
sie  selbNt  bereits  vcr<torben  ist,  an  die  germani  oder  uterini  dos 
Kindes  fallen  soll  mit  Aus>chluÜ  des  Vaters;  beachtenswert  auch, 
dal3  der  §  i  der  bereits  angeführten  X'erordnun!::^  vom  2.  Mai  1313 
auf  derselben  Cire.ndlage  weitergebaut  hat')  Nach  ihm  soll  für  den 
Fall,  da  ein  Kind  seine  rechtmätiige  Mutter  beerbt  hat,  und  nun 
selber  vor  Hinterlassung  von  Deszendenten  stirbt,  der  Vater  uod 
die  vaterliche  Verwandtschaft  nur  die  Fahrfaabe  erben,  wogegen 
die  liegende  Habe  nur  einem  lebenslänglichen  Besitz  und  Nutz- 
nießungsrechte  des  Vaters  unterliegen,  nach  seinem  Tode  aber  as 
den  nächsten  \'erwandten  des  Kindes  mütterlicherseits  fallen  soUr 
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voraus q;c<ctzt  nur,  daß  er  derselben  Linie  (iettkiiuli  aiiL^ehorc,  ruis 
welcher  das  Gut  dem  Kinde  7.11  g^ekom tuen  ist;  ebenso  soll  es  auch 
in  dem  umgekehrten  Falle  {:;ehalten  werden,  da  das  Kind  seinen 
Vater  beerbt  hat,  und  hinterher  von  der  Mutter  oder  deren  \'er- 
wandtschalt  beerbt  wird,  jedoch  soll  die  ganze  Regel  nur  für  die 
gewöhnliche  Erbfolge,  nicht  auch  für  die  Thronerbfolge  gelten.  — 
Die  Berechnung  der  Verwandtschaft  ist  durchaus  die  des 
kanonischen  Rechts,  dessen  neuere  Verwandtschaftsgrenze  denn  auch 
jetzt  für  das  Erbrecht  Geltung  gewonnen  hat  Doch  ist  wieder  einiges 
geändert  in  Bezug  auf  das  Verhältnis  der  aufsteigenden  und  absteigen* 
den  Linie  unter  sich  und  zu  der  Seitenlinie.  Auch  jetzt  wird  die 
auf-  und  absteigende  Linie  nicht  über  den  zweiten  Grad  aufwärts 
und  abwärts  verfolgt;  dabei  wird,  wie  dies  in  den  GI>L.  geschehen 
war,  beiden  Linien  ohne  Rücksicht  auf  die  Nähe  des  Grades  der 
Vorzug  vor  der  Seltenlinie  eingeräumt,  sodafi  im  Mannsstamme  der 
Sohnessohn  und  Vatervater  vor  den  frater  consanguineus,  im  Weibs- 
stamme aber  der  Tochtersohn  und  Muttervater  vor  den  frater 
uterinus  zu  stehen  kommen.  Aber  abweichend  \oii  den  alteren 
iVoviiuialrcchtcn  wird  der  abstei!:^cndcii  Linie  auch  derselbe  Vorzug 
vor  der  aufsteigenden  zugestanden,  gleichfalls  ohne  Rucksicht  auf 
die  Nähe  des  Grades,  solanj^e  nur  das  weibliche  Geschlecht  oder 
die  unechte  Geburt  des  Deszendenten  selbst,  oder  des  sein  Erbrecht 
vermittelnden  Aszendenten,  nicht  ein  anderes  mit  sich  bringt ;  aber 
auch  dann,  wenn  weibliches  Geschlecht  in  Mitte  liegt,  hindert  solches 
den  Vorgang  der  Deszendenz  vor  Vater  und  Vaterssohn  nur  teil- 
weise, den  Vorgang  aber  vor  Mutter  und  Muttervater,  dann  Vaters- 
mutter  und  Muttermutter  gar  nicht,  und  die  unechte  Geburt  des 
die  Erbfolge  vermittelnden  Ascendenten  macht  sich  ebenfalls  nur  in 
der  ersteren,  nicht  auch  in  der  letzteren  Richtung  geltend.  Von 
einem  Repräsentationsrechte  ist  auch  der  neueren  Gesetz- 
gebung nichts  bekannt,  wenn  man  nicht  etwa  die  teilweise  Kon- 
kun'eoz  des  Sohnessohnes  mit  dem  Sohne  unter  diesen  Gesichts- 
punkt stellen  will;  ebensowenig  von  einer  Teüung  zwischen  der 
Vater  Seite  und  Mutterseite,  soweit  nicht  etwa  die  oben  be- 
reits besprochenen  Vorschriften  Über  das  Schicksal  der  von  der 
Mutter  einem  Kinde  gemachten  Zuwendungen,  dann  die  Vorschriften 
der  Novelle  von  1313,  über  die  von  der  Mutterseite  her  Lferbtei; 
Uegcnsrhaften  hierher  zu  lieziehen  sind.  Dagegen  ist  allerdings 
eine  Teilung  nach  Stämmen  bereits  im  Autkommen  bcgrifteu. 
Wean  zwar  wiederholt  bezüglich  der  2.  und  4.  Klasse  ausgesprochen 
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w  ircl,  daß  bei  der  Tcilunq^  der  Erbschaft  unter  die  Atif'ch^jrit^'en  wn 
mehreren  in  einer  Klasic  kuiikui  i  iercndcii  Kategorien  v  on  Verwandten 
auf  die  Kopfzahl,  durch  welche  eine  jede  repräsentiert  wird,  keine 
kut  k>icht  genommen,  vielmehr  der  auf  jede  Kategorie  treÜentk  An 
teil  als  ein  teststchcndr-r  behandelt  werden  solle,  so  ist  dal>ei  an 
eine  Teilung  nach  Stäninicn  noch  keineswegs  zu  denken;  aber  wenn 
gelegentlich  der  4.  Klasse  sofort  beigefügt  wird:  „ok  svä  skal  h\-er- 
vitna  upp  bedan  af.  at  jammikit  skal  taka  eino  1  sina  kvisl,  |>o  at 
allmargir  sc  i  a6ra  kvisl",  so  ist  klar,  daß.  wenn  auch  vielleicht  «is 
Mißverständnis,  für  die  entfernteren  Grade  eine  Teilung  nach  Stämmen 
wirldich  eingefühlt  werden  sollte.  Hinwiederum  ist  von  einer 
Parentelenordnung  auch  in  der  neueren  Gesetzgebung  Inoc 
Spur  zu  finden,  und  überhaupt  erweisen  sich  die  in  ihr  bemefkbaicn 
Neuerungen  zumeist  nur  als  weitere  Fortschritte  auf  bereits  fiHher 
betretenen  Bahnen,  bezüglich  deren  sich  nur  auf  diesem  Punkte 
ebensowohl  wie  in  anderen  Teilen  der  Legislation  des  K.  Magnos 
ein  klares  Verfolgen  bestimmter  Ziele,  und  ein  folgerichtiges  Duidh 
führen  bewuflt  aufgestellter  Gesichtspunkte  sich  sehr  fühlbar  ver* 
missen  laßt.  —  Was  aber  schließlich  noch  die  Stam  mg uts folge 
l)ctriflt,  bezuLjlicli  deren  selbstverständlich  w  eder  das  Stadtrecht  noch 
die  Ji)nsl)i'k  in  Betracht  kommen  k.mn,  so  fehlt  es  auch  bezüJjUch 
ihrer  an  jedem  leitenden  IVinzipe.  Auch  noch  das  f^cmeine  Land- 
recht  kennt  den  Begriff  der  W  eiber,  „{^  vr  sem  oölum  skolu  tylgja  , 
und  rechnet  dazu  die  Tochter  und  Sohnestochter,  dann  die  V  ater- 
Schwester  und  Bruderstochter ;  ^)  da  ihre  Aufzählung  augenschein- 
lich den  Gula|iingslög  entiehnt  ist,  wird  wohl  durch  die  5.  der 
dort  genannten  Frauen,  nämlich  die  Schwester,  hierher  zu  aehcn 
sein,  und  wird  sie  wohl  nur  durch  einen  Schreibverstofi  an 
unserer  Stelle  ausgefallen  sein.  Die  Bezeichnung  dieser  Weiber 
als  ööalskonur  findet  sich  aber  nicht  mehr  gebraucht,  und  aadi 
von  baugry'gjar  ist  nicht  mehr  die  Rede,  so  daß  sidi  schoo 
hier  aus  der  Zweifel  ergibt,  dafi  die  Stellung  dieser  Weiber  nun* 
mehr  möglicherweise  eine  veränderte  geworden  sein  könnte.  So 
wird  denn  auch  sofort  gesagt,  daß,  wo  immer  Mann  und  Weib 
gleich  nahe  zum  ööal  berufen  sind,  das  Stammgut  sowohl  wie  das 
übrij^c  Erbe  unter  sie  zu  teilen  sei,  wovon  nur  bei  der  ersten  EAefr 
klasse  eine  Ausnahme  gelte.  Die  Bedeutung  dieses  Vorbehaltes  e^ 
gibt  sicli  sehr  einfach  aus  der  oben  schon  angciuiii  ten  Regel, ')  da8 
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die  Tochter,  wenn  sie  mit  Söhnen  oder  Sohnt^sohnen  konkurnert, 
diesen  das  Stimmgut  lassen,  und  ihre  Erbposition  in  J  ahrliabe  oder 
Kaufeii^en  erhalten  soll ;  el>cndamit  ist  aber  ^esac^t.  daL^  der  Regel 
nach  den  Weibern,  „er  odrlom  skulu  fvls^ja",  gegenüber  ein  solcher 
Vorzug  der  Mäaner  nicht  besteht,  und  somit  ein  EinK  sungsrecht 
diesen  in  Bezug  auf  das  uöal  nicht  mehr  wie  früher,  zusteht.  Hier- 
nach  sind  die  früheren  ööalskonur  nunmehr  in  die  Stellung  einge- 
rückt, wulche  vordem  nur  die  baugr>'gjar  eingenommen  hatten;  ja 
ihre  Stellung  ist  sogar  vielleicht  eine  bessere  geworden  als  die  dieser 
letEteren,  soferne  sie  neben  den  gleich  nahe  verwandten  Männern 
erben,  während  die  baugi^gjar  vordem  erst  an  einer  späteren  Stelle 
berufen  worden  waren.  Von  hier  aus  erwächst  nun  freilich  der 
Auslegung  unserer  Stelle  eine  Schwierigkeit  eigentümlicher  ArL 
Von  den  aafgezählten  vier  Weibern  nämlich,  welche  nach  Abzug  der 
unter  die  Ausnahme  faUenden  Tochter  übrig  bleiben,  Icann  so- 
wohl die  Schwester  als  die  Vatersschwester  und  die  Bruders- 
tochtcr  naeh  der  gemeinen  Erbfolge  niemals  mit  einem  Manne 
konkurriLicn,  und  es  bleibt  somit  nur  bezüglich  der  Sohnestochter,, 
welche  allerdings  mit  dem  aettleiöingr,  dem  Sohne  eines  unechten 
Sohnes,  und  dem  echt  gel)orenen  Sohne  einer  echt  geborenen  Tochter 
in  Bezug  auf  Lanti  wie  Fahrhabc  konkurriert,  für  die  ReL-^el  ein  Spiel- 
raum übrig,  wenn  man  sieh  nicht  entsclilietJen  will,  etitweder  enic 
ganz  verschiedene  Ordnung  der  Stammgutsfolge  und  der  gemeinen 
i!ji>enfolge  bei  jenen  au%ezahlten  Weibern  anzunehmen,  oder  aber 
uasere  Stelle  nicht  nur  auf  ein,  sondern  auch  noch  auf  entfernter 
verwandte  Weiber  zu  beziehen,  was  doch  beides  sein  Bedenken  haL 
Auf  der  einen  Seite  nämlich  ist  zwar  allerdings  richtig,  daß  neben 
den  fiinf  oben  genannten  Weibern  nunmehr  auch  noch  andere  zur 
Stammgutsfolge  berufen  waren,  denn  es  ist  gelegentlich  von  Stamm - 
gutem  die  Rede,  welche  die  Mutter  von  ihren  Kindern  erbt;')  aber 
derartige  Güter  unterlagen  einem  Einlösungsrechte  seitens  der  Männer,*) 
und  solche  Fälle  können  somit  nicht  wohl  gemeint  sein,  wenn  die 
ausgesprochen  wird»  dafi  Stammgut  unter  zugleich  berufene 
Männer  und  Weiber  zu  teilen  sei  wie  gemeines  Erbe.  Andererseits 
ist  zwar  richtig,  daß  an  einer  Stelle  der  gemeinen  Erbentalel  auf 
eh  Auseinanclcrgelicii  der  Stammgutsfolge  und  der  gemeinen  Krb- 
•olge  hingedeutet  wird,  soferne  nämlich  gelegentlich  der  vierten  Erbcn- 
klasse  bemerkt  wird:  „en  hvervitna  i)ar  sem  oöalsjörö  er  til  1  skipti,. 
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|)ä  hafi  |)at  ddal  er  tU  er  borit,  en  hinir  lausa  aura";  aber  in  dieser 
Klasse  erben  primär  nebeneinander  der  Vatersbnider  und  Brudenr 

söhn,  die  samfeflra  sind,  und  der  brööir  sammcpöra,  und  evcnbidl, 
wieder  nel>cncinandcr,  die  inrleich  nahe  verwandten  Weiber,  so  dat*» 
also  diese  Bestimmun]Gj  auf  unseren  Kall  sicii  nicht  beziehen  kann, 
solcrnc  sie  ja  gar  keine  Konkurrenz  von  M.inuern  und  \\  eibern  ^eigt. 
und  umgekehrt  latjt  i^erade  der  Umstand,  daß  an  dieser  Stelle  die 
Möi:;li<-hkeit  der  I  rennung  der  Stammgutsfolge  von   der  gemeinen 
Erl>fi>lge  ansdriicklich  betont  wird,  um       sicherer  daraufschließen, 
daü  beide  im  ubrii^en  zusammen  fielen.    In  der  Tat  ist  uns  die  aus- 
nahmsweise Behandlung  gerade  ciieses  Falles  sehr  leicht  erklärlich, 
<]a  hier  der  Mannsstamm  mit  uterini  konkurrierte,  welche  letztere 
von  der  Stamm^utsfolge  wop^/uwci'^cn  das  neuere  Recht  ebensogut 
wie  das  ältere  seine  Gründe  hatte.   Hiernach  scheint  in  Bezug  auf 
die  Stellung  der  Weiber  eine  eigentümliche  Verschiebung  stattge 
funden  zu  haben,  vermöge  deren  die  sämtlichen  früheren  ödalskonur 
in  die  begünstigtere  Stellung  der  baugiygiar,  und  die  bisher  unbcfccb- 
tigten  Weiber  in  die  Stellung  der  bisherigen  ödalskonur  einrttcktea, 
wobei  mit  wenigen,  speziell  vermerkten  Ausnahmen  die  Folgeordnung 
Hir  dieselben  hier  dieselbe  war  wie  bei  der  gemeinen  Erbfolge.  Mag 
Sehl,  dafi  mit  dieser  Verbesserung  der  Stellung  der  Weiber  der  Satz 
zusammenhing,  dafi  fortan  auch  Weiber  den  Männern,  und  Männer 
den  Weibern  döal  zur  Ausübung  des  lünstandsrechtes  anbieten  sollteo. 
und  daß  dem  Einlösunj^'srcchte  der  Männer,  w  elche  sich  /u  Stamm- 
^ut  ziehen  wollten,  welches  in  die  Il.ind  von  Weibcru  gelaiif^^  war, 
fortan  kerne  Verjährung  schaden  solle;')  mag  sein  auch,  daß  eben 
jener  Umstand  den  K.  Häkon  Magnuss<m  veranlaßte,  in  seiner  oben 
schon  aiiL^rUdirtcn  X'erordnuiiL^  auf  die  Einführung,  oder  wenn  ei" 
s  »Iciie^  etwa  vordem  schon  in  der  östlichen  Reichshalfte  bestanden 
haben  sollte,  auf  die  allgemeine  Einführung  eines  Fallrechtes  hinzu- 
arbeiten.   Übrigens  hat  die  Stammgutsfolge  auch  abgesehen  von 
der  Stellung  der  Weiber  noch  ihre  Eigentümlichkeiten.    Es  istijereit« 
früher  bemerkt  worden,  daß  der  Sohnessohn,  welcher  nunmehr»« 
'  .  mit  dem  Sohne  bei  der  Beerbung  des  Großvaters  resp.  Vaters 
konkurriert,  daneben  noch  das  in  den  GI)L.  ihm  bereits  zugestandene 
Recht  geniefit,  so  viel  an  Stammgut,  als  sein  Vater  mehr  erlialteß 
hätte,  wenn  er  den  Sukzessionsfall  erlebt  hätte,  mit  \  des  Schätzunfs- 
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wertes  einzulöseo.  Außerdem  kehrt  auch  jene  andere  Bestimmung 
der  G1)L.  wieder,  nach  welcher  beim  Stammgute  Teilung  Eibe 
bricht;  *)  und  soll  nach  wie  vor  die  Sukzession  zunächst  in  jeder  der 
abgieteOten  Linien  für  sich  vor  sich  gehen,  und  erst  beim  völligen 
Aussterben  der  einen  Linie  deren  Anteil  am  Stamrogute  auf  die 
andere  übergehen;  nach  wie  vor  soll  überdies  dieses  eventuelle 
Folgerecht  erst  dann  erlöschen,  wenn  einer  des  anderen  Tochter 
;Kiratc:i  dart",  u  a^^  iVeilich  miiunehr  eine  aiiderr  Dedeiituni;  hat  als 
äuher.  da  inzwischen  die  Ixirchlirhcn  Ehc^  erlx 'le  auf  den  vierten 
gleichen  Grad  beschrankt  worden  waren.  Kndhch  k(»mnit  hier  noch 
der  \'orzu^  in  Betracht,  welcher  nunmehr  dem  ältesten  Sohne  in 
Ikzu^  auf  den  I lauptiu'f  eini;er  iumt  is't.  und  von  welchen^  allcnfalk 
bezweifelt  werden  mag,  ob  in  ihm  wirklich  eine  Neuerung,  oder 
etwa  nur  eine  Einwirkung  des  älteren  Rechtes  der  östlichen  Reichs- 
halfte  zu  erkennen  sei;  über  diesen  Punkt  ist  indessen  oben  bereits 
das  Nötige  bemerkt  worden.  Umfangreichere  Abweichungen  der 
Stammgutsfolge  von  der  gemeinen  Erbfolge  scheinen  hiernach  nicht 
mehr  bestanden  zu  haben;  aber  freilich  laßt  sich  die  Ordnung  der 
ersteren  nicht  in  allen  Punkten  mit  voller  Sicherheit  feststellen. 


§  II.    Die  außerordentliche  Erbfolge. 


I  )ie  Blutsfreuiidschaft  ist  /.war  der  regelmäßige  und  weitaus  be- 
deutsamste, aber  keineswegs  der  einzige  Titel,  auf  welchem  die  Erb- 
folge beruht  Hinter  der  verwandtschaftlichen  Erbfolge  steht  viel- 
mehr zunächst  das  Erbrecht,  welches  dem  Freilasser  gegenüber 
seinem  Freigelassenen,  und  teilweise  sogar  noch  gegenüber  dessen 
Deszendenz  zugestanden  ist  Das  isländische  Recht')  läßt  den 
Freilasser  seinen  Freigelassenen  beerben,  soferne  derselbe  stirbt  ohne 
eheliche  Söhne  oder  Töchter  zu  hinterlassen.  In  gewissem  Umfange 
erstreckt  sich  das  Erbrecht  des  Freilassers  sogar  noch  auf  die  Kinder 
des  Freigelassenen ;  indessen  ist  es  schwer  festzustellen,  wieweit  das- 
selbe  ihnen  gegenüber  reichte.  Einmal  nämlich  wird  gesagt,  dafi 
der  Freilasser,  wenn  die  Kinder  der  Freigelassenen  ohne  Hinterlassung 


')  Land&l.,  ErföaL  7,  Nr.  1  umi  I.  indabrb.  i;  vgl.  G^L.  294. 
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von  Kindern  sterben,  so  viel  Gut  aas  ihrem  NacUasse  eriiaite,  als 
der  Freigelassene  selbst  bei  seinem  Tode  besessen  hatte,  wogegen 
der  übrige  Nachlaß  an  die  Verwandtschaft  der  Kinder  des  Freige« 
lassenen  falle;  auf  der  anderen  Seite  aber  wird  gesagt;  da6  der  Frei- 
gelassene selbst  beim  Tode  seiner  Kinder  dasjenige  erhalte,  was  er 
diesen  als  Ausfertigung  gelegenüich  ihrer  Verehelichung  oder  als 
Unterstützung  gelegentlich  einer  Retse  gegeben  habe,  oder  was  der 
heiratenden  Tochter  als  Widerlage  im  Hinblicke  auf  ihre  Mitgift  ge- 
geben worden  sei,  falls  diese  Kinder  anders  ohne  Hinterlassung  eigener 
Kinder  verstorben  waren.  Es  ist  mm  schlechttrciings  nicht  crsidit- 
lieh,  wer  im  letzteren  Falle  den  etwaigen  weiteren  Nachlai»  de> 
Freigelassenen  erhalten  haben  sollte,  da  an  d^^n  Freilasser  zu  denken 
mit  der  für  den  ersten  Fall  gegebenen  Vorschrift  nicht  vereinbar  i>t. 
und  an  andere  Verwandten  des  verstorbenen  Kindes  gleichfalls  nidit 
zu  denken  ist,  da  nach  islandischem  Rechte  in  Ermangeluntj  von 
Deszendenten  des  Erblassers  der  Vater  dessen  nächster  Erbe  ist 
Es  wird  hiernach,  da  bei  der  Übereinstimmung  beider  Rechtsbüdier 
nicht  wohl  zu  einer  Emendation  des  Textes  gegriffen  werden  kann, 
hier  wohl  nur  die  Annahme  übrig  bleiben,  daß  hier  ein  Konflikt 
älteren  Rechtes  mit  neuerem  vorliege,  und  dafi  somit  ursprünglicb 
der  Freilasser  die  Kinder  seines  Freigelassenen  auch  bei  Lebzeiteii 
dieses  letzteren  mit  Ausnahme  der  von  dem  letzteren  selbst  ihnea 
zugewandten  Vermögensstücke  beerbt  haben  werde,  wogegen  erst 
später  der  andere  Grundsatz  aufgekommen  wäre,  daß  der  Freige- 
lassene schlechthin  seine  Kinder  beerbe,  und  ein  Erbrecht  des  Fiei- 
lassers  diesen  gegenüber  erst  nach  seinem  Tode,  und  auch  dann  nur 
bis  zu  dem  Betrage  seiner  eigenen  V'erlassenschaft  einzutreten  babc.> 
Den  I'.nkcln  de.-'  IVei^classenen  gegenüber  /x-ssiert  ubrig^ens  jedes 
Erbrecht  des  l''reila><ers  ganz,  und  greift  sonnt  ihnen  L^efjenubcr  r.-'- 
das  \  erw.mdtschaftliche  Erbrecht  Platz;  dagegen  erstreckt  sich  c.r.^- 
selbc  auch  aul  den  Freigelassenen  des  Frei;[^elassenen.  Haben  inchri«- 
Männer  gemeinsam  einen  Unfreien  freigekissen,  sn  entscheidet  selbst- 
verständlich ihr  Anteil  an  der  Freilassung  auch  über  ihren  Anteil 
an  der  Erbschaft  des  Freigelassenen;  endlich  soll  das  ICrbrecbt  eines 
freigelassei>'  t)  Weibes  genau  ebensoweit  reichen  wie  das  eines  frei- 
gelassenen Mannes.  Von  den  norwegischen  Rechten  dagegen 
lassen  die  G[}1^  den  Freigelassenen,  welcher  sein  Freüassungsbi«;^ 
noch  nicht  gehalten  hat,  und  welchem  dessen  Haltung  auch  nicht 
vertragsweise  von  seinem  Freilasser  erlassen  worden  ist;  nur  voo 
seinem  FreUasser  und  dessen  Rechtsnachfdgcrn  beerben,  sogar  mit 
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AusschluB  seiner  eigenen  Kinder;')  nur  die  .,litl<i  erf<V'  macht  hier- 
von eine  scheinbare  Au>iiahme,  indem  von  zuci  Brüdern,  weicht- 
schon  vor  ihrer  I'rcilassung  in  Gütcrgeniein>ciuitt  gelebt,  und  diese 
auch  nach  ihrer  Freilassung  fortgesetzt  haben,  einander  mit  Aus- 
<:chluß  ihres  Freilassers  beerben  sollen,     aber  auch  nur  eine  schein- 
bare, da  es  sich  hier  im  (Irumie  nicht  nur  um  eine  Folge  des  Krl)- 
rechte«;,  sondern  der  Gütergemeinschaft  handelt.    Hat  dagegen  der 
Freigelassene  sein  FVeilassungsbier  gehalten,  so  wird  er  zunächst  voa 
seiner  Deszendenz,  und  erst  in  Ermangelung  einer  solchen  von 
seinem  Freilasser  und  dessen  Deszendenz  beerbt,  und  erstreckt  sich 
diese  „leysings  erfö"  beiderseits  bis  zum  neunten  Grade  ausschließ- 
lich, auf  Seiten  des  Fretlassers  sowohl  als  des  Freigelassenen. ')  Die 
Fr[)L  aber  lassen  den  Freigelassenen,  der  sein  Freilassungsbier  nicht 
gehalten  hat,  ebenfalls  nur  von  dem  Freilasser  beerben,  mit  Aus« 
9cblu6  seiner  eigenen  Kinder,^)  nur  dafi  sie  dessen  Ururenkel  auch 
ohne  Dazwischentreten  eines  solchen  Formalaktes  in  die  höhere 
Klasse  der  Freigelassenen  aufrücken  lassen;  sie  gestehen  aber  sogar 
der  Deszendenz  dessen,  der  sein  Bier  gehalten,  oder  von  dessen 
Haltung  sich  freigekauft  hat,  oder  als  Ururenkel  eines  Freigelassenen 
in  die  höhere  Klasse  übergetreten  ist,  nur  ein  beschränktes  Erbrc  cht 
zu,  und  zwar  soll  der  in  die  höhere  Klasse  l-.intretende  selbst  nur 
seinen  Sohn,  seine  Tochter  und  seinen  eigenen  Freigelassenen  be- 
erben, wogegen  sein  Sohn,  Knkel  und  Urenkel  sieben  Personen  be- 
erbt, nämlich  Vater   und  Mutter,  Sohn  und  Tochter,  Brucicr  und 
Schwester,   endlich  den   eigenen  Freigelassenen.    Auch  nach  den 
Frj)L  steht  aber  dem  Freigelassenen  höherer  Ordnung  und  seiner 
Deszendenz  gegenüber  dem  Freiiasser  und  seiner  Deszendenz  ein 
subsidiäres  Erbrecht  noch  immer  zu,  und  zwar  schließt  dieses  Erb- 
recht auch  nach  ihnen  beiderseits  mit  dem  neunten  Grade,  so  dafi 
der  achte  beiderseits  noch  inbegriffen  ist   In  der  späteren  Gesetz* 
gebung  kann  natüriich  von  diesem  Erbrechte  nicht  mehr  die  Rede 
sein,  da  mit  der  Unfreiheit  auch  die  Freilassung  aus  ihnen  ver- 
schwunden ist 

Man  sieht,  auch  das  Erbrecht  des  Freilassers  ist  ein  gesetzliches, 

wie  das  auf  der  Blutsfreundschaft  beruhende,  und  nur  darum,  weil 
das  letztere  das  regelmatJige,  das  crstcrc  aber  nur  ein  ausnahnis- 


')  G|)L.  63.  t)5.  66.  106. 

*)  ebenda,  05  und  114.         ')  ebenda,  106. 
Fr^U  IX,  u  und  15. 
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weises  ist,  kann  von  einer  vollief  ausj^estorbenen  Erbschaft  (aldauöa- 
arfr)  bereits  g^csprochen  werden,  wenn  keine  BlutstVeund^'  xorhandcu 
sind,  die  sich  zu  dieser  zielieii  kuiinten,  selbst  wenn  ein  Freilasse:. 
t)der  dt  r  Deszendent  einc>  solchen  im  l-"alle  ist.  (liest  Ibc  an  sich  j 
nehmen  zu  können.')  Ks  ist  hiernach  aucii  nicht  L^anz  korrekt,  wenn  | 
gelegenthch  so  gespiiu  hen  wird,  wie  wenn  in  I*>niangelung  von 
HluLsfreunden  die  Krbschatt  als  herrenloses  Gut  an  den  Konig  , 
fallen  wiink  : '-'(  richtiger  wird  die  Sache  anderwärts  dahin  ati^e- 
druckt,  daü  der  Anfall  an  den  König  erst  dann  eintrete,  wenn  .nich 
kein  Freilasser  oder  Deszendent  eines  solchen  sukzessionsbereditiet 
seil und  doch  ist  selbst  dieser  Ausspruch  noch  keineswegs  voO-  | 
kommen  richtig.  Schon  das  Weistum  über  die  Pri\'üegteni  mkhe 
K.  Ölafr  der  Heilige  den  Isländern  in  Norwegen  erteilt  habe,  kennt 
den  Satz,*)  dafi  der  Nachlaß  eines  in  Norwegen  versterbenden  Is* 
länders,  wenn  geborene  Erben  desselben  nicht  zur  Stelle  sind,  von 
dem  Hausbesitzer,  bei  welchem  der  Verstorbene  wohnte,  drei  Jabre 
lang  aufbewahrt  werden  mülSte,  um  an  den  geborenen  Erben  heraus- 
gegeben zu  werden,  wenn  sich  ein  solcher  innerhalb  dieser  Frist  zu 
dem  Gute  zieht;  es  wird  dabei  genau  bestimmt  welchen  Betrag  der 
1  lau>l>csit/er  zur  Ix-^trcitung  der  Bej^Tabniskostcn  u.  ul^I.  dorn  Nach- 
lasse entnchiiu  II  dLiiic,  wie  er  ferner  dessen  Wert  al'sch.itzrn  lasjcn 
müsse,  wie  ferner  der  sich  Meldende  dun  beweis  seiner  Vcnvdiidl- 
Schaft  mit  dem  Verstorbenen  zu  fuhren  und  eidlich  zu  versprechen 
habe,  dal)  er  das  Gut  auf  Island  an  den  näclisten  berufenen  Erben 
hinausheben  werde.  Ganz  entsprechende  \ Orschriften  kennen  akr 
auch  die  GI»i^,  und  zwar  in  noch  detaillierterer  Fassung.  ')  Sif 
unterscheiden  eine  h  ü  s  k  a  r  1  s  e  r  f  ö ,  1  a  n  d  e  r  f  ö ,  s  k  i  p  e  r  f  ö ,  f  c  1  aga  ■ 
crfÖ  und  gesterfd,  und  verstehen  darunter  das  beschrankte  Erb 
recht,  welches  dem  Dienstherm  gegenüber  seinem  freien  Hausdiener 
zusteht,  wenn  dieser  in  seinem  Hause  stirbt,  oder  dem  Grundeigen- 
tümer gegenüber  dem  Pächter,  welcher  auf  seinem  Grunde  wohnt, 
oder  dem  Schiifsherm  gegenüber  seinem  Schiflfsgenossen,  der  auf 
dem  Schiffe  stirbt,  oder  dem  GesellschaAier  gegenüber  dem  Geoosseo. 
der  mit  ihm  gemeinsame  Kasse  fuhrt,  oder  endlich  dem  Gastfirettcuie 
gegenüber  dem  Gaste,  der  in  seinem  Hause  stirbt.  In  allen  dieses 
Fällen  hat  aber  der  Betreffende  den  Nachlaß  zunächst  drei  Jalue  ^ 

I 

')  G])I..  106;  vgl.  2S2.  '  chenda,  104.  *)  ebeoda»  106.  I 

*}  Koni!"  - «  H  <•  k  ,  248/195  uad  I9t>— 97. 

Gi>L.  109—113.  I 
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lang  au&ubewahrenp  um  abzuwarten,  ob  sich  nicht  ein  gesetzlicher 
Erbe  einfinden  werde,  um  denselben  anzusprechen;  nach  Ablauf 

dieser  Frist  aber  darf  er  der  Regel  nach  denselben  p^anz  für  sich 
bchiilten,  wenn  dessen  Wert  nicht  über  drei  Mark  beträgt,  wogegen 
er  ihn  mit  cicni  Könige  zu  gleichen  Hälften  teilen  muß,  wenn  er 
höheren  Wertes  ist.    Eine  Ausnahme  von  der  Regel  gilt  indessen 
zugunsten  des  Schiffsherrn,  sofcrne  (iicser  den  ganzen  Naehlaß  ohne 
Rücksicht  auf  dessen  Wert  dann  für  sich  allein  beiialten  darf,  wenn 
der  Todesfall  jenseits  der  halben  See  von  Norwegen  aus  gerechnet 
sich  begeben  hat;  bezüglich  seiner  wird  andererseits  auch  bemerkt, 
daß  sein  Recht  dem  des  Gesellschafters  weichen  müsse,  wenn  der 
letztere  sich  an  Bord  befinde,  und  daß,  wenn  der  Todesfall  am 
Lande  eintrete,  während  das  Schift'  landfest  sei,  der  betreffende 
Gniadeigentümer  bezüglich  aller  der  Vennögensstücke  die  Vorhand 
habe,  die  nicht  im  Schiffe  verstaut  (£  bülka  bundit)  seien.  Weniger 
ausführlich,  aber  in  ähnlichem  Sinne,  äußern  sich  die  FrI)L.;  welchen 
hinwiederum  auch  die  Jarnsida  folgt. ')   Dieselben  gehen  von  dem 
Ikgrifie  des  „gestfeöri"  aus,  und  bezeichnet  dieser  Ausdruck  seiner 
Etymologie  nach  den  Sohn  eines  Gastes,  aber  nach  der  ausdrück- 
lichen Definition  unserer  Stelle  auch  jeden  Norweger,  dessen  sämt- 
liche erbberechtigte  Verwandte  gestorben  sind;  augenscheinlich  ist 
eben  der  letztere  nur  dem  l'Yeinden  gleichgestellt  worden,  der  als 
solcher  inländische  \'erwaiidte  nieht  wohl  hahen  konnte.    Sie  lassen 
aber  bei  dem  gestfeöri,  der  fremues  i^and  gepa>  In-  t  iiat,  den  Grund- 
eigentumer, bei  dem,  der  auf  einem  Schiffe  stirbt,  dt  n  SehilLsherrn, 
l)ei  dem.  der  am  I^mdc  stirbt,  den  Grundherrn,  Ijci  dem.  der  in 
fremdem  Dienste  stirbt,  den  I  )ien<therrn  den  Nachlaß  an  .sich  nehmen 
und  ein  volles  Jahr  aufbewahren,  um  abzuwarten,  ob  sich  ein  ge- 
borener £rbe  meide,  an  welchen  derselbe  hinauszugeben  \n  äre ;  meidet 
sich  binnen  dieser  Frist  kein  solcher,  so  verbleibt  dem  Dienstherrn 
der  ganze  Betrag  des  Nachlasses,  wogegen  der  Grundherr  und  Schiifs- 
herr  von  diesem  nur  einen  Wert  von  sechs  aurar  ganz  erhält,  den 
Uberscfau6  aber  mit  dem  Könige  zu  gleichen  Hälften  teilen  muß. 
Doch  verbleibt  dem  Grundherrn  überdies  auch  noch  das  ganze  W^irt- 
schaftsinventar,  sowie  alles,  was  an  Korn,  Heu  oder  Bäumen  boden- 
fest ist,  und  überdies  sollen  die  auf  den  ScbÜTsherrn  bezüglichen 
Bestimmungen  nur  unter  der  Voraussetzung  gelten,  dafi  der  Todesfall 


')  Frjil..  IX,  5 — 6;  Järns.,  Ert'Öat.  I7,  welche  letztere  inUcj>sco  nur  Jas 
Rccbt  des  Gruodberrn  bespricht. 
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diesseits  der  halben  See  von  Norwegen  aus  gerechnet  sich  ere^efc 
hat,  während,  wenn  er  jenseits  der  halben  See  eingetreten  ist;  das 
Recht  des  Bestimmungsortes  des  Schiffes  zu  gelten  hat  Es  ist  also 
im  wesentlichen  nur  die  Wartefrist  und  andererseits  die  Wcrtgrcnze, 
welche  in  den  Frf>L.  anders  und  niedriger  bestimmt  ist  ab  in  den 
GI)L.,  und  auticrdem  kennen  die  ersteren  keine  felagaerfö;  dagegen 
lassen  sie  aber  auch  den  I'Ju  inHun  einer  gestfeAra  deren  Nachlaß  an  siel, 
nehmen  und  ein  vollem  Jahr  laug  aufbewahren,  uobei  sich  doch  uohl 
von  seil  \  ersteht,  dal  »  auch  ihm  dieser  definitiv  zufällt,  wenn  dic.sc 
I'Yist  imbeiiutzt  vcrstrcieht.  (^ftVnhar  handelt  es  sich  aber  in  allen 
hier  einschlagigen  Fällen  im  Urunde  ^ar  nicht  um  ein  ei^^entliche^ 
Erbrecht,  sondern  nur  um  das  Recht  desjenigen,  in  dessen  Detention 
der  Nachlati  sich  zur  Zeit  des  Todes  des  Erblassers  befand,  diesen 
für  sich  zu  behalten,  wenn  sich  niemand  rechtzeitig  meldete,  welcher 
dessen  Herausgabe  zu  fordern  Iserechtigt  gewesen  wäre,  und  das 
Eigentümliche  der  soeben  besprochenen  Vorschriften  liegt  somit  niciit 
darin,  dad  dem  Detentor  das  Behalten  des  Nachlasses  verstattet, 
sondern  vielmehr  umgekehrt  darin,  daß  er  genötigt  wird,  unter  Um* 
ständen  mit  dem  Könige  zu  teilen,  welche  letztere  Vorschrift  sich 
indessen  aus  dem  allgemeinen  Ansprüche  des  letzteren  auf  die 
herrenlosen  Erbschaften  ebenfalls  genügend  erklärt  Die  spätere  Ge- 
setzgebung' hat  übrigens  des  Königs  Recht  sehr  erweitert  Nach 
dem  gemeinen  Landrechtc  und  Stadtrechte  hat  zunächst  der  Haus- 
herr,  in  dessen  Haus  der  Erblasser  starb,  dessen  Nachlaß  abschätzen 
zu  lassen  und  ein  volU  s  Jahr  .iufzubew.thi \  n,  um  auf  di  n  Erben  zu 
warten;  liudet  sich  aber  ein  solcher  nicht  binnen  Jahresfrist  ein,  so 
fällt  der  Nachlaß  nach  deren  Ablauf  sofort  ganz  an  den  Konig.  und 
zwar  definitiv,  wenn  es  sich  um  dii-  Beerbung  eines  Ausländers 
handelt,  wogegen  sich  zum  Nachlasse-  eines  Inländers  der  giborem 
Erbe  noch  biimen  weiteren  zehn  Jahren  ziehen  kann.*)  Die  Jonsbok 
dagegen  enthält  über  den  Punkt  weit  ausführlichere  Vorschriften, 
bei  den-  II  neben  den  Grundsätzen  des  norwegischen  Landrechtes 
auch  ein  Einfluß  des  älteren  isländischen  Rechtes  sich  bemerktur 
macht,  wie  denn  zumal  die  Unterscheidung  der  Ausländer  von  nord- 
germanischer  und  von  anderer  Nationalität  aus  dieser  letzteren  Quelle 
geflossen  ist.')  —  Es  enthält  aber  das  ältere  isländische  Recht 
sehr  eingehende  Vorschriften  über  die  Behandlung  von  Erbschaften, 

*)  Landsi.,  Krlt^iat.  H  ;  I$jarkK.  u. 
*)  Jönsbok,  ErfAat.  33. 
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bezuglich  deren  wegen  Abwesenheit  des  gesetzlichen  Erben  einst- 
weilen  Fürsorge  zu  treffen  war,*)  und  es  bezeichnet  dabei  solche 
Erbsdiaften  technisch  als  „dänarfö^  welcher  Ausdruck,  mit  dem 

ischwedischen  „dana  arver"  und  dem  dänischen  „dannefae"  sich  be- 
rührend, wohl  am  richtij^stcn  von  einem  Worte  dan,  d.  h.  Tod  ab- 
geleitet wird,  das  nur  in  ticr  Gcnitivt'orni  daiun  in  Zusainmcnsct/.nnL;t.  n 
wie  danartV',  dänardagr  oder  tlanardd-^r,  danardtegn,  dann  d^inarakr 
(vgl.  l  dainsakr),  danarbu   erhalten   ist.  '■*)     Man  unterscheidet  aber 
zunäch«:t   zwischen  dem  I-alle,  da  cHe  ICrbschaft.   um  che  es  sich 
handelt,  sich  im  inlandc  bctindct,  und  dem  anderen,  da  dieselbe  im 
Auslande  lag.    Befindet  sich  die  Erbschaft  auf  Island,  während  der 
ni  ihr  berufene  Erbe  außer  Landes  ist,  so  hat  der  nächste  im  Lande 
befindliche  X^crwandte  des  Verstorbenen  (nicht  seines  Erben)  den 
Nachlaß  an  sich  zu  nehmen ;  ^)  iiintcrlädt  dagegen  der  Erblasser  gar 
keinen  im  Lande  anwesenden  Verwandten,  was  doch  wohl  nur  bei 
Fremden  vorzukommen  pflegte,  so  wird,  ähnlich  wie  in  Norwegen, 
verschieden  verfahren  je  nach  den  Umständen,  unter  welchen  der 
Todesfall  eingetreten  war/)  War  der  Mann  zu  Schiff  gestorben,  so 
sollte  zunächst  dessen  Gesellschafter  seinen  Nachlaß  übernehmen; 
hatte  er  keinen  solchen,  sein  Speisegenosse,  hatte  er  auch  keinen 
solchen,  sein  Schiil^hcrr,  und  wenn  deren  mehrere  waren,  alle  zu- 
sammen je  nach  Verhältnis  ihrer  Schiffsparten ;  war  endlich  der  Ver- 
storbene selbst  der  Schiffsherr,  so  sollte  in  lüniangelunf.,'  eines  felagi 
und  niutunautr  derjenige  goi^i  dessen  NachhiLi  an  sieh  nehmen,  dessen 
Hingmanu  der  Eigentümer  des  Landes  ist,  an  welchem  das  Schift 
anliL^t.  und  dessen  Mannschaft  ihre  Buden  aufschlagt.    Ebenso,  wie 
wenn  der  Mann  zu  Schiff  vt  rstorben  w  äre,  wird  es  auch  i;ehalten, 
wenn  derselbe  auf  der  Reise  vrm  Schiffe  zu  dem  Orte  stirbt,  den 
er  sich  zum  Winteraufenthalt  gewählt  hat^  stirbt  er  dagegen  an 

'1  vgl.  V,  Finscn,  in  'i^-n  Aüiialcr,  1S49,  S.  314  21. 

•)  So  schon  Ofldr  H  a  1  fl '  >  r  s  a  o  11  Vi  dal  in,  I»"  i:su  liiigua-  islaiulic  >  ((786), 
S.  30 — 33  und  oeuerilings  Möbius,  h.  v.,  dann  isclilyter,  h.  v.  (S.  117  und  794 
~95;>  ^gl«  *ueb  Sveiobjörn  EgiUson,  Ein'kr  Jönsson,  GuSbrandr  Vig- 
fdsson,  aber  aucb  schon  ]^örttr  Svetnbjörassoa,  b.  v. 

')Koniiiigtbök,  Ii8/aai6  und  249/198;  Arf«  4/181  und  6/189* 
*)  Konüngtb<^k,  120/338—39  und  349/197—98;  Arfa  6/186—87. 
selben  Regeln  gehen  auch  bezüglich  der  vi'gsbot,  Konüngsbok,  97,172 — 73;  Vig- 
*l>-<^:.  jn7'71~7.'-  ii'id  wir  Jürfen  darum  vv.>hl  annehmen,  daß  auch  die  Bestimmung, 
nach  welcher  zu  der  Biutkla«;e  um  einen  aul  Island  vcrhciraielcn  Norwfper,  der  dort 
keintj  l>luufreunde  hat,  die  Freundschaft  Miner  Frau  berufen  sei,  Konungsb6k, 
94170,  im  Erbrechte  ihr  Analogen  gehabt  haben  werde. 
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diesem  letzteren  Orte,  oder  auch  auf  dem  Rücku^cge  von  diesem 
2um  Schiffe,  so  ist  zur  Übernahme  des  Nachlasses  zwar  in  erster 
Linie  auch  wieder  der  Kompagnon  berufen,  eventuell  aber  der  Haus- 
herr, welcher  ihm  Quartier  gegeben  hat,  und  auf  den  äußersten  FaJl 
der  goöi,  zu  dessen  Dinp^leuten  dieser  letztere  gehört.  Hat  sich  die 
Schiftsmannschatt  U  udcn  zu  ci.iiuiiidcm  Aulcuti^altr  .lufgrschlacjcn, 
also  frrnuic  Gastfreundschaft  iilx  i  haupt  nicht  in  AnsjKuch  gciioinmcn, 
so  (.  rsciu  iiit  zim.iciist  wieder  der  Konipac^nDn  \'rrst(.»rbenen  zur 
Übernahme  seines  Nachlasses  berufen,  e\  eiitueil  aber  der  g^oiSi,  dessen 
Dingmann  der  Kigc  ntümer  des  Grundes  ist,  auf  welchem  die  Buden 
stehen;  hat  sich  endlich  der  Verstorbene  bleibend  auf  Island  mit 
eigenem  llcrdc  niedergelassen,  ohne  doch  hier  einen  I*>bcn  zu  haben, 
so  nimmt  sein  eigener  godi  dessen  Nachlaß  in  Verwahrung.  So  ist 
es  denn  strengstens  korrekt;  wenn  anderwärts  gesagt  wird,  daß 
speziell  norwegische  Männer  auf  Island  nur  als  Verwandte  oder  Ge- 
sellschafter Erbe  nehmen  können,  ^)  nur  dafi  man  dabei  nicht  an  die 
Beerbung  von  Leuten  denken  .darf,  die  zu  Schiflf  oder  doch  auf  der 
Reise  vom  Schiff  zu  ihrem  Quartier  am  Lande  versterben.  Von 
selbst  versteht  sich  übrigens,  dafi  ein  Gesellschaftsvertrag  nur  unter 
der  Voraussetzung  berücksichtigt  wird,  daß  er  emstUch  gemeint  war. 
und  nicht  etwa  bloß  simuliert  wurde,  um  einen  eventuell  zur  Über- 
nahme des  Nachlasses  Berufenen  um  dieses  Recht  zu  bringen :  aufle^ 
dem  wird  vermöge  einer  aiisdruckliclien  Rechtsvorschrift  auch  nur 
der  \  ei  Li, Ii;  berücksichtigt,  welcher  mindestens  das  gesamte  Gut, 
welches  der  ärmere  der  beiden  Gesell»  hat'ter  auf  der  Reise  l>ei  «ich 
fülirt,  /.u  einem  «gemeinsamen  maciit.  Andererseits  kann  vermöge 
eines  Iruher  schun  erw  ihnten  Grundsatzes  derjciiitre  zur  Übernahme 
des  NV  hlasses  nicht  berechtigt  erscheinen,  welcher  selbst  den  Tod 
des  Erblassers  verschuldet  hat,  auch  wenn  er  im  übrigen  der  zu- 
nächst Berui'ene  wäre;  solchenfalls  hat  vielmehr  der  in  zweiter  Linie 
Berufene  in  das  Ret  Iit  einzutreten,  und  wenn  ein  got^i  als  an  letzter 
Stelle  Berufener  sich  des  Vergehens  schuldig  gemacht  hat,  fallt  der 
Nachlaß  statt  in  seine  Hände  in  die  seiner  beiden  sam|»ingisgoi)ar. 
Das  Recht  aber  des  Übemehmers  der  Erbschalt  ist  zunächst  wieder 
nur  ein  provisorisches,  d.  h.  er  hat  den  Nachlaß  zunächst  nur  auf- 
zubewahren und  zu  verwalten,  bis  ihn  ihm  ein  besser  Berechtigter 
abnimmt;  indessen  bietet  ihm  dessen  Übernahme  schon  insoweit 
einen  Vorteil,  als  er  in  den  Früchten  des  übernommenen  Gutes  eia 


*)  Koaungsbdk,  247  195, 
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reichliches  Entgelt  für  seine  Mühewaltung^  bezieht,  und  überdies  ver- 
uaridek  sich  sein  provisorische^  Kccht  von  selbst  in  ein  dennitivcs, 
wenn  sich  etwa  ein  besser  Berechtigter  nicht  meldet.  In  der  crstcrcn 
Beziehung  liegt  aber  dem  Übernehmer  ob,  den  .^lachlaß  gleich  bei 
dessen  t'bcrnahme,  oder  doch  längstens  in  der  siebenten  Sommer- 
woche, durch  fünf  benachbarte  Grundeigentümer  al>schat2en  zu 
lassen,  soweit  derselbe  in  Fahrhak)e  besteht,  ganz  \ifie  dies  in  Bezug 
auf  Mündelgut  vorgeschrieben  ist;  ganz  wie  Mündelgut  hat  er  ihn 
sodann  in  freiester  Weise  zu  verwalten,  aber  freilich  auch  ganz  auf 
eigene  Wag  und  Ge&hr.  Dem  seinerzeit  sich  meldenden  Erben  ist 
nämlidi  nur  das  übernommene  Land  in  natura,  die  Fahrhabe  da- 
gegen nur  ihrem  Kapitalwerte  nach  hinauszugeben,  so  daß  also  der 
Übemehmer  alle  Früchte,  welche  er  aus  dem  liegenden  und  fahrenden 
Gate,  sowie  allen  Gewinn,  welchen  er  etwa  aus  dem  Umsätze  des 
letzteren  gezogen  hat,  für  sich  behalten  darf,  wahrend  er  freilich  auch 
den  vollen  Aufwand,  welchen  dessen  Bewirtschaftung  verursachte,  zu 
bestreiten,  sowie  alle  Gefahr  des  Unterganges  oder  der  V'erschlechtc- 
rung  zu  tragen  hat;')  hat  aber  der  Übernehmer  die  Schätzunij 
nicht  in  gehöriger  Weise  vornehmen  lassen,  so  hat  er  seinerzeit  für 
den  von  ihm  übernoniinenen  Kripitnlwert  die  vollen  {41  t/.lichen 
Tmnm  mit  lo*"„  zu  entrichten,  und  auch  die  aus  dem  (irundbesitzc 
i^czogenen  Früchte  herauszugeben.  In  der  zweiten  Beziehung;  ver- 
steht sich  hinwiederum  von  «elbst,  daö  der  Übernehmer  des  Nach- 
lasses diesen  dem  rechten  Krben  hinauszugeben  hatte,  wenn  dieser 
sich  hinterher  einfand,  um  ihn  zu  erheben,  und  es  stand  eine  Geld- 
strafe darauf  wenn  er  es  auf  eine  Klagcstellung  ankommen  Uefl;*> 
nicht  minder  selbstverständlich  ist  ferner  auch,  daß,  wenn  der  rechte 
Elbe  etwa  inzwischen  im  Auslande  gestorben  war,  der  Nachlaß  auch 
dessen  Erben  htnausgcgeben  werden  mußte,  wenn  sie  nur  nach« 
weisen  konnten,  daß  erstens  der  im  Auslande  Verstorbene  wirklich 
Erbe  des  von  ihnen  angesprochenen  Nachlasses  geworden  war,  und 
daß  zweitens  sie  ihrerseits  wieder  dessen  rechte  Erben  seien.*)  Daß 
dabei,  soweit  die  Erben  Ausländer  waren,  die  Grenzen  ihrer  Erb- 


')  Rouungsb'.k,  118,220 — 27  und  124  23(1  und  237,  d.ii.n  I20l2z^j  und 
a49/»98:  Arfft  J,.,  4/181^82,  18»  imd  184;  6/l88  und  189.  i.owie  17,221. 

*)  Arfa  4/183—84,  6/188  ood  189— 90,  17/220  und  32t,  18/224:  fernrr 
KoodAgibök,  118/227,  120/229  Bnd  125/239,  wo  iadefi  blofie  K«r«re»seo  stehen, 
*m  I20  229  und  249/189. 

*)  Koaangsbdk,  I18/227,  1 24/237  und  249/198;  Arfa  4/182  ond  1S4 
und  6;  189— 90. 
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bcrechtit^uiif;  verschieden  gezogen  waren,  je  nachficm  dieselben  einem 
der  drei  Reiciic  des  Nordens  angehörten  oder  mclit,  ist  bereits  bei 
anderer  Gelefi^cnheit  erwähnt  worden,  und  hat  überdies  mit  der  hier 
zu  behandelnden  Frage  nichts  zu  schaffen;  dagegen  ist  wohl  zu  be- 
aehteii,  daß  ausdrücklich  und  wiederholt  ausgesprochen  wird,  daß 
ilcr  Einheimische  den  Nachlaß,  oachdem  er  ihn  einmal  rechtsgültig 
in  Besitz  genommen  hat,  nur  dem  ausländischen  I*>ben  selbst,  nktA 
aber  irgend  einem  anderen  ausländischen  Verwandten  des  Verstor* 
benen  auszuantworten  verpflichtet  sei,  auch  wenn  dieser,  wenn  von 
Anfang  an  zur  Stelle,  den  Besitz  desselben  seinerseits  hätte  bean* 
spruchen  können.^)    Man  möchte  aus  dieser  Vorschrift,  mit  VüIl 
Finsen,')  schUefien,  dafi  isländischen  Verwandten  gegenüber  eio 
anderes  gegolten  habe,  und  dafi  somit  unter  diesen  jeder  naher  Be- 
rufene dem  entfernter  Berufenen  den  NachlaS  auch  dann  abnehmen 
durfte,  wenn  er  selber  doch  auch  noch  nicht  der  nächstbemieiie 
Erbe  selbst  war,  zumal  da  eine  solche  Befugnis  auch  in  anderen 
analof^en  Fällen  anerkannt  war.         I-Hr  den   andcreii  1  all,  da  die 
Kri^schaft  im  Auslande  lag,  deren  nächster  Krbe  aber  nicht  zur  Stelle 
war,  gilt  als  oberste  Regel  die,  dat^  der  nächste  anwesende  Ver- 
wandte des  Erblassers  dieselbe  zu  übernehmen  hat,   uekhem  die 
Überfahrt  nach  Island  erlaubt,  d.  h.  der  weder  p^cächtet  ncch  des 
Landes  verwiesen  ist,  'j  wobei  unter  gleich  nahe  Berufenen  gleiche 
Teilung  gilt;*)  doch  sollte  der  Übemehmer  nicht  entfernter  als  im 
dritten  gleichen  Grade  verwandt  sein,  wenn  das  fragliche  Gut  „austi", 
d,  h.  in  Norwegen  in  Empfang  zu  nehmen  ist    Man  darf  hierin 
nicht,  wie  Vilh.  Einsen  will,^)  eine  besondere  Beschränkung  des 
Übemahmerechtes  sehen,  sondern  nur  eine  Konsequenz  des  ander' 
wärts  bereits  besprochenen  Satzes»  da6  das  Erbrecht  der  Isländer  in 
Norwegen  nicht  über  die  Nachgeschwisterkinder  hinausreichte  uiKi 
somit  der  entfernter  Verwandte  erbrechtlich  nicht  mehr  als  verwandt 
galt   Übrigens  erlitt  die  obige  Kegel  in  zwei  Fällen  eine  Bescbiän- 
kung.   Einmal  nämlich  sollte  der  Gesellschafter  des  Erblassers,  wenn 
der  Gesellschaftsvertrag  zwischen  beiden  schon  vor  der  Abreise  aus 
Island  abgeschlossen  worden  war,  auch  nach  dessen  Tod  das  gemeine 

^)  Konüngsbök,  120/229  und  125  239  (Referent);  Arfa  |>.,  6/188-S9.  17/220 
und  18/224. 

*)  Annaler,  1849.  S-  318. 

KoQiingsbok,  125/237  und  239;  Arfa      13/206— 7  ttod  3o8-9  ^ 
'j  Koniinf^shok,  125/24!;  Arf«  ||.,  15/212. 
*)  ang,  O.,  S.  315. 
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Gut  als  solches  in  seiner  Hnntl  behalten  und  erst  beim  Zusammcn- 
treft'en  mit  dessen  Erben  sicii  mit  diesen  auseinandersetzen.  War 
dagegen  der  Gesellschaftsvertraj:  erst  im  Auslande  eingegangen 
worden,  so  soll  der  überlebende  Gesellschafter  die  Wahl  haben,  ob 
er  es  ebenso  halten,  oder  ob  er  die  Auseinandersetzung  sofort  vor- 
nehmen,  den  Anteil  des  Verstorbenen  abschätzen  lassen  und  unter 
denselben  Bedingungen  heimbringen  wül,  wie  sie  einem  Verwandten 
des  Verstorbenen  zuständen;  jedoch  mufi  er  letzterenfalls  einem 
näher  Berufenen  weichen,  wenn  sich  ein  solcher  meldet  Sodann 
aber  soll,  wenn  von  zwei  Eheleuten  der  eine  Teil  auswärts  stirbt, 
der  Überlebende  berechtigt  sein,  dessen  Nachlaß  In  gleicher  Weise 
in  seiner  Hand  zu  behalten,  bis  der  wirkliche  Erbe  ihn  ihm  ab> 
nimmt;  -)  sterben  beide,  so  sollen  die  Verwandten  eines  jeden  dessen 
Nachlaß  in  Empfang  nehmen,  und  wenn  sich  nicht  nachweisen  laßt, 
was  jedem  v^on  beiden  gehörte,  den  Verwandten  des  Mannes  -/g  und 
denen  der  Krau  ^  ^  zufallen.  Von  diesen  beiden  Fällen  abgesehen 
sollen  aber  nur  chann.  wenn  der  Erblasser  auf  dem  Schifile  oder  docli 
bei  dem  SchifTc  gestorben  ist,  d.  h.  ehe  er  noch  im  fremden  f.ande 
ein  Domizil  gewonnen,  oder  nachdem  er  das  gewonnene  bereits 
wieder  aufgegeben  hat,  auch  unverwandte  Leute  zur  Übernahme 
seines  Nachlasses  berufen  sein,  und  zwar  in  derselben  Reihenfolge, 
in  welcher  solche  den  Nachlaß  eines  Fremden  zu  nehmen  hätten, 
der  ohne  Hinterlassung  von  Verwandten  auf  Island  oder  auf  der 
Fahrt  dahin  gestorben  wäre,')  so  daß  also  der  f61agi,  mdtunautr, 
sldpstjöri,  endlich  der  godi  einander  folgen,  dessen  Dingmann  der 
Eigentümer  der  Landungsstelle  ist  Man  sieht,  der  bestimmende 
Grundsatz  ist  der,  daß  das  isländische  Erbe  im  Auslande  ebenso  be- 
handelt  werden  soll  wie  das  fremde  Erbe  auf  Island;  hier  wie  dort 
sollen  nur  Verwandte  und  Kompagnons,  unter  welchen  letzteren 
auch  die  Eheleute  mit  inbegriffen  werden  mögen,  den  Nachlaß  in 
Empfang  nehmen,  während  för  die  Dauer  der  Reise  hier  wie  dort 
die  Berechtigung  auch  noch  auf  weitere  Kreise  erstreckt  wird,  weil 
hier  sozusat^en  der  liestimmunifsort  des  Schittes  und  dessen  1 -and- 
recht  noch  nicht  von  der  il  il)e  Besitz  ergriffen  hat  Auch  derjenige, 
der  im  Auslände  den  Nachlaß  eines  IsUmders  uberiiimnit,  hat  dem- 
nach vor  allem  nur  ein  provisorisches  Besitzrecht,  wenn  er  nicht 


Kondtigsbök,  l3$/340;  Arfa  14/211. 

-)  Konüngsbük,  135/240— 41;  Arfa  t^jltl, 
')  Koniingtbök,  IS6/243;  Arfa  {>.,  15/215. 


Digitized  by  Google 


284 


Teil  11.   Dm  Erbrecht. 


zufallig  gerade  tlc^scn  n;lch>^ter  Krbe  ist.  Kr  hat  also  vor  allcn^  das 
Gut  bei  der  Übernahme  ab^cliatzcii  zu  lassen,  und  zwar  wo  möglich 
von  islandischen  Männern  und  eidlich;  doch  wird  es  nötigenfalls  mit 
beiden  Erfordernissen  nicht  streng  genommen.  Über  das  Verfahren 
bei  der  Abschätzung  sind  sehr  genaue  Vorschriften  gegeben;  hier 
mag  die  Bemerkung  geniigen,  daß  der  ganze  Nachlaß  in  reinem 
Silber  veranschlagt  werden  muß  und  daß  der  Übernefamer  desselben 
nach  Beendigung  der  Schätzung  vor  eigens  beigezogenen  Zeugen 
die  Erldäning  abzugeben  hat,  daß  er  das  Gut  um  die  Taxe  auf 
eigene  "Wag  und  Gefahr  übernimmt  Ist  der  Nachlaß  nicht  ganz 
vollständig  abgeschätzt  worden,  so  gilt  er  als  gar  nicht  abgeschätzt; 
dagegen  ist  für  den  Fall,  da  das  Gut  beim  Tode  des  Erblassers  bc* 
reits  verpackt  ist,  gestattet,  daß  die  Schätzleute  es  schätzen,  ohne 
es  zu  sehen,  wenn  sie  anders  das  verpackte  Gut  ohnehin  schon  genau 
genug  kennen.*)  Weiterhin  ist  dann  der  Übemehmer  des  Xachlasses 
verpflichtet,  denselben  im  nächsten  Sommer  nach  dessen  Übemabme 
nacli  1-land  /u  hriiigen,  es  wäre  denn,  daü  er  das  Gut  in  Grünland 
ubernummi  ii  iiattc,  wesfalls  es  genügt,  nenn  er  mit  dem  nächsten 
von  dori  al^i;chenden  ScliiÜc  fahrt;*)  genügt  er  aber  allen  diesen 
V^erpflichtuiiL'cn,  so  verschatTt  ihm  dies  den  Vorteil,  daß  er  niciit 
nur  alle  Zinsen  und  i'Vuchte  des  Gutes,  sowie  allen  ("lewinn.  weichen 
er  etwa  aus  dessen  Umsat:^  7n  ziehen  vermag,  für  sich  zieht,  wo- 
gegen er  freilich  auch  die  ganze  Gefahr  für  dasselbe  zu  tragen  liat, 
sondern  daß  er  überdies  auch  nur  halb  so  viel  an  Kapital  hernu'.- 
zugeben  hat,  als  er  übernommen  hat.  Die  letztere  Kegel  wird 
auch  <l  iluii  ausgedruckt,  er  solle  für  jede  ül^ernommene  Unze  eine 
halbe  Mark  zu  je  sechs  Ellen  bezahlen,  aber  eine  ganze  Mark,  wenn 
die  Schätzung  nicht  gehörig  vor  sich  gegangen  sei,  was  freilich  das 
reine  Silber  zu  den  lögaurar  in  ein  Verhältnis  wie  8 :  i  bringen 
würde,  während  es  nach  der  uns  erhaltenen  Warentaxe  nur  wie 
7 :  I  stand,  soferne  die'  Mark  gebrannten  Silbers  gleich  6o  Unsen 
lögaurar  gesetzt  wird ;  *)  aber  es  konnte  ja  wohl  der  Berechnung  ein 
etwas  abweichender  Silberwert  zugrunde  gelegt  sein,  oder  auch  die 
bestehende  Differenz  als  zu  geringfügig  außer  Ansatz  gelassen  werden. 
Der  i'bernehmer  des  Xachlasses  war  übrigens  berechtigt,  von  diesem 
so  viel  vorwcgzunelimen,  als  nötig  erschien,  um  die  Leichenkosten 

')  Konüngsbök,  135/237^38;  Arfa       13/207 — 9. 

•1  .Arfa  ]}.,  14  211;  Konüngsbök,  125/240  (Reitrcnz). 
3   K  o  II  u  n    s  b    k  ,  1 2;,24l  ;  Arfa  Ji.,  I5/213  und  I3/208. 
*}  KonüDgsbok,  24b;  193. 
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für  den  Verstorbenen  zu  bestreiten,')  ganz  wie  der  norwegische 
Gastfreund  den  gleichen  Abzug  machen  durfte,  wenn  er  dieselben 
ausgelegt  hatte;*)  er  darf  femer  nach  einer  ausdrücldich  als  Novelle 

bezeichneten  Bestimmung  auch  diejenigen  Auslagen  in  Rechnunjj 
bringen,  die  er  inaclu-n  inutiU .  uiu  in  cicii  Besitz  des  Nachlasses  zu 
gi-lan^enrh  i  iidlirh  scheint  e  r  auch  befugt  gewesen  zu  sein,  für  die 
Trau;.purtkostrTi  rinen  wcitiren  Al>/.u[^  zu  marhen,  da  nur  unter 
di^-^'T  Voraussrl/utif;  l)riiHTkunL;  einen  Sinn  hat.  daß  er  nicht 
vor  erfoigter  Abschätzung  des  iSachlasses  für  diesen  mehr  Raum  in 
einem  Schiffe  mieten  solle,  als  welchen  er  nötigenfalls  wieder  ver- 
mieten könne.  ^)  Überdies  wird  ihm  die  an  und  für  sich  treütende 
Haftung  insofcrne  erleichtert,  als  er,  wenn  ein  ans  Land  gezogenes 
Schiff  zum  Naclüasse  gehörte,  für  dieses  erst  von  dem  Augenblicke 
an  einzustehen  hatte,  da  dasselbe,  ohne  besciiadigt  zu  werden,  eine 
volle  Schiffslänge  weit  gezogen  worden  war.^)  An  den  bisher  er- 
örterten Grundsätzen  konnten  sich  indessen  in  mehrfacher  Weise 
Modifikationen  ergeben.  Einmal  nämlich  war  der  Übernehmer  des 
Nachlasses  keineswegs  gezwungen,  diesen  auf  eigene  Wag  und  Ge- 
fahr  zu  übernehmen,  es  stand  ihm  vielmehr  frei,  durch  eine  aus- 
drückliche  Erklärung  vor  den  beigezogenen  Zeugen  die  Haftung  für 
denselben  abzulehnen,  wodurch  er  freilich  auch  seinen  Anspruch  auf 
die  Früchte,  sowie  auf  den  halben  Kapital  wert  des  Gutes  einbüßte; 
erklärte  er  sich  aber  weder  für  noch  '^eL:en  die  Übernahme  der 
Haltung,  so  mußte  er  diese  ubcrnchnien.  ohne  doch  .luf  die  ihr  ent- 
sprechenden Vorteile  Anspruch  zu  haben.")  Ks  konnte  ferner  vor- 
kürnmen,  dat"»  jeni.md  unverschuldet  den  NaelilaÜ  unabt^esehätzt 
übernalnn,  /..  B.  weil  dersell)e  bereits  verpackt  und  verstaut  war  und 
unbesehen  von  den  Schatzleuten  nicht  taxiert  werden  konnte;  solchen- 
falls trifft  den  Übernehmer  gleichfalls  keine  Haftung,  aber  es  entgeht 
ihm  auch  der  Anspruch  auf  die  Früchte,  und  doch  wohl  auch  der 
auf  die  Hälfte  des  Kapitalwertcs. ')  Wiederum  gilt  zwar  im  allge- 
meinen Norwegen,  und  auch  Grönland,  ^)  als  genügend  sicher,  um 

')  Koiiuii|r«bök«  13S/338;  Arf*  13/307. 
^  Kondngtbdk,  348/196. 

Arf»      13/207  «ad  17/331;  Konilagsbök,  125/238  (Referenz). 

*)  Koaüngab«'>k,  125  23S— 39;  Arfa  13/209. 
^)  K  o  n  11  n  f:  s  h  A  k  ,  125/238  ;  Arfa        1 3i20i). 
•)  K  o  n  11  n  ß  s  b  <■>  k  ,  125/239;  Arfa  J).,  13/209 — lO. 
•|  Konuugsbok,  125  238;  Arfa  ji.,  13  209. 

')  Arfa  [).,  14/211;  KoDüngsbök,  125/240  (Kefercuz)  und  127  249. 


Google 


286 


Teil  II.  Dm  Erbreebt. 


dort  den  Nachlaß  auslegen  und  abschätzen  lassen  zu  können;  aber 
bei  einem  Nachlasse»  der  in  Deutschland  oder  noch  weiter  südlich, 
oder  wieder  in  England,  Irland  oder  den  kleineren  Inseln  des  Westens 
anfiel,  galt  das  gleiche  Verfahren  nicht  als  rätlich,  vielmelir  fürchtete 
man  Gefahr  für  Gut  und  Leben,  wenn  man  im  fremden  Lande  seinen 
Reichtum  zeigte,  und  so  galt  die  Vorschrift,  da0  man  einen  der« 
artigen  Nachlaß  erst  am  nächsten  sicheren  Orte,  den  man  berührte, 
also  etwa  in  Dänemark  oder  ^^ar  erst  in  Norwegen  schätzen  lassen 
solle.  Das  norwegische  (iesctz  siciierte  den  Isländern  ausdrücklich 
zu,  daß  ihnen  kein  anderwärts  angefallener  Nachlaß,  den  sie  dahin 
brächten,  in  Norwegen  abgenommen  werden  ^uile;*)  aber  doch  qalt 
auch  diese  Zusicherung  nicht  tur  unbedingt  verlässig,  und  man  L;e- 
stattete  darum  dem,  der  einen  Nachlaß  aus  Danemark  oder  noch 
ferneren  Landern  heimzubringen  hatte,  auch  die  direkte  Heimfahrt 
ohne  vorgängige  Abschätzung,  wenn  er  nur  auf  hoher  See  die  Schifis- 
mannschaft  zusammenrief  und  vor  benannten  Zeugen  ihr  bekanntgab, 
wieviel  Gut  er  übernommen  hatte.  Erklärt  er  sich  zugleich  bereit, 
die  Haftung  für  das  Gut  zu  übernehmen,  so  erwirbt  er  sogar  den 
Anspruch  auf  den  Fruchtgenuß  und  doch  wohl  auch  die  Kapital- 
hälfte,  ganz  wie  wenn  er  den  Nachlaß  in  völlig  regelmäßiger  Weise 
übernommen  hätte,  wenn  er  nur  einen  Wahlspruch  von  Gesdiwo- 
renen  darüber  erbringen  kann,  daß  er  das  Gut  in  Norwegen  hätte 
abschätzen  lassen,  wenn  er  dahin  gekommen  wäre  und  nicht  be- 
fürchtet  hätte,  daß  man  es  ihm  dort  abnehmen  würde.*)  Bezüglich 
der  Auslieferung  des  übernommenen  Gutes  aber  galten  folgende 
Regeln:  Kommt  ein  näherer  Verwandter  als  derjenige,  weicherden 
Nachlatj  ubcriiunnncn  hat,  des«5en  Auslieferung  zu  verlaiigen,  so  kann 
der  erste  Übernehmer  diese  nie  hi  verweigern,  wenn  nur  das  An- 
suchen in  Norwegen  oder  (ironland  gestellt  wird,  und  wenn  er  -clt)er 
das  Gut  auf  (irund  seiner  Verwandtschaft  mit  dem  Verstorbinen 
übernommen  hatte;  hat  er  dasselbe  dagegen  als  GeselischaUer  'der 
Ehegatte  des  Verstorbenen  an  sich  genommen,  ?o  trittt  ihn  tiim 
Verpflichtung  nichts  und  ebensowenig  braucht  derjenige,  der  Gut  in 
entfernteren  Ländern  übernommen  hat,  dasselbe  früher  als  in  Nor- 
wessen  herauszugeben.  Kommt  es  zu  einer  derartigen  Abfordening, 
so  behält  natürlich  der  Herausgebende  aUen  Gewinn,  den  ihm 
Gut  bis  zum  Zeitpunkte  der  Abfordening  abgeworfen  hat;  aber  von 


Konungsbuk,  248/196. 
*)  Kontingsbök,  125/239^40;  Arfa  Ji.,  13/210 — lt. 
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einem  Rechte,  an  dem  Kapitale  einen  Abzug  zu  machen»  ist  bei  ihm 
nicht  die  Rede  und  kann  auch  wohl  nicht  die  Rede  sein,  da  ja 
aufierdem  der  wirkliche  Erbe  allzusehr  verkürzt  würde.')  Entspricht 
aber  der  Besitzer  des  Nachlasses  der  an  ihn  gerichteten  AuiToiderung 
nicht,  so  kann  derjenige,  welcher  dessen  Auslieferung  verlangt,  seiner« 
zeit  auf  Island  Ersatz  filr  alles  fordern,  was  ihm  durch  diese  Weige* 
rung  entgang^en  ist,  während  die  wirklichen  Erben  sich  selbstver- 
ständlich mit  ihren  Ansprüchen  nur  an  den  tatsächlichen  Besitzer 
zu  halten  haben. *j  Wer  den  NachlaLi  nach  Island  hinüberbringt,  iiat 
aber  den  Erben  den  Sachverhalt  sofort  bekanntzugeben  und  ihnen 
sodann  den  Nachlaß  aus/uhefern,  naturlich  vorbehaltlich  der  oben 
erwähnten  Abzüge.  D.ibei  gilt  als  Zeitpunkt  der  Ai>liererung  rcgcl- 
mäÖig  der  Donnerstag  nach  Ablauf  der  siebenten  Sommerwoche  im 
nächsten  Frühjahre  nach  der  Heimkunft ;  doch  soll  dem  Besitzer  auch 
gestattet  sein,  wenn  er  etwa  noch  in  demselben  Sommer  nach  Nor- 
w^en  zurückfahren  will,  von  dem  Erben  auch  die  sofortige  Über* 
nähme  des  Nachlasses  zu  fordern  und  im  einen  wie  im  anderen  Falle 
hat  er  diesen  bei  ihm  abzuholen,  und  sind  die  Zahlmittel  genau  an* 
gegeben,  in  welchen  die  Zahlung  zu  erfolgen  hat')  Ganz  ebenso 
hahen  auch  diejenigen  zu  verfahren,  welche  den  Nachlaß  eines  zu 
Schiff  Verstorbenen  zu  übernehmen  hatten,  nur  daß  natürlich  hier 
wohl  weder  von  einer  Haftung  für  das  Gut;  noch  von  einem  An* 
sprach  auf  Früchte  oder  Kapitalabzug  die  Rede  sein  konnte,  da  eine 
Gtttsschätzung  nicht  möglich  gewesen  war;  wenn  aber  dabei  bemerkt 
wird,  daß  der  Besitzer,  wenn  der  Erbe  trotz  gehörig  erfolgter  Auf- 
forderung das  Gut  nicht  abholt,  dieses  vor  seiner  Al>t'ahrt  dem 
nächsten  Grundbesitzer  einhändigen  solle,  so  wird  diese  Vorschrift 
doch  wohl  eventuell  auch  für  den  vorigen  I'all  gegolten  haben, 
Erfüllt  der  Besitzer  des  Nachlasses  die  ihm  bezüglich  seiner  Aun- 
lielerung  obliei;enden  W-rptlichtungen  incht,  *:o  hat  der  Krbe  eine 
Klage  auf  dessen  vollen  Kapitalwert,  sowie  auf  dessen  inzwischen 
eingetretene  Vermehrung,  und  werden  beide  I3eträge  durch  den 
Wahrspruch  von  Geschworenen  festgestellt,  sofernc  nicht  der  Be- 
klagte durch  Zeugen  oder  Geschworene  den  Beweis  seines  recht- 
mäßigen Verfahrens  bei  der  Übernahme  des  Gutes  erbringen  kann.*) 

Fvonnngsh»»k,  125/230^ — 40;  A  r  f a  [»,,  13/210. 

Kunungsbok,  125/241  uiut  12024.;- 43;  Arfa       15.21a — 13  und  215. 
*)  KoQiiQgsbok,  125/241;  Arfa  )).,  15>2I3. 
*)  KonungsbdJc,  126;243;  Arfa  jj.,  15/215— 16. 
*)  Konüngsbök,  125/241—42  und  126/242;  Arf«  ^,  15/213—14. 
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Verheimlicht  der  Besitzer  des  Nachlasses  bei  dessen  Ablieferung  einen 
Teil  desselben,  so  mag  ihn  der  Erbe,  wenn  er  will,  als  Dieb  be* 
bandeln,  und  hilft  jenem  aach  nicht,  wenn  dieser  steh  etwa  vod» 
schon  ausdrücklich  ftir  befriedigt  erldärt  haben  sollte*  Nimmt  der 
Besitzer  den  Nadüafi,  nachdem  er  ihn  nach  Island  hinübergebradit 
hat,  von  dort  wieder  mit  fort;  so  mag  der  Erix  nach  freier  Wahl 
entweder  auf  Kapital  und  Früchte  klagen  wie  oben,  und  den  Betrag 
beider  durch  Geschworene  feststellen  lassen,  oder  das  Kapital  mit 
tjesetzlichen,  d.  h.  zehnprozentigen  Zinsen  einklagen,  oder  aber  wegen 
Untersehl rtj^utiL,'  auf  I .aiulc^verweisuni;  klai^en.  Ebenso  mag  der 
Krbc  auch  u.uin  ,uit  Landes\"Lr\\  eisuiv^  oder  aul  das  Kapitell  •^amt 
legalen  Zinsen  klai^cti.  wenn  der  Ucsit/cr  dc^  .\achla>ses  diesen  nidil 
im  nächsten  Jahre  nach  der  l'bernalinic  hcini^^cbracht  hat.  und  ist 
die  Klage  in  beiden  Fallen  gegen  den  zu  richten,  der  das  inländische 
\  ermögen  des  Beklagten  zu  verwalten  hat.  Doch  kann  dieser,  wenn 
die  Klage  auf  das  nicht  rechtzeitige  t  berführen  des  Nachlasses  be- 
gründet werden  will,  derselben  durch  den  Aachwos  begegnen,  6^ 
seinen  Klienten  dabei  keine  Schuld  traf,  sei  es  nun,  daß  er  au$ 
irgend  welchem  Grunde  nicht  zu  Schitf  kommen  konnte,  oder  daß 
mächtige  Männer  ihn  an  der  Verschiffung  des  Gutes  hinderten,  oder 
endlich,  da6  er  zu  Schiflf  gegangen,  aber  verschlagen  worden  sei*.) 
Handelt  es  sich  aber  um  den  Nachlaß  eines  zur  See  Veistorbencn, 
welcher  von  Unverwandten  zu  besorgen  war,  so  trifift  die  Luidef' 
Verweisung  schlechthin  alle  Schiifsgenossen,  wenn  sie  das  Gut  wissent« 
lieh  wieder  von  Island  aus  mit  fortnehmen;*)  es  erklärt  sich  aber 
diese  ausnahmsweise  Härte  doch  wohl  daraus,  dafi  bei  Unver- 
H*andten  die  Gefahr  am  größten,  und  zugleich  ein  Irrtum  über  das 
Mali  der  eigenen  Berechtigung  kaum  möglich  war.  E<  versteht  sidj 
aber  von  selbst,  dati  in  aiien  diesen  Fallen  der  Nachlat^  in  den 
Händen  seines  l'bernehmers  blieb,  wenn  sich  kein  tri^e  einland,  uro 
ihm  denscü>cn  abzunehmen. 

Zum  Schlüsse  ist  nocli  einige"  c^anz  vereinzelter  Vorkommnisse 
2U  gedenken,  welche  sich  an  das  Erbrecht  des  Freilassers  an- 
reihen. Im  islandischen  Rechte  wird  demjenigen,  der  einen  Hilf- 
losen um  Gotteswitlen  aufgenommen  und  verpflegt  hat;  ohne  dam 
verpflichtet  zu  sein,  mit  Ausschluß  der  geborenen  Erben  ein  Eri)recirt 


*)  K  o  n    n  g  -    >  k  .  1^(1^4  ;— 44;  A  r  t"a  |).,  I  53I6— iS. 
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auf  dessen  Nachlaß  eingeräumt,  \)  eine  Bestimmung,  welche  offenbar 
in  der  Anschauung  wurzelt,  daß  der  Fremde,  welcher  die  von  den 
Verwandten  unerfüllt  gelassenen  verwandtschaftlichen  Pflichten  frei- 
wUfig  erfüllt  hat,  dafür  auch  mit  Ausschluß  dieser  letzteren  der  ver- 
wandtschaftlichen Rechte  geniefien  soll  Das  gemeine  Landrecht 
und  Stadtrecht  Norwegens,  und  ihm  folgend  auch  die  jönsbök,  haben 
dafiir  den  gerade  umgekehrten  Satz,  dafi  zwar  derjenige,  der  kraft  • 
gesetzlicher  Verpflichtung  die  Verpflegung  eines  anderen  übernommen 
bat,  dessen  Erbe  er  doch  nicht  ist,  Ersatz  für  seine  Auslagen  bean- 
spruchen dürfe,  wenn  der  Verpflegte  hinterher  Vermögen  erwirbt, 
oder  bei  seinem  Tode  etwas  hinterläßt,  dad  dagegen  der,  der  einen 
anderen  um  Gotteswillen  verpflegt  hat,  lediglich  Gotteslohn  dafiir 
zu  erwarten,  aber  sonst  nichts  zu  erhalten  habe.'*)  In  Bezug  auf 
Bettler,  die  in  rrenulcm  Hause  starben,  galt  ferner  auf  Island  die 
Regel,  daß  sie  von  dem  Hausherrn  vollständig  beerbt  werden  sollten; 
doch  konnten  die  geborenen  Mrbcn  durch  den  Nachweis,  daß  sie 
dem  X'erstorbencn  für  genügendi-  Pflege  gesorgt  hatten,  und  daü  er 
somit  wider  ihren  Willen  und  ohne  Not  auf  den  liettcl  gegangen 
sei,  sich  ihre  Ansprüche  auf  dessen  XachlaÜ  erhalten,  mit  alieiniger 
Ausnahme  der  Vermögensstücke,  welche  er  zur  Zeit  seines  Todes 
bei  sich  trug.')  Stirbt  femer  ein  Bettler  oder  sonstiger  Armer  auf 
freiem  Felde,  so  soll  der  Eigentümer  des  betreffenden  Grundstückes 
alles  bekommen,  was  er  bei  sich  truc;;,  wogegen  sein  übriger  Nach- 
laß an  den  geborenen  Erben  fällt*)  Für  den  ersten  dieser  beiden 
Fälle  gilt  natürlich  wieder  ganz  die  obige  Erklärung;  für  den  An- 
spruch aber  auf  diejenigen  Vermögensstücke^  welche  der  Verstorbene 
hei  sich  trug,  mag  vielmehr,  wie  eine  der  einschlägigen  Stellen  dies 
andeutet,  die  Rücksicht  auf  die  den  Hausherrn  oder  Grundherrn 
trefliende  Begräbnispflicht  bestimmend  geworden  sein,'^)  indem  man 
demjenigen,  welchen  diese  Last  traf,  eben  auch  behalten  ließ,  was 
bd  dem  Verstorbenen  gefunden  wurde,  soweit  nach  Bestreitung  der 
Leichenkosten  davon  noch  etwas  übrig  blieb,  kindlich  soll  noch 
von  dem  V'ermögen  eines  Priesters,  welchen  der  Besitzer  einer 


'1  Konüngsbuk,  ui/330;  Arfa  18,234;  KrR.  hiun  gamli,  6/31, 
Anm.  h.  h. 

*)  Landsl.,  Erfftat  23;  BjarkR.  21;  Jönsbök,  Framfcerslub.  5. 
Konüngsbök,  a/9 — lo  Und  131/229'— 30:  KrR.  hinit  gamli,  6/30  und 
Arfa  8/191. 

*)  Koniincsbdk,  2/11  und  121/230;  KrR.  7/34  und  Arfa  ]».,  S/191^^ 
*)  v^L  ueh  KonilBgibtfk,  2/7 — 8;  KrR.  4'iS— 20. 
Maurer,  Vwwadwclwft»»  aod  Erbredit  nach  altnordiachem  Rechte.  19 
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Kirche  zum  Dienste  an  dieser  hatte  erziehen  lassen,  ein  Betrag  \'oii 
360  Unzen,  zu  sechs  Ellen  jede,  an  diese  Kirche  und  deren  Henn 
fallen,  während  der  Überrest  seinen  Verwandten  gehört;  *)  der  Eisatz 
der  im  Interesse  der  Kirche  aufgewandten  Unteirichtskosten  an  diese, 
nicht  aber  ein  eigentliches  Erbrecht,  ist  zweifellos  der  hier  roafi- 
gebende  Gesichtspunkt 


§  n.   Die  letztwilligen  Verfügungen. 

Eine  der  schwierigsten,  aber  auch  der  interessantesten  Frairen 
des  altnordischen  Erbrechtes  ist  die,  wie  weit  da,s<(?ll»c  neixn  einer 
geset/lirhen  Krl>i'olgc  auch  noch  eine  solche  auf  Grund  letztuiliiger 
Verfugungen  gekannt  hal>e:  losen  l.ißt  <[ch  dieselbe  nur,  wenn  man 
über  das  Bereich  dc>  Erhreciites  hinausg^reifend,  die  Grenzen  zu  be- 
stimmen sncht,  welche  überhaupt  dem  N  erftisj-ung^srechte  de« 
sitzers  über  sein  \*ermögen  im  Interesse  seiner  gesetzlichen  ErtK-u 
gezogen  sind.  Daliei  wird  aber  wieder  das  isländische  Recht  von 
dem  norwegischen  gescliieden  werden  müssen. 

Das  isländische  Recht  zunächst  betrachtet  den  Aospnidi 
des  gesetzlichen  Erben  als  einen  wohlerworbenen,  durch  keine  eigen- 
mächtige Verfugung  zu  schmälernden,  wenn  es  auch  gewisse  Ein- 
schränkungen dieser  Auflassung  allerdings  zuläfit  Es  bezeichaet 
demgemäfi  als  arfskot,  d.  h.  Erbschaftsentziehunf^  oder  arfsvik, 
d.  h.  Erbschaftsbctnig.  -)  jede  Verfügung,  welche  dalun  abcielt  <lcn 
geborenen  Erben  um  das  ihni  zukommende  Erbe  zu  bringen;  io 
i^leichem  Sinne  wird  aucii  ^er  Ausüruek  ;^el »raucht  r.ii^a  arf 
und. in  juaani,  und  liiidLii  beide  Ausdrucke  niclit  nur  dem  ge- 
borenen Hhitsfreunde.  sondern  auch  dem  geborenen  I  re ilas-ser  gegen- 
über Anwendung,  wenn  dieser  etwa  als  t^esctzliciier  I->i'C  in  Betracht 
kommt.  I>er  pr.isuniptive  Erbe  i-^t  dabei  befui^-t.  jede  Wrfii^ung. 
welclie  eiTU*  \'erkurzung  seiner  Erbansprüche  enthalten  wurde,  an- 
zufechten uiA  ripta.  ad  rjufa);  nur  muß  er,  wenn  er  dies  beab- 
sichtigt, längsten <  am  dritten  .\Ildinge  von  dem  Zeitpunkte  an 
gerechnet,  in  welchem  er  von  der  Verfügung  Kenntnis  erlangt  hat 
seinen  Widerspruch  gegen  dicsell^  öifentiich  bekanntgeben  {seg}^ 


Koaua^&b.ik.  4  iS^io:  KrR.  136a 
*  In  «Ivr  Fyrbygg;«,  351^3     B.  ««chs«la  b  den  Hs.  beide  Audricke. 
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osatt  5?in;i  .1,  segja  ösättir  ä),  und  zwar  scheint  diese  Bekannt- 
cjabe  entweder  unter  Zuziehung  von  Zeugen  an  die  l)cidcn  Kontra- 
henten selbst  gerichtet,  oder  al)er  im  Beisein  des  Gcisctzsprechers 
vom  loc;berqf  aus  erlassen  worden  zu  <;ein.')  Erlaßt  der  prhsumptive 
Hrbc  seinen  Protest  nicht  innerhalb  der  gesetzlichen  Frist,  so  hat  er 
sich  an  seioem  Rechte  verschwi^en  und  kann  somit  das  Geschäft 
nicht  weiter  anfechten;  handelt  es  sich  um  die  Anfechtung  eines 
Alimcntationsvertrages  (arfsal),  so  war  sogar  sofortige  Erhebung  des 
Widerspruches  und  Bekanntgabe  desselben  am  nächsten  Alldinge  er- 
forderlich, um  die  Anfechtbarkeit  desselben  zu  sichern.*)  Auf  Grund 
eines  rechtzeitig  erhobenen  Protestes  hat  der  präsumptive  Erbe  da- 
gegen eine  Klage»  wobei  dann  Geschworene  durch  ihren  Spruch 
festzustellen  haben,  ob  eine  widerrechtliche  Verletzung  seiner  Eib- 
aospriicfae  im  gegebenen  Falle  vorliege  oder  nicht;*)  die  Folgen 
seiner  Verurteilung  scheinen  aber  Air  den  Beklagten  je  nach  den 
Umstanden  sehr  verschiedener  Art  gewesen  zu  sein,  wie  sich  dies 
unten  noch  des  näheren  ergeben  wird  Übrigens  konnte  der  prä- 
sumptive Erbe  selbstverständlich  aut  sein  Einsprachsrecht  ebensogut 
;msdrucklich  als  stillschweigend  verzichten  und  hierauf  gründet  sich 
der  Gebrauch,  in  Fällen,  in  welchen  man  die  Einsprache  eines  solchen 
zu  befürchten  hatte,  sich  im  Voraus  seiner  Zustimmung  zu  ver- 
>ichern.  Oft  genug  heitk  es  demi^emäß  in  den  Quellen,  daß  man 
liies  oder  jenes  nicht  tun  dürfe  „fyrir  ra(^  skaparfa  suis"  '  )  oder  ..ncma 
erfingjar  leyh",  ^)  oder  c^  iß  etwas  nur  geschehen  dürfe  „at  crfingja 
leyfi"  oder  „at  erfingja  satt"**)  oder  „ef  erfingja  segir  satt  sina  ä";') 
ja  es  läßt  sich  sogar  erkennen,  daß  man  die  Willfährigkeit  des  Erben 
unter  Umständen  durch  Gegenleistungen  sich  zu  erkaufen  wußte 
(kaupa  arf  sinn  själfiX")  Indessen  konnte  der  präsumptive  Erbe  eben 


*)KondAgsb6kt  127/249;  Arfa  Ii.,  21/336—37.  l^ing  am  lögbcrg 

gedaiken  Konüngsbök,  135/17  und  Ö  mag  ab.  14/267 — 68,  wogegen  Ömagab. 
13/267  eine  ihr  vorgängige  Irsing  vor  fünf  biiar  gefordert  wird. 

')  Konüngsbök.  127/249  und  135/17;  Arfa  22/227;  Umagab.  14/267 
—68  und  13^267. 

•)  Konüngsbrtk,  127/247  und  248;  Arfa  J).,  11/203  und  i2;205;  ferner 
ömagab.  13/267. 

*)  Kondng»b6k,  118/323  und  334;  137/346  und  347;  Arfa  {>.,  4/177  und 
178;  II/303  und  303—4. 

*)  Koadngtbök,  137/347;  Arfa  J».,  ix/soi — 3,  dann  304. 
^  Arfa  Ji.»  18/233. 

^  KonUngsbök,  137/348;  Arfa  )|.,  I3/205. 
Arfa  t>.,  24/338. 
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doch  nur  sich  selber  verpflichten;  trat  demnach  hinterher  durch 
irgendwelche  Verkettung^  von  Umständen  ein  ciiidcrer  als  pra^urap- 
tivL-r  ICrbe  ein,  der  w  eder  konsenticrt  noch  sich  verschwiegen  hatte, 
so  mochte  dieser  immerhin  das  Geschäft  anfechten,  nur  daß  ihm 
für  die  I">hebung  seines  Protestes  eine  kürzere  Frist  als  die  gewöhn- 
liche gesteckt  war,  soferiK-  er  diesen  entweder  binnen  14  Tagen  vor 
seinen  fünf  hcimilisbüar  oder  aber  am  nacJisten  Alldinge  erklären 
mußte,  beides  von  dem  Zeitpunkte  an  gerechnet,  in  welchem  er  er- 
fahren hat,  daß  er  Erbe  geworden  sei.')  Eine  reine  Abnormität  ist 
es,  wenn  nach  einer  späteren,  erst  in  der  Stadarhölsbök  enthaltenen 
Bestimmung  bei  Verträgen,  welche  mit  einer  Domkirdie  oder  etnem 
Kloster  abgeschlossen  werden,  unter  Umstanden  der  Konsens  des 
jeweiligen  präsumptiven  Erben  für  schlechterdings  genügend  erklärt 
wird,  um  das  Geschäft  absolut  unanfechtbar  xu  machen.  *)  —  Eber 
näheren  Erörterung  bedarf  nun  aber  noch  die  Frage,  unter  welcbcn 
Voraussetzungen  eine  Verfügung  als  arfskot  oder  umgekehrt  als 
rechtlich  erlaubt  gegolten  habe,  und  gerade  in  dieser  Beziehung 
ZLigcii  die  Quellen  sehr  verschiedenartige,  sich  kreuzende  Gesichts* 
punkte  berücksichtiget. 

GeleL,'cntlich  wird  der  Satz  ausgesprüchen,  daß  zwar  jedermann 
die  X'erwaltung  seines  cip^cnen  Vermögens  haben  solle,  solan£^c  er 
u  QÜe  und  zu  deren  Führung  geistig  befähigt  sei,  dali  aber  doch  ein 
Greis  von  mindestens  80  Jahren  zur  Vcräußerimcie  von  Grund- 
besitz oder  Godorden  der  Zustimmung  seines  Erben  bedürfe,  wenn 
nicht  etwa  die  Veräußerung  durch  Schulden  nötig  gemacht  werde, 
und  daß  dasselbe  auch  von  der  Veräufierung  eines  Todkraakefl 
gelte.*)  Man  darf  dabei  auch  an  die  andere  Vorschrift  sich  erioiiera, 
nach  welcher  ein  Sojahriger  Greis,  welcher  ohne  die  Zustiminiuig 
seines  geborenen  Erben  heiratet,  seiner  Braut  nicht  mehr  als  12  aunr 
als  mundr  geben  darf  und  von  etwaigen  Kindern  aus  einer  soldien 
Ehe  nicht  beerbt  werden  soU.^)  Zwischen  entgeltlichen  und  uoeot* 
gcitlichen  Veräußerungen  wird  insoweit,  vrie  man  sieht,  nicht  unter* 
schieden  und  ebensowenig  darauf  Gewicht  gelegt,  ob  der  Veiiiigend^ 
im  einzelnen  Falle  c^eefcn  den  g^eborenen  Erben  dolos  handeln  wolle 
oder  luclit,  allein  maßgebend  ist  vielmeiu"  der  Zustand  des  Ver* 


')  Kommas  buk,  137/249;  Arf«  |».,  3l/aa6. 

•j  Arfa  18223. 

')  K  orni  n  rys  b  k  ,  126,  246;  .Arfa  (>.,  II/201 — a  lind  18/334. 
*)  Konuagäbuk,  118/224;  Arfa  ]>.,  4/178. 
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fügenden  selbst,  welcher  zur  notwendigen  Folge  hat,  daß  seine  Ver- 
tuguug,  wenn  aach  in  die  Form  einer  Verfügung  unter  Lebenden 
gekleidet,  doch  fluateriell  wesenliich  als  eine  Verfügung  auf  den 
Todesfall  erscheint  und  wirkt.    Wir  werden  immerhin  aus  diesen 

Bestimaiungcn  mit  großer  Wahrscheinlichkeit  schließen  (Uirfcn,  dali 
Verfugungen  auf  den  Todesfall  als  solche  {irinzipiell  reprubicrt  w  ai  cn, 
indem  sie  jederzeit  notwendig  eine  Verletzung  der  Ansprüche  des 
geborenen  Erben  in  sich  schlössen.  —  Eine  zweite  Bestimmung  fal.^t 
lediglich  Vergabungen  ins  Auge,  aJso  Veraul,k»runr;cn,  welchen 
keine  vertragsweise  ausbedungene  Gegenleistung  gegenüberstand. 
Schlechthin  verboten  waren  diese  nicht,  vielmehr  galt  die  Regel: 
,Jiann  ä  at  gefa  vingjafir  at  lifanda  ser,  ef  hann  viU";')  aber  der  in 
ihr  gemachte  Beisatz  schließt  doch  wenigstens  Vergril>ungen  auf  den 
Todesfall  bereits  geradezu  aus  und  eine  wettere  Beschränkung  ergab 
sich  aus  der  Auffassung  derartiger  Geschenke,  wie  sie  nun  einmal 
im  Norden  allgemein  üblich  war.  Ein  freigebiger  Austausch  von 
Geschenken  bei  jeder  sich  darbietenden  festlichen  Gelegenheit  wurde 
geradezu  von  der  Sitte  gefordert,  aber  eben  darum  auch  als  etwas 
Selbstverständliches  angesehen  und  nicht  weiter  beachtet;  im  vollsten 
llAafie  galt  vielmehr  auch  für  den  Norden,  was  Tacttus  von  den  Süd- 
gennanen  berichtet:''')  „gaudent  muneribus;  sed  nec  data  imputant, 
nec  acceptis  obligantur".  Aber  in  einem  ganz  anderen  Lichte  er- 
schienen solche  Gaben,  welche  nicht  sofort  in  gleicher  VV'eise  er» 
widert  wurden^  aul  .>ic  muß  es  hc/ogcn  werden,  wenn  der  Spruch 
galt:  ser  til  gildis  gjöf,""')  oder  wenn  mit  juristischem  Witze  ge- 
sagt wird:  ,.|>vj  er  gjof  gjaldi  betri,  at  si'na  ä  hverr  ulaunaöa,"  *) 
d.  h.  man  nalim  geradezu  als  selbstverständlich  an,  d.iÜ  jedes  der- 
artige Geschenk  durch  eine  Gegengabe  von  ungetaiir  gleichem  Werte 
erwidert  werden  müsse,  soferne  es  nicht  etwa  seinerseits  nur  in  Be- 
rücksichtigung einer  bereits  vorher  empfangenen  Gal)(  oder  Dienst- 
leirtung  gegeben  worden  sei.  Von  hier  aus  erklärt  sicli  die  in  den 
Geschichts(]uellen  vielfach  bezeugte  Anschauung,  daß  die  Annahme 
von  Geschenken,  welche  wegen  ihres  höheren  Wertes  oder  auch 
wegen  des  vornehmeren  Standes  des  Gebers  von  dem  Empfänger 
nicht  vergolten  werden  konnten,  diesem  letzteren  eine  Verpflichtung 
gegen  den  ersteren  auferlege,  welche  ihn  in  seiner  vollen  Freiheit 


Konungsb^k,  127/247;  Arta  |).,  ll/aoa. 
*)  Germania,  cap.  21. 

*)  Hdvatnül,  145;  Gisla  s.  Sur&sunar,  S.  2S. 


*)  G^U.  129- 
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des  Handdns  beeinträchtige ; ')  von  hier  aus  ergiebt  sich  aber  auch 
unter  Umständen  die  Möglichkeit  einer  Zurücknahme  des  Gegebeoen, 
wenn  die  erwartete  Gegenleistung  ausbleibt   Schon  am  Schlosse 

des  9.  Jahrhunderts  sehen  wir  die  Steinunnr  gamla,  als  ihr  der  ihr 

verwandte  Ingolfr  Arnarson  den  Bezirk  von  Rosmhvalancs  scheaken 
w<jllte,  dafür  einen  Mantel  entgegengeben,  damit  das  Geschäft  ein 
Kauf  heißen  könne,  denn  „hcniii  jtotti  Jiat  oha-ttara  vi(^  riptinLnim';-) 
um  ein  Jahrhundert  später  legt  der  Gesetzsprcclier  l)Oikcll  mäni 
unter   Bezugnahme  auf  diesen  Fräzedcn/fall   dieselbe  Anschauung 
einem  Spruche  zutTrundc, ''1  und  in  (Icn  Rcchtshuchcrn   (Inden  vnr 
dieselbe  nicht  minder  bestimmt  anerkannt    Einmal  namUch  gilt  die 
Regel,  dafi  derjenige,  welcher  einem  anderen  ein  Geschenk  im  Werte 
von  mindestens  12  aurar  gemacht  hat,  ohne  damit  eine  früher  em- 
pfanf^cnc  Gabe  oder  Hilfe  (lifl)  vergolten  zu  haben,  selbst  berechtigt 
sei,  das  Gegebene  beim  Tode  .des  Beschenkten  zurückzuforderOt 
wenn  dasselbe  von  diesem  nicht  mindestens  seinem  halben  Werte 
nach  vergolten  worden  sei*)   Zweitens  gilt  (lir  den  Fall,  da  der  Be- 
schenkte eine  Vergeltung  fiir  die  Gabe  ausdrücklich  versprochen, 
aber  hinterher  nicht  geleistet  hat,  die  weitere  Regel,  daß  der  Geber 
eine  klagbare  Forderung  auf  ein  Entgelt  habe,  dessen  Wert  durch 
den  Spruch  von  fUnf  Nachbarn  zu  bestimmen  ist ;  '*)  ja  die  5tai5ar- 
hölsb<^  räumt  ihm  dieses  Recht  sogar  (Hr  den  Fall  ein,  da  eine 
Gegenleistung  nicht  ausdrücklich  versprochen,  aber  doch  als  beab* 
sichtij;t  anzunehmen  ist.    In  diesem  zweiten  Falle  handelt  es  sich 
also  nicht  um  die  Rückforderung  des  Gegebenen,  sondern  um  da.- 
Einklagen  der  Gegenleistung;  die  Rla^e  ist  überdies  bereits  bei  Leb- 
zeiten des  Bcsrhcnkten  begründet  und  wird  zudem  für  den  Wert 
des  Geschenkes  keine  Grenze  gezogen.    Für  beiderlei  Fälle  i'-t  hier- 
nach ein  Klagereciit  des  Schenkers  selbst   bezeut^t,   während  im 
übrigen  immerhin  der  Grundsatz  galt,  „engi  maör  a  at  ripta  gjof 
sina"i*)  für  den  präsumptiven  Erben  des  Schenkers  aber  war  ein 
solches  noch  in  viel  weiterem  Umfange  zugelassen.  Glaubt  der  Erbe 
nämlich  annehmen  zu  sollen,  da6  die  Schenkung  gemacht  worden 


*)  Vgl.  die  in  meiner  Schrift  über  die  Entilebung  des  isUmdisebea  Stifttes  wmI 
seiner  Vcrfassuag  S.  73— gesammelten  Belegstellen,  welche  sich  ttbrigens  kiebt 

vennehren  licßrn. 

*)  Land  n  .1  m  :i  ,  V,  14  319.  *j  Grettla,  ia|20. 

*)  Konunt;2.lM(k,  1 27/247;  Arfa  ji.,  11:204. 
^)  Koniingsbok,  127/247-  Ar  tu  [).,  II/203. 
^)  ang.  O. 
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sei,  um  ihn  in  seinem  Erbreciite  zu  verkürzen,  so  ma^  er  nach 
eigener  Wahl  entweder  auf  f.andesverweisunf;  kla^^cii  oder  fordern, 
dai^  dem  Schenker  die  Verwaltung  seines  eigenen  Vermögens  ent- 
zogen werde,  und  wird  im  einen  wie  im  anderen  Falle  durch  den 
Wahrspruch  von  neun  Nachbarn  festL;e<teIlt,  ob  arfskot  vorliege  oder 
nicht;*)  fällt  der  Wahrspruch  bejahend  aus,  so  wird,  wenn  der 
Kläger  den  ersteren  Weg  gewählt  hat;  auf  Reszission  des  Sehen- 
kongsvertrages  und  überdies  auf  Landesverweisung  des  Schenkers 
sowohl  als  des  Beschenkten  erkannt,  wenn  anders  auch  dieser  letztere 
in  bösem  Glauben  gehandelt  hat,  wogegen,  wenn  der  Kläger  den 
zweiten  Weg  eingeschlagen  hat,  das  Urteil  die  ganze  Verwaltung 
seines  Vermögens  dem  Beklagten  abspricht  und  dem  Kläger  zuer« 
kennt,  welcher  natürlich  daftir  auch  alle  auf  diesem  Vermögen 
ruhenden  Lasten  zu  übernehmen  hat,  und  die  Reszission  des  Schen- 
kungsvertrages versteht  sich  doch  wohl  auch  hier  von  selbst.  Han- 
delte es  sich  aber  um  einen  I'reicjelassenen,  welcher  seiuea  rrcilasscr 
um  sein  I^rbrccht  zu  bringen  sucht,  so  ma^  dieser  letztere  oder  sein 
Krbe  überdies  auch  noch  die  Freilassung;  ruckgan.i,M}^^  machen  und 
zugleich  das  ganze  Vermuten  des  Mannes  an  sich  ziehen.-)  Man 
sieht,  das  Recht  ließ  dem  Erben  die  Wahl,  ob  er  annehmen  wollte, 
sein  Erblasser  habe  aus  Dummheit  oder  Bosheit  gehandelt,  und  ob 
er  demgemäß  dessen  Stellung  unter  Kuratel  wegen  erwiesener 
Geistesschwäche,  oder  dessen  Bestrafung  beantragen  wollte;  im 
übrigen  aber  kam  es,  während  entgeltliche  Veräußerungen  unter 
liebenden  schlechthin  statthaft,  letztwillige  Verfügungen  dagegen 
schlechthin  unstatthaft  waren,  bei  Liberalitaten  unter  Lebenden  dar- 
auf an,  ob  sie  je  nach  den  Umständen  des  einzelnen  Falles  als  er- 
laubt  oder  verboten  zu  gelten  hatten.  Im  allgemeinen  war  dabei 
die  Entscheidung  dieser  letzteren  Frage  lediglich  dem  Gewissen  der 
Geschworenen  anheimgegeben,  und  diese  werden  bei  der  Fällung 
ihres  Wahrspruches  zweifellos  nicht  nur  auf  den  Wert  d«  Geschenkes 
im  Vergleiche  mit  den  Vermögensverhältnissen  des  Schenkers  und 
des  Beschenkten,  sondern  auch  auf  die  Beschaffenheit  der  zwischen 
beiden  obwaltenden  Bezieh unt^^en,  sowie  zumal  darauf  Rucksicht  ge- 
nommen haben,  ob  die  Schenkung  einen  remuneralurischen  Cha- 
rakter trug  oder  nicht;  andererseits  hatten  sie  wohl  auch  festzustellen, 
ob  nicht  etwa  im  einzelnen  Falle  die  Form  einer  onerosea  Ver- 


'}  Koniingsbök,  127/247;  Arfa       1 1 '203 — 3, 
Konüngsb6k,  137/347;  Arfa  J».,  11/203. 
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auüerung  nur  gewählt  worden  sei,  um  eine  bcabsichtiLjtc  fkein- 
trächtigunj::^  des  ICrlieii  zu  verschleiern.  Au«?nahmsweise  ist  in(it.--.:i 
dem  freien  Ermessen  der  Geschworenen  durch  das  Gesetz  >cllbt 
eine  Schranke  gezogen,  uad  diese  Ausnahmsfälle  haben  hier  noch 
in  Betracht  zu  kommen. 

Es  gilt  aber  zunächst  die  Vorschrift;  dafi  niemand  ohne  Zu« 
Stimmung  seiner  Erben  seinem  unehelichen  Kinde  mehr  als  den 
Betr^  von  zwölf  aurar  zuwenden  dürfe,  und  selbst  dann  nur  unter 
der  Voraussetzung,  daß  auf  keinen  der  gesetzlichen  Erben  eine  ge- 
ringere Erbportion  falle.')   Damit  ist  einmal  gesagt,  dafi  eine  Ve^ 
gabung,  welche  sich  innerhalb  jener  Grenze  hält,  schlechthin  eriaubt 
ist,  und  somit  keinesfalls  als  arl^ot  behandelt  werden  durfte,  und 
zweitens,  daß  jede  jene  Grenze  überschreitende  Verfügung  schlecht- 
hin iinzul.Lssig  war,  ohne  daB  der  Widerspruch  der  Geschworenen 
hieran  i  twas  andern  konnte.    Der  Betrai^  von  zwölf  Unzen  ist  uns 
schon  nieiirfach  als  Grenze  geringerer  X'ergahuagcn  be^eii^net.  7.  B. 
gelegentlich  des  dem  Schenker  selbst  zustehenden  Ruckforderaiit;?- 
rechtes,  und  wieder  des  v^on  einem  80jährigen  Greise  zu  gebenden 
Mundschatzes;  das  Alter  aber  der  auf  die  unehelichen  Kinder  bezug- 
lichen Bcstimmuntj  ist  aus  einer  schon  früher  angeführten  Erzählung 
einer  Geschichtsquclle  ersichUich,  ^)  sowie  auch  aus  der  Vergleichuog 
der  einschlagigen  Bestimmungen  des  norwegischen  Rechtes.  ^  Bne 
zweite  Ausnahme  bilden  die  Vergabungen  zu  frommen  Zwecken.^) 
Einmal  in  seinem  Leben  darf  man  „til  sälubotar  ser",  d.  h.  um  seines 
Seelenheilcs  willen^  den  grottcn  Zehnt  (hin  mein  tiund)  von  seinem 
Vermögen  geben,  d.  h.  über  den  zehnten  Teil  seines  Kapitalwertes 
zu  frommen  Zwecken  verfugen,  und  nicht  minder  darf  man,  wenn 
hinterher  das  Vermögen  wächst,  nachträglich  noch  über  den  zehnten 
Teil  dieses  Zuwachses  in  gleicher  Weise  disponieren;  üt)er  diesen 
Betrag  hinausgehende  Vergabungen  dagegen,  und  zumal  auch  eine 
nochmalige  Verzchntung,  bedürfen  zu  ihrer  Gültigkeit  der  Zustimmunii 
des  <;el)orenen  Krl>en.    Hat  aluT  jemand  den   «:;roßen  Zehnt  noch 
nicht  gegeben,  >o  mag  er  Seel<;al)cn  (saiugjalirj  bis  zu  eben  dem  Be- 
traj^c  liehen,  ^\  eichen  der  groüc  Zehnt  erreicht  hätte,  und  gelten  Js 
solche  Seclgaben  insbesondere  auch  alle  Zuwendungen  an  die  Armen. 


')  Koniingsbok,  137/247;  Arf«  |>.,  tifio^ — 4  und  204. 
*1  Laxdoela,  a6/ioa— 4. 

*)  Konüngsbok,  127  246— 47;  Arfa  [>.,  11/202;  vgL  meine  AWundiimg- 
Über  den  Haupteehnt  einiger  aordgennaniacher  Rechte,  S.  aat — 2$, 
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Bedenkt  man,  daß  nicht  nur  der  guwölinliche  Ertrasjszehnt  auf  Island 
gemätS  der  Disziplin  der  römischen  Kuclic  in  vier  gleiche  Teile 
zerlegt  wurde,  deren  je  einer  dem  Bischof,  dem  Priester,  der  Kirciic 
und  den  Armen  /ufiel,  sondern  daß  dieselbe  Zerlegung  auch  bei 
(iem  trroßen  Zehnt  üblich  war,  so  weit  er  nicht  als  Seelgabe,  son- 
dern als  Buße  für  die  Heirat  in  rjcwis.sen  relativ  verl^otenen  Ver- 
wandtschaftsgraden vorkam,  'j  so  ist  klar,  daß  die  gleiche  Verteilungs- 
weise auch  bei  dem  als  Oblationszehnt  gegebenen  großen  Zehnt 
stattfand,  und  daß  gerade  in  ihr  das  charakteristische  Merkmal  liegt, 
durch  welches  dieser  sich  von  anderen  Seelgaben  unterscheidet;  be* 
züglicfa  deren  dem  Vergabenden  ein  freieres  Verfiigungsrecht  ge- 
wahrt blieb.  Bezüglich  dieser  freier  gestalteten  Seelgaben  ist  feiner 
zu  bemerken,  daß  die  bereits  erwähnte  Bestimmung  über  die  Zw 
Wendungen  an  Arme  selbstverständlich  nicht  dahin  2u  verstehen  ist» 
als  ob  durch  sie  der  mögliche  Inhalt  von  solchen  Vergabungen  er> 
schöpfend  aufgezählt  werden  wollte.  Gelegentlich  der  Besprechung 
der  Güter,  welche  nicht  verzehntet  werden  sollen»  weil  sie  „til  guds 
liakka"  gegeben  sind,  wird  Hegende  und  fahrende  Habe  erwähnt, 
welche  „er  til  kirkna  lagit,  cc^a  til  brüa,  eöa  til  saeluskipa",  -)  und 
man  ersieht  hieraus,  daß  nicht  nur  auch  zugunsten  von  Kirchen 
trommc  Stiftungen  gemacht  zu  werden  pflegten,  wie  dies  ja  aller- 
warts  vorkam  und  auch  durch  zahlreiche  islandische  Urkunden  !>e- 
statigt  wird,  sondern  auch  zugunsten  von  Brücken  und  I'ahrcn, 
welche  da<  Reisen  in  dem  unwegsamen  Lande  bc(iucmer  und  minder 
gefährlich  zu  machen  bezweckten.  Noch  eine  weitere  Stelle  unserer 
Rechtsbiicher  bestätigt  die  Existenz  solcher  gestifteter  Brücken  und 
Fähren,  indem  sie  zugleich  erkennen  läßt,  daß  dabei  unentgeltliche 
Bedienung  der  Reisenden  vorgesehen  zu  sein  pflegte,  und  ein  paar 
üricunden  wissen  von  einer  Brücke  über  die  Hitara  und  Gijötä, 
dann  über  die  Blikdalsa,  die  stiibungsgemäß  zu  unterhalten  waren 
aus  anderen  Urkunden  ersehen  wir  ferner,  daß  hin  und  wieder  auch 
wohl  ein  saelubü  gestiftet  wurde,  d.  h.  ein  Haus,  in  welchem  alle  ehr- 

M  Siebe  zumal  i  esla  Ji.,  55/379 — und  vgL  dazu  meine  angcRlhrlc  Ab- 
handlung, S.  219—21. 

*)  KoniSngsbök,  255/205;  KrR.  36^142.  Vgl.  Rotenberf,  Nordboemes 
AaiuUiT,!,  lay-'^S  {1878);  Staftarbölcbök,  36/46:  saloscipa;  SkAlbolttböfc, 
aS/44:  «äluskip»;  Belgadalsbäk,  94/134'.  mluskipa;  Arnarbielisbdk.  17/183: 

Landabri{;nisb.  16/267-  68;  in  der  Koniingsbok  fehlt  die  Stell«,  wo- 
«e  ia  den  ältesten  Fragmcntrn,  I,  S.  222  -23  sich  tiodet. 
Diplom.  Island.  I,  67/279  und  102/402. 


Digrtized  by  Google 


298 


Teil  11.    Das  Krbrcchl. 


lieben  Reisenden  beherbergt  werden  sollten,  welche  des  Weges  zogen.' i 
Andererseits  ist  aber  allerdings  auch  von  hilfsbedürftigen  Menschen, 

welche  „tyrir  guös  sakir"  verpfleg  werden,  in  den  Rechtsquellen  gc 
legentlich  die  Rede,')  und  die  Uilvundcn  wissen  m;Lsscnhaft  \m 
Stiftungen  zu  berichten,  verniof^e  deren  auf  bestimmten  nuleii  ein  vdtr 
mehrere  ,,(jmagar"  zu  unterhalten  waren,  wobei  sie  zugleich  anzu- 
geben ptlegen,  ob  solciie  „karlgildir"  oder  ,,kvenngildir"  s«.in  «o"ter.. 
Da  nun  für  derartige  Stiftungen  viellach  die  Bezeichnung  ixristbu 
oder  Kristte  vorkommt,  '')  und  für  SÄluskip,  sa;lubu,  s.eluhus  mehr- 
fach die  Variante  säluskip,  säluhüs,  sälustofa  sich  gebraucht  findet, 
auch  der  grofie  Zehnt  ganz  unverkennbar  auf  kirchlichen  Einfluß 
zurückweist,  so  Uefi  sich  allenfalls  die  Vermutung  wagen,  dafi  die 
Sitte,  fromme  Stiftungen  zu  machen,  lediglich  christlichen  Ursprunges 
sei;  indessen  wäre  ein  solcher  Schluß  doch  wohl  vorzeitig.  Wir 
wissen,  daO  auch  schon  in  der  heidnischen  Zeit  Land  zu  den  Tempeln 
gestiftet^)  und  mancherlei  Gut  zu  denselben  gegeben  wurde,  ans 
dessen  Ertrag  unter  anderen  die  Kosten  der  Opferfeste  bestritteo 
wurden,*)  während  auch  sonst  noch  mancherlei  besondere  Weih- 
geschenke den  Göttern  dargebracht  zu  weiden  pticgtea.  'v  Nicht 
minder  ist  aber  auch  bekannt;  dafi  schon  im  Heidentume  die  Farsür<;c 
für  Reisende  so  weit  ging,  daß  angoehene  Leute  eigene  Gebäude 
aufführen  ließen,  um  wegfahrenden  Leuten  betjueme  Verpflegung, 
und  zum.i!  an  stets  bereit  stehenden  Tischen  Speise  bieten  zu  können,') 
und  daü  schun  im  HL-identume  die  Verpflegung  hilfsbedürftiger  Leute 
als  eine  edle,  den  (lortern  w^thlgefallige  Tat  galt,**)  wahrend  sich  da^ 
Hestehcn  einer  geordneten  Armenpflege  für  die  vorchristliche  Zeit 
ebenfalls  wenigstens  dringend  wahrscheinlich  machen  läßt^j  So 


*)  Diplom.  itlAnd.  I,  34/169:  36/174  32/201 ;  vgl.  auch  iief»üv  3i0jfl99i 
31/199»  33/*03«  *)  Koniingsb6k,  121/230;  Arfa  |».,  18/224. 

^)  Diplom,  isla  nd.  !,  '^oiqS-OQ;  31/199—200;  32/aoi ;  33/203;  34;  204: 
Laurentius  bps.  s.,  2/790;  eiae  Urkunde  voa  1320  {})  bei  Fianr  JönssoOi  U 
S.  430. 

*)  vgL  z.  B.  Landnäma,  IV,  2^241;  V,  2,200  und  3.'284. 
*)  Kjftlaesinga  s.,  2/403;  Melabök,  &  334. 

*)  vgl.  meine  Schrift  Aber:  Die  Bekehruig  des  norwegisebea  Stammes  swd 
Chrislentume,  II,  S.  202 — ^3. 

')  yg\.  ebenda,  S.  184— 85,  Anm.  139. 

*)  vj;l.  Vigaskiitu  s.  7  248;  j fingere  Ölaf»  ».  Tryggvn«on«r,  sa<g/22j 

— a8;  Valnsdu  la,  37/59  —  60. 

')  vgl.  meine  Schrift:  Island  von  seiner  ersten  Entdeckung  bü  zum  Uaterganfc 
dci>  l'reislauts,  i>.  316—22. 
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nii  chte  elenn  immcrliin  als  feststehend  betrachtet  werden  dürfen,  daÜ 
Stiftungen  zu  wohltätigen  sowohl  als  zu  speziell  religiösen  Zwecken 
schon  dem  Heidentume  c^eläufig  waren,  und  die  I'ornien  sa;luskip, 
i»a^]uhüs  u.  dgl.  möchten  als  die  älteren,  schon  in  der  vorchristlichen 
Zeit  üblichen  zu  t^eltcii  haben:  wieweit  freilich  für  derartige  Stiftungen 
auch  schon  im  Heidentume  eine  privilegierte  Stelluntr  ges:ienuber 
den  Rechten  der  gesetzlichen  Erben  gegolten  habe,  und  in  welchem 
Umfange,  dürfte  sich  kaum  bestimmen  lassen.  In  der  Zeit  unserer 
Rechtsbücher  durfte  man  aber  über  die  oben  bezeichnete  Wertgrenze 
selbst  zugunsten  der  Kirche  nur  dann  hinausgehen,  wenn  die  sämt- 
lichen Erbsinteressenten  zustimmen,  und  der  Bischof  bei  dem  Ge- 
schäfte mitgewirkt  hat,  oder  aber,  wenn  die  gesetzgebende  Versamm- 
lung dasselbe  bestätigt;^)  hatte  man  jedoch  dem  Erben  eine  Gegen- 
leistung fiir  seine  Konsenserteilung  versprochen,  und  diese  nicht 
erliUlt,  ehe  die  Verfügung  zu  frommen  Zwecken  getroffen  oder  der 
Tod  des  Erblassers  eingetreten  war,  so  galt  die  Verfügung  als  nichtig, 
und  ebenso  in  dem  anderen  Falle,  da  etwa  hinterher  eine  andere 
Person  als  Präsumptiverbe  an  die  Stelle  des  Konsentierenden  ge- 
treten war.  -)  Diese  letztere  Bestimmung  scheint  übrigens  darauf 
iiin/udeutcn,  daü  m.m  bereits  zur  Zeit  des  Freistaates  ganz,  ebenso 
wie  spater  auf  Isl.md  in  der  Form  von  Seelgaben  ctiali  vvohl  letzt- 
willige Verfugungen  zu  trelVeu  pflegte,  und  in  der  Tat  mui-ite  ja  das 
allgemeine  Recht  der  Kirche  fn^t  mit  Notwendigkeit  hierzu  führen. 
—  Abgesehen  von  den  Vergabungen  werden  aber  auch  noch  einige 
besonders  geartete  Fälle  von  onerosen  Veräußerungen  ins  Auge  ge- 
fatit.  Dahin  gehört  vor  allem  das  Geschäft,  welches  als  Verkauf  der 
eigenen  Erbschaftshofifnung  (at  selja  arfvän  sina)  bezeichnet  wird, 
und  welches  mit  unserem  pactum  de  hereditate  tertü  zusammenfällt. 
Das  Geschäft  galt  schlechthin  als  verboten,  wenn  es  im  Auslande 
über  eine  Erbschaft  abgeschlossen  wurde,  die  man  auf  Island  zu  er- 
warten hatte,  oder  welche  zwar  daselbst  bereits  angefallen,  aber  vom 
Erben  noch  nicht  in  eigener  Person  in  Besitz  genommen  war.')  Die 

')  Arfa  |).,  18/323  uoU  24;a38— 39. 

*)  Die  von-^6rftr  Sveiubjörnscon  und  Baldvin  Etaarsson  8.321  der 
letneren  Stelle  gegel}CBe  Deatung,  nach  welcher  die  Verfügung  ungültig  sein  sollte, 
Vena  sie  nkht  wenigstens  teilweise  sngunsten  der  Kirche  laute,  ist  von  Vilhjilmr 
Finsen,  S.301— 4  genügend  widerlegt  worden;  des  letzteren  eigene  Annahme,  nach 
welcher  gerade  für  Vergabungen  an  die  Kirche  strengere  Voraussetsungen  als  die  ge- 
wöhnlichen gelten  sollten,  ist  aber  um  nichts  haltbarer. 

^)  Roniingsbuk,  125/240  und  249/198;  Arfa  )>.,  14/211  md  6/189. 
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Bestimmung  bildet  eine  Ausnahme  von  der  Regel,  daß  der  im  Aus- 
lände über  Sachen,  die  auf  bland  lagen  oder  später  dahin  gelangten, 
abgeschlossene  Vertrag  ebenso  rechtsverbindlich  sei  wie  der  im  In- 

lande  abgeschlossene,  und  sie  wird  überdies  in  der  Staöarhölsbok 
ausdrücklich  als  eine  Novelle  bezeichnet;  besondere  \'orkunimni>se 
mochten  gezeigt  haben,  wie  leicht  vonibcrgehende  Geldnot,  oder 
auch  eine  Tauschung  über  den  Wert  einer  in  der  Heimat  zu  er- 
wartenden oder  anf^etallencn  Erbschaft  den  Präsumptiverben  zu  einer 
ihm  selbst  nachteiiif^en   Veräußerung  bestimmen,   und   wie  leicht 
vollends,  wenn  dieser  sich  etwa  zu  bleibendem  Aufenthalte  im  Aus- 
lande entschloti,  das  von  ihm  eingegangene  Veräußerungsgcschaft 
die  Interessen  seiner  isländischen  Verwandten  ernsthaft  (gefährden 
konnte.   Im  Inlande  ehrlich  und  ohne  Betrug  abgeschlossen,  ist  da- 
gegen das  Geschäft  an  und  für  sich  sowohl  für  die  Kontrahenten 
selbst  als  für  deren  beiderseitige  Erben  vollkommen  verbindlich,') 
und  kann  zwar  der  Präsumptiverbe  des  ECrbschaftsverkäufers  dasselbe 
anfechten,  jedoch  nur  unter  der  Voraussetzung,  daö  dieser  letztere 
nicht  darzutun  vermag,  daß  dasselbe  Mjafnmxli",  d.  h.  unter  billigen 
Bedingungen  eingegangen  sei;  ^  aber  freilich  ist  dessen  beiderseitige 
Erfüllung  nur  unter  der  Voraussetzung  möglich,  dafi  der  Erbscfaafts* 
Verkäufer  den  Tod  des  Erblassers  als  dessen  Präsumptiverbe  erlebt, 
oder  daß  doch  bei  diesem  Tode  seine  eii^encn  Erben,  oder  aber  sein 
Mitküntr.ihent  oder  dessen  Erben  aU  nachstberufeiic  Erben  /u  be- 
trachten sind.    Ist  dies  nicht  der  ball,  und  erscheinen  somit  beim 
l-jiitritte  des  Erblalles  Personen  zur  Erbschaft  licrufen.  die  weder 
selbst  noch  durch  ihre  eit^enen   f*>bla<?«;er  heim  Vertragsab>chk!:--L 
beteiligt  i^ewesen  waren,  so  äußert  naturlich  das  unter  i^anz  anderen 
Voraussetzungen  abgeschlossene  Geschalt  in  Bezug  auf  die  Beerbuag 
des  dritten  Erblassers  keinerlei  Wirkung,  da  ja  der  nunmehr  zur  Krb- 
folge  Berufene  in  keiner  Weise  an  dasselbe  gebunden  ist;  aber  dafür 
m^  auch  der  ICrbschaftskäufer  oder  dessen  Erbe  den  für  die  Erb- 
schaft gezahlten  Preis  samt  legalen  Zinsen  vom  Zeitpunkte  der  Zah* 
lungen  zurückfordern.   Die  Rückforderung  ist  noch  in  demselben 
Jahre  geltend  zu  machen,  in  welchem  sich  die  Unmöglichkeit  der 
Vertragserfüllung  herausgestellt  hat;  hat  aber  freilich  der  Erbschafts- 
Verkäufer  oder  dessen  Erbe  kein  Vermögen,  so  kommt  der  andere 

•)  K  o  n  II  n     b  (ik  ,  1 23/230  ;  A  i  f  .i  {)..  10  200. 

^)  Koiiuugsbok,  122/236;  Ana       10/200  und  24^229. 
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Kontrahent»  der  sich  mit  fliiii  eingelassen  bat,  einfach  um  das  Seinige.*) 
Es  liegt  dem  Geschäfte  somit  eine  emptio  rei  speratae  zugrunde, 

nicht  eine  emptio  spei.  —  Weiterhin  kommt  noch  der  Vertrag  in 
Betracht,  welcher  als  ai  l.^al,  cl.  h.  Krbschaltsubergabc,  bezeichnet 
wird,  und  welcher  sich  als  ein  Verpfanduni^^svcrtras;  auffassen  läßt, 
sofcnic  kraft  desselben  der  eine  Teil  sich  vcrplliclitctc,  den  anderen 
auf  1  .eben ^iZeit  zu  verpflegen,  wogegen  iliin  dieser  srin  <:f"<amtes  dcr- 
iciti|ie>  X'ermögen,  oder  doch  einen  bestimnUen  1  eil  desselben  über- 
lief', l'  ur  den  Abschluß  des  Vertrages  braucht  man  auf  Seiten  des 
angehenden  Pfründners  den  Ausdruck  „at  selja.st  arfsal i",  sich 
durch  eine  Erbschaftsiibergabe  verkaufen,  auf  .selten  des  Übernehmers 
dagegen  den  Ausdruck  „at  taka  mann  arftaki";  der  Pfründner 
aber  «rird  in  unseren  Rechtsbücheni  stets  mit  dem  viel  weiter  reichen^ 
den  Ausdrucke  „ömagi"  bezeichnet,  während  in  den  Geschichts* 
quellen  Air  ihn  mehrmals  die  Beaeichnung  „a  r  f  s  a  1  s  m  a  ö  r",  *]  für 
den  Pfründgeber  aber  einmal  die  Bezeichnung  „varnaöarmadr'^ 
d  h.  Schutzherr,  *)  vorkommt  Durch  den  Vertrag  übernimmt  aber, 
wie  bereits  bemerkt,  der  eine  Kontrahent  die  lebenslängliche  Ver- 
pflegung  des  anderen,  und  zwar  ist  die  von  ihm  diesem  gegenüber 
übernommene  Alimentationspflicht  eine  ebenso  strenge  wie  die  dem 
Präsumptiverben  als  solchem  obliegende  Alimentationspflicht; *)  sub- 
sidiär wird  überdies  der  Kegel  nach  die  Alunentationspflicht  dem 
Ptrundner  gegenül)er  auch  für  die  gesamte  Verwandtschaft  des  l'ber- 
nchmer«  begründet.  Aller  Wahrscheinlichkeit  nach  galt  von  jeher 
ab  eine  selbstverständliche  Folge  des  Vertragsabschlusses,  daü  der 
.ni^alsma(^^  seine  eit^ene  Wirtschaft  aufgal),  und  in  das  Haus  senies 
Ubernehmers  hinüberzog,  *)  und  daß  er  somit  ein  flatföring  oder  ga;f- 
t>riell  im  Sinne  des  dänischen  und  schwedischen,  ein  Austrägler  im 
Sinne  unseres  deutschen  Rechtes  wurde;  aber  gesetzlich  voi^eschrieben 
scheint  diese  Folge  des  Geschäftes  ursprünglich  nicht  gewesen  zu 
sein,  und  die  Geschichtsquellen  zeigen  in  der  Tat  einzelne  Fälle,  in 
welchen  arisalsmenn  nach  abgeschlossenem  Vertrage  dennoch  ihr 
eigenes  Hauswesen  fortfiihrten.  *)   Derartige  Vorkommnisse  mußten 


')  Koniiagsbök,  123/336;  Arfa  io/300—aoi. 

')  |»ördftr  I.  hrcA«,  S.  50— 51;  GuSmundar  bps.  i.»  97/550;  Sturliing*. 

V,  8/119. 

')  Eyrbyggja,  31/54. 

*)  Kon«np«?b6k,  128/3:  Ömapah.  1  .:3a. 

So  nach  der  V  ä  p  n  I  i  rö  1  n    .1       S.  13. 
•)  Eyrbyggja  uad  [)6rÖar  s.  hret>u,  aog.  O. 
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aber  emen  den  gesetzlichen  Erben  sehr  gefahrlichen  Mtfibrauch  des 
Geschäftes  nahe  legen,  indem  der  Charakter  eines  Verpfändungs^ 
Vertrages  bei  demselben  dem  eines  Erbvertrages  Ratz  machen  konnte^ 
und  es  mag  sein,  da6  um  derartiger  Erfahrungen  willen  hinterher  die 
gesetzliche  Bestimmung  eingeführt  wurde,  welche  nur  in  der  Stadar- 
hölsbök  sich  findet,  und  hier  ausdrücWich  als  eine  Novelle  bez«chnet 
wird,  dal-j  der  l'IVuiidncr  sofort  nach  Eingehung  des  Vertratje^  seine 
eigene  W  irtschaft  aufgeben  und  zum  Pfrundgeber  zieiien  müsfe. 
widrigenfalls  tlas  (leschäft  nicht  als  arfsal  gelten  solle.  Anderen- 
teils hat  der  angehende  Pfründner  dem  Pfründgeber  das  Vermögen 
auszuantworten,  auf  w'clches  der  Vertrag  lautet.  In  der  Regel  scheint 
dies  sein  ganzem  derzeitiges  Vermögen  gewesen  zu  sein,  so  daß  der 
Vertrag  den  Pfrundner  völlig  besitzlos  machte;  doch  konnte  ihm  auch 
ein  Teil  seines  Vermögens  bleiben,  und  jedenfalls  konnte  er  nach 
abgeschlossenem  Vertrage  noch  solches  erben,  -)  im  einen  wie  im 
anderen  Falle  aber  blieb  solches  Vermögen  durch  den  Vertrag  unbe- 
rührt, so  daß  von  ihm  der  Pfriindncr  die  ihn  persönlich  treffenden  Lei* 
stungen  noch  selbst  zu  tragen  hatte,  nach  seinem  Tode  dessen  geborene 
Erben  in  dasselbe  sukzedierten»  während  der  Anteil  des  Pfründgebers 
dadurch  weder  vergrößert  noch  verkleinert  wurde.  *)  Es  ist  klar,  daft 
das  Geschäft  für  die  Verwandten  der  Kontrahenten  mehrfach  bedenk- 
liche Wirkungen  äußern  konnte,  teils  insofeme,  als  bei  allzu  geriager 
Leistung  des  einen  oder  anderen  TeOes  die  Erben  des  anderen  in 
.der  Gegenleistung  kein  genügendes  Entgeld  empfingen,  teils  aber 
insoferne  als  die  von  dem  Pfründner  bisher  verpflegten  Hflfsbedürf* 
tilgen  durch  den  W-rtrai;  zumeist  ihren  Verpflei^er  verlureti.  Nach 
beiden  Seiten  hin  .suchte  die  Gesetzgebung  allen  l)eteiligten  Interessen 
gerecht  zu  werden.  l'Linnial  nämlich  war  bei  Strafe  der  l^ndesver- 
weisun<4  \erl)ntrn.  einen  Verpfrinuinn-^svertrag  abzuschließen,  ohne 
daß  dabei  für  die  Unterkunft  der  nachstl)erechtigten  ömagar  Fürsort^c 
getroileti  wurde.*)  Als  nach'^tl)ercclitigte  galten  dabei  alle  die,  wel^^he 
dem  Pfründner  bereits  vor  dem  Vertragsabschlüsse  zur  Verptlegun? 
zugewiesen  worden  waren,  sowie  alle  die,  für  die  er  nötigenfalls  in 
Schuldknechtschaft  zu  gehen  hätte,  cL  h.  seine  Eltern  und  Kinder, 
oder  deren  Präsumptivcrbe  er  ist;  eine  andere  Stelle  rechnet  auch 


')  Arfa  J).,  12  206;  <')magab.  !  } 

'^j  Koniinßsb<>k,  127/248 — 49;  Arla  i2,20t. 

*)  Arf«  i).,  ang.  O. 

^)  Konangsbök,  137/248;  Arfa  J».,  12/205—6. 
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die  Geschwister,  den  Freigelassenen  und  die  arfsalsmenn  zu  ihnen«*) 
Die  Art,  wie  lUr  diese  Personen  Fürsorge  zu  trefien  ist,  wird  nicht 
bestimmt;  da  wir  aber  erfahren,  dafl  der  Pfrflndner  einen  Teil  seines 
Vermögens  zu  eigener  Verfiigung  vorbehalten  konnte,  und  da6  er 
von  diesem  vorbehaltenen  sowohl  als  von  neu  ererbtem  Gute  ihm 
anfallende  ömagar  zu  verpflegen  hatte,  ^)  so  ist  damit  einer  der  sich 
darNetenden  Auswege  bezeichne^  während  eine  zweite  in  der  Über- 
nahme der  ömagar  des  Pfründners  durch  den  Pfründgeber  zu  suchen 
sein  dürfte,  auf  welche  eine  unten  noch  zu  besprechende  Stelle  hin- 
deutet. 1*  ür  die  beiderseitigen  Erben  des  Kontrahenten  aber  war 
durch  die  andere  Vorschrift  gesorgt,  daß  das  Geschäft  ihren  Rechten 
nur  unter  der  Voraussetzung  prajudizieren  solle,  daß  entweder  sie 
ihre  Zustimmung  zu  demselben  j^ei^eben  hätten,  oder  nachgewiesen 
werden  konnte,  daß  dasselbe  ..jafnnia  li",  d.  h.  unter  beiderseits  gleich- 
maßig biUigen  Bedingungen  abgeschlossen  sei;  die  letztere  Frage 
wurde  vorkommendenfalls  durch  den  VVahrspruch  von  fünf  Nach- 
barn entschieden,  und  galt  dabei  bereits  eine  Wertsdifferenz  von  fünf 
Unzen  zwischen  den  lieiderseitigen  Leistungen  als  genügend,  um  das 
Geschäft  als  für  die  Erben  beschwerend  erscheinen  zu  lassen/)  Er- 
schien  der  Vertrag  den  Erben  des  Ffründners  beschwerend,  und  er- 
langen sie  einen  ihren  Ansprüdien  günstigen  Wahrspruch,  so  wird 
der  Vertrag  kassiert,  und  derjenige,  welcher  nun  die  Verpflegung 
des  Pfründners  zu  übernehmen  hat,  hat  sofort  ein  Rückforderungs- 
recht auf  alles  das  Gut,  welches  dieser  auf  Grund  des  Vertrages  dem 
PfrUndgeber  überantwortet  hatte,  soweit  solches  durch  die  ihm  ge- 
wahrte Verpflegung  noch  nicht  aufgezehrt  war,  worüber  wiederum 
der  Spruch  von  fünf  Nachbarn  zu  entscheiden  hatte;*)  doch  verjährt 
die  Klage  mit  dem  nächsten  AHdinge. ")  h'uhlen  sich  dagegen  die 
Erben  des  Pfründegebers  beschwert,  und  erlangen  sie  einen  ihnen 
günstigen  VVahrspruch,  so  bleibt  zwar  der  \''ertrng  für  die  Kontra^ 
henten  selbst  in  Kraft,  aber  die  Alimentationsptlicht  betriH^t  eben 


*)  Koodoeibök,  iaS/3;  Örnft^ab.  i/a3ft. 

*)  Konungsliök,  127/248—49;  Arfft  |»^  13/206. 

'}  Arfa  J).,  18/323. 

•)  Koniingsbök,  127/248;  Arfa  \}.,   12/204  —  5.    Bei  ihrem  Spruch"»  hattfni 
die  Geschworenen  natürlich  die  ZuMändi-  zur  Zeit  des  Vcrtragsabsf lilusscs  zupnind' 
w  legeo  und   dereu  spätere  Veränderungen  unberücksichtigt  zu  la:»scn,   Arla  Ji.. 
22/227. 

*)  Konüttfibök,  »7/248;  Arfa  12/205. 
*j  KoiiiiB{sb6k»  127/249;  Arfa  22/237. 
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nur  den  Pfründegeber  selbst,  nicht  auch  seine  Erben; überdies  haben 
diese  Erben  auch  das  Recht,  dk  Aufhebung  des  Vertrages  zu  ver- 
langen, wenn  sie  beweisen  können,  daß  dessen  Bedingungen  oobiDig 
sind,  nur  daß  sie  sofort  nach  erlangter  Kenntnis  von  dessen  Em- 
gefaung  Protest  einlegen,  und  diesen  am  lögberg  bekannt  g^n 
müssen.  *)  Wird  der  Ffründgeber  durch  den  Vertrag  selber  der  Ver« 
armung  ausgesetzt  (ef  ömagi  er  seldr  tU  lirots),  so  gilt  nidit  nur 
selbstverständlich  der  Vertrag  Air  die  Eiben  nicht  als  verbindlich,'; 
sondern  es  kann  auch  derjenige,  welchem  die  Alimentation  des 
Pfründegebers  selbst  und  seiner  dmagar  subsidiär  obliegt;  den  Ver- 
trag selbst  anfechten.  *)  Man  wird  kaum  zwischen  dieser  und  der 
vorigen  Bestimniung  einen  Widerspruch  annehmen,  und  in  der  letz« 
tcren  neueres  Recht  erkennen  dürfen,  wie  \'ilh.  Husen  dies  tut;*) 
vielmehr  durften  sich  beide  dahin  vereinigen  lassen,  dtiLi  iici  dem 
<eija  til  |»rots  die  Kinsprache  des  Erben  an  keinen  Termin  gebunden 
war  und  überdies  nicht  bloü  dem  Erben  eine  Einsprache  zustand. 
Aus  einer  Reihe  verschiedener  Steilen  laßt  sich  aber  ersehen,  daß 
durch  eine  spätere  Novelle  die  Voraussetzungen  eines  gültigen  Ver- 
tragsabschlusses betrachtlich  verschärft  werden.  •)  Fortan  sollten  fünf 
Nachbarin  hei  diesem  zugezogen,  und  ihnen  eine  Mitwirkung  bei  der 
Feststellung  der  Vertragsbedingungen  eingeräumt  werden.  Einer  der 
beiden  Kontrahenten,  gleichviel  welcher,  hatte  vor  diesen  zu  be- 
schwören, dafi  die  wirldichen  Vertragsbedingungen  ihnen  ehiüch  und 
vollständig  mi^eteilt  worden  seien,  ohne  alle  Retizenz  oder  Simulatioa 
und  dafi  zumal  genau  angegeben  worden  sei,  wieviel  und  welches 
Vermögen  der  Pfründner  dem  Pfrttndgeber  auszuliefern  habe.  Darauf- 
hin sollen  dann  jene  Nachbarn  den  Vertrag  mit  feststellen  (gera  mal- 
daga  med  ))eim),  und  darauf  sehen,  daß  dessen  Inhalt  ein  billiger 
sei  (gcra  jafnmaeli  med  l)cim;;  dieselben  haben  dann  ihrerseits  zu 
beschwören,  dafi  die  Vertragsbestimmungen,  so  wie  sie  festgestelll 
seien,  ihnen  billig  scheinen.    Sind  diese  Formen  nicht  pünktlich  ein- 

')  Koniingsbök,  127/248;  Arfa  f).,  1 2/205. 

*)  Konüngsb6k,  135/17;  6raap.1l..  14/267 — 68. 

')  Konüngsb6k,  »35/18;  Omagab.  14/268. 

*)  Arla  [).,  12/204;  22  227. 

*}  Anaaler,  1849,  S.  307,  Anm.  3. 

*)  Kontingtbök,  137/247^48,  mit  aiudrtkklicher  BeKfchaunf  sb  a^— <' 
und  Arfa      19/225.   Ferner  Arfa  I».,  is/206»  wo  „nü"  ebenfiült  die  Neacmf 
deutet  und  Ömagab.  14/268.  SSntUche  Sielten  geben  iwar  ▼on  deniMlbca  GfM^ 
gedanken  au,  ergäiuett  sich  aber;  keine  bringt  also  die  Novelle  wortgetreu. 
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gehalten  worden,  so  ^ilt  der  Vertrag  als  nichtig;  aber  auch  bei  voll- 
ständiger Erfüllung  derselben  ist  er  dennoch  uiiL;uliig,  wenn  der 
Pfründner  nicht  sofort  seinen  eigenen  Haushalt  aufgegeben,  und  sich 
in  das  Ilaus  des  Pfrundegebers  begeben  hat,  und  wenn  dieser  letztere, 
was  nur  die  Kehrseite  desselben  Gedankens  ist,  nicht  binnen  der 
nächsten  zwölf  Monate  vom  Vertragsabschlüsse  an  gerechnet  eigene 
Mühewaltung  und  Kosten  auf  dessen  Verpflegung  verwendet  hat. 
Mag  seiiir  daß  auf  dieselbe  Novelle  auch  noch  einige  besondere,  für 
einen  Ausnahmsfall  bestimmte  Vorschriften  zuriickzufuiiren  sind.  ^) 
Will  jemand  sich  zu  einer  Domkirche  oder  zu  einem  Kloster  im  In- 
lande  begeben,  so  soll  er  mit  Zustimmung  seiner  Erben  soviel  Ver- 
mögen  mit  sich  dahin  geben  als  er  will»  vorausgesetzt  nur,  da6  er 
genügend  für  die  Versorgung  seiner  ömagar  gesorgt  hat;  der  von 
ihm  mit  der  Domkirche  oder  dem  Kloster  geschlossene  Vertrag  kann 
solchenfalls  nicht  angefochten  werden,  wenn  auch  keine  Nachbarn 
beigezogen  wurden,  um  ihn  eidlich  zu  bestätigen,  und  wenn  auch 
hinterher  andere  Personen  zur  Erbschaft  des  Verfügenden  berufen 
seb  sollten,  als  welche  zu  dessen  Verfügung  zugestimmt  haben. 
Unter  den  „menn  er  til  biskupsstöla  eör  til  münkUfa  vilja  räöaz  ä 
landi  voro,  eöa  hafa  räöiz",  wird  man 'nicht  etwa  bloß  an  Personen 
zu  denken  haben,  die  als  Bischöfe  gewählt  oder  als  Konventualen 
aufgenommen  wurden,  wie  denn  zumal  auf  gewählte  Bischöfe  die 
Stelle  kaum  jemals  auch  nur  Anwendung  finden  konnU,  sondern 
auch  an  Personen,  welche  einen  Verpfründungs vertrag  mit  einer  Dom- 
kirche oder  emeni  Kloster  abschlössen,  wie  dies  in  späterer  Zeit  sehr 
hautig  vorkam;  in  Norwegen  wenigstens  bezeichnet  der  Ausdruck 
provenda  nicht  nur  die  Präbende  eines  Mönches,  ^)  sondern  auch  die 
Pfründe  desjenigen,  der  als  pröventumaör  durch  ein  pröventubr^f 
in  ein  Domkapitel  sich  eingekauft  hatte,  ^)  und  welcher  somit  ganz 
in  der  Lage  eines  isländischen  arliudsmadr  ist  Im  übrigen  regu' 
liert  die  Bestimmung  nur  eine  Ausnahme  von  den  Vorschriften  der 
soeben  besprochenen  Novelle,  und  kann  somit  gar  nicht  viel  älter 
sein  als  diese,  aber  recht  wohl  gleicfaalterig  mit  ihr,  sofeme  man  sich 
ja  recht  woU  gleich  bei  Einführung  der  Novelle  veranlaßt  sehen 
mochte,  einen  derartigen  Vorbehalt  zugunsten  kirchlicher  Institute  zu 
machen.   Übrigens  konnte  man  nicht  nur  iür  sidi  selbst  einen  Ver- 

»)  Arfa  Ii.,  18/223. 

»)  Hei  ms  kr.  Haralds  5.  gilla,  12/717;  KMS.  VII,  15  196. 
»)  Diplom,  norvcg.  VI,  159/179 — 80(13401;  v^l.  Lange,  Ott «doke  KJosires 
Hülori«  i  Middclalderen  (ed.  2^,  S.  103 — 4,  123 — 4  und  i»fler. 
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pfründungsvertrag  abschlkfieo»  sondern  auch  für  seine  Kinder;*)  aber 
auch  andere  ömagar,  deren  Verpflegung  man  zu  übernehmen  hatte, 
konnten  zum  Abschlüsse  ähnlicher  Vertrage  Veranlassung  geben,  in- 
dem man  deren  Versoigung  gegen  Entgeld  anderen  übertrug.  Auch 
in  derartigen  Fällen  konnten  die  beiderseitigen  Erben  den  Vertrag 
anfechten,  wenn  entweder  den  Erben  des  Obergebers  zu  viel,  oder 
denen  des  Übernehmers  zu  wenig  Gut  für  die  Verpfleg^ung  des  ömagi 
fje^cben  zu  sein  schien,  nur  mußte  der  unzufriedene  Teil  sofort  vor 
fünf  Nachbarn  Protest  erheben,  und  am  nächsten  Alldinge  hiervon 
Anzeige  machen,  wcrauf  dann  Geschworene  festzustellen  hatten,  ob 
in  dem  Vertra^^e  ein  „an>kuL"  enthalten  sei,  und  pjalt  ülxrdio  der 
Vertrac,  wie  es  scheint,  seilest  ohne  Einspräche  der  l'Lrben  dann  als 
für  diese  unverländlicii,  wenn  der  Ubernehmer  des  umagi  erweb- 
lichcrmaßen  infolge  desselben  verarmen  mußte.  - 1  Aber  freilich  wurde 
auch  durch  einen  solchen  Vertrag  der  Übergeber  des  ömagi  selbst 
von  seiner  Verpflichtung  gegen  diesen  nicht  ohne  weiteres  frei ;  viel- 
mehr mußte  derselbe,  wenn  der  Übernehmer  oder  dessen  Erbe  deo 
ömagi  nicht  gehörig  verpflegte,  auf  Anfordern  wieder  selber  dessen 
Verpflegung  übernehmen,  wogegen  ihm  freilich  die  KlagesteUitog 
gegen  seinen  Mitkontrahenten  oder  dessen  Erben  unbenommen  bBeh') 
Verboten  war  die  Obergabe  von  ömagar  an  im  Auslande  w<^lufte 
Leute,  oder  vielmehr  nur  ausnahmsweise  erlaubt^  wenn  der  omagi 
entweder  volljährig  und  mit  schweren  Fehlem  behaftet,  oder  aber 
mit  dem  Alimentationspflichtigen  nur  entfernt  verwandt  war:') 
eigentümlich  gestaltete  sich  aber  der  Vertrs^,  wenn  es  sich  um  die 
Pflej^e  und  Krzichung  eines  Kindes  (föstr)  handelte,  sofern  solchen- 
falls nicht  nur  das  l(\  Lebensjahr  ein  für  allemal  als  Grenze  für  die 
Dauer  der  zu  leistenden  W'arturif^  galt,  sondern  auch  das  <^an7c-  Ver- 
hältnis der  Ht-tciliL,ftrn  zueinander  wcnii'er  au>schließlicii  verni' »t^enji- 
rechtlich  i^cstaltct  war,  wie  dcnij  z.  Ii.  der  Rücktritt  vom  \'ertragc 
unter  gewissen  i^eschränkungen  erlaubt,  und  dessen  Übergang  aut 
die  Erben  nicht  schlechthin  geboten  war.  *)  Offenbar  war  diese  freiere 
Gestaltung  des  Geschäfbs  eine  Folge  der  richtigen  Erkenntnis,  «faß 
die  Klndererziehung  noch  ungleich  weniger  als  eine  fungible  Leistaog 
gelten  könne  als  die  Verpflegung  eines  anderen  ömagi,  um  so 

')  Arfa  |)..  22;22-. 

')  Omaßab.  13J(>'>^t«7:  v-1.  K  o  n  ü  n  psb k  ,  135/18. 
')  Konungsbok,  135  17  — lü;  t^magab.  14^268. 
*)  Konvilf tbök,  l4o;2I— 22;  Ömagab.  21/275—76. 
Konüngsbök,  141/M;  Ömagab.  31/376—77. 
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schwerer  ist  aber  festzustellen,  wie  sich  das  blotk  „sclja  ömaga  til 
framfüerzlu  '  von  dem  eigentlichen  „arfsal"  unterschieden  habe.  Ich 
möchte  das  unterscheidende  Merkmal  beider  Vertrage  nicht  mit  Vilh. 
Finscn  '  \  darin  sehen,  daß  das  arfsal  auf  Lebenszeit,  jener  andere 
Vertrag  aber  nur  auf  bestimmte  Frist  eingegangen  worden  sei,  so- 
feme  hierfür  die  Quellen  keinerlei  Anhaltspunkt  bieten,  sondern  eher 
daiiiif  daß  beim  arfsal,  worauf  dessen  ^«ame  hinweist,  prinzipiell  die 
Hingabe  des  ganzen  Vermögens  im  Spiele  war,  wenn  auch  ein  Vor- 
behalt einzelner  Stücke  als  zulassig  galt,  und  daß  somit  dieser  Ver- 
tag wesentlich  unserem  Austragivertrage  entsprach.  —  Endlich  ist 
noch  zu  erwähnen,  da6  auch  die  Vertrags  weise  Eingeliung  der  ehe- 
lichen Gütergemeinschaft  gewissen  Einsprachsrechten  der  ge» 
bofenen  Erben  beider  Ehegatten  unterlegen  zu  haben  scheint  Wenn 
nämlich  gesagt  wird,  die  Eingehung  der  GUtergemeinscliaft  sei  den 
Eheleuten  mit  rechtlicher  Wtfksamkeit  ftlr  sich  und  ihre  Erben  ge- 
stattet, „ef  med  }ieim  er  jafnmsli",  d.  h.  wenn  ihre  Vermögensver- 
liäHnisse  sich  gegenseitig  entsprechen,  ^)  so  ist  damit  doch  wohl  still> 
schweigend  gesagt,  daß  sowohl  die  Eheleute  selbst  als  deren  Erben 
den  Vertrag  anzufechten  berechtigt  seien,  wenn  es  an  jener  Voraus- 
setzung seiner  Gültigkeit  fehle,  und  in  der  Tat  ist  dies  nur  eine 
weitere  Konsequenz  der  Grundsatze,  welche  in  Bezug  aul  das  ariskot 
überhaupt  gelten. 

Man  sieht,  alles  in  allem  genommen  duldet  das  isländische  Recht 
letztvvillige  Verfugungen  überhaupt  nicht,  und  auch  gegenüber  \  er- 
fügungen  unter  Lebenden  wahrt  es  die  Interessen  der  geborenen 
Elben  mit  großer  Umsicht  ^  jede  einigermaßen  erhebhche  Veräuße- 
rung, welche  das  Vermögen  schmälert,  ohne  daß  eine  entsprechende 
G^enleistung  den  £n^;ang  decken  würde,  begründet  sofort  das 
Recht  des  Erben,  sie  anzufechten.  Aber  nicht  nur  das  Recht  der 
gesamten  Verwandtschaft,  den  Gesamtbesitz  des  Hauses  nicht  ver- 
ringert zu  sehen,  wollte  in  dieser  Weise  geschützt  werden,  sondern 
auch  das  Recht  jedes  einzelnen  Gliedes  derselben  als 
solchen.  Nirgends  wird  demgemäß  unterschieden  zwischen  Veräuße* 
rungen,  welche  an  Fremde,  und  solchen,  welche  an  entferntere  Ver- 
wandte erfolgten,  vielmehr  erscheinen  diese  ganz  ebenso  anfechtbar 
wie  jene,  wenn  durch  sie  die  Ansprüche  der  zunächst  berufenen 
gesetzlichen  Erben  gefährdet  werden  ^  und  es  fehlt  sogar  nicht  an 


')  Annalcr,  1849,  S.  308,  Ann.  4. 
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eioer  Reihe  von  Bestimmungen,  welche  sich  ledig^ch  auf  den  Schub 
der  geborenen  Erben  gegen  Zuwendungen  an  entferntere  oder  anch 
gleichstehende  Verwandte  beziehen.  So  sollen  Eltern,  wenn  ecbt 

geborene  Sohne  vorhanden  sind,  ihrer  Tochter  nicht  ohne  deren  Zu* 
Stimmung  einen  größeren  Bctras^^  als  Ausstattung  oder  sonst  zu- 
wenden, als  welcher  noch  für  jeden  der  Sohne  im  Vermögen  zurück- 
bleibt. Die  ausdrucklich  als  Novelle  be/xichnete  Satzung  gestattet 
also  zwar  Zuwendun<;en  an  entferntere  X'erwandte  auf  Kosten  der 
näheren,  also  nur  innerhalb  gewisser  gesetzlicher  Grenzen,  wie  dies 
etwa  bei  den  Zuwendungen  zugunsten  unechter  Kinder  der  Fall  war, 
mit  welchen  sie  denn  auch  die  Stadarhölsbök  mit  gesundem  Texte 
zusammenstellt i  die  Notwendigkeit  einer  Novelle  aber,  um  sie  zu- 
lässig zu  machen,  zeigt,  daß  sie  nach  älterem  Rechte  unzulässig  ge- 
wesen waren.  Zweitens  findet  sich  die  weitere  Vorschiift,  daß  die 
Brüder  eines  Sohnes,  welchem  der  Vater  zur  Bestreitung  von  Retse* 
kosten,  oder  zur  Entrichtung  des  kvänarmundr  Geld  gegeben,  oder 
seine  Schulden  bezahlt,  oder  während  seiner  Mindeijährigkeit  <fie 
Zinsen  von  seinem  eigenen  Vermögen  zum  Kapital  geschlagen  hakfl 
bei  der  Erbteilung  ebensoviel  von  dem  Erbe  vorabnehmen  sollen. 
Zinsen  sollen  für  die  zu  konferierenden  Beträge  nicht  berechnet 
werden,  und  soweit  diese  auf  den  Nichtbezug  von  Zinsen  durch  den 
Vater  während  der  Minderjährigkeit  des  Sohnes  zurückzufuhren  sind, 
soll  die  Höhe  des  zu  konferierenden  Betrages  sich  nach  der  Zififer 
berechnen,  welche  derselbe  zu  der  Zeit  erreichte,  da  dieser  Sohn 
l6  Jahre  alt  wurde;  wurden  aber  derartige  Auslagen  auf  mehrere 
Söhne  in  verschiedenem  Umfan^re  e^emacht,  oder  wurden  ciiestn 
Zinsen  in  verschi(tdenem  Betrage  nachgelassen,  so  werden  diese  Be- 
träge zur  Abrechnung  zu  bringen  sein,  und  wenn  die  von  verschie- 
denen Söhnen  zu  konferierenden  Beträge  allzu  ungleich  sind,  als  daß 
ihre  Differenz  bei  der  Erbteilung  ausgeglichen  werden  könnte,  so 
mögen  die  Verkürzten  von  den  übermäßig  Bedachten  soviel  heraus* 

Ana.  Ii.,  2/172  und   II/204;  die  erslere  älelie  hat  die  konungsb6kt 
1  iS/aao  nur  alt  Refereas  «nd  als  opueii  besdchaet,  die  letztere  mber  gar  aiekt 
*)  Koniingsbök,  llS/aai;  Arfa  2/173—74. 

*)  „ef  bann  hefir  öxt  binom  fe  fftr  ean  bann  VKri  16  vetra  gamalJ "  0** 
Zeitwort  cBxla  («xla)  oder  oeia  (nxa)  beieichttet  dai  Wachten  des  Vermögens  durcb 
Zinsen  und  Früchte,  wie  es  bei  ^Uter  Wirtschaft  dch  ergibt,  und  wird  demnach  kirr 
dor  Vi  r/icht  auf  den  KruchtgenuS  pemrint  sein,  der  dem  Vater  als  Vormund  <ä« 
Sohnes  während  dessen  Minderjährigkeit  gebühren  würde;  Vilh.  Finscn,  anj:.  t^- 
S.  313 — 14,  bfzicht  dagegen  die  Worte  auf  die  Ausanlwortung  von  Gut  an  denSob». 
was  die  Sieüc  utii  jeden  vernUafügcn  Sinn  bringt. 
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fordern,  als  zur  völligen  Gleichstellung  aller  nuti^  erscheint  Ganz 
ebenso  soll  es  auch  unter  Ttjchtern  gehalten  werden,  welche  ihre 
Kitern  beerben,  wenn  etwa  die  eine  von  ihnen  bereit«?  zuvor  eine 
Mitgift  oder  sonst  eine  Zuwendung  erhalten  haben  sollte,  die  andere 
aber  nicht  Mao  sieht,  es  handelt  sich  hier  um  eine  Kollationspflicht, 
welche  wesentlich  anders  geartet  ist  als  die  des  römischen  Rechtes. 
Einerseits  war  sie  nämlich  schlechthin  unabhängig  gestellt  von  dem 
Willen  des  begünstigten  Kindes,  und  das  Empfangene  mofite  somit 
auf  Anfordern  der  übrigen  Geschwister  auch  dann  konferiert  werden, 
wenn  es  nichts  zu  erben  gab,  oder  der  Kollationspflichtige  bereit  war, 
auf  sein  Erbrecht  zu  verzichten.  Andererseits  war  aber  die  KoUa- 
tionspflicfat  auch  dem  Einflüsse  des  Erblassers  völlig  entrückt,  indem 
dessen  übrigen  Kindern  das  Recht,  die  Beseitigung  jeder  Ungleich- 
heit zu  fordern,  ohne  alle  Einschränkung  zugestanden  war.  Nach 
beiden  Richtungen  hin  sollten  eben  die  gesetzlich  begründeten  Erb- 
rechte der  geborenen  Erben  selbst  zugunsten  ihrer  geborenen  Mit- 
erben üufcii  keine  einseitige  Vertilgung  geschmälert  werden  dürfen, 
und  wenn  zwar  dieser  Satz  nur  zugunsten  der  Deszendenten  aus- 
drücklich ausgesprochen  wird,  so  muß  er  doch  den  entfernteren  Ver- 
wandten gegenüber  ganz  gleichniaßig  gegolten  haben. 

In  den  Grundzügen  ähnlich,  aber  doch  im  einzelnen  sehr  ab- 
weichend zeigen  sich  die  einschlägigen  Fragen  nach  norwegischem 
Rechte  geordnet  Zunächst  sind  auch  nach  norwegischem  Rechte 
die  Vergabungen  beschränkt  Wie  auf  Island  galt  auch  in  Nor- 
wegen die  Vergabung  nicht  als  völlig  rechtsbeständig,  welche  nicht 
durch  eine  Gegengabe  vergolten  war,  und  zwar  galt  als  unvergolten 
jedes  Geschenk,  dem  nicht  eine  Gabe  gleichen  Wertes  gegenüber- 
stand;^) des  bei  dieser  Gelegenheit  erwähnten  Sprichwortes  i,|>vi  er 
gjöf  gjaldi  betri,  at  sfna  ä  hverr  ulauna5a",  ist  oben  *)■  schon  gedacht 
worden.  Nur  ausnahmsweise  waren  demgegenüber  einzelne  Arten 
von  Vergabungen  dahin  privilegiert,  daß  sie  ohne  Kucksicht  auf  eine 
Gegengabe  aufrecht  gelialtcn  werden  mußten,  und  zwar  werden  als 
solche  genannt;  die  mannfrclsi.  d.  h.  die  Freilassung  eines  Sklaven 
lind  die  „leysingsaurar"  mit  sechs  Unzen,  jedoch  die  erstcre  mit  der 
Einschränkung,  daß  der  Freilasser  im  äußersten  Notfalle  I  m  rechtigt 
sein  sollte,  von  einem  Freigelassenen,  der  sich  nicht  selbst  i'reige- 
kauft  hatte,  einen  Ersatz  für  den  ihm  gewährten  Unterhalt  (föstrlaun) 
zu  fordern;  femer  bamföstrslaun,  d.  h.  was  gegeben  wurde,  um  die 

')  Gj»L.  199.       «)  s.  »93. 
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dem  Geber  selbst  oder  einem  Kinde  desselben  zuteil  j^ewordenc 
Pflege  zu  ersetzen;  alle  Gaben,  welche  man  dem  Könii^^e  t^ec^eben 
oder  von  ihm  empfanj^cn  hat;  der  Zehnt,  worunter  der  nachher 
noch  des  näheren  zu  besprechende  Hauptzehnt  zu  verstehen  ist; 
endlich  die  Vergabungen  an  uneheliche  Kinder,  falls  dieselben  ein 
gewisses,  je  nach  dem  Stande  des  Vaters  abgestuftes  Maß  nidat 
tiberstiegen,  und  überdies  keiner  der  echt  geborenen  Söhne  auf  ein 
geringeres  Erbteil  sich  beschränkt  sah ;  für  den  gewöhnlichen  Bauern 
belief  sich  die  ort  grenze  auf  zwölf  aurar,  ganz  wie  nach  islandi» 
schein  Rechte.  Die  FrI)L.  dagegen  besprechen  neben  dem  Haupt 
zehnte,  der  auch  ihnen  bekannt  ist,  zunächst  ebenfalls  die  Vetgabung 
an  den  |>3^borinn  sonr  als  erlaubt,  welcher  sie  überdies  auch  nodi 
die  Vergabung  an  den  Pflegesohn  gleichstellen,  wobei  sie  die  Grenze 
des  Erlaubten  fiir  den  höldr  auf  zwölf  aurar,  fiir  den  arborinn  maAr 
aber  nur  auf  eine  Mark  setzen,  so  da6  hier  der  erstere  mit  dem  is> 
ländischen  Bauern  gleichgehalten  ist  ^)  Als  erlaubt  besprechen  sie 
femer  noch  die  Bestellung  einer  Mitgift,  wenn  sich  der  Geschlecfats- 
vormund  dabei  an  die  gesetzlichen  Grenzen  gehalten  hat,*)  weldie 
letzteren  zu  erörtern  sich  später  noch  Gelegenheit  finden  wird.  Man 
hat  neuerdings  die  Ansicht  ausgesprochen,  ^)  daü  alle  diese  Bcstini 
mungen  sich  lediglich  auf  let/.tu  iiiige  Verfugungen  bezögen,  wahrend 
alle  Vergabungen  unter  Lebenden  unanfechtbar  gewesen  seien;  in- 
dessen scheint  dieselbe  niclit  stichhaltig.  Die  Berufung  auf  die  Ge- 
schichtsqucllen  beweist  nichts,  da  aus  der  Tatsache,  daß  vielfach 
Geschenke  gegeben  und  genommen  wurden,  doch  nicht  auf  die  le- 
gale Unanfechtbarkeit  aller  Vergabungen  unter  Lebenden  geschlossen 
werden  kann,  und  aus  den  Worten  des  mehrangeführten  Spridi- 
wortes  „sina  a  hverr  ülaunaöa"  darf  man  nicht  folgern,  daß  dasseltx* 
von  Vergabungen  unter  Lebenden  handle  als  von  solchen,  die  der 
Geber  einstweilen  noch  in  seinem  Besitze  behalte;  es  ist  oämficb 
rein  willkürlich,  das  „a"  mit  „kan  beholde"  zu  übersetzen  und  den 
Satz  auf  das  Behalten  des  Besitzes  des  Objektes  der  Verfügung  zu  be- 
ziehen, während  man  ebensogut  die  Worte  „a  ülauoaöa"  veibisden 
und  ül>ersetzen  kann  „unvergolten  haben".')  Umgekehrt  sind  von  den 

>}  Frt»L.  IX,  17.        *)  ebenda,  XI,  3;  Jims.,  Kveniiag.  i. 
*)  Fr.  Brandt,  Forelaesoineer,  S.  33—34. 

*)  Eine  Hs.,  welche  zo  den  Landsl.,  ErfOat.  31  die  Stelle  der  G^l-  12^ 
am  Rande  notiert,  gibt  ihr  dann  auch  folgende  Fassung:  „j>vi  er  gjöf  gjalc^i  ^^^^ 
at  '^'na  ä  hvar  aptar  at  taka,  ef  ekki  er  mote  gefit",  Norges  gamle  Love,  U, 
90,  Aom.  32. 
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vorbehaltenen  Vergabungen  mehrere  der  Art,  daß  sie  kaum  oder 
gar  nicht  als  leUtuiUigc  gedacht  werden  können;  wie  sollten  z.  B. 
die  leysingsaurar  von  Todes  wegen  nachgelassen,  oder  wie  bei  einer 
lur  den  Todesfall  verfü{j^ten  Freilassung  eine  Leistung  für  den  Fall 
der  Verarmung  des  Freilassers  vorbehalten  werden  können?  Autier- 
dem  spricht  auch  die  Analogie  des  isländischen  Rechts  dafür,  daß 
zunächst  an  Vergabungen  unter  Lebenden  zu  denken  sei;  hier  wie 
dort  muß  wohl  ganz  gleichmäßig  die  Kegel  geölten  haben,  daß 
prinzipiell  alle  Liberalitäten  anfechtbar  waren,  für  welche  der  Geber 
keine  entsprechende  Gegengabe  erhalten  hatte,  währeiul  freilich  für 
eine  Reihe  von  Ausnahmefällen  ein  anderes  galt  Teils  ein  remune- 
ratorischer Charakter  der  Schenkung,  wie  bei  der  Freilassung  oder 
dem  Kinderpflegelohne,  teils  die  Rücksicht  auf  eine  zwischen  dem 
Scfaenker  und  dem  Beschenkten  bestehende  familienähnüche  Ver- 
tundung,  wie  bei  den  Gaben  an  uneheliche  Kinder  und  Pfleglinge, 
dann  bei  der  Mitgift,  teils  Standesrüdcsichten,  wie  bei  den  Gaben 
des  Königs  oder  an  den  König,  teib  endlich  kirchliche  Gesichts- 
punkte, wie  beim  Hauptzehnt,  sind  dabei  für  die  AusnafaraeßUle  be- 
stimmend geworden.  Genauerer  Betrachtung  bedarf  aber  unter  allen 
die>eii  privilegierten  Gaben  nur  iiocli  der  I  laupt/ehnt.')  Wir  linden 
aber  in  Norwegen  schon  in  dem  ältesten  unserer  Rechtsbucher  eine 
höfuAtiund  von  einer  avaxtartiund  unterschieden,  ^)  und  ist  dabei 
unter  dem  Ilaupt/ehnt  dassell)e  zu  verstehen,  was  unter  der  islan- 
dischen tiund  hin  ineiri,  unter  dem  F>tragszehnt  dagegen  dasselbe, 
was  auf  Island  lögtiund  heißt,  d.  h,  der  erstere  wird  vom  Kapitale 
gegeben,  der  letztere  dagegen  vom  Ertrage,  möge  es  sich  nun  dabei 
um  eine  akrtiund  oder  komtiund,  viöreldistiund,  hskiti'und  oder 
kaupeyristiund  handeln.  In  den  Gi)L.  und  Frl)!«  wird  dabei  der 
Hauptzehnt  lediglich  als  Oblationszehnt  erwähnt,')  während  wir  zu- 
gleich aus  den  letzteren  erfahren,  dafi  der  spätere  Papst  Hadrian  IV., 
da  er  als  Kardinal  Nikolaus  von  St  Albano  in  Norwegen  war  (1152), 
das  bezüglich  seiner  geltende  Recht  dahin  erweitert  habe,  dafi  man 
fortan  von  wohlgewonnenem  Gute  ein  volles  Viertel  ohne  Zustim- 
mung der  Erben  vergeben  durfte,  und  nur  beim  ererbten  Gute  wie 
l>isher  auf  ein  Zehntel  beschränkt  blieb.*)  Wir  erfahren  auch,  dafi 
<ücse  Neuerung  auf  einer  Reichsversainmlung  beschlossen  und  somit 

')  Tgl.  meine  Abhudlimg:  „Ober  den  Havptiehnt  einiger  ttord|;ennanischer 

Rechte",  S.  226—61;  [ebenfalls  diese  Aoigabc  II,  S.  378— S2,  287—93]. 
•)  B[>r,.  I,  Ii;  II,  22;  III.  17.         •}  G^L.  129;  Fr^L.  11,  17. 
*>  Frl>L,  III,  17;  vgl,  IX,  4  und  iS. 
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für  das  ganze  Reich  bestiinint^  aber  doch  nur  in  die  Fr]>I«  eiog^stdlt 
worden  war,  und  darum  im  Jahre  1224  fUr  Vfidn  noch  durch  ei& 
eigenes  Gesetz  eingeführt  wurde;')  dafi  femer,  während  der  Haupt- 
zehnt ursprünglich  der  gewöhnlichen  Vierteiiung  unterlegen  hatte, 
und  darum  bei  demselben  von  einem  prestshlutr  gesprochen  werden 
konnte,  durch  eben  jenes  Gesetz  diese  Vierteiiung  aui^^egeben  und 
in  das  freie  Ermessen  des  Verfügenden  Efestellt  wurde,  ob  er  ge- 
weihte Orte,  Verwandte  oder  unverwandte  Leute  bedenken  wollte 
so  daß  also  der  Charakter  eine^  Zehnts  sowohl  als  einer  Sedgabe 
fortan  aufi^^egebcn  war.  In  Vi'kin  und  in  den  Hochlanden  war  der 
Hauptzehnt  dagegen  als  eine  lej^ale  Last  behandelt  worden,  -  *  und 
zwar  neben  dem  Ertragszehnte,  und  der  gleichen  \'ierteilung  unter- 
liegend wie  dieser;  bei  welcher  Gelegenheit  der  erstere  dabei  cnt 
richtet  werden  sollte,  wird  uns  freilich  nicht  gesagt  und  die  bereits 
erwähnte  Verordnung  von  1224  läßt  darauf  schließen,  daß  man  da- 
mals bereits  staatlicherseits  bemüht  war,  den  Hauptzehnt  auch  in 
der  östlichen  Reichsbälfte  auf  die  Bedeutung  eines  Oblatioiiszehntes 
zurückzudrängen.  So  knüpft  denn  auch  die  Gesetzgebung  des  K. 
Magnus  lagabstir  durchaus  an  die  Gestaltung  an,  welche  der  Haupt- 
zehnt  im  Jahre  1152  erhalten  hatte.  Schon  das  sogenannte  Christen- 
recht  des  K.  Sverrir  und  die  JamsiÖa  haben  ein  paar  einschlägige 
Bestimmungen  der  FrI>L.  aufgenommen,*)  und  entschiedener  aodi 
sprechen  sich  in  gleicher  Richtung  die  späteren  Gesetzbücher  aus; 
indessen  mu0,  ehe  auf  sie  eingegangen  werden  kann,  erst  oodi 
einiger  weiterer  Bestimmungen  der  älteren  Rechtsquellen  gedadit 
werden.  Neben  den  auf  die  Vergabungen  bezüglichen  Vor-^chriftcn, 
bei  welchen  es  sich,  soviel  sich  erkennen  laßt,  um  die  Anfechtbar 
keit  oder  Unanfechtbarkeit  der  Gabe  durch  den  Geber  selbst  eben- 
sowohl als  durch  dessen  Erben  handelt,  kommen  nämlich  noch  an- 
dere Bestimmungen  vor,  welche  sich  speziell  aut  e  rt  ügu  n[!en 
auf  den  Todesfall  beziehen.  Allerdings  sprechen  die  G1>1-.  gi^ 
legentlich  ihrer  Bestimmungen  über  die  aettleiding  und  die  für  die 
selbe  nötige  Mitwirkung  der  geborenen  Erben  die  Regel  aus:  „engt 
mä  gefa  arf  undan  öörum;  velakaup  skal  at  vettugi  hafa;  engl  skal 
öÖrum  arfsvik  veita";^)  allerdings  sprechen  femer  die  Fri)L.  ge* 

')  Norgcs  gamlc  Lovc,  I,  S.  447. 

*)  BJ>L.  I,   Ii;   II,  32;   III,   17;   ebenso  auch   noch  neuerer  (ipKtK.  i, 
ferner  KjiL.  1,  48;  II,  37,  sowie  .Norgcs  ganalc  Lovc,  I,  S.  402  1.1263 
II.  S.  336. 

*)  Sverris  KrR.  34  und  71;  Jdrnx.,  ErfSat  17.         *)  Gt>U  5S. 
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legentlich  den  Sat/  aus,  daß  man  nur  auf  Gruntl  ehelicher  Geburt 
oü< T  rechtsgültiger  .Tttleiöi'ng  zur  Erbfolge  licrufcn  werden  könne.') 
.Aber  al)sohite  Gültigkeit  ist  beiden  Aussprüchen  elien  doch  nicht 
beizulegen,  wie  dies  bezüglich  des  letzteren  bereits  das  dem  unlcgi- 
timierten  unehelichen  Sohne  eventuell  beigelegte  gesetzliche  Erbrecht 
zeigt,  und  in  der  Tat  läöt  sich  nachweisen,  daß  das  norwegische 
Recht  ganz  unabhängig  von  kirchhchen  Einflüssen,  wie  sie  beim 
Ikuptzehnte  vorliegen,  in  gewissem  Umfange  zu  letztwilligen  Zu- 
weodungen  gelangt  ist,  und  zwar  auf  zweifachem  Wege.  Einmal 
nämlich  kommt  die  gjaferfö,  d.  h.  gabeweise  Erbschaft  in  Be- 
tracht, deren  die  G{)L,  erwähnen.*)  Dieselben  gestatten  dem  Manne 
einmal,  dem  Weibe  aber  zweimal  die  getroffene  Verfugung  einseitig 
wieder  umzustoden,  so  dafi  dort  erst  die  zweite,  hier  erst  die  dritte 
Vergabung  unwiderruflich  ist;  sie  fordern  femer,  daß  wenigstens  die 
endgültige  Vergabung  am  Dinge  erfolge,  sprechen  sich  dagegen  im 
übrigen  über  die  Voraussetzungen  ihrer  Zulässigkeit  nicht  aus.  Die 
Frl)L.  dagegen  gestalten  nicht  nur  gleichfalls  dem  Manne  einmal, 
dem  Weibe  aber  zweimal  den  Widerruf  seiner  Gabe  und  sprechen 
dabei  zugleich  aus,  dati  Wrgabung  und  Widerruf  nur  an  drei  Orten 
rechtsi^ültig  erfolgen  könne,  nämlich  am  Ding,  in  der  Kirciic,  oder 
in  einer  Gildenversammlung, ')  sondern  sie  erklären  auch  volle  Ge- 
sundheit des  Vergabenden  für  eine  Vorbedingung  der  Gültigkeit 
seiner  Verfügung  und  bezeichnen  für  den  Fall,  daß  diese  sich  auf 
Land  beziehe,  eine  skeyting,  d.  h.  Auflassung,  als  erforderlich,  soweit 
nicht  die  für  den  Hauptzehnt  und  die  ihm  gleichgestellte  Verfügung 
über  ein  Viertel  des  wohlgewonnenen  Gutes  bewilligte  Ausnahme  von 
diesem  letzteren  Erfordernisse  ein  anderes  mit  sich  bringe.  Die  Fr^L, 
beschränken  aber,  und  dies  ist  das  wichtigste,  die  Zulässigkeit  derartiger 
Vergabungen  auf  den  gestfeöri,  d.  h.  auf  denjenigen,  welcher  gar  keinen 
eibberechtigten  Blutsfreond  am  Leben  hat,  *)  und  diese  Voraussetzung 
werden  wir  doch  wohl  auch  bei  den  Bestimmungen  der  GI>L.  uns 
binzozudenken  haben ;  nach  beiden  Ptovinzialrechten  stand  somit  die 
einseitige  letztwillige  Verfügung  nur  demjenigen  zu,  der  einen  ge- 
setzlichen Erben  nicht  hatte,  und  mußte  demnach  nur  der  Anspruch 
des  Königs  auf  die  vakante  Erbschaft,  vmd  allenfalls  auch  das  sub- 
sidiäre Erbrecht  des  Hausherrn,  Schiffsherrn,  Grundlicrrn,  Gastfreundes 


1)  Fr>L.  HI,  13.        •)  GI»L.  107. 

FrfiL.  IX,  3—4}  Jdrnsi6a,  Erföatal,  17. 
«J  FrI»L.  IX.  5. 
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und  Kompagnons  vor  dem  freien  Verfugungsrechte  des  Bcatzers 
zurückstehen,  nicht  aber  das  Erbrecht  des  Blutfreundes  oder  auch 
des  Freilasser>.  Zweitens  aber  kommt  für  ciic  Gj»!..  auch  noch  (üc 
brande  rt'<^  in  Betracht.*)  Nach  uraltem  Rechte  galt  nämlich  (^ie 
Regel,  daÜ  einer  den  anderen  annehmen  konnte  „at  ljufu  <jk  at  IciOu", 
um  ihn  zu  verpflegten  „til  brands  uk  til  bals'*,  d,  h.  bi.<  clcr>clbe  nach 
altheidnischcn\  Brauche  als  Leiche  auf  dem  Scheiterhaufen  \erbrannt 
wird;  als  (iegengeld  für  dic«;e  Ycrjoflichtung  mochte  man  die  Erb- 
schaft des  Verpflegten  nehmen,  und  das  war  das  Branderbe.  Das 
Geschäft  hat  somit  eine  gewisse  Ähnlichkeit  mit  dem  isländischen 
arfsal,  soferne  hier  wie  dort  ein  Verpfründungsvertrag  vorliegt;  aber 
beide  unterscheiden  sich  sehr  bestimmt  dadurch,  daß  beim  arfsai  das 
gegenwärtige  Vermögen  des  Pfiründners  sofort  auf  den  Pfründgeber 
übergeht,  und  nur  dieses,  bei  der  branderfö  dagegen  nur  dessen  seiner- 
zeitiger  Nachlad  die  Gegenleistung  bildet,  und  dafi  also  dort  eio 
Austragsvertrag,  hier  aber  ein  wirklicher  Erbvertrag  vorli^^t  —  Im 
gemeinen  Landrechte  des  K.  Magnus  lagabcetir,  welchem 
dessen  gemeines  Stadtrecht  wörtlich  folgt,  werden  demgegenüber 
zwar  auch  noch  die  Vergabungen  aufgezahlt,  welche  unanfechtbar 
sein  sollen;-)  aber  es  werden  zu  denselben  nur  noch  die  Gaben  ge- 
rechnet, welche  der  Koihl;  oribt  oder  empfängi,  und  darüber  hinaus 
die  ti'undargjöf  von  ererbtem,  und  die  fjonVjngsgjöf  von  wohlige 
wonneaeni  Gute,  möge  es  sich  nun  dabei  um  Land  oder  i  ahrhaix: 
handeln,  die  Gabe  Verwandten  oder  Unverwandten  bestinmit  sein, 
von  einrm  Ciesunden  oder  Kranken  gegeben  werden,  endlich  von 
den  iirben  ihr  Konsens  erklärt  oder  nicht  erklart  sein.  Als  „lög- 
gjahr"  werden  diese  Vergabungen  fortan  bezeichnet,  und  galt  in  Be- 
zug auf  sie  das  Eigene,  daß  dasjenige,  was  der  Vergebende  „gefr 
guöi  fyrir  säl  sina",  d.  h.  für  üromme  Zwecke  bestimmte,  jedesmal 
vor  allen  anderen  Vergabungen  auszubezahlen  war,  wem  auch  diese 
letztere  zugute  kommen  sollten,  so  da6  also,  wenn  die  Gesamtheit 
der  Verfügungen  etwa  die  gesetzliche  Grenze  überschritt,  doch  jeden' 
falls  die  Kirche  das  ihrige  erhielt  Zunächst  scheint  somit  hier  an 
Vergabungen  gedacht  zu  sein,  die  auf  einmal,  und  somit  doch  woU 
zumeist  auf  den  Todesfall  gemacht  werden;  daneben  umfaßt  indessen 
der  Wortlaut  der  Vorschrift  offenbar  auch  Vergabungen,  die  ciniebi 
und  unter  leihenden  gemacht  wurden,  wie  denn  die  Gaben  des 

M  (.i  |>  I..  loS;  v^l.  .'70. 
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Könit;s  und  an  den  König  doch  wohl  vorwiegend  der  letzteren  Art 
gewesen  sein  werden.  Die  Jönsbök  schiebt  denn  auch,  obwohl  im 
übrigen  gaiu  dem  norwegischen  Landrechte  folcfcnd,  nnbeHcnklich 
die  im  wesentlichen  dem  älteren  isländischen  Reciite  entieiinte  Be- 
stimmung^ ein, daU  man  auch  wolil  unter  Lebenden  Freundesgaben 
geben  könne,  ein  Pferd  etwa  oder  einen  Ochsen,  Wafien,  Kleider  u. 
dgU  wenn  nur  der  Spruch  sechs  verständiger  Männer  darin  nicht 
einen  Erbenbetrug  (arfsvik)  finde;  hat  der  Schenker  den  Besitz  sofort 
auf  den  Beschenkten  übertragen,  soll  die  Schenkung  von  niemanden 
angefochten  werden  können,  wogegen  man  aber  eine  etwa  ver- 
sprochene Gegengabe  allerdings  einfordern  mag.  An  einer  anderen 
Stelle,  welche  ganz  gleichlautend  in  das  Stadtrecht  und  die  Jönsbök 
übergegangen  ist,  sagt  femer  das  Landrecbt,  im  wesentlichen  den 
GI>L.  folgend,*)  dad  niemand  sein  Erbe  zum  Nachteile  des  geborenen 
Erben  einem  anderen  geben  dürfe,  mit  Ausnahme  nur  der  löggjafir; 
die  betrügerische  Einkleidunfr  des  Geschäftes  in  einen  Kauf  (vda- 
kaup)  solle  hieran  nichts  ändern,  und  überhaupt  niemand  einen  anderen 
um  sein  Erbrecht  betrügen  i^en^i  skal  öörum  arfsvik  gera).  Auch 
diese  Vorschrift  zeigt  wieder,  daß  man,  wo  es  den  Schutz  des  ge- 
setzlichen Erbrechtes  galt,  zwischen  \'erfuf^ungen  unter  Lebenden 
und  auf  den  Todesfall  nicht  unterschied;  klarer  noch  spricht  sich 
aber  derselbe  Gesichtspunkt  in  einer  Verordnung  des  K.  Eirikr 
Magnüsson  aus  dem  Jahre  1280  aus.*)  Einerseits  nämlich  bestimmt 
deren  §  11,  daß  Vergabungen,  welche  jemand  machte  ohne  sie  aus- 
drücklich als  löggjafir  zu  bezeichnen,  dennoch  bis  zu  dem  für  die 
ttundargjöf  und  fjoröüngsgjöf  vorgesehenen  Betrage  aufrecht  erhalten 
werden  sollen,  wogegen  bei  Überschreitung  dieses  Betrages  alle  ein- 
leben  Vergabungen  mit  Ausnahme  der  „salugjafir"  einen  veriiältnis- 
niäffigen  Abzug  erleiden  sollen;  andererseits  erklärt  aber  auch  deren 
§  12  alle  die  Vergabungen  itlr  rechtsbeständig,  welche  jemand  bei 
guter  Gesundheit  und  unter  sofortiger  Übertragung  des  Besitzes  ge- 
macht hat,  vorausgesetzt  nur,  da6  ein  Zeugenbeweis  darüber  erbracht 
werden  kann,  und  dafi  nach  dem  Ausspruche  verständiger  Leute 
den  Erben  nicht  zu  nahe  getreten  wird  (at  skynsömum  mönnum 
viröist  eigi  til  arfsvika).  Ausdrücklich  werden  demnach  hier  auch 
die  Vergabungen  unter  Lebenden  der  Kegel  unterwurlen,  daLi  durch 


•)  Jönsbök,  Erfftat.  28. 

*)  Landsl.,  ErfÖat.  12;  BjurkR.  12;  Jönsbök,  i$;  vgl.  G^L.  58. 
')  Norges  garole  Love,  III,  S.  6. 
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sie  das  Intercs!>c  der  geborenen  Erben  nicht  verletzt  werden  dürfe, 
und  ahnlich  wie  auf  Island  wird  auch  hier  die  schwierige  Bestimmung 
der  Grenze  des  Erlaubten  und  Unerlaubten  dem  Ausspruche  un- 
parteiischer Leute  uberhissen;  daneben  aber  wird  für  X'ergabungen, 
welche  nicht  unter  tlen  BegrilV  der  tiundargjof  und  fjciröüngsgjöf 
fallen,  und  darum  schlechthin  erlaubt  sind,  unbedingt  sofortige  Besitz- 
übertragung gefordert,  und  damit  jeder  Mißbrauch  der  Form  zum 
Zwecke  einer  letzt  willigen  Verfügung  energisch  abgeschnitten.  Voll- 
kommen abweichend  von  den  bisher  erörterten  Grundsätzen  sind 
nun  freilich  die  Regeln,  welche  die  Chiistenrechte  des  £rzbtschofes 
Jon  und  des  Biscbofes  Ami  aufstellen.  ^)  Unter  Bezugnahme  auf  das 
allgemeine  Recht  der  Christenheit  wird  hier  die  voUe  Freiheit  der 
letztwilligen  Verfügung  in  Anspruch  genommen,  wobei  nur  gewissen 
Klassen  von  Personen  (Unfreien,  Geisteskranken;  völlig  Stummen  und 
Tauben  j  Minderjährigen  und  Haussöhnen;  Klosterleuten)  diese  Frei- 
heit aus  besonderen  Gründen  entzogen,  den  übrigen  aber  die  Not- 
wendigkeit auferlegt  sein  soll,  einen  gewissen  Teil  ihres  Vermögens 
unbeschwert  den  gesetzlichen  Krben  hinterlassen,  endlich  auch  ge- 
wisse Vorschriften  über  die  Fomi  der  Testamentserrichtung  c^cgcl  en 
werden,  alles  Hestimmuiigen,  welche  dem  römischen  oder  kanonischen 
Rechte  entlehnt  sind.')  Der  Erzbischof  sowohl  als  der  isländische 
Bischof  berufen  sich  für  diese  Neuerunj^,  welche  die  Lehre  von  den 
letztwilligen  Verfugungen  auf  eine  völlig  neue  Grundlage  stellt,  aus- 
drückhch  auf  die  Zustimmung  des  K.  Magnus,  und  wenn  wir  berück- 
sichtigen, dafi  sowohl  das  Björgviner  Konkordat  von  1273  als  das 
Tünsberger  von  1277  die  „causae  testanientorum,  maxime  cum  agitur 
de  legatis  ecdesiis  et  püs  locis  et  religiosis"  ganz  unzweideutig  der 
kirchlichen  Jurisdiktion  anheimgibt,')  und  daÖ  wir  überdies  allen 
Grund  zu  der  Annahme  haben,  dafl  das  erzbischöfliche  Christeorecht 
.selbst  vom  Könige  sanktioniert  wofden  sei,  liegt  kein  Grund  vor, 
die  Richtigkeit  dieser  Angabe  zu  bezweifeln.  Aber  andererseits 
wissen  wir  auch,  dafi  schon  bei  der  Annahme  des  neuen  Christen* 
rechtes  auf  Island  im  Jahre  1275  über  einige  Kapitel  desselben  keine 


')  Jöos  KrK.  15  uad  16,  wohn  indessen  die  Lesart  in  Aom.  30,  S.  349-5<* 
tu  beacbtea  ist;  Ätna.  KrR.  9  nnd  10. 

*)  Tgl.  meine  Abhandlung  Aber  den  Hnuptzchnt,  S.  34^— 46. 
')  Norges  gamle  Love,  II«  $.458  vnd  463;  vgL  S.  470. 

*)  \^\.  meine:  Studien  Uber  das  soj^cnannle  Christcnrcchl  des  K.  Sverrir.  S. 
04  und  meiuen  Artikel:  Gu1a]iings!o^-,  in  der  altgemetMII  Eosyklopidie  der  WisCB' 
schalten  und  KUoste,  i.  Sektion»  Bd.  97,  S.  57 — 59. 
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£iDigung  zu  erzielen  gewesen  w  ar,  ^)  und  dafi  zu  diesen  auch  die 
auf  die  Testamente  bezüglichen  gehört  hatten»  läßt  sich  darum  an- 
nehmen, weil  noch  im  Jahre  1281  (die  Bestimmungen  über  die  Testa« 
meate  zu  den  Streitpunkten  gerechnet  wurden,  die  gelegentlich  der 
Verhandlungen  über  die  Annahme  der  Jönsbök  zur  Sprache  kamen.*) 
Wir  wissen  femer,  daß  m  Norwegen  sowohl  als  auf  Island  unmittel- 
bar nach. des  K.  Magnus  Tod  der  Tünsberger  Vergleich  umgestoßen, 
und  den  beiden  geistücherseits  erlassenen  Christenrechten  ihre  Gel- 
tunii  ai)gesprochen  wurde;  eine  dem  Jahre  1308  oder  1309  angc- 
hörii,^c  Verordnung  des  K.  Häkon  Magnüsson  bestimmt  denn  aucii 
(icmt;eniaß  in  ihrem  /vvL-itcn  Absätze  austlrücklich,  daß  lctzt\villij7c 
Erklärungen,  gleichviel  ob  sie  zugunsten  von  Kirchen  und  Klöstern, 
oder  zuc^unsten  anderer  Personen,  ergangen  sind,  nur  inncrhal!)  der 
Vom  Geset/.buche  gezogenen  Schranken  (ieltung  haben  sollen,  •''1  und 
auch  die  oben  bereits  angeluhrten  Bestimmungen  der  Verordnung 
von  1280  halten  sich  lediglich  auf  der  Grundlage  des  Landrechtes. 
Es  begreift  sich,  daß  unter  solchen  Umständen  nicht  nur  der  Zwie- 
spalt zwisclien  der  kirchlichen  und  der  weltlichen  Gesetzgebung  sich 
auf  diesem  Punkte  wie  auf  anderen  Punkten  noch  auf  lange  hinaus 
erhielt,  sondern  daß  auch  die  Praxis  in  ein  heilloses  Schwanken  ver- 
fiel, von  welchem  uns  die  Urkunden  2^ugnisse  in  Hülle  und  Fülle 
bieten.«) 

Zweierlei  kommt  schließlich  noch  bezüglich  des  norwegischen 
Rechtes  zu  erwähnen.  Einerseits  nämlich  war  bei  allen  Veräußerungen, 

deren  Gegenstand  Stammgut  war,  selbstverständlich  den  geborenen 
ööalsnautar  die  Einlösung  vorbehalten,  wenn  auch  die  Veraukierung 
im  übrigen  rechtsgültig  war.  Das  genuine  I,andrecht  hat  sogar 
dieses  Eiiilusungsrecht  für  unverjährbar  erklärt,  und  zugleich  ausge- 
sprochen, daü  dasselbe  auch  dann  stattiiahcn  solle,  wenn  die  Ver- 
äußerung unter  den  Begrirt  (1er  tiundart^joi  falle;  ■')  eine  Regel,  welche 
übrigens  der  Natur  der  Sache  nach  dann  nicht  zur  Anwendung 
kommen  konnte,  wenn  die  Veräußenmg  im  gegebenen  Falle  in  die 
Kategorie  derjenigen  Übertragungen  gehörte,  welche  für  den  Erwerber 
des  Landes  sofort  Stammgutsquahtat  entstehen  ließen.  Nach  den 
älteren  G[)L,  trat  diese  Wirkung  nicht  nur  bei  dem  Umtausche  von 


')  Aroa  hps.  s.,  14,698.  ')  ebcada,  28/718. 

*)  Norgcii  gamle  Lovc,  III,  S.  8a. 
*)  vgl.  meine  Abhaadlung  fiber  den  HaupUehnt,  S.  250^51. 
Laadslög,  Lftndabr.  7. 
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6Öal  gegen  öÖal  ein,  sowie  bei  der  Hingabe  von  6dal  gelegeotlkh 
einer  Wergeidszahlung»  sondern  auch  bei  dem  Erwerbe  von  ööal  ab 
brandeifS  oder  bamföstnslaun,  oder  auch  als  heiölaun  oder  diekka- 
laun,  falls  anders  der  Kiiaig  der  Geber  warj^)  nach  dem  geRieinm 
Landrechte  aber  konnte  wenigstens  noch  der  König  Land  als  Stamm- 
gut  geben,  wenn  er  woUe.  *)  Andererseits  ist  aber  auch  zu  beachten, 
da6  das  norwegische  Recht  ganz  ebensogut  wie  das  isländische  das 
Recht  des  geborenen  Erben  nicht  nur  Fremden,  sondern  auch  ent- 
fernteren  oder  gleichnahen  Verwandten  gegenüber 
schuUL  Die  GjtL.  bereits  bestimmen,")  daß  derjenige  \on  mehreren 
Süiinen,  welcher  bei  Lebzeiten  des  Vaters  von  diesem  mehr  erhalten 
hat  als  seine  IJruder,  hinterher,  wenn  es  :i^ur  Teilung  der  vaterlichen 
Krbschalt  kommt,  diesem  letzteren  gegenüber  um  ebensoviel  nach- 
stellen soll,  so  daß  sie  von  dem  ungeteilten  Gute  soviel  im  voran? 
bekommen,  als  jener  vorher  melir  erhalten  hatte,  und  dann  der  Uber- 
rest gleich  zu  verteilen  ist.  Ganz  ebenso  schreibt  dasselbe  Rechts- 
buch für  den  Fall,  da  eine  von  mehreren  Schwestern  bereits  bei 
Lebzeiten  ihres  Vaters  ausgestattet  worden  ist,  vor,  *)  daß  die  übrigea 
Schwestern,  wenn  sie  hinterher  mit  jener  gemeinsam  den  Vater  be- 
erben, von  dem  ungeteilten  Erbe  einen  ebensogrofien  Anteil  vorweg 
nehmen  sollen,  als  welchen  jene  seiner  Zeit  als  Mitgilt  erhalten  hatte: 
Die  FrI)L.  erstrecken  diese  letztere  Bestimmung  ausdrücklich  auch 
auf  die  Fälle,  in  welchen  es  sich  um  die  Beerbung  anderer  Ver- 
wandte als  des  Vaters  handelt,  oder  in  welchem  zwar  die  sämtUcfaen 
konkurrierenden  Schwestern  verheiratet,  aber  doch  mit  ungleiches 
Betragen  ausgestattet  worden  waren ;  ^)  da  dabei  ausdrücklich  gesagt 
wird,  daß  der  Erbe  des  Mannes,  welcher  die  Mitgift  gegeben  habe; 
deren  liestellum:,^  anfechten  dürfe,  wenn  deren  Betrag  zu  hoch  sei, 
so  ist  überdies  klar,  daü,  wenn  der  einen  Tochter  mehr  als  der  Be- 
trag ihres  l*>bteiles  gegeben  worden  war,  dieser  Mehrbetrag  von 
ihren  Schwestern  jederzeit  angefochten  werden  konnte.")  So  bestimmt 
denn  auch  das  gemeine  Land  recht,  und  ihm  folgend  das  gemeine 
Stadtrecht  sowohl  als  die  Jonsbök,  ')  daß  die  Eltern  keinem  ihrer 
Kinder  eine  größere  Ausfertigung  geben  sollen,  als  der  Erbteil  jedes 
der  übrigen  Geschwister  betragen  würde,  wenn  das  Vermögen  der 

G|)l  .  270.  Laiidsl.,  Landabr.  2. 

^)  G|>L.  129.  *)  ebenda,  12$. 

*)  Fr^L.  XI,  2—3;  vgl.  Jdrns.,  Kvennag.  i. 
*}  Dies  gegen  Fr.  Brandt,  S.  34. 

')  LandtL,  Erf5aL  7,  Nr.  1:  BjarkK.  7,  Nr.  i;  Jöoibök,  t. 
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Eltern  in  dem  Zeitpunkte  zu  verteilen  käme,  in  welchem  die  Aus- 
'  fertigung  gegeben  wird;  was  hiemach  zuviel  gegeben  wofden  ist, 
soll,  wenn  nicht  etwa  die  benachteiligten  Geschwister  dazu  ihre  Ein- 
willigung  erteilt  haben«  bei  der  seinerzeitigen  Erbschaftsteilung  in 
Abrechnung  gebracht,  und  wenn  der  Betrag  des  Nachlasses  zur  Aus- 
gleichung nicht  genügen  sollte,  von  dem  betreifenden  Kinde  wieder 
herausbezahlt  werden.  Die  KoUationspflicht  unter  Geschwistern  ist 
somit  im  norwegischen  Rechte  durchaus  in  derselben  Weise  geregelt 
wie  im  isländischen. 


§  13.    Oer  Anfall  der  Erbschaft. 

Es  galt  selbstverständlich,  und  zwar  auf  Island  sowohl  als  in 
Norwegen,  der  Satz,  daß  „viventis  non  datur  hcreditas",  daü  also, 
wer  ein  Erbrecht  geltend  machen  wollte,  erforderlichenfalls  zu  be- 
weisen hatte,  daß  der  angebUche  Erblasser  auch  wirklich  verstorben 
seL  Nicht  minder  galt  auch  hier  wie  dort  die  andere  Regel,  dad 
nur  derjenige  einen  anderen  beerben  konnte,  welcher  dessen  Tod 
auch  wirklich  seinerseits  erlebt  hatte;  die  Anwendung  aber  von 
beiden  Regeln  hatte  unter  Umständen  ihre  besondere  Schwierigkeiten, 
welche  zumal  vom -isländischen  Rechte  mit  vollem  Verständnisse  ins 
Auge  gefaßt  wurden.  Auf  der  einen  Seite  beachtet  dieses  die  Mög- 
lichkeit, daß  mehrere  Personen  durch  einen  und  denselben  Unglücks* 
fall  ihren  gemeinsamen  Unterp^ang  fmden,  sei  es  nun,  daß  sie  zu- 
sammen ertrinken,  von  Bergstürzen  oder  Lavinen  verschüttet  werden, 
mit  Schillen  zugrunde  gehen,  oder  in  einem  (jefechte  fallen;')  ist 
einer  der  Gefährten  davon  ^ekomtnen,  so  soll  dessen  Aussage  über 
die  Reihenfolge  gelten,  in  welcher  die  einzelnen  ihren  Tod  gefunden 
haben,  laßt  sich  aber  ein  (ierarticrer  Nachweis  nicht  erbrinf:;('n,  so 
soll  die  Sache  so  angesehen  werden,  als  ol>  die  sämtlichen  Kommo- 
rienten gleichzeitig  verstorben  wären,  und  soll  somit  keiner  den 
anderen  beerben.  Da6  der  Satz  wenigstens  seiner  ersten  Hälfte  nach 
alteren  Rechtes  war,  erfahren  wir  aus  der  bekannten  Erzählung  über 
das  Ende  des  Itorsteinn  surtr  samt  Schwiegersohn,  Tochter  und 
Knkelin  (um  960).'}  Auf  der  anderen  Seite  wird  aber  auch  der  Fall 


*)  Arfft  Jj-,  4/183;  16/219;  18/223—24;  KonüngsbuU,  126/245— 6. 
*)  LaxdoeU,  18/56 — 60. 
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der  Verschollenheit  gehörig  berücksichtigt.  In  Bezug  auf  ihn  wird 
zunächst  die  Regel  aufgestellt,  daß  ein  Mensch,  von  welchem  gar- 
nichts  mehr  zu  erfahren  steht»  insolange  als  lebend  gelten  soUf  bis 
sein  Tod  in  gehöriger  Form  erwiesen  sei ; ')  bei  der  Bestinimiuig  der 
Form,  in  welcher  dieser  Beweis  zu  erbringen  ist,  wird  aber  lediglich 
auf  den  Fall  Rücksicht  genommen,  da  nach  Lage  der  Sache  anzu* 
nehmen  ist,  daß  der  Tod  des  Verschollenen  im  Auslande  erfolgt  sei, 
doch  wohl  einfach  darum,  weil  man,  wo  es  galt  bei  einem  im  In« 
lande  Verschollenen  die  Frage  zu  entscheiden,  ob  er  verstorben  sei 
oder  nicht,  ein  selbstverständliches  Beweismittel  an  den  Nachbar« 
geschworenen  hatte,  während  von  diesen  die  Regel  galt  „um  eogi 
mal  eigu  [)eir  aö  skilja  jiau  er  erlendis  hafa  gjörz  eöa  fyrir  austan 
mitt  haf,  jxjtt  1k  r  se  sott",  -)  also  der  im  Auslände  crfolt^'tc  TüU  ihar 
Ivo^Miitiüii  entrückt  war.  Da  ^nh  luin  die  Regel,  es  solle  der  im 
Auslande  erfolgte  Tod  ebenso  erwiesen  werden,  wie  wenn  es  sich 
um  den  Beu  els  eines  im  Au  !an«ie  bra^n^^enen  TotschlaicTr^;  i erlendis- 
vjg)  handeln  wurde;*)  das  bei  dem  ,,saniia  dauöa  mann  i  erlendis" 
einzuhaltende  \'erfaliren  ist  aber  folgendes.  Zunächst  niuLi  eine  i  nst 
von  drei  Jahren  abgewartet  werden,  vom  Beginne  der  Verschollen- 
heit an  gerechnet  während  welcher  drei  Jahre  doch  Nachrichten  aus 
dem  norwegischen,  schwedischen  und  dänischen  Reiche  sowohl  als 
aus  England  und  den  westlichen  Inseln,  dann  aus  Grönland  und  aus 
Hjaltland,  sowie  aus  dem  Lande,  aus  dem  der  Verschollene  abfuhr, 
eingetroffen  sind;  ist  diese  Frist  abgelaufen,  so  mag  der  zur  Erb- 
schaft des  Verschollenen  Berufene  im  vierten  Jahre  seinen  Beweis 
durch  fünf  isländische  Männer  antreten,  welche  auf  Ihr  Ehrenwort 
versichern,  dafi  während  dieser  Zeit  von  dem  Verschollenen  keinerlei 
Nachricht  eingetroffen  sei  und  dafi  sie  ihn  ihrerseits  fiir  tot  halten; 
daraufhin  hat  dann  das  Gericht  dem  £rben  das  Vermögen  des  Ver« 
schollenen  zuzusprechen.  Alle  fünf  Männer  sollen  dabei  in  Benig 
auf  ihre  verwandtschaftlichen  Beziehungen  zu  den  Streitteilen  Uflao* 
fechtbar  und  mindestens  zwei  von  ihnen  zu  der  Zeit,  da  der  Ver- 
Schollene  verstorben  sein  soll,  oder  in  einer  späteren  Zeit  in  dem 
Reiche  gewesen  sein,  wo  derselbe  verstorben  sein  soll;  letzteres  eine 


*)  Arfü       4/lS2  und  iü2 — 3;  ibyZig;  KonUagsbok,  126^245. 
')  Koniingsbök,  85/142. 

*)  Arfa  ]}.,  4/183;  17.219:  Kooiingfb6k,  136/245.  Vgl.  VigsUHi.  >«» 
— loa/i 39^43;  die  Konünesbök  lut  hier  ihre  grofle  Ltteke. 

*)  Arfa  t.,  4/183;  7/190— 91;  KonUngsbök,  137/350;  Arf«  ^>  i6/si5: 
Kooüngsbdk»  126/244 — 45. 
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Bestimmung,  die  nur  in  der  einen  der  einsrhlä^f^en  Stellen  sich 
findet  und  die  überdies  jedenfalls  nicht  auf  alle  möglichen  F.illc  an- 
wendbar sein  konnte,  z.  H.  nicht  auf  den,  da  das  bchiti'  des  V'er- 
schollenen  auf  hoher  See  geblieben  ist,  oder  den  anderen,  da  man 
gar  keiaen  Anhaltspunkt  für  die  Annahme  hat,  daß  derselbe  gerade 
in  dic«;cm  oder  jenem  bestimmten  Lande  verstorben  sein  werde. 
Aller  Wahrscheinlichkeit  nach  ist  dieselbe  lediglich  durch  ungeschickte 
fienUtzuog  der  vom  erlendisvfg  geltenden  Bestimmungen  in  jene 
Stelle  hineingekommen  und  bei  diesen  ist  dieselbe  denn  auch  völlig 
am  Platze,  da  hier  ein  Zweifel  über  den  Ort  der  Tat  selbstverständ- 
lich nicht  vorkommen  durfte.  Ausdrücklich  mrd  gesagt,  daß  der 
Tod  des  Verschollenen,  wenn  die  obige  Beweisführung  gelingt,  als 
in  dem  2^itpunkte  erfolgt  gelten  solle,  in  welchem  sie  gelingt ;  ^) 
doch  soll  ein  anderes  för  den  Fall  gelten,  da  etwa  TrOmmer  von 
dem  Schiffe  antreiben,  auf  welchem  der  Verschollene  nachweisbar 
zu  der  Zeit,  da  sei:i<  Verschollenheit  bef^ium,  sich  Iiefunden  hatte, 
und  ia  diesem  Falle  soll  auch  der  Beweis  des  mutmaßlichen  Todes 
bereits  vor  Ablauf  der  gewöhnlichen  dreijährici^en  Frist  anjEfetreten 
werden  dürfen.*)  Ausdrücklich  wird  endlich  noch  bestimmt,  daß 
für  den  F"all,  da  der  für  tut  Erklärte  hinterher  doch  wieder  zurück- 
kehrt, die  „sannaöarmcnn"  dennoch  keine  Strafe  trifft  vollkommen 
hchtig,  weil  ja  ihr  Eid  ein  bloßer  Credulitätseid,  kein  Veritätseid 
war.  Eine  eigentümliche  Anwendung  fand  aljer  das  VerschoUen- 
heitsverfahren  noch  für  den  Fall,  da  sich  zu  einer  auf  Island  ange- 
fallenen Erbschaft  Leute  meldeten,  mit  der  Behauptung,  daÖ  sie  die 
Erben  des  zu  derselben  berufenen,  aber  inzwischen  im  Auslande 
verstorbenen  Erben  seien.  Hier  galt  es,  abgesehen  von  dem  uns 
hier  nicht  berührenden  zwiefachen  verwandtschaftlichen  Verhältnisse, 
nicht  nur  zu  konstatieren,  ob  der  angeblich  im  Auslande  Verstorbene 
auch  wu'klich  verstorben,  sondern  auch  noch  festzustellen,  ob  der 
Zeitpunkt  seines  Todes  auch  wirklich  ein  späterer  gewesen  sei,  als 
der,  in  welchem  der  im  Inlande  gestorbene  Erblasser  seinerseits  ge- 
storben war;  bei  der  letzteren  Fiälfte  des  Beweisthemas  ergab  sich 


')  vgl.  Arfa  4/1S2,  ebeaso  16)219  Konuagsbuk,  126/245:  ok  skal 
WO  veia  tem  bana  lifi,  til  ^tn  er  danSinn  «r  fannafir,  und  x8a — 3:  ok  skal  vro  vera 
»an  hann  ti  fifiuidi,  meSaa  hann  er  cigi  aad«9r  aafBr;  16/218:  enda  skal  ^  tvo 
neu,  tem  §£  andattlr,  ok  eigi  fyrr.  Die  letste  Stelle  auch  in  der  Kondng*- 
bök,  fs6/a45. 

*)  Arfa  [».,  16/21S;  Koniingsbök,  126/245. 

')  Arfa        4/183;  16/218;  Kon  li  n  g  sb      ,  126/245. 
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überdies  die  Schwierigkeit,  dafi  es  sich  um  die  Vergleichtmg  einer 
dem  Auslande  angehörigen  Tatsache  mit  einer  dem  Inlande  angC' 
hörigen  handdte.  Da  soll  nun  die  erstere  Frage  in  der  gewöhn- 
lichen Weise  durch  sannaöarmenn  erledigt  werden,  die  zweite  da- 

l^cf^cn  durcli  einen  tylttarkvi(^r,  also  durch  Gcsclnvorenc,  d\c  doch 
nicht  büar  und  somit  auch  an  die  cHesen  ci^esctztc  Kompcten.'iK- 
schr<iiikun<j^  nicht  gebunden  warten.  M  Die  sämtlichen  auf  ilaji  Ver- 
schollen heits  verfahren  bezuglichen  Verhältnisse  waren  hiernach  im 
inländischen  Rechte  sehr  sorrjtaltij;  und  sachgemali  geordnet;  aber 
auch  abgesehen  von  aller  VerschoUenheit  war  für  eine  „cura  ab- 
sentis"  gesorgt,  und  zwar  in  einer  Weise»  welche  auf  die  V^erschoUen- 
heit  zu  rekurrieren  wohl  nur  in  den  selteneren  1  willen  nötig  werden 
ließ.  Es  galt  nämlich  der  Satz,  daß  derjenige,  welcher  auficr 
Landes  ging,  berechtigt  sei,  die  Verwaltung  seines  Vermögeos  und 
seine  prozessualische  Vertretung  zu  übertragen  wem  er  woUe,  da6 
aber  eine  solche  Übertragung  in  keinem  Falle  auf  länger  als  did 
Jahre  gültig  sei;  nach  Ablauf  dieser  Frist  sollten  vielmehr  die  Edten 
des  Abwesenden  befugt  sein,  sich  der  Verwaltung  seines  Vermögens 
zu  unterwinden  und  zwar  auch  dann,  wenn  dieser  ausdrücldicfa  auf 
längere  Zeit  seinen  Verwalter  bestellt  haben  sollte.  Die  Bestimniung 
mufite  zur  Folge  haben,  daß  der  Regel  nach  bereits  vor  der  Eis- 
leitung des  VcrschoUenhcitsverfahrens  das  Vermögen  des  Abwesendeo 
sich  in  der  I  land  eben  der  Person  befand,  welche  auf  Grund  dieses 
Verfahrens  in  dasselbe  einzutreten  hatte;  da  überdies  die  Analogie 
der  Regeln,  welche  in  Bezug  auf  die  Verwaltung;  von  Mündelgut 
und  wieder  von  dänarfc  galten,  uns  zu  der  Annahme  berechtigt,  daß 
die  Vermögensverwcdtun^  des  nächsten  Erben  auch  in  diesem  Falle 
mit  dem  Rechte  auf  den  Fruchtgenuß  verbunden  gewesen  sein 
werde,  so  ist  klar,  daß  der  Erbe  nur  ausnahmsweise  <;ich  veranlaßt 
sehen  konnte,  zur  Einleitung  eines  VerschoUenheitsverfahrens  zu 
schreiten.  —  Im  norwegischen  Rechte  finden  wir  demg^enüber  nur 
den  F'all  der  Kommorienz,  nicht  den  der  Verschollenheit  berück- 
sichtigt Das  I)rändheimer  Recht  enthält  nämlich  die  Bestimmaog 
daß,  wenn  mehrere  Leute  in  einer  Schlacht  gefallen,  oder  bei  einem 
Brande  oder  in  einer  Wassersnot  gemeinsam  umgekommen  sind,  alle 
als  gleichzeitig  verstorben  gelten  sollen,  soweit  ihre  Beeihung  is 

'j  Arla  I».,  4  1S4;  o  1S9  und  Konuugsbok,  249^198 — 99. 

•)  Konuügsbuk,    77,13S;    Arfa  7/190;     17/221  ;  ■  K on uag*t*>k, 
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Frage  kommt.  ' ;  Die  Hestimmung  ist  wortwörtlich  in  die  Jarnsiöa 
uber^egancjcii : in  dem  gf  meinen  Lnndrechte,  dann  in  dem  ge- 
meinen Stadtrechte  und  in  der  J<)li^b^  k  ')  hat  sie  dat^et^en  den,  üb- 
rigens selbstverständlichen  Ik  isatz  erhalten,  dati  jene  RcL^el  nur  vor- 
behaltlich einer  Beweisführung  über  das  Gct^entcil  (gelten  solle,  und 
die  Jönsbök  hat  überdies  als  einen  weiteren  l  all  der  Kommorienz 
dea  der  gemeinsamen  Verschüttung  durch  eine  Lawine  oder  einen 
Bergsturz  beigefügt 

Nicht  ganz  leicht  zu  beantworten  ist  die  Frage,  ob  und  wie 
weit  das  altnordische  Recht  einen  förmlichen  Antritt  der  Erb- 
schaft gefordert  habe»  wie  ferne  demselben  also  der  Unterschied 
zwischen  einer  delatio  und  acquisitio  hereditatts  im  Sinne  des  römi- 
schen Rechtes  geläufig  war.^)  Die  Isländischen  Rechtsquellen  gehen 
in  Bezug  auf  diesen  Punkt  von  den  norwegischen  weit  ab.  Daß 
dieselben  die  Transmission  der  Erbschaft  auf  einen  entfernteren 
Erben  nicht  von  einer  vorgängigen  l-lrwerl)shandlung  des  v^erstorbenen 
näheren  abhängig  machen,  vielmehr  schlechthin  jede  deferierte  Erl)- 
-chaft  auch  transmitticrcn  lassen,  eri:;il)t  sich  bereits  aus  den  soeben 
i>cspr()chenen  Bestimmungen  iil)er  die  Kommorienz;  auch  im  übrigen 
crf^iht  sich  aher  nicht  die  geringste  Spur,  welciie  auf  die  Notwendig- 
keit irgend  welcher  besonderen  Handlung  für  den  i'>werl)  der  defe- 
rierten  Erbschaft  hinweisen  würde,  und  ist  hiernach  unzweifelhaft 
anzunehmen,  daß  nach  der  Grägäs  die  Akciuisition  einer  solchen 
stets  mit  deren  Delation  zusammenfiel  Anders  steht  dagegen  die 
Sache  nach  dem  norwegischen  Rechte,  und  sind  es  zumal  die  G1)L., 
welche  uns  über  die  einschlägigen  Rechtssätze  Aufschlufi  geben. 
Dieselben  zeigen  uns  zunächst,  dafi  es  auch  in  der  christlichen  Zeit 
noch  üblich,  wenn  auch  okht  mehr  gesetzlich  vorgeschrieben  war, 
ein  Erbbier  zu  halten;*)  am  7.  oder  5a  Tage  pflegte  dasselbe  zu- 
meist gehalten  zu  werden,  und  regelmäßig  schlössen  sich  auch  kirch- 
liche Feierlichkeiten  an  dasselbe  an,  so  daß  es  zugleich  als  Seelbier 
(siluöl)  galt  und  von  dem  Geistlichen  des  Ortes  bei  Strafe  besucht 
Werden  niutjlc,  wenn  er  zu  demselben  geladen  war.  h.ine  ganz,  ähn- 
liche Hestimmung  kennt  auch  das  Recht  der  Hochlande;*')  wir  er- 

')  Fr^L.  IX,  3.        *)  Jirns.,  Erf«at.  17. 

*)  Laodsl.,  Brffiat  10;  BjarkR.  10;  Jönsb6k,  17. 

*}  ygl  inmal  Homeyer,  Der  Dreißigste,  (Berlin,  1864),  S.  117—145. 

G  p  L.  33.    Eine  kirchliche  Notiz  aber  die  Entitehttng  dieser  and  ähnlicher 

Termine  ?iche  in  der  Stj^rn,  $«337 — 8« 
«)  EJL.  I,  49;  II.  38. 
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sehen  aus  ihr,  daß  neben  dem  Priester  auch  seine  Frau  einzuladea 
war,  daß  er  femer  den  Hochsitz  einzunehmen  und  Speise  und  Trank 
zu  weihen  hatte.  Andererseits  erfahren  wir  aber  aus  den  G\)L.  auch 
noch,  datJ  an  der  Sicbent  auf  Ladung  des  Erben  die  Glaubie:cr  des 
Krblassers,  einschlicl31ich  seiner  Witwe  und  seiner  etwai^'en  .M;-iidcl. 
sich  einzufinden  hatten,  um  ilire  Ansprüche  geilen  den  XachUl3 
geltend  zu  maclieii ;  ' )  wer  dabei  ausüiicb,  konnte  allerdings  auch 
hinterher  noch  an  den  Erben  sich  halten,  aber  wenn  die  Erbschaft 
nicht  zur  Bezaiilunj^  aller  Schulden  ausreichte,  hatte  er  solchcnfalk 
immerhin  zu  l)efürchten,  leer  ausgehen  zu  müssen,  worüber  später 
das  Nähere.  Ist  der  Erbe  minderjährig,  so  hat  statt  seiner  sein 
nächster  Erbe  den  Nachlaß  zu  übernehmen;')  er  hat  aber  diesen  an 
der  Siebent  abschätzen  zu  lassen»  widrigenfalls  der  Mündel  nach  tt- 
reichter  Volljährigkeit  von  ihm  so  viel  herausverlangen  kann,  als  er 
sich  zu  beschwören  getraut  Endlich  hat  auch  der,  der  ein  besseres 
Erbrecht  zum  Nachlasse  zu  haben  glaubt  als  der  Erbe,  der  die  Zu- 
sammenkunft veranstaltet  hat,  an  der  Siebent  oder  am  Dreifiigst 
seine  Ansprüche  geltend  zu  machen,  widrigenfalls  er  sich  an  seinem 
Rechte  verschweigt,  falls  er  ander?  volljährig  und  durch  keine  echte 
Not  behindert  ist ;  ^)  selbst  der  Unmündige  soll  wenigstens  sein  Recht 
bekanntgeben  oder  ein  anderer  für  ihn,  wenn  er  es  auch  noch  nicht 
sofort  geltend  machen  kann.  Endlich  scheint  auch  die  Erbteilung 
unter  gleich  nahe  Berufenen  l)ei  dieser  Geles^enheit  vorgenommen 
worden  zu  sein.*)  In  dem  gemeinen  Lanch-echte  und  Stadtrechte 
wird  zwar  die  Haltung  eines  Trinkgelages  beim  erfi  verboten,  weil 
sie  dem  Seelcnheile  des  Verstorbenen  nichts  nutze,  wohl  aber  über- 
flüssii^'e  Kosten  und  hin  und  wieder  sogar  Völlerei  und  Blutvergielk« 
veranlasse ; i  aber  die  Haltung  einer  kirclilichen  Feierlichkeit  sowohl 
als  einer  rechtlichen  Verhandlung  ist  damit  nicht  ausgeschlossen, 
.und  wirklich  ist  die  Vorschrift  der  G1)L.  über  die  Schuldenliquidie- 
rung an  der  Siebent  wie  in  die  järnstöa  so  auch  in  das  gefflciae 
Land-  und  Stadtrecht  und  die  jönsbök  fast  wörtlich  übergegangen.*) 
Man  möchte  nun  sofort  auf  den  ersten  Blick  in  diesem  Erbbiere  eise 


*)  G^h,  11$,        *)  «benda»  115  und  119.         ^  ebenda,  tza. 

*)  ebenda,  123. 

LandsL,  Erfttal,  zsi  BjarkR.  14;  der  Jdasb6k  fehlt  eiae  duadbüpp 
Vorschrift. 

•)Jarns.,  Krfftat.   18 — 19  und   25;   L.indsl.    12— 14;   H  =  -  r  k  R.   17— U 
Jönsbök,     — 22,  wo  freilich  mancherlei  bicrher  nicht  gehörige  Abweicbao|^n 
finden. 
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Fonn  sehen»  welche  fUr  den  Ellaschaftsantritt  gegolten  hätte;  indessen 
zeigt  sich  doch  bei  näherer  Betrachtung  eine  derartige  Annahme 
vollkommen  unstichhalti^:  Das  norwci^ische  Recht  behandelt  den 
I-'all  (icr  IvommoricnE  genau  ebenso  wie  das  isländische  und  läßt 
demnach  gleichfalls  eine  Transmission  der  zwar  ilerrriertcn.  aber 
noch  nicht  in  Besitz  genommenen  Erbschalt  zu,  wahrend  doch,  wenn 
'^ich  erst  an  die  Haltung  des  Krbbieres  der  eigentliclie  Erwerb  des 
Erbrechtes  geknüpft  hatte,  jene  Entscheidung  kaum  in  derselben 
Weise  hätte  ausfallen  können;  auch  ließe  sich  kaum  !)egreiren,  wie 
das  isländische  Recht  die  ganze  Förmlichkeit  hätte  fallen  lassen 
können,  wenn  ihr  wirklich  eine  so  prinzipielle  und  tief  eingreifende 
Bedeutting  ftir  das  Recht  des  Erben  von  alters  her  zugekommen 
wäre.  Wir  werden  hiemach  kaum  irre  gehen,  wenn  wir  annehmen/ 
dafi  die  Bedeutung  des  Erbbieres  ursprünglich  nur  die  einer  feier- 
lidien  Ergreifung  des  Hausregimentes  durch  den  Erben  war,  bis  zu 
welcher  die  Auseinandersetzung  mit  den  Gläubigem  des  Erblassers 
sowohl  als  mit  dessen  Witwe  und  sonstigen  Angehörigen  verschoben 
und  bei  welcher  wohl  auch  die  Erbteüung  unter  mehreren  Miterben 
erst  vorgenommen  zu  werden  pflegte,  während  das  Recht  des  Erben 
an  der  Erbschaft  als  solcher  allerdings  durch  diese  Förmlichkeit  völlig 
unberührt  blieb.  Kombinieren  wir,  was  sich  aus  alteren  und  neueren 
Quellen  über  die  Ikck  utung  des  I^bbiercs  erbringen  läßt,  so  mögen 
wir  etwa  zu  folgender  ICntwicklungsgeschichte  der  einschlägigen  Rechts- 
sat/.e  gelangen.  Im  Hcidentume  bereits  galt  die  Kegel,  daß  ein  Erb- 
bier gehalten  w  urde  tur  jeden  Verstorbenen,  und  diese  Sitte  war  auf 
Island  ebensowohl  verbreitet  wie  in  Norwegen ;  ihr  Alter  wird  am  un- 
zweideutigsten bezeugt  durch  die  Nachricht,  daß  man  noch  in  der  ersten 
christlichen  Zeit  auf  Island  des  Glaubens  lebte,  ICrtrunkene  pflegten  ihr 
eigenes  Erbbier  zu  besuchen,  wenn  sie  bei  der  Rän  gute  Aufnahme  ge- 
funden hätten.')  Handelte  es  sich  um  dieüeerbung  angesehener  Männer, 
so  nahmen  diese  Gelage  gewaltige  Dimensionen  an,  wie  denn  auf 
Island  sogar  von  1200  und  900  Gästen  bei  solchen  Erbmählem  die 
Rede  ist;*)  wochenlang  dauerten  sie  in  solchen  Fällen,  und  da  über- 
dies  die  Sitte  forderte,  da6  die  Geladenen  nicht  unbeschenkt  ent- 
lassen wurden,  so  war  der  durch  sie  veranlafite  Aufwand  allerdings 
ein  sehr  bedeutender.  Dabei  galt  in  der  alten  Zeit  die  Regel,  daß 
der  zur  Erbfolge  Berufene  bei  dem  Erbbiere  zum  ersten  Male  auf 


')  Ey  rb  yß>:ia,  54/100. 

•)  Landnama,  III,  iOyigj;  Laxd'cla,  27/100  und  79.33S. 
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den  Sitz  des  Erblassers  sich  setzen  sollte;  war  eine  Person  (liistficfaen 
Ranges  zu  beerben,  so  setzte  sich  der  zur  Erbfolge  Berufene  beim 
Krbbierc  zunächst  auf  einen  niedrigeren  Platz  neben  dem  Hochsitie, 

und  wenn  dann  eine  Weile  {getrunken  worden  war  und  ihm  der 
Becher  gebracht  wurden  welcher  Bragafull  oder  liraparfull  genannt 
war,  tat  er  irgend  ein  Gelübde  einer  manniialten  Tat,  um  »odann 
dl  II  Hochsitz  7.0  besteigen.')  Das  Trinken  des  Bragarfull  und  das 
Ablf<;en  der<irtit;er  Gehihde  l>ei  demselben  war  nun  freilich  dem 
Krbbiere  panz  und  gar  nicht  cigentumhch,  kam  vielmehr  ganz  gleich- 
maliig  auch  bei  anderen  feierlichen  Gelagen  vor,  wie  z.  B.  beim  Jul- 
feste^^)  um  so  erheblicher  ist  aber  das  Besteigen  des  Hochsitzes» 
zumal  da  wiederholt  gerade  hieran  die  Folge  geknüpft  wird,  daö  erst 
von  da  an  der  Erbe  vollkommener  Rechtsnachfolger  des  Eiblassers 
geworden  seL')  Allerdings  darf  man  nicht  unbedingt,  was  voa 
Königen  und  Jarlen  galt,  auch  auf  den  gewöhnlichen  Bauern  herüber 
beziehen,  und  zumal  wird  man  zugeben  müssen,  dafi  die  Frist  von 
einem  Jahre,  oder  wieder  von  drei  Jahren,  welche  die  Quellen  wiedor- 
holt  als  filr  die  Haltung  des  Erbbieres  üblich  bezeichnen,  möglicher- 
weise nur  durch  die  Weitläufigkeit  der  Vorbereitungen  zu  den  hier 
eribrderlicfaen  kolossalen  Gelagen  veranladt  sei  Aber  wie  der  König, 
so  hat  doch  auch  der  gemeine  Bauer  sein  hisaetl  oder  öndvegi  ja 
seiner  Halle,  und  auch  bei  ihm  ist  dieses  der  Mittelpunkt  sciues 
Hauses  und  die  Zentralstelle,  \'on  welcher  sein  i  lausrcL^iment  aus- 
stellt; am  öndvegi  ergeht  die  Ladung  an  den  Bauern,')  so  lange  er 
auf  diesem  zu  sitzen  vermag,  gilt  er  rds  erbfahii;  z.ur  eigenen  Ver- 
waltunt^  seine*:  Vcrni«  »L^ens, '"^^  seine  oni.lvegissuiur  nimmt  der  Aus- 
wantierer  nach  Island  mit  hinul)er,  um  durch  deren  Auswerien  sich 
den  Platz  für  seine  neue  Niederlassuni;  anweisen  zu  lassen.  n<izu 
kommt,  dali  wir  auf  Island  die  Ansicht  nachweisen  konneo,  daii  es 
Air  unzulässig  galt  den  Hätz  eines  Ersciilagenen  einzunehmen,  ehe  er 


^)  Ynglinga  t.,  40,'3t— 32;  Fagrsk.  55/44:  JömiTikinga  s.,  ai/67;  2t,^ 
ond  37,107—13;  Hcimskr.  Olafs  $.  TryggvasooAr,  39,'t53^54. 

*)  Helgakv.  Hjör varAssoaar,  S.  176  «ad  Str.  3a;  ^.  af  Rag»«'«' 
sotittin,  1/345-6;  Hervarar  Sn  4/417—18  und  3.515—16,  sowie  io;53i— 2  der 

älteren  Keicnsion. 

^)  \  n<:liu^a  s.,  aiig.  <  >. :  v.ir  lunn  |)u  kuminn  til  arfs  alls  eplir  bann:  Yi^^' 
s  k  i  n  n  a  .  -.iw^.  <  •. ;  ..k  skyldi  |)a  »ullkoniinn  vcra  Iii  arf>  ok  v^r^^in£J^l^  fptir  hinn  d»ui\». 

eil  cijji  lyrr.   I  ■msvikiuga  s.,  2i:  at  Svcinu  niutü  eigi  |)ykkja  gildr  konung', 

bann  skyldi  eijji  crfa  l7>flur  sinn. 
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gerächt  war,')  me  denn  auch  das  Sprichwort  ^t:  „blödnsetr  eru 
bradastar^;*)  da6  femer  die  norwegischen  Gesetze  selbst  den  Aus- 
druck brauchen:  setjaz  1  arf,*)  und  den  £rben  an  der  Siebent  im 
öndvegi  sitzen  lassen.   So  werden  wir  demnach  nicht  fehl  gehen, 

wenn  wir  annehmen,  daß  eine  feierliche  Besteigung  des  Hochsitzes 
auch  beim  einfachen  Bauern  ilie  l'orm  für  die  l^esitzerj^'reifung  dem 
l--bc  gegenüber  gewesen  sein  werde;  nur  (]  etwa  für  sie  die  Fristen 
abgekürzt  und  die  Feierliciikciten  cinUciicre  gewesen  sein  mö^en. 
Welche  Fristen  ursprünglich  gegolten  liaben  mögen,  muß  /ntiachst 
unbestimmt  bleiben,  da  tlie  in  den  Frovinzialrechten  genannten  Ter- 
mine der  Siebent  oder  des  Dreißigsten  kirchlichen  Einflüssen  ent- 
stammen; die  i3edeutung  aber  der  ganzen  Handlung  bestand,  wenn 
wir  von  deren  religiöser  Seite  absehen,  lediglicii  darin,  daß  mit  der- 
selben eine  formelle  Ergreifung  des  Besitzes  der  Erbschaft  nach  vor- 
gängiger,  freilich  nur  vorläufiger,  Auseinandersetzung  mit  allen  am 
Nachlasse  beteiligten  Interessenten  verbunden  war.  In  Norwegen  nun 
hatte  der  alte  Gebrauch  sich  erhalten,  nur  da6  seine  Formen  christ- 
licher geworden  waren,  und  hatte  derselbe  zumal  auch  seine  frühere 
rechtliche  Bedeutung  behauptet;  auf  Island  dagegen  hat  er  die  letz« 
tere  völlig  verloren,  und  ist  wohl  überhaupt  schon  früh  abgekommen, 
doch  wohl  weil  die  Geistlichkeit  hier  überhaupt  mit  den  Überliefe- 
rungen der  heidnischen  Zeit  durchgreifender  als  in  Norwegen  aufzu- 
räumen verstanden  hatte.  Auf  Island  also  ist  der  Termin  für  die 
Abschätzung  von  Muudelgut,  welches  ein  Vormund  übernimmi,  ganz 
anders  bestimmt;  er  fallt  auf  den  iJonncrstag  nach  Ablauf  der  siebenten 
Sonimeru  oche,  ohne  Rücksicht  auf  den  Zeitpunkt,  in  welchem  der 
der  Frbbisser  verstorbeti  ist.*)  i'ur  die  Erbteilung  unter  mehreren 
Mitcri>cn,  dann  für  die  Auseinandersetzung  der  Erben  mit  der  Witwe 
des  Erblassers  gab  es  keine  besonderen  Vorschriften ;  wir  haben  dem- 
nach anzunehmen,  dafi  in  dieser  Beziehung  alles  der  Einigung  der 
Beteiligten,  und  wenn  solche  nicht  zu  erreichen  war,  der  gerichtlichen 
Entscheidung  überlassen  war,  welche  auf  Klage  des  nicht  im  Besitze 
Begrifienen  gegen  den  Besitzer  des  Nachlasses  erging.  Bezüglich  der 
Gläubiger  aber  des  Erblassers  galt  die  Regel,  ^}  daß  solche  ganz  durch- 
fielen, falls  dessen  Nachlafi  nicht  mindestens  einen  Wert  von  einer 

'1  Vatnsdoela,  33/39;  Agrip  af  HciAarvi'ga  8.,  14/314. 

*j  Vigaglüma.  8  ^44:  Vatnsdrrla,  24/39. 

')  G|)L.  !!o:  <  l  maftr  sczt  i  üviröan  urf ;  115:  i  viröan  eyri  fctjazt  u,  dgl.  m, 

*)  Konungsb^k,  f 22/2^1;  Arfa  |).,  9/ 193. 
*)  Kaupab.  8/408;  Konungsbök,  233/I48. 
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Mark  hatte,  wogegen  der  Erbe,  wenn  ein  größerer  Nachlaß  vorhanden 
war  und  von  ihm  ohne  weitere  Förmlichkeiten  übernommen  wurde, 
fiir  alle  Schulden  des  Erblassers  au&ukommen  hatte,  nicht  nur  mit 
dem  ganzen  Betrage  der  Erbschaft;  sondern  auch  mit  seinem  ge- 
samten übrigen  Vermögen,  nur  mit  der  einzigen  Beschränkung,  daö 
man  ihn  wegen  der  Schulden  des  Erblassers  nicht  in  Schuldknedit« 
Schaft  nehmen  konnte.   Der  Gläubiger  des  Erblassers  hatte  dabei 
der  Regel  nach,  wenn  mehrere  Miterben  vorhanden  waren,  von  jedem 
nur  den  seinem  Anteile  an  der  Erbschaft  entsprechenden  Teil  der 
Forderung  anzusprechen,  und  galt  nur  für  den  Fall,  da  mehrere 
Brüder  ihren  \'atcr  y;cincinsam  beerbt  hatten,  die  Ausnahme,  daf3  er 
die  ganze  Forderung  gegen  den  ältesten  Bruder  ungeteilt  geltend 
madieu  konnte,  soferne  er  dieselbe  eintrieb,  ehe  noch  die  Bruder  ihr 
Frbe  geteilt  hatten ;  M  handelte  es  sich  um  eine  betagte  Schuld  lein- 
dagat  fc),  so  war  naturHch  an  d^m  paktierten  Termine  die  Zahiuiig 
zu  fordern,  wie  sie  dies  dem  Erblasser  selbst  gegenüber  gewesen 
wäre,  jedoch  mit  dem  Unterschiede,  daß  dem  Erben  gegenüber  auch 
bei  niclit  rechtzeitiger  Zahlung  nicht  sofort  Verzugszinsen  gefordert 
werden  konnten:*)  der  Gesetzsprecher  Markus  Skeggjason  11084— 
1 107)  soll  den  letzteren  Satz  festgestellt  haben.   Für  die  F^älle  aber, 
da  der  Nachlafi  kein  ganz  geringfügiger  war,  aber  der  Erbe  sich 
doch  nicht  ganz  sicher  fühlte,  ob  er  nicht  überschuldet  sei,  bot  ihm 
das  Recht  den  Ausweg,  ein  Schuldgericht  (skuldadömr)  zu  berufen, 
welches  die  Liquidation  zu  besorgen  hatte.*)  Die  Einladung,  bei 
demselben  sich  einzufinden,  war  von  dem  Erben  oder,  wenn  er 
minderjährig  ist,  seinem  Vormunde  bei  dem  nächsten  värl)ing  des 
Bezirkes  zu  erlassen,  dem  der  Verstoriiene  angehört  hatte,  und  oadi 
Ablauf  einer  I4tägigen  Frist  von  der  Einladung  ab  gerechnet  war 
dasselbe   am  Wohnorte   des   Verstorbenen    zu   halten;   von  irgend 
ULicliein  Zusammenhange  mit  Siebent  oder  Dreißigst  war  demnach 
selbst  äußerlich  keine  Rede.   Das  Gericht  wird  sodann  halb  von  uciu 
Erben,   halb  von  den  erschienenen  Gläubigern  besetzt  und  zwar  so, 
daü  die  let/.terrn  einen  Vertreter  ihrer  aller  durch  das  Los  7\\  be- 
stimmen haben,  der  dann  namens  aller  handelt;  kein  bei  der  Sache 

Kaupab.  6/402;  Konüngsbok,  221/I47.  Ein  nymseli  über  die  Form  doi 
Klagsi»  \v»  hat  nur  die  Staöarb  6l&bu k  und  das  Fragment  bei  Fiasco,  An- 
hang 11,  ij-t~i- 

*)  wie  dies  dem  Erblasser  gegenüber  snllssig  gcwesea  wäre;  Kaupab.  ,:i9$* 
K6nüng8b6]c,  221/143. 

*)  Kaupab,  8—9/408—13;  Koatingsb6Jc,  223/148^59. 
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selbst  Beteiligter  und  kein  näherer  Verwandter  und  Verschwägerter 
eines  solchen  darf  in  dem  Gerichte  sitzen.  Wie  der  mindeijährige 
Erbe  durch  seinen  Vomiundi  so  werden  minderjährige  Gläubiger 
durch  den  ihrigen  vertreten,  und  zwar  bei  eigener  Haftung  für  jedes 
Vcrsäuninis;  in  der  durch  das  Los  bestimmten  Ordnunf?  werden  so- 
dann die  einzelnen  Forderungen  geltend  gemacht  und  wird  durch 
Zeugen,  oder  f'all^  solche  nicht  vorhanden  oder  nicht  beizubrinj^'^en 
sind,  durch  fünf  Xachbargeschworene  der  Beweis  ilirer  Ikt^ründung 
geführt,  andererseits  hat  der  Krhe  alle  zum  Xa-  hlasse  geliorigen  Mo- 
bilien  zur  St<  l]f  zu  scharten  und  bei  Strafe  der  Landesverweisung 
nichts  von  ihnen  zu  verheimlichen,  und  die  ihm  bekannten  Forde- 
uerungen,  die  zum  Nachlasse  gehörten,  anzugeben,  deren  Vertrags- 
bedingungen übrigens  selbstverständlich  durch  den  Tod  des  Erb- 
lassers nicht  weiter  alteriert  werden,  als  etwa  insoferne,  als  der 
Schuldner,  solange  das  Erbrecht  bestritten  und  die  Streitfrage  nicht 
gerichtlich  entschieden  ist,  die  Zahlung  zurückzuhalten  befugt  ist') 
Gdiött  Land  oder  ein  goöorö  zum  Nachlasse,  so  haben  die  fünf  dem 
Lande  zunächst  wohnenden  Grundeigentümer  dieses  abzuschätzen 
und  ihre  Schätzung  vor  dem  Schuldgerichte  abzugetien.   Hat  einer 
der  Gläubiger  an  einer  zum  Nachlasse  gehörigen  Sache  ein  Pfand- 
recht, so  mag  er  diese  fUr  sich  von  vornherein  wegnehmen,  doch 
gegen  Herauszahlung  der  Hyperocha;  ebenso  darf  die  Witwe  ihr 
Gut  vorab  nehmen,  und  zwar  die  Mitgift  (heimanfylgja)  schlechthin, 
den  mundr  aber  nur  unter  der  Voraussetzung^,  daß  zur  Zeit  der 
Heirat  dessen  voller  l'etrag  nach  Abzug  aller  Schulclen  im  X'ermögen 
des  Verstorbenen  \orhanden  gewesen  war^  war  dies  nicht  der  hall 
ijewesen.   so  fallt  aller  Anspruch  auf  den  mundr  weg,  wenn  das 
schuldenfreie  \'ermügen  zur  Zeit  der  Hochzeit  weniger  als  eine  Mark 
ixetragen  hatte,  oder  es  muß  sich  die  W'itue  wenigstens  an  dem- 
selben ganz  dieselbe  Reduktion  frefailen  lassen,  wie  solche  die  iibrigen 
Gläubiger  betrifft    Hatten  die  Eheleute  aber  in  allgemeiner  oder 
partÜaüärer  Gütergemeinschaft  gelebt,  so  stand  die  Sache  begreiflich 
anders;  je  nach  ihrem  Anteile  am  gemeinen  Gute  hatte  solchenfalls 
die  Witwe  dort  alle  Schulden,  hier  die  Wirtschaftsschulden  mitzu- 
tragen.  Nach  Befriedigung  dieser  privilegierten  Gläubiger  ist  sodann 
der  übrige  Nachlaß  unter  die  nicht  privilegierten  zu  verteilen,  und 
zwar  in  der  Art,  da6  im  Falle  des  Nichtzureichens  alle  den  gleichen 
verfaältnismädigen  Abzug  sich  gefallen  zu  lassen  haben;  derjenige 


*)  Kanpab.  6/402—3;  Kondngsbdk,  22iji4(> — ^47. 
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Gläubiger  aber,  der  am  meisten  zu  fordern  hatte,  genoB,  wenn  lie- 
gende Güter  vorhanden  waren,  des  VorrechteSr  in  diesen  bezahlt  zu 
werden.  Wer  aber  am  Schuldgerichte  ausblieb,  der  hat  seine  For- 
derung verloren,  es  sei  denn,  dafi  er  nicht  kommen  konnte  oder  voa 
der  Haltung  des  Gerichtes  nichts  erfahren  hatte;  kann  er  dies  nach- 
weisen, so  mag  er  hinterher  noch  von  denjenigen  Gläubigern,  die 
bezahlt  wurden,  die  Herausgabe  des  ihn  treffenden  verhältnismäfiigeo 
Betrag^es  fordern.  Hatte  der  Erbe  auch  nur  einen  einzigen  Gläubiger 
bezahlt,  che  er  das  Schuldgericht, berufen  hatte,  so  galt  es,  als  b  itte 
er  dieses  £;ar  nicht  berufen,  d.  h.  er  mußte  für  alle  Schulden  aUch 
mit  seinem  eigenen  Vermögen  aulkummen.  Man  sieht,  mit  dem 
alten  Erbbiere  hatte  tliescs  Schuldi^cricht  nur  sehr  teilweise  die  gleiche 
Aufgabe,  und  insbesondere  scheint  dasselbe  kenicrlei  präklusive  W'tr- 
kun}::^  lur  dcnjcnit^en  gehabt  zu  haben,  tier  seine  Krl)rechte  gellend 
zu  machen  hatte.  11^  wird  ausdrücklich  bestimmt,  daß,  wo  immer 
jemand  im  guten  Glauben,  der  berufene  Erbe  zu  sein,  sich  in  den 
Besitz  einer  Erbschaft  gesetzt  hat,  während  sich  hinterher  herausstellt, 
daß  infolge  eines  Irrtumes  über  die  verwandtschaftlichen  Beziehungen 
ein  anderer  der  Berechtigte  sei,  dieser  die  Restitution  der  Erbschaft; 
jedoch  ohne  Zinsen,  zu  fordern  berechtigt  sei;^)  von  irgend  einem 
Präldusivtermine  ist  aber  dabei  nicht  die  Rede,  und  wenn  es  heifit, 
das  Recht  eines  Mannes  dänischer  Zunge,  eine  auf  Island  ihm  an- 
gefallene Erbschaft  daselbst  zu  reklamieren,  verjähre  niemals»*)  so 
muß  doch  offenbar  auch  diese  Regel  den  Isländern  selbst  nicht 
minder  zugute  gekommen  sein.  —  In  Nonvegen  dagegen  stand  die 
Sache  allerdings  ganz  anders.  Nach  den  GI)L.  galt  zunächst  die 
Regel,  daß  derjenige,  welcher  innerhalb  des  Volklandes  anwesend 
und  überdies  volljährig  war,  an  der  Siebent  oder  am  1  )rcißigslen.  je 
nachdem  die  1 -iijuidatiun  der  Verlasse nschaft  au  diesem  oder  jenen 
Tage  vor  sich  ging,  sein  Erbrecht  geltend  machen  mußte,  bei  \  cr 
lust  seinem  Anspruches  auf  dasselbe;  war  er  nicht  im  Volklande  an- 
wesend, so  muli  er  binnen  Jahresfrist  von  seiner  Rückkelir  in  das 
fylki,  in  dem  der  Nachlaü  angefallen  war,  seine  Forderung  geltend 
machen,  es  wäre  denn,  daß  echte  <Nüt  ihn  daran  verhindere.*)  Glaubt 

')  Ana  ]t,  7  191  :  K  o  n  u  n  g  s  b  <'>  k  .  Il8,220 — 21. 

')  Arfa  j)..  17220;  Kouiinßsbok,  125  23g. 

G\)\..  122.    Die  Wt.rUassuiij,'  der  SlcUc  lj.üt  übrigens  vermuten,  daß  ciac 
weitere  Frist  für  den  fehU,  der  auücr  Landes  war;  &ie  mufltc  nach  dem  gelegeatHdi 
der  gesterfft  usw.  bemerkten  drei  Jahre  betragen  haben,  und  galt  diese  Friit 
sprOngUch  auch  gegenüber  den  Islindern,  Koniingsbök,  1^5/239  und  34S/l95> 
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da  Minderjähriger  Erbansprttche  zu  haben,  so  soU  er  diese  zwar 
ebenfalls  an  jenem  Termine  bekanntgeben  oder  durch  einen  anderen 
bekanntgeben  lassen^  aber  einzuklagen  hat  er  sein  Recht  erst  binnen 
einer  fünfjährigen  Frist  nach  erreichter  Volljährigkeit»  und  er  ver- 
schweigt sich  an  seinem  Rechte  erst,  wenn  er  bis  zum  erreichten 
20.  Jahre  die  Klagestellunp^  unterlassen  hat,  ohne  durch  echte  Not 
gehindert  zu  sein.^j  Selhstver^täiidlich  konnte  und  .sollte  aber  schon 
vorher  der  Vormund  für  den  Minderjährigen  sein  Erbrecht  geltend 
maciien ,  und  haben  jene  Fristbestimnuini^cn  demnach  nur  die 
doppelte  Bedeutung,  daü  sie  dem  volljährig  Gewordenen  nachliefen, 
wenn  der  Vormund  seiner  Pflicht  etwa  nicht  genügt  hatte,  und  daß 
sie  auch  für  die  Klage  auf  Herausgabe  des  Ererbten  gegen  den  Vor- 
mund galten,  wenn  dieser  nicht  gutwillig  das  IVlündelgut  bei  been- 
digter Vormundschaft  herausgab;  ob  sich  aber  an  die  Unterlassung 
der  vorläufij^en  Anmeldung  seines  Erbrechtes  durch  den  Mündel 
iigend  ein  Präjudiz  knüpfte,  und  welches,  bleibt  ungesagt  Anders 
sind  die  Fristen  im  [)räadheimer  Landrechte  bestimmt.  Wie  dieses 
überhaupt  von  einer  Siebent  oder  Dreifligst  nichts  weifi,  so  ist  na- 
türiich  auch  nicht  von  der  Notwendigkeit  sofortiger  Geltendmachung 
der  Erbrechte  an  einem  solchen  Termine  die  Rede;  dagegen  wird 
demjenigen  Volljährigen,  der  im  Lande  anwesend  ist,  eine  zehn- 
jährige Frist  vom  Momente  des  Erbanfalles»  dem  Minderjährigen, 
der  im  Lande  anwesend  ist,  eine  ebensolche  vom  Momente  der 
erreichten  Volljährigkeit  zur  Durchführung  seiner  Erbschaftsan- 
spruchc  gewahrt,  und  dem  Abwesenden  der  Laut  der  gleichen 
Frist  erst  vom  Momente  der  Heimkehr  an  berechnet,  bzw.  von 
ücm  etwa  früher  schon  begonnenen  1  ristcniaufe  die  Dauer  der 
Abwesenheit  abgerechneL Doch  können  diese  Fristen  nicht  die 
ursprünf:[lichen  gewesen  sein,  da  bei  der  subsidiären  Beerbung  des 
gestfeöri  nur  ein  Jahr  auf  den  geborenen  Erben  zu  warten  ist,*')  und 
die  järnsida  selbst  an  unserer  Stelle  einen  Termin  von  zwölf  Monaten 
mit  einmischt;  mag  sein,  daö  letzterer  ursprünglich  für  den  im  fylki 
oder  den  |iinglög  Anwesenden  gegolten  hatte,  der  zehnjährige  aber 
oor  für  den  zwar  im  Lande,  aber  außerhalb  jenes  engeren  Bezirkes 
Anwesenden.   Die' spätere  Gesetzgebung  hat  die  Fristen  der  Frl)L. 

vo$[e{;en  später  ihre  Krbschaftsklagen  in  Nomregcn  ftlr  unverjährbar  erklärt  wurden« 
Arfa  J).,  1320S-9;  17/221 

*)  GJ) L.  122  vpl.  mii  1 1'>. 

*)  Ffpl.,  IX,  29;  Jarü:».,  Lriöal.  ij. 

•)  FrJjL.  IX,  5;  die  Jdrns.,  Erf&at.  17  nennl  hier  keine  Frist. 
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rezipiert.  ^)  In  prozessualischer  Beziehuag  galt  nacb  den  GI>L  die 
Regel,  dafi  jede  Anstellung  der  Erbschaftsklage  'beim  unrechten  Ge- 
richte, also  bei  einem  Landgerichte  statt  beim  Stadtgerichte  und 
umgekehrt,  oder  bei  einem  anderen  Laadgerichte  als  dem,  in  dessen 
Bezirk  die  Erbschaft  lag,  den  Verlust  der  Sache  nach  sich  zog;-) 
die  Vorschrift  ist  in  die  spätere  Gesctzgcbuni;  übergegangen.*)  Das 
Verfahren  war  ein  etwas  verschiedenes,  je  nachtiem  die  Klage  auf 
Land  oder  Fahrhabe  []^inL,^  'i  dieser  l'unkt  i^ehort  indes  weiter  nicht 
liierher.  Die  Auscinandcri>etzung  aber  an  der  Siebent  oder  am 
iJreiyigsten  vollzog  sich  foli,'endernialicn.  Nach  den  GI>I..  hatte  der- 
jenige, der  sich  als  Krbc  betrachtete,  alle  Interessenten  zum  Termine 
zu  laden  und  hier  sich  auf  den  Hochsitz  zu  setzen,  um  die  Wrhand- 
lungen  zu  leiten.**)  Da  wird  nun  zunächst  der  Nachlaß  lüjuiciiert, 
ganz  ahnlich  wie  am  isländischen  skuldadömr.  Die  einzelnen  Glau- 
biger hatten  ihre  Forderungen  anzumelden  und  nötigenfalls  zu  b^ 
weisen;  der  Beweis  konnte  aber  nur  durch  Zeugen  geführt  werden, 
„[iviat  engl  skal  vinna  eiö  fyhr  brjöst  hins  dauda",  und  kann  höch- 
stens vom  Erben  verlangt  werden,  dad  es  von  der  Schuld  nichts  zn 
wissen  beschwöre;*)  ebenso  kann  aber  auch  der  Beweis  der  Zah- 
lungseinrede nur  durch  Zeugen  geführt  werden.^  Die  erwiesenen 
Schulden  werden  sofort  bezahlt;  wenn  der  Nachlaß  zu  ihrer  aller 
Bezahlung  zureicht;  wenn  nicht,  so  haben  alle  Gläubiger  einen  Abzug, 
zu  erleideui  dessen  Höhe  sich  nach  dem  Verhältnisse  des  Betrages 
ihrer  Forderungen  zu  bemessen  hat  Derjenige  Gläubiger  aber,  der 
am  Termine  ausbleibt,  kann  zwar  hinterher  sicii  immerhin  norh  an 
den  Erben  halten;  aber  wenn  der  Nachlaß  jetzt  nicht  mehr  zu  seiner 
Befriedigung  ausreicht,  fallt  er  durch,  ohne  sich  an  die  bereits  be- 
friedigten Mitpflaubiger  halten  zu  können.  Auch  für  das  norwegische 
Recht  i^Mlt  also  der  Grundsatz,  daß  der  Erbe  nicht  über  den  Betrag 
der  Erbscliaft  hinaus  h.iltet,  wenn  er  nur  das  Liquidationsverfahren 
gehörig  eingeleitet  hat,  und  gilt  andererseits  dem  Gläubiger  g«?gen- 
Uber  der  für  dieses  letztere  anberaumte  Termin  als  ein  in  gewissem 
Sinne  präklusiver;  eine  Ausnahme  von  der  crsteren  Regel  tritt  nur 
zu  Lasten  der  eigenen  Kinder  des  Deferierten,  Söhne  wie  Töchter, 
ein,  indem  diese  auch  über  den  Betrag  der  Erbschaft  hinaus  nä 
ihrem  ganzen  übrigen  Vermögen  (nicht  ihrer  Person)  haften  müsseOr 

')  Landsl.,  F.rfi^at.  l6,  HjaruK.  i8;  Jf*nsb..k.  26.  •)  G^l.  I30- 

')  Landsl.,  Hrff^at.  16;  UjarkK.  iö,  J.taibok,  25,  wo  nur  der  C^vi^ngJ 
für  das  fylki  eingesetzt  ist.  *)  Frj^L.  X,  30. 

^)  G^L,  IIS         *)  vgl.  ebenda,  38.         I)  ebenda,  it6. 
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„)»vjat  |»au  skulu  gegna  jafnt  Ijüfu  sem  leidu".  Als  privilegierte  Gläu- 
biger treten  femer  aoch  hier  die  Pfandgläubiger  auf,  femer  die  Witwe, 
bei  welcher  aber  zwischen  ihrer  Mitgift  einerseits  und  ihrem  mundr 
samt  der  Widerlagc  andererseits  unterschieden  wird,  endlich  die 
Mündel,  deren  Vormund  der  Verstorl icne  i;ewesen  war,  l>e/.üglich 
ihres  ^hJndelgutcs.  Der  Fiandglaubigcr  geht  dabei  in  H«'zu«f  auf  sein 
Pfanddhjekt  allen  anderen  vor;  er  hat  bczuglirli  dc-^ltKn  em  Se- 
paraüüüsrecht,  wie  denn  auch  bei  nicht  recht/eitii^er  Zahlunf^  das- 
selhe  ihm  zu  eigen  verfiel,  'j  An  zweiter  Steile  tritt  sodann  der 
Mündel  mit  seiner  Forderung  des  Mündelgutes  und  die  Witwe  mit 
ihrem  Ansprüche  auf  ihre  Mitgift  ein;  beide  unter  sirii  konkurrierend 
und  somit,  wenn  der  Nachlaß  zur  vollständigen  Befriedigung  beider 
•  unzureichend  war,  beide  gleichmäßig  verhältnismäßigen  Abzug  er* 
leidend,  andererseits  aber  beide  allen  anderen  Gläubigem  unbedingt 
vorgehend.  Mit  ihrem  Ansprüche  aber  auf  ihren  mundr  und  ihre 
Widerlage  mufi  die  Witwe  zunächst  hinter  dem  Mündelgute  unlic« 
dingt  zurückstehen;  zurückstehen  mufl  sie  ferner  mit  diesem  ihrem 
Ansprüche  gegenüber  allen  den  Gläubigern,  die  bereits  vor  der 
Eiogefaung  ihrer  Ehe  mit  dem  Verstorbenen  dessen  Gbulnger  g<^' 
«esen  Waren,  ,/yrir  )tvi  at  engi  skal  ser  konu  kaupa  viA  annan  Uy*, 
mit  den  übrigen  nicht  privUeciierten  Glaubigem  alier  kfjnkijrrif;rt  -u  . 
und  hat  darum  \ orkommendenfall-  wie  die-:«-  einvn  verlu»ltrw  m;tt'*jg':rt 
Abzug  zu  leiden.  Hat  die  WitAC  ai^cr  mit  d'.in  Vtritorty  ff'  fi  \u 
Gütere;emeinschaft  j^elebt,  *o  hat  sie  narh  MaC'^'aiv*-  m.'*-'.  Ar;t'-ji' ■: 
am  geraemen  Gute  auch  tur  die  -Schui''i/,n  aut/.uk'.mrn'rri,  La>:^ 
Verstorbenen  di-^  Ernährung  von  H:!:-;'/^ -^i  jrftir^^m  oi,,  ;o  g':h' ri  t'A*-->.f: 
Qcben  den  anderen  GUubi^em  pari  pa.  -u  hr.r,  ir.rl/  rn  d«  r^  ri  Alrr»»  r,- 
tationsanipruche  kapttaUäiert  wer'^/^i  .Vhn'krj^ing':  al/^r  w*'.:*U-u 
durch  ihre  Vormünder  vertreten,  und  n  jit  der  W/rmiind  ^in^  minder' 
jährigen  Eriken  gleich  am  Tcrrr.ir.-^  da,*  vvn  tum  ui^ri^immtw 
Münde^ut  absdiatzen  zu  Lu^erL'  .';:ruj  ar^  vor^  tttfiT^fT^iX*  Mitrrißrtt 
einzelne  am  Termine  au.igetue£j<r^  %  tr^r^trA  üvr.^n  fll*  ^  *\f^jti 
laiuitgefeben  worden  war^  10  lOw  Krrx^».r.^  'Ur^rr«  ^^^.a.  ur;t^r 
Zuziehung  von  Zengen,  vor  ^*A*n;*  tu»^  befr*^/-.r..'>:a  V'*f- 
sduift  scheint  zngleicn  h^*'jn,.i^*:^*,  'Uü  te,kt,  <:^r  Sft  m  ft,i/:, 
pflegte^  daß  zuerst  ebenKAVt^  Z*r.>.  xf^^,:*z  w.4r>.r,  M^v^/r^^r. 
vorhanden  waren,  ood  dacfl  'ia.i  I^a  "Jtz,-^  ^.*v.:.<'./>.r,  '»^Xi,  »*^.A*'r 
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Anteil  jedem  einzelnen  Miterben  zuSillen  sollte.  Demgegenüber  be- 
handelt das  I)rändheiiner  Landrecht  die  Lehre  von  der  Erbschaits- 

auseinandersetzung  lediglich  vom  Standpunkte  des  Vormundsehafts» 
rechtes  aus,  jedoch  in  einer  Weise,  welche  zeiget,  daß  auch  hi^  r  die 
Grundzu^e  wesentlich  dieselben  waren.  ')  Der  Vormund  >olI  hier- 
nach unter  Beirat  der  nächsten  Verwandten  de«^  Mündels,  und  /war 
vom  Maniisstamme  sowohl  als  VVeibsstamme,  die  Schulden  dr^  Ver- 
«storbcnen  abbe^ahkii,  soweit  s;olche  durch  Zeuj^en  erwiesen  werden 
können,  und  darf  er  im  Notfälle  sogar  Grundstucke  de?;  Mündels 
veräußern,  wenn  die  Fahrhabe  nicht  zur  Zahlung  der  samdichen 
Schulden  ausreichen  will;  ist  in  dieser  Weise  der  Aktivbestand  des 
Nachlasses  liquid  gestellt,  so  soll  derselbe,  wiederum  unter  Zuziehung 
der  beiderseitigen  Verwandtsciiaft,  abgeschätzt  und  gegen  Schätzung 
übernommen  werden.  Von  einem  Zusammenhange  jener  Liquidation 
sowohl  als  dieser  Abschätzung  mit  der  Siebent  oder  dem  Dreifligst 
ist  allerdings  nicht  die  Rede,  und  ebensowenig  wird  gesagt;  wie  es 
zu  halten  sei  tut  den  Fall,  da  der  Nachlaß  zur  voUständigeo  Beftte- 
digung  aller  Gläubiger  nicht' ausreichen  wollte;  in  der  letzfieien  Hin- 
sicht aber  dürfen  wir  wohl  annehmen,  dafi  die  in  den  GI)L.  aufge* 
stellten  Grundsätze  auch  hier  Anwendung  fanden.  Die  Legislation 
des  K.  Magnus  endlich  reproduziert  im  wesentlichen  einfach  die  Vor' 
Schriften  der  G1)U;  '-)  doch  gestattet  sie  dem  Gläubiger,  der  wegen 
ehehafter  Not  an  der  Siebent  nicht  ei\sdiienen  ist.  viui  den  Mit- 
gläubif^ern,  die  hier  befriedigt  wurden,  auch  hinterher  noch  seinen 
vcrh.'Utnismäßigen  Betraj]^  zu  fordern,  wenn  sich  der  NachlaÜ  zu  meiner 
nachträglichen  Bctrii'difnui!^  nicht  mehr  sufhzient  erweist;  sie  erlaiJl 
terner  auch  den  eigenen  Kindern  des  Erblassers  die  Haltuni;  über 
den  Betrag  der  Erbschaft  hinaus.  Es  hatte  aber  sclion  vorher  Oic 
Järnsiöa  an  die  GpL.  sich  angeschlossen;*)  aber  jene  Wranderungen, 
welche  die  späteren  Gesetze  in  Bezug  auf  deren  Vorschriften  durch' 
gefuhrt  haben,  sind  ihr  noch  fremd. 

Man  sieht,  darüber  ist  weder  das  norwegische  noch  das  islän- 
dische Recht  im  Zweifel,  dafi  „der  Tote  den  Lebendigen  erbt",  d  h, 
daß  die  Erbschaft  in  demselben  Momente  deferiert  und  erworben 
wird,  in  welchem  der  Erblasser  stirbt  Über  die  Beschaffenheit  des 
Erbrechtes  und  seinen  Inhalt  spricht  sich  weder  das  eine  noch  das 


l'  T^L.  IX,  22. 

•)  Landsl.,  Krföal.  12  —  14;  Bjarkk.  12 — 14;  Jöasbük,  18 — 20, 
*j  Jdrns.,  ErföaU  18 — 19  und  35. 
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andere  Recht  ausdrücklich  aus;  aber  keinem  Zueitel  kann  unter- 
liegen, daß  nach  beiden  mit  dem  Anfalle  der  Krbscliaft  alle  bisher 
dem  Erblasser  zustehenden  Rechte  auf  cien  I^rbcn  übergehen  und 
aUe  dem  [-'.rbiasser  bisher  oblief^enden  X'erpllichtunc^cn  desgleichen, 
diese  jedoch  mit  der  Einschränkung,  daö  die  Verptiichtung  des  Erben, 
wenn  er  anders  für  gehörige  Vornahme  der  V'erraögensliquidation 
sorgt,  nicht  über  den  Betrag  seiner  Erbschaft  hinausreicht,  und  daö 
sie,  selbst  wenn  er  diese  Kautel  versäumt  hat,  wenigstens  seine  Person 
nicht  ergreift.  Die  G1)L.  freilich  hatten  die  Kinder  des  Erblassers 
schlechthin  für  dessen  Schulden  auch  mit  ihrem  anderweitigen  Ver* 
mögen  haften  lassen;  aber  diese  Ausnahme  war  dem  isländischen  und 
wohl  auch  dem  I)randheimer  Rechte  von  jeher  fremd  gewesen,  und 
wurde  durch  die  Gesetzgebung  des  K.  Magnüs  lagabcetir  auch  fUr  das 
Gula|>ing  wieder  beseitigt  Als  Termin  aber  für  die  Liquidation  des 
Nachlasses  den  Gläubigern  gegenüber,  und  zugleich  für  die  Ausein* 
andersetzung  unter  den  Miterben,  sowie  die  Abschätzung  zu  über- 
nehmenden  Mündelgutes  hatte  das  ältere  Recht  das  Erbbier  gekannt, 
fiir  dessen  Abhaltung  ursprünglich  eine  einjahrit^e  Vribt  gegolten  zu 
haben  scheint,  und  i)ei  welchem  volljahri^fc  Anwe=;ende  bei  Vermei- 
dui\<r  tles  Verlustes  auch  mit  ihren  Erbansprüchea  hervortreten 
muliten;  in  der  christlichen  Zeit  aber  verlor  sich  der  Gebrauch  des 
Erbbieres  zunächst  auf  Island  völli<:f,  während  er  in  Xorwei^cn  noch 
längere  Zeit  sich  erhielt,  nur  dal.5  an  die  Stelle  der  heidnischen  1  ri^t 
die  christlichen  Termine  des  Siebent  oder  des  Dreißigsten  traten, 
und  erst  durch  K.  Magnüs  das  Erbbier  selbst  verboten,  die  recht- 
liche Bedeutung  desselben  aber  auf  die  kirchlichen  Zusammenkünfte 
an  jenen  Terminen  übertragen  wurde. 
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Ähnlich  wie  die  übrigen  gennanischen  Rechte  kennt  auch  das 
altnordische  Recht  mehrfache,  ganz  verschieden  gestaltete  Geschäfte, 
welche  dem  Zwecke  einer  Verpfändung  dienen  mögen,  ohne  darum 
doch  notwendig  in  diesem  alleinigen  Zwecke  völlig  aufzugeben.  All' 
mahtich  erst  tritt  allen  diesen  Geschäften  die  pfandrechtUche 
fiestiinmung  einseitiger  und  durchgreifender  zutage,  was  dann  einer- 
seits eine  Annäherung  der  verschiedenen  hierher  gehörigen  Institute 
aneinander,  soweit  sie  einen  pfandrecfaüichen  Zweck  verfolgen,  zur 
Folge  hat,  andererseits  aber  auch  wohl  zu  einer  Absonderung^  und 
eigentümlichen  GestaltunL'  derjcnii^^en  Aiuvcudun^swciscn  derselben 
führen  kann,  welche  anderen  als  piaau rechtlichen  Zwecken  dienen. 
Im  ganzen  lassen  sich  drei  verschiedene  Institute  unter  diesen  Gre- 
sichtspunkt  stellen,  für  welche  ich  die  Bezeichnungen  veA,  mäli 
und  tak  wiihlcn  will.  Jedes  von  ihnen  fordert  gesonderte  ßetrach- 
tung;  bei  jedem  von  ihnen  ist  wieder  zwischen  den  verschiedenen 
Zeiten  und  Orten  angehörigen  Quellen  zu  unterscheiden  und  nicht 
nur  das  isländische  Recht  von  dem  norwegischen  getrennt 
2U  halten,  sondern  auch  das  ältere  Recht  beider  Lander  von  der 
Geset^bung  des  K.  Magnus  lagabcetir  für  dieselben  durchaus 
abzusondern. 

An  Uteratur  stehen  ftir  das  norwegische  Recht  zunächst 
einige  kürzere  Bemerkungen  zu  GebotCi  welche  sich  in  einem  Auf- 
sätze von  Torkel  Halvorsen  Aschehoug:  „Om  tinglige  Rettig- 
hcder  eftcr  de  gamle  norske  Love", ' )  in  Rudolf  K  c  y  s  e  r  s  nor- 
wegischer Rechtsgeschichtc,-)  dann  in  K.arl  v.  Ami  ras  Schrill  über 

'i  NOrsk  Tidsskrift  for  Vidcnskab  og  Lileratur,  VII,  S.  209— 49  (1854— 55) ; 
iüahcr  zuraal  S.  217,  223,  22^-  26.  227,  229,  245  und  247 — 48. 

')  Norges  SUU-  og  Ketstormtning  i  Middelalderea  Ö.  343 — 44,  350 

und  397, 

22* 
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§  I.  Qnldtmig. 


J>9S  altnorwegiBche  VoUstreckung^verfahreii'' ^}  niedergelegt  finden* 
dann  aber  auch  eine  ausfährlichere  Behandlung  des  Gegenstandes 
durch  Frederik  Brandt  in  seinen  «Brudstyklcer  af  Forelxsmiiger 
Over  den  norske  Retshistorie"*)  und  «»Forelaesninger  over  den  norske 
Retshistorie",  ^)  dann  in  dessen  Probevorlesung  „Om  fordöbige  Rets* 
midier  i  den  gamle  norske  Rettergang",*)  sowie  durch  Ludwig 
Mariboc-  Aubi  rt,  in  stimr  Abhandlung  „Kontraktspantots  histo- 
riske  Uciviklmg,  isaer  i  dansk  og  norsk  Ret",  *)  zu  welcher  letzteren 
Schrift  auch  meine  Anzeige  derselben  in  der  „Kritischen  Viertel- 
Jahresschrift  für  Gcsctz^^ebunj^  und  Rechtswissenschaft"")  verglichen 
werden  mag.  Für  das  isländische  Recht  datjeq;in  sind  nur 
dürftige  Äußerungen  von  Johann  hVied rieh  Schlegel,  in  seiner 
„Commentatio  historica  et  critica  de  Codicis  Grägas  origine,  no 
mine,> fontibus,  indole  et  fatis",')  sowie  von  Baldvin  Einarsson 
in  seinen  gamle  islandske  Lov  Graagaascn",*) 

sodann  etwa  K  C.  Dahlmanns  Darstellung  in  seiner  „Geschichte 
von  Dänemark"  *)  zu  gebrauchen,  wogegen  die  Darstellung  des  Pfand- 
rechtes,  welche  Sveinn  Sölvason  in  seinem  „Tyro  juris"  gibtr'*) 
lediglich  das  spätere  Recht  ins  Auge  fadt  und  somit  ftir  unseren 
Zweck  völlig  wertlos  ist  Dagegen  sind  nunmehr  die.  einschlagigen 
Ardkcrin  dem  Wortrc^ter  zu  benutzen,  welches  Vilhjalmr 
Finsen  dem  Schlufibande  seiner  Ausgaben  der  Gragäs  angehängt 
hat;^^)  überdies  sind  aber  auch  die  Darstellungen  des  dänischen 
und  des  schwedischen  Pfandrechtes  mit  großem  Voittik 
zur  Vergleichung  heranzuziehen,  welche  einerseits  Henning 
Matzen '-'j  und  andererseits  Karl  v.  Amira^'^J  gegeben  haben, 

S.  ai9-*ao  und  329—45  (1874). 
*)  S.  1 1 3— 25  (aus  dem  „UgebUd  for  Lovkyadighed**  betonden  ftbgcdnckt, 

Hd.  I,  18S0,  S.  327—38. 
*)  1S62:  auch  in  den  „Prövr-Forr !  i  sninf:cr",  8.75 — 102  (1863);  vgl.jetrtM<* 
Forcla-Süinger  over  den  norske  Rcishistorif,  11,  18H3,  S.  372 — 75. 

*)  zumal  S.  49  — 102  (uus    Norsk  Keutidendc"  revidiert  abgedruckt,  1872). 
•)  Bd,  XV,  S.a37— 5»  <'^Uh 

^)  Vor  dem  cnten  Bande  der  Aroamaencanudien  Ausgabe  der  GMfH  (i^^ 
S.  CXXXIII. 

•)  Jttridiak  Tidttkrift,  Bd.  XXII  {1834).  S.  346—47- 

")  Bd.  II  (1841).  S.  359—61. 

ed.  I  (1754),  S.  137—42;  ed.  2  fl7qo\  S.  150—55. 
")  zumal  mali,  S.  651,  dann  veA  und  vci^ni.ili,  S.  6<X)--9I  (iSSj). 

Den  danske  Pantcrcls  Historie  mdtü  Christian  V.s  Lov,  1869. 
")  Nordgcrmanischci  Übligalionsrcchl,  Bd.  I  (1882),  S.  I93— 231,  664-6"  ooi 
694—98. 
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soferae  nämlich  die  verschiedenen  nordgermanischen  Rechte  wenig* 
stens  bis  auf  einen  gewissen  Grad  in  ihren  Grundzttgen  und  in 
ihrem  Entwicklungsgange  Übereinstimmen. 


Abschnitt  I. 

Das  vet. 

§  3.   Die  norwegischen  Provinsialrechte. 

Am  nächsten  steht  unserem  Pfandrecht  dasjenige  Rechtsver<* 
hältnis,  für  welches  die  norwegischen  und  isländischen  Quellen  ebenso 
wie  die  dänischen  und  schwedischen  die  Bezeichnung  veö  brauchen; 
über  dieses  geben  aber  unter  den  älteren  norwegischen  Rechtsbüchem 
die  Gula|>ingslög  den  eingehendsten  Aufschlud.^)  Wir  ersehen 
aus  denselben,  daß  man  ein  veö  filr  Forderungen  zu  bestellen  pflegte, 
wdche  einer  an  den  anderen  hatte,  und  dafi  man  das  Geben  eines 
solchen  als  „leg gja  veö  fyrir  einhvern  hlut",  und  das  Nehmen 
eines  solchen  als  «taka  ved**  bezeichnete;  dafi  femer  solches  an 
liegender  wie  an  fahrender  Habe  bestellt  werden  konnte,  jedoch, 
wie  es  scheint,  immer  nur  an  einzelnen  Vermögensstücken,  nicht 
aber  an  einem  gesamten  Vermögen.  -')  Wir  ersehen  ferner,  daß  der 
Vertrag,  durch  welchen  das  veö  bestellt  wurde,  vor  Zeugen  einge- 
gangen zu  werden  pflegte,  und  daß  darum  auch  die  Klaj^c  aut  das 
veö  in  den  Formen  durchzuführen  war,  welche  überhaupt  für  die 
Klage  um  vitafe  üblich  waren.  Aus  spater  noch  darzulegenden 
Gründen  scheint  zwar  allerdings  der  einmal  ausgesprochene  Satz: 
„ätt  veöfc  a  hverr,  ef  fyrir  vättom  er  veöjat;  scekc  sem  vitafe",  *) 
nicht  iiieriier  bezogen  werden  zu  dürfen;  aber  doch  setzt  unsere 
Hauptstelle  augenscheinlich  sowohl  die  .Beiziehung  von  Zeugen  bei 


^  Die  HmptitcUe  ist  G^L.  50,  ndien  welcher  noch  41  und  115  und  nnderer» 
Mits  144,  766  und  S69  in  Beuaeht  kommen.  ' 
^  ebendn,  5a         ^  ebenda,  144. 
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der  Bestellung  des  veö,  als  auch  die  Verfolgung  des  Rechtes  aus 
dem  Geschäfte  mittels  dieser  Zeugen  voraus,  ^)  und  diese  letztere 
ergab  sich  auch  aus  jener  ersteren  in  der  Tat  mit  Notwendigkeit, 
zufolge  der  viel  weiter  reichenden  Regel:  „|)at  er  allt  vitafe,  er  vattar 
vitu",*)  oder:  ,,allt  |>at  f(6  er  vitnt  veit,  |>at  skal  allt  med  krolu 
scekja".')  Es  liefie  sieb  allerdings  etwa  der  Zweifel  erheben,  ob  von 
der  Beiziehung  von  Zeugen  nur  die  Geltendmachung  des  Pfand- 
rechtes Dritten  gegenüber  abhängig  gemacht  werden  wollte,  oder 
ob  der  ohne  Zuziehung  von  Zeugen  abgeschlossene  Pfandvertrag 
auch  fiir  die  Kontrahenten  selbst  unverbindlich  sein  sollte.  Der 
Wortlaut  unserer  Hauptstelle  bietet  keine  sichere  Entscheidung  der 
Frage;  indessen  dürfte  doch  das  gänzliche  Schweigen  der  norwe- 
gischen Rechtsquellen  über  eine  Unterscheidung  zwischen  der  Wiric- 
samkeit  des  \'ertrages  Dritten  gegenüber  und  unter  den  Kontra- 
henten SL-lbst  die  letztere  Annahme  wahrscheinlich  machen.  Für  sie 
spricht  überdies  auch  die  Analogie  des  isländischen  Reciites,  woEje^^n 
allerdings  sowohl  das  danische  Recht  ■*)  als  das  schwedische  ■\)  bei 
dem  \  ertrai^sabsclihissc,  falls  es  sich  nicht  um  heißendes  Gut  iiandelt. 
die  Zuziehung  von  Zeugen  zwar  als  allgemein  üblich  betrachten,  aber 
doch  nicht  als  schlechthin  notwendii;  vorschreiben.  —  Der  Regel 
oach  scheint  der  Besitz  der  als  ved  bestellten  Sache  auf  den  Gläu- 
biger übertragen  worden  zu  sein;*)  indessen  konnte  derselbe  doch 
ebensogut  auch  dem  Schuldner  und  Verpfänder  belassen  wefdeo, 
wie  denn  als  etwas  ganz  alltägliches  bezeichnet  wird,  dafi  der  Ve^ 
Pächter  einer  Kuh  sich  ftir  deren  unversehrte  Rückgabe  eine  andot 
Kuh  des  Pächters  als  ved  bestellen  liefi,  weiche  er  dann  für  den 
Fall  erhielt,  dafi  jene  ersterc  beim  Pächter  zu  Schaden  kam.*)  We&o 
ferner  eine  zweite  Stelle  der  Möglichkeit  gedenkt;  daß  von  den 
Gläubigem  einer  überschuldeten  Erbschaft  der  eine  oder  andere  ein 
ved  an  einer  zur  Verlassenschaft  gehörigen  Sache  habe,  ^)  so  deutet 
auch  dies  zwar  nicht  schlechthin  notwendig,  aber  doch  sehr  wah^ 
scheinlich  ebenfalLs  wieder  auf  das  X'erblciben  des  Besitzes  am  Pfend' 
Objekte  bei  dem  l'landschuldner  hin.  Wir  werden  denselben  Satt 
auch  im  isländischen  Rechte  wiederfinden,  wogegen  allerdings  das 


'/  G|>L.  50.  *)  ebcuda,  49;  vgL  35.  *)  ebenda,  30. 

*)  Matten,  aag.  O.,  S.  225—30, 

T.  Amir»,        O.,  S.  ai8— ao,        *)  G^L.  50. 
*)  ebendft,  41 :  nif  er  td  kyr  danft,  en  bra«  iUc  vcA  1  mmi«,  ^  ikil  hitf 
|»i  hofa  fyrir  naa  kü,  ]»vi  at  kp  skal  i  komm. 
*)  ebenda,  11$. 
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schwedische  Recht  beim  Mobiliarpfande  schlechthin  ^)  und  beim  im- 
mobiliarpfandc  wenip^tens  ursprünglich ')  den  Übergang  des  Besitzes 
auf  den  Pfandgiaubiger  fordert,  und  auch  im  dänischen  Rechte  dieser 
ursprüngUch  als  notwendig  gegolten  zu  haben  scheint.^)  Zweifeln 
kano  man  demgegenüber  hinsichtlich  der  Bedeutung  des  Satzes: 
fM  Icggr  maAr  ödrom  ved  firi  einhvem  lut,  |>i  skal  sä  äbyrgjask 
veö  er  tekr^/)  soferne  der  Übergang  der  Gefahr  auf  den  Pfandgiau- 
biger hiermit  möglicherweise  allgemein,  möglicherweise  aber  auch 
Qur  ftlr  den  regelmäfitgen  Fall  ausgesprochen  sein  will,  da  auch  der 
Besitz  des  Pfandobjektes  auf  denselben  übergegangen  ist;  -ich  möchte 
indessen  das  letztere  annehmen,  und  zwar  teils  aus  dem  äußeren 
Grunde,  weil  auch  die  unmittelbar  folgende  Bestimmung  über  die 
Einlösung  des  veö  den  Besitz  des  Pfand^läubigers  stillschweigend 
voraussetzt,  teils  aber  aucli,  und  zumal  aus  dem  inneren  Grunde, 
weil  in  den  allnurdisrhcn  Rcchtsqucllen  meines  Wissens  son^t  nirgends 
auch  nur  das  Schicksal  der  Pfandschuld,  wie  dies  in  anderen  ger- 
manischen Rechten  allerdings  zuweilen  vorkommt,  sciilechthin  an 
die  Erhaltung  des  Pfandnbicktes  geknüpft  wird,  geschweige  denn, 
daß  dem  Pfandgläubiger  schlechthin  die  volle  Gefahr  seines  Unter- 
ganges oder  seiner  Beschädigung  aufgebürdet  würde.  Bedenklicher 
noch  als  dieser  erste  ist  ein  zweiter  Zweifelspunkt.  Es  wird  nämlich 
bestimmt,*)  daß  derjenige,  welcher  ein  Pfand  hatte  (er  veÖ  ätte), 
dasselbe  binnen  Jahresfrist,  oder  wenn  er  sich  außerhalb  des  Volk« 
landes  be&nd,  binnen  Jahresfrist  nach  seiner  Rückkehr  in  dieses  vin- 
dizieren soll,  wenn  der  andere  TeU  dasselbe  an  einen  Dritten  ver- 
äiifiert  habe,  widrigenfalls  sein  Anspruch  auf  dasselbe  erlösche.  Da 
nämlich  „veö"  ebensogut  die  verpfändete  Sache  als  das  Pfandrecht 
selbst  bezeichnen,  und  „eiga"  ebensogut  auf  den  blofien  Besitz  als 
auf  das  volle  Eigentum  gehen  kann,  können  rein  spradilicb  ge- 
nommen die  Worte  „sä  er  veb  ätti"  ebensowohl  auf  den  Eigentümer 
des  Pfandobjektes  bezogen  werden,  als  auf  den  Pfandgläubiger  und 

')  V.  Araira,  S.  216;  die  Atmalime,  welche  dM  Vitbycr  Sudtredit  raadit, 

Itonmt  hier  aicht  in  Betracht. 

ebenda.  &  201— 9;  T^S.  S09— IS.         *)  Katsen,  S.  243  and  fgg. 

*)  G{>L.  SO. 

*)  ebenda,  50:  nü  ef  maßr  a  fc  at  beimta  ut  utVom,  ok  tekr  hann  tcA  fear 
ibt  t  einum  hvetjum  grip,  hrärt  sem  j^ai  er  1  jorOu  cöa  ööro  fc ;  nü  selr  hann  veft 
>  brott  Sftrom  nmone,  {hü  iImI  sA,  bafa,  vdtia  Hl  veOn  t&ks,  er  veO  ätte,  ä  fyrstum  xs 
■tfniftoin,  ef  baim  er  imiui  fylkb;  en  ef  haan  er  eigi  üman  fyUdi,  Iii  hale  bann 
^El  i  cymam  ts  ndtoaSom  er  bann  betm  kemr  t  fyiki,  ellar  A  bann  ^eas  nUU 
«Udrigi  ttprdtt. 
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Inhaber  des  Pfandrechtes;  je  nachdem  man  nun  diese  Worte  in  dem 
einen  oder  anderen  Sinne  versteht  und  je  nachdem  man  zugleich 
an  den  I'all  d nkt,  da  der  Besitz  der  verpfändeten  Sache  auf  den 
Pfandglau bii^er  ubertragen  wurde,  oder  aber  an  den  anderen,  da  der- 
selbe bei  r!fMn  Pfandschuldner  verblieb,  würde  als  Veräußerer  ent- 
weder der  rfandgiau biger  oder  aber  der  Pfandst  huldner  gedacht 
werden  müssen,  und  somit  als  Vindizent  eiitweder  der  Pfandschuldner 
auf  Grund  seines  Eigentumes  am  Pfandobjekte  oder  aber  der  Pfand- 
gläubiger  auf  Grund  seines  Pfandrechtes  erscheinen.  Die  Auslegung 
wird  noch  .erschwert  durch  den  weiteren  Umstand,  daß  in  den  der 
fraglichen  Bestimmung  unmittelbar  vorangehenden  Worten  der  Pfand- 
gläubiger  als  der  Handelnde  besprochen  wird,^)  während  die  auf 
dieselbe  unmittelbar  folgenden  umgekehrt  von  dem  Ffandschuldoer 
und  Verpfander  reden»  *)  so  daS  auch  der  Zusammenhang  der  Stelle 
ebensogut  fiir  die  eine  wie  (Ur  die  andere  Deutung  derselben  geltend 
gemacht  werden  kann,  je  nachdem  man  nämlich  den  Blick  dabei 
nach  vorwärts  oder  nach  rüdcwärts  richten  zu  sollen  glaubt  Mit 
voller  Sicherheit  wird  sich  die  Präge  unter  solchen  Umstanden  kaum 
entscheiden  lassen;  alles  in  allem  genununen  möchte  ich  indessen, 
ganz  wie  dies  Aschehoug,  R.  Keyser*)  und  j  xjriV  Svcnibjornsson*) 
getan  haben,  unter  dem  „er  veö  ätti"  den  Pfandgläubiger  verstehen, 
und  somit  an  den  Pall  denken,  da  der  Besitz  des  Pfandobjektes  bei 
dem  Verpf  inder  verblieb  und  dieses  Objekt  widerrechtlich  durch  iiiQ 
veräußert  wurde.  Für  diese  Auslegung  der  Stelle  dürfte  nämlich 
zumal  die  unmittelbar  folgende  Bestimmung  sprechen,  vermöge  deren, 
wenn  jemand  ein  und  dasselbe  veö  zwei  verschiedenen  Männern  be- 
stellt (selr),  degenige  von  diesen  dasselbe  haben  soll,  welcher  das* 
selbe  zuerst  bestellt  erhielt»  wenn  dafür  Zeugen  erbracht  werden 
können,  wogegen  der  spätere  Kontrahent  sich  wegen  der  beim  Ver- 
tragsabschlüsse erlittenen  Übervorteilung  (kaupfox)  an  den  Bestdkr 
zu  halten  hat  Zweifellos  kann  in  diesem  letzteren  Satze  unter  dem 
Veräufierer  nur  der  Pfandbesteller  verstanden  werden  und  besagt 
dieser  Satz  somit»  wie  dies  auch  Fr.  Brandt  annimmt;*)  daß  der 

„Eq  cf  [jcir  hafa  gorvon  eindaga  til,  ner  Ü  ikal  leysa,  {»ä  ihal  Iwim  * 
cindkga,  ok  baf«  viU*  vjft;  en  ef  ^  leytir  engl  msÖr  lit,  ]fm  er  ^  fomOjft 

*)  „Ntl  seir  maßt  tveim  moanum  eitt  veö,  ^  i  li  vcA,  er  ffoi  tök,  okvi»^ 
Tittar,  «n  I»eim  er  kaupfox,  er  ti'fiair  t4k.** 

*)  ang.  O.,  S.  238-39.         *)  «ng.  O..  S.  356. 

'')  in  seiner  Übersetzung  der  entsprechenden  Stelle  der  Jim*.,  Kaap«b.  ^^ 
Brudslykker»  S.  117;  Forebesninger,  1,  S.  331. 
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frühere  Pfandgläiibigcr  den  spateren  ausschließt,  was  denn  auch  voll- 
kommen der  andcrucirL^  aufgestellten  Regel  entspricht,  daß  bei  mehr- 
maligem Verkaufe  einer  und  derselben  Sache  der  frühere  Käufer  den 
späteren  ausschließt;')  dies  vorausgesetzt,  wird  dann  aber  auch  an 
der  unmittelbar  vorherf^ehenden  Stelle  derjenige,  „er  sclr  veö",  als 
der  Verpfander,  und  somit  derjcnit^e,  „er  ve(^  atti",  als  der  Pfand- 
glaubiger  zu  denken  sein,  da  denn  doch  kaum  angenommen  werden 
dari^  daß  der  Ausdruck  i»sel|a  veö*'  unmittelbar  nacheinander  von 
ganz  veischiedeaen  Pefsonen  gebraucht  stehen  sollte.  Beide  Bestim- 
mungen setzen,  so  verstanden,  gl ci  h mäßig  voraus,  daß  der  Besitz, 
des  Ffandobjektes  bei  dem  Verpfander  verblieben  sei,  und  beide 
geben  gleichmäfiig  dem  Pfandgläubiger  Schutz  gegen  widerrechtliche 
weitere  VeHtigungen  des  Verplanders  über  das  Pfandobjekt;  nur  be- 
steht diese  Verfügung  im  ersteren  Falle  In  dem  Verkauf»  im  zweiten 
Falle  dagegen  in  der  nochmaligen  Verpfändung  dieses  Objektes.  Es 
begreift  sich  dabei  recht  wohl,  daß  für  den  ersteren  Fall  dne  kurze 
Verjährungsfrist  fUr  die  Gdtendmachivig  der  Ansprüche  des  Ffand- 
l^ubigers  vorgesehen  ist,  im  zweiten  dagegen  nicht,  da  der  Ver- 
kauf durch  den  ihm  sofort  folgenden  Übergang  des  Besitzes  oflfen- 
kundig  zu  werden  pflegt,  wahrend  dies  bei  der  Verpfändung  keines- 
wegs der  Fall  zu  sein  brauchte,  und  da  somit  der  Pfandglaubigcr 
sich  dort  zur  Geltendmachung  seiner  Rechte  sofort  veranlaßt  sehen 
mußte,  wahrend  der  erste  Pfandgläubiger  von  der  zweiten  Verpfän- 
dung möglicherweise  gar  keine  Kunde  erhielt.  Demgegenüber  hat 
allerdings  Aubert-j  sowohl  als  Fr.  Brandt ')  in  der  ersten  Ilalfte  der 
Stelle  unter  dem  „er  ved  ätti"  den  Verpfander  als  Eigentümer  des 
Pfandobjektes  verstehen  und  somit  die  Bestimmung  auf  den  anderen 
Fall  beziehen  wollen,  da  der  Pfandgläubiger  seinerseits  das  in  seinen 
Besitz  überg^angene  Pfandobjekt  veräußern  würde;  indessen  scheinen 
die  für  diese  Auslegung  geltend  gemachten  GrUnde  nicht  von  durch* 
schlagender  Bedeutung  zu  sein  und  überdies  durch  Gegengründe 
aicfa  vollständig  widerlegen  zu  lassen.  Man  hat  für  jene  Deutung 
gekend  gemacht,  daß  sie  einen  ungezwungenen  Anschluß  an  die 
unmittelbar  vorübergehenden  Worte:  „nü  ef  madr  i  (6  at  heimta  at 
ööram,  ok  tekr  hann  ved  fjärs  sfna  t  einum  hveijum  grip*'  bieten  in» 
dem  sie  nicht,  wie  die  oben  vertretene  Auslegung,  einen  sofortigen 
Wechsel  des  Subjektes  anzunehmen  zwinge;  ferner,  dad  eine  aus 


•)  GJiL.  40  und  78.  *)  anfj.  O.,  S.  54. 

'}  Bradstykkcr,  S.  117;  t  orelxsniager,  I»  S.331. 


340 


AbscImiU  I.    Das  veö. 


unserer  Stelle  geschöpfte  Bestunmufig  des  gemeinen  Landrechtes 
und  Stadtrechtes  *)  von  einem  Kinlösen  des  Pfandes  binnen  Jahres- 
frist spreche,  was  denn  doch  nur  auf  den  Verpfänder  und  nicht  auf 
den  Pfandc^fhiubijTer  bezogen  werden  küntie.  Aber  ein  plötzlicher 
Wechsel  des  Subjektes  ist  der  altnordischen  Sprache  allzu  gcLiufi?. 
als  daß  er  an  unserer  Stelle  anstößig  erscheinen  könnte,  und  in  den 
Gesetzbuchern  des  K,  Magnus  lagabtrtir  scheint  unsere  stelle,  wie 
dies  später  noch  darzulegen  sein  wird,  absichtlich  geändert  worden 
zu  sein,  wobei  nur,  wie  dies  in  denselben  so  oft  \'or7.ukommen  pflegt 
trotz  der  Veränderung  ihres  Sinnes  der  Wortlaut  der  benützten  Vor- 
lagen möglichst  unverändert  beibehalten  wurde.  Entscheidendes 
Gewicht  dürfte  aber  folgender  Schlußfolgerung  bcizul^en  sein.  Zu- 
folge der  ganzen  Anlage  des  altnordischen  Pfandrechtes  konnte  dem 
Pfandgläubtger  die  Veräufiening  des  Pfandobjektes  unmöglich  ab- 
solut verboten  sein,  sondern  immer  nur  relativ,  nämlich  insoweit; 
als  dieselbe  noch  vor  der  VerfaUzeit  erfolgen  wollte;  diese  VetMuA 
aber  konnte  dabei,  wie  dies  unten  noch  auszuführen  sein  wird,  ent- 
weder im  Vertragswege  bestimmt  sein,  oder  auch,  wenn  sie  beim 
Vertragsabschlüsse  unbestimmt  gelassen  worden  war,  auf  Grund  eines 
im  Rechte  vorgezeichneten  Verfahrens  erst  hinterher  festgestellt 
werden.  Wie  sollte  nun  demgegenüber  unsere  Stelle  dem  Vc^ 
•pfänder  in  F3e7:ug  auf  das  vom  Pfandglaubiger  verauüeric  i'fandobjdct 
einfach  ein  Vindikationsrecht  einräumen  können,  ohne  dabei  ir|:::end- 
wie  anzudeuten,  daß  ihm  dieses  nur  in  dem  Falle  zukomme,  wenn 
die  Veräußerung^  vt>r  dem  Eintritte  der  Verfallzeit  erfolgt  war,  und 
wie  sollte,  nachdem  doch  zuvor  nur  der  vertragsmäßigen  Bestimmung 
der  Verfallzeit  gedacht  worden  war,  nunmehr  im  weiteren  Verlaufe 
der  Stelle  auch  der  weitere  Fall  mit  umfaßt  werden,  da  die  VerfaU- 
zeit in  Ermangelung  einer  maßgebenden  Verabredung  erst  hinteriicr 
durch  ein  besonderes  Verfahren  bestimmt  worden  war?  Aubert 
freilich  sucht  diesen  Einwänden  dadurch  zu  begegnen,  da6  er  aa- 
oimm^  unsere  Stelle  beziehe  sich  nur  auf  den  Fall,  da  die  Veifalbeit 
nicht  vertragsweise  ausbedungen  worden  sei;  sie  lasse  femer  die  du* 
jährige  Frist  fUr  die  Anstellung  der  Vindikationsklage  nicht  von  dem 
Zeitpunkte  der  widerreditiichen  Veräuflerung,  sondern  bereits  von 
dem  Zeitpunkte  der  Verpfändung  an  laufen;  sie  setze  endUch  dtf 
Vorhandensein  einer  Rechtsregd  voraus,  vermöge  deren  jedes  Pfandr 
für  welches  die  Verfallzeit  nicht  vertragsweise  festgesetzt  worden  WIIV 
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binnen  eines  Jahres  vom  läge  der  Verptandunj^  an  t:^c:crh!ict  zu 
verfallen  habe.  Aber,  wenn  zwar  richtig  ist,  daß  unsere  Bestimmung 
im  gemeinen  Landrechte  und  Stadtrechte  des  K.  Magnus  in  dieser 
Richtung  ausgeprägt  vorliegt,  so  fehlt  doch  jeder  Anhaltspunkt  für 
die  Annahme,  daß  auch  schon  das  ältere  Provinzialrecht  trotz  seiner 
sehr  erheblich  abweichenden  Wortfassung  in  derselben  Weise  zu 
verstehen  seL  Nirgends  ist  in  diesem  angesprochen,  dafi  das  Pfand, 
itir  welches  vertragsmäßig  keine  Verfallzeit  ausbedungen  ist,  binnen 
Jahresfrist  verfalle,  vielmehr  wird  sich  noch  zeigen,  daß  aller  Wahr- 
scheinlichkeit nach  unter  dieser  Voraussetzung  die  Verfallzeit  des« 
selben  in  ganz  anderer  Weise  festgestellt  werden  mußte.  Die  ein- 
jährige Frist  fär  die  Verjährung  der  Vindikationsklage  läuft  femer 
flicht  nur  dem  ganzen  Zusammenhange  der  Stelle  nach  nicht  vom 
Zeitpunkte  der  Verpfandung,  sondern  erst  vom  Zeitpunkte  der  wider- 
rechtlichen Veräußerung  ab,  sondern  es  läßt  sich  auch  nur  unter 
dieser  Voraussetzung  belViedigeud  erklären,  warum  für  den  Fall  der 
Abwesenheit  des  Klagsherechtigtcn  diese  Verjährungsfrist  erst  von 
dem  Zeitpunkte  seiner  Heimkehr  an  zu  laufen  beginnen  soll.  länd- 
lich wird  auch  mit  keinem  Worte  angedeutet,  daß  sich  unsere  Stelle 
nur  auf  den  Fall  beziehen  wolle,  daß  die  Verfallzeit  nicht  vertrags- 
weise festgestellt  sei,  während  doch,  wenn  dies  die  Meinung  gewesen 
wäre,  eine  desfallsige  Bemerkung  um  so  nötiger  gewesen  wäre,  weil 
in  den  ihr  vorhergehenden  Worten  gerade  umgekelut  ausdrücklich 
von  einer  derartigen  Bestimmung  der  Verfalkeit  gesprochen  worden 
war.  So  wird  es  sich  demnach  empfehlen,  bei  der  oben  gegebenen 
Deutung  stehen  zu  bleiben,  vermöge  deren  unsere  Stelle  einerseits 
dem  Pfandgiättbiger  fiir  den  Fall  der  Veräußerung  des  Pfandobjektes 
durch  den  Verpfänder  eine  Klage  wie  um  anderes  vitaffi  einräumt, 
was  anderweitig  nur  noch  von  einer  weiteren  Stdle  ausgesprochen 
wird,  welche  kaum  als  hierher  gehörig  betrachtet  werden  darf,^) 
andererseits  aber,  wais  sonst  entschieden  nirgends  bezeugt  ist,  dieses 
Klagerecht  an  eine  kurze  Verjährungsfrist  bindet.  Aus  dieser  Deu- 
hing  ergibt  sich  aber  für  uns  sofort  die  weitere  Schlußfolgerung, 
daß  auch  für  den  Fall,  da  der  Besitz  des  Pfandobjektes  dein  Sv  liulducr 
belassen  wurde,  durch  den  bloßen  Absciiluß  des  Verpfandungsver- 
trages dem  Pfandgläubip;er  ein  sofortiges  dingliches  Recht  erwuchs, 
welches  sich  je  nach  Umständen  auch  dritten  Personen  L;ef:,'enuber 
geltend  machen  ließ.  —  Im  übrigen  ist  das  Rechtsverhältnis,  welches 
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durch  den  Vertrag  begründet  wird,  etn^Mfa  folgeodes:  Ist  die  Schuld, 
zu  deren  Gunsten  das  vcÄ  bestellt  wurde,  eine  betagte  (  eindagat  fe), 
so  hat  der  Pfandglaubiger  am  Zahlta^^c  das  Pfandobjekt  dem  Schuldner 
zur  Auslösung  aii/.ubicten,  und  tjiit  dasselbe  sofort  aJs  verfallen  (for- 
ve^ija),  wenn  diese  daraufhin  nicht  erfolfjt;  Vi  den  Fall,  da  der  Besitz 
des  Pfandobjektes  ausnahmsweise  beim  Schuldner  verblieben  ist,  be- 
spricht die  Stelle  nicht  und  wird  sich  somit  wohl  annehmen  lassen, 
daß  solchenfalls  eben  nur  die  Form  des  Anbictens  des  Pfandes  zur 
Einlösung  entsprechend  modifiziert  worden  sein  werde.  Auch  der 
andere  Fall  wird  nicht  l>esprochen,  da  die  Ffandforderung  keine  be- 
tagte war;  indessen  läßt  sich  wohl  nicht  bezweifeln,  daß  solchenfalls 
die  unbetagte  Forderung  eben  in  der  sonst  üblichen  Weise,  nämlich 
durch  ein  Verfahren  mittels  krafa,*)  vorgängig  in  eine  betagte  zu 
verwandeln  war.  Auf  jenen  ersteren  Fall  wäre  zunächst  die  schoa 
mehrmals  in  Bezug  genommene  Regel:  ^tt  vedfe  ä  hverr,  ef  fyrir 
vittom  er  vedjat;  sceke  sem  vitafö'")  anzuwenden,  wenn  sic^  wie 
doch  kaum  anzunehmen,  Überhaupt  auf  Pfandverträge  mit  zu  be* 
ziehen  wäre,  sofeme  das  bei  ihr  vorgesehene  Einklagen  des  Pfand- 
Objektes  notwendig  voraussetzt,  daß  der  Pfandgläubiger  sich  nicht 
ohnehin  schon  in  dessen  Besitz  befindet;  aber  auch  wenn  wir  von 
dieser  Stelle  absehen,  wird  eben  doch  als  selbstverständlich  anzu- 
nehmen sein,  daß  eben  nur  das  Ausbleiben  der  Zalilung  am  Zahl- 
tage rechtsfr»rmlich  festzustellen  war,  ganz  wie  dies  bei  alicu  and 
jeden  betai^ten  Forderunq^en  zu  gi  schehcn  pflegte,  worauf  dann  ohne 
weiteres  dem  Pfandj^laubiger  eine  dingliche  Klage  auf  das  als  ver- 
fallen geltende  Pfand  zustand.  Aus  der  dinglichen  Natur  des  Pfand- 
rechtes ergab  sich  aber  für  den  Pfandgläubiger  auch  noch  der  weitere 
Vorteil,  daß  er  sich  im  Falle  der  Zahlungsunfähigkeit  seines  Schuldners 
an  das  Pfandobjekt  halten  konnte,  ohne  sich  einen  verhältnismäßigen 
AbKug  am  Betrage  seiner  Forderung  gefallen  lassen  zu  müssen,  wie 
solchen  die  übrigen  Gläubiger  zu  erleiden  hatten;^)  dasselbe  hatte 
sicherlich  auch  bei  der  Auseinandersetzung  des  Vermögens  eines 
geächteten  Mannes  zu  gelten,  obwohl  die  Quellen  dies  nicht  aus- 
drücklich aussprechen,*)  die  überhaupt  nur  von  der  Vermögensaus- 
einandersetzung eines  tiberschuldeten  Erblassen  reden.  Beachtens* 
wert  ist  aber  dabei,  daß  auf  den  Wert  des  Pfandobjektes  und  dessen 
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Verhältnis  zum  Betrage  der  Schuld  gar  kein  Gewicht  gelegt  wurde; 
dasselbe  verfiel  im  Nichtzahlungsfalle  einfach  dem  Gläubiger,  ohne 
daß  von  einem  Verkaufe  de8selt»en  oder  von  einer  Abschätzung  des- 
selben samt  Herausgabe  der  Hyperocha  an  den  Schuldner  die  Rede 

wäre,  und  umgekehrt  liegt  auch  kein  Grund  vor  zu  bezweifeln,  daß 
durch  das  Verfallen  des  Pfandes  die  Schuld  schlechthin  ihrem  ganzen 
Betrai^e  nach  als  getilgt  galt,  auch  weim  dieselbe  zufolge  des  unzu- 
reichcuden  Wertes  des  i-*fandobjektcs  tatsachlich  nicht  ihrem  vollen 
Umfange  nach  gedeckt  war.  Die  Fordcrunt^f  war  also  insoweit  aus- 
schließlich auf  das  Pfandobjekt  angewiesen,  waiirend  sie  andererseits 
dieses  auch  seinem  vollen  Werte  nach  beanspruchen  konnte,  wenn 
anders  die  Zahlung  nicht  in  gehöriger  Weise  erfolgte;  mit  der  oben 
ausgesprochenen  Vermutung,  daß  der  Pfandgläubirer  die  Gefahr  fiir 
das  Pfandobjekt  nur  in  dem  Falle  zu  tragen  gehabt  habe,  wenn 
dieses  in  seinen  Besitz  gelangt  war,  stebt  jene  Regel  selbstverständlich 
nicht  im  Widerspruche. 

Es  muß  nun  aber  noch  bemerkt  werden,  daß  unser  Rechtsbuch 
neben  der  Verwendung  des  ved  im  pfandrechtlichen  Sinne,  von 
welcher  bisher  allein  die  Rede  war,  noch  eine  ganz  andere  Anwen- 
dung desselben  kennt  Gelegentlich  seiner  Darstellung  des  gericht- 
ficbeo  Verfahrens  in  Stammgutssachen  erwähnt  dasselbe  nämlich, 
wie  an  dem  dritten  von  drei  sich  folgenden  Privatgerichten  die 
Streitteile,  welche  ihren  Rechtsstreit  an  diesen  zu  keiner  endgültigen 
Entscheidung  bringen  konnten,  in  Bezug  auf  diesen  weiter  verfahren 
sollten;  „|>eir  scolo  annatt  tveggja  vcöja,  seöa  afhita  annarr  tveggja 
af  smu  male'*  heißt  es  dabei,  und  werden  diese  Worte  sodann  fol- 
gendermaßen des  näheren  erläutert.  Von  den  zwölf  Richtern,  mit 
welchen  das  dritte  Privatgericht  besetzt  ist  und  von  welchen  je  sechs 
von  jedem  der  beiden  streitenden  Teile  ernannt  sind,  soll  jeder  zwei 
aurar,  also  die  Gesamtheit  der  sechs  Richter  einer  jeden  Partei 
zwölf  aurar  =  l  ^'^  Mark  in  unparteiische  Hand  legen  (leggja  undir 
jamna  hondX  und  über  diese  ihre  „veöjan"  sollen  sie  unparteiische 
Zeugen  aufrufen,  worauf  dann  die  Streitteile  selbst  „ddme  ved- 
jadom"  an  das  Viertelsding  ziehen  sollen.  Am  Viertelsdinge  werden 
dann  die  Zeugen  vorgeführt,  welche  beigezogen  worden  waren  „|)ä 
er  |)eir  veöjaöo",  und  spricht  hierauf  das  Ding  sein  Urteil;  ist 
dieses  ein  einstimmiges,  „|»a  ero  aörir  veöjadar,  ok  skrökvattar,  ok 
af  sökn  sinni",  wogegen,  wenn  Einstimmigkeit  nicht  zu  erreichen  ist. 
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f^ömc  vedjaöom"  an  das  fyllds|)iog  gezogen  wird.    Von  diesem 
geht  der  Zug,  wenn  auch  an  ihm  kein  einstimmiges  Urteil  zu  er- 
langen ist,  an  die  lögrdtta,  d.  h.  an  das  Gula|ung,  und  findet  die 
Sache  durch  deren  Spruch  ihre  endgültige  Erkdigung,  bezü^icfa 
deren  gesagt  wird:  «»nü  hafa  |ieir  döme  skotit  i  lögr^tto,  |)a  verOa 
)>ar  aÖrar  veöjader,  ok  af  sinu  mäle,  |>ä  talca  hioir  vedf6  sitt 
undan  jamnre  hende  tiri  auia  af  hveijum  |>eirra,  er  vedjadr  var; 
en  |)eir  skolo  boeta  aurum  3  hverr  |ieuTa  viö  erendreka  kooongs. 
*  ok  bceta  svä  aptr  mtsdoeme  sitt;  nü  ero  vittar  hans  skrökvattar, 
|>eir  skolo  boeta  morkom  3  hverr  |>ehTa  vi5  erendreka  konongs,  er 
Jiat  vitni  baro,  ok  bera  alldri  ööals  vitni  siöan."    An  einer  weiteren 
Stelle,  welche  von  dem  Ungehorsamsvcrfahrcn  in  Stamm f^utssachcü 
handelt, ')  wird  ferner  gesagt,  dati  der  Beklagte,  welcher  seiner  Ver- 
pllichtung  nicht  gehörig  nachkommt,  das  halbe  Privatgericht  zu  er- 
nennen, leiden  müsse,  daß  der  Kläger  seine  Klage  und  seine  Be- 
weisführung vor  dem  unvollstandip^  !>eset/.tcn  Gerichte  vorbringe,  daß 
er  überdies  das  Recht  auf  die  Führung  eines  Gegenbeweises  einbüße 
und  „hvergi  smu  male  skjöta,  ne  ve<^jan  bjööa"  dürfe.    Die  baciie 
stand  also  so,  daß  von  dem  letzten  der  drei  sich  folgenden  Privat- 
gerichte der  Zug  an  die  Dinggerichtc  ging  und  zwar  in  der  Ait, 
daß  von  diesen  zunächst  das  heradst»fng,  eventuell  das  fylkis)iia^ 
subeventuell  endUch  das  lögi>ing  angegangen  werden  konnte;  beim 
Übergange  aber  an  die  Dinggerichte  hatten  die  Richter,  welche  von 
den  beiden  Parteien  in  das  Piivatgericht  ernannt  worden  wareo,  je 
zwei  Unzen  zu  deponieren,  und  wurde  sodann  am  Dinggerichte  eine 
dreifache  Frage  entschieden,  nämlich  einmal,  ob  die  Zeugen  der 
einen  oder  die  Zeugen  der  anderen  Partei  falsch  ausgesagt  habea 
und  dafür  in  die  gesetzliche  Strafe  zu  nehmen  seien,  zweiten?,  ob 
die  eine  oder  die  andere  Partei  sachfallig  und  darum  mit  ihrem  Ad* 
Spruche  zurückzuweisen  sei,  endlich  drittens,  ob  die  Richter  der  einen 
oder  der  anderen  Tartei  wegen  falschen  Spruches  zu   bestrafen  und 
zugleich  zum  Verluste  der  von  ihnen  deponierten  zwölf  Unzca  zu- 
gunsten de<  ()b>i<'fcjendcn  Teiles  zu  verurteilen  seien.    Man  sieht,  die 
Depositiou  einer  bc^tininUen  ("icMsuinme  seitens  der  beiden  RichttT- 
gruppcn  gilt  als  cnie  wesentliche  l  ormalitiit  bei  dem  Zu^c  an  das 
Dinggericht,   weshalb  denn   auch   beim  Ungehorsamsvertahren  die 
Ausschließung  des  Ungehorsamen  von  dem  Zuge  an  das  Dinggericht 
zugleich  als  Ausschließung  desselben  von  dem  Rechte,  die  Hinter* 
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kgitog  jener  Geldsumme  zu  fordern,  bezdclmet  werden  kann.  Die  Be- 
zeichnung jener  Geldsumme  als  vedfe,  ihrer  Hinterlegung  als  vedjar 
u.  dgl.  m.  weist  darauf  hin,  dafi  man  die  Hinterlegung  der  Geld<^ 
summe  als  etwas  mit  der  Bestellung  eines  Pfandes  durchaus  Gleich- 
artiges ansah,  während  sie  doch  in  unseren  Augen  vielmehr  den 
Charakter  der  Eingehung  einer  Wette  als  den  einer  Verpfändung  zu 
tragen  scheint  Von  hier  aus  erscheint  denn  auch  als  zvvtilcilutli^ 
ob  die  schon  mehrfach  angeführten  Worte  einer  weiteren  Stelle:^) 
,^itt  vcOfc  a  hvcrr,  cf  ftri  vattom  er  vet^jat^  sake  bcin  vitafc,'* 
nur  auf  die  Verpfändung^,  oder  nur  auf  die  Wette,  oder  auf  beide 
Geschäfte  zu  beziehen  seien.  Ich  behalte  mir  für  einen  spateren  Ort 
die  Untersuchung  der  Frage  vor,  wieweit  sich  in  der  Tat  für  Ver- 
pfandung und  W^ette  geraeinsame  Gesichtspunkte  auffinden  lassen^ 
und  nicht  minder  soll  erst  später  erörtert  werden,  wieweit  etwa  der 
Spracli^'cbrauch  der  Quellen  zwischen  beiden  Instituten  einigermaßen 
unterscheide^  indessen  mag  schon  hier  vorweg  bemerkt  werden,  da& 
der  Ausdruck  veö{6,  soviel  ich  sehe,  in  den  norwegischen  Quellen 
stets  nur  die  Wettsumme,  dagegen  nie  das  Pfandobjekt  bezeichnet,, 
und  das  Zeitwort  vedja  immer  nur  im  Sinne  von  wetten,  nicht  aber 
im  Sinne  von  verpfänden  gebraucht  wird,  ein  Sprachgebrauch,  an 
wekhem  auch  die  älteren  schwedischen  Rechts(iuellen  nach  beiden 
Seiten  hin  festhalten.*)  Um  dieser  Verschiedenheit  der  Terminologie 
willen  dürfte  die  obige  Stelle  demnach  dem  Rechte  der  Wette  und 
flicht  dem  des  Pfandrechtes  zuzuweisen  sein. 

Ungleich  weniger  als  die  ii\>\..  bieten  für  das  vet^  die  übrigen 
Rechtsbucher.  Die  F  r  o  s  t  u  |)  i  n  gslög  zunächst  zeigen  L;an/,  die- 
selbe Zwiespältigkeit  der  Gestaltung,  wie  wir  sie  in  den  GI)L.  kennen 
gelernt  haben.  Auf  der  einen  Seite  näniHch  erwähnen  sie  das  ve(V 
gelegentlich  der  Vormundschaft.  Sie  fordern,  daß  der  Vormund, 
welcher  unter  seiner  Verwaltung  stehendes  IVIundclgut  aus  dem  Ding- 
bezirke wegfuhren  will,  innerhalb  dieses  Bezirkes  Grundbesitz  von. 
solchem  Werte  haben  müsse,  daß  er  für  den  Betrag  des  Mündel- 
gutes  volle  Deckung  zu  bieten  geeignet  (fuUveöja)  sei;  da&  ferner 
die  Ländereien,  welche  für  das  Mündelgut  verpfändet  wurden  (er  i. 
veA  er  lögö  ümaga  fjir),  nicht  veräulSert  werden  dürfen,  ehe  der 
Vormund  nach  beendigter  Vormundschaft  seinen  Mündel  vollständig 
befriedigt  hat;  daß  endlich  der  Mündel,  wenn  sie  dennoch  veräußert. 


*)  Gj[)L.  144.  *}  vgl.  V.  .\njira,  Obligationsreclit,  I,  S.  194,  197  und  199.. 
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wurdeiip  nach  erreichter  VoUjährigkeit  sich  zu  ihnen  ziehen  und  sie  so 
lange  in  seinem  Besitze  behalten  kann,  bis  er  mit  seinen  Foideningen 
befriedigt  ist  Wir  können  aus  diesen  Angaben,  so  dürftig  sie  sind, 
^och  immerhin  entnehmen,  dafi  auch  nach  diesem  Rechtsbuche  Uc* 
gendes  Gut  als  ved  bestellt  werden  konnte;  daß  auch  nach  ihm  die 
Übertragung  des  Besitzes  am  Pfandobjekte  auf  den  Ffandgläubigcr 
keineswegs  erforderlich  war;  dafi  endlich  auch  nach  diesem  Redite 
<Jurch  die  bloße  Verpfändung  sofort  ein  dingliches  Recht  für  den 
Ijrlaubigcr  erwuchs,  welches  ihm  erlaubte,  auch  dritten  Persüoen 
gegenüber  klagweise  aufzutreten.  Ob  freilich  im  gegebenen  Falle 
ein  förmlicher  Verpfändungsvertrag  abzuschließen  war,  oder  ob  der 
Pfandnexus  schon  von  Rechts  we^'cn  und  ohne  einen  solchen  ein- 
trat, ob  ferner,  was  der  Wortlaut  der  Stelle  nahelegen  könnte,  die 
Verpfändung  im  gegebenen  Falle  dem  Glaubiger  nur  ein  Retentions- 
recht an  dem  Pfandobjekte,  oder  selbst  nur  das  Recht,  seine  Ver- 
äußerung zn  hindern,  gewätirt  habe,  oder  ub  ebenso  wie  nach  den 
Q\)L.  bei  beharrlicher  Zahlungsweigerung  des  Schuldners  auch  hier 
ein  Verfall  des  Pfandes  eintrat,  ist  aus  der  Stelle  nicht  ersichtlich, 
wenn  auch  nach  der  gesamten  Entwicklung  des  norwegischen  Plaod* 
rechtes  das  letztere  als  dringend  wahrscheinlich  bezeichnet  werden 
•darf.  Auf  der  anderen  Seite  zeigt  aber  auch  in  den  FrpU,  ganz  wie 
in  den  GpL.,  das  gerichtliche  Verfahren  eine  Verwendung  des  vefl^ 
und  zwar  bei  zweifacher  Gelegenheit  Einmal  nämlich  wird  ge- 
legentlich des  Verfahrens  in  Schuldsachen  die  Berufung  eines  ersten, 
zweiten  und  dritten  Privatgerichtes  (kvödudömr)  besprochen  uod 
dabei  bestimmt,  ^)  daß  am  dritten  Gerichte,  wenn  Einstimmigkeit 
nicht  zu  erreichen  ist,  die  vom  Kläger  crnannLcn  Richter  den  vom 
Üeklagten  ernannten  „vec^jan  bjööa"  sollen,  wobei  jeder  der  Richter 
zwei  Unzen  Silbers  „vef^ja"  soll.  Diese  Beträge  werden  zunächst 
in  dritte  Hand  (undir  iamna<Vir  hond)  geletzt:  hinterher  aber,  nach 
gefällter  lüitscheidung,  erhalt  der  c)bsic.[;eQde  Teil  das  „hvärs  j>eir 
hafa  veöjat".  Weiterhin  tritt  aber  nach  einer  zweiten  Stelle')  ein 
ganz  ähnliches  Verfahren  auch  bei  dem  Prozesse  in  Stammgutssachen 
ein  und  wird  hier  wie  dort  das  dritte  Gericht  als  „veÖj  anardomr" 
oder  „V  e  ö  j  a  ö  a  r  d  6  m  r",  d.  h,  verwettetes  Gericht  bezeichnet  Augea* 
scheinlich  ist  in  diesen  letzteren  Anwendungsfallen  wieder  ganz 
ebenso  entschieden  der  Charakter  einer  Wette  maßgebend,  wie  in 
jenem  ersteren  der  Charakter  einer  Verpfandung,  und  kennen  dem- 

<)  Frl»L.  X,  15.         *)  ebeoda,  XIl.  8. 
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nach  die  FrpL.  die  zwiefache  Anwendung  des  Institates  gfanz  in  der- 
selben Weise,  wie  dies  bei  den  GIlL.  der  Fall  ist  —  Dagegen  kommt 
das  veö  in  den  beiden  Reciitsbüchcm  der  östlichen  Reichshälfte  nur 
in  seiner  p  fand  rechtlichen  Gestaltun^j  vor,  wobei  aber  freilich  zu  be- 
rücksichtiL^en  ist,  dal3  wir  von  beiden  Rcchtsbiidiern  nur  die  das 
Christenrecht  behandelnden  Abschnitte  besitzen,  in  welchen  der  Natur 
der  Sache  nach  von  Verpfandvmf7  sowohl  als  von  Wette  nur  ganz 
zuräl!i{:^  und  ausnahmsweise  die  Rede  sein  kann.  Es  enthalten  aber 
dii  Borgar|jingsh)  ^  die  Vorschrift,')  daß  derjenige,  welcher  eine 
Leiciie  zur  Kirche  bringt,  ohne  sofort  die  Grabgebühr  (legkaup)  zu 
entrichten,  dem  Priester  „veö  1  egg  ja"  soll,  „eöa  vörßslumann  fä, 
|)ann  er  veÖjum  se  jafngöör";  die  Zusammenstellung  des  veft  mit 
der  Bürgschaft  läßt  in  diesem  Falle  keinen  Zweifel  über  die  Bedeu- 
tung des  cfsteren  ayfkommen.  Ganz  ebenso  lassen  femer  aueh  die 
£idsifa|>(ngsl6g  (ilr  das  legkaup  ein  Pfand  bestellen  (veft 
leggja);')  hier  wird  aber  noch  ausdrücklich  bestimmt,  dafl  das 
Pfandobjekt  doppelt  soviel  wert  sein  müsse  als  der  Betrag  der  Grab* 
gebühr,  und  dafi  es  verfallen  (forveöja)  sein  solle,  wenn  es  nicht 
vor  der  Siebent  ausgelöst  (Iceyst  üt)  werde,  während  der  Priester 
nichtsdesCoweniger  seine  (rebühr  zu  fordern  habe.  Diese  letztere 
Bestimmung  hat  selbstverständlich  mit  der  Natur  des  veö  als  solchem 
nichts  zu  tun,  trägt  vielmehr  auj^enscheinlirh  einen  nur  strafwcisen 
Charakter  und  ist  auch  aus  der  jüngeren  ik  ariieitunir  des  Rechts- 
buches verschwunden ;  dati^ej^en  berührt  sich,  was  über  das  Verhältnis, 
welches  zwischen  dem  Werte  des  Pfandobjektes  und  dem  Betrage 
der  Ffandforderung  gesagt  ist,  mit  analogen  Hcstinimungen  des  älteren 
islandischen  Rechtes,  da  man  doch  kaum  wird  annehmen  dürfen,  daö 
die  neben  der  Pfandauslösung  stehende  Gebühr  des  Priesters  durch 
den  Wert  des  Pfandobjektes  mit  gededct  werden  wollte.  Im  übrigen 
aber  liegt  kein  Grund  zu  der  Annahme  vor,  daß  die  anderen  nor- 
wegischen Provinzialrechte  in  der  Lehre  vom  ved  irgendwie  erheblich 
von  dem  Rechte  des  Gula|rfnges  abgewichen  seien;  vielmehr  sprechen 
umgekehrt  zwei  Umstände  sehr  bestimmt  daliir,  daß  unter  ihnen 
aflen  auf  diesem  Gebiete  eine  grundsätzliche  Übereinstimmung  gc« 
iwnacht  haben  werde.  Einmal  nämlich  geht»  wie  dies  unten  noch 
nachzuweisen  sein  wird,  sowohl  das  ältere  isländische  Recht  in  der 
Hauptsache  denselben  Weg  mit  den  GpL.,  als  auch  folgen  die  Ge> 
setzbticher  der  späteren  Zeit  in  Norwegen  noch  wesentlich  derselben 


»)  BI»L.  1,  12;  II,  21,  III,  l6.  «)  E]»I-.  I,  48;  II,  37. 
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Richtung;  sodann  aber  setzen  auch  die  Erzählungen  der  mytho- 
logischen, fjcsrhichthchen  und  romantischen  Quellen  durchaus  die- 
selbe Gestaltung  des  Rechtes  voraus,  wie  sie  oben  auf  Grund  der 
GI)L.  geschildert  wurde.  Auf  ihren  einschlägigen  Inhalt  ziehe  ich 
indessen  vor,  erst  an  einem  späteren  Orte  einzugehen,  weil  bezü^ich 
ihrer  schwer  mit  einiger  Sicherheit  auszuscheiden  ist,  was  dem  älterea 
norwegischen  und  was  dem  älteren  islandischen  Rechte  zugewiesen 
werden  muß. 


$  3.   Das  Recht  des  isländischen  Freistaates. 

Auch  das  altere  islandische  Recht  kennt  ein  Rechtsiiistitut,  für 
welches  dasselbe  die  Bezeichnungen  veö,  lögved,  vedmäli  ver- 
wendet, und  zwar  zeigt  dasselbe  bei  manchen  Abweichungen  im  ein- 
zelnen im  großen  und  ganzen  wesentlich  denselben  Charakter  wie  das 
veö  im  altnorwegischen  Rechte.  Als  Gegenstand  des  Vertrages 
kann  zunächst  Land  vorkommen,  und  es  scheint  zumal  sehr  üblidi 
gewesen  zu  sein,  dafi  sich  der  Verkäufer  von  solchem  ein  Pfandrecht 
an  demselben  zugunsten  seiner  Forderung  auf  den  Kaufpreis  vorbe- 
hielt, da  nicht  nur  unsere  beiden  Rechtsbücher  mit  den  Worten  r 
„ef  maör  selr  land  sitt  manne,  ok  vill  haon  lei^gja  a  löjefmala  eöt 
lügvc(V"  bei  der  Besprechung  des  Gegenstandes  von  dk>cni  Falle 
ihren  Ausgangspunkt  nehmen, ')  sondern  auch  das  eine  von  ihnen 
mit  den  Worten:  „nu  vill  maör  leggja  lögve(^  1  land  manns,  iiv^in 
sem  hann  ättc  [»at  laiul  aiV-,  eöa  er  [tat  er  \k\  selr  hann  honom"  noch 
besonders  hervorzuheben  sich  bemuüit^t  sieht,  ')  daß  sich  der  Ver- 
trag ebensogut  auf  Land  beziehen  könne,  welches  dem  Verpfander 
bereits  früher  gehörte,  als  auf  solches,  welches  ihm  eben  erst  von 
dem  angehenden  Pfandglaubiger  verkauft  wurde.  Der  Vertrag  kana 
aber  nicht  minder  auch  auf  Fabrhabe  Anwendung  linden,  wie  denn 
einmal  „1  eigine  annars  manns,  hvdrt  sem  er  land  eöa  annat  f<^ 
gesagt,*)  oder  „i  lande"  und  „gripir  adrir"  sich  gegenübergestellt 
wurden^)  u.  dgl.  m.;  wenn  wiederholt  „gripir"  als  Gegenstand  der 


Konungsbök,  102, 9S;  SiaÖarh6lab6k,  401/432. 
*)  StaOarhöIsbök,  401/433. 

'}  Konifn£sb6k,  192/99;  StaÖarh6Ub6k,  401/433. 

*)  Koniingsbök,  192/99—100;  StaOarhölsbök,  401/433. 
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Verpiandung  erwähnt  werden, ')  so  ist  dabei  zunächst  an  bewegliche 
Sachen  höheren  Wertes  zu  denken. 

Hinsichtlich  der  Formen,  welche  beim  Abschlüsse  des  Ver- 
trages einzuhalten  sind,  geben  unsere  Rechtsbücher  sehr  bcstimnitc 
Vorschriften,  welche  man  sich  freilich  an  ganz  verschiedenen  Stellen 
derselben  zusamtnenzusiichcn  hat.  Fest  steht  zunächst,  daß  tlcr  Ver- 
tragsabschluß durch  Handschlag  (handsul^  crlolgen  muß,  wobei 
die  sämtlichen  Bedin^uni^a-n,  unter  welchen  er  erfolgte,  in  die  \'er- 
tragsformcl  aufzunehmen  waren;  unsere  Rcchtsl:)uchcr  stellen  nandich 
ausdrücklich  die  Regel  auf:  -)  „et  maör  selr  land  sitt  manne,  ok  vill 
hann  leggja  ä  lögmäla  eöa  lr»gve(!^r,  ok  eiga  Jieir  at  handsalaz  |»ann 
mala,  sem  l)eir  ero  ä  sattir,  eöa  veö".  I'ei  dem  Vertragsabschlüsse 
muß  überdies,  wenn  derselbe  rechtsgültig  sein  soll,  das  Pfandobjek^ 
auf  weiches  er  sich  bezieht,  den  Vertragszeugen  vorgewiesen  werden, 
es  sei  denn,  da6  dasselbe  ihnen  ohnedies  schon  so  bekannt  wäre, 
wie  wenn  man  es  ihnen  gezeigt  hätte;  außerdem  mu6  aber  der 
Vertrag  auch  noch  vor  fünf  Nachbarn  (büar)  des  Verp(anders  be- 
kanntgegeben werden.  Unser  älteres  Recbtsbuch  zeigt  diese  Vor- 
schrift in  die  Lehre  vom  Exekutionsgerichte  (feransdömr)  eingestellt, 
und  lautet  dieselbe  hier:  ^)  „en  jja  er  at  lögom  at  farit,  er  S3^nt  er 
vattom  vedmäle,  enda  er  |)ö  r^tt,  ef  |»eim  er  svä  kunnt  |iat  fe,  er 
veftraielt  er,  at  |ieir  hafa  sct;  en  lysa  skal  veömäla  fyrir  büom  5, 
|ic.>s  manns  buum,  er  le  sitt  let  vcömaila" ;  in  unserem  jüngeren 
Rcchtsbuchc  fmden  sich  dagegen  dieselben  Regeln  mit  gcrinL;hiq^i(^en 
Änderungen  in  ihrer  VVortfassung  zuerst  in  die  Lehre  vom  Schuliien- 
gerichte  ')  und  dann  nochmals  in  die  Lehre  vom  Grundgüterrechte 
an  der  Stelle  emgeschaltet,  welche  überhaupt  von  der  Ver]Man(:lung 
handelt Endlich  mußte  aber  auch  noch  am  nächsten  Alldinge 
nach  dem  Vertragsabschlüsse  eine  feierliche  Bekanntmachung  (lysing) 
des  Vertrages  vom  lögbergc  aus  erlassen  werden,  vermöge  der  Regel:*) 
„jiann  mäla  skal  lysa  at  löqhergi  eöa  |)at  veö,  sem  |)eir  höndsöluöuz 
bit  naesta  aljiingi  eptir  kaup  (leirra".  Nur  für  den  Fall,  da  das  Pfand- 
objekt bereits  im  nächsten  Frühjahre  verfallen  und  der  Vertrag  somit 
seine  Wu-ksamkeit  gar  nicht  bis  zum  nächsten  Alldinge  erstrecken 

vgl.  die  zuletzt  angefülhrte  Stelle;  ferner  Koniingsbök,  62/114  und  333/151» 
•owic  StaÖarhölsbök,  185/227  und  186228—29. 

^)  Koniingsb6k,  1929S;  Staöarhölsbdk,  401/432. 

")  KonUnp^brtk,  62/114 — 15. 

*)Staöarhulsbuk,  i So/228 — 29.  *)  ebcndn.  401/433. 
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sollte,  durfte  nach  unserem  jüngeren  Recbtsbucfae  die  Irsing  am  lög- 
berge unterbleiben,  wogegen  jene  andere  Bekanntmachung  inoeclialb 
des  nächsten  Monates  nach  dem  Vertragsabschlüsse  zu  erfolgen  hatte, 
und  zwar  vor  ftlnf  heimilisbüar  des  Verpfanders,  wenn  es  sich  um 
Fahrhabe,  dagegen  vor  fünf  landbüar,  wenn  es  sich  um  Land  han 
delte;')  letzteres  zwei  Vorschriften,  welche  unbcdenkiu  a  durhau; 
den  regelmäßigen  Fall  hinuberbezogen  werden  dürfen,  da  der  ik- 
kanntmachung  vor  den  Nachbarn  noch  jene  zweite  am  AUding^c 
nachfol}^.  Es  sind  demnach  drei  Förmlichkeiten  wohl  auseinander 
zu  halten,  an  deren  Erfüllunt^  das  Zustandekommen  eines  rechts- 
gültigen Verpr-indungsv'crtrages  gebunden  ist,  nämlich  der  At^Wuß 
dieses  Vertrages  selbst  mittels  Handschlages  und  vor  beigezogenen 
Zeugen,  dessen  nachfolgende  Bekanntmachung  vor  fünf  Nachbarn, 
sei  es  nun  dfes  Verpfanders  selbst  oder  des  verpfändeten  Grund- 
stückes, endlich  die  nochmalige  Verkündigung  desselben  am  iMl* 
dinge,  welche  letztere  freilich  in  einem  bestimmt  bezeidmcten  Aus^ 
nahmsfalle  auch  unterbleiben  konnte.  Dafi  an  ein  paar  Stellen  nur 
von  dem  Vertragsabschlüsse  und  dessen  Bekanntmachung  vor  deo 
Nachbarn,  und  an  einer  anderen  nur  von  dem  Vertragsabschlasse 
und  seiner  Bekanntmachung  am  Alldinge  gesprochen  wird,*)  daif 
uns  an  der  Richtigkeit  dieses  Satzes  nicht  irre  machen;  das  erstere 
findet  ja  darin  eine  gewisse  Berechtigung,  daß  die  Bekanntmachung 
am  Alldinge  in  der  Tat  nicht  unter  allen  Umständen  notwendig 
war,  und  das  letztere  erklärt  sich  daraus,  daü  an  der  einschlaj,Mgcn 
Stelle  gleich  hinterher  mit  den  W  orten  „Jtd  er  lögmale  er  Kstr 
logvci"^  fyrir  huon^  fyrst,  en  sijian  at  lögbergi"  von  den  beiden  Be- 
kanntma«  hunL^en  nebeneinander  gesprochen,*)  oder  auch  der  aul  die 
Vcrkündigun;:;  \or  den  Nachharn  bczuijlichen  Bcstimmunsjen  aus- 
führlicher gedacht  wird,  ^)  beides  in  einer  Weise,  welche  deutlich 
erkennen  läßt,  daß  man  diese  erste  Verkündigung  gewissermaöen 
als  noch  zum  Vertragsabschlüsse  selbst  gehörig  betrachtete.  Weoo 
demnach  in  unserem  iüni::ercii  Rechtsbuche  die  zusammenteeode 
Regel  ausgesprochen  wird:*)  „ef  roenn  maela  sva  med  s6r,  at  eigi 
skyli  skylt  vera  at  handsalaz,  eöa  at  1^  malann  eöa  ved,  ok  a  |>it 


')  Staftarh6lsb6k,  401/433— 34. 

Konüngsbök,  6i  II4  — 13;  StaAarb6lsb6k,  186/228— 29. 

Kününj;sb6k,  1 92/98 — m  ;  StaAarhölsbök,  401/432—33. 

Konungsbuk,  19299;  in  StaÖarh6lsb6k,  401/434  folgt  der  SaU  aller- 
diogs  erst  etwa:»  später  nach. 
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ägi  at  halda,  cnda  er  |ia  hvartki  a  landeno  veA  ne  male,  en  [icir 
ven^a  ütlagir  ba(Mr  v•i(^  [mthi  er  sutt  viü  httfa;  skal  stcfna  heiman, 
ok  kve(>ia  til  heimilisbua  $  <i  |>ingc  |>cs.s  er  sottr  er*',  so  werden 
wir  diese  iicstimmunc^,  naturlich  vorbehaltlich  des  oben  erwähnten 
Ausnahmsfallcs  der  lysin^  am  lotibert^e,  aut  die  samtiichcii  drei  ICr- 
fordernisse  ganz  gleichmäßig  zu  beziehen  haben,  obwohl  nur  einer 
einzigen  lysing  gedacht  ist,  und  es  darf  uns  an  dieser  Annahme 
auch  der  Umstand  nicht  irre  machen,  daß  an  einer  zwriten  Stelle^) 
die  Ungültigkeit  einer  gesetzwidrigen  Abrede  dem  Zusammenhange 
nach  nur  in  Bezug  auf  den  Ausschluß  der  lysing  am  AUdinge,  und 
an  einer  dritten  Stelle  *)  umgekehrt  nur  in  Bezug  auf  den  Ausschlufi 
der  lysing  vor  den  Nachbarn  verhängt  wird.  Wir  werden  vielmehr 
daran  festhalten  müssen,  dafi  weder  die  handsöl  noch  die  Irsing  vor 
den  büar,  noch  endlich  die  l^aifng  am  lögberge  durch  eine  gegen* 
tdlige  Verabredung  der  Freien  ausgeschlossen  werden  konnte,  und 
ebenso  werden  wir  anzunehmen  haben,  dafi  nicht  nur  die  Rechts« 
beständigkett  des  Ffandvertrages  von  der  Einhaltung  aller  drei  Förm* 
Kchkeiten  abhängig  gestellt  war,  sondern  da0  die  Eingehung  eines 
gegcnteihgen  Vertrages  für  die  Kontrahenten  auch  eine  Geldstrafe 
von  drei  Mark  nach  sich  zog-,  welche  mittels  einer  Populaiktac^e  ein* 
^[etriebcn  werden  konnte,  obwohl  allerdinf^s  die  beiden  zuletzt  an- 
geführten Stellen  nur  jener  ersten,  nicht  auch  dieser  zweiten  Folge 
der  widerrechtlichen  Abrede  Erwähnung  tun.  Ein  paar  weitere 
Stellen,  welche  die  Gültigkeit  des  Verpfändiincfsvertracres  davon  ab- 
hangig stellen,  daß  bei  dessen  Abschluß  den  fjesetzlichcn  Vorschriften 
entsprechend  verfahren  worden  sei,  sind  hiermit  wohl  vereinbar. 
Die  eine  von  ihnen  ist  die  oben  bereits  angeführte,  welche  als  ge- 
gesetzlichen \  ertragsabsciüufi  denjenigen  bezeichnet,  bei  welchem 
das  Pfandobjekt  den  Saugen  gezeigt  wurde,  falls  es  ihnen  nicht 
oluiehin  schon  genugsam  bekannt  war,  und  bei  welchem  auch  die 
H^tig  vor  den  buar  erfolgte;*)  die  andere  aberfordert  ausdrücklich, 
dafi  lögom  veö  mselt  ok  Ij^st  at  lögom"  sei,*)  und  nimmt  dabei 
auf  die  oben  besprochenen  Erfordernisse  Bezug,  nur  freilich  ohne  sie 
mit  vollster  Genauigkeit  aufzuzählen.  Bedenklicher  ist  eine  weitere 
Stdle,  welche  sich  lediglich  in  unserem  jüngeren  Rechtsbucbe  findet, 
vod  welche  folgendermaßen  lautet:    „ef  maör  leggr  veö  i  land  manns, 

•)  Kooiingsbök,  192/99.  *)  Staflarhi..lsbuk,  i86/2a8 — 29, 

Koniingsbök,  62/114— 15;  StaOarhöl  sbö  k  ,  iS6'2a«. 
*)  KonungsbAk,  223/151;  Staöarliölabök,  185/227. 
*)  Staöarhölsbök,  402^445. 
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sä  er  hann  ä  fö  at  öörom,  enda  fare  hann  eigi  at  logom  med  veft- 
eno,  |ia  verör  enge  heimting  tU  landsens,  ok  sva  tU  fjärens  [less  er 
hann  lagde  veö  i  landet  fyrcr",  soferne  man  in  derselben  nicht  nur 
die  Ungültigkeit  der  Verpfändung,  sondern  überdies  auch  noch  den 

den  X'erlust  des  Klagerechtes  auf  die  Schuldfordorung  an  die  Nicht- 
einhaltung der  formellen  \  orsrhriften  iil>cr  da  i^mi^ehüng  des  Ver- 
pfändungsvertrages gcknüptt  (indcn  konnte-.  Man  müßtr  solchenfalls 
in  der  Bestimmung  eine  spätere,  unorr;anischc,  weil  ul)cr  die  Kon- 
sc(]U(.-n7.  des  krrlitt's  hinausgehende  lüitwicklung  des  alteren  Rechtes 
erkennen;  richtif^LT  durfte  es  indessen  sein,  die  Stelle  überhaupt  nicht 
auf  ein  unkorrektes  X'erfaliren  beim  Abschlüsse  des  Pfandvertrages 
zu  bezichen,  sondern  auf  eine  nicht  korrekte  Behandlung  des  hchüg 
begründeten  Pfandrechtes,  worauf  der  Ausdruck  „at  fara  eigi  atlögum 
meö  ve^eno"  in  der  Tat  auch  besser  paßt  So  verstanden,  gehört 
die  Stelle  gar  nicht  hierher  und  werde  ich  mich  später  noch  mit 
derselben  des  näheren  zu  beschäftigen  haben.  Da,  soviel  ich  sehe, 
des  Erfordernisses  der  bandsdl  immer  nur  an  Stellen  gedacht  wird, 
welche  von  einer  Verpfändung  von  Land  sprechen,  könnte  man  sich 
femer  versucht  fühlen,  dasselbe  mit  der  anderwärts  bezeugten  Vor* 
Schrift  in  Verbindung  zu  bringen,  daß  Verträge  über  Liegenschaften 
als  solche  ein  für  allemal  der  Zuziehung  von  Zeugen  bedurften,  um 
gültig  zu  sein,^  aufier  etwa,  wenn  das  verkaufte  Land  ganz  geringen 
Umfanges  war,  und  daß  unser  älteres  Rechtsbuch  sogar  kuizweg 
die  Re^cl  aufsiellt : ,,handsala  skal  landkaup  ,  sva  er  sem  ökcN'pt 
sc  ella".  Indessen  scheint  doch  eine  derartige  V  ermutung  durch  die 
Tats  1'  lie  widerlegt  zu  werden,  daß  auch  hei  der  Verpfandung  von 
Fahrhabe  das  Pfandubjekt  den  Zeugen  vor/u/eigen  war,  was  denn 
doch  7ugleich  mit  der  Hei/ieiuniL;  von  Zeugen  auch  den  Gebrauch 
der  handsöl  beim  \  crtragsabschlusse  vorauszusetzen  scheint,  wie  denn 
auch  die  doppelte  lysing  ganz  gleichmäßig  vorgeschrieben  war, 
mochte  nun  liegende  oder  fahrende  Habe  verpfändet  werden  wollen. 
—  An  das  Gebot  einer  zweifachen  lysfng  beim  Abschlüsse  des  \  er- 
pfandungsvertrages  schließen  sich  aber  noch  weitere  Vorschniiten 
an,  welche,  obgleich  nicht  auf  die  Eingehung  des  Vertrages  be» 
züglicb,  doch  gleich  hier  zur  Sprache  gebracht  werden  sollen,  wie 
sie  denn  auch  in  den  Quellen  in  diesem  Zusammenhange  abgehandelt 


*)  Kotnsngsbok,  vgl.  auch  Laxdccla,  47/310— la.  ' 

Slaüiirhulshük,  390/4114 — 19.  • 
*)  Konüngsbök,  i74/8a 


Digitized  by  Google 


§  3.    Das  Recht  des  isländiscbeo  Freistaates. 


359 


werden.*)  Tst  nämlich  die  zweifeche  Bekarnntmachung^  vor  den  Nach- 
barn und  am  Din^e  vorschriftsmäßig  erfolj^t,  so  soll  zwar  insolang;c 
keine  weitere  lysing  des  X'crtrages  inehr  nutig  sein,  als  die  beiden 
Kontrahenten  sowohl  als  die  von  ihnen  bei  der  Iv^mir  am  Ding 
beigezot;enen  Zcuj^'cn  noch  leben  und  dem  Pfand^iauln^fcr  ihrem 
Namen  nach  bekannt  sind;  daf^eijen  hat,  sobald  einer  dieser  vorbe- 
baltencn  Falle  eintritt,  eine  neue  lysin  am  1  ö  h  e  r  e  zu  er- 
folgen, welche  von  drei  zu  drei  Jahren  zu  wiederholen  ist,  wenn  das 
Ffandrecht  nicht  erlöschen  soll.  Die  angeführten  Stellen  besprechen 
diese  Regel  in  kasuistischer  Weise ;  deren  Abdruck  bedarf  aber  einer 
gering naiL^^cn  Ikrichtigung,  um  völlig  verständlich  zu  werden.  Un- 
sere Texte  fordern  nämlich  zunächst  die  Erneuerung  der  Irsing  so- 
wohl  ftir  den  Fall,  da  die  bei  der  früheren  Bekanntmadiung  beige- 
zogenen  Zeugen  sterben,  als  für  den  anderen,  da  der  Pfandgläubiger 
ihre  Namen  vergifit,  und  fiir  den  dritten,  da  der  Verpfänder  stirbt; 
unmittelbar  darauf  folgen  aber  die  Worte:  „Ef  sä  deyr  er  mälan 
atte,  |>a  scolo  erfingiar  ens  dauda  scipta  {>eim  mäla  meö  s^r.  Ef 
|ieir  ero  fleire  en  einn,  oc  scal  sä  l^sa  et  l>ri[)ia  hvert  sumar  at  lögbergi, 
er  mälann  i  eda  veö,  ef  |>at  er",  worauf  in  der  Konüngsbuk,  aber 
nidit  in  der  Staöarhölsbök,  noch  die  weiteren  Worte  sich  anschließen : 
„Rett  er  at  seija  uiVom  manne  i  Hund  at  lysa  veö  et^a  mäla".  Da 
ist  nun  klar,  daß  beim  'lOtle  des  Pfantigläubigers  die  Verpflichtung 
ziir  Erneuerung  der  lysmg  sich  unnuiglich  nur  auf  den  Fall  be- 
schränken kann,  da  dii'scr  mehrere  Miterben  hinterlaßt  und  unter 
diesen  sein  Pfandrecht  zu  teilen  kommt,  sondern  daß  sie  ganz  gleich- 
mäßig auch  in  dem  anderen  i-alk-  eintreten  muß,  da  derselbe  nur 
von  einer  einzigen  Person  beerbt  wird,  wie  denn  auch  unmittelbar 
zuvor  ausdrücklich  gesagt  wird:  „[)ann  mala  |>arf  eigi  optarr  at  lysa, 
mejian  |ieir  vättar  lifa,  ok  hann  man  vättanna,  ok  }>eir  lifa  bäj)ir  er 
|iann  mäla  ättaz  viö".  Es  ist  demnach  \  erkehrt,  die  Worte:  [leir 
ero  fleiie  en  einn"  zu  dem  folgenden  Satze:  „oc  scal  sä  l^sa"  usw. 
zu  ziehen,  wie  dies  ja  auch  schon  daraus  hervorgeht^  dafi  der  erstere, 
von  einer  Mehrheit  von  Personen  sprechende  Satz  nicht  wohl  den 
Vordersatz  zu  dem  zweiten  bilden  kann,  welcher  nur  von  einer 
Kdet;  jene  ersteren  Worte  sind  vielmehr  augenscheinlich  zu  dem 
ttamittelbar  vorhergehenden  Satze  zu  ziehen :  „t)a  skulu  eriingjar  ens 
<lauda  skipta  |)eim  mäla  med  s^r",  und  bedarf  somit  die  Stelle  le- 
diglich einer  Änderung  der  Interpunktion,  indem  vor:  „ef  |)eir  ero 


'}  Konungsbök,  I92;99;  Staöarbolsbuk,  401/434. 
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fleire  en  emn**  statt  des  Punktes  eio  Komma  zu  setxeo  uod  dem- 
gemäß der  grofie  Aniaiigstiucbstabe  durch  einen  kleinen  zu  enetzeo 
Ist^  wogegen  das  Komma  vor  „ok  skal  sä  Ij^sa"  stehen  Ueibea  kaan 
und  demnach  auch  das  folgende  „ok"  nicht  notwendig  mit  eioen 
grofien  Anfangsbuchstaben  zu  beginnen  braucht  So  vefbessert  sagt 
denn  die  Stelle  nur,  daß  mehrere  Miterben  des  Pfandgläubigers  sich 
in  dessen  Pfandrecht  zu  teilen  und  daß  unter  allen  Umständen  der 
oder  die  Krbcn  desselben  für  die  Erneut  rung  der  lysing  zu  sorgcu 
haben;  der  Zusatz  der  Konüngsbuk  aber,  uclcher  die  X'ornahme  der 
lysing  durch  einen  licvolhnächtigten  cbensüj^'ut  wie  in  cij^encr  Person 
gestattet,  bezieht  sich  ollcnbar  ebensowohl  aut  jene  zuvor  besprochenen 
Bekanntmachungen  als  auf  deren  spätere  Krneuerung,  und  enthalt 
überdies  nur  einen  ganz  selbstverständlichen  Satz,  dessen  Fehlen  in 
dem  jüngeren  Rechtsbuche  eben  darum  ohne  alle  Bedeutung  ist. 
Bei  der  durchgängigen  Willküriichkeit  der  Interpunktion  in  unseren 
beiden  Texten  würde  ich  übrigens  der  obigen  Berichtigung  nicht 
eingehender  gedacht  haben,  wenn  nicht  in  diesem  Falle  beide  Texte 
ganz  gleichmäßig  falsch  interpungieren  würden,  und  wenn  atch  oidit 
l)6rdr  Sveinbjömsson  in  seiner  lateinischen  *)  und  VÜh.  Finien  ia 
seiner  dänischen  Übersetzung  der  Stelle*)  durch  die  vericehite  Inter- 
punktion hätten  irrefuhren  lassen. 

Der  veömali  gewährt,  wenn  er  anders  rechtsgültig  ..bgcschlosseo 
Würden  ist,  dem  Pfandglaubiger  ein  sofortiges  dingliches  Recht, 
mit  well  heni  indessen  der  Besitz  des  Ptandobjcktes  nicht  verbunden 
zu  sein  brauchte  und  weniL'stens  der  Regel  «ach  auch  jedenfalls 
nicht  verbunden  war.  Danut  hangt  zusammen,  daü  im  Falle  einer 
mehrmaligen  \  erpfandunt;  einer  und  derselben  Sache  an  verschiedene 
Gläubiger  der  altere  Gläubiger  jederzeit  den  jüngeren  ausschlieft, 
aofeme  nur  beim  X'ertragsabschiusse  die  vorgeschriebenen  hormli  ii 
keiten  von  beiden  gleichmäßig  beobachtet  worden  waren.*)  Wenn 
dabei  bemerkt  wird,  daß  in  dem  umgekehrten  Falle,  da  nur  der  eine 
der  beiden  Glaubiger  beim  Vertragsabschlüsse  formell  konekt  ve^ 
fahren  war,  dieser  schlechthin  vorsugehea  habe,  sdbtt  wenn  er  der 
jüngere  sei,  und  dad  keiner  von  beidefi  ein  Pfandiechi  gdtefld  w 
machen  vermöge,  wenn  t>eide  gleichmäflig  inkorrekt  verlahreo  seieo. 
90  sind  dies  zwar  %*ollkommen  fichtige»  aber  auch  ganz  settuM- 
ständliche  Sätze,  wekhe  uns  keine  nmie  Belehrung  gewähren,  dt  vir 


»)  «i.  Arum.  II,  S.  337.  H,  S.  97- 
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ja  üben  bereits  gesehen  haben,  daß  die  Nichteinhaltung  der  wesent- 
lichen Förmlichkeiten  beim  Vertracfsabschlusse  die  Ungij!ti?_^^keit  des 
Vertrages  zur  Folge   hatte.     \'on  Krlicblichkcit  ist  duL;« m  11,  daß 
nicht  nur,  wie  bereits  gelegentlich  zu  bemerken  war,  beim  Tode  des 
Piandglaubigers  das  Pfandrecht  auf  dessen  Erben  übergeht  und  zwar 
so  daß  dasselbe  vorkommendenfalls  unter  mehrere  Miterben  geteilt 
wirdf')  sondern  daß  auch  die  kauf-  oder  schenkungiweise  Veräuße- 
rung seines  Pfandrechtes  dem  Pfandgläubiger  selbst  gestattet  isl^  und 
zwar  gleichviel,  ob  liegendes  oder  fahrendes  Gut  dessen  Gegenstand 
bildet*)  Beide  Rechtsbücher  fordern  dabei  iibereinstimmendt  dafi 
in  allen  Fällen,  in  welchen  ein  P^ndrecht;,  sei  es  nun  an  liegender 
oder  an  fahrender  Habe  in  die  Hand  einer  anderen  Person  als  die 
seines  ersten  Erwerbers  gelangt,  dem  Etgentttmer  des  Ffandobjektes 
hiervon  unter  Zuziehung  von  Zeugen  Anzeige  gemacht  und  über* 
dies  am  nächsten  Alldinge  eine  lysing  des  Überganges  des  Rechts 
auf  dessen  neuen  Erwerber  erlassen  werde,  welche  letztere  sodann 
von  drei  zu  drei  Jahren  zu  wiederholen  ist;  das  jüngere  Rechtsbuch 
aber  geistattet  die  X'erauLierung,  soweit  es  sich  um  ein  Pfandrecht 
an  Liegenschaften  handelt,  nur  an  einen  Erwerber,  welcher  dem- 
selben Landesviertel  angehört,  innerhalb  dessen  das  Land  gelegen 
ist,  und  fordert  überdies,  daL5  dieser  neue  Erwerber  bereits  im  nächst- 
folgenden Frühjahre  deni  Eigentumer  des  verpfändeten  Landes  von 
dem  (Jbergangc  des  Pfandrechtes  in  seine  Hand  Anzeige  mache, 
während  jene  andere,  den  beiden  Kechtsbüchern  gemeinsame  Stelle 
keine  bestimmte  Frist  für  diese  Anzeige  vorschreibt,  vielmehr  sich 
damit  begnügt,  wenn  dieselbe  auch  erst  am  nächsten  AUdinge  gleich« 
zeitig  mit  der  Irsing  erfolgt  Es  ist  gans  verkehrt,  wenn  Baldvin 
Eiaarsson^  die  obige  Vorschrift  auf  den  Fall  bezogen  wissen  wiU» 
da  an  einer  bereits  verpfändeten  Sache  ein  zweites  Pfandrecht  zu* 
gunsten  eines  zweiten  Pfandgläubigers  bestellt  worden  ist;  ganz  ab- 
gesehen von  der  Frage,  ob  eine  solche  mehrfache  Verpfändung  der» 
sdben  Sache  überhaupt  nach  älterem  isländischen  Rechte  möglich 
war,  lassen  bereits  die  dem  Anzeigenden  in  den  Mund  gelegten 
Worte:  „]}u  skalt  m6r  bjööa  land  ))at,  eda  annat  eigin,  ef  |}ar  var 
veö  eöa  male  a,  ok  a  ek  |)ann  mala  nü  eöa  veö,  ef  [)at  er"  keinen 
Zweifel  an  der  Richtigkeit  der  obigen  Deutung  zu.  —  Eine  lysmg> 


'}  Koaiingsbök,  192/99;  Staöarb6Ubök,  40I/434. 
*)  KonüngsbOk,  1 92/99 i  Stadarb6lsb6k,  401/434-35. 
^  sag.  O.,  6. 346— 47> 
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welche  nicht  den  gesetzlichen  Vorschriften  entsprechend  vorge- 
nommen wird,  gilt  als  überhaupt  nicht  vorgenommen  und  wird  in- 
folgedessen das  Ffandobjekt  von  dem  Pfandrechte  frei,  auch  wenn 
dicM  s  ursprünglich  richtig  begründet  gewesen  war;^)  der  letztere 
BeisaU  zeigt,  daß  diese  Rrnrel  zunächst  für  diejenigen  Fälle  aui\;c- 
stellt  werden  will,  in  denen  es  sjrh  um  Bekanntmachungen  hantielt, 
welche  durch  den  l^bergang  eines  bereits  bestehenden  Pfandrechtes 
in  die  Hand  eines  neuen  Erwerbers  notwendig  werden;  indessen  ist 
doch  aus  dem  früher  Bemerkten  klar,  daö  dieselbe  ganz  ebea8(^t 
auch  auf  jene  anderen  Bekanntmachungen  Anwendung  fmdet,  welche 
anläßlich  der  ersten  Begründung  eines  solchen  notwendig  werden. 
Ganz  al^emcin  muß  ferner  auch  die  andere  Regel  geölten  haben, 
daß  eine  Irsing,  welche  einem  Minderjährigen  obliegt  durch  dessen 
Vormund  vorzunehmen  sei,  und  daß  deren  Vornahme  dem  jungen 
Menschen  selbst  erst  nach  vollendetem  id  Lebensjahre  zusteht,  d.  h. 
erst  von  dem  Zeitpunkte  an,  in  welchem  er  volljährig  würd.*)  —  Als 
selbstverständlich  wird  betrachtet  werden  dürfen,  daß  in  allen  Fällen, 
in  welchen  ein  Pfandrecht  in  die  Hand  eines  oder  mehrerer  neuer 
Berechtigter  übergeht,  auch  die  Forderung  auf  diese  mit  übergeht, 
zugunsten  deren  dassL-lbc  bestellt  ist  Die  Rechtsbuchcr  pflc^^en 
zwischen  dem  l'fandrechte  und  der  ITandforderuag  überhaupt  nicht 
zu  unterscliciden,  und  wenn  zwar  eine  ganz  vereinzelt  stehende,  eben 
bereits  gelegf^ntlich  besprochene  Stelle  unseres  jüngeren  Rechtshuclies 
ausnahmsweise  diese  Untersrhcidung  wirklich  macht, 'l  so  bindet  doch 
gerade  diese  das  Schicksal  der  Forderung  ganz  ausdrucklich  an  das 
^  des  Pfandrechtes ;  überdies  ist  auch  kaum  abzusehen,  wie  das  Pfand- 
recht geltend  gemacht  werden  sollte,  wenn  dasselbe  in  einer  anderen 

m 

Hand  lag  als  in  der  des  Pfandglaubigers.  —  Endlich  bleiben  noch 
zwei  schwierige  Fragen  zu  erledigen,  nämlich  einmal  die  Präge,  wie» 
weit  «twa  bei  der  Verpfandung  der  Besitz  des  Pfandobjektes  auf  den 
Verpfander  übergehen  konnte,  und  zweitens  die  andere  Frage,  wie* 
weit  dem  Verpfander  gestattet  war,  sein  Eigentum  an  dem  Pfand-  * 
Objekte  zu  veräußern.  In  der  ersteren  Beziehung  hat  sich  V.  Ftnsen 
dahin  ausgesprochen,  *)  daß  beim  veö  das  Pfandobjekt  stets  im  Be- 
sitze des  Schuldners  verbleibe,  und  daß  das  veö  somit  immer  nur 

1)  KoniIfiK«bdk,  193/103;  Stafinrbölsbök,  401/436. 

•)  Konüngsbök,  195/106;  StaÖarh6lsb6k,  401/436.  Im  leUtcrcn  Texte 
steht  an  dieser  Stellf  wieder  irrtümTcli  ein  groficr  AnfaogtbachlUbe,  mc  aber  V. 
Fmseo,  Anm.  3  schon  !  i.  hiig  bemerkt  bat. 

*)  SlaÖarh6lsb6k,  402/445.  *)  Wortregister,  s.  v.  veö,  S.  690. 
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„Undcrpaiit"  oder  Hypothek  sei,  vvoL^e^en  von  „Haaiuipant",  d. 
Faustpfand  keine  Rede  sei;  daec,q:en  h.itte  liaklvin  Einarsson  in  un- 
seren Rcrhtsbüchcrn  vielmehr  cm  Faustpfand  neben  der  Hypothek 
erwähnt  finden  wollen/)  aber  allerdinjjs  konnte  er  lür  diese  seine 
Behauptung  nur  eine  einzige  Stelle  anführen,  *)  welche  keineswegs 
geeignet  ist,  dieselbe  zu  stützen.  Die  Stelle  hat  nämlich,  wie  oben 
bereits  dargetan  wurde,  niciit  den  Fall  im  Auge,  da  mehreren  Gläu- 
bigem nacheinander  an  einer  und  derselben  Sache  ein  Pfandrecht 
eingeräumt  wird,  sondern  den  ganz  anderen,  da  das  Pfandrecht,  sei 
es  nun  durch  Erlegung  oder  Übertragung  unter  Lebenden,  aus  der 
Hand  des  ursprünglichen  Pfandgläubigers  in  die  Hand  eines  Nach- 
mannes desselben  gelangt,  und  überdies  würde  selbst  eine  entgegen- 
gesetzte Auslegung  denselben  zwar  die  Möglichkeit  des  gleichzeitigen 
Bestehens  mehrfacher  Pfandrechte  an  einer  und  derselben  Sache  zur 
Folge  haben,  aber  damit  noch  keineswegs  beweisen,  daß  eines  dieser 
Pfandrechte  ein  Faustpfandrecht  sein  müsse.  Es  ist  vielmehr  Finsen 
zuzugestehen,  dal.5  un.serc  Kechtsl)uchcr  des  Üt)ergaiii^'es  des  Besitzes 
am  l'fandobjektc  auf  den  Pfandijlaubiger  nirgends  ausdrucklich  ge- 
denken, vielmehr  eher  dessen  X'erbleibea  beim  Verpfander  voraus- 
zusetzen scheinen;  indessen  sprei  hen  sich  dieselben  doch  auch  keines- 
wegs bestimmt  dahin  aus,  daß  der  IJbergang  des  Besitzes  auf  den 
Pfandgliiubiger  schlechtiiin  ausgeschlossen  sei,  und  überdies  laßt  sich 
aus  einer  Geschicbtsquelle  immerhin  ein  derartiges  Vorkommnis 
beibringen.*)  Diese  er7ählt  nämlich,  wie  Sighvatr  Sturluson  von 
Kalfr  Guttormsson  den  Hof  zu  Grund  im  Eyjafjörör  erkauft,  und 
wie  der  Priester  Runölfr  für  ihn  den  Kaufpreis  erlegte,  wofür  ihm 
Sighvatr  sofort  seinen  eigenen  Hof  zu  Sauöafell  „i  yeö**  bestellt, 
worauf  er  sofort  die  Bewirtschaftung  dieses  letzteren  übernimmt 
Es  scheint  hiemach  geratener,  anzunehmen,  dafi  zwar  das  Verbleiben 
des  Besitzes  am  Ffandobjekte  bei  dem  Pfandschuldner  die  entschie* 
dene  Regel,  aber  doch  dessen  Übertragung  auf  den  Pfandgläubiger 
kcioeswegs  unzulässig  war  und  in  einzelnen  Fällen  auch  wirklich 
voikam.  In  der  zweiten  Beziehung  aber  fehlt  in  unseren  Rechts* 
büchem  ebenfalls  wieder  jeder  Ausspruch,  ob  und  unter  welchen 
Voraussetzungen  der  X'erpfander  sein  Fligentum  am  Pfandobjekte 

«ag.  O.,  S.  346b 

*)  Landnbrb.  la,  8.237  sweiten  Budes  der  Atngmbe  von  1839,  welcbe 
Stelle  nunnehr  in  Konilacibök,  193/99  und  StaÖarhöltbök.  401/434—35  *^ 

&iden  ist. 

*)  GttÖmandar  bps.  s.,  65/507;  SturlungA,  VII,  37/33S. 
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veräußern  durfte,  und  welches  tokdienfaUB  das  Schicksal  der  Ffiuid- 
forderun^  war.    Da,  wie  oben  bereits  erwähnt  wurde,  ausdrüddich 

vorj^eschricbcii  war,  daß  im  l'alle  des  Todes  de«?  V'erpfanders  eine 
von  drei  zu  drei  Jahren  zu  wiederholende  1>  .^uig  .stait/uiiadcu  habe/) 
ist  allerdings  klar,  daß  das  Piaudrecht  und  die  Pfandforderun durch 
diesen  Tod  in  ihrem  Fortbestande  nicht  beeinträchtigt  wurden,  daü 
sich  viehiiehr  der  Ffandplaubii^er  fortan  an  den  oder  die  Erben  des 
Verpfanders  ganz  in  derselben  Weise  zu  halten  hatte,  wie  vordem 
an  diesen  selbst  Da  ferner  anderwärts  in  Bezug  auf  die  Schuia» 
forderuogen  überhaupt  ausgesprochen  wird,*)  daß  im  Falle  des  Todes 
eines  Schuldners  dessen  Erben  In  der  Art  für  die  Schuld  zu  haften 
haben,  dafi,  solange  die  Erbscliaft  un verteilt  bleibt,  die  ganze  Fo^ 
derung  gegen  den  ältesten  unter  den  Miterben,  dagegen  aber  nach 
erfolgter  Verteilung  des  Nachlasses  gegen  jeden  der  Miterben  nur 
die  auf  ihn  treffende  Quote  der  Schuld  einzuklagen  ist,  so  wird 
man  doch  wohl  überdies  anzunehmen  haben,  dafi  bei  Pfandforde* 
rungen  eben  diese  Grundsätze  auch  (ur  das  Pfandrecht  maßgebend 
geworden  seien,  und  dafi  somit  bei  unverteilter  Erbschaft  auch  dieses 
seinem  vollen  Umfange  nach  dem  ältesten  unter  den  Miteri>en  gegen* 
Uber  geltend  zu  machen  war,  wogegen  sich  die  Pfandgläubiger  nadi 
erfolgter  Erbteilung  selbstverständlich  ausschliefilich  an  denjenigen 
von  den  Miterben  zu  halten  hatte,  welchem  der  Besitz  des  Pfand- 
objektes zugefallen  war,  untl  nur  unter  der  Voraussetzung  an  >ie 
alle,  wenn  sie  etwa  im  gemeinsamen  Besitze  dieses  letzteren  ver- 
blieben, d.  h.  nxan  wird  anzunehmen  haben,  daß  zufolge  der  un- 
trennbaren Verbindung  der  Pfandforderung  mit  dem  l'fandobjekte 
eine  Teilung  der  Pfandschuld  unter  den  Miterben  nur  msowcit  ein- 
trat, als  dieselben  auch  das  Pfandobjekt  unter  sich  nach  dem  gleichen 
Maßstabe  teilten,  während  andererseits  nur  entweder  die  Fortsetzung 
der  Gemeinschaft  unter  den  Miterben  in  Bezug  auf  das  Pfandobjekt 
sowohl  als  die  Pfandschuld,  oder  aber  die  gemeinsame  Überwei5ung 
beider  an  einen  anderen  Erben,  unter  Abfindung  der  übrigen  Mit- 
erben mit  anderen  Vermögensstücken  mö^icfa  war.  Darüber  aber, 
wieweit  dem  Verpfänder  oder  dessen  Erben  eine  Vetanfienrng  des 
Pfandobjektes  unter  Lebenden  möglich  gewesen  sei  oder  nicht 
sprechen  sich  unsere  Rechtsbücher,  wie  gesagt,  nicht  ausdrücklich 
aus,  während  doch  aus  der  Möglichkeit  des  erbrechtlichen  Obefgsnges 


^)  Koniin^sf.  uk,  192/99;  S  t  a  ft  a  r  h  f')  1  s  h  i<  k  ,  401  434. 

Kunung»bük,  221/147;  S  taö  ar  h  olsb  u  k ,  iS2/aao-— 21. 
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de^  I'fandobjektcs  nuf  die  Zulässigkcit  seiner  VcraulVrunfj  unter 
Lebenden  kein  bindender  Schluß  gezogen  werden  kann.  Aus  diesem 
Schweigen  der  Quellen  würde  man  nun  aa  und  für  sieb  den  Schluß 
zu  ziehen  haben,  daß  der  Pfandschuldner  in  den  Veräußerungsbe- 
fugnissen, welche  ihm  vermöge  seines  Eigentumes  am  Pfandobjekte 
zustanden,  durch  die  Rechte  des  Pfandgläubigers  nicht  beschränkt 
gewesen  sei,  und  würde  man  sich  nur  etwa  zu  der  Annahme  ver- 
anlafit  sehen,  daB  bei  der  Veräufierung  des  Ffiindobjektes  unter  Le- 
bcoden ganz  ebenso,  wie  dies  fUr  den  erbweisen  Übergang  des 
Eigentumes  an  demselben  ausdrücklich  vorgeschrieben  ist,  eine  lysing 
vonunehmen  gewesen  sei,  obwohl  deren  Notwendigkeit  fUr  diesen 
ersteren  Fall  nicht  ausdrücklich  in  den  Quellen  hervorgehoben  wird. 
Allerdings  läge  hierin  eine  erhebliche  Abweichung  des  isländischen 
Rechtes  vom  norwegischen,  welches  ja  den  Pfandgläubiger  für  den 
Fall  der  VeräuLic;  ung  des  Piaudobjcktes  durch  den  Pfandschuldner 
ein,  freilich  an  eine  kurze  X'erj.ilirungsfrist  gebundenes  X'indikations- 
recht  gewährte;  indessen  wurde  sich  diese  Abucichuni^^  immcrhiti 
aus  der  konserjuenten  Durchlührung  des  Publizitatsprinzipes  leicht 
erklaren,  wie  sie  auf  Island  durch  die  vorgeschriebenen  Beknnnt- 
marhungen  begründet  war.  Durch  diese  war  es  sowohl  für  den 
tnverbcr  eines  verpfändeten  Objektes  leicht,  die  auf  diesem  ruhende 
i>ast  zu  erfaiiren,  als  auch  für  den  Pfandgläubiger  nicht  schwer,  inne 
2u  werden,  in  wessen  Hand  etwa  das  Eigentum  an  dem  Pfandob- 
jekte übertragen  worden  war,  so  daß  nach  beiden  Seiten  hin  die 
Zulassung  der  Veräußerung  dieses  letzteren  durch  den  Pfandschuldner 
unbedenklich  erscheinen  konnte.  Indessen  scheint  doch  die  Ver- 
äußerungsbefugnis  dieses  letzteren  auch  nach  idändischem  Rechte 
Iseine  ganz  unbeschrankte  gewesen  zu  sein,  vielmehr  dem  Pfand* 
gläubiger  für  den  Fall,  da  der  Pfandschuldner  das  Pfandobjekt  ver- 
äußern  wollte,  an  diesem  wenigstens  ein  Verkaufsrecht  zuge- 
standen zu  haben,  von  welchem  hinwiederum  das  norwegische  Recht 
nichts  wußte.  Ausdrücklich  ausgesprochen  wird  allerdings  nirgends, 
daß  dem  Pfandi^daubiger  ein  solches  zukam,  und  dieser  Umstand 
hat  denn  auch  die  Kxistenz  eines  solchen  bisher  völlig:  iiberschcn 
lassen;  indessen  läßt  sich  zugunsten  der  Annahme  eines  solchen 
nicht  nur  die  konsetjuent  durchgeführte  Zusammenstellung  des  veti 
mit  dem  mäli  geltend  machen,  für  welchen  letzteren,  wie  wir  sehen 
werden,  gerade  das  Verkaufsrecht  charakteristisch  war,  sondern  es 
fehlt  auch  nicht  an  einem  weit  näiier  liegenden  und  bestimmteren 
Anhaltspunkte.   Bei  Besprechung  nämlich  des  in  der  Person  eines 
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Inhabers  eines  veö  oder  mäli  eintretenden  Wechsels  wird  vorge- 
schrieben, dafi  der  neue  Erwerber  dieses  Rechtes  an  den  lugcntümer 
der  belasteten  Sache  von  der  eingetretenen  Personalverandcrung  im 

Besitze  jener  Rechte  Anzcit^'c  /u  machen   und  sodann  eine  von  drei 
zu  drei  Jahren  zu  erneuernde  lysint,'  .nn  .Mldinj^e  diescrhalb  ergehen 
zu  lassen  hat:  dabei  geben  un>cre  l)eiden  RechLsbuchcr  die  von  dem 
Anzeigenden  zu  sprechende  Formel  tolgendermaßen  an : ')  „[»u  skalt 
mer  bjo(^a  land  }»at,  gkal  bann  kve<^a,  e^a  annat  eigin,  cf  j>ar  var  veö 
e<^a  mali  ä,  ok  a  ek  )>ann  mala  nu  eöa  veö,  ef  pat  er".    Es  wird 
also  beim  veö  ganz  ebenso  wie  beim  mali  der  Eigentümer  der  be« 
lasteten  Sache  zu  einem  Anbieten  derselben  an  den  neuen  Inhaber 
des  Rechtes  aufgefordert.    Daß  unter  diesem  Anbieten  beim  mäli 
nur  ein  Anbieten  zur  Ausübung  des  Vorkaufsrechtes  im  Falle  einer 
Veräu6erung  der  belasteten  Sache  durch  deren  Eigentümer  zu  ver- 
stehen sein  kann,  ist  klar  und  schon  aus  diesem  Grunde  dringend 
wahrscheinlich,  dafi  der  Ausdruck  auch  in  Bezug  auf  das  veö  in 
demselben  Sinne  verstanden  werden  müsse;  überdies  ist  aber  auch 
eine  andere  Auslegung  desselben  beim  veö  gar  nicht  einmal  denkbar. 
Wenn,  wie  dies  unsere  Rechtsbücher  durchgängig  voraussetzen»  der 
NTerpfander  als  im  Besitze  des  Pfandobjektes  verblieben  zu  denken 
ist,  kann  von  einer  Aufforderuug  an  denselben,  dem  Pfaiuli^'laubij^cr 
die  verpfändete  Sache  anzubieten,  in  der  Kichtuni;  auf  die  Reali- 
sierung des  Plaadrechtes  keine  Rede  sein,  da  ja  die  /ahluncj  der 
Pfand^rhwld.  nicht  aber  das  Ffandobjekt  dasjenige  ist,  was  der  Glau- 
biper  zu  fordern  und  der  Schuldner  anzubieten  hat;  denken  wir  uns 
al>er  umgekehrt,  was  docii  kaum  zulässig  ist,  den  Pfandglaubiger  als 
im  Besitze  des  Pfandobjektes  stehend,  so  könnte  vollends  der  Eigen- 
tümer dieses  Objektes  unmöglich  verpflichtet  erscheinen,  demsclbea 
anzubieten,  was  er  bereits  besitzt    Man  wird  sich  demg^enübcr 
kaum  zu  der  Annahme  flüchten  dürfen,  dal3  jene  ziisammenfasÄnde 
Behandlung  des  veö  und  des  mäli  lediglich  aus  der  Übereinstimmung 
beider  Institute  in  Bezug  auf  gewisse  allgemeinere  Merkmale  zu  e^ 
klären  sei,  also  z.  B.  daraus,  dafi  beide  gleidimäfiig  dingliche  Rechte 
waren  und  dafi  beide  gleichmäßig  in  das  Eigentum  eines  anderen 
beschränkend  eingriffen,  während  beide  ihren  Inhaber  unter  be- 
stimmten Voraussetzungen  einen  Anspruch  auf  die  belastete  Sache 
gewährten ;  dafi  ferner  beide  Rechte  sehr  häufig  durch  einen  bei  der 
Veräußerung  von  Sachen  gemachten  Vorbehalt  begründet  zu  werden 


'j  Konuugsbok,  192  99;  S  taöa  r  b  u  Is  b  o  k ,  401^435. 
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pflegten  und  somit  ganz  gleichmäßig^  den  Anspruch  auf  den  Kauf- 
preis zu  sichern  bestimmt  sein  konnten.  Mocfa  weniger  wird  man 
die  Erwähnung  des  „Anbietens"  des  veö  neben  dem  des  mäli  auf 
eine  blofie  Gedankenlosigkeit  des  Kompilators  zurückführen  dürfen» 
welche  wieder  gerade  in  jener  durchgängigen  zusammenfassenden 
Behandlung  beider  Institute  ihre  Erklärung  zu  suchen  hätte;  viel- 
mehr  würde  eine  solche  Gedankenlosigkeit  nur  sehr  wenig  mit  der 
wohldurchdachten  Anlage  stimmen,  welche  die  älteren  idandischea 
Recbtsbücher  im  übrigen  zeigen.  Man  wird  demnach  wohl  an- 
nehmen müssen,  da6  auf  Island  der  lögmäli  auf  das  lug\  cd  kräftig 
genug  hinübergewirkt  habe,  um  das  bei  ihm  hergebrachte  Vorkaufs- 
recht auch  auf  dieses  letztere  übertragen  zu  lassen,  wie  denn  eine 
derartige  Vermischung  ihrem  Ursprünge  nach  völlig  getrennter  In- 
stitute gerade  in  der  Geschichte  des  riaiulrechtes  sich  auch  sonst 
mehrfach  bemerkbar  macht.  Daß  unsere  Rechtsljucher  das  Vor- 
kaufsrecht beim  ve(^  nur  ganz  im  Vorübergehen  erwähnen,  nicht 
aix.*r  eingehend  besprechen,  erklart  sich  lei(  ht  aus  der  zusammen- 
fassenden .'\rt,  wie  veö  und  mäli  von  ihnen  behandelt  werden;  im 
übrigen  aber  ist  wohl  zu  beachten,  daß  gerade  die  Einräumung  eines. 
Vorkaufsrechtes  an  den  Pfandgläubiger  ein  weiterer  Bestimmungs- 
grund dafür  werden  konnte«  dem  Eigentümer  des  Pfandobjektes 
dessen  Veräußerung  zu  gestatten.  Nach  den  norwegischen  GI)L. 
war  das  dem  Eigentümer  auferlegte  Veraußerungsverbot  bereits  durch 
die  Kürze  der  für  das  Einspruchsrecht  des  Pfandgläubigers  bestimmten 
Verjährungsfrist  in  ziemlich  enge  Grenzen  gebannt  gewesen,  so  daft 
der  Übergang  zu  dem  Systeme  des  isländischen  Rechtes  sich  leicht 
genug  machen  konnte»  welches  die  Veräußerung  des  Pfandobjektes 
zwar  erlaubte,  aber  durch  das  dem  Pfandgläubiger  gewährte  Vor- 
kaufsrecht immerhin  in  dessen  Interesse  sehr  erheblich  beschränkte. 

Uber  die  Realisierung  des  Pfandrechtes  sprechen  sich 
unsere  Rechtsbücher  wieder  einigermaJcii  unkiar  aus,  und  zwar  hegt 
der  (irund  dieser  Unklarheit  darin,  daß  einerseits  nicht  recht  er- 
sichtlich ist,  welche  von  ihren  Angaben  allgemein,  und  welche  nur 
für  den  Fall  gelten  wollen,  da  liegendes  Gut  den  Gegenstand  der 
Vcrphindung  bildet,  und  daß  andererseits  gerade  bei  diesem  Ge- 
schäfte der  V'ertragsfreiheit  ein  sehr  weit  reichender  Spielraum  ge- 
wahrt ist,  welchem  gegenüber  sich  nicht  immer  deutlich  erkennen 
lädt,  wie  weit  die  einzelnen  Rechtsvurschriften  schlechthin  bindend 
sein  sollen,  oder  aber  nur  unter  der  \^irau^<;rt7.ung  geltend  sein 
wollen,  daß  das  Geschäft  im  gegebenen  Falle  seine  regelmäßige  und 
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durch  keine  besonderen  Verabredungen  umgebildete  Gestalt  zeige. 
Es  spricht  aber  die  in  erster  Linie  hier  maßgebende  Stelle  zu- 
nacii^t  die  Regel  aus,  daU  da,  wo  ein  lögve(>  vorliege,  der  Pfand- 
glaubiger  zwei  Unzen  für  eine  in  Land  erlialten  solle,  nach  der  cid- 
liehen  Schätzung,  wie  sie  fünf  Nachbarn  an  dem  I  )unnerstai;e,  :nit 
welcliem  die  achte  Sotnnierwoche  beginnt,  also  an  dem  legalen 
Zahltage  in  demselben  Jahre  abgeben,  in  welchem  die  Zahlung  hätte 
«rfolgen  sollen  und  nicht  erfolgt  ist,  so  daß  also  der  Pfandgläubiger 
den  doppelten  Betrag  seiner  Forderung  in  Land  erhalte.  Weiterhin 
wird  uns  sodann  gesagt,  daß  auch  bei  der  Verpfändung  anderer 
Oegenstände  (gripir),  also  fahrender  Habe,  dieselbe  Regel  gelten  solle, 
dad  der  Pfandgläubiger  den  doppelten  Betrag  seiner  Forderung  er 
halten  habe,  es  wäre  denn,  daß  das  Pfandobjekt  allzu  geringeo 
Wertes  wäre,  um  aus  ihm  so  viel  heraussdilagen  zu  lassen;  das 
jüngere  Recbtsbuch  fügt  dabei  noch  ausdrückUch  hinzu,  dafi  der 
Vertrag  auch  bei  einer  Verpfändung  von  Land  vollkommen  rechts* 
gültig  sei,  wenn  auch  das  verpfändete  Land  nicht  doppelt  so  vid 
wert  sei  als  die  Schuld  betrage.  Überdies  erWärt  dasselbe  auch  nodi 
an  einer  weituren  Stelle,  -)  welche  allerdings  von  „gripir",  also  doch 
woiil  nur  von  fahrender  Habe  spricht,  daß  von  Rechts  wegen  zwei 
Unzen  für  eine  als  xerpfandet  gelten,  es  sei  denn,  daß  das  I't'tnd- 
objekt  nicht  den  doppelten  Retrag  des  geschuldeten  Betrages  wert 
sei.  Weiterhin  bemerkt  imsere  1  lauptstclle  noch,  daß  ein  verpfän- 
deter „gripr"  sofort  \  erfallen  iforvci^i)  sei,  Sfwie  die  Schuld  nicht 
an  dem  vertragsmäßig  bestimmten  Vertalltage  bezahlt  werde;  bei 
gefügt  wird  endlich  noch,  daß  die  Kontrahenten  auch  wohl  schon 
von  vornherein  den  Wert  des  Landes  vertragsmäßig  feststellen  mögen^ 
ohne  daß  das  Geschäft  dadurch  den  Charakter  ein^s  lögved  veriiere; 
und  zwar  setzen  unsere  beiden  Texte  bei  dieser  letzteren  Bestimimm; 
ganz  gleichmäßig  voraus,  daß  das  Pfandobjekt  in  Land  bestehe,  ob- 
wohl nur  das  jüngere  Rechtsbuch  dieselbe  unmittelbar  vor  den  von 
der  Verpfändung  von  Fahrbabe  handelnden  Sätzen  bringt,  das  ältere 
Rechtsbuch  dagegen  dieselbe  an  den  Schluß  der  ganzen  Besprechiisg 
stellt  Hiemach  dürften  sich  für  das  Geschäft  folgende  Regeln  er- 
geben. Im  Falle  der  nicht  rechtzeitigen  Heimzalilung  seiner  Fonl^ 
rung  erhielt  der  Pfandglaubij^cr  rei^elmaßit,'  aus  dem  Pfandobjekte 
den  doppelten  Betrag  desselben  bezahlt;  doch  blieb  den  Partdea 


Koniin^sbök,  192  99  —  100;  Sta6arhölsb6k|  401/433. 
')  SuOarbolsbök,  186,229. 
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UfibenommeQ,  einen  Gegenstand  als  Pfand  zu  geben  und  zu  nehmen, 
dessen  Wert  nicht  den  doppelten  Betrag  der  Pfandforderung  erreichte, 
und  es  galt  somit  jenes  Verhältnis  zwischen  dem  Iktrage  der  Pfand- 
forderung und  der  Höhe  der  aus  dem  Pfandobjekte  zu  reah'sicrcnden 
Zahlung  nur  als  das  Maximum  des  Erlaubten,  nicht  aber  als  das 
scfalechthm  Gebotene.  Dabei  mag  bemerkt  werden,  daß  sich  ander- 
wärts eine  Vorschrift  findeCp')  vermöge  deren  der  Schuldner  den 
doppelten  Betrag  seiner  Schuldsumme  zu  entrichten  gehalten  sein 
soll,  wenn  er  bei  der  Zahlung  Grundbesitz  oder  auch  Sklaven  als 
Zahlmittel  verwenden  will.  Man  kann  diese  Bestimmung  allerdings 
mcfat  nomittelbar  zur  Erklärung  unserer  pfandrechtUcben  Regel  heran- 
ziehen, da  diese  letztere  sich  nicht  blofi  auf  die  Verpfändung  von 
Land  und  Sklaven  beschrankte,  von  welch  letzteren  sie  nicht  einmal 
Erwahnuni;  tut,  sondern  <;anz  L^leiclimal-iii^^  für  die  Verpfändung  aller 
und  je(ier  bcueglichcn  wie  unl)e\\ei^lichen  Sachen  j^jehen  will;  aber 
immerhin  durfte  der  maÜi^ebende  Gesichtspunkt  bei  beiden  Vor- 
schriften ein  sehr  verwandter  sein.  Wie  in  dem  einen  l'alle  die 
\  erw  endiing  für  den  Empfänger  minder  be»iueiner  Zahlmittcl  durch 
eine  Erhöhung  des  Jietrages  der  Zahkmg  ausgeglichen  werden  nuiü, 
so  hat  nämlich  im  anderen  balle  die  höhere  Zahlung  als  ein  Ersatz 
für  die  Mühe  zu  dienen,  welche  dem  Gläubiger  die  Durchführung 
des  pfandrechtiiciien  Verfahrens  verursacht,  und  sie  soll  demnach 
ungefähr  dasselbe  leisten,  was  anderwärts  im  islandischen  sowohl  wie 
im  norwegischen  Rechte  die  als  „hardafang"  bezeichnete  Buße  leistet 
Sollte  aber  der  Gläubiger  keinenfalls  mehr  als  den  doppelten  Betrag 
seiner  Pfandfordening  erhalten,  so  wurde,  wenn  es  zur  Realisierung 
seines  Pfandrechtes  kam,  eine  Abschätzung  des  Pfandobjektes  not- 
wendig, falls  sich  die  Parteien  nicht  etwa  gleich  beim  Abschlüsse 
des  Pfandvertrages  über  den  Wert  des  Pfandobjektes  vertragsmäßig 
geeinigt  hatten,  was  ausdrücklich  als  zulässig  bezeichnet  wird;  jene 
Abschatzun«^  hatte  aber  durch  fünf  Nachbarn  \  (  »i  f^cuDminen  zu 
Werden.  Unsere  Hauptstelle  erwähnt  ihrer  freilich  nur  gelegentlich 
der  Verpfändung  von  Liegeuschalten;  indesseti  versteht  sich  doch 
von  selbst,  daß  eine  Abschätzung  ^anz  gleichin  ilh;;  auch  bei  der 
\  crpf.indung  von  Fahrhabc  erlorderlich  war.  und  dieser  Sc  hin  1.?  wird 
auch  durch  die  Angabc  bestätigt,  dali  am  Schuidcngerichte  (skuida- 
domr)  jene  fünf  Nachbarn,  welche  ein  für  allemal  beigezogen  wurden, 
um  alle  gelegentlich  der  Abhaltung  dieses  Gerichtes  vorkommenden 
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Abschätzunq;cn  vor/unchmcn,  auch  die  Schätzung  der  veqjfandeteD 
Fahrhabc  (gripir)  vorzunehmen  hatten.*)   Unser  jüngeres  Kechtsbucik 
schreibt  ausdrücklich  vor,  daß  die  zur  Abschätzung  verpfändeter 
Liegenscbaften  verwendeten  Nachbarn  Grundeigentümer  sein  mul^teo,*) 
was  denn  auch  vollkommen  den  sonst  beobachteten  Regeln  ent' 
spricht;  im  übrigen  werden  wir  aber  wohl  befugt  sein  anzunehmen^ 
daß  zur  Abschätzung  von  Grundbesitz  jedeizeit  landbüar,  d.  h.  Nach- 
barn des  abzuschätzenden  Landes,  dagegen  zur  Abschätzung  von 
Fahrhabe  heimilisbiiar,  d.  h.  Nachbarn  des  Wohnortes  des  Verpfändeis 
verwendet  worden  seien.  Bei  der  Abschätzung  konnte  es  sich  na* 
türlich  ebensowohl  ergebep,  dafl  das  Pfandobjekt  geringeren  Wertes 
war  als  der  Betrag  der  doppelten  Pfandschuld,  als  dafi  dasselbe  diesen 
Wert  überstieg;  erstercnfalls  erhielt  selbstverständlich,  einer  oben  be- 
reits erwähnten  Bestimmung  zufolge,  der  Pfandgläubiger  einfach  das 
gerinsjerwertige  Pfandohjckt,  ohne  daß  uns  gesagt  wurde,  ob  seine 
i-orck-rung  bezüglich  cies  hierdurch  nicht  L^ecieckten  Betrages  als  eine 
personliche  noch  fortbestand  oder  nicht;  let/.terenfails  dagegen  hatte 
derselbe  nach  einer  X  orschrift.  welche  sich  allerdings  zunach-it  nur 
auf  das  V'erfaliren  im  skukladomr  bezieht,     aber  doch  unbedenklich 
generalisiert  werden  darf,  den  Überschuß  des  V\  ertcs  des  Pfandob- 
jektes an  den  Pfandschuldner  resp.  Verpfänder  hinauszugeben,  wo- 
gegen er  die  verpfändete  Sache  selbst  behielt.    Dagegen  ist  in  einer 
anderen  Beziehung  allerdings  zwischen  dem  Pfandrechte  an  falirender 
Habe  und  an  liegendem  Gute  zu  unterscheiden.   Bei  der  Fahrhabe 
galt  nämlich  der  Satz,  da6  das  Pfand  verfallen  war,  sowie  die  Schuld 
am  Zahltage  nicht  bezahlt  wurde,  und  war  somit  doch  wohl  auch 
eine  sofortige  Abschätzung  desselben  nötig,  soweit  nicht  etwa  der 
Wert  des  Pfandobjektes  von  Anfang  an  vertragsmädig  festgestellt 
war;  bei  Liegenschaften  dagegen  sollte  die  Abschätzung,  doch  wofal 
nur  in  Ermangelung  einer  anderweitigen  Verabredung,  erst  an  dem 
Donnerstage  erfolgen,  mit  welchem  die  achte  Sommerwochc  zu* 
nächst  nach  dem  Zaliltage  begann,  und  wird  demnach,  obwohl  dies 
nicht  ausdrücklich  gesagt  wird,  das  verpfändete  Land  doch  woW 
au  eh  erst  von  diesem  Tage  an  als  verfallen  gegolten  haben.  Es 
war  aber  dieser  1  )unnerstag  überhaupt  ein,  zumal  in  LiegcnschaUs- 
Sachen,  beliebter  gesetzlicher  Zahltag,*)  welcher  dann  eintrat,  weaa 

*)  Konungibdk,  323/151;  Sta5*rhöltbök,  185/237. 
*)  Sta6arh6lsbök,  401/433. 

*)  KondDgsbök,  223/151;  StaSarhöItliök,  185/327. 

*)  ygl  I.  B.  KotttSogabök,  172/78;  Staftarhöltbök,  389/4x6. 
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weder  ein  anderer  Zahltar;  vcrtra^^smatiig  bestimmt,  noch  auch  fUr 
die  Beteiligten,  z,  B.  als  Genossen  eines  und  desseIl>L-n  \ar|iingcs, 
von  Reciits  weisen  vorj^esehen  war;  erfolgte  überdies  unmittelbar  auf 
die  Fahrtage,  vvi  K  he  auf  die  vit  r  ersten  Tage  der  siebcntLii  Sommer- 
wochc  fielen,  und  da  sich  an  diesen  Fahrtagen  die  BesitzwcrhsLl  be- 
züglich der  Liegenschaften  zu  vollziehen  pflc<^en,  begreift  sich  recht 
wohl,  wenn  gerade  für  diese  eine  so  eigentumliche  Bestimmung  der 
\'erfallzeit  in  Verpfändungsfälleti  sich  empfehlen  mochte.  —  Ungleich 
tiefer  schneiden  übrigens  ein  paar  andere  Ausnahmcbcstimmuniifcn 
in  das  Recht  des  Pfandglau bigcrs  ein,  welche  sich  auf  den  Fall  der 
Geltendmachung  von  Pfandrechten  am  feränsdömr  oder  am 
skuldadömr  beziehen«  auf  Fälle  also,  in  welchen  eine  allgemeine 
Liquidation  des  schuldnerischen  Vermögens  Platz  zu  greifen  hatte.^) 
In  solchen  Fällen  sollte  nämlich  der  Pfandgläubiger  schlechthin  be- 
rechtigt sein,  seine  volle  Befriedigung  aus  dem  Pfandobjekte  zu  be- 
ansprachen,  ohne  da6  er  sich,  solange  dessen  Wert  zurekhte,  irgend 
einen  Abzug  an  seiner  Forderung  ge^en  zu  lassen  brauchte,  wenn 
auch  die  vorliegende  Überschuldung  den  übrigen  Gläubigern  ^rj^cn- 
über  eine  solche  nötig  machte ;  aber  er  sollte  doch  auch  nicht  mehr 
als  den  Iktrag  seiner  Forderung  erhalten,  solange  die  übrigen  Gläu- 
biger an  iliren  Forderungen  einen  Abzug  zu  erleiden  hatten,  und  er 
erhielt  somit  zwar  sein  Pfand  hinaus,  aber  nur  mit  der  N'erpflirhtung, 
den  Uberschuß  .seines  durch  vorgängige  Schätzung  festgestellten 
Wertes  über  sein  eii^enes  Guthaben  an  die  Masse  hinauszube/aiilen. 
Unser  jüngeres  Kechtsbuch  fügt  ausdrücklich  bei,  dali  für  den  Fall^ 
da  nicht  der  ganze  Überschuß  nötig  sei,  um  die  den  Kurrentisten 
gemachten  Abzüge  zu  decken,  der  verfügbar  bleibende  Betrag 
wiederum  an  den  Pfandgläubiger  fallen  solle;  die  ganze  Bestimmung 
ist  übrigens  offenbar  mit  Verletzung  der  in  der  Natur  des  vedmäli 
begründeten  juristischen  Konsequenz  lediglich  aus  einer  Billigkcits- 
nicksicht  hervorgegangen,  nämlich  aus  dem  Bestreben,  eine  Bereiche* 
fung  des  Ffandgläubigers  in  Fällen  auszuschließen,  in  welchen  die- 
selbe  lediglich  auf  Kosten  der  Kurrentisten  eintreten  könnte.  Zum 
Schlüsse  bemerke  ich  endlich  noch,  daß  eine  früher  schon  be* 
sprochene  Bestimmung  unseres  jüngeren  Rechtsbuches  möglicher- 
Weise  aus  den  für  die  Realisierung  des  Pfandrechtes  geltenden  Vor- 
schriften zu  erklären  sein  könnte,  dieselbe  lautet:     „Ef  maör  leggr 

KonUngsbök,  49/85;  6s/ii4— 15  und  223/151;  duui  StaAarhöUbök» 

185/J27— 28  und  40i'434. 
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ved  f  laad  manns,  si  er  hann  i     at  ödrom,  enda  im  hana  dgi 

at  löpom  mcö  veöeno,  j>a  verör  enge  heimting  til  landsens,  ok  m 
til  I  j.ircns  |)css  er  hann  lagöc  ve^  i  landet  fyrer".  Das  hier  en»'.ihntc 
widerrechtliche  Verhalten  des  Pfandr^laubii^crs  kann  sich  namliiji 
ebenso  Wühl  auf  den  Zeitpunkt  ucr  Realisierung  des  Pfandrechtes 
bezichen,  als  auf  die  Zeit  \\  ahrenti  seines  He<;tandes,  und  konntt  sich 
ja  bei  der  er^teren  der  Plandglaubiger  niugiiciierweise  mehrlach  ver- 
gehen, z.  H.  intiem  er  die  Abschätzuni;  des  Ptandobjektes  in  Fiillen 
versäumte,  in  welchen  dieselbe  erforderlich  war,  oder  indem  er  sich 
weigerte,  gegen  Überlassung  des  Pfandobjektes  die  Hyperocha  hioauS' 
zubezahlen.  Allerdings  w:ire  eine  Verfehlung  desselben  auch  wäh- 
rend der  Dauer  des  Pfandnexus  wenigstens  unter  der  Voraussebcong 
leicht  möglich,  dad  der  Besitz  des  Pfandobjektes  ausnahmsweise  dem 
Piandgläubiger  eingeräumt  gewesen  wäre;  indessen  ist  die  Übertxaguag 
des  Besitzes  auf  diesen  nach  dem  früher  bereits  Ausgeführten 
hin  etwas  seltenes  gewesen,  und  überdies  deutet  der  Ausdruck: 
verOr  enge  heimting  til  landseos"  an  unserer  Stelle  doch  ziemÜdi 
besdmmt  darauf  hin,  dafi  gerade  an  ihr  der  Besitz  des  Verpfäadecs 
vorausgesetzt  wird,  so  dafi  es  immerhin  geratener  ersdieint;  bei 
ihrer  Auslegung  nur  an  Verfehlungen  zu  denken,  deren  sich  der 
V'crpfandcr  gclcgentiich  der  Realisierung  seines  Pfandrechts  schuldig 
macht 

Vergleicht  man  nun  die  bisher  bcspr- *clicnc  Gestaltung  des  vcii- 
mali  im  älteren  iskmdisrhcu  Rechte  mit  dessen  Gestaltung  in  den 
nurwejil^isrhen  Prov  in/ialrechten,  so  fallt  vor  allem  auf,  daß  die  is- 
ländi^clien  Kechtsburln  r  das  Geschäft  nur  in  «einer  pfandrechtliclicii 
Anwendung  kennen,  nicht  aber  in  seiner  Anwendung  als  Wette; 
doch  ist  auf  diesen  Punkt  kaum  ein  erhebliches  Gewicht  zu  kffM, 
da  geschichthche  Quellen,  wie  sich  unten  noch  zeigen  wird,  audi 
die  Wette  auf  Island  in  der^i-lben  Weise  und  unter  demselben  KaaieB 
auftretend  zeigen,  wie  in  Norwegen.  Weiterhin  kommt  der  vofÜD 
bereits  besprochene  Umstand  zu  beachten,  dafi  der  Übergang  des 
Besitzes  am  P^dobjekte,  welcher  in  Norw^;en  geradezu  die  Regd 
gebildet  zu  haben  scheint,  in  den  isländischen  Rechtsquellett  gtf 
nicht  erwühnt,  vielmehr  allerwärts  dessen  Verbleiben  beim  Veqi£iiKkr 
stillschweigend  vorausgesetzt  wird.  Allerdings  wird  auch  diese  Ab» 
weichung  des  isländischen  Rechtes  vom  norwegischen  nicht  als  ciae 
wesentliche  bezeichnet  werden  dürfen,  da  ja  einerseits  in  Norwegen 
dieser  Besitzübergang  keineswegs  als  notwendig  gilt,  und  anderer- 
seits auch  auf  Island  die  Übertragung  des  Besitzes  auf  den  Glaabiger 
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in  den  Rechtsbüchern  nicht  untersagt  ist,  und  nach  dem  Zeuf^nisse 
einer  geschichtlichen  Oucile  tatsächlich  wirklich  vorkam ;  immerhin 
al)er  durfte  das  verschiedene  Verhalten  der  beiderseitigen  Rechts- 
quellen auf  eine  durchaus  seibständige  und  verschiedene  Entwicklung 
des  Rechtes  beider  Länder  in  diesem  Punkte  hinweisen.  Noch  be* 
deutsamer  ist  aber  ein  weiterer  DiHierenzpunkt»  die  Limitierung 
Qämlich  des  Wertes,  welcher  im  Falle  der  nicht  rechtceitigen  Be- 
richtigung der  Pfandschuld  hier  und  dort  dem  Pfandgläubiger  zu- 
fallen sollte.  Nach  den  norwegischen  Provinziakechten  verfiel  näm« 
Uefa  solcfaenfeUs  dem  Pfandgläubiger  das  ganze  Pfandobjekt»  ohne 
daß  irgend  etwas  auf  das  Verhältnis  seines  Wertes  zum  Betrage 
der  Ffandforderung  ankam;  nach  isländischem  Rechte  sollte  dag^en 
kdnenfalls  mehr  als  der  doppelte  Wert  des  geschuldeten  Betrages 
ver&llen,  ganz  abgesehen  davon,  dafi  in  Gantföllen  der  Pfandgläubiger 
sich  im  Interesse  der  Kurrentisten  unter  Umständen  eine  Herab- 
setzuHL,'  seiner  Ansprüche  auf  den  einfachen  Betrag  der  Pfandforde- 
rung gefallen  lassen  mußte.  Aus  diesem  Grunde  wurde  nach  is- 
ländischem Rechte  eine  Abschätzung  der  verpfändeten  Sache  not- 
wendig, welche  beim  \''crfalle  des  Pfandes  einzutreten  hatte,  soweit 
sie  nicht  durch  einen  \  rrtragswcise  vori^csehencn  Wertanschlaq;  er- 
setzt wurde,  und  wenn  zwar  auch  auf  Island  der  Pfandq;läul)it3jer  das 
verfallene  Pfand  zu  eigen  erhielt,  so  mußte  er  doch  hinausbezahlen^ 
was  sich  bei  der  Abschätzung  oder  im  Vergleiche  mit  dem  vertrags- 
mäßig festgestellten  Wertanschlage  als  Überschuß  des  Wertes  des 
Pfuidobjektes  über  den  einÜEichen  oder  doppelten  Betrag  der  Pfand- 
schuld  herausstellte.  Es  wird  sich  seinerzeit  zeigen,  dafi  die  Gesetz« 
gebung  des  K.  Magnüs  lagabcetir  auch  das  norwegische  Recht  in 
eben  dieser  Richtung  umgestaltete,  und  wird  man  demnach  in  den 
einschlägigen  Sätzen  des  älteren  isländischen  Rechtes  nur  die  erste 
Spur  einer  Veränderung  des  ursprünglich  gemeinsamen  Rechtes  zu 
erkennen  haben»  welches  in  den  norwegischen  ^ovinzialrechten  noch 
unverändert  vorliegt;  ja  es  wird  möglicherweise  sogar  in  einem 
dieser  Provinzialrechte  selbst  schon  eine  weitere  Spur  eines  analogen 
Umbildungsprozesscs  zu  erkennen  sein,  welcher  sich  auf  einem  an- 
deren Funkte  des  Pfandrechtes  vollzog.  Wenn  nämlich  nach  einer 
früher  besprochenen  Stelle  des  Rechtes  der  Hochlande  \i  für  die 
Grabgebühr  dem  Priester  ein  Pfand  zu  bestellen  war  im  dojipelteii 
Werte  dieser  Gebühr,  und  wenn  dann  bei  nicht  rechtzeitiger  Ein- 
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lüsun^  des  Pfandes  dieses  verfallen  sollte,  wäiirend  doch  der  Priester 
daneben  berechticft  blieb,  auch  noch  seine  Gebühr  selbst  einzutreiben, 
so  scheint  hier  immerhin,  wie  im  isländischen  Rechte,  die  Erhöhung 
des  Anspruches  auf  den  doppelten  Betnii^  für  den  Fall,  daß  der 
Gläubiger  genötigt  sein  würde,  seine  BefricdigunL;:  aus  dem  Pfand- 
objekte zu  suchen,  eingetreten  zu  sein,  obwohl  allerdings  der  Um- 
stand, daß  es  sich  um  eine  strafweise  Satzung  handelt,  einen  absolut 
sicheren  Schluß  zu  ziehen  nicht  gestattet.  Endlich  ist  auch  noch 
daran  zu  erinnern,  dafi  das  Recht  des  isländischen  Freistaates  dem 
Ffandschuldner  die  Veräufiening  des  Pfandobjektes  unversehrt  läfit, 
jedoch  vorbehaltlich  eines  dem  Ffandgläubiger  an  diesem  einge* 
räumten  Vorkaufsrechtes,  während  das  norwegische  Recht  dem 
Kandgläubiger  die  Befugnis  gewährt,  das  vom  Ffandsdiuldner  vcr- 
äufierte  Pfandobjekt  sofort  zu  vindizieren,  nur  dafi  dieses  sein  Vindi* 
kationsrecfat  an  eine  ziemlich  kurze  Verjährungsfnst  gebunden  ist 
Über  diesen  letzteren  DifTerenzpunkt  ist  indessen  oben  bereits  des 
näheren  gcsj)rochen  worden,  so  daß  hier  nicht  mehr  weiter  auf  den- 
selben einzugehen  ist;  dagegen  muß  noch  darauf  auinicrksani  ge- 
macht werden,  daß  möglicherweise  auf  mehr  als  einem  Punkte  in 
iSorwegen  selbst  schon  frühzeitig  ahnliche  Umljildungen  tles  Rcciites 
vorgekomnu  n  sein  möejen,  wie  \N  ir  sie  auf  Island  vorfindeii.  Es 
sind  im  Grunde  nur  die  (iI>L..  auf  welchen  unsere  Kenntnis  von 
der  Gestaltung  des  veö  im  norwegischen  Rechte  beruhen;  in  den 
drei  anderen  Provinzialrechten  mochte  dieselbe,  auch  abgesehen  vou 
dem  aus  den  EpL.  bereits  angeführten  Punkte,  gar  manchedei  ab- 
weichende Züge  zeigen,  von  denen  uns  nur  die  Dürftigkeit  unserer 
Quellen  jede  Spur  verwischte. 


§  4.  Nebenbildimgen  des  isUndischen  Rechts. 

Es  wurde  bereits  bemerkt,  dafi  das  isländisdie  Pfandrecht^  so 
wie  es  in  unseren  Rechtsbüchem  vorliegt,  bereits  in  einem  Um- 

büdungsprozesse  begriffen  war.    Dieser  macht  sich  beispielsweise 

schon  in  der  obt  11  besprochenen  Annäherung  des  veö  an  den  taäil 
bemerkbar;  er  gibt  sich  ferner  auch  in  der  etwas  aphoristischen  Art 
der  Darstellung  zu  erkennen,  welche  deutlicii  auf  eine  mit  nicht 
ganz  sicherer  Hand  iinternuininene  Umarbeitung  älterer  \'orlagcn 
hindeutet  Als  ein  weiteres  Symptom  desselben  ümbildungsprozesscs 


§  4*  Nebenbildungcn  dei  isUtndischeii  Rechte.  ^ji^ 

dürfen  aber  auch  ein  paar  vereinzelte  Versuche  bezeichnet  werdeoi 
welche  unser  jüngeres  Rechtsbucb  macht,  um  zu  pfandrechtUchen 
Gestaltungen  zu  gelangen,  welche  über  den  Rahmen  des  ved  hinaus* 
falleo.  Dieselben  werden  in  diesem  Rechtsbuche  im  Zusammen« 
hange  mit  der  Lehre  vom  ve6  und  vom  mili  besprochen  und  somit 
von  dessen  Kompilator  selbst  unter  den  hier  hervorgehobenen  Ge- 
siditspunkt  gestellt;  ob  dieser  Gesichtspunkt  wirklich  ein  durch- 
gehends  zutreffender  sei,  ist  damit  freilich  noch  nicht  gesagt  und 
ebensowenig  festgestellt,  wie  sich  diese  NebenbÜdungen  zum  ved- 
inäli  selbst  verhalten  und  in  welchen  Punkten  sie  sich  von  diesen 
unterscheiden. 

Die  Staf^a^hölsbuk  kennt  aber  zunächst  ein  Rechtsverhältnis  an 
fremdem  Lande,  für  dessen  Begründung  und  Bestand  sie  die  Be- 
zeichnungen „at  maela  ser  fe  i  landi  manns",  dann  „at  eiga 
fe  i'  landi  manns"  braucht,')  also:  Geld  auf  fremdem  Lande  sich 
au«I)cdini:;en,  dann:  Geld  auf  fremdem  Lande  haben.  Vorausgesetzt 
wird  dabei,  daß  ein  Schuldner  mit  seinem  Gläubiger  verabredet,  daß 
dieser  letztere  sein  Guthaben  auf  dem  Lande  des  ersteren  stehen 
haben  solle  (at  hann  skyli  eiga  f€  |)at  ä  landi  bans),  ohne  dafi  doch 
dabei  eine  nähere  Abrede  unter  ihnen  getroffen  würde.  Als  ved- 
mili  wird  ein  derartiger  Vertrag  nicht  bezeichnet,  obwohl  er  den- 
sdbeo.  Zweck  wie  dieser  verfolgt,  nämlich  die  Sicherstellung  einer 
Forderung,  und  auch  sachlich  wird  er  mehrfach  anders  behandelt 
als  dieser.  Bei  der  Begründung  des  Rechtsverhältnisses  zunächst 
sind  bereits  ganz  andere  Vorschriften  maßgebend  als  für  den  veö- 
mdli.  Weder  der  Gebrauch  von  liandsul  ist  vurgcschrieben,  noch 
auch  die  Vornahme  irgend  welcher  lysing,  und  sogar  die  Heizichung 
von  Zeugen  gilt  nur  unter  der  Voraussetzung  als  notwendig,  daÖ 
<ia5  Kapital  (innstoeöa),  zu  dessen  Gunsten  die  Sicherheit  bestellt 
werden  wollte,  mindestens  den  halben  Wert  des  Landes  erreichte, 
auf  welchem  dasselbe  versichert  werden  wollte,  wenn  dieses  Land 
anders  mindestens  in  einem  Hofe  bestand,  der  sich  in  bewohnbarem 
Zustande  befand.  Die  Beizichung  von  Zeugen  war  demnach,  wenn 
das  zu  belastende  Grundstück  in  einem  ganzen,  in  Betrieb  befind- 
lichen Hofe  oder  meiir .  bestand,  nur  unter  der  Voraussetzung  er- 
forderlich, dafi  die  auf  demselben  zu  versichernde  Forderung  ihrem 
Betrage  nach  über  den  halben  Wert  dieses  Hofes  anstieg,  während 
bei  einem  geringeren  Betrage  der  Forderung  keine  Zeugen  beizu- 
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ziehen  waren,  und  ebenso  bei  Grundbesitz  geringerer  Ansdehnotig» 
mochte  nun  deren  Belastung  eine  schwerere  oder  leichtere  sdn. 
Man  wird  sich  dabei  einer  anderen  Bestimmung  desselben  Recfab- 
bucbes  erinnern  dürfen,*)  nach  welcher  der  Verkauf  von  Liegco* 
Schäften  unter  der  Voraussetzung  der  Zuziehung  von  Zeugen  und 
des  Gebrauches  der  handsöl  erforderte,  daß  diese  in  mindestens 
einem  halben  Hofe  bestanden,  der  in  bewohnbarem  Zustande  war; 
augenscheinlich  besteht  zwischen  beiden  Rechtssätzen  eine  X'erbln- 
dung,  indcni  nämlich  die  Hclastiinfr  des  Hofes  über  die  Hälfte  seine* 
Wertes  als  eine  Ver-iuLk-runj,'  von  mehr  als  der  Hälfte  des  Hofes 
aufgcfal'St  wird.  —  Ein  weiterer  Unterschied  besteht  sodann  zwischen 
unserem  Rechtsgeschäfte  und  dem  ve(>mali  in  Bezug  auf  da>  M?3 
der  Versichi  run!^,  welches  der  eine  und  der  andere  Vertrag  gewahrt. 
Während  nämlich  beim  ve(^mali  der  verpfändete  Wert  bis  zum 
doppelten  Betrage  der  Pfandschuid  ansteigen  konnte»  erscheint  bei 
der  hier  in  Frage  stehenden  Versicherung  immer  nur  ein  so  grofier 
Teil  des  beschwerten  Landes  als  belastet,  als  welcher  dem  Betrage 
der  versicherten  Forderung  entspricht;  wenn  demnach  zwar  in  dem' 
selben  Umfange,  in  welchem  jenes  unbenannte  Verstcherungsgescbäft 
zulässig  war,  stets  nach  Belieben  auch  zu  dem  strenger  forroeUen 
vedmäli  gegrüTen  werden  konnte,  weil  ja  bei  diesem  jener  höhere 
Wert  des  PfiMidobjektes  nur  erlaubt,  aber  nicht  geboten  war,  so  war 
doch  umgekehrt  mit  jenem  unbenannten  Geschäfte  keineswegs  eine 
Versicherung  derselben  Intensivität  zu  erreichen  wie  mit  den  veA- 
mäli,  weil  eben  nur  bei  diesem  letzteren  Ins  zum  doppelten  Betrage 
der  versicherten  Forderung  vorgegangen  werden  konnte.  W^ährcnd 
der  veömäli  ferner  aut  I  ahrhabe  ebensowohl  als  auf  liegende  Guter 
Anwendung  fand,  war  unser  Geschäft  nur  auf  diese  letzteren  an- 
wendbar, und  liegt  auch  hierin  wieder  ein  weiterer  Unterschied 
zwischen  beiden  Geschäften  l)egrundet.  In  Bezug  auf  das  Verfahret), 
welches  bei  der  ReaUsierung  der  Versicherung  einzuhalten  ist,  er«;ibt 
sich  endlich  ebenfalls  noch  eine  Differenz.  Zahlt  der  Schuldner 
nicht  rechtzeitig,  so  kann  der  Gläub^er  sofort  seine  Forderung  ein- 
treiben und  neben  deren  Betrag  noch  überdies  eine  Buße  bean- 
spruchen, in  welcher  wir  natürlich  ganz  ebenso  wie  in  den  aU. 
haröafang,  handsalsslit  u.  dgL  bezeichneten  Bußen  ein  für  die  Mülie 
beim  Eintreiben  der  Schuld  zu  entrichtendes  Sühnegek)  zu  ericennen 


1)  StaOftrböltbok,  390,418—10;  oMh  Koadagtbök,  169/75  ^ 
Regel  «Uerdings  ander«. 


üigiiized  by  Google 


k 

§  4.   Nebenbüdongta  de*  isliwiifcbcn  RechU. 


377 


haben.  Am  Gcriclitc  war  sodann  vor  allem  diircli  fünf  hcimilisbiKir 
des  Hcklagtca  darul>er  Beweis  zu  erbrin^^en,  daß  der  Kl.ii^cr  wirklich 
zur  Zeit  der  Anstelluni^^  seiner  Klat^e  die  ruif^eklagte  Summe  von 
diesem  zu  furdern  hatte;  wenn  dabei  nur  der  Geschwort nenbeweis 
erwähnt  wird,  so  darf  doch  sicherlich  als  selbstverständlich  gelten, 
da£l  dieser  nur  für  den  Fall  einzutreten  hatte,  daß  die  fragliche  Tat- 
sache nicht  durch  Zeugen  dargetan  werden  konnte,  welche  bei  den^ 
Abschlüsse  des  SchuJdvertrages  beigezogen  worden  waren.  Außer* 
dem  ist  sodann  auch  noch  über  die  weitere  Tatsache  Beweis  zu  er- 
bringen, daß  der  Kläger  die  Versicherung  der  eingeklagten  Summe 
auf  dem  von  ihm  bezeichneten  Lande  sich  ausbedungen  habe,  und 
besüg^  dieser  Hälfte  des  Beweistfaemas  wird  ausdrücklich  bemerkt» 
daß  dieser  Beweis  zunächst  durch  die  Vertragszeugen  zu  iiihren  sei» 
und  daß  nur  eventuell  auch  über  diesen  zweiten  Punkt  jene  fünf 
Nachbarn  zum  Spruche  zu  gelangen  haben,  nämlich  fiir  den  Fall» 
daß  entweder  beim  Vertragsabschlüsse  Zeugen  von  Anfang  an  nicht 
zu|?ezogen  worden  waren,  was  ja  unter  Umständen  rechtlich  zulässig 
war,  oder  daü  der  Kla<^er  die  beigezogenca  aus  iri;eiid  einem  (i runde 
nicht  mehr  vor  Gericht  \orziifuhren  imstande  war.     Gelingt  nun. 
dem  Kl;igcr  diese  doppelte  Hcweisfuhrun*;,  so  hat  ihm  das  Gericht 
einen  so  großen  Teil  des  belasteten  Landes  zuzuerkennen,  als  dem 
Betrage  seiner  Schuidtordcrung  entspricht  (l»ä  ä  dömr  at  do:-ma  hon- 
um  shkan  hlut  landsins,  sem  verör  at  tjartölu  rcttre),   und  zwar 
haben  fünf  landbüar,  welche  selbst  Grundeigentümer  sind,  das  Land 
dabei  auf  ihren  Eid  abzuschätzen.    Zum  Schlüsse  wird  dann  noch, 
der  Satz  beigefUgt:  |,ef  hann  vill  skipta  lande  vid  hinn,  ok  skal  sv4 
|>ar  at  |)vi  fara,  sem  i  öörom  stööom",  d.  h.  wenn  der  obsiegende 
Kläger  das  Land  mit  dem  bisherigen  Eigentümer  teilen  will»  so  soll 
difael  verfahren  werden  wie  in  anderen  Fällen ;  ein  Satz;  welcher  für 
die  richtige  Außfassung  des  Rechtsverhältnisses  von  ganz  besonderer 
Bedeutung  ist  —  Suchen  wir  nämlich  unser  Rechtsgeschäft  juristisch 
zu  konstruieren,  so  ist  zunächst  auf  den  ersten  Blick  klar,  daß  der 
Schuldner  bei  demselben  im  Vertragswege  seinem  Gläubiger  ein 
Miteigentumsrecht  an  seinem  Lande  zusicherte,  und  zwar  zu  einer 
so  großen  Quote  desselben,  daß  sie  an  Wert  dem  Betrage  der  For- 
derung: L^l'^iciikam.    Diesem  Grundciiarakter  des  Geschaltes  entspricht 
denn  aucii,  daß  bei  dessen  1  Eingehung  dieselben  h'ormlichkeiten  ein- 
zuhalten waren  wie  beim  X  erkaufc  von  Licgenschaiten,  wie  denn 
zumal  die  Heiziehung  von  Zeugen  dann,  aber  auch  nur  dann  als 
notwendig  gal^  wenn  das  belastete  (iut  mindestens  ein  voller,  in 
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wirtschaftlichem  Stande  befindlicher  Mof  war,  von  welchem  durch 
die  Belastunj^   mindestens   der  lialbe  Wert  umlaßt  wurde.  Dem« 
gef^enubcr  fra^t  sich  aber,  ob  dieses  Miteigentum  sogleich  im  Zeit- 
punkte des  Vertragsabschlusses  selbst  ins  Leben  treten  sollte,  oder 
erst  hinterher  in  dem  Zeitpunkte,  in  welchem  sich  die  nicht  richtig 
erfolgende  I Icimzahhint^  der  Schnld  herausstellte;  ob  ferner  letzteren- 
falls  das  zu  erholende  gerichtliche  Urteil  einen  konstitutiven,  oder 
nur  einen  deklarativen  Charakter  habe,  und  ob  unter  der  gleichen 
Voraussetzung  das  dem  Gläubiger  eingeräumte  Recht  doch  schon 
vom  Zeitpunkte  des  Vertragsabschlusses  an  einen  dinglichen  Cha- 
rakter besafi  oder  nicht   Da  glaube  ich  nun  vor  allem  darauf  Wert 
legen  zu  sollen,  dafi  die  zur  Verfallzeit  bei  nicht  erfolgender  Zahlung 
anzustellende  Klage  nur  auf  die  Zahlung  der  Schuld  und  einer 
Bufie  geht;  was  denn  doch  darauf  schließen  lädt;  dafi  in  dem  Zeit- 
punkte ihrer  Anstellung  ein  Miteigentum  an  dem  bdasteten  Lande 
noch  nicht  als  bestehend  angenommen  wird»  und  dafi  ein  solches 
somit  auch  nicht  als  ipso  jure  bei  nicht  rechtseitiger  Zahlung  der 
Schuld  entstehend  betrachtet  werden  kann.    Ich  betone  zweitens, 
daß  erst  durch  die  von  den  fiinf  Nachbarn  vorzunehmende  Ab- 
schätzung des  Landes  überhaupt  fLStqcstellt  wurde,  welchen  Umfang 
dieses  Miteigentum  besitze,  wahrend  doch  die  Existenz  eines  vor- 
gängigen Miteigentumes,  de  ssen  Quote  noch  völlig  unbestimmt  wäre, 
kaum  angenommen  werden  dürfte.    Allerdings  erfolgt  auch  l>cim 
veömäU  die  Abschätzung  re^^clmaüig  erst  gele.<;entlich  der  Realisie- 
rung des  Pfand reclites;  aber  bei  diesem  verfällt  das  ganze  Pfand- 
objekt dem  Gläubiger,  während  die  Abschätzung  nur  dazu  bestimmt 
ist,  den  Betrag  der  von  ihm  etwa  hcrauszubczahlenden  Hyperocha 
festzustellen,  und  steht  demnach  hier  nichts  im  Wege,  daß  der  Ver- 
fall des  Pfandes  der  Abschätzung  vorangehe,  da  ja  nicht  erst  durch 
diese  die  Grenzen  des  Eigentumes  zu  ziehen  sind,  welches  auf  den 
neuen  Erwerber  übergeht   Demgemäß  wird  denn  auch  beim  ve6- 
mäli  die  Durchitihrung  eines  gerichtlichen  Verfahrens  bei  der  Reali- 
sierung des  Pfandrechtes  an  und  fUr  sich  nicht  notwendig  und  würde 
doch  wohl  auch  bei  unserem  unbenannten  Geschäfte  die  Durch- 
führung eines  solchen  kaum  schlechthin  vorgeschrieben  worden  sein, 
wenn  man  nicht  bei  diesem  dem  Richterspruche  einen  fconstitittiven 
Charakter  zuerkennen  zu  müssen  geglaubt  hätte.    Immerhin  aber 
läßt  dieser  Richterspruch  an  der  belasteten  Sache  nur  ein  Miteigen- 
tum 7A\  ideellen  Quoten  entstehen,  deren  Größe  derselbe  eben  fest- 
zustellen hat,  wogegen  eine  Realteilung  des  Landes  unter  die  beiden 
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Miteig[entümer,  sofcme  sie  überhaupt  gewünscht  wird,  erst  noch  ein 
weiteres  Auscinandcrsctzunf^sverfahren  erfordern  würde.  Hiernach 
glaube  ich  annehtnLii  ivi  dürtcn,  daß  das  bei  unserem  GesclKift  dem 
Glaubijrer  in  Aussicht  gestellte  Miteigentumsrecht  nicht  etwa  vom 
Momente  des  Vertrai^sab^^chlusses  ins  Leben  trat  und  auch  nicht, 
analot;  dem  Verfalle  des  Pfandobjektes  beim  veAmali,  im  Momente 
der  nicht  rechtzeitigen  Heimzahlung  der  Schuld  sofort  von  Rechts 
wegen  entstand,  sondern  daß  dasselbe  erst  durch  den  Richterspruch 
begründet  wurde,  welcher  nach  durchgeführtem  Klageverfahren  und 
erfolgter  Abschätzung  des  Landes  erging.  Ebenso  halte  ich  dafür, 
daß  auch  kein  anderes  und  vom  Eigentume  zu  unterscheidendes 
dingliches  Recht  dem  Gläubiger  durch  den  Vertragsabschluß  selbst 
bereits  erwachsen  sei,  da  nicht  nur  weder  ein  Vindikationsrecht  noch 
ein  Verkaufsrecht  gegenüber  einer  Veräufierung  der  belasteten  Sache 
durch  ihren  Eigentümer  ihm  eingeräumt  ist,  wie  das  eine  oder  an- 
dere beim  ve6mäli  vorkommt,  sondern  auch  die  bei  nicht  recht- 
zeitiger Zahlung  von  ihm  anzustellende  Klage  zunächst  lediglich  eine 
Scfauldklage  ist;  aus  der  blofien  Einhaltung  der  bei  dem  Verkaufe 
von  Grundeigentum  üblichen  Formen  auch  beim  Abschlüsse  unseres 
Geschäftes  wird  man  jedenfalls  einen  L^egenteiiiii^en  Schhiß  nicht 
riehen  dürfen,  da  auch  in  diesem  letzteren  ein  bedingter  und  ein 
l>etagter  Verkauf  von  solchem  immerhin  gesehen  werden  konnte, 
wenn  auch  ein  sofortiger  l 'bergang  irgend  welches  dingHchen  Reclites 
nicht  bei  den?^elben  beabsichtiget  war.  Materiell  unterschied  sich  aber 
unser  Geschäft  vom  vedmuli  zunächst  dadurch,  daÜ  bei  ersterein  im 
Nichtzahlungsfalle  die  ganze  belastete  Sache  dem  Gläubiger  zu  eigen 
zufiel,  nur  vorbehaltlich  seiner  Verpflichtung,  den  Überschuß  ihres 
Wertes  über  den  einfachen  oder  doppelten  Betrag  der  Pfandschuld 
an  den  Verpfander  herauszubezahlen,  wogegen  bei  dem  letzteren 
dem  Gläubiger  unter  der  gleichen  Voraussetzung  nur  das  Miteigen- 
tum an  der  Sache  zufiel,  und  zwar  zu  einer  ideellen  Quote,  deren 
GröSe  dem  Betrage  der  Schuld  an  Wert  gleichstand.  Ein  weiterer 
Differenzpunkt  zwischen  beiden  Geschäften  bestand  sodann  darin, 
daß  beim  veÖmäli  der  Gläubiger  sofort  ein  präsentes  dingliches 
Recht  erwait»,  welches  sich  zur  Verfallzeit  im  Nichtzahlungsfalle 
soibrt  in  Eigentum  am  Pfandobjekte  verwandelte,  während  bei  un- 
serem Geschäfte  der  Gläubiger  auf  sein  bloßes  Forderungsrecht  be- 
schränkt blieb,  bis  nach  durch;;eiuhrteni  KIa<^e\  erfahren  das  Gericht 
ihm  ein  bestimmt  begrenztes  Miteigentum  an  der  belasteten  Sache 
zusprach.   Als  ein  Verpfandungsvertrag  kann  dalier  unser  Geschäft 
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in  keiner  Weise  betrachtet  werden,  wiewohl  es  allerdings  gleich 
diesem  auf  die  Sichentellung  einer  Forderung  durch  deren  Hiowd* 
sung  auf  eine  gewisse  Sachhaftung  abzielt;  eher  liefie  sich  dassdbe 
unter  den  Gesichtspunkt  der  blofien  Anweisung  eines  ZaUmitteb 
bringen.  —  Zum  Schlüsse  mag  noch  erwähnt  werden,  dafi  VOL 
Finsen  ')  mit  dem  soeben  besprochenen  Geschäfte  auch  die  ..lands- 
viröin^ar"  in  Zusamiucnhang  bniiL:!,  welche  ein  paarn.al  m  un- 
serem alteren  Rcchtsl)uche  erwähnt  werden.  Heide  Stellen  h.indcia 
vom  teransdumr  oder  i-.xekutionsgerichtc ;  an  der  ersten  lauten  die 
ein  I  Iii  ii^M^en  Worte:  ')  „jafnt  skal  j»an^at  büa  fc  mal  öU  sein  til 
skyldaüoms,  ok  svA  ef  landsvirAingar,  ok  svd  derma  kono  sitt  fe,  cf 
hon  atti,  eöa  veömäla,  ef  voro",  an  der  zweiten  aber  ganz  ähnlich ; 
i,ef  sä  madr  ätte  kono,  er  sekr  er  ordinn,  ok  skal  sv-ä  doema  um  fe 
bennar,  sem  at  skuldadömi;  jafnt  skal  )>ängat  öli  fe  mal  til  büa  sem. 
til  skuldadöms,  ok  svä  um  landsviröiogar,  ok  um  veömäla,  ef  mann 
eigo,  ok  at  öllum  fe  malom  fara  sem  at  skuldadömi,  |ieim  er  meon 
atto  adr  f<6  at  honom,  äör  bann  yrfti  sdcr".  Die  itlandsvirdinpi" 
werden  hier  wie  dort  mit  privilegierten  Forderungen  zusammenge* 
stellt;  welche  bei  der  Vermögensauseinandersetzung  eines  gewissen 
Vorzuges  genießen,  wie  das  Fraueogut  und  die  P&ndfordenutgen; 
und  es  wird  darum  nicht  angehen,  den  Ausdruck,  wie  dies  den 
Wortlaute  nach  zunächst  läge,  einfech  auf  die  Abschätzung  von  Land 
zu  beziehen,  wie  sie  am  f<6ränsdömr  mehrfach  vorkommen  konnte; 
ist  dies  aber  der  l'all,  so  liej^^t  es  allerdings  am  nächsten,  den  Aus- 
druck auf  unser  Geschäft  zu  beziehen,  bei  welchem  ja  in  der  Tat 
die  Abschätzunj^  des  Landes  eine  sehr  erhebliche  Rolle  spielte,  und 
welches  überdies  mit  dem  veÖmäli  imtnerhin  recht  wohl  /usammcii- 
gestellt  werden  konnte.  Wir  er^f  hen  aber,  so  verstanden,  aus  Deiden 
Stellen,  daü  der  Gläubiger  aut  Grund  unseres  Geschäftes  im  terans- 
dömr,  und  natürlich  ebenso  auch  am  skuldadömr,  eine  ahnlich  privi- 
legierte Stellung  einnahm  wie  der  Ffandglaubiger  auf  Grund  seines 
vedmäli,  so  daß  also  derselbe  sich  an  die  zu  seinen  Gunsten  belastete 
Sache  ebenso  halten  konnte  wie  an  sein  ve6,  ohne  sich  einen  Abzug 
an  seiner  Forderung  gefallen  lassen  zu  müssen,  solange  diese  Sacfae 
zu  deren  Befriedigung  hinreidite.  Das  mag  auffallen,  da  diesen 
Gläubiger  ja  vor  der  Abhaltung  des  Gerichtes  an  der  Sacfae  gar- 
kein  dingliches  Recht  zustand;   indessen  mochte  jenes  Priiilef 


*)  Ordregister,  s.  v.  landsvirömgar,  ö.  630  und  s.  v.  vcö,  S.  691. 
KoQüngsbök,  49,85.         *)  ebenda,  62/114. 


üiQiiized  by  Googl^ 


§  4*   Neb«nbildiinfen  des  isländitchea  Rechts.  ^gt 

immerhin  auch  schoti  in  der  vertragsweisen  Anwcisunj^  auf  das  bc- 
trcttende  Land  als  Exekutionsobjekt  eine  g^ciuicjendc  Stut/.e  finden. 

Ein  zweites  dem  veömäli  an   die   Seite  gestelltes 
Oes  eil  alt  wird  uns  folgendermaßen  beschrieben.*)    Der  Schuldner 
•überträgt  mittels  handsöl  das  ihm  gehörige  Land  seinem  Gläubiger 
und  verspricht  ihm  dieses  für  den  Fall,  daß  er  ihm  seine  Schuld 
nicht  rechtzeitig  bezahlen  würde,  gegen  jedermann  zu  gewährleisten; 
im  Falle  der  nicht  rechtzeitigen  Heimzahlung  der  Schuld  soll  sodann 
dieses  Land  dem  Gläubiger  gehören.  Allerdings  erfordert  diese  Aus* 
legiing  der  Stelle  eine  kleine  Berichtigung  ihres  Textes;  aber  diese 
betrifft  wieder  lediglich  die  Interpunktion,  indem  statt:  ,,Ef  madr  ä 
fe  at  manne,  enda  handsalar  sa  honom  land  sitt,  ok  heimilar  fyrir 
hverjum  manne.   Ef  fe  geiz  eigi  at  gjalddaga,  ok  verdr  hans  land, 
ef  eigi  geiz  allt  feit  at  maldaga",  vielmehr  mit  Versetzung  des  Punktes 
zu  lesen  Ist:  „ok  heimilar  fyrir  hverjum  manne,  ef  fe  geiz  eigi  at 
gjaiddagiu    Ok  vcrÖr  hans  land"  usw.    Zweifelhaft  bleibt  insoweit 
nur  die  Auslegung  des  auf  die  ol)ii:^en  \\  orte  sotort  lülf:;eiuien  Zu- 
satzes: „jiött  hinn  ;ette  lausn  a",  durch  welchen  dem  verauöerndcn 
Schuldner  unter  iri^cndwelchcn  Xoraus-^etzungen  die  Wicdcreinlösung 
de<  veräußerten  Landes  vorbehalten  werden  will :  ich  erlaube  inde'-scn 
die  Existenz  dieses  Zusatzes  auf  eine  spatere  Stelle  verschiel:)eii  und 
hier  vorläufig  nur  bemerken  zu  sollen,  dati  die  Übersetzung  desselben, 
welche  [>örör  Sveinbjörnsson  in  der  Quartausgabe  der  Graugans 
gibt:  „jus  retractus  quamvis  creditori  stipulatum  fuerit"  jedenfalls 
verkehrt  ist,  da  von  einem  Einlösungsrcchte  des  Gläubigers  dem 
Zusammenhange  nach  nicht  die  Rede  sein  kann,  und  für  die  An* 
nähme  einer  vertragsweisen  Begründung  des  in  der  Stelle  besprochenen 
Einlösungsrechtes  in  dieser  wenigstens  ja  der  Anhaltspunkt  fehlt  Ein 
derartiger  Vertrag  bedarf,  anders  als  der  veömali,  keiner  l)^ing,  und 
es  genügen  somit  die  handsöl  für  sich  allein,  um  demselben  seine 
volle  Wirksamkeit  zu  sichern;  der  Beiziehung  von  Zeugen  wird 
dabei  zwar  nicht  ausdrücklich  gedacht,  indessen  darf  diese,  weil  mit 
dem  handsöl  stets  verbunden,  als  selbstverständlich  gelten,  und  sind 
demnach  die  Förmlichkeiten  beim  Abschlüsse  unseres  Geschäftes 
genau  dieselben  wie  bei  jedem  anderen  W-rkaufe  von  I  .ie^^enschaften, 
bei  weichem  ja  ein  für  allemal  handsöl  ■)  und  Bei/ächung  von  Zeugen 


*)  Staöarhölsbük  ,  402/444 — 45. 
')  Koniingsbök,  174/80. 
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erforderlich  sind,  wovon  unser  jüngeres  Rechtsbuch  nur  für  den  Fa& 
eine  Ausnahme  macht»  ^)  wenn  das  verkaufte  Land  geringeren  Um- 
fanges  ist  als  ein  halber  Hof.  Es  ist  also  ein  Verkauf  von  Land, 
um  welchen  es  sich  bei  unserem  Geschäfte  handelt;  indessen  soU 
auf  Grund  desselben  das  Eigentum  an  dem  verkauften  Lande  nicht 
sofort  auf  den  Käufer  ubergehen,  sondern  erst  dann,  wenn  und  so- 
ferne  die  Schuld  fällig  und  nicht  hcimbczahlt  wird;  schon  durch  die 
Worte:  „ok  verör  hans  lanci,  d  gel/ allt  feit  at  ni.ildai^  i  {(.irri' 
ist  klar  ausgesprochen,  weder  Iv!L;rtiriim  noch  H(.>it/  dein  K.iiifer 
sofort  übertragen  werden  will,  und  dculiiclier  lUH-h  laUt  ^^ch  beides 
aus  einer  sofort  nachfolgenden  Bestimm unt^  entuchnien.  Läßt  sich 
nämlich  der  Schuldner  beif^chcn,  das  in  angegebener  Weise  seinem 
Käufer  verkaufte  Land  hinterher  nochmals  einem  anderen  zu  ver- 
kaufen und  diesen  auch  wirklich  sofort  in  dessen  Besitz  zu  setzen, 
so  kommt  zunächst  abzuwarten,  ob  die  Schuld  am  Verfalltage  richtig 
bezalüt  wird  oder  nicht  Im  erstcrcn  Falle,  welchen  unsere  Stelle 
übrigens  nicht  ausdrücklich  bespricht,  blieb  offenbar  der  zweite  Ver- 
kauf bindend,  indem  die  Bedingung  nicht  eintrat,  an  deren  Eintreteo 
die  Wirksamkeit  jenes  ersteren  Verkaufes  geknüpft  war;  im  zweiten 
Falle  dagegen  wird  dieser  zweite  Verkauf  nach  der  ausdrüddichn 
Vorschrift  der  Stelle  ungültig,  und  kann  sich  der  erste  Käufer  ohne 
weiteres  in  den  Besitz  des  Landes  setzen.  Will  ihm  der  zweite 
Käufer,  von  welchem  ja  vorausgesetzt  wird,  daß  er  seinerseits  in 
den  Besitz  des  streitigen  Landes  gelangt  ist,  dieses  nicht  gfutwillif 
herausgeben,  so  mai^  der  erste  Käufer  seine  Vindikation sklaije  an- 
stellen (<te!'na  til  biii^iViri,  un«.]  dieser  nach  den  Re_<;eln  vurgeben, 
welche  ein  hir  allemal  für  das  \'indikations\erfahren  gelten;  kannte 
der  zweite  Käufer  zur  Zeit  iie?s  Vertragsabschlusses  den  S.u  Incriial^ 
so  traf  ihn  neben  dem  Verluste  des  Landes  auch  noch  die  Strafe 
der  Landesverweisunt^,  welcher  der  Verkäufer  seinerseits  unter  allen 
Umständen  unterlag.  Der  Regel  nach  war  die  Anstellung  der  Klage 
dabei  bis  zum  dritten  Alldinge  zulässig,  so  daß  also  die  Klage  erst 
im  vierten  Jahre  verjährte ;  indessen  wird  sofort  beigefügt,  daß  die 
Anfechtung  des  zweiten  Verkaufs  (rifting  til  landsins)  in  dem  Falle 
nur  bis  zum  nächsten  Alldinge  statthaft  sei,  wenn  der  erste  Verkauf, 
also  der  an  den  Gläubiger,  „ä  laun",  dl  h.  heimlich  erfolgt  sei  Fragt 
sich  nun,  was  unter  dieser  Heimlichkeit  des  Vertragsabschlusses  m 
verstehen  seL  An  zweierlei  Dinge  ließe  sich  dabei  denken,  namlidi 


')  StafiarhöUb6k,  390418—19. 
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entweder  an  die  Nicfatzuziehung  von  Zeugen  beim  Vertragsabschlusser 
oder  aber  an  die  Unterlassung  einer  öfTentlichen  Bekanntmachung 
desselben,  und  sprachlich  liefie  sich  die  eine  wie  die  andere  Aus- 
iegun^  gleich  gut  hatten.    Wenn  z.  B.  eine  Geschichtsquelle  das 

„blöta  ä  laun"  dem  Falle  gegenüberstellt,  „cf  vattum  koemi  viö", 
so  .steht  hier  das  heimliche  Opfern  ottcnljar  ini  Gc^^'cnsatzc  zum 
Opfern  vor  Zeuthen:  wenn  dagegen  eine  l\>tun*^^  dann  <ils  „morö" 
bezeichnet  w  ird,  „cf  maOr  Icynir,  eöa  hylr  hra;,  eöa  sj^engr  eigi  i 
ge£^n",  ^)  und  sogar  der  Fall  unter  diesen  Gcsirhts])unkt  ge'^tcllt 
werden  will,  da  eine  viglysm^^  zwar  vorgenninmen,  aber  doch  nicht 
ganz  in  der  vorgeschriebenen  Weise  v^orgcnommcn  worden  ist,  ^)  ja 
sogar,  wenn  auch  nicht  als  „morö",  so  doch  als  „launvig"  die  Tötung 
bezeichnet  wird,  bei  wcl*  lier  der  Täter  die  Waffe  in  der  Wunde 
stecken  Heß,  ohne  sich  doch  förmlich  zur  Tat  zu  bekennen,*)  so  ist 
dabei  doch  das  Merkmal  der  Verheimlichung  lediglich  in  das  Unter- 
lassen der  vlgl^sing  gelegt  Im  gegebenen  Falle  wird  nun  aber  aus 
sachlichen  Gründen  nur  an  den  Mangel  der  Irsing,  nicht  an  den 
der  2^ugen  zu  denken  sein.  Der  Mangel  der  Beiziehung  von  Zeugea 
machte  wie  das  Unterlassen  des  handsöl  nach  den  eben  angeführten 
Stellen  den  Verkauf  von  Land  schlechthin  ungültig,  und  konnte 
demnach  auf  Grund  eines  mit  Außerachtlassung  dieser  Formen  ab- 
geschlossenen Vertrages  überhaupt  nicht  geklagt  werden;  dagegen 
sdilieBt  der  Satz,  daß  zur  Gültigkeit  unseres  Geschäftes  eine  lysing 
nicht  erforderlich  sei,  die  Mu^dichkeit  keincswci^^s  aus,  daß  darunrk 
doch  eine  solche  bei  demselben  zulussig,  vielleicht  sogar  ziemlich 
üblich  und  dabei  insoweit  vorteilhaft  gewesen  sei,  als  ihre  Vornahme 
der  aus  dem  Geschäfte  entsprins^enden  Vindikationsklage  eine  er- 
heblich lani,fcrc  VcrjahrunL^sfrist  sicherte,  als  welche  ihr  ohne  Vor- 
nahme der  lysing  zukommen  wurde.  Überdies  erklärt  sich  leicht,, 
wie  man  dazu  kommen  konnte,  gerade  diesen  Vorteil  an  die  Vor- 
nahme der  lysing  zu  knüpfen.  Gerade  sie  verschafifte  dem  Vorgänge, 
auf  welchen  sie  sich  bezog,  ein  erhebliches  Maß  von  OfTenkundtg- 
keit;  es  lag  aber  nahe,  dem  Dritten,  welcher  sich  durch  eine  offen- 
kundige Tatsache  in  seinen  angeblichen  Rechten  bedroht  sah,  ein 
geringeres  Mafi  von  Rechtsschutz  zu  gewähren  als  jenem  anderen^ 
der  zufolge  des  Unterbleibens  der  Irsing  von  der  Tatsache  keine 


*)  Krislni  s.,  II/25. 

*)  Koaüngsbök,  88/I54;  S  l  aö  a  r  h  u  1  sb  u  k,  315/348 — 49. 
*)  Vigagldma,  27/83.         *)  Gisla  1.  Siirssonar,  I,  22. 
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Kenntnis  hatte,  welche  ihn  bedrohte.  —  An  der  Hand  der  bMiciieqt 
Angaben  lädt  sich  nun  das  Verhältnb  unseres  Geschäftes  znm  ve^ 
mHi  folgendermaßen  bestimmen.  Hier  wie  dort  soll  für  den  Fall 
der  nicht  rechtzeitigen  Zahlung  der  Schuld  das  belastete  Land 
vollen  Werte  nach  in  das  Eigentum  des  Gläubigers  übergehen;  aber 
anders  als  beim  vedmäli  des  isländischen  Rechtes  wird  beim  hier 
fraglichen  Geschäfte  das  Verhältnis  gänzHch  unbeachtet  gelassen, 
welclics  zwischen  dem  Werte  der  belasteten  Sache  und  dem  Betragt 
■der  Schuld  besteht,  und  braucht  somit  der  Gläubiger,  welchem  jene 
verfallt,  auch  dann  keine  Hyperocha  herauszubezaiilen,  wenn  etwa 
■der  Wert  dieser  Sache  melir  als  doppelt  so  hoch  als  die  Schuld 
summe  ansteigen  sollte.  Kin  w  eitcrer  Diflfcrenzpnnkt  la^,'  terner  doch 
yK  oh\  noch  darin,  daß  beim  \  eAmali  schon  aus  dem  bloßen  Ver- 
tragsai^schlusse  für  den  Pfandglaubiger  ein  dingliches  Recht  erwuchs, 
während  bei  unserem  Geschäft  von  einem  solchen  nicht  die  Rede 
war,  da  ja  bei  diesem  ihm  das  Recht  nicht  zustand,  einem  zweites 
Verlcaufe  der  belasteten  Sache  entgegenzutreten,  solange  nacht  ent- 
schieden war,  ob  seine  Forderung  nicht  am  Verfalltage  bezahlt 
werden  werde.  Aber  diese  letztere  Differenz  ist  doch  eine  waag 
bedeutsame,  und  jene  erstere  unterscheidet  unser  Geschäft  zwar  tos 
•dem  ve6mäli  in  der  Ausbildung,  welche  derselbe  in  unseren  tsliii* 
tischen  Rechtsbüchern  zeigt,  aber  nicht  von  dessen  ursprünglicber 
Gestaltung,  wie  die  noru  egischen  Ptovinzialrechte  solche  noch  fest- 
haltea{  daß  man  lediglich  um  dieser  beiden  Dilferenzpunkte  willes 
ein  neues  Geschäft  neben  dem  veömäli  in  seiner  neueren  Gestaltung 
gestellt  haben  sollte,  erscheint  iniinerhin  auftalllL;.  Mag  aber  auch 
sein,  daß  mit  jenen  beiden  Besonderheiten  die  Kigentumlichkeiten 
nnsere>  Geschäftes  noch  nicht  erschoptt  sind,  und  zwar  kannten  die 
WCrte  „|»dtt  hinn  ;vtte  lausn  a",  deren  llrkUirunt:;  ieli  mir  oben 
vorbrlialten  habe,  allenfalls  auf  ein  weiteres  charakteristisches  Merk- 
mal desselben  hindeuten.  Wenn  dem  Satze,  daß  das  bedingt  ver- 
kaufte Land  dem  Pfandgläubiger  sofort  zu  eigen  zufalle,  sowie  ihm 
die  Schuld  nicht  rechtzeitig  bezahlt  werde,  sofort  die  weitere  Be- 
merkung beigefügt  wird:  „wenn  auch  jenem  das  KinlösungsredÄ 
daran  zusteht",  so  kann  damit  nicht  auf  die  Möglichkeit  eines  W 
tragsweisen  Vorbehaltes  des  Rechtes  hingedeutet  Sein,  durch  ve^ 
frühte  Zahlung  der  Schuld  schon  vor  deren  Verfalltag  das  belastete 
Land  von  seiner  Belastung  frei  zu  machen ;  ganz  abgesehen  von  der 
Frage,  ob  eine  verfrühte  Zahlung  nicht  auch  ohne  jeden  vertrags- 
weisen Vorbehalt  schon  von  Rechts  wegen  zulassig  war,  konnte 
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nämlich  eine  solche  doch  jedenfalls  ebensowenig  als  die  rechtzeitige 
Zahlunij  der  Schuld  am  X'erl  illt  tge  selbst  als  eine  Einlösung  des 
I.andcs  bezeichnet  werden,  da  ja  eine  Einlösung  das  Eigentum  oder 
doch  Jen  Besitz  des  Gläubigers  voraussetzen  wurde,  welcher  ihm  vor 
dem  Verfalltapfe  nicht  zusteht    Es  muß  sich  vielmehr  jene  Bemer- 
kung auf  ein  KinlDsungsrecht  beziehen,  welches  dem  Verkäufer  nach 
dem  Zeitpunkt  an  dem  verkauften  Lande  noch  zusteht,  in  welchem 
dieses  dem  Gläubiger  verfallen  ist;  immerhin  aber  kann  dabei,  zu- 
folge einer  Mehrdeutigkeit  des  Wörtchens  ,il»ött",  noch  an  zweif  rlci 
gedacht  sein.    Einerseits  nämlich  konnte  man  ja  bei  jedem  Verkaufe 
von  Land,  einen  „mäli'V  d.  b.  ein  Vorkaufsrecht  an  demselben  sich 
vorbehalten»  und  könnte  demnach  der  Verfasser  unserer  Stelle  allen- 
falls an  diese  Möglichkeit  gedacht  haben;  solchenfalls  wäre  diese 
dahin  zu  verstehen,  dafi  bei  nicht  rechtzeitiger  Bezahlung  der  Schuld 
das  Eigentum  an  dem  belasteten  Lande  unter  allen  Umstanden  auf 
den  Gläubiger  übergehen  solle,  und  insbesondere  auch  dann,  wenn 
der  Verkäufer  sich  etwa  vertragsweise  ein  Einlösungsrecht  vorbehalten 
haben  sollte,  dafi  also  ein  derartiger  Vertrags  weiser  Vorbehalt  die 
regelmäßige  Wirkung  der  nicht  rechtzeitigen  Zahlung  nicht  aus- 
schließen sulle.    Andererseits  können  aber  jene  Worte  auch  dahin 
ausgelegt  werden,  dat5  im  Xichtzahkmgsfalle  ein  für  allemal  das  be- 
lastete Land  zwar  dem  Glaubii^^er  zu  eigen  zuiallcn  solle,  jedoch  nur 
zu  resolutiv  bedingtem  Kigentume,  indem  auch  nach  dem  Verfalle 
dem  Schuldner  noch  ein  Wiedereinlr-sungsrecht  an  demselben  zustehe; 
dieses  Einlösungsrecht  wäre  also  solchenfalls  als  ein  von  Rechts 
wegen  eintretendes  und  somit  keiner  besonderen  Verabredung  be- 
dürftiges bezeichnet  und  unser  Beisatz  dahin  zu  verstehen,  daß  im 
Nichtzahlungsfalle  zwar  das  Eigentum  an  dem  Lande  auf  den  Giäu« 
biger  übergehen  solle,  jedoch  nicht  als  ein  unbeschränktes,  sondern 
nur  als  ein  durch  ein  Wiedereinlösungsrecht  des  Schuldners  be* 
lastetes.  Damit  würde  sich  unser  Geschäft  der  später  noch  zu  be- 
sprechenden „mälajörft"  des  norwegischen  Rechtes  nähern,  zumal  in 
der  Gestalt,  in  welcher  die  GI)L.  sie  zeigen,  und  wäre  gerade  damit 
eme  weitere  und  zwar  sehr  charakteristische  Eigenschaft  fUr  dasselbe 
gewonnen,  welche  dasselbe  von  dem  veömäli  sehr  bestimmt  unter- 
scheiden und  zugleich  erklären  würde,  warum  die  Bedingungen  seiner 
Kngehung  diesem  letzteren  gegenüber  erleichtert  werden  konnten. 
Ich  halte  nun  die  letztere  Au^let^ung  des  Heisatzes  für  die  unbedingt 
richtige  und  zwar  zunächst  schon  darum,  weil  nur  unter  ihrer  Vor- 
ausseuung  dessen  Beifügung  sich  rechtfertigt  Daß  bei  dem  bedingten 
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Veiicaufe,  welcher  in  unserem  Geschäfte  vorliegt,  ebensogut  wie  bei 
jedem  anderen  Verkaufe  von  Land  ein  Vorkaufsrecht  vorbebaltea 
werden  konnte,  versteht  sich  von  selbst,  und  ebenso,  daß  ein  der- 
artiger V^orbehalt  hier  wie  anderwärts  den  Eig^entumsübergang  auf 
den  Kanter  nicht  zu  hindern  vermochte,  da  ja  die  Au>ubuntj  des 
Viirkaut'srechtes  dessen  vorgängii^e?  KrfolL:«.'n  gerade  umgekehrt  vor- 
aussetzt; ulK-r  Iteiiles  <ich  au^/.usj)rfchen  war  für  den  Verfasser  der 
Stelle  demnach  vollk« 'mmen  überflüssig,  wogegen  es  «einen  guten 
Sinn  hatte,  wenn  er  bemerkte,  daß  im  gegebenen  Falle  bei  nicht 
erfolgender  Zahlung  zwar  das  Eigentum  an  dem  bedingt  \ erkauften 
Lande  sofort  auf  den  Kaufer  iibergehe,  aber  nur  vorbehaltUch  eines 
dem  Verkäufer  verbleibenden  Vorkaufsrechtes,  da  ja  dieses  letztere 
sich  keineswegs  von  selbst  verstand  und  überdies  desselben  ander 
weitig  bei  Besprechung  unseres  Geschäftes  noch  nicht  gedacht 
worden  war.  Abgesehen  hiervon  dürfte  aber  auch  noch  der  weitere 
Umstand  für  dieselbe  Auslegung  sich  geltend  machen  lassen,  daß, 
wie  oben  bemerkt,  eben  nur  jue  beledigend  zu  erklären  vermag 
wie  man  dazu  kam,  unser  Geschäft  überhaupt  als  ein  gesondotes 
neben  den  vedmäli  zu  stellen.  Wäre  nicht  das  Wiedereinlösungs* 
recht  des  Verkäufers  nach  eingetretenem  Verfall  des  Landes  für 
dieses  wesentlich,  so  würde  man  dasselbe  doch  woU  unter  den  B^ 
griff  des  vedmäli  gestellt,  und  bei  diesem  einerseits  den  Satz,  dafi 
bei  diesem  nicht  mehr  als  der  doppelte  Wert  der  Schuldsumme  dem 
Glaubiger  verfallen  durle,  nicht  für  wesentlich  erklart,  und  anderer- 
seits die  Xoruahmc  der  lysing  bei  Eingehung  des  Geschäftes  nur 
als  nützlich,  aber  nicht  als  m  «twendig  be/.eicimet  haben.  —  Der  Voil- 
vtandigkeit  wegen  mag  endlich  noch  bemerkt  werden,  daß  an  die 
Besprechung  unseres  Rechtsgcschaftes  in  der  Sta^arhölsbök  sich  noch 
ein  paar  weitere  Satze  anschiielien,  welche  gleichfalls  noch  auf 
dieses  sich  beziehen  zu  wollen  scheinen,  obwohl  deren  Tragweite 
allerdings  ül>er  dasselbe  hinausgreift;  es  wird  uns  nämlich  gesagt;'! 
„Hvar\'etna  |>css  er  madr  ferr  elde  ok  ame  ä  annars  manns  land  olof- 
at  til  a  bu(>ar,  ok  var(\ar  )iat  fjörbaugsgar(\  Ef  maftr  göriz  heimüd- 
armadr  of  land  at  brigdarmanne,  ok  varÖar  |>at  fjörbaugsgarö ;  l^t 
er  stefnosök  til  5.  i>ings,  ok  skal  kvq.dja  til  heimilisbüa  9  ä  )>iQgi 
|>ess  er  söttr  er/'  Damit  wird  also  zunächst  gesagt,  dafi  derjenige 
der  mit  Herd  und  Feuer  auf  fremden  Lande  aufzieht,  ohne  dazu  die 
Erlaubnis  erhalten  zu  haben,  mit  der  Landesverweisung  bestraft 
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ivcrüen  soll.  Auf  unser  Geschäft  ;infjc wendet  kann  sich  der  Satz 
entweder  auf  den  zweiten  Kaufer  beziehen,  der,  iiaturli(  h  mit  wissent- 
licher \'crlet/unt^  des  besseren  Rechtes  des  ersten  K;.ufers,  das  \on 
ihm  erl\aufte  Land  bezieht,  oder  auch  auf  den  anf^eblichcn  frulieren 
Käufer,  welcher  auf  das  Land  aufzieht,  ohne  sich  als  solcher  aus- 
weisen zu  könoen,  oder  ehe  noch  der  Zahltag  für  seine  Forderung 
gekommen  ist;  in  der  ersteren  Richtung  wird  damit  nur  wiederholt; 
was  vorher  schon  bei  Besprechung  unseres  Geschäftes  in  etwas  an- 
deren Worten  gesagt  worden  war,  während  die  Stelle  in  der  zweiten 
Richtung  allerdings  das  vorher  Gesagte  vervollständigen  würde.  Aber 
selbstverständlich  beschränkt  sich  die  Anwendbarkeit  der  ausge- 
sprochenen Regel  keineswegs  auf  die  erwähnten  beiden  Fälle,  oder 
überhaupt  auf  unser  Geschäft;  sie  wird  anderwärts  in  unseren  beiden 
Rechtsbüchem  gegenüber  dem  Afterpächter  ausgesprochen,')  welcher 
ohne  die  Zustimmung  des  Grundeigentümers  erholt  zu  haben  mit 
Feuer  und  Herd  auf  dem  Pachtlande  aufideht,  und  mu6  schon  der 
Allgemeinheit  ihrer  Wortfassung  nach  sich  ^mu/.  leichmäßig  auf 
alle  und  jede  Fälle  einer  widerrechtlichen  Besitznahme  fremden 
lindes  beziehen,  gleichviel  unter  welchen  Umstantien  und  unter 
welchem  Vorgeben  sie  auch  erfolge.  In  ihrer  zweiten  Jlalfte  bedroht 
die  Stelle  aber  auch  ilen  Mann  mit  der  Strafe  der  Landesverweisung, 
welcher  ..heimildarmaAr  of  land  at  bri^'Aarmanne".  d.  h.  (Gewährs- 
mann des  Vindizierenden  in  Bezug  auf  das  vindizierte  Land  werde. 
Damit  kann  kaum  etwas  anderes  gemeint  sein,  als  daß  der  Ver- 
käufer von  Land  dieser  Strafe  dann  verfallen  solle,  wenn  sich  im 
Verlaufe  des  Prozesses  herausstellt,  daß  er  dasselbe  Land,  welches 
er  dem  besitzenden  Beklagten  verkauft  hatte,  auch  dem  Kläger 
seinerseits  schon  vorher  verkauft  gehabt  hatte,  und  somit  auch 
diesem  zur  Gewährschaftsleistung  verpflichtet  war.  Auch  dergleichen 
konnte,  zwar  nicht  bloß  bei  unserem  Geschäfte,  aber  doch  auch  bei 
unserem  Geschäfte  vorkommen;  soweit  unsere  Stelle  dieses  letztere 
im  Auge  hat;  wiederholt  sie  aber  gleichfalls  wieder  nur,  was  schon 
bei  der  Besprechung  dieses  Geschäftes  selbst  mit  den  Worten 
1,0k  svä  hinom  er  selde",  nur  freilich  weit  kürzer,  ausgesprochen 
worden  war. 

Endlich  wird  aber  in  unserem  jüngeren  Rechtsbuche  im  Zu- 
■^ammenhange  mit  dem  veA  und  mali  noch  ein  weiteres  Rcchtsver- 
haltiiis  besprochen,  welches  im  Grunde  mit  beiden  sehr  wenig  zu 
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tun  hat.*)  Dasselbe  wird  tl.ihin  beschrieben,  daß  jemand  ihm  ge- 
höriges Land  auf  einen  anderen  uberträgt,  mit  der  Auflage,  daß  auf 
diesem  Lande  die  VerpHichtung  ruhen  solle,  sei  es  nun  den  I  ber- 
trappenden  seil  »st  oder  auch  eine  beliebige  antiere  Person,  für  deren 
Unterhalt  dieser  sorgen  will,  insolange  zu  verpHegen.  al?  derselbe 
solcher  Verpflegung  bedürftig  ist.  Man  sagt  in  solchem  Falle,  daü 
^omaga  eyrir  skyli  i  |>vi  landi  liggja",  oder  „at  maldagi 
var  görr  i  landi t",  und  für  die  Eingehung  des  Geschäftes  braucht 
man  den  Ausdruck  „at  finna  land  med  ömaganum"  oder  „at 
ftona  fe  me6  ömaganum".  Wird  nuti  von  dem  Erwerber  des 
Landes  die  von  ihm  übernommene  Verpflichtung  nicht  gebflhreod 
erfüllt;  indem  er  die  betrelTende  Person  entweder  überhaupt  tiicht 
so  lange  alimentiert,  als  sie  der  Alimentation  bedarf,  oder  doch  nur 
so  schlecht,  dafi  die  ihr  gereichte  Verpflegung  sich  als  gänzlich  iiii* 
zureichend  erweist,  so  mag  sofort  gegen  ihn  als  den  Inhaber  des 
Landes  (er  lyritt  heflr  fyrir  landinu)  auf  Herausgabe  des  Landes  (tü 
brigöar  of  landit)  geklagt  werden,  eine  Bestimmung,  welche  zu  er* 
kennen  gibt,  daß  ein  selbständiges  Recht  an  dem  belasteten  I^nde 
mit  dem  X'ertragsabsrhlussc  sofort  auf  den  Ubcrnehnier  übertragen 
werden  wollte.  Klagsl)ercchtigt  ist  dabei  zunächst  derjenige,  welcher 
das  Gut  für  den  Unteriialt  des  Bedürftisjen  hergegeben  hat.  bzw. 
dessen  Lrl)e;  eventuell,  wenn  nämlich  dieser  nicht  zur  Stelle  oder 
auch  nicht  zur  Anstellung  der  Klage  geneigt  ist,  eierienii^c.  weicher 
die  Alimentation  des  Bedürftigen  zunächst  zu  übernehmen  hatte  ler 
stendr  til  framfarzlunar);  subeventuell  aber,  wenn  auch  ein  solcher 
aus  irgend  welchem  Grunde  nicht  eintritt,  derjenige,  welcher  sich 
zunächst  bereit  zeigt,  dem  Pfleglinge  zu  Hilfe  zu  kommen.  Dodi 
mag  auch  der  Pflegebedürftige  selber  klagen,  und  zwar  auch  dann, 
wenn  er  das  belastete  Gut  nicht  seinerseits  hingegeben  hatten  vor^ 
ausgesetzt  nur  einerseits,  da6  er  zur  Verwaltung  seiner  eigenen  A»* 
gelegenheiten  befähigt  ist  (ef  bann  kann  ra6a  til  fuUs  eyns\  also 
unter  keinerlei  Vormundschaft  steht,  und  andererseits,  daß  keioer 
der  vorher  aufgezählten  Klagsberechtigten  ihm  mit  der  Klagestdloog 
zuvorgekommen  ist  Durch  die  beim  Vertragsabschlüsse  zugezogeneo 
Zeugen,  oder  wenn  diese  nicht  mehr  zu  Gebote  stehen,  durch  fünf 
landbiiar,  iiaL  der  Klager  darzutun,  daü  wirklich  ein  Vertrag  der 
hier  in  Frage  stehenden  Art  abgeschlossen  worden  sei,  und  weiterhin 
ist  durch  fünf  heimiUsbuar  des  Pflegebedürftigen  festzustellen,  wie  es 
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mit  der  Verpflegung  stand;  der  Beklagte  nämlich  kann  sich,  wenn 
jene  erstere  BeweisfUhning  dem  Kläger  gelungen  ist,  diese  fünf 
heimilisbüar  als  bjargkviör  darüber  berufen,  da6  der  von  ihm  dem 

Pfleglinge  c^ebotene  Unterhalt  ^ut  p;enug  gewesen  sei,  daß  dieser 
mit  ihvA   i  .ttc  woiil  zulriccien  sein  können,   wran  er  ihn  nur  mit 
gutem  Willen  und  nach  dem  Maße  seiner  X'crstandesknifte  hätte  an- 
nehmen mögen,  ^)  und  daß  derselbe  den  Vertragsbedingungen  voll- 
kommen entsprochen  h.il)e,  so  daß  der  Ftlegling  ganz  ohne  Not  und 
lediglich  aus  freiem  Willen  seinen  Pfleger  verlassen  habe.  Gelingt 
nun  jener  Klagsbeweis  und  wird  dieser  Kinredebeweis  nicht  oder 
doch  ohne  günstigen  Erfolg  unternommen,  so  hat  das  Urteil  dahin 
zu  lauten,  daß  die  Alimentation  des  Pflegebedürftigen  auf  dem  Lande 
ruhe,  und  ist  das  Land  samt  dieser  seiner  Last  demjenigen  zuzuer* 
kennen,  welcher  diesem  gegenüber  der  nächste  Alimentationspflichtige 
ist  Eine  kleine  Textesänderung,  welche  in  der  Stelle  nötig  ist,  hat 
bereits  Vilb.  Finsen  richtig  vorgenommen,  nämlich  die  Einschaltung 
des  in  der  Hs.  fehlenden  Wörtchens  „tU"  in  dem  Satze  „|ieim  manne 
er  tu  varih^izlo  stendr";  verkehrt  ist  dagegen  jedenfalls»  wenn  pördr 
Sveinbjömsson  in  seiner  lateinischen  Übersetzung  *'')  ohne  weiteres 
ein  dem  Beklagten  günstiges  Verdikt  über  die  Beschaffenheit  der 
Alimentation  als  ergangen  voraussetzt  und  demzufolge  das  Urteil 
auf  Belastung  des  Landes  und  der  Alimentationspflicht  bei  diesem 
lautca  1  iL  t,  vv;is  sich  schon  daraus  ergibt,  daß  erst  hinterher  gesagt 
wird,  wenn  der  Beklagte  in  der  Verptlegungsfragc  seinen  Einrede- 
beweis richtig  erbringe,  habe  der  Vertrag  trotz  der  khigerischen  Be- 
wcisluhruag  in  Kraft  zu  bleiben,  und  brauche  das  Land  nicht  heraus- 
'^egeben  zu  %vcrden  (brigöe  ok  eigi  land).    Ob  nun  aber  das  Land 
bei  regelmäßigem  Verlaufe  des  Geschäftes  an  den  Veräußerer  zu- 
rückfiel, wenn  die  vertragsmäßig  ausbedungenc  Alimentationszeit 
verstrichen  war,  oder  ob  dasselbe  nach  deren  Ablauf  als  unbelastetes 
Eigentum  dem  Empfänger  verblieb,  wird  uns  nicht  ausdrücklich  ge- 
sagt, obwohl  gerade  von  diesem  Umstände  der  Charakter  des  Ge- 
schäftes sehr  wesentlich  abhängt  Für  die  letztere  Annahme  liefie 
sich  zunächst  gerade  dieses  Schweigen  unseres  Rechtsbuches  an- 
führen, soferne  man  ja  erwarten  könnte,  des  Rückforderungsrechtes 
nach  verstrichener  Alimentationsfrist  In  diesem  gedacht  zu  sehen^ 


'   ,.si  ni  h;inn  hftir  vit  til  batz",  wobei  batz  für  bazt  zu  slebea  scbeinti  vgl. 
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falls  ein  solches  überhaupt  bestanden  hätte,  und  könnte  man  in 
gleicher-  Richtung  etwa  auch  noch  die  weitere  Tatsache  geltend 
machen,  daß  auch  sonst  mehrfach  von  einem  vertragsweisen  Hin- 
geben von  Gut  i^et^en  die  Verpflichtung  zur  Alimentation  eines 
rriej^fcbedürfti^cn  in  einer  Weise  gesprochen  wird,  vvclciic  ilds  Ver- 
bleiben des  Gutes  bei  dem  Kmpt  inger  \  i irau'^setzt,  wenn  dieser  nur 
der  übernommenen  Alitnentationspriicht  geh>>rie^  nachkommt:  so 
beim  arl'sal  oder  arftak.  ')  bei  dem  selja  omaga  at'  hendi  ^vr  mcOi 
fe und  bei  dem  barnkistr.-' i  Indessen  sind  doch  beide  Arc^umente 
keines\vef:]^"=  von  zwingender  Art ;  vielmehr  iaüt  sich  das  Feiilcn  jeder 
auf  ein  Rückforderungsrecht  bezüglichen  Bestimmung  auch  ganz 
wohl  durch  die  Annahme  erklären,  daß  dieses  als  selbstverständlich 
galt  und  in  den  Formen  des  gewöhnlichen  Vindikationsprozesses 
geltend  zu  machen  war,  und  das  anderweitige  Vorkommen  von  Gc« 
Schäften,  bei  welchen  der  Übernahme  von  Alimentationspflichtea 
die  Hingabe  von  Gut  zu  bleibendem  Eigentume  gegenübetstand, 
schließt  denn  doch  die  Möglichkeit  nicht  aus»  daß  in  unserem  Falle 
die  Gegenlebtung  auch  wohl  nur  in  der  Übergabe  von  Gut  zu  vor 
übergehendem  Rechte  bestehen  konnte.  In  der  Tat  schemt  mir 
eine  eingehendere  Betrachtung  des  Wortlautes  unserer  Stelle  zur 
Auslegung  derselben  im  letzteren  Sinne  hinzudrängen.  Dieselbe  be- 
ginnt nämlich  mit  den  Worten:  „Nu  fiftr  maör  land  meft  ser,  dSa 
|)cim  manne  er  hann  vill  annkvista,  enda  nialir  hunn  s\  a.  at  iniaga 
eyrir  skyli  t  jtvi  landi  ligiya,  meAan  hinn  |>arf  framförslo"  usw.,  und 
sie  stellt  (iai)ei  zwei  X'oraussetzungen  für  unser  Geschäft,  welchen 
gegenüber  andere,  verw  andte  (ieschatte  sich  nicht  gleichmaßig  ver- 
halten. Die  eine,  nämlich  das  „finna  fe  mtö  manne",  kehrt  E^an? 
gleichmaßig  auch  bei  allen  jenen  Geschäften  wieder,  bei  welchen 
die  Gegenleistung  für  die  Übernahme  einer  Alimentationsprticht  in 
der  Hingabe  von  Land  zu  bleibendem  Eigentume  besteht,  da  e> 
sich  bei  ihr  eben  nur  um  das  Hingeben  von  Land  handelt,  ohae 
daß  dabei  gesagt  wird,  zu  welchem  Rechte  dieses  erfolgt  Die  an- 
dere Voraussetzung  besteht  dagegen  in  der  Verabredung,  daß  der 
„ömagaeyrir''  nur  so  lange  auf  dem  Lande  ruhen  solle,  als  der  zu 
Verpflegende  der  Verpflegung  bedarf.  Dabei  kann  unter  dem  dmaga- 
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eyrir,  d  b.  Pflegltngsgute,  natürlich  nicht»  wie  sonst  zumeist,*)  Mündel- 
gut  verstanden  werden,  also  das  Gut,  welches  einem  ömagt  oder 
Unmündigen  gehört;  sondern  vielmehr  das  auf  die  Verpflegung  des 
Bedürftigen  zu  verwenden  ist,  also  das  zum  Unterhalte  des  Hilfs- 
bedürftigen zu  dienen  bestimmte  Gut;  ein  Gebrauch  des  Wortes, 
welcber  nach  dessen  sprachlicher  Grundbedeutung  ganz  ebensogut 
zulässig  ist  wie  jener  erstere.    Die  zweite  Voraussetzung  unseres  Ge- 
sciiaftes  besteht  also  j^xrcicic  darin,  daü  die  Belastung  des  Landes 
nur  so  lange  dauern  soll,  als  der  Pflegling  der  Verpflegung  bedarf, 
und  in  ihr  haben  wir  docli   w  ohl  das  charakteristische  Merkmal  zu 
suchen,  welches  unser  Gesc  Jialt  von  allen  anderen  Geschäften  unter- 
scheidet, mit  welchem  dasselbe  jene  erste  \'oraussetzung  gemein  hat; 
dabei  werden  wir  aber,  wenn  auch  der  strenge  Wortlaut  der  Stelle 
nur  die  Dauer  der  Belastung  des  Landes  von  der  Dauer  der  Ver- 
pflegungsbedürftigkeit des  omagi  abhängig  machte,  immerhin  an- 
nehmen dürfen,  daß  stillschweigend  auch  die  Dauer  des  Besitzrechtes 
des  Empfängers  durch  die  Dauer  der  Belastung  des  Landes  begrenzt 
werden  wollte,  da  ja  dieses  Land  eben  nur  in  Anbetracht  jener  Be- 
lastung auf  den  Empfänger  übertragen  worden  war,  und  da  au0er- 
dem  der  blo6e  Satz»  dafi  der  ömagaeyrir  nur  so  lange  das  Land  be- 
lasten solle,  als  ein  Bedürfnis  nach  Verpflegung  bestehe,  doch  allzu 
selbstverständlich  ist,  als  dafi  er  ohne  weiteren  Nebengedanken  hätte 
ausgesprochen  werden  können.  —  Geht  man  aber  von  dieser  Aus- 
legung des  Geschäftes  aus,  so  konstruiert  sich  dasselbe  folgender- 
mafien.    Derjeni^^e,  der  für  den  Unterhalt,  sei  es  nun  seiner  selbst 
oder  eines  anderen  zu  sort;cti  beabsichtigt,  schließt  mit  einem  Dritten 
einen  V  ertrag  dahin  ab,  daLi  dieser  letztere  gegen  die  Hingabe  von 
Land  l'iir  die  Dauer  der  Vf rpflcc^ungshcdürftii^kcit  seinerseits  die 
\  erabrciriumg  tles  Unterhaltes  übernimmt;  insoweit  also  liei^t  le- 
uiL^lirh  ein  Alimcnt ationsvertraj^  vor,  l)ci  welrhcui  die  GcL^enleistun^' 
in  tier  rulatix'  bedmi^ten  UlnTtra^un^  des  I^iLjentume?!  an  einer  l^iei^^en- 
schalt  besteht,  und  hat  das  Gesch. dt  demnach  mit  dem  1 'landrechte 
an  sich  ganz  und  gar  nichts  zu  tun.    Allerdings  gewahrte  der  Um- 
stand, daß  die  Alimentationspflicht  auf  dem  übergebenen  Gute  ruhte, 
und  da6  dieses  somit  dem  Übernehmer  wieder  abgenommen  werden 
konnte,  wenn  er  dem  PÜegUnge  den  ihm  gebührenden  Unterhalt 

')  z.  B.  K  n  II  11  n  >  l)  t .  Iv ,  118222;  S  t  a  a  r  h  <i  1  s  b  i>  k  ,  ;i>  66  ;  RoniiUgsbok, 
ll8/23(>— 27;  JStatVarhuUbuk,  59/70 — 71;  U;inn  Konungsbok,  259211  und 
»la»  Staöftrliölsbök,  44^54  und  45/55;  SkAlholtsbök,  3350  und  51.  Vgl. 
«ndi  G^L.  115  und  Frj^L.  IX,  12— 93  und  a8. 
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nicht  reichte,  um  demjenigen  übeigeben  zu  werden,  weicher  als 
Nächstverpflichteter  die  Alimentation  zu  übernehmen  hatte,  eine  gjt- 
wisse  Sicherlieit  ftir  die  richtige  Leistung  der  AlimentatioOi  ood 
überdies  hatte  der  Heimfall  des  belasteten  Gutes  an  seinen  ursprüng- 
lichen Herrn,  welcher  beim  Aufhören  des  Verpflegungsbedärfiuases 
stattfand,  eine  gewisse  Ähnlichkeit  mit  dem  Freiwerden  des  Ffaad- 
Objektes  vom  Pfandnexus  beim  Falle  der  Heimzahlung  der  Pfand* 
schuld;  aber  doch  ist  diese  letztere  Ähnlichkeit  nur  eine  hödist 
oberflächliche,  und  jene  Sicherheitsgewährung  ist  eben  doch  vos 
ganz  anderer  Art  als  die  beim  Ffandvertrac^fe  gel)Otene.  Nicht  der- 
jenige, vvcK  hcr  die  Alimentationspflicht  überiummt,  bestellt  in  un- 
serem Falle  die  Sic  herheit  für  deren  Erfüllung,  sondern  dericnigc. 
auf  dessen  Wunsch  jene  Verpflichtung:^  übernommen  wird,  >  »  daij 
also  nicht  etwa  der  Schuldner  für  die  Minhaltung  seiner  Verbind- 
lichkeit Sicherlieit  leistet,  sondern  vielmehr  der  Gläubiger  umgekehrt 
den  Schuldner  zur  Übernahme  und  Erfüllung  seiner  Verbindlichkeit 
zu  bestimmen  und  zu  befähigen  sucht,  daß  er  ihm  die  Mittel  tur 
seine  Schadloshaltung  gewährt,  und  die  Bedeutung  einer  Sicher- 
stellung der  Vertragserfüllung  ist  somit  in  unserem  Falle  bei  der 
HingaU^e  des  Gutes  keinesw^s  in  erster  Linie  maßgebend^  da  diese 
vielmehr  zunächst  nur  als  eine  Gegenleistung  ftir  die  vom  Empfänger 
übernommene  Verpflichtung  aufzufassen  ist  Nur  insofern,  ab  die 
drohende  Gefahr,  das  Gut  auOerdem  zu  verlieren,  den  Empfänger 
allenfalls  zur  redlichen  ErfUUung  seiner  Verpflichtungen  bestiminea 
kann  und  überdies  dafiir  gesorgt  ist,  dafi  im  Falle  der  NichterMimg 
seiner  Pflicht  dieses  Gut  ihm  entzogen  und  auf  einen  anderen  über 
tragen  werde,  welcher  nun  seinerseits  die  entsprechende  Leistang  w 
übernehmen  hat.  Weit  näher  als  die  Vergleichung  mit  der  Ver* 
pfandunfj  lai^e  im  Grunde  die  mit  deiujcnigcn  Gute,  welches  zu  be- 
stimmten Zwe(-l<eii  gestiftet  wird.  Die  kirkjumiildagar  zeigen  in  der 
Tat  sehr  häulig  die  V'erptlegunfj  einer  jj^ewissen  Zahl  von  Klerikern 
nicht  nur,  sondern  auch  von  umagar  auf  den  Kirchenbesitz  gelegt, 
und  allenfalls  auch  als  „afskyld",  d.  h.  Abgabe  dieses  letzteren  be- 
zeichnet;mag  sein,  daß  die  nur  vorübergehende  Natur  der  Be- 
lastung des  Landes  in  unserem  Falle  die  Anwendung  dieses  letzteren 
Begriffes  auszuschließen  schien,  und  daß  für  die  Zusammen<;tellunß 
unseres  Rechtsgeschaftes  mit  dem  veömäli  und  mäh  neben  jenen 
ziemlich  entfernten  Ähnlichkeiten  auch  noch  der  wettere  Umstand 
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in  Betracht  kam,  daß  hier  wie  dort  eine  landsbrigö,  d.  h.  eine  Vindi- 
kation von  Land  gegenüber  einem  Besitzer  vorkommen  konnte, 
dessen  Besitz  doch  auf  einen  rechtmäfiigen  Titel  gestützt  gewesen 
war.  Da  gerade  von  dieser  Vindikation  her  der  gesamte  Abschnitt, 
in  welchem  jene  Rechtsgeschäfte  behandelt  werden,  als  Landabrigdis 
|»attr  bezeichnet  wurde,  ^)  kann  in  der  Tat  dieser  letztere  Umstand 
genügt  haben,  um  unser  Rechtsgeschäft  in  denselben  hineinzubringen; 
als  eine  Nebenbildung  des  veömäli  werden  wir  dasselbe  aber  nur  in 
noch  entfernterem  Sinne  bezeichnen  dürfen,  als  dies  bei  den  beiden 
zuvor  besprochenen  Geschäften  angegangen  war. 


{  5.  Der  gemeinsaine  Autgangspunkt  des  älteren  norwegischen 

und  islfindiachen  Pfandrechtes. 

In  den  älteren  isländischen  sowohl  als  norwegischen  Rechts* 
büchem  haben  wir  zunächst  eine  Gestaltung  des  veömali  vorge- 
funden, vermöge  deren  das  veö  im  Falle  der  nicht  rechtzeitigen 
Heimiahlung  der  Schuld  dem  Gläubiger  verfiel  Allerdings  war 
diesem  Verfallen  desselben  nach  isländischem  Rechte  m  gewissem 
Sinne  eine  Wertgrenze  {bezogen,  von  welcher  das  norwegische  Recht 
nichts  wußte;  indessen  diirfen  wir  diese  Ditlcrenz  hier  außer  Be- 
tracht lassen,  da  \v'\r  jene  Beschränkunt;  auf  eine  spatere  Umgestal- 
tung zurückführen  konnten,  welcher  gegenüber  die  norwegi^srhen 
Fruvinzialrechte  das  altere  Recht  unverändert  festhielten.  Insoweit 
ist  es  vollständig  gerechtfertigt,  wenn  Aubert*)  den  veAm.ili  unter 
den  Gesichtspunkt  einer  suspensiv  bedingten  Eigentums- 
übertragung brini^'t;  indessen  dürfte  doch  diese  Auffassung  des- 
sdben,  und  zumal  deren  Verhidtnis  zu  der  pfandrechtlichen  Ver- 
wertung des  Geschäftes,  noch  einer  eingehenderen  Erörterung  be- 
dürfen. An  und  für  sich  hat  nämlich  die  suspensiv  bedingte  Eigen- 
tumsübertragung ganz  und  gar  nicht  notwendig  pfandrechtliche  Be- 
deutung; sie  gewinnt  solche  vielmehr  nur  unter  der  doppelten  Vor- 
aussetzung, dad  der  Eigentumsttbergang  suspensiv  an  die  Nichtzahlung 
einer  Schuld  geknüpft  erscheint  und  da6,  was  mit  dieser  Tatsache 


0  So  StftSarhölibök,  435/50O;  vgl.  die  Cbcnchrift  in  KoDuiigab6k, 
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in  Zusammenhang  zu  stehen  pflegt,  jene  bedingte  Eigentumsübe^ 
tragung  zu  dem  Zwecke  erfolgte,  um  einer  Schuldforderung  gröfiere 
Sicherheit  zu  verschaffen.  Dabei  mag  wieder  in  verschiedener  Weise 
verfahren  werden,  indem  der  Gläubiger  fiir  den  Fall  der  Nichtzahlung 
der  Schuld  entweder  anstatt  dieser  Zahlung  das  veÖ  zu  eigen  erhalten 
kann,  oder  al;>er  d.is  veö  ihm  unter  dieser  Voraussetzung  zu  eigen 
zulallen  mag,  wahrend  docli  sein  Fordcriingsrecht  auf  die  Schuld- 
summe trotzdem  ungeschmälert  fortbesteht.    W  enn  z.  B.  nach 
41  der  Pächter  einer  Kuh  fiir  diese  die  volle  (ief  ihr  tragen  und  da? 
Tier  nach  Ablauf  der  vertr.ii^^niaßigen  Pachtzeit  unbedingt  zurück- 
erstatten soll,  und  dann  beigefügt  wird:  „nu  er  sü  kyr  dauö,  en  hann 
ätte  ved  1  annarre,  |)ä  slcal  hann  |iä  hafa  fyrir  sma  kü,  ))V]at  kyr 
skal  1  iqrrstad  koma",  so  ist  damit  ganz  unzweideutig  die  erstere 
Gestaltung  des  Geschäftes  bezeichnet;  wenn  dap^egcn  die  £[)UI,48 
bei  Besprechung  des  Grabkaufes  verfugen:  „ved  skal  leggja  preste 
halfu  meira,  en  legrkaup  er  til,  ok  hafa  leyst  üt  at  sjaund,  elligr  er 
forvedja;  heimti  prestr  at  tväro  skuld  sina"  so  ist  damit  ganz  ebenso 
zweifellos  die  zweite  gekennzeichnet.  Im  ersteren  Falle,  und  es  ist 
dies  der  im  isländischen  Rechte  ausnahmslos,  im  norwegischen  aber 
wenigstens  regetmäBig  eintretende,  wird  also  dem  Gläubiger  seine 
Forderung  unmittelbar  sichergestellt,  indem  man  ihm  (lir  den  Fall 
ihrer  Nichtentrichtung  das  Eigentum  an  einer  bestimmten,  dereß 
Wert  etwa  deckenden  Sache  einräumt;  im  zweiten  Falle  dagegen 
ist  seine  Sicherung  eine  mittelbare,  indem  ihm  für  den  hall  der 
Nichtbcfriedigung  seiner  Forderung  unabhängig  von  deren  Fortbe- 
stand der  strafu  ei^c  Verfall  des  Eigentumes  an  einer  bestiuinitcii 
Sache  zugesichert  wird,  <o  daß  aNo  dort,  wenn  auch  nicht  rechtlich, 
so  doch  tatsachlich  gewissermaßen  die  Anw  eisung  eines  vermeintlich 
geniigenden  Exekutionsmittcls,  hier  aber  eine  ausgiebige  und  in 
Bezug  auf  ihre  Erhebung  genügend  sicher  gestellte  Konventional- 
strafe vorliegt.    Im  einen  wie  im  anderen  Falle  läßt  sich  der  ve^^ 
mali  allenfalls  unter  den  pfandrechtlichen  Gesichtspunkt  stellen,  so 
ferne  hier  wie  dort  das  an  dem  ved  begründete  Recht  auf  die 
Sicherstellung  einer  bereits  anderweitig  begründeten  Schuldfordening 
abzielt.  Aber  im  einen  wie  im  anderen  Falle  ist  die  Durchführung 
des  pfandrechtlichen  Gedankens  unserer  modernen  Auffassung  gegen- 
über eine  ziemlich  unvollständige,  indem  hier  wie  dort  zwischen  dem 
Werte  des  ved  und  dem  Betrage  der  Forderung,  welche  durch  das* 
selbe  gesichert  werden  soll,  keine  Übereinstimmung  besteht,  und  in 
dem  zuletzt  besprochenen  Falle  überdies  der  Verfall  des  ved  sogar 
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den  Fortbestand  der  Schuldforderung  ihrem  vollen  Umfange  nach 
unverandeit  läfit,  sofemc  ja  das  veö  hier  nicht  für  die  Forderung, 
sondern  ßir  die  neben  ihr  herlaufende  Konventionalstrafe  haftet 
Da  auch  in  den  F.Ulen,  in  welchen  das  veö  zunächst  nur  als  Ersatz 

d(.r  Forderung;  angewiesen  wird,  dessen  Wert,  wenn  auch  nicht  not- 
wendii;,  so  doch  rei^elni.il^ijr  den  Bctrat^^  der  1  landschuld  sehr  er- 
heblich iu  ubersteigen  pfle^'t,  kommt  überdies  auch  bei  ihnen  der 
Gesichtspunkt  einer  Konventionalstrafe  zumeist  wenii^stens  nebenbei 
mit  in  Hetrarht,  so  daÜ  die  beiden  oben  prinzi])iell  i^esrliiedcnen 
Kate£,'orien  \  oo  Fällen  tatsächlich  keineswegs  schart  voneinander  ge- 
trennt hegen. 

Wenn  nun  aber  die  suspensiv  bedinc^te  Eigentumsübertragung 
ganz  und  gar  nicht  notwendig  pfandrechtiiche  Bedeutung  zu  haben 
braucht,  so  fragt  sich,  ob  dieselbe  auf  dem  Gebiete  des  altnordischen 
Rechtes  wirklich  auch  in  anderer  Verwendung  vorkommt,  und  ob 
die  Bezeichnung  ved,  veömäli  auch  auf  ilire  anderweitigen  Gestal- 
tungen wenigstens  in  einigem  Umfange  noch  Anwendung  ßndet 
Da  haben  wir  nun  nicht  zwar  im  isländischen,  wohl  aber  im  nor- 
wegischen Rechte  wirklich  einen  einschlägigen  Fall  vorgefunden  und 
zwar  in  dem,  was  über  den  vedjanardömr  oder  vedjaöardomr  berichtet 
wird.^)  Nachdem  an  den  Untergerichten  ein  endgültiges  Urteil  nicht 
zu  erzielen  gewesen  war  und  somit  die  Streitteile  gezwungen  sind, 
ihren  Zug  an  das  höhere  Gericht  zu  nehmen,  sollen  die  Richter  im 
Untergerichte,  w  eiche  sich  für  den  einen  und  für  den  anderen  Streit- 
teil erklärt  haben,  ,,veöja",  indem  sie  je  zwei  Unzen  Silbers  in  die 
dritte  Hand  niederlegen;  von  dem  Erfolge  der  Verhandlung  im  Obcr- 
gerichtc  hangt  aber  sodann  ab,  welcher  v<in  beiden  Teilen  die  beider- 
seits deponierten  Beträge  erhält,  während  eben  damit  /.ugieich  auch 
entschieden  ist,  daß  der  Prozeßgegner  in  der  Hauptsache  sachl.illig 
wird,  untl  daß  diejenigen  Richter,  welche  sich  im  Untergerichte  für 
ihn  erklart  haben,  für  „misdoeme  sitt"  eine  Geldbuße  an  die  Krone 
zu  entrichten  haben.  Eine  suspensiv  bedingte  Etgentumsübertragung 
liegt  augenscheinlich  auch  in  diesem  Falle  vor,  und  die  hier  \-orge- 
sehene  ^ßederlegung  des  Geldes,  welches  deren  Gegenstand  bildet, 
in  unparteiische  Hand  erklärt  sich  sehr  einfach  daraus,  daß  in  diesem 
Falle  vollkommen  gleichmäßig  ungewiß  ist,  welchem  von  beiden 
Teilen  die  deponierte  Doppelsummc  seinerzeit  zufallen  oder  nicht 
zufallen  werde;  aber  die  Bedingung,  von  deren  Eintritt  oder  Nicht* 
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eintritt  die  Übertragung  des  Eigentumes  auf  den  einen  oder  anderen 
Teil  abhängig  gestellt  ist,  besteht  hier  nicht  in  cier  Nichtzahlung 
einer  bestimmten  Schuld,  sondern  io  dem  Gewinne  oder  Verluste 
eines  bestimmten  Rechtsstreites,  und  es  handelt  sich  bei  der  fie* 
Stellung  des  ved  im  gegebenen  FaUe  ganz  und  gar  nicht  um  das 
Bestreben,  fiir  eine  unabhängig  von  derselben  bereits  bestehende 
Fprdening  Realsicfaerheit  zu  gewähren,  vielmehr  liegt  hier  eine  solche 
Forderung  vor  der  Bestellung  des  ved  gar  nicht  einmal  vor.  Unter 
den  Gesichtspunkt  einer  Verpfandung  ladt  sich  hiernach  die  Depo* 
nierung  der  Geldsumme  nicht  bringen,  wenn  wir  anders  unseren 
modernen  l>r-rirf  des  Pfandreciitcs  festhalten  wollen,  und  selbst  der 
Beirrift'  einer  Kouv  cntional>trat'e  scheint  .lu:  unseren  Fall  nicht  recht 
j-assen  zu  wollen,  da  (.incfi-eitä  das  vcL^^'c  \nn  der  v, et^en  des  niis- 
u.i  mi  zw  entrichtenden  Ikitie  ^anz  getrennt  gehalten  wirti.  und  an- 
dererseit-  dessen  Hein  »ni^.  rung  nicht  \or.  >-on(iern  nach  dem  Fallen 
des  untergcnchtiichen  Lrteil«?pmrhe«i  ertolgt.  Vielmehr  liegt  ledig- 
lich eine  Wette  vor.  indem  jede  der  beiden  Parteien  im  Gerichte 
recht  geurtcilt  zu  haben  behauptet,  und  für  den  Fall,  daß  ihre  Be- 
hauptung sich  als  unrichtig  erweisen  würde,  sich  dem  Verluste  der 
Wettsumme  zugunsten  des  Gegners  unterwirft. 

Weit  bunter  noch  gestaltet  sich  der  Gebrauch  des  ved,  wenn 
wir  uns  von  den  Rechtsbüchem  weg  zu  den  geschichtlichen 
und  mythologischen  Quellen  wenden.  Zuweilen  wird  der 
Ausdnidc  allerdings  auch  in  diesen  von  Geschäften  gebraucht,  welche 
einen  durchaus  pfand  rechtlichen  Charakter  zeigen,  wie  etwa,  wenn 
von  ]v^roIfr  K\eldulfs>on  erzahlt  wird,  daß  er,  um  größere  Gdd* 
Suuuucu  .i;„::  rii.i^eu.  .  on  seir.e;i  L..nQcrcien  in  Norwegen  eini^^e 
verkauft  und  andere  als  \eA  bestellt  habc;M  otier  wenn  wir  \oii 
einigen  d.-.niNchen  Herren  hören,  daß  sie  7x\  gleichem  ßchutc  ihre 
Besitzungen  teils  \ erkauften,  teils  als  ^X'"^  setzten: wenn  einigle 
Kleriker,  wel  he  gezwungen  sind,  in  der  Fremde  em  Darlehen  aul- 
zunehmen, uoiur  ihnen  anvertraute  päpstliche  Ikülea  „at  veM" 
setzen;*'  wenn  ferner  m  >korwcgen  Gyrdr  skjalgi  sein  gesamtes  \er- 
mi'gcn  *.at  veOi"  leitete,  um  dem  ge6tngenen  Dagl&nnr  durch  Ver* 
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bürgung  für  sein  Wohlverhalten  das  Leben  zu  retten,  M  oder  wenn 
wenig  spater  K..  Christoph  v  on  Dancm.irk  dem  k.  Hakon  gamli  die 
Landschaft  Halland  „at  veÖi"  oder  „at  vermal a"  setzt  für  die  Er- 
rtilluiig  {Tewisf^cr  pekuniärer  Verbindlirhkcitcn ; -'i    wenn  auf  Island, 
wie  schon  gelei^entlich  bemerkt,  SiL,'h\atr  Sturluson   dem  Priester 
Runolfr  seinen  Hof  zu  Sau(>afell  (i.irum  .,i  ve(V'  [^ibt,   weil  dieser 
für  ihn  den  Kaufpreis  des  von  ihm  erkauften  Hofes  zu  Grund  be- 
zahlt hat^)  u,  dgL  m.    Alxrr  schon  in  derartigen  Fallen  wird  hin 
und  wieder  über  den  technischen  Begriff  einer  Verpfändung  inso- 
fcme  hinausgegangen,  als  zum  Gcj^enstandc  eines  vcÖmäli  Dinge 
gemacht  werden,  welche  ein  Pfandrecht  im  eigentlichen  Sinne  des 
Wortes  gar  nicht  zulassen.  In  der  jüngeren  Edda  wird  z.  B.  er- 
zählt/) da6  der  Fenrisülfr  sich  nur  unter  der  Bedingung  von  den 
iEsir  fesseln  lassen  wollte,  daß  einer  von  ihnen  ihm  inzwischen  „at 
vefli"  seine  Hand  in  den  Rachen  lege;       verstand  sich  hierzu,  verlor 
aber  auch  darüber  seine  rechte  Hand,  die  der  Wolf  ihm  abbiß,  als 
er  sich  betrogen  fand.   Auch  wir  könnten  in  solchem  Falle  etwa 
sagen,  daß  der  Gott  seine  Hand  zum  Pfände  gesetzt  habe:  aber  es 
ist  dies  doch  immerhin  nur  in  figürlichem  Sinne  cjesj.      .en  und 
niemand  w'ird  jene  Abrede  als  einen  wirklichen  \'cr))f.iiulungs\  ertrag 
betraciiten  wollen.    Wiecierum  erzahlt  eine  geschichtliche  Quelle. 
wie  am  Ende  des   lO.  Jahrhunderts  der  deutsclie   Missionar  Dank- 
brand sich  bei  K.  Olafr  Tryggvason  über  die  Verfolg; unL,'en  beklat;te, 
welche  er  auf  Island  zu  erdulden  gehabt  hatte,  und  wie  der  erzürnte 
Kunig  sofort  alle  in  Norwegen  anwesenden  Islander  gefangen  setzen 
und  töten  lassen  wollte;  da,  heißt  es  weiter,  legten  sich  Gizurr  hviti 
und  Hjalti  Skeggjason  zu  deren  Gunsten  ins  Mittel,  „ok  buöu  at 
leggja  söc  i  veÖ  fyrir  |)essa  mcnn  ok  farn  üt  til  Islands  ok  boöa  trü**. 
Da  kann  nun  der  Ausdruck  „at  leggja  sik  i  veö",  wenn  er  nicht 
ganz  untechnisch  (iir  „sein  Leben  aufs  Spiel  setzen"  verstanden 
werden  will,  wie  ein  solcher  Gebrauch  desselben  allerdings  an  zahl- 
reichen unten  noch  zu  besprechenden  Stellen  nachweisbar  ist,  höch- 
stens auf  eine  Verbürgung  bezogen  werden;  für  die  Unterwerfung 
unter  die  Schuldknechtschaft,  welche  noch  am  ersten  als  eine  Ver- 
pfändung der  eigenen  Person  aufgefaßt  werden  könnte,  wird  dem- 

*)  Hikonar  s.  Guttorms  ok  Inga,  17/47  (13.  Jahrhuaden). 

Ildkonar  s.  gamla,  28056 — ^"j. 
')  GuAmundar  bps   >,  67  coj;  S  t  u  rlunga,  Vii»  37/228. 
*)  Gylfaginning,  25  «<ä  und  34/ IIa. 
*)  Njäla,  104/545—46. 
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gegenüber,  was  sehr  bezeicliiiend  ist,  nur  der  Ausdruck  ^  ganga 
1  skuld**  oder  ^  gcfaz  i  sinild*  gebraadil,  aber  nie  „at  kgg}a  sik  i 
ved*'  u.  dgL  —  Weit  häufiger  noch  besprechen  die  gcschkhtlichea 
und  mythologischen  QueDen  das  ved  in  einer  Weise,  welche  das- 
selbe als  eine  Wette  erscheinen  läflt:  aber  auch  in  derartigen  Fallen 
ist  tier  Gegenstand  der  Wette  sehr  häufig  von  einer  Beschaflfenheit, 
welche  jede  Möglichkeit  eine?  Eigentumserwerbe?  aussciiliet^t.  Schon 
in  einem  Licce  der  :Jteren  Kdda  wird  erz-diiit,  ')  wie  (  HMnn  m:t  dem 
weisen  Kiefen  Va:{•rJ^^^i^  um  ihrer  beider  Kopf  wettet,  wer  cIlh 
anderen  an  Weisheit  besiegen  werde:  nach  der  jüngeren  Edd?.  aber 
oietet  er  dem  Riesen  Hrungnir  darüber  eine  \\  ette  um  seinen  ivopl 
an.  c<\'3  es  in  der  Riesenwelt  ke^n  :  h  gutes  Roß  gebe  wie  «ern 
Sicipnir, und  ein  andcrmai  Uat  cieselbe  (Juelle  den  Loki  mit  dem 
Zwenke  Brokkr  um  seinen  Kopf  darüber  wetten,  daß  dessen  Bnider 
Sindri  nicht  drei  e:>er!<ogute  Kleinodien  zu  schmieden  vermöge  wie 
die.  weiche  die  Ivakiasv  ntr  geschmiedet  hatten,  wobei  noch  überdies 
des  Lold  Kopf  ausdnicldich  als  «vedfc**  bezeichnet  winL'l  Nach  einer 
anderen  QueOe  erbieten  sich  ein  paar  Zwerge^  den  jungen  Valent 
ein  paar  Jahre  lang  unentgeltlich  zu  unterrichten,  wenn  ihnea  (lir 
den  Fall,  dal}  er  nicht  rechtzeitig  abgeholt  werden  wurde»  gestattet 
werden  wolle,  ihm  den  Kopf  abzuschlagen,^!  und  auch  in  Bezog  auf 
diese  Abrede  wird  der  Ausd.-uck  gebraucht:  J^dr  eigu  veft  i  üfi 
hons".  Wiederum  wettet  der  ahe  Xomagestr  mit  des  K.  Ölafr  Tiygg- 
Dienjtleuten  daniber,  daÖ  er  schon  früher  ebensogutes  Gdd 
gesehen  h.t':>e  v\  ie  d.is,  we'ches  ihm  soeben  am  Köni^shofe  vorgic- 
-O  i^t  wö-de:i  war;  d:e  letzteren  setzen  sieben  Mark  gangbaren  Silbers 
ci:..  er  .■.•\;r  se:r.cn  Gürtel  s^mt  Messer.  Nach  des  Konij^s  Spruch 
i^ow;-/.:  er  c'ie  W'erte^.  schenkt  "edoch  den  Verlierenden  die  Wett- 
sumir.c.  Lr.viem  <:r  <^ic    jinit,  nicht  mehr  mit  Unbekannten  zu  wetten.^) 

*  Vj:  J.r  .>3;s       i-i;    h  Tf\ji 

■  S't.iliiixy  xT'Si^'..  f  i"^:  «tll  hiam          fviir  höRK  Sttv,  at  taphatf 

»kAl  x*3c      ;  *c:i:thf.— irc 

*  «brsiA.  55  ^^4-^:  ^e>4^:  bo:\  iz'^.  dtttt  342:  Icysa.  TcAjaaa,  vai  344' 

*  ^  ^  r  r.  ^  ^  ;  » ;  s  :  ^  i .    .i.  >  r  v;!^  *r&;a  me^  osa;  52;  s-kil 
> :    ^  .               M.—  4  {  r  :  ^     .  -  >  ^  -  - '        ? ;    l  '^.  er  mcr  um  vcj^jaa  yftra : 

jil  <v  r.        >j    A        ~'f?  %  .  d-rmk  Olafr  konungr  «Ä* 
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So  wetten  femer  fngjaldr  und  Ottarr,  die  Genossen  des  unter  dem 
Namen  Vfdförull  auftretenden  Örvar^Oddr,  mit  zwei  anderen  Hof« 
leuten,  Sigurdr  und  Sjölfr,  über  des  Oddr  Schwimmkunst;  wobei  beide 
Teile  Goldringe  einsetzen;  dann  nochmals  über  dessen  Trinkfabigkeit, 

wobei  deren  Gec^ner  wiederum  goldene  Ringe,  sie  selbst  aber  ihren 
Kopf  aufs  Spiel  setzen. ' )  Das  lautet  nun  freilich  alles  zicnili*  h 
mythisch;  aber  auch  in  dur».  Ikius  geschichtliciicn  (Juelleii  kommen 
ahnliche  Antraben  nicht  eben  selten  vor.  Wenn  freilich  auf  Island 
von  einem  Streite  berichtet  wird,  wcli  hen  Oddr  und  Glumr  über 
die  ^ri)LkTC  Tuchtic;kcit  des  Juirarinn  rammi  oder  des  I  h  ilmi^nriirn- 
Bersi  hatten  und  welcher  mit  einer  \^^*ttc  endigte,  *)  so  erfahren  wir 
weder  über  das  V  erfahren  bei  dieser  W  ette  noch  über  deren  Gegen- 
stand etwas  näheres;  dagegen  stehen  für  Norwegen  eingehendere 
Berichte  ziemlich  zahlreich  zu  Gebote.  So  wird  z.  B.  von  zwei 
Dienstleuten  des  K.  Ölafr  Tryggvason  erzählt,')  daß  sie  über  ihre 
Geschicklichkeit  im  Bergstetgen  stritten  und  sodann  beigefugt:  ,i|>eir 
vedjaÖu  um,  lagdi  annarr  vid  guUhring,  en  annarr  höfud  sitt".  Der 
heil.  Ölafr  will,  nachdem  er  den  einen  Fu6  des  Isländers  I)örarinn 
Nefjul&son  gesehen  hat,  mit  ihm  darüber  wetten  (vedja  um),  dafi  es 
keinen  ebenso  häfiUchen  Fu6  mehr  gebe,  und  soll  der  Gewinnende 
an  den  Verlierenden  eine  Bitte  gut  haben;  da  nun  pörarinn  seinen 
zweiten,  noch  häfilicheren  Fufi  vorzeigt,  erklärt  er  die  Wette  (tir  ge> 
Wonnen  (ä  ek  veftfeit),  was  der  König  freilich  nicht  zugeben  will.*) 
Am  Hofe  des  K.  Haraldr  haröra(M  wettet  der  Isländer  Sneglu-Halli 
mit  einem  Dienstmanne  darüber,  ob  er  den  m;i<  htigen  Einarr  tlni^a 
zur  Entrichtung  eines  VVergeldes  zu  bringen  verniügc  oder  nicht  und 
„lagAi  hirf'inuKV  \\<S  gullhring,  en  lialli  höfuö  sitt",  wobei  das  Ge- 
schäft durch  die  Worte;  „|)eir  ve(^juf^u  um"  bezeichnet  wird.  Als 
die  Sache  gefrihrlich  zu  werden  droht,  will  der  Dienstmann  groß- 
miitit;  von  der  „veöjan''  abstehen;  nachdem  aber  Halli  seine  Zahlung 
mit  großer  Schlauheit  eingetrieben  hat,  erklärt  jener:  „nü  ättu 
veöfeit".  *)  Wiedennn  iK>tigt  Magnus,  des  K.  Sigurör  Jörsalafari 
Sohn,  dem  Haraldr  gilh  eine  Wette  darüber  auf,  daß  dieser  schneller 
laufen  als  jener  reiten  könne,  und  auch  in  diesem  Falle  mufl  Haraldr 

')  Örvar-Odd»  s.,  36544 — 46  und  37/546. 

'j  Kormak»  s.,  15/32:  ^ar  ül  rsefta  [»eir  um  t»eUa,  er  {)eir  reidduz  ok 
veöjuöu. 

»)  FMS.  II,  237  275;  Oddr.  4t:'?'3   '  MS.  X),  36  :^8  (cd.  Münch). 

*)  Hcimskr.  Olafs  s.  helga,  S630Ü,  i-MS.  IV,  b2  175;  Flbk,  II,  89—90, 

*)FMS.  VI,  io4;369-73. 
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seinen  Kopf  siegen  einen  Goldring  des  Magnus  setzen.*)  Eben  diesem 
liaicildr  i^illi  erzählen,  nachdem  er  König  geworden  war,  zwei  seiner 
Dienstleute,  daß  sie  um  ein  Mali  Honigs  gewettet  hätten  (h.  >fum  vit 
veöjat  ask  hiiiian^s  h\  arr  okkarr),  ob  der  Kunig  die  nächste  Nacht 
bei  meiner  Frau  oder  hei  seinem  Kebsweibe  zubringen  werde,  und 
der  König  sagt  lachend  zu  einem  von  ihnen :  „eigi  muntu  hljöta 
ve6feit", ')  u.  d(^l.  m.  Man  sieht,  in  allen  diesen  Fällen  handelt  c> 
sich  zweifellos  um  Wetten,  mit  Ausnahme  nur  etwa  der  Erzählung 
der  I)iörekssaga,  bei  welcher  man  allenfalls  auch  an  eine  Konven- 
tionalstrafe denken  könnte;  eir^e  suspensiv  bedingte  Eigcntumsül^r- 
tragung  aber  liegt  in  denselben  eben  doch  nur  teilweise  und  keines» 
wegs  notwendig  vor,  soferne  ja  das  Wettobjekt  durchaus  nicht  immer 
in  einer  in  Handel  und  Wandel  veräußerlichen  Sache  besteht  Das 
Wetten  z.  B.  um  den  eigenen  Kopf,  oder  um  eine  Bitte,  welche  dem 
Gewrinnenden  gegen  den  Verlierenden  zustehen  soll,  lädt  sich  nicht 
unter  den  Gesichtspunkt  einer  Eigentunisübertragung  bringen,  wenn 
auch  die  Bezeichnung  „vefifö"  in  Ermangelung  einer  anderen  ge- 
legentlich auf  solche  Wertgegenstände  angewandt  wird.  Als  ge- 
meinsames Merkmal  fUr  das  veö,  mö^c  dasselbe  uns  nun  unter  dem 
Gesichtspunkte  einer  Verpfändung,  einer  Wette,  oder  einer  Konven- 
tionalstrah- cnti^egentreten,  bleibt  hiernach  nur  so  \  iel  bestehen,  daß 
hier  wie  dort  ein  dem  einen  Teile  zufallender  Vorteil  und  ein  dem 
anderen  Teile  zugehender  Nachteil  \ün  dem  Eintritte  oder  Nicht- 
eintritte  eines  bestimmt  liezeichneten  ungewissen  Ereij^nisscs  ab- 
häiiL^ii,'  Lfemacht  ist;  dabei  brauc  hte  aber  jener  N^irteil  und  Nachteil 
kcinesw  ei;s  notwendii;;-  in  dem  X'erlustc  res]).  dem  l->werbe  des  Eigen- 
tumes an  einer  bestimmten  Sache,  noch  auch  jenes  ungewisse  Er- 
eignis in  der  rechtzeitigen  Zahlung  resp.  Nichtzahlung  einer  be- 
stimmten Schuld  zu  bestehen,  und  überdies  Iconnte  ähnliches  auch 
recht  wohl  in  Fällen  vorkommen,  in  welchen  weder  von  einer  Ver» 
pfändung,  noch  von  einer  Wette  oder  auch  Konventionalstrafe  ge* 
sprochen  werden  konnte.  Auch  hierfür  fehlt  es  in  den  Quellen 
nicht  an  Belegen.  Wenn  z.  B.  nach  einer  alten  Überlieferung  Öftinn 
das  eine  Auge  „at  veöi"  geben  mu6,  um  einen  Trunk  aus  des  Mimir 
Weisheitsbrunnen  tun  zu  dürfen,*)  so  kann  dabei  doch  weder  an 
eine  Wette  noch  an  eine  Konventionalstrafe  gedacht  werden,  und 


')  Heimskr.  SifjurÖar  s.  J6rsalafara,3  5/092 — 94 ;  l  M  S.  VII,  5 169— ?!• 
•)  Hcimskr.  Haralds  s.  ßilla,  17  722;  FMS.  VII,  I9;203. 
•j  Vulusp.1,  2S — 29;  Gylfaginning,  15/68 — 70. 
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auch  der  Gesichtspimkt  einer  Verpfändung  ist  nicht  zutreffend,  da 
ja  doch  an  eine  Rückgabe  des  Getrunkenen  nicht  zu  denken  sein 
kann;  nur  der  allgemeine  Begriff  des  Daranwagens  und  Aufsspiel- 
setzens  kann  vielmehr  hier  in  Anwendung  kommen.  Wenn  femer 
nach  dem  Hemings|)ättr  K.  Haraldr  harArädi  seiner  in  Rußland  hinter- 
lassenen  Ehefrau  seine  baldige  Rückkehr  verspricht  und  dabei  „fe 
mikit  at  veöi"  übergicbt,  'j  so  wird  dabei  ebenfalls  wieder  niemand 
an  eine  Wette  denken  wollen;  aber  auch  von  einer  Verpfändung 
oder  von  einer  Kon\entionalstrafc  wird  man  nur  etwa  in  dem  un- 
cigcntlichcn  Sinne  sprechen  kt^nncn,  in  welcliem  wir  allenfalls  auch 
jetzt  noch  von  einem  „7.11111  Pfände  setzen"  reden  konnten.  In  diesem 
unbcstimniterea  Sinuc  wird  denn  auch  öfter  von  einem  ,,ve(^setja 
sik  1  |»etta  mal",  "*^  „hafa  |)ar  für  i  vcöi  fc  sitt  ok  fjor  ok  allra 
frfcnda  sinna",^)  „veAsetja  sik  ok  fe  sitt"/)  „veösetja  hrpöi  sik  ok  fc 
sitt",  *)  „ve(^setja  virömg  sma" u.  dgl.  m.  gesprochen.  Von  dem 
ungerechten  König  Achab  wird  gesagt,  er  habe  sich  „veömaeltan" 
oder  „veösettan",  nichts  als  Böses  zu  tun, ")  und  sogar  das  gemeine 
norweq:ische  Landrecht  braucht  einmal  den  Ausdruck  „vcra  i  veöi" 
von  dem  Beamten,  der  für  die  Erfüllung  seiner  Dienstpflicht  mit 
seinem  Kopfe  zu  haften  hat;^)  andererseits  kann  aber  auch  eine  dem 
Erfrieren  nahe  Person,  welche  um  wärmende  Aufnahme  bittet,  er- 
klären:  „lif  mitt  er  {  vedi",*)  während  eine  Variante  gleichbedeutend 
sagt:  Jif  mitt  liggr  vid",  wir  aber  zu  übersetzen  haben:  „mein  Leben 
steht  auf  dem  Spiele".  Ob  der  Ausdruck  ,,vedbrödir",  welcher  in  der 
Sage  von  Kaiser  Karl  dem  Grofien  ein  paarmal,  ofifenbar  mit  svara- 
br6ftir  oder  eidbröftir  gleichbedeutend  gebraucht  wird,^")  auch  hierher 
zu  stellen  und  allenfalls  als  ein  durch  vcömäli  statt  durch  Eidschwur 
vcrbrüdcrtcr  Genosse  /u  deuten  ist,  lasse  ich  daliingcstellt ;  das  Iran- 
2ösische  Original  hat  an  der  ersten  Stelle  für  „|)viat  hann  er  \cö- 
brööir  minn**  die  Worte:  Kar  le  paer  est  de  mei  afiez",  und  an  der 

0  Flbk.  III,  400. 

^  Hetmtkr.  Ölafs  s.  helga,  31/238;  FMS.  IV,  47/77« 
^  FMS.  IV,  134/331 ;  thalich  Heimtkr.  148/396. 

*)  FMS.  VII,  i8/34. 

^)  Laxdoela,  14/43.         *)  Eyrbyggja,  31/56. 

•)  Stjörn,  601 

*)  Mannh.  8;  ebenso  J.irn5i<>  1,  13  und  Jönsbuk,  7. 
•)  Hrölfs  kg 8.  s.  kraka,  i5;io. 

^]  KarlamagQüs  s.,  VI,  2/435  16^453;  vgl.  ttbcr  die  Quelle  diese«  Ab- 
«ebailtcs  S.  XXIX  vndTreutler,  DieOUnelMge  im  Mittelalter,  in  E.  Kdlbings  Eng- 
ÜKhco  SmdwB,  Bd.  V,  S.  97—149  (1881). 
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zweiten  für  „vit  cnim  vedbroedr"  die  Worte:  ,Je  vos  en  ai  Ii  meie 
fei  plade'V)  so  dafi  also  beide  Male  ledtglicfa  an  eine  durch  förm- 
lichen Vertrag  eingegangene  Verpflichtung  zu  denken  ist  Auch  im 
Angelsächsischen  kommt  der  Ausdruck  „wedbroöor"  vor,*)  doch 
wM  ebenfalls  nur  in  der  einfachen  Bedeutung  Bundbruder;  wie  dem 
aber  auch  sei,  gewiß  ist  jedenfalls  soviel,  dafi  man  nicht  nur  die 
Wette,  Verpfandunj?  und  Konventionalstrafe  unter  einen  und  den- 
selben Gesichtspunkt  stolitc,  .^ondt-in  überhaupt  in  allen  und  jeden 
Fallen  ganz  gleichmäßig^  von  einem  veö  sprach,  in  welchen  der  \'er- 
fall  einer  bestimmten  Sache,  Person,  Verpflichtung  \  on  dem  Eintritte 
(Hier  Xichteintritte  eines  bestimmten,  sei  es  nun  behaupteten  oder 
\  ersprochencn  Krcignisscs  abhani^ij:^  gestellt  war.  Die  Verpt.mdun^ 
hat  diesem  gemeinsamen  Merkmale  gegenüber  nur  das  eigentüm- 
liche, daß  bei  ihr  immer  nur  eine  bestimmte  Sache  Gegenstand  des 
Verfalles  ist,  und  überdies  das  entscheidende  Ereignis  stets  in  der 
Erfiiillung  oder  Nichterfüllung  einer  Verpflichtung  des  Verpfändet» 
gegenüber  dem  Pfandglaubiger  besteht,  so  dafi  eine  neben  der  Vo^ 
pfandung  herlaufende  Forderung  dieses  letzteren  an  jenen  ersteren 
bei  ihr  notwendig  ist;  aber  diese  Besonderbett  läfiC  die  Verpfändung 
nach  altnordischer  Auffassung  eben  doch  höchstens  zu  einer  eigens 
gestalteten  Unterart  des  veö  werden,  aber  nicht  der  Wette,  Koo' 
ventionalstrafe  u.  dgl.  m.  ab  ein  ganz  anderes  Geschäft  sich  gejren- 
überstellen.  Es  mag  darauf  hingewiesen  weiden,  dafi  die  Sprach» 
forschung  dieses  aus  den  altnordischen  Quellen  gewonnene  Ergebnis 
vollkommen  bestätigt.  Ulfilas  übersetzt  mit  „vadi"  das  griechisclie 
ügqaßdiVy  d.  h.  Pfand,  Drangcld;  im  Angcbaciisischcn  bezeichnet 
.,\vcd*',  „wrdd"  das  Pfand,  das  Handgeld  oder  dun  Wetteinsatz,  im 
Weiteren  Sinne  abrr  auch  jedes  verpflichtende  (jel()bnis,  wie  denn 
auch  .jWeddjan",  ,,l)evvcddjan"  für  den  Abschluß  einer  I'",he  gebraucht 
wird  und  die  vorhin  erw  ähnte  Zusammensetzung  „wedbrodor"  von 
hier  aus  sich  erklären  mag;  im  Friesischen  steht  „wed"  ebcntall> 
bald  lur  Vertrag  überhaupt,  bald  für  Sicherheitsbestellung  und  Biirg- 
schaft,  «ukr  auch  fiir  Buße  und  Brüchte,  also  ganz  wie  „Gewette"; 
althochdeutsch  „wette"  endlich  bedeutet  pignus,  vadimonium,  crrha, 
pactum,  und  auch  das  mitteilateinische  „vadium"  und  französische 
ng^Z^*'  im  Sinne  von  pignus,  vadimonium,  fidejussio  stammt  eben* 


*j  Lcs  ancieos  puctcs  de  la  France  (edd.  Gucssard,  1,  Faru,  1859], 
107  «tid  976. 

AngcUächsUche  Chronik,     656  (edd.  Eurlc,  S.  30,  vgl.  Abb.  &  sSs)- 
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daher.  Jede  Art  von  Verabredung  oder  einseitiger  Handlung,  durch 

welche  etwas  gewagt  und  aufs  Spiel  gesetzt  wird,  fällt  demnach 
unter  den  Grundbegriff  des  ved,  möge  es  sich  min  um  Verpfändung, 
Wette,  Koiueiitionalstrafe,  Handgeld,  HurL^^chaft  oder  was  immer 
handeln:  erst  sehr  allmählich  konnten  <ich  von  diesem  gemeinsamen 
Ausgangspunkte  aus  vi  rschii  dt-iu-  Kechtbiiistitule  ausl)ilden  und  von- 
einander sondern,  je  nach  den  verschiedenen  Zwecken,  wclcb.en  jedes 
von  ihnen  diente,  und  den  verschiedenen  Crattungen,  welche  jedes 
von  ihnen  zufolge  dieser  Besonderheit  seiner  Zwecke  annahm.  — 
Die  bisherige  Erörterung  schließt  aber  selbstverständlich  die  Mög* 
lichkcit  nicht  aus,  da&  sich  etwa  bereits  zu  der  Zeit»  aus  welcher 
unsere  Quellen  stammen,  das  Bewußtsein  geltend  gemacht  haben 
könnte,  daß  unter  dem  gemeinsamen  Namen  sehr  verschiedene  Ge* 
Schäfte  zusammengefaßt  seien,  und  ich  glaube  wirklich  im  Sprach- 
gebrauche unserer  Quellen  bereits  Spuren  dieses  Bewußtseins 
erkennen  zu  können. 

Den  isländischen  Rechtsquellen  zunächst,  welche  das 
Geschäft  nur  Im  Sinne  einer  Verpfandung  kennen,  sind  die  Aus^ 
drücke  ved  oder  lögved,  dann  veömäli  gelaufig.  Sie  verstehen 
aber  unter  veö  oder  lögveA  zunädist  das  Pfandrecht  selbst  In  diesem 
Sinne  wird  der  Ausdruck  „at  leggia  lögveö  1  land  manns"  von  der 
Verpfändung,  oder  ,,at  haiulsalaz  ve(V',  „at  lysa  lögveö"  von  den 
einzelnen  l)ei  ihr  vorzunehmenden  Handlungen  gebraucht;*)  in  diesem 
Sinne  !?teht  der  Ausdruck  aber  auch,  wenn  gesagt  wird,  ein  lögveö 
sei  dann  gegeben,  wenn  sich  jemand  den  doppelten  lietrag  seiner 
Fordenmcj  versichern  lasse.*)  In  diesem  Sinne  sagt  man  ferner,  daß 
.^aör  a  iögx'cö  1  eiginne  annars  manns"  in  Bezug  aut  den  l'fand- 
glaubigcr,  *)  und  braucht  man  den  Ausdruck  „at  gjöra  lögveö"  von 
der  Begründung  eines  Pfandrechtes;*)  sagt  man  „veö  er  ä  landi", 
wenn  ein  Pfandrecht  auf  einem  Grundstücke  ruht,  °)  oder  „veö  er 
af,  wenn  ein  solches  z.  B.  infolge  nicht  gehöriger  Vornahme  der 
vorgeschriebenen  lysingar  hinfällig  wird;')  spricht  man  femer  von 


')  Konüngsbdk,  192  98;  StaftarhölsbO k ,  401/432  und  433,  dann  402  445« 
*)  Konüngtbök,  x92/98'-99;  StaAarhöltbök,  401/438^33,  dum  434; 
Koniingsbök,  195/106;  $tafiarfa6Isbök,  401/436;  KonüDgsbök,  103/102; 

Stadar  hdUbök ,  401/436. 

')  K  ontingsbök,  192/99;  StaOarbulsbuk,  401/433. 
*)  Konnngsbök,  1929g;  Stadarbölsbök,  401/435. 

'j  c  be  u  cl  ;i.  ")  ebenda. 

^  StaÖarhulsbok  ,  401/434;  vgl.  Kon  u ngs  b ö k ,  192/99,  wo  aber  nur  vom 
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«inem  „seija  veÖ"  oder  ,^efa  vcd**  als  von  einem  Verkaufen  oder 
Verschenken  eines  Pfandrechtes.  ^)  In  diesem  Sinne  gebraucht  niao 
aber  auch  den  Ausdruck  „at  msla  ved"  oder  „vedmsla  i  fe  manns" 

von  der  Verpfändung,  •)  tind  gerade  diese  Bezeichnung  ist  eine  so 
gewöhnliche  geworden,  daü  man,  deren  ursprüngliche  Bedeutung 
„sich  an  dem  Gute  eines  anderen  ein  Pfandrecht  ausbedingcn'"  ver- 
gessend, das  \\ Ort  .ils  ein  zusammengesetztes  behandelte  unti  mit 
dem  Akkusativ  kuustruicrte,  also  von  einem  „vet^miula  k,  hlut,  grip. 
land"  sprach,''^  <H!er  auch  vcn  einem  „veOm^eia  2  aura  fyrir  einn"*i 
u.  dgl.  m.  Der  Au^iiruck  vei)in.ili  aber  wird  teil«;  in  seiner  ursprung- 
lichen Bedeutung  für  den  I'land\ertrag  gebraucht,  wie  etwa  wenn 
von  einem  „lysa  veömala"  gesprochen  wird,*)  oder  wenn  gesagt 
wird,  daß  unter  diesen  oder  jenen  Voraussetzungen  „er  |iö  rettr  ved- 
mäli", oder  wenn  dann  die  Rede  ist,  daß  „veömäli  stendr  of  vir* 
|>^ng",  ^  d.  h.  daß  der  Ffandvertrag  bis  über  das  näcliste  FrühUngs* 
ding  hinaus  .gelten  solle.  Andere  Male  mufi  dagegen  unter  dem 
vedmäli  auch  wohl  das  Pfandobjekt  selbst  verstanden  werden,  wie 
z.  B.  wenn  gefordert  wird,  dafi  t^fnt  er  vattom  veömäli",  *)  und  ge> 
legentlich  wird  auch  das  einfache  ved  in  diesem  Sinne  gebraucbt, 
wie  denn  z.  B.  davon  gesprochen  werden  kann,  daß  der  Pfand« 
gläubiger  „fare  eigi  at  lögom  me6  ve5eno".*)  Manchmal  mag  auch 
wohl  dahinstehen,  ob  das  Wort  im  einen  oder  anderen  Sinne  ge- 
meint sei,  wie  z.  B.  wenn  gesagt  wird,  man  solle  am  feransdainr 
der  Frau  ihr  W  cibergut  zusprechen,  falls  ihr  solches  zukomme  „eöa 
vetlmala,  ef  voro",  oder  man  solle  an  eben  dieses  Gerieht  „öli 
femäl  til  bua,  sem  til  skuldadoms",  und  insbesondere  ,,ok  um  veiV 
mala,  cf  mcnn  cigo",  wo  ich  übrit^ens  beide  Male  lieber  an  das 
Pfandrecht  al<  an  das  i^fandobjekt  denken  mochte.  Endlich  bemerke 
ich  noch,  daß  das  Pfand  als  forvcöi,  d.  Ii.  verfallea  bezeicbuet 

vom  mdli  die  Rede  ist;  lerner  KoDüngsbuk,  193/103;  Stadarhiiisbük, 
401  436. 

')  Kooiiag^Luk,  193/99;  StaftarhöUbök,  401/434. 
')  KoaUossbök,  223/151;  StaOarliölibök»  185/327. 
*)  Konilagibdk,  63/114  vnd  115;  iaj/151;  StaSarhdlsbök,  iS5/*37aDd 
186/228— S9;  401/43J  und  Koaiingtbök,  192/100. 

*)  S  t  a  5  a  r  h  o  1  s  b  ö  k  ,  1 86/339. 

Konüngsb<»k,  62  114  — 15;  Staöarh  (:>lsb6k,  40I/433* 
•)  S  t  a    a  r  h  1 1 1  s  b  o  k  ,  40 1 ,  433.  ' !  <*  h  r  n  d  a. 

•)  K  o  n  tt  n    >.  l) «.  k  ,  62  114;  St  aöarhölsb6k,  40I/433. 
•)  SlaÖ.-n  Ii  ■  i ;>  i- k  ,  402,445. 

Konii  ngsbok,  49,85.         **)  ebenda,  62,114. 
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wird,  wenn  die  Sdiutd  nicht  rechtzeitig  bezahlt  wird;*)  der  Aus- 
druck forveöjaör  wird,  wie  gleich  hier  bemerkt  werden  mag,  nur 

einmal  in  cint-r  Geschichtsquelle  in  ähnlichem  Sinne  gebraucht,  -) 
nämlich  \ün  Geiseln,  welche  für  dii  Haltung  des  Friedens  gestellt 
worden  wan  n,  und  durch  den  Bruch  dieses  Friedens  dem  Tode  ver- 
lallen  sind.  1  )a  ubriij^ens  die  isländischen  Rechtsbücher  ledic^lich  die 
wirkliche  Verpfandung  im  Auge  haben,  kann  deren  l  ernünologie 
selbstverstandhch  zu  keinen  Betrachtungen  über  die  Wrsrhieden- 
artigkcit  der  Geschäfte  Gelegenheit  bieten,  welche  sonst  wohl  unter 
der  Bezeichnung  veö  zusammengefaßt  werden. 

Anders  steht  die  Sache    hinsichtlich    der  norwegischen 
Rechtsquellen.    Auch  diese  brauchen  zunächst,  von  der  Ver- 
pfandung sprechend,  die  Bezeichnung  veö,  und  zwar  wird  für  das 
Geben  eines  Pfandes  der  Ausdruck  ,,at  leggja  ved"  oder  „selja  veö", 
und  für  das  Empfangen  eines  solchen  der  Ausdruck  „at  taka  ved" 
gebraucht')  Dem  Pfandgläubiger  wird  ferner  ein  „eiga  ved"  zuge- 
schrieben,^) und  von  dem  Pfandobjekte  wird  gesagt,  es  sei  „i  veöi" 
oder  auch  J  ved  lögd".^)   Dieses  Ffandobjekt  heißt  fullveöja, 
wenn  sein  Wert  groß  genug  ist,  um  fiir  die  Pfandforderung  volle 
Deckung  zu  bieten,")  und  es  wird  forveöja,  wenn  es  zufolge  nicht 
rechtzeitiger  Bezahlung  der  Schuld  verfällt,')  wogegen  man  von  einem 
„ütleysa",  d.  h.  Auslösen  desselben  spricht,  wi  im  der  Schuldner  die 
Pfandschuld  rechtzeitiL;  berichtiget,  und  dadurch  sein  Plaad  wieder 
frei  macht.  ^)    l  aidlich  wird  als  „\  e<V'  gelegentlich  auch  das  Pfand- 
objekt selbst  bezeichnet/')  <;anz  wie  wir  den  i;leichen  Gebrauch  des 
Wortes  aucli  in  den  islandischen  Rechtsbuchern  \  <  irL^cfunden  haben. 
—  Wesenthch  anders  stellt  sich  dagegen  die  Terminologie  der  nor- 
wegischen Rechtsbücher,  soweit  sie  von  Wetten  sprechen.    Da  wo 
solche  von  ihnen  im  Zusammenhange  mit  dem  Instanzenzuge  be- 
sprochen werden,  wird  von  den  Parteien  der  Ausdruck  „at  veÖja", 
d.  h.  wetten  gebraucht,  und  von  dem  unter  ihnen  geschlossenen 
Vertrage  die  Bezeichnung  „vedjan'',  d.  h.  Wette;  doch  sollen  sie 
die  Wettsumme  ^leggja  undir  jamna  hönd",  worin  die  bei  der  Ver- 
pfandung übliche  Terminologie  doch  einigermaßen  anklingt.  Das 

>)  Koniingsbök,  192/100;  StaAarb 6lsb6k,  401/433. 
•)  Jons  bp«.  s.  Ogmundarsonar,  I4/227. 

GI>L.  50;  leggja  veA  auch  Bf^L.  I,  12  und  E]>L.  I,  4S. 

*)  G{)L.  41  ;  50;  115. 

*)  KrJ)L.  IX,  28.  •)  ebenda. 

GJ)L.  50;  EJ>L.  I,  4Ü.  ")  ebenda.  ")  G])L.  50. 
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gescholtene  Urteil  hetflt  verwettet,  „dömr  ve^aör";  aber  auch  die 
unterliegenden  und  darum  ihre  Wette  verlierenden  Personen  heifien 

„veöjaöir",  verwettete,  und  als  veÖf<^,  d,  h.  Wettgut,  wird  der  Be- 
tra;^'  l)i-zcichnet,  um  welchen  gewettet  und  welcher  in  die  dritte 
llatid  c^clcLit  wird.'  Das  Anbieten  der  Wette  wird  dai;>ci  als  „bjoda 
veöjaa",  das  Wetten  um  eine  bestimmte  Summe  tds  „vcöja.  2  aura 
silfrs"  hezi  ichiiet; -)  da«?  Gericht  aber,  über  dessen  Spruch  c^cu  ettet 
wird,  heitit  „vet^janardumr  "  oder  „veöjaöard' »mr",  *)  d.  h.  \\  cttge- 
richL  Nirgends  werden  dagei^cn,  soviel  ich  sehe,  die  Ausdrucke 
vedja,  veÖjan  unzweideutig  aut  die  Verpfandung  angewandt,  und 
niemals  finde  ich  den  Ausdruck  vedfe  unzweideutig  auf  das  Objekt 
einer  solchen  bezogen;  zweifelhaft  bleibt  nur  eine  einzige  SteUc,*) 
nämlich  der  schon  mehrfach  besprochene  Satz:  „sitt  \'eöfe  ä  hverr, 
«f  fyrir  vättom  er  veöjaty  sceke  sem  vitafe".  Da  dieselbe,  ganz  iso- 
liert stehend,  an  und  (lir  sich  ebensogut  auf  die  Wette  als  auf  die 
Verpfandung  bezogen  werden  kann,  möchte  ich  sie  gerade  wegen 
der  gebrauchten  Terminologie  hierher  auf  die  entere  beziehen,  weno 
nicht  vielleicht  die  Worte  beide  Geschäfte  zugleich  umfassen  woUco, 
welchenfaUs  dann  freilich  die  gebrauchte  Terminologie  eine  nicht 
völlig  korrekte  wäre. 

Ganz  ebenso  wie  die  norwegischen  Kecht<;quellen  unterscheiden 
endlich  auch  die  geschichtlichen  und  ni\  thischen  Quellen. 
Wenn  -^ic  nn/weilclhaft  eine  Verpfändung  im  Sinne  haben,  reden 
sie  \on  einem  „setja  at  veöi"  oder  ,,ve<^setja", ')  von  einem  „hami- 
selja  i  veö",  *l  „bj('>öa  at  veM",  ")  ..hi^L^ja  at  veAi"^">  u.  dgl.  ni.,  un  i 
selbst  in  f'iillen,  in  welchen  ohne  alle  technische  Bedeutung  nur 
ganz  allgemein  von  einem  Aufsspielsetzen  oder  Zumpfandcsetzen 
gesprochen  wird,  pflegen  derartige  Ausdrücke  gebraucht  zu  werden; 
von  einem  „veöja"  *  •)  aber  oder  von  einer  „veÖjan",      dann  m 

')  G  {)  L.  266;  vei^jan  auch  in  2^0:  vci>iun  and  veO^ja  aucb  in  Fr^L.  X,  i5- 

')  FrJ)L.  ang.  O. ;  bjuÖa  vc(\]aii  auch  m  XII,  8. 

'}  ebenda,  X,  15.  *)  ebenda,  XII.  8.  ')  GpL.  144 

•)  Sv«rris  s.,  128/302—3.  •)  Kigla,  18/34;  Knytiinga,  68:293. 

**)  Gttffmundar  bps.  s.,  67/507. 

*)  Häkonar      Guttorms  ok  fnga,  17/47. 

'"1  Hukoiiar  s.  gamla,  28056,  Anm.  15. 

Vaf  j>ru(\nismal,  I9;  S  k  a  I  d  s  k  a  p  a  r  mä  1 .  1 7'27o ;  25,340:  Nornapest* 
|>.,  2/51,  52  und  54;  Orvar-Odds  s,  36544—45;  37  546;  Kormaktt.,  liiP- 
FMS.  II,  237  275;  IV,  82  175;  VI,  io4  2(>9;  VII.  -T  IÜ9;  19203. 

Skalds,k.i]iarm;il,  35/342;  .Nornagcsts       2/52  und  53  ;  U  r  v  ar  ■  Odds 
37.546;  FMS-VI.  104/371.  » 
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dncm  „veöfe" ')  .oder  „veöjanaife"  ist  immer  nur  in  solchen  Fällen 
die  Rede,  in  welchen  es  sich  um  eine  wirkliche  Wette  handelt  Ich 
glaube  mich  nicht  zu  irren,  wenn  ich  in  diesem  Auseinandergehen 

de«  Sprachgebrauches  bei  V^erpfandung  und  Wette  den  Befjinn  einer 
auiLiciiümcnidcn  Erkenntnis  dci  \' crschiecienhcit  beider  (jcschattc 
erkennen  7x\  sollen  {glaube.  In  der  Tat  mußte  ja  gegenul)cr  dem 
rein  autJerlichen  Merkmale,  welches  dieselben  unter  sich  gemein 
hatten,  dem  Umstände  nämlich,  daLi  hier  wie  dort  der  eine  Kontra- 
hent für  den  Fall  des  Eintreten^  oder  Nichteintretens  einer  be- 
stimmten Tatsache  einem  bestimmten  Nachteile  zugunsten  des  an- 
deren sich  unterwarf,  die  ungleich  tiefer  greifende  wirtschaftliche 
Verschiedenheit  beider  Geschäfte  sich  bemerkbar  machen,  und  wenn 
in  fler  Terminologie  eine  Beachtung  dieser  Verschiedenheit  zuerst 
zu  erkennen  ist,  so  werden  wir  doch  \on  \ornherein  zu  erwarten 
habeup  dafi  dieselbe  Isald  auch  zu  dem  Beginne  einer  materiell  ver- 
schiedenen Gestaltung  beider  Geschäfte  geführt  haben  werde.  Wirk- 
lich finden  sich  im  älteren  isländischen  Rechte  bereits  Ansätze  zu 
einer  derartigen  Umgestaltung.  Wu-  haben  gesehen,  dafi  dieses  für 
den  Fall  der  nicht  rechtzeitigen  Befriedigung  des  Pfandgläubigers 
bei  seinem  veömäli  nicht  mehr  das  ganze  Pfandobjekt  ohne  Rück- 
«cht  auf  seinen  Wert  demselben  verfallen  ließ,  wie  dies  nach  alt- 
norwegischem  Rechte  geschah,  dafi  es  vielmehr  unter  keinen  Um- 
stindcn  mehr  als  den  doppelten  Wert  der  i^eschiildeten  Summe  an 
diesen  gelangen  lieti,  üHleni  es  densel!)en  zum  1  lerausbezahlen  der 
etwaigen  Hyperocha  an  den  Schuldner  \  erpilichtete.  Damit  war 
dem  spezifischen  Gesichtspunkte  des  Pfandrechtes,  vermöpje  dessen 
das  Pfandobjekt  eben  nur  dafür  eine  (iewahr  bieten  soll,  dati  dem 
Glaubiger  der  wirkliche  Betrag  der  Schuldsumme  unter  allen  Um- 
standen zukommCi  wenigstens  annähernd  Rechnung  getragen,  so- 
ferne  ja  das  diesem  zugebilligte  aiterum  tantum  immerhin,  gleich 
<ier  als  haröafäng  bezeichneten  Buße,  als  ein  Ersatz  für  die  wider* 
lecbtiich  verspätete  und  erschwerte  Einhebung  der  Schuld  betrachtet 
werden  konnte.  Das  spätere  norwegische  Recht  werden  wir  bei 
der  Behandlung  des  pfandrechtlichen  Zwecken  dienenden  ved  den* 
adben  Weg  einschlagen  sehen,  während  dieses,  soweit  eine  Wette 
in  Frage  war,  schon  darum  der  gleichen  Umgestaltung  unzugänglich 
Ueiben  mußte,  weil  hier  eine  Forderung  fehlte,  deren  Betrag  mit 


*)  Skald»ka[)arm;U,  35  344:  KMS.  IV,  Sa/175;  VI,  104^373;  VU,  SJy'iyi; 
'9i203.  «)  Nurnag esls  2/54. 
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dem  Werte  des  Pfandobjektes  überhaupt  verglichen  werden  könnte. 
Die  Anfange  einer  materiellen  Difierenzierung  beider  Rechtsgeschäfte 
waren  aber  damit  bereits  gegeben. 


^  6.    Die  Gesetzgebung  des  Komgs  Magnus  lagabccur. 

Die  ersten  gcsct/gcberischcn  Arl)citL'u  des  K.  Maj^nus  lagaba-tir, 
von  welchen  uns  nur  die  (  iiristenrechte  erhalten  sind,  gewähren  un«; 
für  das  Pfandrecht  kciiu-rki  Auslaute.  Das  neuere  ('hristen- 
recht  des  Gulaj>inges  von  1267  enthalt  gar  keine  hierher  be- 
zügliche Bestimmung,  und  ebensowenig  kann  sich  eine  solche  in 
dem  sorrcnannten  Christen  rech  te  des  ICSverrir  findea, 
da  dickes  ja  lediglich  aus  den  älteren  Christenrechten  des  Gulajuiiges 
und  des  Frostu|>inges  kompiliert  ist  In  dem  neueren  Christen- 
rechte  des  6orgar|>fnges  von  1268  aber  ist  einerseits  die  Be- 
stellung eines  Pfandes  für  den  Grabkauf,  wie  sie  das  ältere  Recbt 
gekannt  hatte»  weggefallen,  weil  diese  Gebühr  selbst  in  demsdbea 
beseitigt  erscheint;  andererseits  aber  wird  zwar  aUerdtngs  eines 
„g  i  p  1 1  n  g  arveö"  Erwähnung  getan  als  eines  Pfandredites,  welcbes 
der  Ehefrau  bei  der  Verheiratung  am  Gut  ihres  Mannes  fiir  ihre 
Mitgift  und  Widerlage  bestellt  werden  konnte,  aber  wir  erfahren 
nur,  daß  dasselbe  mittels  trygiEfvar  bestellt  werden  mußte,  wenn  das 
l'fandübjckt  in  liegendem  (xutc  bestand,  \vogejT;eii  mis  ul)er  die  Be- 
deutung und  Wirkung  dieses  l'landrechtes  keinerlei  Autschiuli  er- 
teilt wird. 

Nicht  wenige  rinschiagige  Bestini mun[:fen  enthält  da^e^^en  die 
Järnsif^a  aus  den  Jahren  12JI — 73;  dieselben  sind  jedocii  teils  aus 
dem  alteren  isländischen,  teils  aus  dem  älteren  norwegischen  Rechte 
entnommen,  und  ist  nicht  immer  ganz  klar,  wie  man  die  aus  diesen 
verschiedenen  Quellen  geschöpften  Satzungen  zusammenzureimen 
hat  Zunächst  sind  demnach  die  sämtlichen  Stellen  der  GI)L  so- 
wohl als  der  FrI)L.,  welche  vom  veö  handeln,  entweder  unverändert 
oder  doch  nur  mit  geringfügigen  Veränderungen  versehen  in  das 
Gesetzbuch  übergegangen,  mit  alleiniger  Ausnahme  derjenigen,  welche 
von  dem  veöjanardömr  sprechen.  Wir  finden  also  hier  zunächst  den 
Satz  wieder:  „sitt  veöfö  ä  hverr,  ef  fyrir  vittom  er  vedjat,  sceke 


')  neuerer  6|»KrR.  35;  ebenso  Norges  gamlc  Love,  IV,  31/17&. 
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sem  vitale  ",  ganz  wie  er  in  den  GfiL.  stand,  ' !  und  da  derselbe  an» 
Schlüsse  des  Vertrags rechte>  in  nächster  Verbindung  mit  Bestim- 
nuinL^en  über  Brett-  und  Wurtelspiele  vorgetrai^en  wird,  kann  kaum 
bezvvcirelt  werden,  daß  derselbe  nur  auf  die  W  ette,  nicht  auch  auf 
die  Verpfandung  sich  beziehen  will.  Wir  finden  ferner  auch  den 
Satz  der  Gl)L.  unverändert  vor:*)  „nü  er  sü  kyr  dauö,  en  hann  ätti 
ved  1  annarre,  [la  skai  hann  |>ä  hafa  fyrir  sina  ki'i,  |)viat  kyr  skal  i 
k}rstad  koma";  dann  auch  den  auf  die  Behandlung  einer  über- 
schuldeten Erbschaft  bezüglichen  Satz:^)  „tölo  skal  hafa  tii  ]ies$^ 
nema  madr  hafe  veö  i  einhveijoin  grip;  |)ä  ä  hann  |)ann  fyrst  at 
hafa".  Dagegen  kehrt  die  Hauptstelle  der  Gi)L.  über  den  Pfand- 
vertrag hier  nur  mit  einigen  Veränderungen  wieder.*)  Das  zwar  ist 
ohne  Bedeutung,  dafi  anstatt  des  in  der  älteren  Quelle  gebrauchten 
Ausdruckes  „kaupfox"  hier  die  Bezeichnung  „vedflaerö"  gebraucht 
wird,  da  ja  ganz  gleichgültig  erscheint,  ob  für  einen  gelegentlich 
einer  Verpfandung  gespielten  Betrug  die  generellere  Bezeichnung 
„Betrug  beim  Vertrage"  oder  die  speziellere  „Betrug  beim  Pfandver- 
trai^c"  anp^cwendet  steht.  Ebenso  bedeutung>los  ist,  daß  bezüglich 
(ies  l'fandßlaubi^crs.  der  ein  \om  Verplaiidcr  widerrechtlich  ver- 
aulkrtes  ITand  \iiKliziercn  will,  darauf  Gcwii  ht  gelegt  wird,  ob  er 
innerhalb  oder  iiulnrhalb  des  „heraö"  sich  aufhalte,  während  die 
altere  Quelle  dafür  das  „fylki"  genannt  hatte;  das  „fylki"  war  auf 
Island  nicht  vorhanden  und  so  mußte  wohl  anstatt  seiner  ein  einiger- 
maßen entsprechender  anderer  Bezirk  genannt  werden.  Erheblicher 
ist  aber,  daß  in  der  Järnsiöa  im  Zusammenhange  mit  der  Bestellung 
des  Pfandrechtes  von  einer  Abschätzung  des  Pfandobjektes  gesprochen 
wird,  während  die  ältere  Quelle  von  einer  solchen  nichts  weiß.*^) 
Zu  welchem  Behufe  diese  Abschätzung  vorgenommen  werden  soll, 
ist  nicht  ersichtlich.  An  eine  Neuerung,  welche  wir  wenig  später 
im  gemeinen  norwegischen  Landrechte  hervortreten  sehen  werden, 
und  welche  dahin  abzielt,  beim  Verfalle  des  Pfandes  dem  Schuldner 
das  Recht  auf  die  H>'perocha  einzuräumen,  wird  man  zunächst  nicht 


'1  j<irn<>.,  Kuupab.  21;  vgl.  G|>L.  I44. 

')  Järns.,  Kaupab.  11;  vgl.  <J])L.  41;  ia  AM.  125,  .\.  48^473  nur  der  An- 
fang der  Stelle. 

^  Jirnt.,  ErfAal.  19;  vgl.  G^L.  115. 
*)  Jdrns.,  Knupab.  17;  vgl.  GJ^L.  50. 

''^)  „Ka  ef  maAr  a  fe  at  heimta  at  oftnim  manne,  ok  tekr  hann  ve5  Qär  sins  i 
eins  bvcrjom  lut,  hvärt  ^cm  {lut  er  i  jorBo  cAa  annat  fe,  {»il  skal  ve6  virfia."  Die 
gesperrten  Woru  feblcn  in  den  G]>L. 
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denken  dürfen,  da  die  die  Neuem iii^  dort  cintulirendcn  Worte  hier 
noch  lehlcn;  aber  doch  wird  sich  zeii^en,  daß  an  einer  anderen  Stelle 
der  JarnsiAa  eine  ähnliche  BestimmtiiiL,'  sich  bereits  ein^c«?tellt  7ei?»t. 
und  wird  man  allenfalls  die  Ve  rmutung  wagen  durten.  daß  in  j^lciciiera 
Sinne  hier  die  den  GI>L.  entlehnte  Stelle,  freilich  ungeschickt  genug, 
korrif^icrt  werden  wollte,  worauf  unten  zurückzukommen  sein  wird. 
Endlich  kommt  auch  noch  eine  weitere  Stelle  in  Betracht,  welche 
von  der  P)ehandlung  des  Mündelgutes  spricht  und  dabei  sowohl  die 
G1)L.  als  die  FrI)L.  benützt,  ohne  doch  diesen  oder  jenen  vc^g  zu 
folgen.^)   Wahrend  die  FrI)L.  nur  fUr  den  Fall,  da  der  Vonnund 
Mündelgttt  aus  dem  Dingverbande  (ör  lögum)  wegbringen  will,  fer* 
dem,  dafl  derselbe  innerhalb  des  Ding\'efbandes  (innan  laga)  Gnind- 
besitE  habe,  welcher  als  genügendes  Pfand  für  dieses  Gut  zu  dienen 
vermöge,  hatten  die  G1)U  denselben  angewiesen,  wenn  er  Münddgut 
aus  dem  VoUdande  (or  f>'lki)  wegbringen  wolle,  zuvor  einen  Bürgen 
(vÖr5slumadr)  fttr  die  seinerzeitige  Rückgabe  jenes  Gutes  zu  besteOeii, 
der  mit  Grundbesitz  innerhalb  jenes  Bezirkes  angesessen  sei;  beide 
Rechtsbücher  fcirderten  aber  ganz  gleichmaßig  keinerlei  Siciurhcits- 
bestellung  von  dem  V^orniunde,  der,  wie  dies  doch  sicherlich  die 
Regel  war,  das  Mundelgut  in  dem  Bezirke  ließ,  in  welchem  er  es 
iil)crkommen  hatte.    D  ii^fcc;;eii   ti^rdert  die  Järnsi^^a  vom  N'orrnunde 
unter   illrn  Umstanden  eine  Siclicrlicitsbestcliuncr.  und  der  für  die«e 
gehr.iuclUc  Ausdruck  (vörAshir.  fiillar  vörAshir)  scheint  ebensowoiil 
die  Sicherheit ^l»'  vt^  llung  durch  IMand  als  durch  Burgen  zu  umfassen, 
obwohl  \)oii)r  S\  cinbjömsson  ihn  einfach  durch  „hypotheca"  wicde^ 
gibt    Aus  dem  alteren  isländischen  Rechte  ist  diese  Erweiterung 
der  Verpflichtung  des  Vormundes  zur  Sicherheitsbestellung  nicht 
entlehnt  und  aus  den  späteren  Gesetzbüchern  des  K.  Magnus  ist  sie 
wieder  verschwunden;  da  sich  die  JsCmsiöa  aber  über  die  Art  der 
Sicherheitsbestellung  und  deren  Bedeutung  nicht  weiter  ausspiicfat 
können  ihre  Bestimmungen  für  unseren  Zweck  keinen  Ertrag  ab- 
werfen. —  Während  man  insoweit  nur  eine  Herübemahme  des  alt* 
norwegischen  Rechts  und  allenfalls  eine  geringfügige  Weiterbildung 
desselben  in  einzelnen  Punkten  verspürt,  findet  man  aber  anderwärts 
in  der  JamsiÖa  die  Bestellung  von  Pfandrechten  in  einer  Weise  be- 
sprochen, welche  grundsatzlich  mit  dem  .iltcrcn  einheimischen  Rechte 
übereinstimmt,   nur   daü   freilich   auch   dieses  wieder  in  einzelnen 
Beziehungen   weitergebildet  erscheint     So  wird  zunächst  vorge- 

'l  Jarns..  Krtöal.  24;  vgl.  iipL.  II5  un4  Fr^L.  IX,  aH. 
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schrieben,')  dalJ  derjciiige,  welcher  ein  „lögvecV'  auf  fremdes  Land 
legen  wül,  glcich\iel  ob  zugunsten  setner  Forderung  auf  den  Kauf* 
preis  dieses  Lmulcs  oder  zugunsten  irgend  einer  anderen  Forderung, 
den  Vertrag  durch  iiandsöl  abzuschliefien,  und  überdies  die  „lysing" 
ganz  in  derselben  Weise  vorzunehmen  habe»  wie  dies  beim  mäli 
vorgeschrieben  sei,  so  daß  also»  wie  sich  unten  noch  zeigen  wird, 
nach  wie  vor  die  alte  zwiefache  Bekanntmachung,  zuerst  vor  den 
Nachbarn  und  dann  am  AUdinge,  gefordert  wird.  Nach  dem  wei- 
teren Verlaufe  der  Stelle  tritt  dagegen  statt  der  älteren  Regel,  nach 
welcher  das  Pfandobjekt  bis  zum  doppelten  Betrage  der  Schuld- 
summe zu  haften  hatte,  die  andere  Bestimmung  ein,  daß  dem  Pfand- 
gläubiger für  den  Fall  nicht  rechtzeitiger  Zahlung  der  Schuld  aus 
demselben  nur  so  viel  zukommen  solle,  als  nach  der  eidlich  abzu- 
gebenden Aussage  verständiger  Männer  billig  erscheine;*)  wahrend 
also  dns  altere  Recht  Islands  nur  tur  deti  I^all  der  Insufl'i/.icii/,  des 
schuldncrischen  W  riiiDeens  den  l'iandglaubiger  <iut  cicn  Betrag  seiner 
Forderung  hatte  iiesciir.inken  lassen,  tritt  hier  bereits  die  Tendenz 
hervor,  beim  X'ertalle  des  i'laiidcs  den  Glaubij;er  zur  i  lerausL,'abe  der 
Hyperocha  an  den  Schuldner  zu  verpflichten,  nur  Ireilicli  noch  einic^er- 
maßen  zaghaft,  soferne  die  Verweisung  auf  die  Billigkeit  den  zum 
Spruche  berufenen  Mannern  möglich  macht,  dem  Glaubiger  je  nach 
Lage  des  einzelnen  Falles  auch  etwas  mehr  als  den  Betrag  seiner 
Forderung  zuzuerkennen.  Eine  zweite  Stelle  bestimmt  sodann, 
dafi  die  Veräußerung  des  verpfändeten  Landes  durch  dessen  Eigen- 
tümer den  Pfandgläubiger  ganz  ebenso  zur  Vindikation  berechtige, 
wie  der  Inhaber  eines  lögmäli,  der  Geschlechtsx'ormund  eines  Weibes 
oder  der  mündig  gewordene  junge  Mann  Land  vindizieren  dürfe, 
welches  durch  den  Eigentümer,  das  Weib  oder  den  Vormund  unter 
Mißachtung  ihres  Vorkaufsrechtes,  Einspruchsrechtes  oder  Eigentumes 
verändert  worden  war.  Allerdings  könnte  diese  Vorschrift  insofeme 
etwa  dem  älteren  norwegischen  Rechte  entlehnt  sein,  als  die  G|»L. 


')  Jnrns.,  Landabrb.  6;  vgl.  Konüngsb6k,  192/9S— loo;  StaAarköls» 
bök,  401/432  34. 

*)  „Rn  jj.it  er  luf^\(.ö,  er  h;in!i  sk;il  t:>l<r»  sv;',  mtirpa  ;tur;i.  >etii  skynsanur  nienn 
virÖu  viö  bük,   ai   hann   sc   vcl   iialilinn   al  ,    eu   |mI    »kulu    {»eir  gcra  timU  du^ 

er  7  vikor  ero  af  sumri.  bit  sama  var,  äcm  bann  misli  fjar  i^ins ;  \y.i  eignaz 
hann  svi  mikit  fe  1  lande,  sem  l»eir  dcema  honoin/* 

')  Jirns.,  Laad  ab  rb.  8:  „Ef  maAr  selr  mäialand  annars  manns,  e5a  fiat  er 
aonarr  &  veft  <,  eSa  selr  kona  land  fyrir  ra5  lögradanda  sins,  |)d  skal  ^eaai  land 
oU  Sri.  brigda,  sem  h^r  var  fyrr  sagt  um  «'lÖalsjorA,  lia  er  ungom  manne  t:erois.'* 
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ja  (.Ix  nl.ills  sclu)!)  eine  X'indikatiou  durch  den  Pfandglaubiger  gegen- 
über einer  X'er.iuLierung  des  Pfandobjektes  seitens  des  Verpfnnders, 
wenn  auch  nur  binnen  einer  kurz  bemessenen  Verjährungsfrist  w- 
lassen, '  )  und  diese  Verjährungsfrist  scheint  auch  von  der  J.irnsi'5a 
festgehalten  werden  zu  wollen,  da  sie  dieselbe  bei  der  Vindikation 
widerrechtlich  veräuißerten  Mündelgutes  durch  den  mündig  gewor- 
denen jungen  Mann  eintreten  läfit;*)  aber  da  die  einschlägige  Steile 
der  GpL.,  wie  oben  bemerkt,  bereits  in  eine  andere  Stelle  der  Jani- 
siöa  übergegangen  ist,  ist  kaum  anzunehmen,  daß  sie  auch  der  hier 
fraglichen,  in  ihrem  Gedankengange  und  Wortlaute  völlig  a1>* 
weichenden  Bestimmung  zugrunde  liege,  vielmehr  eher  zu  verniuteo, 
daß  in  ihr  ein  Erzeugnis  der  einheimischen  Rechtsbildung  vorliege, 
was  hinwiederum  die  oben  ausgesprochene  Vermutung  bestätigen 
würde,  daß  schon  nach  dem  älteren  isländischen  Rechte  das  lögvcö 
immer  ein  XOrkaufsrecht  in  sich  geschlossen  habe,  ländlich  tut  die 
J.irnsiöa  al)Lr  auch  noch  jenes  eigentuniliclicn  Gc<clKiftc>  Ir  w  .h- 
nung, mittels  dessen  Land  gegen  die  Verpllichtung  hingegeben 
wird,  den  Ver  iußerer  >c]l)St  oder  einen  von  ihm  bezeichneten  an- 
deren Pflegling  in*;olaiigc  zu  alimentiercn,  als  dieser  (iberhaupt 
fremder  Pflege  bedorl ;  wenn  auch  vielfach  gekürzt  und  im  einzelnen 
umgestaltet,  ist  dieses  Stück  doch  lediglich  den  Bestimmungen  der 
Stadarholsbok  entnommen,  wogegen  eine  Berücksichtigung  des  nor- 
wegischen Kt  t  htr^  nur  etwa  in  einem  prozessualischen  Satze  zutage 
tritt  —  i  berblickt  man  nun  aber  diese  sämtlichen  Bestimmungeo, 
so  muß  allerdings  auffallen,  daß  deren  aus  den  norwegischen  Rechts^ 
bUchern  stammende  Bestandteile  so  völlig  unvermittelt  neben  deo 
dem  älteren  isländischen  Rechte  entlehnten  stehen;  indessen  ver- 
mindert sich  doch  das  Befremdende  dieser  Erscheinung  bei  näherem 
Zusehen  sehr  erheblich.  Das  zuletzt  besprochene,  mit  der  im  is* 
ländischen  Rechte  so  überaus  sorgsam  geordneten  Armenpflege  zu- 
sammenhängende Geschäft  liegt  ganz  außerhalb  des  Rahmens  des 
norwegischen  Rechtes  und  kann  somit  mit  den  aus  diesem  ge* 
schöpften  Satzungen  schlechterdings  nicht  in  Konflikt  treten,  wie  es 
ileun  überhaupt  mit  dem  Pfandrechte  nur  sehr  entfernt  /usammefl- 
hangt.  Die  Vorschrift  ferner  über  die  Vindikation  vun  Pfandobjekten, 
welche  ihr  Eigentümer  widerrechtlich  veräußert  hat,  durch  den  Fianu- 

>)  o^L.  50. 

-j  Landabrb.  i.  ^)  Järns.,  Landabrb.;  vgl.  Stadarhölsbok. 
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gläubiger  entspricht  materiell  ebensowohl  dem  älteren  norwegischen 
als  dem  älteren  isländischen  Rechte^  so  dafi  deren  Wiederkehren  in 
verschiedener  Wortfassung  an  verschiedenen  Stellen  des  Gesetzbuches 
ganz  unschädlich  erscheint  Aber  auch  die  dritte  und  wichtigste 
der  aus  dem  älteren  einheimischen  Redite  in  die  Jämsida  überge- 
gangenen Steilen  widerspricht,  da  der  Geschäftsabschluß  mitteb  handsöl 
auch  dem  norwegischen  Rechte  geläufig  war,  den  aus  diesem  letK* 
teren  entlehnten  Vorschriften  nur  in  zwei  Beziehungen,  nämlich  durch 
die  Fijrderunf^  ciucr  /wictachen  lysin^;  bei  der  LiriLjehun^  des  \  er- 
tragcs  und  durch  die  Ik'^chr.mkung  des  GIaubit;crs  auf  das,  was  er 
nach  dem  Spruche  unparteiischer  Manner  bilUgerweiäe  bean<;prurhcn 
konnte,  bei  der  Realisierung  des  Pfandrechtes.  Da  die  von  der  zwie- 
fachen iysing  handehide  Steile  nicht  nur  in  dem  das  ( irundL;uter- 
recht  betreffenden  Abschnitte  steht,  sondern  auch  ausdrucklich  nur 
von  „iand"  spricht,  wird  man  allenfalls  annehmen  dürfen,  daß  die 
truhcr  auch  für  die  Verpfandung  von  Fahrhabc  bezügliche  Vorschrift 
iiinterher  auf  die  Verpfändung  von  Liegenschaften  in  ihrer  Geltung 
beschränkt  worden  sei;  dagegen  wird  man  bezuglich  jener  anderen, 
auf  die  Realisierung  des  Pfandrechtes  bezüglichen  Bestimmung  den- 
selben Ausweg  nicht  ergreifen  können.  Obwohl  nämlich  auch  hier 
wieder  die  dem  älteren  isländischen  Rechte  entlehnte  Vorschrift  in 
den  Landabrigöabälkr,  dagegen  die  aus  dem  älteren  norwegischen 
Rechte  entnommene  in  den  Kaupabälkr  und  teilweise  Erf9abälkr 
eingestellt  ist,  erscheint  doch  schon  von  vornherein  kaum  denkbar, 
daß  man  im  Falle  der  Nichtzahlung  der  Schuld  bei  der  Verpfandung 
von  Faiirliabe  /war  das  ganze  l'fandobjekt  ohne  Rücksicht  auf  seinen 
Wert  dem  Ciiaubi^^er  hätte  \  crfallen  lassen,  bei  der  Verpfandung  von 
Liegenschaften  dai^egen  den  Verfall  auf  einen  mit  Rücksicht  auf  den 
Betrag  der  Forderung  biUigen  Teil  seines  Wertes  beschrankt  hätte; 
überdies  bezieht  sich  die  aus  den  Gl  iL.  entnommene  Stelle  in  der 
Järnsiöa  ganz  ebenso  wie  in  dieser  ihrer  Quelle  ausdrücklich  ganz 
gleichmäßig  auf  die  Verpfändung  von  liegender  und  fahrender  Habe,') 
so  dafi  in  dieser  Beziehung  nicht  der  mindeste  Zweifel  bestehen 
kann.  Vielleicht  darf  man  aber  die  oben  bereits  besprochenen,  in 
die  betretende  Stelle  der  Järnsiöa  eingerückten  Worte:  „|>ä  skal  \eö 
viröa"  hierher  beziehen  und  auch  in  ihnen  eine  Verweisung  auf  eine 
mit  Rücksicht  auf  die  Realisierung  des  Pfandrechtes  notwendig  wer- 
dende Abschätzung  erkennen,  welche  doch  nur  unter  der  Voraus- 


')  Jirni.,  Kaupab.  17;  G{)L.  50. 
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setzuDg  efklärlich  wäre,  daß  dem  Gläubiger  nur  ein  mit  Rücksiebt 
auf  den  Betrag  der  Schuldsumme  zu  bemessender  Teil  des  Weites 
des  Pfandobjektes  verfallen  sollte.  Die  Worte:  „|)ä  er  |iat  IbrvcAa 
erdet"  wären  solchenfalls  als  durch  die  später  folgenden  Worte: 
skal  ved  viröa"  modifiziert  anzusehen,  und  konnten  diese  letzteren 
um  so  eher  eine  so  kurze  und  unbehilfliche  Fassung  vertragen,  weil 
die  hier  nur  kurz  angedeutete  Bestimmung  im  Grundgttterredite 
vorher  schon  ausfUhiüch  besprochen  worden  war.  Dem  gesamten 
Entwicklungsgange  des  norwegisch-isländischen  Pfandrechtes  ganz 
entsprechend  wäre  hiernach  die  auf  die  Realisierung  des  Tfaiidrechtes 
bezti »gliche  Neuerung  zunächst  in  die  dem  alteren  islandi-rhen  Rechte 
entlehnte  Stelle  des  Gruudguterrechtes  aiisluhrli<  h  limcinkorrigiert 
worden,  sodann  aber  in  der  dem  alteren  norwegischen  Rechte  ent- 
nommenen Stelle  des  Kaupabälkr  nur  mit  ein  paar,  nicht  eben  f^e- 
schickt  redigierten  Worten  nur  in  alier  Kürze  wieder  in  Erinneruiig 
gebracht  worden. 

Viel  weiter  fortgeschritten  zeigt  sich  dagegen  die  Entwicklung 
des  veAniali  im  gemeinen  Landrechte  und  Stadtrechtc 
des  K.  Magnus  lagaboetir.  Die  Wette  in  ihrer  prozessualischen 
Verwendung  ist  auch  aus  dieser  Geset^bung  verschwunden;  aber 
auch  der  allgemeine  Satz  der  GI)L.:^)  ,,sitt  vedfö  a  faverr,  ef  fyrir 
vattom  er  vedjat;  soeke  sem  vitafe''»  welcher  doch  in  der  JämsiAs 
noch  unverändert  wiederkehrt,  ist  hier  beseitigt,  .wogegen  sich  hier 
die  neue  Bestimmung  eingestellt  zdgt:')  „en  ef  menn  vedja,  hafi  zt 
alls  engu,  ok  se  sektarlaust  viÖ  konüng",  durch  welche  die  Wette 
schlechthin  iiir  wirkungslos,  wenn  auch  nicht  fiir  strafbar  eddait 
wird;  beiläufig  bemerkt  eine  Bestätigung  der  oben  ausgesprocheneii 
Vermutung,  daU  auch  tler  erwähnte  Ausspruch  der  alteren  Quellen 
sich  nur  aul  die  W  ette,  oder  doch  in  erster  Linie  auf  die  Wette 
bczoc^en  hal>c.  Dagegen  wird  der  auf  die  Auseinandersetzung  einer 
überschuldeten  i-.rhschaft  bezügliche  Satz  der  C/fiL.  vom  Stadtrechtc 
und  Landrechtc  t;an/.  ebenso  herubergenoninicn.  wie  dies  weiten« 
der  Jarnsida  gesciiehcn  war, "(  und  nicht  minder  entnimmt  da?  Land- 
recht  derselben  Quelle  auch  die  auf  die  Verpachtung  von  Kühen 
bezügliche  Bestimmung,*)  wogegen  diese  in  das  Stadtrecht  der  Natur 
der  Sache  nach  nicht  übeiigegangen  ist.  Eigentümlich  gestattet  sogt 


*)  GJ»L.  144.         ')  Lands!.,  Kaupab.  28;  BjarkR.  27. 
')  Lands].,  Erfftat.  13  und  BjarkR.  13;  vgl.  (*]>L.  115. 
*)  Lands).,  Kaupab.  14;  vgL  G|»L.  41. 
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sich  femer,  und  zwar  im  Landrechte  sowohl  als  im  Stadtrecbte,  die 
auf  die  Sicherstellung  des  Mündelgutes  bezügliche  Vorschrift.*)  Eine 
allgemeine  Verpflichtung  zur  Sicherbeitsbestellung,  wie  sie  die  Järn- 
sida  dem  Vormunde  auferlegt  hatte,  kennen  beide  Gesetzbücher 
nicht  mehr;  dieselben  kehren  vielmehr  wieder  zu  dem  Standpunkte 
des  älteren  Rechtes  zurttck,  wonach  jene  Verpflichtung  sich  auf  den 
Fall  beschränkt,  daß  der  Vormund  Gut  seines  Mündels  aus  dem 
Bezirke  wegbringen  will,  in  welchem  es  sich  befindet,  und  gilt  dabei 
als  der  maßgebende  Bezirk  im  Landrcchtu  das  tylki,  wie  in  den  (i[»L., 
wogeL,'cn  das  Stadtrecht  dafür  das  Wciclihiki  der  l)etreHcndcn  Stadt 
eintreten  labt.  Die  zu  stellende  Sicherheit  soll  dabei  nicht  in  einem 
Ptandrechte  ^^veö)  bestehen,  welciics  aut  tiie  Liegenschaften  des  Vor- 
mundes selbst  geleimt  wurde,  wie  nach  den  Frlil..,  und  sie  wird  auch 
nirht,  wie  in  der  J.irnsi(\a,  nur  mit  einem  ganz  allgemeinen  Aus- 
drucke (varösla)  bezeichnet,  welcher  alle  und  jede  Arten  von  Sicher« 
heit  umfassen  kann,  sondern  es  wird  ganz  ausdrücklich,  wie  in  den 
GI>L.,  die  Bestellung  eines  Bürgen  (vöröslumaör)  gefordert,  welcher 
im  Bezirke  mit  Grundbesitz  angesessen  ist,  und  das  Stadtrecht  fordert 
dabei  ausdrücklich,  daß  dieser  Grundbesitz  desselben  für  das  MUndel- 
gut  „fuUvedja"  sein  müsse,  was  natürlich  auch  für  das  Landrecht  als 
stillschweigend  vorausgesetzt  gelten  muft  Das  Landrecht  bespricht 
ferner  an  einer  Stelle,  welche  im  Stadtrechte  der  Natur  der  Sache 
nach  fehlt, ')  noch  den  weiteren  Fall,  da  ein  Nachbar  ein  Viehstück, 
welches  auf  seinem  Grundstücke  Schaden  tut,  mit  Beschlag  belegt, 
und  bestimmt  dabei,  dad  der  Eigentümer  des  Tieres,  welcher  das- 
selbe auslösen  möchte  und  doch  das  dafür  nötige  Geld  nicht  sofort 
zur  Verfügung  hat,  für  die  Zahlung  ein  Pfand  bestellen  oder  einen 
die  i^leiche  Siciicrheit  t^ewahrendcn  Bürgen  bestellen  solle  (veA  leggja, 
e<^a  fa.  vuröslumann  jamngodan  veöi).  Diese  letztere  XOrschrift  tindet 
zwar,  soviel  ich  sehen  kann,  in  den  älteren  CJuellen  kein  X'orbüd; 
aber  sie  sowohl  als  alle  anderen  bisher  besjirochenen  Stellen,  mit 
einziger  Ausnahme  der  aul  tiie  Wette  bezuglichen,  zweigen  das  vc(^ 
noch  wesentlich  ebenso  behandelt,  wie  es  in  den  i'rovinzialrechten 
behandelt  worden  war.  Ganz  anders  steht  die  Sache  dagegen  be- 
züglich der  Hauptstelle  der  GI)L.,  und  ist  diese  in  das  gemeine  Land- 
recht und  Stadtrecht  nur  mit  sehr  tief  einschneidenden  Veränderungen 


LandsL,  ErfÖftt.  24    nad    BjarkK.   14;    vgi.    Fr^L.  IX,   28  and 
G>L.  IIS- 

*)  LandBl.,  Landsleigub.  33. 
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herübergenommen  worden.')  Nach  wie  vor  kann  freilich  liegendes 
wie  fahrendes  Gut  als  veA  bestellt  werden.  Nach  wie  vor  gilt  ferner 
für  den  Fall,  da  das  Pfandobjekt  in  den  Besitz  des  Pfandgläubigen 

gelangt,  die  Rei^el,  daß  dieser  für  dasselbe  die  Gefahr  zu  tragen  hat 
Nach   wie  vor  kehrt  nicilich  auch  der  Satz  wieder,  ciaü  l)ei  einer 
zu  cini.dii^Lii  Verpfandung  einer  und  derselben  Sache  durch  deren 
Eigentümer  der  erste  Pfandj^laubiger  den  zweiten  aus^chÜL  L')t,  faHs 
er  anders  die  friihere  Verpfandung  an  ihn  durch  Zcui^en  bewei^vn 
kann :  daß  dabei  für  den  in  denGId..  gel )rauchten  Ausdruck  „kaup- 
fox"  hier  die  speziellere  Bezeichnung  „veölox"  c^c?;ct7t  ist,  hat  selbst- 
verständlich ganz  ebensowenig  zu  bedeuten,  als  daß  an  der  ent- 
sprechenden Stelle  (iri   Jamsida  von  „ve(^H;erö"  gesprochen  wird 
Aber  bezüglich  der  Realisierung  des  Pfandrechtes  werden  dem  alteren 
Rechte  gegenüber  wesentlich  abweichende  ReL:cln  aufgestellt  Zu- 
nächst wird  nämlich  für  den  Fall,  da  die  Zeit  für  die  Auslösung  des 
Pfandes  vertragsmäßig  festgestellt  ist,  zwar  nach  wie  vor  angeordnet, 
dafl  der  Pfandgläubiger  das  Pfand  an  dem  ausbedungenen  Termine 
dem  Pfandschuldner  zur  Einlösung  anzubieten  habe;  aber  für  den 
Fall  seiner  Nichteinlösung  soll  nicht  mehr  einfach  der  Verfall  des 
Pfandes  eintreten,  wie  dies  nach  dem  älteren  Rechte  geschehen  war, 
sondern  es  soll  dem  Gläubiger  nur  noch  das  Recht  zustehen,  das 
P&ndobjekt  nach  eigener  Wahl  nach  seinem  Schätzungswerte,  wie 
er  durch  verstandige  Manner  zu  ermitteln  ist,  entweder  selbst  zu 
übernehmen,  oder  auch  an  einen  andere  i.  zu  \  crkauien,  w  obei  jedoch 
im   einen   wie   im    anderen   lalle    der   etwaige  Uberschuti  dieses 
Schätzungswerte^  über  den  Betrag  der  Schuldsumme  an  den  Schuldner 
hinauszubezahlen  ist.    Für  den  anderen  Fall,  da  die  Zahlzeit  nicht 
vertragsmäßig  testet, md,  wird  sodaim  ausdrücklich  l)cstimmt,  daß  die 
laiil  ^sung  des  i'fandes  binnen  Jahresfrist  zu  ertblgcii  habe,  widriq;cn- 
falls  ebenso  zu  verfahren  sei  wie  eben  gesagt. ')    Diese  letztere  Be- 
stimmung ist  selbstverständlich  dahin  aufzufassen,  daß  der  Glaubiger, 
wenn  das  Pfand  vom  Schuldner  nicht,  wie  ilini  freistand,  schon  früher 
eingelöst  worden  war,  dasselbe  nach  Ablauf  eines  Jahres  diesem  zur 
Einlösung  anzubieten  hatte,  und  daö,  wie  die  Einlösung  auch  daraufhin 
nicht  erfolgte,  das  Pfand  als  verfallen  galt  und  mit  dessen  Reali* 

')  Landsl.,  Kaupab.  20  und  bjarkR.  lo;  vgl.  GJ)L.  50. 

•)  ,,l.n  vi  |i:t  I  fv«;tr  fnpi  ^t?.  {>;i  gcri  hvdrl  er  hana  vil  at  skynsamra  roanna 
virt^injju,  hatc  sj.illr  ciV»  seil  ot^rum.  ok  hafc  s.-i  skuld  sina  er  veö  tok,  cn  eigandc 
{>at  Sem  auk  er.  Xu  er  eind^gr  eigi  a  setlr,  Ittysi  ianän  12  mdna&a,  cda  faxe  se« 
ifT  var  skilL 
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sierung  in  der  vorher  beschriebenen  Weise  vor/uf^ehen  war.  Kine 
einzige,  aber  allerdings  ziemlich  alte  Iis.  des  f^^emeinen  Landrechtes 
fugt  noch  bei:  „en  cf  Hann  leysir  eii^i  iit,  |>ä  er  |iat  for\''eAjat,  ncma 
bann  leysi  innan  mana(^ar",  und  kann  die  Meinung  dieses  Beisatz.cs 
doch  wohl  nur  die  sein,  daß  dem  Ptandschuldner  nach  der  ersten 
Frist  von  einem  Jahre  noch  eine  weitere  Respitfrist  von  einem  Mo- 
nate zur  Einlösung  des  Pfandobjektes  laufen  soll,  gleichviel  übrigens, 
ob  man  sich  dabei  den  Verfall  als  bereits  nach  der  ersten  Frist  ein- 
getreten und  nur  noch  rückgängig  zu  machen,  oder  ob  man  ihn 
sich  als  erst  nach  der  zweiten  Frist  eintretend  denkt;  ob  aber  der 
Beisatz  fiir  ganz  Norwegen  gültigefl  Recht»  oder  nur  das  Fartikuhr- 
redht  einer  einzehien  Gegend,  oder  gar  nur  die  individuelle  Ansicht 
eines  einzelnen  Abschreibers  geben  woUe,  mufi  dahingestellt  bleiben* 
Sehen  wir  aber  von  ihm  ab,  so  hat  die  im  gemeinen  Landrechte 
und  Stadtrechte  bemerkbare  Umgestaltung  des  älteren  Rechtes  eine 
zwiefache  Bedeutung.  Einmal  nämlich  ist  jetzt  für  den  Fall,  dafi  die 
Ffandfordening  nicht  schon  von  vornherein  eine  betagte  war,  eine 
gesetzliche  Frist  eingeführt,  mit  deren  Ablauf  die  Zahlunj:^  dieser 
Forderung  von  Kcciits  wegen  lalllij  wurde;  dem  1  1  .luli^^laubij^ei  wurde 
damit  die  Notwendigkeit  erspart,  die  unbetat^te  l'ürdcrung  erst  durch 
ein  V'orverfahren  in  eine  betagte  zu  verwandchi,  ehe  er  zur  Reali- 
sierung seines  Pfandrechtes  schreiten  konnte,  dem  Pfantlschuldner 
dagegen  wurde  dafür  Sic  hcrheit  i^'e wahrt,  daü  der  Glaubiger  nicht 
vor  Ablauf  eines  Jahres  zur  Einklagung  seiner  Schuld  und  Reali- 
sierung seines  Pfandrechtes  schreiten  konnte,  so  daß  die  Neuerung 
nach  beiden  Seiten  hin  als  zweckmäßig  erscheinen  mochte,  welche 
übrigens  insoweit  eher  eine  Ergänzung  als  eine  prinzipielle  Änderung 
des  älteren  Rechtes  zu  nennen  ist  Zweitens  aber  wird  die  Reaii- 
sioiing  des  Pfandrechtes  selbst  jetzt  insoferne  umgestaltet,  als  an 
die  Stelle  des  früheren  Verfalles  des  vollen  Pfandobjektes  nun- 
mehr ein  nur  noch  teilweiser  Verfall  desselben  tritt,  indem  das 
zwischen  dem  Werte  des  Pfandobjektes  und  dem  Betrage  der  Schuld- 
summe bestehende  Verhältnis  berücksichtigt  und  ein  Anspruch  des 
Schuldners  auf  die  Herausgabe  der  Ilyperocha  anerkannt  wird,  von 
welchem  das  ältere  Recht  nichts  gewußt  hatte.  Durch  die  Aner- 
kennung dieses  Anspruches  verändert  aber  das  Geschäft  sehr  wesent- 
lich seinen  Charakter.  Es  verliert  fortan  völlii;  die  Hedeutuni;  eines 
der  Wette  ähnlichen  gewagten  Ge.schaites  und  wird  lediglich  zu 
einem  die  I^rtullung  einer  anderweitig  bereits  bestellenden  \  erpllich- 
tuns»  sichernden  Hilfsgeschäfte  j  die  Eigenschalt  eines  bedin;^'ten  Ver- 
Maurer, Altnordisches  Pfoudrwclit.  27 
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kau  los  £^elit  ihm  iiaiu  zu  ^-.mz  verloren,  wogeg^en  die  Bedeutung  einer 
Anweisun^^  ritu  s  Inj^timintcn  haftenden  Objektes  für  den  Fall  der 
nicht  rechtzeitii^en  SchuldzahluiiL:  mehr  h»  rxortntt.    Damit  ist  aber 
ein  Wep  betreten,  welchen  auch  bereits  das  altere  islandische  Recht 
und  dann  wieder  die  Järnsiöa  eingeschlagen  hatte.    Man  mochte 
vermuten,  daÜ  kirchliche  Einriiisse  auf  diese  Umbildung  des  älteren 
Rechtes  bestimmend  eingewirkt  haben,  da  ja  für  dieselbe  ganz  äha« 
liehe  Gesichtspunkte  maßt^ebend  geworden  zu  sein  schdnen»  wk 
die,  welche  ziemlich  gleichzeitig  auch  zur  Einstellung  eines  a]lg^ 
meinen  Verbotes  des  Wuchers  in  die  nordischen  Christenrechte 
führten.  —  Mit  dem  Bisherigen  sind  nun  aber  noch  nicht  alle  Ve^ 
änderungen  besprochen»  welche  der  Text  unserer  Stelle  erfahren  hat, 
und  die  in  ihrem  weiteren  Verlaufe  bemerkbaren  UmgestaltuagcB 
bereiten  sogar  der  Auslegung  erhebliche  Schwierigkeiten.  Zuoädist 
folgt  unmittelbar  auf  die  zuletzt  besprochenen  Bestimmungen  der 
Satz:  .,nü  ä  maÖr  at  heimta  fe  at  oörum  manne,  ok  tekr  hann  vcÄ 
fear  suis  \  einum  hverjum  grip,  hvart  sem  l>at  er  i  joröu  eöa  oöru  fc". 
gaii,'  \vu:  er  bereits  in  den  Gj>L.  gestanden  hatt«-;   aber  wie  iu  der 
Jaru>ic)a  werden  ihm  die  Worte  an^ehansL^ft  :  „{>a  skal  j>at  vei^  vinV. 
Wie  in  der  Jarn>ii\i  so  wird  (Iimtirich  aurh  hier  der  Ah<;rhatzung 
c\e^  Pfandobjektes  geleqjentlicii  der  iiegrunüuiiL,s  nicht  der  Realisierung 
des  Pfandrechtes  gedacht ;  aber  hier  wie  dort  scheint  der  Ausdruck 
nur  ein  unL,n*nauer  zu  sein  und  die  Abschätzung  vielmehr  auf  den 
Zeitpunkt  der  Realisierung  des   Pfandrechtes  bezogen  werden  zu 
müssen.   Eine  Abschätzuni:  bei  der  Begründung  des  Pfandrechtes 
konnte  nur  dann  einen  Sinn  haben,  wenn  man  entweder  ein  be- 
stimmtes Verhältnis  zwischen  dem  Werte  des  Pfandobjektes  und  dem 
Betrage  der  Pfandschuld  beobachtet  wissen  wollte,  wovon  die  QaeHes 
keine  Spur  zeigen,  oder  wenn  man  beabsichtigte,  für  den  Fall  (ks 
Unterganges  oder  der  Verschlechterung  des  Pfandobjektes  den  Um- 
fang der  Entschädtgungspflicht  von  vornherein  festzustellen,  was  dodi 
nur  für  den  keineswegs  immer  zutreffenden  Fall  einen  Sinn  hatte, 
wenn  der  Besitz  des  Pfandobjektes  auf  den  Pfandgläubiger  übertragtfl 
werden  wollte:  oder  wenn  die  gleich  von  vornherein  vorgenommeoc 
Abschätzung  die  S[)ater  bei  der  Realisierung  des  Pfantlrechtes  eifl* 
tretende  überflüssig  m  k  !i< d  sollte,  was  zwar  nach  älterem  isländi- 
schem Rechte  ausnahmsweise  vorkommen  konnte,  aber  weder  nach 
der  Jarir-iAa  iiucli  nach  den  I  .andsU vl,'  zulässig  war,  da  beide  <Jucilen 
schiechtliin  die  Vornahme  einer  Abschatzuui^^  bei  der  Realisierung 
des  Pfandrechtes  vorschreiben  zu  wollen  scheinen.   Man  wird  dem' 
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nach  uohl  annehmen  müssen,  wie  obt-n  rrcschchcn,  dal.)  zunächst 
die  Jaia:5i(Xi,  naciidcni  sie  zunächst  im  Gruad^uterrcciite  vorge- 
schrieben hatte,  daß  das  Pfand*  »hjekt  bei  nicht  rechtzeitiger  Befrie- 
diguiii,'  des  Glaubif^ers  abzuschätzen  und  die  nach  billigem  Ermessen 
sich  berechnende  1  I\  i)cro(  ha  an  den  Schuldner  hinauszug^eben  sei, 
hinterher  im  Vertrai^srechte  nur  kurz  auf  diese  Sätze  Bezug  nehmen 
wollte  uod  sich  dabei  nicht  genügend  genau  ausdruckte^  wogegen 
dann  die  spätere  Gesetzgebung  den  in  der  Järnsi'öa  einmal  vorge- 
fundeaen  Wortlaut  einfach  beibehielt,  obwohl  sie  im  übrigen  unsere 
Stelle  umarbeitete,  und  somit  die  Umarbeitung  besser  auch  auf  die 
hier  fraglichen  Worte  erstreckt  hätte.  Auflalliger  noch  ist  aber  die 
nächstfolgende  Vorschrift.  Während  die  GI)L.,  welchen  auch  noch 
die  Jämsiöa  nahezu  wörtlich  folgt»  den  Pfandgläubiger  anweisen»  sich 
zu  dem  Pfandobjekte,  wenn  dieses  vom  Pfandschuldner  widerrechtlich 
veräufiert  wird,  binnen  Jahresfrist  zu  ziehen,  wenn  er  nicht  sein 
Recht  an  demselben  einbüßen  will,  hat  nämlich  das  gemeine  Land' 
recht  und  Stadtrecht  in  der  Art  umgestaltet,  ^)  daß  binnen  dieser 
Frist,  und  nur  binnen  dieser,  das  Pfand  solle  ausgelöst  werden 
können,  soweit  iiiclit  etwa  ausnahmsweise  die  Abweseidieit  der  be- 
treffenden Terson,  oder  etwa  auch  andere  1  alle  der  ehehaften  Not 
eine  Krstreckung  dieser  Frist  bes^runden.  Da  daneben,  wie  bereits 
bemerkt,  die  ältere  Regel  festgehalten  wird,  daß  bei  mehrmaliger 
Verpfändung:^  derselben  Sache  der  frühere  1*fandj:^laul)it;er  den  spateren 
schlechthin  aussciiließt,  kann  jener  Satz  naturUch  nicht  dahin  aus- 
gelegt werden,  daß  durch  denselben  dem  späteren  Pfandgläubiger 
die  Befugnis  zugestanden  werden  wolle,  gegen  Ablösung  der  vor- 
ziehenden Ansprüche  des  früheren  Pfandgläubigers  sich  in  den  Besitz 
des  Pfandobjektes  zu  setzen,  und  würde  überdies  auch  schon  der 
Wortlaut  unserer  Stelle  eine  solche  Auslegung  kaum  gestatten,  da 
dieselbe  von  einer  zweiten  Verpfandung  zunächst  gar  nicht  gesprochen 
hat  Ebensowenig  wird  man  annehmen  dürfen,  daß  der  Pfandgläu- 
biger durch  jene  Worte  angewiesen  werden  wollte,  dem  dritten 
Käufer  gegenüber  das  Pfand  durch  Erlag  des  von  ihm  bezahlten 


*)  Lands  1.,  Kaupab.  20:  ,,Nii  selr  mmUt  I»at  ve5  broU  Ö5tttm  manni,  |)ä 
•lul  bann  bafa  vJtta  viO  til  veös  sms,  er  tcA  itti,  olc  hafc  leyst  ut  ä  fyrstum 
12  münaAum,  cf  Hann  er  innan  fylkis;  cn  cf  hann  er  rigi  innaa  fylkis,  jjsi  hafc 
'«■ysl  a  fyrstum  12  mrinaftum,  er  bann  kemr  heim  i  fylki,  nema  naut^s^njar  banne, 
|)a*r  scm  i  lapura  ero  mti?ltar.  V'i!ni  <^]<a\  Hann  Iii  hafa.  n{  ]yxr  se  saanar,  cUigar 
a  hann  aldri  ^less  mdls  upprcist."    VVcseatlich  cbcuso  lijarkK.  19, 
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Kaufpreises  einzulösen;  damit  würde  dem  Pfand^läubiger  nämlidi 
eine  durch  nichts  gerechtfertigte  und  zugleich  ihier  Tragweite  nach 
ganz  unberechenbare  Last  auferlegt,  sofeme  ja  der  Verptander  stets 
in  der  Hand  gehabt  hätte,  durch  den  Verkauf  des  rfandobjt-ktes  um 
seinen  vollen  oder  annähernden  Wert  den  lYandglaubiger  i^anz  oder 
annähernd  um  seine  I-'orderunt;  zu  bringen.  Ks  würde  sich  überdies 
kaum  zusammenreimen  lassen,  wenn  zwar  der  altere  Ptandgläubiger 
dea  jüngeren  Pfandgläubiger  unbedingt  ausschließen  würde,  aber 
dem  jüngeren  Käufer  gegenüber  dessen  Recht  einfach  verloren  ginge, 
wenn  er  es  nicht  durch  Ausübung  des  ihm  zugestandenen  Einstands- 
rechtes retten  wollte,  und  man  kann  sich  andererseits  auch  nkbt 
auf  das  nach  einer  oben  ausgesprochenen  Vermutung  nach  dem 
älteren  isländischen  Rechte  dem  Pfandgläubiger  eingeräumte  Vor- 
kaufsrecht berufen;  dieses  Vorkaufsrecht  nämlich  richtete  sich  gegen 
den  vcfräufiemden  Verpfänder,  nicht  gegen  den  Käufer  des  Pfand- 
Objektes  und  ermöglichte  somit  dem  von  ihm  Gebrauch  machendeo 
Ffandgläubiger  die  Anrechnung  seiner  Schuldforderung  auf  den  zu 
erlegenden  Kaufpreis,  so  dafi  er,  da  er  sicherlich  auch  in  dieseio 
Falle  das  alterum  tantum  berechnen  durfte,  eben  nur  die  H>'perodia 
herauszugeben  iuilLc,  wie  er  sie  bei  der  Reahsierung  seines  lYand- 
rechtes  auch  heraijszup^ebcn  {gehabt  hatte.  Nicht  der  Pfandi^l-uibiger, 
sondern  ein  anderer  ist  sondt  an  unserer  Stelle  als  der  Einluscnde 
zu  denken;  unter  tiieser  Voraussetzung  muß  man  aber  die  Stelle 
entweder  so  verstehen,  wie  Fr.  Brandt  und  Aubert  nicht  nur  sie, 
sondern  auch  die  ihr  zugrunde  hegende  Stelle  der  Gl)L.  verstanden, 
haben, ')  oder  man  muß  einen  mehrfachen  Wechsel  des  Subjektes  ui 
der  Stelle  annehmen.  Im  ersteren  Falle  hätte  man  also  anzunebineQ. 
daß  der  Pfand  glaubiger  im  Besitze  des  Pfandobjektes  gewesen  sei 
und  daß  er  dieses  nun  weiter  veräußert  hätte;  dem  Verpfänder  als 
dem  Eigentümer  dieses  Objektes  wäre  dann  das  Recht  eingeräumt; 
dasselbe  binnen  Jahresfrist  von  dem  dritten  Erwerber  euizuldsen, 
während  er  andererseits  fiir  den  Fall  der  nicht  rechtzdtigen  Ein* 
lösung  mit  dem  Verluste  seines  Eigentumes  bedroht  würde.  Da  er* 
scheint  nun  nicht  nur  bedenklich,  daß  nahezu  dieselben  Worte  euien 
so  ganz  anderen  Sinn  haben  sollen,  als  welchen  wir  ihnen  in  der 
älteren  Quelle  beizule^^cn  hatten,  sondern  noch  weit  anstößiger,  dafi 
an  dem  früher  l)esprochenen  Anfange  des  Paragraphen  zwisdiendcm 
Falle  der  betagten   und  der  nicht  betagten  Pfand forderung  schaff 

vgl.  oben  S.  345 — 46. 
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unterschtedeo  worden  war,  während  nun  hinterher  jede  solche  Unter- 
9cheidungf  völlig  aufier  Acht  gelassen  und  überdies  nicht  einmal 

darauf  irgend  welches  Gewicht  gelegt  sein  sollte,  ob  die  Veräuße- 
rung  des  Ptandobjektcs  \or  oder  nach  der  Vcrtallzcit  erfolgt  sei; 
nicht  minder  anstoßig  erscheint  ferner,  daß  die  einjährige  I  Vist  für 
die  Einlösung  des  IMandes,  wenn  man  ja  unsere  Stelle,  wie  Aubert 
tut,  ausschließlich   auf  den  Fall  der  unbetagten  Schuld  beziehen 
wollte,  von  dem  Zeitpunkte  der  PfandbcstelhinL,'  an  berechnet  werden 
müßte,  was  doch  kaum  mit  der  Vorschrift  vereinbar  erschiene,  daß 
dieselbe  für  den  abwesenden  Eigentümer  erst  von  dem  Zeitpunkte 
seiner  Heimkehr  an  laufen  solle.   Somit  wird  man  wohl  jenen  an- 
deren Weg  der  Auslegung  einzuschlagen  und  anzunehmen  haben, 
daß  unsere  Stelle  ganz  ebenso  wie  deren  ältere  Vorlage  von  dem 
Falle  handelt»  da  der  Verpfänder  im  Besitze  des  Pfandobjektes  ver- 
blieben ist  und  dieses  nun  seinerseits  veräufiert  hat;  dafi  sie  ferner 
für  diesen  Fall,  ganz  ebenso  wie  die  GI)L.  und  die  Järnsida,  dem 
Pfandgläubiger  die  Befugnis  einräumt,  und  zwar  ohne  Beschränkung 
auf  die  ihm  früher  gesetzte  einjährige  Frist,  sein  Recht  an  dem  ver- 
kauften Ffandobjekte  geltend  zu  machen;  dafi  sie  dagegen,  anders 
als  ihre  Vorlage,  dieses  Vindikationsrecht  des  Pfandgläubiger»  durch 
die  Befugnis  des  dritten  Erwerbers  beschränkt  sein  läßt,  das  Pfand- 
objekt durch  die  ErlaL^^c  der  l'tandschuld  binnen  Jahrestrist  cin/ulosen. 
Die  damit  gesetzte  Veränderung  des  älteren  Rechtes  ist  aber  eine 
völlig  wohl  begründete;  wenn  namlicli  zwar  insolange,  als  bei  nicht 
rechtzeitiger  Zahlung  das  Pfand  seinem  vollen  Werte   uacli  dem 
Gläubiger  vcriiel,  ganz  sachgemäß  war,  daü  dem  Pfandgläubiger  iiir 
den  l  all  des  Verkaufes  des  Pfandobjektes  durch  den  Verpfänder  ein- 
fach das  Recht  eingeräumt  wurde,  dasselbe  zu  vindizieren,  so  mußte 
sich  doch  die  Sache  von  dem  Momente  an  anders  stellen,  in  welchem 
der  Gläubiger  verpflichtet  wurde,  beim  Verfalle  des  Pfandes  den 
Überschuß  seines  Wertes  über  den  Betrag  der  Pfandschuld  an  den 
Verpfänder  hinauszubezahlen.   Von  da  ab  mufite  es  geniigen,  wenn 
dem  Pfandgläubiger  auch  dem  dritten  Erwerber  des  Pfandobjektes 
gegenüber  «mächst  nur  der  Anspruch  auf  den  Betrag  seiner  Pfand- 
fordening  eingeräumt  wurde,  dagegen  das  Recht  auf  das  Ffandobjekt 
selbst,  natürlich  vorbehaltlich  seiner  Verpflichtung  zur  Herausgabe 
der  Hyperocha,  auf  den  Fall  beschränkt  blieb,  da  der  dritte  Käufer 
sich  nicht  zur  Bezahlung  der  Pfandschuld  verstehen  wollte.  SchMderig- 
keiten  bleiben  freilich  auch  bei  dieser  Auslegung  übrig.  Erheblicher 
dürfte  dagegen  ein  sprachliches  liedcnken  sein,  welches  sich  gegen 
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die  oben  versuchte  Auslegufigf  unserer  Stelle  erhebt,  sofcme  diese 

eine  ganz  ungewöhnliche  Ungelenldgkeit  des  Ausdruckes  an  dieser 
voraussetzen  muß.  Unsere  Auslegung  muß  nämlich  einen  wieder- 
holten \\  (  chscl  des  Subjektes  in  der  Stelle  annehmen,  indem  näm- 
lich die  Worte:  „nü  sclr  niaör  [lat  veö"  .iiif  cicn  X'crpl'under,  die 
Worte:  „|>a  skal  Hann  hafa  vätta  viA  til  vcm^s  sins  '  ;uif  den  Pfand- 
gläubiger,  endlich  die  Worte:  „hat'e  Icyst  nt"  usw.  wieder  entweder 
auf  den  \  erpfänder  oder  aul  den  dritten  Kauler  als  dessen  Rechts- 
nachfolger bezogen  werden  müßten.  Das  überschreitet  nun  freilich 
einigermaßen  die  sonst  in  Bezug  auf  den  Subjektwechsel  eingehal- 
tenen Grenzen;  indc?';cn  dürfte  doch  im  vorliccrcnden  Falle  eine 
mehr  als  gewöhnliche  Unbehilflichkeit  des  Ausdruckes  sich  ganz  be- 
friedigend daraus  erklären,  daß  unsere  Stelle  nicht  frei  niedeige* 
schrieben,  sondern  aus  der  Überarbeitung  einer  älteren  Vorlage  her- 
vorgegangen ist,  deren  Wortfassung  angenscbetnlk:h  hier  wie  sonst 
so  oft  möglichst  unverändert  beibehalten  werden  wollte.  So  wird 
man  demnach  immerhin  an  der  hier  vorgeschlagenen  Auslegung  der 
Stelle  festhalten  und  annehmen  dürfen,  daß  es  bei  der  Umgestaftoog 
der  hier  fraglichen  Worte  derselben  ledif^ch  darauf  abgesehen  ge- 
wesen sei,  die  alte  Vorschrift  der  GI^L,  mit  der  neueingcfiilirten 
Verpflichtung  des  Gläubigers,  l)ci  der  Realisierung  des  Pfandrechtes 
die  H>  peiochu  iicrau>zugcben,  in  Einklant;  v.u  bringen. 

An  letzter  Stelle  ist  endlich  noch  der  Joiisbök  zu  gedenken. 
In  ihr  kehrt  zunächst  die  auf  die  Wette  bezügliche  Vorschrift  des 
gemeinen  Landrechtes  in  ganz  derselben  Wortfassung  wieder,  wenn 
auch  an  etwas  anderem  Ortc;^)  hier  wie  dort  ist  somit  die  Wette 
zwar  straflos,  aber  auch  mit  keinem  Klagerecht  ausgestattet,  und 
kann  hiernach  der  auf  den  Abschluß  des  Wettvertrages  und  die 
Einklagung  der  aus  ihm  erwachsenden  Ansprüche  bezügliche  Satz 
der  GI)L.,  welcher  noch  in  die  Jimsföa  übergegangen  war,  hier  eben- 
sowenig wiederkehren  wie  im  gemeinen  Landrechte  und  Stadtredite. 
Bezüglich  des  Pfandvertrages  whrd  femer  ebenfalls  wieder  eine  Reihe 
von  Sätzen  aus  den  G|)L.  und  FrpL.,  bezw.  der  ihnen  folgenden 
JämsfAa  und  Landslög  herübergenommen.  So  der  auf  die  gepachtete 
Kuh  -bezügliche  Satz,  sowie  die  auf  die  Auseinandersetzong  eines 
überschuldeten  Nachlasses  bezügliche  Bestimmung;')  ebenso  aber 

')  J<  rislx.k,  J)]iifab.  18;  Tgl.  Landsl.,  Kaup&b.  28: 

')  Jiinshi.k,  K  a  u  p  a  b.  16. 

*j  ebenda,  Ertöal.  19  (iu  Norgcs  gamle  Lovc  IV  ala  §  13). 
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auch  die  Vorschrift  über  die  Bestellung  der  Sicherheit  für  Mündd- 
gut;  welches  aus  dem  Bezirke  gebracht  werden  will')  Als  der  mafi- 
gebende  Bezirk  wird  bei  der  letzteren  Vorschrift  das  Landesviertel 
■(ijördüngr)  bezeichnet,  da  weder  Volklande  noch  Dingverbände  im 
norwegischen  Sinne  auf  Island  vorkamen;  im  übrigen  aber  zeigt  die 
Bestimmung  wesentlich  dieselbe  Gestalt,  welche  sie  in  den  Landslög 
angenommen  hat,  und  wird  zumal  auch  die  Bestellunfj  einer  liürg- 
schaft,  nicht  ciiic^  Pfandes,  in  ihr  t,aiurdcrt.  Ebenso  ist  auch  die 
Vorschrift  über  (He  Anslosunt,'  \ on  \'ie  h,  welches  wctren  angerichteten 
Schadens  bcschlaf^nahmt  wird,  ans  den  Landslög  heruberj^enonnnen,-) 
in  welchen  dieselbe  zum  ersten  Male  auttrat.  Endlich  ist  auch  die 
oben  >o  rini^L-hcnd  bespruchene  Hauptitclle  über  das  veA  cranz  in 
derselben  Wortlassung  in  die  jnnsbok  über'^a-'^angen,  welche  sie  in 
den  I^ndslög  angenommen  hatte,  nur  daÜ  dort  das  heraö  anstatt 
des  fylki  als  der  Bezirk  bezeichnet  wird,  welcher  für  die  Feststellung 
der  Anwesenheit  oder  Abwesenheit  des  zur  Einlösung  Berufenen 
maßgebend  erscheint;  auch  nach  der  Ji  tLslK)k  hat  somit  der  Schuldner 
fiir  den  Fall,  dafi  der  Gläubiger  seine  Befriedigimg  aus  dem  Pfand- 
Objekte  zu  suchen  genötigt  ist,  Anspruch  auf  die  Herausgabe  der 
vollen  Hyperocha.  —  Neben  diesen  dem  norwegischen  Rechte  ent- 
stammenden Satzungen  stehen  nun  aber  in  der  Jönsbök  ganz  ebenso, 
wie  dies  bei  der  Järnsida  der  Fall  war,  andere,  welche  aus  dem 
älteren  einbeimischen  Rechte  entnommen  wurden.  Zunächst  zeigt 
sich  eine  oben  eingehend  besprochene  Bestimmung  über  die  Be- 
stellung eines  „lög\  eö'*  an  fremdem  Lande  aus  der  Järnsföa  herüber- 
genommen,*) deren  Stellung  in  der  Jc'msbok  indessen  einige  Schwierig- 
keiten macht.  Daran!"  /war  lege  ieh  ^v^•ni^^'  (iewicht,  daß,  wahrend 
die  Jarnsi<\i  die  Abschätzung  des  verpiandelen  Landes  bei  der  Re- 
alisierung des  rfandrcclites  ,,fimt.i  dag  |iann  er  7  \  iknr  ero  af  sumri" 
vor  sich  gehen  lalU,  manclie  Texte  der  J<)n<b(»k  dafnr  „4  vikur" 
lesen;  ')  da  die  ältesten  Hss.,  welche  uuaiuehr  G.  Storm  seiner  Aus- 
gabe zugrunde  gelegt  hat,  sieben  geben,  mag  jene  abweichende  An- 
gabe der  älteren  Drucke  auf  einer  f^dschen  Lesung  (IV  für  V'II)  be- 
ruhen.  Beachtenswert  erscheint  dagegen  die  veränderte  Stellung, 

'J  Jons  buk,  F.  rft^al.  20  (in  Xorgcs  g.xmlc  Lnvo  IV  als  tj  14K 

ebenda,  L  a  11  d  s  I  c  1  -  u  b.  34.  ebenda,  Kaupab.  22. 

*)  ebenda.  Landabrb.  <j  ;  v^'l.  1  a  r  n  s.  6. 

•)  So  die  Ausgaben  von  157S,  1707,  1709  und  1S5S,  dann  auch  d«c  dänische 
Oben^iing  des  EgSl  Thorhaltason  von  1763,  welcbc  überdies  bemerkt,  dafl  eine  Ha. 
drei  Wochen  flU  Tter  gebe. 
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welche  die  ia  das  Gruadgüterrecht  eingereihte  Bestimmung  zu  der 
im  Vertragsrechte  eingestellten  nunmehr  einnimmt.  In  der  Järosida 
hatten  wir  im  KaupabäUcr  die  Verpflichtung  des  Pfandgläubigers  tat 
Herausgabe  der  vollen  Hyperocha  an  den  Schuldner  noch  nicht  aus> 
gesprochen  gefunden,  und  wir  konnten  infolgedessen,  wenn  «Kh 
zweifelnd,  die  Vermutung  aufstellen,  dafi  die  in  ihrem  LandabrigAls* 
bälkr  enthaltene  Bestimmung,  nach  welcher  bei  der  Verpfändung 
von  Land  dem  Gläubiger  so  viel  zugesprochen  werden  soll,  ^^t  faaon 
96  vel  haldinn  af',  auch  für  die  Verpfandung  von  Fahrhabe  zu  gelten 
habe.  Demgegenüber  hat  nun  aber  die  Jönsbök  in  ihrem  Kaupa- 
bälkr,  den  Landslög  folgend,  jene  neuere  Vcrptlichtuni;  des  Pfand- 
giaubigers  ihrem  volK  u  Umfange  nach  au  L;'  nonuncn,  wahrend  doch 
deren  Landabrigöi^b.ilkr  dan<,  l>en  nach  wie  \  or  die  Bestimmung  der 
Järnsiöa  über  die  Ver}>taiidunL^  von  Land  festhalt.  Für  die  Jönslx'k 
ist  CS  demnacd  nicht  mehr  nioi^hch,  liiese  letztere  Bestimmung  luf 
die  Falirbabc  mit  zu  beziehen,  und  muß  dieselbe  hier  viehiu-hr  not 
wendig  auf  die  Liegenschaften  beschrankt  werden,  wogegen  lur  die 
Fahrhabe  hier  zweifellos  jene  andere  \''ürschrift  des  Kaupabalkr  zu 
gelten  hat.  Indessen  ist  doch  die  damit  zwischen  die  Behandlung 
des  beweglichen  und  des  unbeweglichen  Pfandes  gesetzte  Differei» 
keine  besonders  bedeutende,  da  ja  die  Verpflichtung  zur  Herausgabe 
emer  Hyperocha  hier  wie  dort  festgehalten,  und  nur  deren  Umfang 
in  beiden  Fällen  etwas  verschieden  bemessen  wird;  möglicfaerwdse 
ist  dabei  die  ältere  isländische  Anschauung  bestimmend  geworden, 
dafi  die  Zahlung  in  Land  für  den  Empfänger  eine  ganz  besondtfs 
unbequeme  zo  sein  pflege.  Die  oben  angeführte  SteUe  der  Jöosbdc') 
enthält  aber  in  ihrem  weiteren  Verlaufe  auch  noch  eine  Bestimmung 
über  die  Veräufierung  des  Pfandrechtes  durch  den  PfandgLubiger 
und  die  dabei  notwendigen  Bekanntmachungen,  welche  in  der  Jim* 
si'öa  fehlt,  aber  aus  dem  älteren  isländischen  Rechte  geschöpft  ist;") 
dabei  entspricht  die  Lesart  „irman  fjöröüngs"  und  „hit  hTSta  vär*  ill 
den  alu.stcu  Hss.  der  Jonsbuk  ')  der  alteren  Vorlage  besser  al>  dit 
Lesart  jüngerer  IN«?,  „innan  hcraös"  und  „hit  fyr^Jta  är".  In  Betracht 
kommt  terncr  noch  eine  weitere  Stelle  der  Jönsbok,  welche  eber.'alls 
an  das  ältere  isländische  Recht  anknüpft;  wenn  auch  mit  manchen 


Jds»b6k,  Landabrb.  9. 
*)  vgl.  StftOarhöltb^k,  40i;434'3S    «ad  teOveiN  Micb  Kos4sf>* 
bök.  19a  99. 

*)  Norges  gamle  Love,  IV,  8.355. 
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Neueniogen  \ sie  behandelt,  wie  ihre  ältere  Vorlage,  zugleich  dea 
mall  and  das  veö,  und  es  ist  wohl  nur  zufällig,  daß  nur  ein  Teil 

der  letzteren,  und  dieser  nur  in  der  Richtung  auf  dm  mäli,  nicht 
auch  in  der  Richtlinie  auf  das  ve<^,  in  die  J.irnsiAa  Aiiuiahine  ge- 
funden hat.  ')  Das  altere  isländische  Recht  hatte  bekanntlich  tur  die 
Begründung  des  vc("*)mali  den  Abschluß  des  Vertrages  mittel'^  handsöl 
und  weiterhin  eine  dojjpelte  ly^ing  desselben  vor  fünf  Nachbarn  und 
ferner  am  Allding  i^efordert,  eine  weitere  Wiedcrliohmg  der  lysing 
aber  nur  unter  der  Voraussetzung  für  nötig  erklärt,  da  entweder 
einer  der  beiden  Kontrahenten  sterben  würde,  oder  aber  die  beim 
Abschlüsse  des  Verp(andungs\*ertrages  beigezogenen  Vertragszeugen 
abhanden  kämen.  Über  diesen  Standpunkt  i^eht  auch  die  Järnsiöa 
noch  nicht  hinaus;  dagegen  fordert  die  Jönsbök  nicht  nur,  was  eine 
rein  äußerliche  Neuerung  ist,  die  Vornahme  der  lysfng  vor  sechs 
Nachbarn  statt  vor  fünf,  sondern  sie  ordnet  auch,  was  allerdings 
vielleicht  nur  in  einer  Ungenauigkeit  des  Ausdruckes  begründet  sein 
mag,  die  Wiederholung  der  Irsing  von  drei  zu  drei  Jahren  nur  filr 
den  Fall  des  Todes  des  einen  oder  anderen  Kontrahenten  an,  ohne 
des  Abhandenkommens  der  Zeugen  zu  gedenken,  und  sie  läßt  über^ 
dies,  was  jedenfalls  eine  bewufite  Neuerung  ist,  auch  bei  Lebzeiten 
der  Kontrahenten  von  zehn  zu  zehn  Jahren  eine  Wiederholung  der 
lysing  eintreten  und  diese  hier  wie  dort  nicht  mehr  am  Alldin^c 
vor  sich  gehen,  sondern  „ä  heraAsl»ingum".  Die  Ersetzung  des  All- 
dingcs  durch  die  Bezirksdinge  bezweckt  sicherlich  nur  eine  l'>leichte- 
rung  für  die  Beteiligten;  der  Einführung  aber  der  wicderhulten  lysing 
von  zehn  zu  zehn  Jahren  liegt  sicherlich  nur  dii:  Anschauung  zu- 
grunde, daß  der  Zeugenbeweis,  wie  in  Schuldsachen  nur  zwanzig 
Jahre,  ^)  so  in  den  hier  einsrlilagigen  Fällen  nur  zehn  Jahre  vorhalte^ 
und  somit  nach  deren  Ablauf  durch  eine  Ij^sing  und  die  bei  deren 
Vornahme  beigezogenen  Zeugen  zu  ersetzen  sei.  Eine  derartige  An- 
schauung war  bereits  den  norwegischen  Provinzialrechten  geläutig 
gewesen/)  und  auch  in  ihnen  wechselt  bereits  die  Ausdehnung  der 
Frist,  binnen  deren  die  Zeugen  verjähren,  je  nach  der  Verschieden- 
heit der  Fälle;  so  aufgefaßt  ist  demnach  der  Grundgedanke  Im 

0  J6nsbdk,  Laadabrb»  8;  vgl -Konüngtbök,  l9>/99  «od  Sta0»r- 
h6lsbök,  401/434. 

*)  Jdrns.,  Landabrb.  5. 

')  JönsbAlc,  Knupab.  8  fbezw.  6). 

*)  vgl.  E,  H  c  r  t  7.  b  (■  r  g  ,  Grundtr  Lkkcne  i  den  cldstc  norskc  Pruccs,  S.II — 12; 
Fr.  Brandt,  Forelaesninger  ovcr  den  norskc  Reuhistunc,  II,  S.  335 — 37. 
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älteren  und  neueren  Rechte  genau  derselbe,  nur  dafi  die  ältere  Vor- 
aussetzung „ef  vattar  villaz"  in  der  Jönsbök  fester  ausgeprägt,  nämlidi 
an  den  Ablauf  von  zehn  Jahren  gebunden  ist  Unsere  Stelle  handelt 
übrigens  zunächst  nur  vom  mali  und  fügt  nur  ocki^critüch  Ixi,  daö 
dasselbe,  was  von  dickem,  auch  vom  vcö  gelten  solle;  uic>c  iicmi.r- 
kung  darf  aber  ?cll)St  nicht  bloß  auf  den  Satz  bezogen  werden,  bti 
welchem  sie  /.uf.illig  gemacht  wird  (en  ef  eigi  er  sva  K'st,  |)a  er  ai 
malinn  c(\i  vc(^^  vielmehr  mui.i  dieselbe  auf  die  Gesamtheit  der  Be- 
stimmungen Anwendung  finden,  welche  die  Stelle  enthalt  —  Un- 
gleich zweifelhafter  erscheint  eine  weitere  Stelle  der  Jonsbök.')  Die- 
selbe handelt  vom  Verkaufe  von  malaland  und  regelt  die  Verpflich- 
tung des  Verkäufers,  dasselbe  dem  Vorkaufsberechtigte'!^  behufe 
Geltendmachung  seines  Vorkaufsrechtes  anzubieten;  in  ihrem  Texte 
gedenkt  sie  des  veÖmäli  nicht,  dagegen  trägt  sie  in  älteren  Auf^abeii 
die  Überschrift:  „Um  sölu  veds  ok  mala  ä  landi".^  In  den  ältestoi 
Hss^  wie  sie  der  Ausgabe  G.  Storms  zugrunde  liegen,  nennt  dagegen 
auch  die  Überschrift  nur  das  mälaland,  und  hierzu  stimmt,  daß  jo* 
wohl  die  Jamsida  als  die  älteren  Rechtsbücher,  welche  die  Bestioi' 
mung  mit  geringfügigen  Abweichungen  auch  schon  kennen,')  gleidj* 
falb  nur  vom  mäli  sprechen.  Man  möchte  demgemäß  einen  Irrtum 
späterer  Abschreiber  annehmen,  welche  die  ältere  und  richtige  Über 
Schrift  des  Paragraphen  durch  eine  neue  ersetzten,  und  sich  daran 
erinnern,  daü  atieii  im  gemeinen  Landrechte  einmal  ein  l'arai^raph, 
welcher  von  dem  mehrmaligen  \'erkaute,  nicht  \  ' >n  der  melirniali^'en 
Verpfandung  einer  und  derselben  Sache  handelt,^!  die  \erkehrtc 
i'ber-chrift  tragt:  ,,ef  matV  selr  2  m<»nnMm  eitt  ve(V',  während  die 
entspreeiK  Ilde  Steile  des  gemeinen  Stadtrechtes  ungleicli  richtiger 
überschrieben  ist:''}  „hver  mal  haldast  skülu  at  logum*,  und  in  der 
Jönsbdk  deren  t'berschrift  vollends  ganz  sachgemäß  lautet:**)  „hvcr 
kaup  at  haldast  skulu",  oder  in  den  ältesten  Hss.:  „ef  ma(^r  selr 
manni  eda  fleirum  hit  sama",  oder  „Um  kaupfox"  u.  dgl.  Die  Übö^ 
Schriften  der  einzelnen  Paragraphen  in  den  Gesetzbüchern  des  K. 
Magntis  scheinen  eben  nicht  ofHziellen  Ursprungs  zu  sein,  und  da 

')  Jdnsbdk,  I.andabrb.  lo. 

*)  So  mit  gerin|>eii  Abweichungen  der  Wortfauung  in  den  Ausgaben  toh  I57^ 

1707,  170)  und   1S5S;  chonso  l)ci  l'^'ili  Thorljallsson. 

I  Lrl1^.,  I.  tndabrb.  7;  Slaöarhülsbük,  40I/4J6— 37  und  K*aiiogt- 

*)  I.antlsl,,  K.i«p:ih.  n.  ]?  •  a  r  k  R.,  Kaupab.  5. 

Junsbuk,  Kaiipab.  14  iticzw.  i^;. 
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mochte  denn  allcrdiiii^s  t-iiu-in  Abschreiber  hei  der  eben  erwähnten 
Stelle  der  l^iadslog  eine  ;indere  Stelle  desselben  Cicsctzbuches,  welche 
wirklich  von  der  zweinialie^cn  Vcrptandung  handelt,^)  eint^efallen 
sein  und  ihn  irree:eführt  haben,  während  an  unserer  Stelle  der  Juns- 
bok  die  sonst  so  häutige  Zusammenstelluni^^  vim  ve^  und  in;ili  einen 
solchen  verleitet  haben  mochte,  sie  auch  einmal  an  einem  Flecke 
aazubrin|:;en,  wohin  sie  nicht  gehörte.  Berücksichtigt  man  indessen, 
daß  nach  einer  oben  begründeten  Vermutung  schon  das  ältere  is- 
ländische Recht  bei  veö  ebensogut  wie  beim  mäli  ein  Anbieten  des 
belasteten  Landes  zum  Verkaufe  gefordert  hatte,  so  lädt  sich  kaum 
bestreiten,  dafl  der  Wortlaut  der  Überschrift,  wie  ihn  die  älteren 
Ausgaben  bieten,  auch  recht  wohl  als  zutreffend  betrachtet  werden 
mag,  soferne  man  in  ihm  einen  Überrest  älteren  Rechtes  erkennen 
kann,  welcher  in  das  neuere  Gesetzbuch  überg^angen  wäre.  Eine 
Bestätigung  findet  aber  diese  letztere  Auslegung  in  dem  Umstände, 
dafi  in  einer  unmittelbar  folgenden  Stelle  auch  jene  andere  Vor* 
Schrift  der  Jämsida  wiederkehrt,  welche  die  Vindikation  widerrechtlich 
veräußerter  Pfandgüter  regelt,  allerdings  in  etwas  geänderter  Wort- 
fassung, aber  doch  ihrem  vollen  Inhalte  nach.'-)  W  ir  haben  daraus, 
tlaLi  ctiese  Stelle  in  der  J.irnsk^a  neben  einer  anderen,  bei  ganz  ab- 
weichendem VVorthuite  doch  wesentlich  da^'-elbe  besagenden  und 
den  alteren  (rl>l..  entlclinten  l^cstimniun^  steht.  ()l)en  den  SchluLl 
gczoL^en,  dal'»  sie  ihrerseits  dem  alteren  isländischen,  nicht  norwej^fi- 
sehen  Rechte  entnommen  sein  werde,  und  demnach  aul  jenes  Vor- 
kaufsrecht zurückgeführt  werden  müsse,  welches  in  jenem  erstcren 
dem  Pfand  glaubiger  eingeräumt  war;  genau  derselbe  Schluß  trittt 
aber  auch  bezüglich  der  Jönsbök  wieder  zu.  —  Zum  Schluß  ist 
endlich  noch  zu  bemerken,  daß  die  Jönsbök  nicht  nur,  wie  bereits 
vor  ihr  die  järnsiöa  getan  hatte,  jenes  schon  in  der  Stadarhölsbök 
bebandelte,  dem  Vcrpfründungsvertragc  verwandte  Geschäft  kennt,*) 
und  zwar  in  den  älteren  Ausgaben  unter  dem  bezeichnenden  Titel 
„um  pröfentu",  während  die  Ausgabe  G.  Storms  allerdings  noch  die 
Überschrift  zeigt:  „cf  madr  gcfr  land  til  föstrs'^  sondern  dafi  sie 
auch,  wiewohl  nur  in  abgekürzter  Fassung  und  mit  teilweise  ver- 
ändertem Inhalte,  die  Bestimmung  derselben  Stadarhölsbök  über  das 
zweite  jener  anonymen,  der  Verpfändung  verwandten  Geschäfte  auf- 

*)  Landsl.,  Kau  p ab.  20. 

*)  Jön-jhfSk,  I.  andabrh.  II;  vjjl.  J  a  r  n  s.  8. 
Jönsbök,  Landabrb.  12;  vgl.  Jurns.  9. 
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genommen  hat,  von  welchen  oben  die  Rede  war»^)  obwohl  die 
Järnsfda  nichts  von  diesem  wetfl.  Die  einzige  erhebliche  Verände* 
mng,  welche  dabei  an  dem  Texte  jener  älteren  Vorlage  vollg^ 
nommen  wird,  besteht  dabei  darin,  dafi  für  den  Fall  der  Nichtzabluag 
der  Schuldforderung  nunmehr  gesagt  wird:  „[>i  verÖr  hans  land  svi 
mikit  sem  hann  ätti  f6  at  honom",  während  nach  älterem  Recbte 
das  verp^dete  Land  solchenfalls  seinem  vollen  Werte  nach  dem 
Gläubiger  zu  verfallen  hatte;  es  ist  damit  aber  lediglich  der  neuem* 
geführten  Verpflichtung  des  Gläubigers  zur  Herausgabe  derlfypendia 
an  den  Schuldner  auch  in  Bezug  auf  dieses  Gesdiäft  Rechnung  g^ 
tragen. 

Man  sieht,  in  die  Jönsbök  sind  einerseits  die  samtlichen  Vor- 
schriften des  gemeinen  norwegischen  Lantlrcchtes  mit  allen  den 
Neuerungen  übergegangen,  welche  dieses  dem  älteren  Rechte  Nor- 
vveL;ens  gegenüber  einf^efuhrt  hatte,  und  andererseits  auch  jene  aii- 
deren  Bestimiiuiiigeii  eingestellt,  welche  die  Jartisiöa  dem  älteren 
isländischen  Rechte  entnommen  hatte;  diese  letzteren  sind  jedoch 
nicht  immer  in  der  Fassung  wiedergegeljcn,  welche  sie  in  der  Jarn- 
siöa  angenommen  hatten,  sondern  mehrfach  mit  unmittelbarer  Be- 
nützung der  alteren  Rechtsbücher  selbst  bearl:)eitet  und  erweitert, 
überdies  auch  durch  einige  weitere  Zutaten  vermehrt,  welche  eine 
viel  umlangrcichere  und  geschicktere  Benützung  des  alteren  i^in- 
heimischen  Rechts  erkennen  lassen,  als  welche  für  die  JarnsiiVi  statt- 
gefunden hatte.  Zufolge  der  engen  Verbindung,  welche  schon  von 
alters  her  zwischen  der  Bciiandlunp  dos  veÖ  und  des  mrili  bestand, 
wird  sich  übriL^ens  V  eranlassung  ergeben,  im  folgenden  AbsdiQitte 
nochmals  auf  diesen  Punkt  zurückzukommen. 


JöDsbök,  Landabrb.  ii;  vgl.  SUÖ«rliöUb6k»  403/444. 
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f  7.  Die  norwegischen  Provinsialrechte. 

Neben  dem  ved  kennea  die  norwegisclien  IVovinzialfechte  noch 
ein  zweites  Geschäft,  welches,  formell  als  Kaufgeschäft  sich  dar- 
stellend, doch  materiell  sehr  nahe  an  die  Verpfandung  herantritt 
welches  aber  freilich  nur  auf  Liegenschaften  Anwendung  findet  und 
in  den  beiden  Rechtsbüchem,  welche  seiner  überhaupt  gedenken, 
ziemlich  verschieden  gestaltet  auftritt 

Die  Gula|>fngslög  zunächst  unterscheiden  zwischen  der 
stefnujörd  und  malajörö. ^)  Unter  der  ersteren  verstehen  sie 
dabei  Land,  welches  auf  eine  bestimmte  Reihe  von  Jahren  (tü  vetrar« 
stefnu)  verkauft  wird;  wenn  dabei  einmal  die  Frist  von  1$  Wintern 
genannt  wird,  ^)  so  mag  vorläufig  dahin  stehen,  ob  diese  als  eine 
Maximalfrist  aufzufassen  sei,  welche  nicht  überschritten  werden  sollte, 
oder  üb,  wie  Aschehoug  *)  und  E.  Hertzberg  *)  annehmen,  damit  nur 
eine  tatsächUch  besonders  häufig  vorkommende  Frist  bezeichnet 
werden  wollte.  Unter  der  zweiten  Ik-zeichnunj^  ist  dagegen  auf  un- 
bestimmte Zeit  verkauftes  Land  zu  \ersteheii,  bier  wie  dort  bleibt 
aber  ganz  gleichmaiiii;  lieiu  \'crkauter  das  Recht  der  VViedereinlösung 
des  verkauften  Landes  vorbehalten.  Beide  Male  hat  die  Einlösung 
zunächst  um  denselben  I*reis  zu  geschehen,  um  WL-ichca  ursprünglich 
verkauft  worden  war,  und  liegt  deuiuach  der  Unterschied  zwischen 
den  beiden  Besitzrechteu  nur  darin  begründet,  daß  bei  dem  crsteren 
der  Zeitpunkt  von  vornherein  vertragswcise  bestimmt  war,  in  we  lchem 
von  dem  Einlosungsrcchte  Gebrauch  gemacht  werden  durfte,  walncnd 
bei  dem  letzteren  dessen  Bestimmung  der  W  illkur  des  Verkaufers 
überlassen  bUeb.   Da  das  Wort  „stefna"  sowohl  eine  bestimmte  Frist 


>)  G^L.  79,  273,  276—77,  383—84,  286—88  UDd  293> 
*)  ebenda,  376.  ang.  O.,  S.  217;  Tgl.  S.  229. 
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als  einen  bestimmten  Tag  bezeichnen  kann,  entspricht  die  Bczeich« 
nung  j.stcfnujörü"  vollkommen  dieser  Begrifisbestimmung:  weniger 
gilt  dies  d  i  -rc^cn  von  der  Bezeichnung  „mäiajöriV,  sofemc  das  Wort 
in.ili,  wie  sich  spater  noch  zeigen  wird,  an  sich  jeden  beliebigen 
Vertrag,  und  wie  die  Vergleichung  des  isländischen  Rechtes  ergibt, 
selbst  in  seiner  engeren  Bedeutung  wenigstens  noch  jeden  Vertrag 
bezeichnet,  durch  welchen  ein  Vorkau&redit  auf  Grundeigeatum 
gelegt  wird.  Man  wird  hiemach  wohl  annehmen  dürfen,  daß  der 
Ausdruck  mälajörd  ursprünglich  als  gemeinsame  Gattui^^zdchnung 
gegolten  haben  werde,  und  dafi  dessen  Geltung  erst  hinterher- durch 
die  Abzweigung  der  stefnujörö  als  einer  besonders  benannten  Unterart 
auf  die  dieser  letzteren  zur  Seite  stehende  andere  Spezies  bescfaraalit 
worden  sei,  als  für  welche  eine  besondere  Bezeichnung  sich  nicht 
bildete.  Wir  werden  übrigens  auf  diesen  Punkt  nochmals  zurück« 
zukommen  haben. 

Was  nun  zunächst  die  stefnujörd  betrifft,  so  galt  die  Regel, 
da6  derjenige,  welcher  Land  „til  vetrarstefnu",  oder  kürzer  ausge- 
drückt „til  stefnu''  verkaufen  wollte,  dasselbe  vorerst  seinen  Ööals- 
genossen  zum  Vorkaufe  anzubieten  hatte ;  ^)  die  Eigenschaft  des 

Landes  als  ööal,  d.  h.  Stamm  gut,  wird  dabei  als  selbstverständlich 
vorausgesetzt,  da  ja  von  Leuten,  „er  öörle  ero  nasster**  bei  anderem 

Lande  nicht  die  Rede  sein  konnte.  Insoweit  wurde  es  also  gehalteo 
wie  bei  jcdetn  anderen  Verkaufe  von  Stammgut;  nur  galt  dabei  die 
eine  Rinschr;iiikun[^,  daLl  der  Vater  seinem  eiL;encn  Sohne  d*ts  „tfl 
stchiu "  vtrkauüc  Land  nicht  anzubieten  hatte,  obwohl  tlicscr  der 
nächste  Stammgutsfolger  war,  wahrend  der  Sohn  des  WTkäufer« 
bei  einem  cfeNN  < .Imliciien  und  durch  kein  Lialosungsrecht  beschr^iiikten 
Verkaufe  \  on  Stanimgut  an  erster  Stelle  zur  Ausübung  des  Vor- 
kaufsrcchLe:^  berufen')  und  somit  doch  wohl  au<  h  berechtigt  war, 
das  Anerbieten  zum  X'orkaufe  zu  verlangen.  Über  die  Art,  \\  ie  «ias 
AiiL^chot  7\\  erfolgen  iiatte,  und  über  die  Personen,  an  welche  das- 
ll)e  AU  riclitf-n  war,  spricht  sich  unser  Rechtsbucii  niclit  ^^nz  un- 
zweidt  utiL;  au'-.  An  einer  Stelle,  welche  ausschliet."ilich  von  der 
stefnujüiA  und  m.'^lajön^  handelt,*)  wird  gesagt,  datJ  das  Angebot 
\or  Zeugen  zuerst  an  den  tKirh'^ten  Stainnit^ut^folger  zu  richten  sei, 
sofernc  dieser  nicht,  wir  cken  bemerkt,  der  eigene  Sohn  de<  Ver- 
käufers sei;  an  einer  anderen  Steile,  welche  zunächst  den  gewöbo- 
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fichen  Verkauf  von  Stammgut  bespricht  und  erst  in  ihrem  weiteren 
Verlaufe  auf  den  Verkauf  der  stefnujörd  kommtf wird  ein  allge» 
meines  Angebot  zum  Verkaufe  gefordert,  welches  am  Dinge  zu  er* 
lassen  und  an  die  sämtlichen  üdalsgenossen  zu  richten  ist  Dieses 
letztere  Angebot  soll  dabei  im  Herbste  vor  dem  beabsichtigten  Be> 
sitzwechsel  erfolgen,  während  für  das  erstere  kein  bestimmter  Zeit- 
punkt  vorgeschrieben  wird.  Man  wird  kaum  annehmen  dürfen,  da& 
wirklich  zwischen  dem  Verkaufe  til  stefnu  und  dem  Verkaufe  ohne 
Vorbehalt  der  Wiedcreinlösung  ein  so  durchgreifender  Unterschied 
in  Bezug  auf  die  Beschaffenheit  des  Angebotes  bestanden  haben 
sollte,  und  in  der  Tat  deuten  die  Worte :  „[»ä  skal  bjööa  [leim  fyrst 
fyrir  vattom,  er  öÖrle  er  nsestr''  sehr  bestimmt  darauf  hin,  da&  auch 
beim  Verkaufe  til  stefnu  auf  die  vor  Zeugen  an  den  nächsten  Stamm- 
gutsfolger  zu  richtende  Aufforderung  noch  eine  weitere  zu  folgen 
hatte,  welche  doch  kaum  eine  andere  sein  konnte  als  die  am  Ding 
zii  erlassende,  während  umgekehrt  auch  kaum  angenommen  werden 
kann,  dafi  man  sidi  bd  dem  Verkaufe  ohne  Vorbehalt  der  Wieder- 
eniSnung  mit  einem  geringeren  Mafie  von  Förmlichkeit  begnügt 
haben  werde,  als  bei  dem  Verkaufe  mit  diesem  Vorbehalte.  Man 
wird  somit  doch  wohl  die  beiden  Besthmnuiiigcn  zu  kombinieren 
und  anzunehmen  haben,  daß  bei  beiden  Arten  des  Verkaufes  ganz 
gleichmäßig  zuerst  eine  Privatanzeige  vor  Zeugen  an  den  nächsten 
Stamnitjutsibl^'or,  und  dann  hinterher  noch  ein  an  die  sämtlichen 
StainniL^utshcrcchtigtcii  L^crichtcter  .AutVut"  am  Din^  zu  erlassen  war; 
eine  Annahme,  uelche  vollständig  dem  in  zahlreichen  aiuleren  I'.illcn, 
zumal  auch  nach  isländischem  Rechte,  zu  i)eobachtenden  \  ertahren 
entspricht.  Erfolgt  dieses  Ani^cbot  in  vorNchritt^^in  iiiiger  Weise,  so 
sind  die  ( )öaIsgenossen  in  denselben  Keiheulolge,  in  welcher  sie  zur 
Stamm^ut>h  Ij^e  berufen  waren,  in  den  Kauf  einzustehen  berechtigt, 
naturUch  unter  denselben  Bedingungen,  unter  welchen  <ier  Vertrag 
mit  dem  dritten  Käufer  abgeschlossen  worden  war;  be/-weitelt  der 
Lin.staudäberechtigte,  dnii  ihm  die  \  erkaufsbediiigungen  rirhtit^  an- 
gegeben wurden,  so  müssen  Kaufer  und  Verkäufer  deren  Richtigkeit 
beschworen:'')  die  ganze  Wrhamllung  hat  aber  am  Dotuicrstage 
der  Ostcrw(jche  vor  sich  zu  gehen,  anf  welchen  Termin  bereits  in 
jener  Auftorderung  hinzuweisen  ist,  welciie  im  lirrii^te  zuvor  am 
Ding  erlassen  werden  muß.  Erklären  die  Stammgutsberechtigten, 
von  ihrem  Vorkaufsrechte  keinen  Gebrauch  machen  zu  mollen,  sa 
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mag  der  Besitzer  uabchindert  sein  Gut  an  den  fremden  Käuier  ver* 
•  kaufen  ()>ä  skal  hann  sdja  til  faeimils  hveim  sem  hann  vill),^)  und 
ebenso  scheint  es  auch  gebsdten  worden  zu  sein,  wenn  diese  an  der 
bezeichneten  Tagfahrt  ausblieben,  während  der  Besitzer  endueo, 
welcher  die  Aufforderung  erfassen  hatte.  Bleibt  dagegen  dieser 
letztere  aus»  wäiirend  ein  Stammgutsberechtigter  erscheint^  um  von 
seinem  Vorkaufisrechte  Gebrauch  zu  machen,  so  mag  dieser  das  Land 
von  unparteiischen  Leuten  abschätzen  lassen  und  um  den  von  ümes 
festgestellten  Schätzungswert  kaufen,  es  möge  nun  dem  Vefkäufcr 
lieb  oder  leid  sein.  *)  Bleiben  endlich  beide  Teile  gleichmäßig  aio, 
so  wird  die  Sache  so  angesehen,  wie  wenn  gar  kein  Angebot  «im 
Vorkaufe  erfolgt  wäre,*)  d.  h.  die  Ödalsgenossen  sind  berecfatiet 
den  Kauf  anzufechten  und  von  ihrem  Einstandsrechte  Gebrauch  zu 
machen»  wobei  auch  wieder  die  Verhandlung  am  Donnerstag  <kr 
Osterwoche  stattzufinden  hat,  und  zwar  vor  einem  skiladömr,']  &0i 
anders  der  Käufer  das  gekaufte  Land  nicht  gutwillig  aufgeben  will 
Dieses  Gericht  wird  auf  dem  Lande  gehalten,  um  dessen  Einlösaog 
€S  sich  handelt,  und  ist  vor  demselben  zunächst  durch  die  Aussage 
der  Vertragszeugen  der  Betrag  des  Kaufpreises  festzustellen,  wddiefl 
der  dritte  Käufer  fttr  dieses  gegeben  hatte ;  gegen  Erlag  dieses  Freiaes 
ist  das  Land  sodann  dem  Stammgutsgenossen  zuzuerkennen,  sofenie 
sich  nicht  der  dritte  Käufer  von  setner  Ansprache  durch  den  Nadi* 
weis  freizumachen  vermag,  daß  das  Land  jenem  vorschriftsmä^ 
zum  Vorkaufe  angeboten  worden  sei.  Einige  Schwierigkeiten,  wcldie 
die  Vergleichung  des  Verfahrens,  welches  bei  nicht  erfolgtem  An- 
gebote einzuhalten  war,  mit  dem  bei  erfolgtem  Angebote  einaa- 
haltcndcii  zu  bieten  scheint,  lassen  sich  mit  ziemlicher  Sichcilieit 
beseitigen.  Wenn  zunächst  ges;ii;t  wird,  daß  der  StammgutsgenOSS^ 
welcher  dem  dritten  Käufer  das  x  erkaufte  Land  unter  dem  Vorgebett 
abgewinnen  will,  daß  ihm  dasselbe  zum  Verkaufe  nicht  angeboteo 
worden  sei  und  dem  sofort  vor  dem  skiladömr  nachgewiesen  wird, 
dali  dieses  Angebot  wirklich  erfolgt  sei,  daraufhin  mit  seinem  An* 
spruciie  al)/uvvcisen  und  das  streitige  Land  dem  dritten  Kauter  lu« 
zuerkennen  sei,  wahrend  duch  son>t  der  ööalsaautr  gerade  aut  Grund 
des  erfolgten  Angel  »otes  zur  Ausübung  seines  Einstandsfcchlcj  be- 
rufen erscheint,  so  erklart  sich  diese  Hestimmung  sehr  einfach  als 
eine  strafweise  gemeinte,  indem  der  Stammgutsgenosse,  weicher  die 
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erwiesenermaßen  erfolg^te  Vornahme  des  Anf^ebotcs,  sei  es  nun  do- 
lorer- oder  doch  kulposerwcise  bestritten  hatte,  ijanz  wohl  infolge- 
dcssen  seines  Einstandsrechtes  verlustii,'  erklart  werden  mochte.  Die 
Haltiincr  eines  Privatgerichtes  ferner  kann  nicht,  wie  man  etwa  auf 
<ien  ersten  Blick  hin  meinen  könnte,  eine  besondere  Eigentümlich- 
keit des  X'erfahrens  bei  nicht  erfolgtem  Angebote  j^ewesen  sein. 
Auch  dann,  wenn  der  Stammi^utsgenossc  mit  der  Behauptung  auf- 
tritt, daß  das  Aufgebot  nicht  crfolL^t  sei,  kommt  es  nicht  schlechthin 
zu  einem  sküadomr,  sondern  nur  dann,  wenn  der  dritte  Kaufer  ,,verr 
skiladöme  kaup  sitt".  d.  h,  wenn  derselbe  es  aul  eine  gerichtliche 
Verhandlung  und  Entscheidung  ankommen  lassen  will.  Gibt  dem- 
nach dieser  Käufer  das  Nichterfolgen  des  Angebotes  sowie  die 
Richtigkeit  des  vom  Kaufer  angegebenen  Kaufpreises  zu,  und  be- 
streitet er,  wie  wir  doch  wohl  beifügen  dürfen,  auch  nicht  die  Eigen- 
schaft des  Klägers  ab  Stammgutsgenosse,  so  kann  es  zu  einem  Privat- 
gericbte  auch  in  diesem  Ealle  nicht  kommen,  während  umgekehrt 
in  dem  anderen  Falle,  da  der  Verkaufer  zwar  sein  Angebot  vor 
Zeugen  und  am  Ding  richtig  und  unbestrittenermaßen  erlassen  hatte, 
aber  hinterher  dem  sich  zum  Einstände  Meldenden  von  ihm  und 
dem  dritten  Käufer  die  Eigenschaft  als  ööalsnautr  bestritten  wurde, 
ebenfalls  eine  gerichtliche  Entscheidung  notwendig  wurde,  welche 
doch  sicherlich  auch  wieder  nur  von  einem  Privatgerichte  und  nicht 
von  einem  Dinggerichte  zu  (allen  war.  Wenn  endlich  nach  erA)lgtem 
Angebote  der  Stammgutsgenosse,  welcher  die  Richtigkeit  des  ihm 
angesagten  Preises  bezweifelt,  nur  den  Eid  des  Verkäufers  und 
Käufers  über  diesen  Betrag  fordern  kann,  während  er  bei  nicht  er- 
folgtem Angebote  die  Höhe  dieses  Preises  durch  die  Aussage  der 
Vertragszeugen  beweisen  lassen  mufi,  so  erklärt  sich  auch  diese  Ver> 
schiedenheit  des  Verfahrens  in  beiden  Fällen  sehr  einfach;  im  ersteren 
Falle  nämlich  wird  vorausgesetzt;,  dafi  der  Verkauf  des  in  Frage 
stehenden  Landes  an  den  Dritten  noch  nicht  abgeschlossen,  sondern 
nur  beabsichtigt  ist,  so  da6  also  von  Vertragszeugen  noch  gar  nicht 
die  Rede  sein  kann,  und  auch  die  geforderten  Eide  nur  dahin  ge* 
stabt  werden :  „at  svä  vtll  ek  seit  hafa,  ok  svi.  vil  ek  keypt  hafa", ') 
oder:  „at  honom  er  svä  vid  boöet,  sem  hann  metr  ok  er  )>at  eigi 
vclaboö"  und:  „at  sva  vü  ek  kaupa,  sem  nü  er  meten"; -)  im  zweiten 
Falle  dagegen  wird  vorausgesetzt,  da6  der  Kauf  bereits  abgeschlossen 
worden  war,  womit  die  Existenz  von  Vertragszeugen  von  selbst  ge- 
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geben  erschien.  Mit  diesem  letzteren  Punkte  hangt  denn  auch  aoca 
ein  weiterer  zusammen.  Ist  das  Angebot  richtii,'  erfolgt,  so  ist  gleich 
mit  diesem  die  Aufiorderunf;  an  die  Stammgutsgcnosscn  zu  ver- 
binden, sicli  am  Doimerstage  der  Osterwiehe  einzutlnden,  wcnti  sie 
von  ihren  Einstandsrechten  Gebrauch  machen  wollen;  damit  ist 
natürlich  die  Osterwochc  des  nächstiblgcnden  Jalircs  gemeint  und 
es  hat  dies  auch  nichts  aulValligcs,  da  ia  die  Verkündung  am  Ding 
dem  Angebute  am  Ding  genugende  Publizität  verlieh,  um  aimehmcn 
zu  lassen,  daß  der  Stammgutsgen (jsse  von  demselben  rechtzeitig 
genug  Kenntnis  erlangen  werde,  um  diesen  Termin  einhalten  m 
können.  lk\  nicht  erfolgtem  Angebote  dagegen  hat  der  Stammguts- 
genosse zur  Geltendmachung  seiner  Rechte  eine  I  rist  von  zwolt 
Monateti,  weim  er  innerhalb  des  Volklandes  anwesend  ist.  und  bt- 
ginnt  ihm  diese  Frist,  wenn  er  abwesend  ist,  erst  von  dem  Zeit- 
punkte an  zu  laufen,  da  er  in  das  Volkland  zurückkehrt;')  er  hat 
dann  erst  im  Herbste  dem  Käufer  seine  Absicht  bekanntzugeben, 
und  erst  am  Donnerstage  der  nächstfolgenden  Osterwoche  geht  so- 
dann die  Verhandlung  \'or  sich.  *)  Der  Gegensatz  der  Geltend- 
machung des  Einstandsrechtes  gegenüber  einem  erst  beabsichtigten 
und  gegenüber  einem  bereits  abgeschlossenen  Kaufe  macht  sich  auch 
hier  wieder  geltend.  —  Eine  ernstere  Schwierigkeit  ergibt  sich  aber 
von  folgender  Seite  her.  Die  bisher  besprochenen  drei  Stellen  han- 
deln nicht  von  der  stefnujörd  insbesondere,  sondern  vom  ööal  und 
dessen  Verkauf  im  allgemeinen,  so  daß  die  unter  dem  ersteren  Mamea 
begriffene  besondere  Art  des  Verk.uifes  von  denselben  zwar  mit  am- 
faßt,  ab(  r  keineswegs  ausschließlich  umfaßt  wird.  Nun  kommt  aber 
die  eine  dieser  Stellen  in  iiirem  weiteren  Verlaufe  auch  noch  speziell 
auf  die  stefnujörd  zu  sprechen,  ohne  daß  dabei  der  Sinn  ihrer  Worte 
recht  klar  wäre;  dieselben  lauten  folgendermaßen:^  „nü  vili  bano 
tu  vetrar  stefnu  jorö  selja,  15  vetr,  |iä  skal  (»at  kaup  halda,  nema 
einum  lut  ma  rjufa,  ef  jord  var  boöen,  )ii  md  med  |»eim  einum  rjülar 
ef  üseld  er;  sekr  er  sa  er  seldi;  skal  hann  bjööa  hanom  at  auka 
aura  viö  bann,  ok  hafa  jorö  tll  stefhu  sem  hann  keyptl  Nü  ef  hino 
vill  eigi  auka  hanom  aura,  ]ii  skal  hann  bjööa  öAalsmonnum  at 
kaupa,  en  ef  })eir  vilja  eigi  kaupa,  |)ä  skal  hann  selja  |»eim  er  d>^ 
kaupir".  Von  Fr.  Brandt  werden  diese  Worte,  deren  Schwierigkeit 
zumal  in  dem  Satze  „ef  üseld  er**  liegte  auf  eine  nochmalige  Ver* 
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äuüerunc^  des  Landes  durch  den  ersten  Kiiufcr  bezogen,'}  und  wird 
die  Stelle  von  ihm  somit  dahin  verstanden,  daß  das  Einstandsrecht 
dem  zweiten  Käufer  gcgeniiber  nicht  mehr  geltend  gemacht  werden 
könne,  daß  vielmehr  nur  dem  (ersten  oder  zweiten  ?)  Verkäufer  eine 
Gcldbutje  trclte,  wocje^en,  wenn  ein  zweiter  Verkauf  niciit  stattge- 
funden habe,  und  das  Land  sich  somit  noch  in  der  Hand  des  Ver- 
käufers oder  auch  des  ersten  Käufers  befand,  eine  Ausul)ung  des 
Einstandsrechtes  an  und  für  sich  zulassig  gewesen  wäre,  aber  von 
dem  Kaufer  dadurch  hatte  zurückgewiesen  werden  können,  daß  er 
sich  zur  Zahlung  eines  höheren  als  des  urspriintrhch  \erabredeten 
Kaufpreises  erbot    Mir  will  indessen  diese  Auslei^un^  nicht  stich- 
haltig scheinen.    Schon  das  widerspricht  ihr,  daß  nach  dem  Wort- 
laute der  Stelle  die  Möglichkeit  der  Anfechtung  trotz  erfolgten  An- 
gebotes als  eine  ganz  exzeptionelle  behandelt  werden  will,  während 
sie  doch  bei  jener  Auslegung  gerade  der  regelmäßige  Fall  wäre, 
ilberdies  bezeichaet  rjüfa  kaup  die  Anfechtung^  eines  schon  rechts- 
gültig abgeschlossenen  Kaufes,  nicht  den  Einstand  in  einen  erst  vor- 
bereiteten.   Die  alli^emeinc  Voraussetzung,  von  welcher  die  Stelle 
ausgeht,  wird  durch  die  Worte;  „ef  jorö  var  bodin"  bezeichnet,  und 
es  w^rd  demnach  bei  derselben  von  dem  Falle  ausgegangen,  da  das 
vorschriftsmäßige  Angebot  zur  Ausübung  des  Einstandsrechtes  in 
gehöriger  Weise  erfolgt  sei.    Geht  man  aber  von  dieser  Annahme 
aus,  so  ist  nach  der  obigen  Ausführung  klar,  daß  die  Stammguts- 
genossen an  der  zugleich  mit  dem  Angebote  ihnen  angesagten  Tag- 
fahrt  sofort  sich  darüber  zu  erklären  hatten,  ob  sie  das  Land  um 
den  vom  dritten  Käufer  gebotenen  Preis  kaufen  wollten  oder  nicht; 
im  ersteren  Falle  traten  sie  ohne  weiteres  in  den  Kauf  ein,  im 
zweiten  dagegen  wurde  der  Verkauf  an  den  Dritten  sofort  rechts- 
beständig;  im  einen  wie  im  anderen  Falle  bleibt  aber  weder  zu  einer 
nachträglichen  Anfechtung  dieses  Verkaufes,  noch  auch  insbesondere 
zu  einer  Erhöhung  des  Kaufpreises  durch  den  dritten  Käufer  Raum 
Übrig,  solange  nicht  zu  den  gewöhnlichen  Voraussetzungen  des  Falles 
noch  irgend  ein  weiterer,  abnormer  Umstand  hinzutritt,  welcher  un- 
gewöhnliche Wirkungen  bedingen  könnte.  Allerdings  beruhen  die 
obigen  Ausführungen  nur  auf  Stellen,  welche  nicht  speziell  die 
stefnttjörö  im  Auge  haben;  aber  es  wird  uns  nirgends  angedeutet, 
daß  dieselben  auf  diese  letzteren  keine  Anwendung  finden  sollen, 
vielmehr  weist  der  Zusammenhang  auf  deren  Anwendbarkeit  auch 


^  Broditykker,  S.  121;  Forelsesningcr,  I,  S.  334. 

28* 


Digitized  by  Google 


436 


Abscbaiu  11.   Der  nuili. 


für  diese  hin,  während  zugleich  jeder  innere  Grund  fehlt,  weshalb 
bei  der  stefnujörö,  bei  welcher  doch  das  Angebot  zum  Einstaade 
f^anz  el)ensn  zu  crfDlgcn  hatte  wie  in  allen  anderen  l  allen,  aus- 
n.üimswcise  eine  Beschränkung  der  Wirkung  des  Einstandsrechtes 
auf  den  ersten  Kaufer,  oder  die  Muglichkeit  einer  nachtra^^lichen 
Erhühunj;  des  Kaufpreises  durch  diesen  letzteren  gegolten  haben 
sollte.  Da  anderwärts  ausdrücklich  gesagt  wird,' i  daLi  der  Verk  luit-r 
wenigstens  die  stefnujörö»  auch  dann,  wenn  der  Kaufer  sie  iuzwLschca 
wieder  weiter  veräußert  haben  sollte,  um  den  ursprünglichen  Kauf 
preis  dem  dritten  IkMtzer  gegenüber  einzulösen  berechtigt  sei,  ist 
vielmehr  umgekehrt  mit  Sicherheit  anzunehmen,  daß  auch  derStamni- 
g^tsbes!t7.er  befugt  gewesen  sei,  diesem  dritten  Besitzer  gegcnukr 
von  seinem  Hinstandsrechtc  auf  Grund  des  beim  ersten  Verkaute 
ausbedungenen  Preises  ohne  weiteres  Gebrauch  zu  machen. 
wird  also,  wie  bereits  bemerkt,  die  Möglichkeit  einer  nachtragliciien 
Anfechtung  trot?:  des  erfolgten  Angebotes  durch  irgend  eine  .AI  • 
normitat  bedingt  sein  müssen,  welche  in  einem  früheren  Stadium 
des  Vorganges  stattgefunden  hatte,  und  wird  wohl  auf  die  Bc- 
schahenheit  dieser  Ai^normitat  gerade  der  Umstand  einen  SchlulS 
gestatten,  daß  bei  der  Anfechtung  des  Kaufgeschäftes  eine  nach- 
trägliche Erhöhung  des  ursprünghchen  Kaufpreises  ia  Frage  kommen 
konnte.  Selbstverständlich  konnte  nicht  schlechthin  in  allen  Fällen, 
in  welchen  der  Einstandsberechtigte  von  seiner  Berechtigung  Ge- 
brauch zu  machen  sich  anschickte,  dem  dritten  Käufer  erlaubt  sein, 
durch  nachträgliche  Erhöhung  des  w>tk  ihm  gebotenen  Kaufpreises 
demselben  diesen  Gebrauch  7u  erschweren  oder  ganz  unmöglich  zu 
machen,  da  ja  mit  einem  solchen  Verfahren  das  dem  Stammguts- 
folger  ausdrücklich  zugestandene  Recht  unverträglich  wäre,  in  dta 
Kauf  um  den  ursprünglich  ausbedungenen  Preis  einzustehen;  CS  muß 
also  das  Recht,  durch  eine  nachtragliche  Preissteigerung  auch  des 
Stammgutsfolger  höher  hinaufzutreiben,  von  irgend  einer  besonderen 
Voraussetzung  abhängig  gewesen  sein,  und  diese  VorauMetsong  muff 
in  den  Worten  unserer  Stelle  irgendwie  Ausdruck  gefunden  faabcp. 
Diese  Voraussetzung  kann  nun  aber  nicht  wohl,  wie  Fr.  Brandt  an- 
nimmt, lediglich  in  der  Tatsache  bestanden  haben,  daß  das  fragliche 
Land  nicht  bereits  aus  der  Hand  des  ersten  Käufers  in  die  eines 
zweiten  übergegangen  sei ;  bei  dieser  Annahme  würde  man  nämlkh 
für  den  normalen  Fall,  da  das  verkaufte  Land  in  der  Hand  des 
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eisten  Käufers  vefbUeb,  jene  Befugnis  einer  nachträgUchea  Preiser* 
höhung  erhalten,  und  itir  den  abnormen  Fall,  da  dieses  Land  durch 
einen  wetteren  Verkauf  in  die  Hand  eines  zweiten  Kaufers  gelangte^ 
das  Einstandsrecbt  des  Stammgutsfolgers  vollkommen  ausgeschlossen 
sehen,  in  keinem  von  beiden  Fällen  also  zu  demjenigen  Ergebnisse 
gelangen,  welches  doch  aus  den  zuvor  erörterten  Bestimmungen  un-f 
zweifelhaft  hervorgeht.  Überdies  läßt  sich  auch,  wie  oben  schon 
bemerkt  wurde,  schlechterdings  nicht  annehmen,  daö  zwar  dem  Ver- 
kkutVr  einer  stefnujörö  jedem  dritten  Besitzer  gegenüber  deren  Ein- 
lösung /UL;cstandcii  Ljcuescn  wäre,')  aber  dem  Stammi^utsfolt^er  die 
Geltendmachung  seines  Kinstaiidsrechtes  einem  solchen  gegenüber 
verwehrt  werden  wollte.  Es  wuii  also  cmc  andere  Auslegung  der 
Worte:  „el  uselt  er"  versucht  werden  müssen,  welche  einerseits  jede 
Bezugnahme  .lul  cuie  nochmalige  Veräußerung  des  Landes  beseitigt, 
und  andererseits  doch  die  Voraussetzung  andeutet,  unter  welcher  es 
zu  einer  nachtraglichen  Erhöhung  des  Kaufpreises  kommen  kann. 
Da  möchte  ich  nun  diese  Worte  ul)ersctzcn:  ,,\vcnn  nicht  ein  wirk- 
licher Verkauf  vorHegt"  und  (hibei  an  den  l'all  denken,  da  der  Kauf- 
preis so  unverhältnismäßig  niedrig  gestellt  war,  daß  das  Geschäft, 
wiewohl  es  der  Form  nach  als  ein  Kaufgeschäft  i  rschien,  doch  der 
Sache  nach  kaum  noch  als  ein  solches  gelten  konnte,  sofernc  der 
für  das  Eand  gebotene  Preis  mit  dessen  Wert  in  allzugroßem  Miß- 
verhaltnisse stand,  als  daß  er  sicli  noch  als  eine  ernsthalte  Gegen- 
leistung für  dessen  Übertragung  betrachten  ließ.  l"ur  diesen  Fall 
erklärt  sich  leicht,  daß  dem  Käufer  gestattet  wurde,  durch  das  l'.r- 
bietcn  zu  einem  Prcisnachschusse  sich  sein  Recht  auf  chis  erkaulte 
Liind  zu  erhalten,  und  man  wird  sich  auch  nicht  daran  zu  stoßen 
brauchen,  daß  den  Worten  „ef  üselt  er"  sofort  die  weitere  Bemer- 
kung folgt:  „sekr  er  sä  er  seldi",  also  unmittelbar  nacheinander  das- 
selbe Geschäft  als  ein  Kauf  und  als  ein  Nichtkauf  bezeichnet  wird, 
sofeme  man  der  obigen  Auslegung  folgen  will  Bei  einem  Geschäfte, 
welches  materiell  etwas  anderes  bt,  als  was  es  formell  zu  sein  scheint» 
kann  dergleichen  um  so  weniger  auffallen,  als  die  altnordische  Kechts- 
sprache  derartige  Antithesen  geradezu  liebt.  Bedenklicher  ist  aller- 
dings, daß  unsere  Stelle  dem  Verkäufer,  und  nur  diesem,  eine  Geld-' 
strafe  androht,  ohne  daß  sich  recht  ersehen  ließe,  wodurch  dessen 
Strafbarkeit  b^jündet  werde.  Man  möchte  etwa  zunächst  an  ein 
simuliertes  Geschäft  denken,  bei  welchem  ein  höherer  Kaufpreis 
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angeg[cben  wurde,  als  welcher  wirkUdi  gezahlt  werden  sollte,  um 
dadurch  die  Stamm gut^gcnossen  um  ihr  Recht  zu  bringen;  aber 
einer  aolchen  Betrügerei  war  ja  bereits  durch  das  diesen  letzterai 
eingeräumte  Recht  vorgebeugt,  nicht  nur  die  Angabc,  sondern  auch 
die  etliche  Bestätigung  des  ausbedungenen  Kaufpreises  vom  Ver* 
käufcr  sowohl  als  vom  Käufer  zu  fordern,  und  überdies  konote  in- 
folge  einer  solchen  doch  unmö^^ch  der  Verkäufer  allein  bufifaUig 
werden,  der  Käufer  dagegen  nicht  allein  straffrei  ausgehen,  sondern 
noch  überdies  ermächtigt  werden,  durch  nachträgliche  Erhöhung  des 
Kaufpreises  sich  das  erkaufte  Land  zu  erhalten.  Naclukm  den 
Stammgut.sfjcnossen  einmal  jenes  Mittel  zur  Wahrung^  ihrer  Inter- 
essen vom  (iesetze  li^rwahrt  war,  konnte  ihnen  doch  kaum  mehr  ein 
Anfechtuni^srecht  für  den  Fall  zugestanden  u  rden,  daß  sie  von 
jenem  Ri  chte  Gehrauch  zu  machen  versäumt  hatten,  und  aniK  rer- 
seits  konnte  doch  auch,  w  enn  dies  geschehen,  aber  ein  falscher  Eid 
geschworen,  oder  wxMm  auch  nur  eine  falsche  Angabe  gemacht 
worden  war,  von  einer  Straflosigkeit  des  Käufers  und  von  einem 
diesem  zustehenden  Xachzahlungsrechtc  unmöglich  tlie  Rede  sein. 
Man  wird  also  an  den  anderen  Fall  denken  müssen,  da  zwar  der 
verabredete  Kaufpreis  richti;;  an^'egeln-n,  aber  ein  dem  Werte  des 
verkauften  Landes  ganz  und  j^ar  nicht  entsprechender  Kaufpreis  ver- 
abredet worden  war;  ab<T  unter  dieser  Voraussetzung  ist  wieder 
schwer  abzusehen,  warum  den  Stammgutsgenossen  neben  ihrem  Ein- 
standsrechte noch  ein  weiteres  Anfechtungsmittel  sollte  eingeräumt 
worden  sein,  wahrend  dtjch  jenes  Einstandsrecht  gerade  in  derartitifcn 
Fällen  ein  ganz  besonders  vorteilhaftes  Mittel  zur  Wahrung  ihrer 
Rechte  war,  und  ebensowenig  iaüt  sicli  begreifen,  wie  solchcntaÜ!; 
eine  Bestrafung  des  Verkäufers  eintreten  konnte,  weicher  tioch  unter 
der  gemachten  Voraussetzung  vollkommen  loyal  gehandelt  hatte. 
Es  konnte  ja  allerdings  vorkommen,  daß  die  Stammgutsgenossen 
wegen  Geldmangels,  oder  auch  zufolge  ihrer  Unbekanntschaft  mit 
dem  zwischen  dem  Werte  und  dem  Kaufpreise  des  Landes  be- 
stehenden Mißverhältnisse,  oder  aus  irgend  welchem  anderen  Grunde 
von  ihrem  Einstandsrechte  Gebrauch  /n  machen  unterlassen  hatten; 
aber  derartigen  Zufällen  konnte  auch  die  vorliegende  Bestimmung 
nicht  abhelfen  und  den  Verkäufer  konnten  solche  vollends  aidit 
strafbar  machen.  AUen  diesen  Schwierigkeiten  hilft  nun  aber  die 
Annahme  ab,  daö  unsere  Stelle  zunächst  überhaupt  nicht  von  einem 
Anfechtungsrechte  der  Stammgutsfolger  spreche^  sondern  von  einem 
Anfechtungsrechte  des  Verkäufers  selbst  Unter  dieser  VoraussetKOOg 
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würde  unsere  Stelle  prinzipiell  von  demselben  Gesichtspunkte  aus- 
gehen, welche  auch  den  Bestimmungen  des  späteren  römischen 
Rechtes  äber  die  laesio  enormis  xugrunde  liegt,  und  von  diesem  Ge- 
sichtspunkte aus  würde  sich  sowohl  erklären,  dafi^  ähnlich  wie  nach 
römischem  Recht,  der  Käufer  durch  eine  Nachzahlung  zum  ausbe- 
dungenen Kaufjpreise  sidi  trotz  der  Anfechtung  das  Recht  auf  das 
gekaufte  Land  erhalten  konnte,  als  auch  begreifen  lassen,  daß  der 
Verkäufer,  welcher  den  von  ihm  selbst  leichtfertig'  abgeschlossenen 
Verkauf  anfocht,  dafür  mit  einer  Geldbuße  belegt  wurde,  obwohl 
seine  Anfechtung  des  Geschäftes  rechtlich  als  begründet  galt  Für 
diese  Auslegung  spricht  aber  insbesondere  auch  der  Umstand,  daß 
nach  dem  Wortlaute  der  Stelle  in  erster  Linie  augenscheinlich  nur 
zwischen  dem  Käufer  und  Verkäufer  der  Streit  bestand,  wie  denn 
auch  nur  dem  Verkäufer,  nicht  dem  Stammgutsfolger,  die  nachtr^- 
liche  Erhöhung  des  Kaufpreises  zugute  kam;  erst  wenn  der  Käufer 
sich  weigert,  über  den  bedungenen  Kaufpreis  hinauszugehen,  erfolgt 
ein  Anbieten  an  die  Stammgutsgenossen,  nun  ihrerseits  in  den  Kauf 
■einzutreten,  welches  Anerbieten  denn  doch  t^'anz  sinnlos  wäre,  wie 
diese  selbst  als  die  ursj)runf^lichen  Kläger  zu   denken   waren.  Die 
Vorschriften  des  römischen  Rechts  Uber  die  hvsio  enormis  sinti  aucli 
III  das  kanonische  Recht  übergegangen,')  und  es  läßt  sich  somit  die 
J-rage  aufwerfen,  ob  nicht  etwa  der  EintluÜ  tier  Kirche  unsere  \'or- 
5chrift  in  die  GJtL.  hereingebracht  habe.    Da  die  altere  der  beiden 
einschlägigen  1  )ekretalen  \on  l\  Alexander  III.  (1159 — 81),  einem 
Zeitgenossen  des  K.  Magnus  Krlingsson,  erlassen  wurde,  einem  Papste 
also,  von  welchem  ein  anderer  I'>lalj  mit  Nennung  seines  Namens 
in  die  Fr^L.  aufgenommen  wurde,  -)  besteht  in  der  Tat  die  Mög- 
lichkeit, daß  unsere  Bestimmung  erst  durch  kirchlichen  Einfluß  ge- 
legentlich  der  Revision    unseres  Rechtsbuches    unter   K.  Magnus 
Erli'ngsson  in  dieses  hereingekommen  sein  konnte;  indessen  ist  dies 
eben  doch  nicht  mehr  als  eine  blotk-  Mrifdichkcit,  und  jedenfalls 
konnte  es  sich  dabei  nur  um  eine  selir  freie  Benutzung  des  ka- 
nonischen Rechtes  handeln,  da  nicht  unerhebliche  Abweichungen 
zwischen   den  Vorschriften   unserer  G(>L.  und  den  Sätzen  dieses 
letzteren  bestehen.    Wie  das  römische,  so  gestattet  nämlich  auch 
das  kanonische  Recht  die  Anfechtung  des  Kaufes  nur  in  dem  Falle, 
da  der  bedungene  Kaufpreis  weniger  als  die  Hälfte  des  wirklichen 
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Weites  der  verkaiiften  Sadie  betrug;  die  GI)L.  dagegen  sagen  do- 
fadi  „cf  üseld  er"  und  ziehen  somit  keine  bestimmte  Wer^reozee 
stellen  demnach  deren  Ziehung  von  Fall  zu  Fall  dem  Ermessen  des 
Gerichtes  anheim.  Von  einer  Geldstrafe  ferner,  wdche  den  an* 
fechtenden  Verkäufer  träfe,  weifi  das  kanonische  Recht  nichts.  Eod* 
lieh  gibt  dieses,  dem  römischen  Rechte  folgend,  seine  Norm  fUr  alle 
und  jede  Kaufgeschäfte,  während  die  GI)L.  nicht  nur  das  ganze 
Mobiliarsachenrecht  von  derselben  unberührt  lassen,  sondern  dieselbe 
auch  innerhalb  des  Immobiliarsachenrechtes  nur  itir  die  stefnujörftr 
nicht  auch  für  andere  Landkäufe  aufstellen.  Dieser  letztere  Punkt 
bedarf  übrigens  noch  einer  .besonderen  Erwägung,  sofeme  oämUdi 
die  Frage  nahe  liegt,  warum  wohl  dem  Verkäufer  gerade  bei  der 
stefnujörö  ein  besonderer  Rechtsschutz  gegen  unbillige  Verkäufe 
habe  erteilt  werden  wollen,  während  ihm  ein  solcher  bei  anderen 
Verkäufen  von  Land  nicht  gewährt  wurde,  obwohl  bei  diesem  ktZ' 
teren  ein  definitiver,  bei  jener  ersteren  aber  nur  ein  vorübergehender 
Verlust  des  Landes  in  Aussicht  stand,  und  überdies  bei  der  stefnu* 
jörö  eine  unbillige  Niedrigkeit  des  Kaufpreises  durch  die  entspiecbende 
Erleichterung  der  Wiederdnlösung  gcwissermafien  kompensiert  wurde. 
Mit  Bestimmtheit  läfit  sich  die  Frage  nicht  beantworten,  da  es  gaazlidt 
an  Zc  iigiussen  fehlt,  welche  die  tatsachliche  Praxis  in  der  Handhad>uag 
der  einschlägigen  Vorschriften  erkennen  ließen;  indessen  laßt  sidi 
immerhin  vermuten,  daü  der  \'erkauf  von  Land  ,,til  stcfnu"  vorzugs- 
weise als  eine  Form  zur  Aufnahme  von  Kapitalien  benutzt  wurde, 
und  daß  von  hier  aus  ein  all/.u  i)illii;er  Kaut  von  Land  „til  stcfnu** 
als  ein  versteckter  Wucher  ani^esehen  werden  konnte.  Da  mochte 
man  sich  denn  von  kirclilicher  Seite  her  recht  wohl  veranlaßt  sehen, 
einem  derartigen  Mißbrauche  gegen ul)er  ein  Mittel  der  Abhilfe  zu 
gewähren,  tiesseii  man  beim  gewöhnlichen  Verkaufe  von  Land  niclit 
zu  bedürfen  glaubte,  und  es  liegt  auch  von  hier  aus  betrachtet 
wiederum  nahe,  die  I Bestimmung  auf  des  K.  Magnus  Krlmgssti;  u:i'. 
des  Erzbischofs  E\  steinn  Zeit  zurückzuführen  und  an  eine  Benutzung 
des  kanonischen  Rechtes  in  derselben  zu  denken. 

Kommt  nun  aber  der  Zeitpunkt,  für  welchen  die  Wiederei nlusung 
des  Landes  vorbehalten  war,  so  hat  der  Verkäufer  im  Herbste  zuvor 
dem  Kaufer  anzusagen,  daß  er  zu  deren  Vornahme  entschlossen  sei  und 
ihn  für  den  Donnerstag  in  <1 -r  nachstkommenden  Osterwoche  aut  das 
verkaufte  Land  zu  laden,  um  hier  sein  Geld  in  Empfang  zu  nehmen;') 

*)  G^U  276  Düd  284. 
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dabei  kann  jene  Ansage  und  diese  Ladung  beliebig  entweder  in  zwei 
getrennten  Akten  vorgenommen,  oder  auch  zu  einer  einzigen  Hand- 
lung zusammengezogen  werden.  Bezüglich  des  weiteren  Verfahrens^ 
gehen  aber  die  beiden  hier  maßgebenden  Stellen  einigermaßen  aus- 
einander. Nach  der  ersteren  von  ihnen  hat  der  Verkäufer  an  dem 
anberaumten  Tage,  wenn  sein  Gegner  nicht  etwa  beide  Tatsachen 
ohnehin  zugesteht,  sowohl  die  rechtzeitige  Vornahme  jener  Anzeige 
und  Ladung  durch  die  Aussage  der  bei  derselben  zugezogenen 
Zeugen  zu  beweisen,  als  auch  durch  einen  weiteren  Zeugenbeweis 
festzustellen,  „hversü  mikla  aura  htnn  ä  i  |)eirri  jöröu",  d.  h.  um 
welchen  Preis  der  Gegner  seinerzeit  das  Land  gekauft  hat  und  um 
welchen  Preis  dasselbe  somit  auch  wieder  einzulösen  ist;  genau  den 
durch  die  Zeugenaussage  festgestellten  Betrag  hat  er  sodann  seinem 
Gegner  anzubieten,  und  wenn  dies  geschehen,  gehört  fortan  das 
Land  wieder  dem  früheren  Verkäufer,  das  Geld  aber  dem  Käufer,, 
und  das  Land  gilt  als  nach  Recht  und  Billigkeit  (at  skilum  ok  at 
lögmale)  eingelöst  Nach  der  zweiten  Stelle  dagegen  soll  der  Ver- 
käufer, wenn  beide  Teile  sich  an  der  anberaumten  T^fahrt  auf  dem 
streitigen  Lande  eingefunden  haben,  vor  allem  sein  Gericht  nieder- 
setzen (setja  nidr  dorn  sinn)  und  nun  erst  seine  Zeugen  darüber, 
aussagen  lassen,  wieviel  Geld  der  Gegner  auf  dein  Lande  stehen 
habe;  durch  deren  Aussage  be>tiinmt  sich  die  Höhe  des  von  ihm 
sofort  zu  erlegenden  IJetniges,  es  sei  denn,  daU  der  Gegner  durch, 
seinerseits  \orgefuhrte  Zeugen  nachweise,  daü  ihm  ein  höherer  Be- 
trag gebühre.  Man  >vird  wolil  berechtigt  sein  anzunehmen,  dali 
diese  letztere  Stelle  von  jenem  anderen  Zeugenverhöre  über  die 
richtig  erfolgte  Anzeige  und  Ladung  nur  als  von  einer  selbstver- 
ständliclien  und  überdies  aus  naheliegenden  Gründen  nur  selten  not- 
wendig werdenden  Sache  nur  nicht  ausdruckhch  Erwähnung  tue,, 
und  man  wird  umgekehrt  auch  annehmen  dürfen,  daü  ein  Über- 
bictcn  des  Verkäufers  durch  den  Käufer  in  He/ng  auf  den  Zeugen- 
beweis betreffs  der  Molie  des  zu  erlegenden  Betrages  auch  an  der 
ersteren  Stelle  nur  als  selbstverständlich  und  als  nur  ausnahmsweise 
vorkommend  unbesprorhcn  geblicl)en  sei,  wie  denn  in  der  Tat  die 
Zulässigkeit  eines  derartigen  Überbietens  init  Zeugen  sich  ganz  von 
selbst  aus  den  Grundsätzen  ül)er  das  ,,and\itni"  ergibt,  wie  solclie 
an  einer  trüberen  Stelle  des  Rechtsl)uches  bereits  vorgetragen  worden 
waren.')  Dies  vorausgesetzt,  bleibt  aber  zwischen  den  beiden  parallel 
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laufenden  Stellen  nur  noch  der  Unterschied  übrig,  daß  die  tvdte 
die  Niedersetzung  eines  von  den  Parteien  zu  berufenden  Gerichtes 
fordert;  während  die  eistere  von  einem  solchen  nichts  weifl,  und 
man  wird  kaum  irre  gehen,  wenn  man  diesen  Unterschied  auf  doe 
in  die  Regierungszeit  des  K.  Magnüs  Erlingsson  fallende  Neoentog 
zurücknihrt,  durch  welche  der  alte  skiladömr  ftir  eine  Reilie  m 
Fällen  beseitigt  wurde.')  Die  erste  Stelle  scheint  eben  dieser  Neue- 
rung bereits  Rechnung  zu  tragen,  während  die  zweite  von  dendbea 
noch  nichts  weifl^  und  diese  Vermutung  gewinnt  noch  bestimmteR 
Gestalt,  «renn  man  die  am  Schlüsse  der  zweiten  Stelle  steheodeo 
Worte  ins  Auge  fa6t:  „]>a  skal  hann  vätta  hafa  at,  er  at  |>eirri  stefim 
kemr,  er  hann  i  jorö  slna  aptr  at  le3rsa".  In  dem  Zusammeflfaaiiie^ 
in  welchem  diese  Worte  stehen,  sind  dieselben  vollkommen  unver* 
ständlich.  Da  dieselben  nämlich  von  dem  Erscheinen  an  der  zur 
Einlösung  des  Landes  anberaumten  Tagfahrt  ihren  Ausgangspunkt 
nehmen,  können  sie  unmöglich  als  Fortsetzung  der  unmittelbar  vot* 
angehenden  Bestimmung  („nü  koma  }ieir  ))ar,  —  —  nema  liiouoi 
bere  vitni  til  mein  aura")  gedacht  sein,  sofeme  diese  t>ereits  die  Ver- 
handinngen  an  «Uesem  Termine  von  dem  Erscheinen  der  Parteien  . 
an  bis  zum  Schlüsse  der  Beweisführung  besprochen  hatte:  dagegen  j 
würde  sich  jener  rätselhafte  Schlu6satz  sehr  gut  an  den  Anfang  un- 
serer Stelle  („nü  vill  maör  stefnujörö  sfna  brigöa,  —  —  ä  jörö  |>a 
«r  [leir  dula  um")  anschUeßcn,  wenn  wir  uns  nur  jenes  zweite  Stüde 
ueL;deiiken,  sofernc  dann  zuerst  von  der  im  Herbste  vorzunchmendeo 
Aii/eigt-  und  I^adung  gesprochen  und  sodann  zu  tient  Erscheinen  an 
<Jcr  atil)rraumtcn  Tagtalirt  und  den  Verhandlungen  an  dieser  über- 
gegangen wurde.  Mit  anderen  Worten:  die  Fassung  der  ganzen 
Stelle  fjewinnt  sofort  die  vermiete  Klarheit,  wenn  wir  annehmen, 
<iaß  (iieseli)e  einer  j:^ernischten  Redalvtion  unseres  Rechtsbuches  ent- 
nommen sei,  wie  uns  eine  entsprechende,  auf  das  Verfahren  in  nicht 
litluiden  Geldsachen  bezügliche  Stelle  in  der  Tat  vorliet^t,'!  i'"*-'  ^'^ 
an  unserer  Stelle,  wie  dies  ja  nachweisbar  öfter  vorkam,  die  aus- 
drückliche Bezeichnung  der  Textesstiickc  ausgefallen  sei.  welche 
einerseits  der  iiltercn  und  andererseits  der  jünijeren  Redaktion,  oder 
auch  beiden  gememsam  entnommen  waren.    Vor  dem  Anlange  der 

')  vgl.  Uber  dicM  Neuerung  E.  Herttx^erg,  Gnmatneklmie  i  4en  xldile  BOidR 
Ploces,  Sb  30  und  fgg* 
•)  CI»L.  37. 

v^I.  meine:  Studien  Uber  das  sog«iuuiiite  Christciireebt  des  K.  Sfenir» 
13  ond  16. 
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ganzen  Stelle  wäre  demnach  ein  „Bädir",  vor  den  Worten:  „nü  koma 
])eir  |>ai"  ein  „Öla&",  endlich  vor  den  Worten:  „|iä  skal  hann  vätta 
hafa  at"  ein  „Magnus"  hinzuzudenken,  und  das  plötzliche  Abbrechen 
des  Schluflsatzes  daraus  zu  erklären,  daß  ja  die  Vorschrift  der  jüngeren 
Redaktion  schon  vorher,  nämlich  eben  in  GI)L.  276^  vollständig  mit- 
geteilt  worden  war,  natürlich  auf  Grund  einer  anderen,  wahrscheinlich 
ungemischten  Rezension  des  Recfatsbuches.  —  Übrigens  wird  auch 
noch  fiir  den  Fall  besondere  Fürsorge  getroffen,  da  der  Käufer  der 
stefhujörd  zu  der  Zeit,  in  welcher  die  Einlösung  des  Landes  erfolgen 
soll,  sich  außerhalb  des  Dingverbandes  oder  gar  außerhalb  Norwegens 
befindet ')  In  diesem  Falle  soll  sich'  der  Verkäufer  in  erster  Linie 
an  den  „haldsmadr"  halten,  d.  h.  an  denjenigen,  welchem  der  Ab* 
wesende  fUr  die  Dauer  seiner  Abwesenheit  die  Verwaltung  seines 
Vermögens  übertragen  hat,  eventuell  aber,  wenn  nämlich  der  Ab-' 
wesende  für  die  Verwaltung  seines  Vermögens  keine  Fürsorge  ge- 
troffen hat,  an  dessen  nächsten  Erben.  Dem  einen  wie  dem  anderen 
dieser  Vertreter  i^c^^enüber  ist  dabei  ganz  dasselbe  Verfahren  einzu- 
halten,  welches  gegenüber  dem  Käufer  selbst  einzuschlagen  wäre, 
wenn  er  zur  Stelle  wäre.  Ist  endlich  weder  ein  Verwandter  noch 
ein  Erbe  des  Abwesenden  innerhalb  des  Dingverbandes  vorhanden, 
so  mag  sich  der  Verkäufer  an  das  Ding  wenden  und  hier  dem  Ab- 
wesenden einen  gesetzlichen  Termin  zur  Heimkehr  vorgel)cii  hissen; 
erscheint  derselbe  an  diesem  Tern;]fi(  nicht,  ao  mag  der  WTkaufcr 
seine  Zeugen  am  Ding  vorführen  und  den  Preis  anbieten,  über 
welchen  diese  aussagen;  hat  dann  der  Abwesende  niemanden  zum 
Empfange  des  Geldes  bevollmächtigt,  so  mag  der  Verkäufer  den 
Betrag  selber  behalten,  bis  jener  ihn  ihm  abfordert.  Hatte  aber  der 
Käufer  das  Land  wieder  weiter  verkauft,  so  hat  der  Verkaufer  die 
Wahl,  ob  er  sich  bezüglich  der  Wiedereinlösung  desselben  lieber  an 
ihn  selber  oder  an  den  dritten  Hesitzer  halten  will;  letzteres  eine 
Bestimmung,  welche  zeigt,  daß  eine  Veräußerung  der  stefnujörö 
ihrem  Käufer  zwar  an  und  für  sich  nicht  verwehrt  war,  da(3  aber 
deren  Wirksamkeit  stets  auf  die  Dauer  seines  eigenen  Besitzrechtes 
beschrankt  blieb. 

Ks  kann  nun  aber  auch  vorkommen,  daß  an  dem  ausbedungenen 
Termine  die  Wiedereinlosung  nicht  erfolgt,  und  auch  für  diesen  Fall 
treffen  zwei  Stellen  unseres  Rechtsbuches  Fürsorge,  von  denen  freilich 
nur  die  eine  ^)  sich  ausdrücklich  auf  die  stefaujörö  bezieht,  während 


*)  G^L.  a86.         *)  «bend«,  276. 
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<lor!i  auch  die  andere  zweifellos  nur  auf  diese,  und  allenfalls  audi 
noch  auf  die  mäIajör(^  bezogen  werden  kann.  Es  bestimmt  aber  jene 
erstere  Stelle,  daß  das  Land,  welches  am  Termine  nicht  eingelost 
wird  und  volle  20  Jahre  uneingelöst  bleibt,  ohne  daß  \on  den  He- 
teiligten  eine  „lysing^  erlassen  würden  sofort  ^t  ö6rle  ordcn",  d.  k 
zu  Stammgut  geworden  sein  solle,  so  dafi  nun  der  Gegner  die 
Stammgutsqualität  dieses  Landes  ableugnen  (dula  öAals)  und  dassdbe 
für  sich  in  Anspruch  nehmen  möge;  tut  er  dies,  so  hat  er  dasLiod 
vor  einem  Privatgerichte  zu  vertreten,  der  Kläger  aber  ihm  dassdbe 
mit  „ärofar"  abzugewinnen,  wobei  die  Regd  gilt:  „nü  eio  |ieir  iro&r, 
er  vid  kaup  |»eirra  voro".  Dabei  ist  das  Land  nach  seinem  voUeo 
Werte  (fuUum  aurum)  einzulösen,  wenn  nicht  inneriialb  jener  10 
Winter  cmc  iJlysing"  erfolgte^  und  gilt  als  rechtmäfiige  lysiog  nur 
diejenige,  bei  welcher  Käufer  und  Verkäufer  einig  sind  kii  ver« 
stehe  aber  diese,  auf  den  ersten  Anblick  ziemlich  unklare  Stelle 
dahin,  daß  bei  der  stefnujörd  binnen  einer  Frist  von  20  Jahren  vom 
Vertragsabschlüsse  an  gerechnet  das  Wiedereinlösungsrecht  so^  «ie 
es  ursprünglich  ausbedungen  worden  war,  eriöschen  soll,  wenn  es 
nicht  durch  eine  gehörige  l>^si'ng  vorbehalten  und  in  seinem  Fort* 
bestände  gesichert  Mrird;  nach  Ablauf  jener  Frist  soll  demnach  das 
fragliche  Land  nur  noch  unter  der  Voraussetzung,  daß  es  Stammgut 
des  Verkäufers  gewesen  war,  und  nur  wie  gewöhnliches  Stammgut 
eingelöst  werden  können,  d.  h.  um  seinen  vollen  Schätzungsweit  und 
auf  Grund  einer  Beweisführung  durch  jene  Art  von  Zeugen,  wekbe 
als  arofar  bezeichnet  werden,  welch  letzterer  Satz  aber  freilich  im 
späteren  Rechte  eine  erhebliche  Einschränkung  erlitt  auf  welche  idi 
später  noch  des  näheren  zu  sprechen  kommen  werde.*)  EMe  Worte: 
„|ki  er  hon  at  o(^rle  oröen"  können  selbst\  erständlich  nicht  besiigfO, 
(laß  die  stcfnujor(\  durch  den  Ablauf  einer  20jahrigen  Frist  IM 
(.H^alsjortN  des  X'erkaufers  werde,  u  .ihrcnd  sie  dies  vorher  nicht 
weseu  war,  und  ich  l  I  lube  sie  darum  daliin  verstehen  zu  sollen,  dafi 
das  Land  nach  Abhii.i  L;:cser  Frist  nicht  mehr  als  stefnujöri^  einge- 
löst werden  könne,  >uadcrn  nur  noch  als  « 't^.ilsit)r<\  chiU  sie  sich  alsft 
in  Hozui^  auf  ihre  EinUxun^  i^ewissermaUcn  in  gewohnliches 
verwandi  It  habe.  Voiikommca  korrekt  ist  der  Ausdruck,  wcofl  *f 
so  geniciot  ist,  allcrdiogs  nicht,  da  die  stefnujorö,  genau  bcseaeo, 

*)  Gani  Ihntich  UH  »ucb  E.  Herlzbcrg,  ang.  O..  S.  38-42  SJeUf  - 
mit  Ausnahme  nur  emcr  itn  letHen  Sau  bctreffcadcn  Abwekbiuf,  «eldte  oodx  ^' 
vtitn  werdea  wird. 
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sich  eben  doch  nicht  in  öAal  verwandelt,  vielmehr  wenn  sie,  wie 
dies  regelmäfiig  der  Fall  gewesen  sein  wird,  schon  vorher  ö5al  des 
Verkäufers  gewesen  war,  nur  unter  Abstreifung  ihres  bisherigen  be- 
sonderen Charakters  als  stefnujörO  fortan  zur  Eigenschaft  eines -ge> 
wohnlichen  ö&al  zurückkehrt,  dagegen  wenn  sie  nicht 'schon  vorher 
dessen  ööal  gewesen  war,  dies  auch  durch  den  Ablauf  jener  Frist 
nicht  wird;  aber  diese  Inkorrektheit  ist  eben  doch  nicht  gröfier  als 
an  zahlreichen  anderen  Stellen  der  älteren  norwegischen  Rechts- 
bücher, und  auch  in  diesem  Falle  wieder  durch  die  früher  bereits 
hervoi^ehobene  Neigung  derselben  zu  scharf  zugespitzten  Antithesen 
bedingt  Das  ,4eysa  aurum  fuUum",  von  welchem  unsere  Stelle 
spricht,  und  das  „liggr  hon  tfl  fullra  aura",  wie  der  Ausdruck  in  der 
Parallelstelle  lautet,  beziehe  ich  femer  auf  die  bei  der  Einlösung  des 
gewöhnlichen  6dal  übliche  Bezahlung  nach  dem  Schätzungswerte, 
statt  der  bei  der  Einlösung  der  stefnujörd  gebräuchlichen  Zahlung 
nach  dem  ursprünglichen  Kaufpreise.  Ich  sehe  endlich,  was  das  ein- 
zuhaltende Verfahren  betrilift,  vorlaufig  von  dem  rätselhaften  Satze: 
„IUI  cro  |ieir  nrofar,  er  viö  kaup  |icirra  väro"  völlig  ab  und  erkenne 
somit  in  den  hier  einschlagi<;en,  allerdings  sehr  durftii;en  Vorschriften 
lediglich  eine  Verweisung  auf  das  gewöhnliche  Verfahren  in  Slanim- 
gutssachen.  So  verstanden  erweisen  sich  aber  die  Vorschriften  un- 
serer Stelle  einfach  als  eine  Folge  der  allgemeinen  Regel  der  üftL.. 
dal)  kein  gezogenes  Zeugnis  l.mger  als  2n  Jahre  lang  vorhält.  Von 
hier  aus  ergab  sich  nämlich  die  Konseijuen/,,  daß  nacli  Ablauf  xon 
vollen  20  Jahren  vom  Abschlüsse  des  Kaufvertrages  über  die  stcfnu- 
jörö  an  gerechnet,  sowohl  dieser  Verkauf  überhaupt,  als.  auch  ins- 
besondere der  Betrag  des  ausbedun^uncn  Knufpreises  nicht  mehr 
durch  die  Vertragszeugen  erwiesen  werden  koimtc;  wollte  man  also 
nicht,  wie  dies  bei  Geldschulden  ul.)lich  war,  auf  den  Pnrteieneid 
zurückgreifen,  so  war  in  der  Tat  eine  lunlosuni^  der  stefunjein^  als 
solcher  untunlich  geworden,  und  somit  nur  noch  die  laido^unr;  des 
Lat^des  als  of^alsjörÖ  möglich,  wenn  ihm  anders  die  haL,'en>cli;itt  eines 
solchen  überhaupt  zukam.  Die  arofar,  auf  welche  solrluntall«  zu- 
rückgegriffen werden  mußte,  sind  nach  einer  Definition,  welche  ge- 
legentlich des  Stammgutsprozesses  gegeben  wird, ')  Nachbarzeugen 
bestimmter  Beschaffenheit,  Sic  müssen  innerhalb  desselben  Volk- 
landes, in  welchem  das  streitige  Land  liegt,  mit  6i\\\  angesessen 
sein;  sie  müssen  überdies  mindestens  20  Jahre  alt  gewesen  sein,  als 
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ihr  Vater  starb,  und  muß  ihre  Aussage  überdies  noch  durch  Neben- 
zeugen  bestätigt  werden,  welche  beim  Tode  ihres  Vaters  mindestens 
15  Jahre  alt  wafen;  sie  haben  endlich  ein  ödalsvitni  zu  erbringen, 
d.  h.  zu  bezeugen,  daß  das  in  Frage  stehende  I<and  wirküdi  Stamm- 
gut  des  Klägers  sei.  Da  sie  nur  vom  Hörensagen  her  deponieren 
und  nur  über  die  dem  Lande  zukommende  Stammgutsqualität»  sind 
sie  von  den  Vertragszeugen  scharf  zu  unterscheiden,  und  ihr  Zeugnis 
kann  selbstveratändlich  nicht  verjähren,  wenn  auch  das  dieser  kti- 
teren  längst  verjährt  war.  Auch  das  entspricht  vollkommen  den 
Grundsätzen  des  älteren  Rechts,  daß  jene  Verjährung  des  Vertrags' 
Zeugnisses  durch  eine  rechtzeitig  vorgenommene  Irsing  ausgeschlossen 
werden  konnte,  also  durch  eine  öffentliche  Verkündigung,  welche 
die  ursprünglichen  Vertragsbedingungen  vor  beigezogenen  Zeugen 
nochmals  wiederholte.  Die  bisher  zugrunde  gelegte  SteUe^  fordert 
nur,  dad  diese  Verkündigung  vor  Ablauf  der  20jährigen  Frist,  vom 
Vertragsabschlüsse  an  gerechnet,  erfolge  und  dad  bei  derselben  der 
Käufer  und  Verkäufer  in  Übereinstimmung  handle;  die  Paralldstdk 
aber  wiederholt  nicht  nur  diese  beiden  Anforderungen,*)  sondern 
ergänzt  sie  auch  noch  durch  die  Bemerkung,  dad,  wenn  diese  Über' 
einstimroung  unter  beiden  Kontrabenten  nicht  zu  erreichen  sei,  jedem 
von  beiden  Teilen  freistehe,  seine  Zeugen  am  Ding  vetnehmen  zn 
lassen  und  damit  den  Inhalt  der  Ij^ing  auch  gegen  den  Willen  seines  . 
Mitkontrahenten  festzustellen.  Durch  diese  Ergänzung  der  Vorschrift 
wird  deren  Bedeutung  aber  erst  in  das  volle  Licht  gerückt  Die 
Aufgabe  der  lysing  besteht  nämlich  offenbar  darin,  dafi  durch  die» 
selbe  die  Mögliclikeit  eines  Zeugenbeweises  bezüglich  der  ursprüng- 
lichen Vertragsbedingungen  über  die  Frist  hinaus  erstrebt  werdcs 
soll,  durch  deren  Ablauf  die  ursprünglichen  Vertragszeugen  ihreVef* 
wcndb  irkcit:  cinInil.'.L-n,  und  dieser  Aufgabe  entspricht  sie  dadurck» 
dati  nuch  \ur  dcni  Ahliuie  der  Verjährun^^sfrist,  also  zu  einer  Zeit, 
in  welcher  die  ursprunglichen  Vertragszeugen  noch  beweiskräftig 
sind,  der  Inhalt  des  ursprünsrhchen  Vertrages  vor  anderen  Zeugen 
rechtslornilich  testgestellt  wird,  welche  letzteren  dann  aiit  weitere 
20  Jahre  ihrerseits  an  die  Stelle  der  urspruniilichen  X'crtrai^sieugen 
treten  mögen.  Ms  ist  aber  klar,  daß  diese  Feststellung  ebensogut 
durch  eine  gutliche  Übereinkunft  der  Parteien  erfolgen  kann,  vfie 
durch  die  rechtzeitige  V^ernehiiiung  der  ur<prüni;licheii  \  ertrags- 
zeugen,  und  daß  sie  gerade  darum  noch  vor  dem  Ablaufe  der  Ver- 


')  Ü^L.  276.  ebenda,  272. 
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jährungsfrist  erfolgen  muß,  weil  neben  dem  ersteren  auch  noch  der 
letztere  Ausweg  für  sie  offen  ^«^^ halten  werden  will.  —  Insoweit  also 
ist  alles  klar;  emstliche  Schwierigkeiten  bereitet  dagegen  noch  der 
bisher  ganz  außer  Ansatz  gelassene  Satz:  „nü  ero  t)eir  ärofar,  er  vi& 
kaup  jieirra  viro"  unserer  HauptsteUc,  und  zu  seiner  Betrachtung  ist 
darum  nunmehr  überzugehen.  Wörtlich  übersetzt  bedeutet  er:  „nun 
sind  diejenigen  ärofar,  welche  beim  Vertragsabschlüsse  unter  dea 
Parteien  anwesend  gewesen  waren";  so  verstanden  vnderspricht  der» 
selbe  aber  schlechterdings  den  Grundsätzen  des  älteren  Rechts,  und 
zwar  gleichviel,  ob  wir  unter  den  Leuten  „er  viö  kaup  jteirra  väro"* 
nur  die  seinerzeit  beim  Vertragsabschlüsse  zugezogenen  Solennitäts- 
zeugen  verstehen  wollen,  oder  neben  ihnen  auch  noch  alle  anderen 
Personen,  welche  etwa  zufällig  bei  diesem  Vorgange  zugegen  gewesen 
waren.  Im  einen  wie  im  anderen  FaUe  können  unter  diesen  Leuten 
recht  wohl  Personen  begriffen  sein,  welche  den  Voraussetzungen 
keineswegs  entsprechen,  an  welche  die  Verwendbarkeit  als  ärofi  ge- 
kntipü  ist;  im  einen  wie  im  anderen  Falle  ist  femer  bei  denjenigen,, 
auf  deren  Anwesenheit  beim  Vertragsabschlüsse  das  entscheidende 
Gewicht  gelegt  wird,  das  Beweisthema  notwendig  ein  ganz  anderes 
ab  bei  den  irofax,  nämlich  dort  Existenz  und  Inhalt  des  abge- 
schlossenen Vertrages,  hier  dagegen  die  Stammgutsqualitat  des  strei- 
tigen Landes.  Ich  glaube  nun  in  dem  Satze  eine  spätere  Rechts- 
reg d  erkennen  und  ihn  im  Zusammenhange  damit  etwas  anders- 
auslegen zu  dürfen;  ich  stütze  mich  dabei,  neben  inneren  Gründen, 
auf  das  den  Satz  beginnende  Wörtchen  „nü",  welches  ich  emphatisch 
nehmen  und  mit  ^jetzt"  im  Gegensatze  zu  einer  früheren  Zeit  über- 
setzen mödite.  So  betrachtet  erscheint  unser  Satz  als  die  Bemer- 
kung eines  späteren  Abschreibers  oder  Oberarbeiters  eines  älteren 
Textes,  welcher  eine  Abweichung  des  neueren  Rechtes  vom  älteren 
hervorheben  wollte,  und  er  ist  zu  übersetzen:  „jetzt  aber  gelten  als 
ärofar  alle  die,  welche  bei  dem  Vertragsabschlüsse  anwesend  gewesen 
waren".  Zur  Untcrstutzuntf  die>cr  Auslegung  berufe  ich  mich  auf 
die  schon  mehrfach  heraiit^c/ogene  Parallclstelle,  wo  es,  nachdem 
gesagt  worden  war,  dal5  das  Land  um  seinen  vollen  Wert  eiiij^elüst 
werden  iiuissc,  wenn  es  20  Jahre  lang  uneingelöst  geblichen  sei, 
ohne  daß  eine  rechtsgültige  Kaiag  erfolt^t  wäre,  weiterhin  heiül: 
„nü  skal  hann  mcö  arofum  jorA  briyda^  j»eir  ero  hanom  arofar 
rettir,  er  viö  kaup  |>eirra  varo,  ef  jicir  Ufa,  hvigi  scm  |)i  ir  ero  buröum; 
n  ef  |ieir  ero  eigi  til,  |m  sk  il  hrmn  hrigt^a  me(^  «ärotum  rettum". 
Damit  ist  also  zunächst  gesagt,  daü  unter  der  gegebenen  Voraus- 
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Setzung  nur  die  Einlösung  mit  ärofar,  d.  h.  in  den  Formen  des 
Stammgutsprozesses  übrig  bleibe,  ganz  wie  dies  dem  älteren  Rechte 
«ntspriclit;  sodann  aber  wird  auch  hier,  ofienbar  von  späterer  Hand, 
•ein  Zusatz  betgefügt,  welcher  eine  ganz  entgegengesetzte  Regel  aus* 
spricht  Ich  übersetze:  „als  rechte  arofar  gelten  fUr  den  Beweisführer 
■alle  die  Personen,  welche  beim  Vertragsabschlüsse  gegenwärtig  ge* 
Wesen  waren,  soweit  sie  noch  leben,  gleichviel  wie  es  um  ihre  G^ 
burt  stehe  (d.  h.  gleichviel  ob  sie  hinsichtlich  ihrer  Geburt  den  An- 
forderungen entsprechen,  welche  an  die  arofar  gestellt  zu  wenfen 
pflegen);  wenn  jedoch  solche  Leute  nicht  vorhanden  sind,  so  soll 
er  mit  rechten  (d.  h.  wirklichen,  den  sonstigen  Ansprüchen  voll- 
kommen genügenden)  arofar  einlösen."  Den  eigentlichen  aro&r 
{r^ttir  ärofar  in  diesem  Sinne),  d.  h.  den  Nachbarzeugen  des  gewöhn- 
lichen Stammgutsprozesses,  werden  also  hier  die  Personen  gegeafiber- 
gestellt;  welche  seinerzeit  beim  Vertragsabschlüsse  zugegen  gewesen 
waren,  und  von  ihnen  wird  gesagt,  dafi  sie  auch  anstatt  der  eigent* 
liehen  ärofar  verwendbar  (also  r^r  irofar  in  einem  anderen  Sinne) 
seien,  wenn  sie  gleich  den  an  die  eigendichen  arofar  gestellten  An« 
forderungen  ganz  und  gar  nicht  entsprechen.  Die  Bedeutung  der 
Keuerung  liegt  aber,  so  verstanden,  in  Folgendem.  Während  man 
nach  älterem  Rechte,  wenn  das  Vertragszeugnis  erst  verjährt  war, 
die  bisherige  stefiroiörö  nur  noch  als  ööalsjörö  einlösen  konnte,  also 
nur  unter  der  Voraussetzung,  da6  das  Land  wirklich  Stammgut  des 
Verkäufers  war,  nur  um  seinen  vollen  Schätzungswert  und  nur  in 
■den  Formen  des  Stammgutsprozesses,  laßt  das  neuere  Recht  diesen 
Ausweg  zwar  auch  noch  für  den  schlimmsten  Fall  offen,  aber  es 
eröffnet  dem  Verkäufer  auch  noch  eine  weitere  und  'für  ihn  weit 
vorteilhaftere  Möglichkeit,  indem  es  auch  nach  eingetretener  Ver- 
jährung des  gezoi^enen  Zeugnisses  die  ursprünL^lirhen  Vertragszeugen 
und  doch  wohl  Auch  alle  diejenigen  Personen,  welche  beim  Vertrags- 
abschlüsse und  üliue  rechtsförmlich  beigezogen  worden  zu  ^ein  an- 
wesend gewesen  waren,  noch  als  Rrfahrungszcugen  über  diesen  Ab- 
schluß vernehmen  läßt.  Solange  also  derartige  Personen  lebten, 
brauchte  nicht  auf  den  St  unmirutsprozeß  zurückgegriffen  zu  werden, 
und  konnte  demnach  auch  cuie  bloße  kaupajörft  noch  eingelöst 
werden;  aber  doch  blieb  insoferne  noch  einigest  des  alteren  Recht« 
in  Kraft,  als  die  Einlösung  nach  wie  \  or  auch  in  solchen  Fallen  um 
den  vollen  Schatzungswert  imd  nicht  um  den  ausbedungenen  Kauf- 
preis zu  erfolL;en  hatte,  und  als  die  über  den  VertragsabschiuÖ  aus- 
sagenden Erfalirungszcugen  noch  immer  arofar  genannt  .werden, 
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obwohl  sie  den  an  wirkliche  itohr  gesteQtea  Anfördenit^eii  k^es- 

zu  entsprechen  brauchten.  Diese  Etnschicbung  nun  einer 
neueren  Rechtsregel  in  einen  älteren  Text  hat  E.  Hertzberg  nicht 
als  solche  erkannt,  und  infolgedessen  ist  ihm  tler  innere  Zusammen- 
hang der  alteren  Satzungen  und  deren  spatere  Störung  durch  das 
Eindrinr^en  einer  neueren,  mit  jenen  unverträglichen  Rechtsnorm  auch 
niciit  vüUkoinmen  klar  geworden. 

Endlich  ist  noch  zu  erwähnen,  daü  unser  Rechtsbuch  dem  Ver- 
käufer, welcher  seine  stefnujörö  zwar  rechtzeitig  einlosen  möchte, 
aber  die  hierzu  nötigen  Mittel  nicht  besitzt,  noch  einen  eigentuni- 
liclien  Ausweg  eroHäM  t. ')    Er  kann  nämlich  dem  Käufer  nach  vor- 
gangiger Ladung  desselben,  au  dem  anberaumten  Termin  eroffnen, 
daß  seine  Armut  ihn  verhindere,  den  unter  ihnen  geschlossenen 
\  ertrag  einzuhalten  /at  |»rot  rjiifa  kaup  jjeirra),  und  hierüi)er  Zeugen 
vorführen;  ist  dies  geschehen,  so  kann  jeder  uöalsnautr  das  Land 
einlösen,  und  wenn  dies  nicht  geschieht,  verbleibt  dasselbe  dem 
Käufer.    So  einfach  diese  Vorschrift  auch  aussieht,  so  schwer  ist  es 
doch,  eine  befriedigende  i'.rklarung  derselben  zu  geben,  und  zwar 
liegt  die  Schwierigkeit  einer  solchen  darin  begründet,  daß  dalx-i  auf 
-  Regeln  bezüglich  der  Behandlung  der  stefnujörö  zurückgegangen 
■werden  muü,  welche  für  diese  die  tiefgreifendste  Bedeutung  haben, 
aber  trotzdem  in  unserem  Rechtsbuche  nirgends  ausdrücklich  aus« 
gesprochen  werden,  vielmehr  lediglich  aus  anderweitigen  Angaben 
desselben  geschlossen  werden  müssen.    Als  charakteristisch  für  den 
Begriff  der  stefnujörö  hatten  wir  gleich  am  Eingange  unserer  Er- 
örterung derselben  zu  bezeichnen,  daß  der  Verkauf  derselben  auf 
eine  bestimmte  Zeitfrist  erfolge,  und  wurde  dabei  erwähnt,  daß  dabei 
eine  Frist  von  15  Wintern  genannt  werde,  wobei  vorläufig  dahin- 
gestellt blieb,  ob  dieser  Frist  die  Bedeutuni;  einer  nicht  überschreit- 
baren Maximalfrist  beizulegen  sei,   oder  nur  die  einer  beispielsweise 
genannten,  weil  tatsächlich  besonders  häufig  vorkommenden  Besitz- 
periode.   Nun  zeigen  die  vorhin  bereits  erörterten  Bestimmungen, 
dafi  solches  Land  recht  wohl  20  Jahre  und  länger  u neingelöst  bleiben 
konnte,  wenn  nur  für  die  Möglichkeit  eines  Beweises  der  Vertrags- 
bedingungen durch  die  rechtzeitige  Vornahme  einer  Ij^sing  gesorgt 
w^orden  war,  und  man  wird  hieraus  zunächst  den  Schluß  ziehen 
dürfen,  dafi  jene  15  jährige  Frist  nur  als  eine  Usualfris^  nicht  aber 
als  eine  Maximalfrist  gemeint  sein  könne;*)  da  jedoch  kaum  anzu- 


>)  G]»L.  393.         *)  So  aoeb  Hertsberg,  rag.  O.,  S.  38. 
Maurer,  AllnonliKlicit  Pfimdrecht.  99 
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nehmen  sein  wird,  dafl  jenfc  wiederholt  vorgetragenen  Vorscbrifteo 
über  die  Vornahme  einer  lysing  lediglich  den  seltenen  Fall  einer 
vertragsweise  ausbedungenen  Frist  von  mehr  als  20  Jahren  im  Aug^ 
gehabt  haben  sollten,  wird  doch  wohl  auch  noch  der  weitere  Sdilaft 
gestattet  sei|i,  daß  ebenso  wie  beim  Pachtvertrage  ^  j  auch  bei  unserer 
atefnujörd  eine  stillschweigende  Verlängerung  des  Besitzverhältoisses 
über  die  ursprünglich  ausbedungene  Zeit  üblich  gewesen  sdn  werde, 
wie  denn  auch  in  der  Tat  nur  unter  dieser  Voraussetzung  begreiflidi 
wird,  warum  der  Verkäufer,  welcher  srin  Land  wieder  einlösen  urill, 
von  dieser  seiner  Absicht  dem  Käufer  vorher  ausdrücklich  Nachridit 
geben  muß.  Mit  anderen  Worten:  die  vertragsmäßige  Festsetzung 
einer  Frist  für  die  Wiedereinlösung  der  stefnujörö  hatte  zunäclist  nur 
die  Bedeutung,  daß  das  Land  vor  dem  Ablaute  dieser  Frist  wider 
den  Willen  des  Kaufers  niciit  einf^a'lost  werden  durfte,  nicht  aber 
/Lii^l  1  Ii  i  jch  die  andere  Bedeutung,  daß  dasselbe  mit  deren  Ablauf 
bei  \  ernieidung  irs^^end  welcher  Rechtsnachteile  eint;clöst  werden 
mußte.  Was  soll  nun  aber  dcnigec^^enuber  die  Anzeige  de5  Ver- 
käufers bedeuten,  aus  Geldmanpfel  das  Land  nicht  einlösen  zu  können: 
(iewiß  ist,  daß  diest;ll>e  zunächst  den  Stamnicj^utsiTenossen  des  Ver- 
kaufers die  Möglichkeit  eröffnete,  nun  ihrerseits  das  1  .and  einzulösen; 
außerdem  wird  man  aber  doch  wohl  anzunehmen  haben,  tiaii  1  jr 
den  Fall,  da  diese  von  ihrem  Einlösungsrechte  keinen  Gcbraucii 
machten,  das  Land  sofort  dem  Käufer  zu  unwiderruflichem  Kigen- 
tume  zufiel.  Wenn  nämlich  dies  zwar  nicht  ausdrücklich  gesagt 
wird,  vielmehr  der  .-Xusdruck  ,,hafa"  an  sich  ebensogut  da«;  Insherige 
widerrufliche  Eij^entum  des  Kaufers  bezeichnen  konnte  als  cm  un- 
widerrufliches, .so  scheint  doch  der  Zusammenhang^  an  unserer  Stelle 
nur  diese  letztere  Deutuu}^  zu  «gestatten,  - *  da  nicht  wohl  an/uneluncn 
ist,  dati  derselbe  beim  ööalsnautr  einen  anderen  Sinn  haben  sollte 
als  beim  Kaufer,  und  überdies  ließe  sich  schwer  begreifen,  was  das 
ganze  Verfahren  zu  bedeuten  haben  sollte,  wenn  dasselbe  nicht  unter 
allen  Umständen  zu  einer  enclf^ültigen  Lösung  der  Beziehungen 
zwischen  Käufer  und  Verkäufer  führen  würde.*)   Ein  ausdrücklieber 

'1  vgl.  Fr.  Brandt,  Brud&tykker,  S.  6S  und  70;  Forelxsningcr,  I,  S.  ^ 

uad  28b. 

ut^äläDHutr  skal  hafu,  cf  hann  vill,  ellax  biuii  er  keypt  hafÖc. 
*)  Damit  widcilci^t  sich  die  von  Fr.  Brandt,  Fordsesnioger,  I,  >  335' 
172»  ausgesprochene  Meinung,  daß  der  Verkäufer  befugt  gewesen  sti,  durch  die  Au* 
zeige  seiner  Armut  und  deren  wiederholte  l^ting  von  20  sn  20  Jahren  ^cb  uad  den 
6dalsnautar  das  Einlösungsrecht  vorzubehalten. 
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Verzicht  des  Verkäufers  auf  sein  Wiedereinlösungsrecht  ist  also  in 
seiner  Erklärung  zu  erkennen,  welcher  dem  Lande  seine  Eigenschaft 
als  stefnujörd  benahm,  mochte  dasselbe  nun  dem  Käufer  verbleiben 
oder  von  den  Stammgutsgenossen  des  Verkäufers  eingelöst  werden; 
aber  allerdings  erhebt  sich  bei  dieser  Auffassung  der  Sachlage  sofort 
ein  weiteres  Bedenken.  Was  sollte  den  Verkäufer  zur  Einleitung 
eines  Verfahrens  bestimmen,  welches  ihm  Air  alle  Zukunft  jede  Mög- 
lichkeit einer  Einlösung  abschnitt,  während  er  sich  doch  diese  Mög- 
licfakeit  einfach  dadurch  fiir  den  Fall  einer  späteren  Besserung  seiner 
Vermögensverbältnisse  erhalten  konnte,  daß  er  gar  nichts  tat  und 
somit  stillschweigend  die  Besitzperiode  eines  Käufers  sich  durch 
Nichtgcltendmachung  seines  Einlösungsrechtes  verlängern  lie6?  Und 
wie  erklärt  sich  überdies,  daß  man  von  ihm  die  Beibringung  eines 
Nachweises  bezüglich  seiner  Verarmung  forderte,  während  man  doch 
erwarten  sollte,  den  Verzicht  auf  sein  Wiedereinlösungsrecht  in  sein 
freies  Belieben  gestellt  zu  sehen?  Die  Beseitigung  beider  Bedenken 
wird  sc^ort  gelingen,  wenn  wir  annehmen,  daß  der  ursprüngliche 
Vertrag  wie  dem  Verkäufer  so  auch  dem  Käufer  das  Recht  einge- 
räumt habe,  an  dem  ausbedungenen  Termine  die  Einlösung  des 
Landes  zu  fordern,  so  daß  also  zwar  dann,  wenn  weder  der  Käufer 
noch  der  Verkäufer  sich  rechtzeitig  rührte,  das  Einlösungsrecht  des 
letzteren  auch  über  die  bedungene  Zeit  hinaus  fortbestand,  aber  doch 
auch  dem  Kauler  die  lUtui^nis  eingeräumt  AVar,  wenn  er  wollte,  die 
Einlösung  an  jenem  Tcrtniiie  /u  beanspruclieu.  Als  eine  Beschraii- 
kune^  dieses  seines  vertragsmaLÜL^i  ii  Rechtes  ist  demnach  der  Satz 
zu  betrachten,  daß  der  Verkaukr  durch  den  Nachweis,  daß  ihm 
zur  EiulöJiunL:  die  n<jtigen  Mittel  fehlen,  sein  Einli)sunpsrecht  auf 
seine  Stamnif^utst^eno.-^en  übertragen  dürte.  und  dal»,  wenn  auch 
die<:e  von  dem  l'-iiil« 'sungsrechtc  keinen  (iebrauch  m.iclien  k(inncn 
(•der  wollen,  dieses  Recht  erlösche  und  somit  das  widerrufliche  Eigen- 
tum des  Käufers  an  dem  l  ande  in  ein  unwidcrrufliche.>  sich  ver- 
wandle. Von  diesem  CrL>icht^])unkte  aus  erklärt  sich  ganz  befrie- 
digend, dal.»  sich  ciei'  K.iutc^r  i)ei  der  blof^en  Hehauptunt^  des  Ver- 
kautcrs,  nicht  zahlen  /.u  Icounen,  nicht  zu  iu  ruhigen  brauclite,  viehnchr 
deren  Beweis  fordern  konnte,  und  erklärt  sich  aucl..  lLiH  sich  der 
\  erkäufer  veranlaßt  sehen  konntr,  sell>st  die  X'crhamihmg  in  Gang 
zu  bringen,  wenn  er  glaubte,  eine  Rückforderung  df i;e/aidten  Kauf- 
preises seitens  dc<  Kaufers  l>erurrhtcn  zu  mu'^^sen,  und  seiner  Zahlungs- 
unfähigkeit für  die  Gegenwart  idcht  nur,  sondern  auch  tür  die 
Zukunft  sich  bewußt  war.    Man  sieht  aber,  wie  sehr  das  beiden 
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Kontraheoteii  gleichmäfi^  eingerännite  Recht,  am  beduogeoea  Ter- 
mine die  Einlötoog  des  Landes  fordern  zu  dürfen,  dazu  beiträgt  den 
pfaodrechflichen  Qiarakter  des  Geschäftes  bestimmter  hervortnteo 
zu  lassen« 

Ganz  ähnliche  Bestimmungen  wie  bezüglich  der  stdhujörft  gdtni 
endlich  auch  in  Bezug  auf  die  mälajörd,  welche  indessen  in  un- 
serem Rechtsbuche  ungleich  minder  ansßihtlich  und  erschöpfend 
behandelt  wird  als  jene  erstere.  Auch  beim  Verkaufe  von  Land 
„til  mala''  muß  der  Verkäufer  dieses  zuerst  unter  Beiziebuog  voa 
Zeugen  dem  nächsten  Stammgutsfolger  zur  Ausübung  seines  Ein» 
standsrechtes  anbieten,  welche  Verpflichtung  indessen  auch  hier 
wieder,  ganz  wie  bei  der  stefnujörO,  dem  eigenen  Sohne  des  Ver- 
käufers gegenüber  wegfallt^)  Von  einem  zweiten  Angebote,  welches 
nach  jenem  crsteren,  aber  auch  noch  im  Herbste  vor  dem  wirkücheo 
Verkauf  allgemein  an  alle  Stammgut^fenossen  in  der  DingversanuD' 
lung  erlassen  werden  sollte,  ist  allerdings  auch  bezüglich  der  mab' 
jörd  wieder  nicht  ausdrücklich  die  Rede;  aber  dieselben  Gründe» 
welche  oben  bezüglich  der  stefnujör6  dargelegt  wurden,  machen 
auch  bezüglich  der  mälajörö  wahrscheinlich,  da0  diese  beim  Ver- 
kaufe von  ödal  ganz  allgemein  zu  erfüllende  Obliegenheit  auch  bdm 
Verkaufe  „til  mala"  ertüUt  werden  mußte.  Ebenso  wird  man  woU 
auch  anzunehmen  befugt  sein,  obwohl  unser  Rechtsburh  auch  hie- 
rüber schweit^,  daß  trotz  des  rechtsförnili(  h  ertolgteii  Angebotes 
auch  bei  der  inalajoiA  cicni  Verkäulcr  die  Anfechtung  des  Geschäftes 
dann  noch  gestattet  war,  „ef  üseld  er",  d.  h.  wenn  der  verabredete 
Kaufpreis  ein  im  Vergleiche  zum  Werte  des  Landes  ganz  unver- 
hältnismäßig^ niedriger  war.  I  litisiclitlich  licr  VViedcrcinlo^iung  tief 
mälajorf')  ai  -cr  l.)i(.tet  unser  Rechti>l>uch  zunächst  folgende  Vors-  hritt.-i 
Der  Vcrkautt  r.  welcher  zu  dieser  schreiten  will,  soll  dem  V^erkauter 
von  dieser  seiner  Abj.icht  einen  halben  Monat  vor  dem  l)onncrstai;e 
in  der  0.ster\vi>chc  Mitteilung  machen,  und  sodaim  an  dickem  Ter- 
mine mit  jenem  sich  auf  dem  betrcflenden  Lande  eintinden,  um  iuer 
im  X'ereine  mit  ilnn  ein  Privatc^'ericht  zu  bestellen.  Vor  diesem  (jc- 
richte  hat  der  \'erkäufer  sudaan  >eine  \'ertraL;szeut:^en  vorzuluhren 
und  darüber  aus>ii::n:n  zu  1  i.>^en:  „h\crsu  inikla  aura  hinn  a  i  [teirr: 
jor(^u",  d.  h.  wie  viel  (  icld  er  auf  dem  I>andc  stehen  hat,  oder  ander» 
au'^gedriickt,  zu  welchem  Preise  er  dieses  seinerzeit  verkauft  liaite 
und  zu  welchem  dasselbe  eben  darum  auch  wieder  einzulösen  isti 


1)  Ü]»L.  a»S.  ebenda.  aSj. 
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der  durdi  die  Zeugenaussage  festgcstdlte  Preis  kotomt  sodann  zu 
erlegen,  sofeme  der  Käufer  nicht  etwa  durch  Vorführung  von  Gegen- 
beweiszeugen  einen  höheren  Preis  dartut  Zieht  sich  der  Verkäufer 
in  der  soeben  gesdiilderten  Weise  zu  seinem  Lande,  so  ist  ihm  dieses 
sofort  zurückzugeben,  wogegen  ein  anderes  gilt,  wenn  er  das  £tn* 
lösuQgsverfahren  erst  später  im  Jahre  einleitet  Zieht  er  sich  eist 
nach  dem  angegebenen  Termine  zu  seinem  Lande,  aber  doch  noch 
früher  als  der  Pflug  in  die  Erde  gesetzt  wird,  und  Hegt  dieser  Ver- 
zögerung keine  betrügerische  Absicht  zugrunde  (sc  |)at  eigi  vclaverk), 
so  gilt  die  Regel:  „\*Ä  öörlask  hann  leigu,  en  hinn  abuö",  d.  h. 
d  um  crw  irbt  der  Verkäufer  das  Pachtgeld  und  der  Käufer  das  Rocht 
der  Bcwirtschaltuug,  oder  mit  anderen  W'orteti :  der  Kaufer  und  bis- 
herige Besitzer  des  Landes  darf  trotzdem,  dat5  ihm  der  seinerzeit  von 
ihm  bezaliltc  k.uifprcis  zurückerstattet  wird,  bis  auf  weiteres  doch 
noch  auf  dem  Gute  wolinen  bleiben,  aber  freilich  nur  als  l*achter 
des  einlösenden  Verkautcrs,  welcher  letztere  somit  von  ihm  für  das 
laufende  Jahr  ein  Pachtgeld  bezieht  Zieht  sich  der  Verkäufer  da- 
^'egen  noch  spater  zu  seinem  Lande,  hefir  hann  bieöe  jön^  ok 
aura  uleigis  \\i  12  mana("^r",  d.  h.  so  darf  der  Käufer  noch  das  volle 
Jahr  auf  diesem  wohnen  bleiben,  ohne  von  dem  Land  ein  Pachtt^eld 
oder  von  dem  zurückerstatteten  Kaufpreise  einen  Zins  entrichtea  zu 
müssen.  Es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  mit  dieser  Be- 
stimmung eine  andere  im  wesentlichen  parallel  geht,  welche  ohne 
den  Namen  der  mälajorö  zu  nennen,  doch  schon  in  ihrer  Überschrift 
von  der  „lausn  ä  ii>rr)u".  d.  h.  von  der  Einlösung  von  Land,  und  in 
ihrem  Texte  noch  genauer  von  dem  Falle  spricht,  da  der  Verkäufer 
das  verkaufte  Land  einzulösen  das  Recht  hat  ,,ri  luerium  dcLji  sem 
hann  vill",  d.  h.  ohne  ai^  einen  bestimmten  Termin  gebunden  zu 
sein,  wie  ein  solcher  bei  der  stefnujun^  ausbedungen  sein  mußte.  ') 
Auch  an  dieser  zweiten  Stelle  wird  der  Verkäufer,  welcher  zur  lun- 
lösung  schreiten  will,  zunächst  angewiesen,  dem  Besitzer  des  Landes 
diese  seine  Absicht  einen  halben  Monat  vor  dem  Donnerstage  in 
der  Osterwoche  bekannt  zu  geben,  und  zwar  mit  dem  Beifügen:  „at 
haon  mege  scr  aura  nv'ta  j>at  sumar",  d.  h.  damit  der  bisherige  Bc* 
sitzer  des  lindes  noch  die  Möglichkeit  habe,  den  ihm  bezahlten 
Kaufpreis  für  den  kommenden  Sommer  nutzbringend  anzulegen; 
weiterhin  wird  aber  sodann  noch  bemerkt,  dal3  die  Vornahme  der 
rinlnMiMg.  „efter  iardaga"  die  Folge  habe,  daÖ  der  bisherige  Besitzer 
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des  Landes  „baftöe  aura  ok  lelgu*',  d.  h.  sowohl  den  Kaufpreis  ab 
das  Pachtgeld,  erhalte.   Aus  dieser  Parallelstelle  ergibt  sich  sehr 
deutlich»  daß  unsere  Bestimmung  mit  der  Einrichtung  der  „fardagai" 
zusammenhingp  d.  h.  der  gesetzlich  bestimmten  Zugtage,  an  welchea 
sich  die  Besitzerwechsel  in  Bezug  auf  den  Grundbesitz  zu  vx>Qziehea 
pflegten.   Die  Bestimmung  der  Zeit,  in  welche  diese  fielen,  ergibt 
sich  aus  einer  anderen  Stelle  unseres  Rechtsbuches, '  )  nach  welcher 
der  abziehende  Bauer  „nlu  nxtr  ä  sumar'',  d.  h.  die  ersten  neua 
Tage,  vom  ersten  Sommertage  (14.  April)  an  gerechnet,  nodi  die 
sämtlichen  Gebäude  des  Hofes  bewohnen  durfte,  den  er  zu  verlassen 
hatte,  wenn  er  aber  nicht  imstande  war,  binnen  dieser  Frist  seine 
sämtiUchen  Habseligkeiten  wegzubringen,  neun  weitere  Tage  die 
Hälfte  der  Gebäude,  endlich  im  äufiersten  Notfälle  nochmab  neos 
Tage  lang  lediglich  die  Schiflfshütte  oder  Almhütte  jenes  Hofes  b^ 
nützen  mochte.    Als  „fardagar"  werden  hiemach  für  den  Bezirk  des 
Gula|u'ngcs  doch  wohl  die  Tage  vom  14- — 22.  April  zu  betrachten 
sein,  und  es  stimmt  somit  unsere  zweite  Stelle  mit  jener  erstcrcn 
zwar  in  ihrem  I  laupt^esichtspunktc  ubcrciii,  aber  keincsw  et^s  in  allen 
Einzclh<  itrn   seiner  Durchführung.    IMe  Aukuiidigungspilicht,  und 
insbesoncicrc  auch  die  für  ihre  Erfüllung  gesetzte  PYist  ist  allerdings 
hier  wie  dort  völlig  liic  i^lciche,  und  ebenso  hat  hier  wie  dort  der 
Donucr.-^t.icf  in  der  ( )steru  oche  augenscheinlich  als  der  für  die  Ein- 
lösimg l>estimmtc  ()rdnungijmdf3ige  Termin  zu  gelten:  aber  wahrend 
die  /.viervt  besprochene  Stelle  für  den  Fall  der  verspäteten  Einleitung 
des  V'criahrens  unter>cheidet,  je  nachdem  der  Pflug  bereits  über  das 
Land  cfci^angen  ist  oder  nicht,  bespricht  die  zweite  nur  den  cin-n 
Fall,  da  die  Einlösung  erst  na<  h  den  F'ahrtagen  vor  sich  geht.  miJ 
behandelt  denselben  ohne  wi  itere  Unterscheidung  L;erade  so  wie  (ii? 
erstere  Stelle  den  ball,  da  der  Pflug  bereits  in  die  Erde  yesttit 
worden  war.    Da  der  Ustertag  nicht  früher  als  auf  den  22.  Marz 
und  nicht  spater  als  auf  den  j;.  April  fallen  konnte,  ist  klar,  diö 
der  Donnerstag   der  Osterwoche   keinenfalls   früher   als   aul  den 
26.  März  und  keinenfalls  spater  als  auf  den  20.  April  fallen  konnte; 
wenn  demnach  zwar  allerdin<;s  zu  isclici^  dem  Donnerstage  der  Oster- 
woche, welcher  als  Zahltag  für  den  Kaufpreis  bestimmt  war,  und 
dem  Schlüsse  der  P'ahrtage,  an  welchem  die  Übergabe  de?  Hofes 
erfolgt  sein  mußte,  eine  Zcitdift'erenz  bestehen  mochte,  welche  aikn- 
falls  sogar  volle  vier  Wochen  betragen  konnte,  so  war  diese  doch 
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immerhin  gering  genug,  um  bei  der  Berechnung  von  Pachtgeld  und 
Kapitalzios  aufier  Acht  gelassen  weiden  zu  können;  jedenfaUs  aber 
4ari  in  der  Verweisung  auf  den  Sdilufi  der  Fahrtage  statt  auf  den 
Beginn  der  Feldarbeit  eine  in  hohem  Grade  praktische  Neuerung  • 
erkannt  werden,  indem  dadurch  ein  ein  (tir  allemal  feststehender 
Termin  an  die  Stelle  eines  wechselnden  uod  im  einzelnen  Falle 
möglicherweise  schwer  zu  erweisenden  gesetzt  wurde.  Erheblicher 
noch  scheint,  da6  die  zuerst  besprochene  Stelle  ausdrücklich  die 
Niedersetzung  eines  Frivatgerichtes  an  der  zur  Einlösung  bestimmten 
Tagfahrt  fordert,  wogegen  die  Parallelstelle  einer  solchen  nicht  ge- 
denkt Das  könnte  nun  freilich  auf  einem  Zufalle  beruhen,  da  ja 
diese  letztere  Stelle  sich  über  das  am  Einlösungstermine  zu  beob- 
achtende Verfahren  überhaupt  nicht  näher  ausspricht;  wenn  wir  in- 
dessen erwägen,  daß  wir  eine  ganz  ähnliche  Abweichung  auch  schon 
onter  den  beiden  von  der  Einlösung  der  stefnujörd  handelnden  Stellen 
begegneten,  dürfte  doch  immerhin  wahrscheinlicher  sein,  daß  auch 
bezöglidi  der  mälajörd  an  eine  spätere  Beseitigung  des  vordem  vor- 
geschriebenen Privatgerichtes  zu  denken  seL  Der  Parallelismus  im 
Verfahren  bei  der  Einlösung  beider  Arten  von  Land  scheint  über- 
haupt nur  insoweit  gestört  zu  sein,  als  bei  der  stefnujörö  die  An- 
kündigung der  beabsichtigten  Einlösung  des  Landes  bereits  im  Herste 
zuvor  zu  erfolgen  hat,  bei  der  mälajörö  dagegen  erst  im  I  rulijahre, 
nämlich  einen  halben  Monat  vor  dein  Einlovuiii^stermine.  Gerade 

• 

diese  Differenz  erklärt  sich  aber  sehr  einfacli  au.,  ucin  Umstände, 
daü  bei  der  mälajörö  die  willkürliche  lünlo^baikcit  vun  Jalir  /u  Jahr 
>ich  vcrtra<;s^eiiiai.i  von  selbst  verstand,  während  dieselbe  bei  der 
stclnujorc\  er^t  nach  einer  hingeren  Zeitfrist  ciiilrat,  und  daß  dem- 
gemäß die  Verbindung  des  Käufers  mit  dem  Lande  i)ei  der  letzteren 
eine  w  cit  innigere  war  und  somit  auch  dessen  Luslu>uiif;  von  diesem 
\veit  ;.,'roßere  Schwierigkeiten  bereitete  und  weit  längerer  Vorbcrci- 
tiint;en  bedurfte.  Daß  aber  die  bei  der  mälajörf^  ganz  selbstver- 
ständliche vorgängige  AnkuiuligunL;  der  beabsichtigten  Einlösung 
auch  bei  der  stefnujor(^  gefordert  wurde,  bei  welcher  sie  doch  an 
tmd  für  sich  hatte  eiitbelirt  werden  k(>nncn,  zeigt,  wie  olien  bereits 
bemerkt,  daß  bei  dieser  ganz,  ebenso  wie  bei  der  Landlcihe  ein  still- 
schweigendes VVeiterbestehenlasscn  des  einmal  begründeten  Besitz- 
verhaltnisses  über  die  Dauer  der  ursprungHcli  ins  Auge  gefal.Uen 
Frist  ganz  allgemein  üblich  war.  —  Für  den  hall,  da  der  Kaufer 
sich  zu  der  Zeit,  in  welcher  der  Verkäufer  zur  Einlösung  des  Landes 
schreiten  wollte,  außerhalb  des  Dingverbaades  oder  gar  außerhalb 
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des  Landes  befand,  galten  liir  die  milajörö  ganz  dieselben  Regdn 
wie  fttr  die  stefnujörö,  und  insbesondere  fand  auch  suif  die  eisteie 
der  Satz  Anwendung,  daß  der  Verkäufer,  wenn  der  Käufer  das  Laad 
wieder  weiter  veräußert  hatte,  sich  nach  freier  Wahl  ganz  ebensogat 
an  diesen  selber  halten  mochte  wie  an  den  dritten  ErweiberJ)  Be- 
merkenswert ist  aber  endlich  noch  eine  weitere  Bestunmung.*)  Bei 
der  Verpachtung  von  Land  galt  die  Regel,  daß  der  Päcbler  gegen 
den  Verpächter  ein  Klagerecht  auf  Gestattung  des  Besities  des  ge- 
pachteten Landes  hatte,  wenn  ihm  dieser  von  dem  Verpächter  wt- 
enthalten  werden  wollte;  der  Pächter  konnte  solchenfalh  den  Ve^ 
Pächter  nach  eigener  Wahl  vor  das  Dinggericht  fordern,  oder  aber 
an  den  Vertragsort  vorladen  und  vor  ein  hier  niederzusetzendes 
Frivatgerich^  und  er  mochte  dann  hier  oder  dort  auf  seine  Vertrag»- 
zeugen  gestützt  sein  Recht  suchen.  Ganz  dasselbe  Verfohres  wie 
bei  der  leigujörd  soll  nun  aber  auch  bei  der  mälajörd  gelten;  die 
Zusammenstellung  beider  Arten  von  Grundbesitz  scheint  dabei  an- 
zudeuten, daß  die  praktische  Bedeutung  beider  eine  ziemlicfa  älu- 
liche  war.  Ich  werde  später  noch  Anlaß  haben,  auf  diesen  Punkt 
zunickzukommen ;  schon  hier  möchte  ich  aber  bemerken,  daß  idi 
keinen  Grund  absehe,  welcher  mich  bestimmen  könnte,  mit  Ff. 
Brandt*)  an  dieser  Stelle  unter  der  mdlajörö  etwas  ganz  anderes  itt 
verstehen  als  an  allen  anderen  Stellen  der  G1>L.,  nämlich  ein  Padlt* 
laad,  bei  vvclchtMii  der  Vertrag  von  vornherein  auf  mehrere  Jsüiie 
abgeschlossen  und  alk-nfalb  auch  das  Pachtgeld  tur  diese  ganze  Bc» 
sitzdauer  vorausbez  ;hlt  worden  war.  Eine  t^e wisse  Aimlichkeit  hat 
ja  ein  derarti{^es  Pachtland  mit  dem  „til  nuila  im  bisherigen  Sinne 
verkauften  Laude,  soferne  hier  wie  dort  ein  nur  vorubercfehendes 
Bcsitzrecht  begründet  und  hier  wie  dort  bei  dessen  ßegründung  eine 
bestimmte  Geldsumme  als  Ges^enlcistung  für  die  Einräumung  des 
Besitzes  f^ezahlt  wurde:  aber  diese  Ähnlichkeit  ist  eben  doch  nur 
eine  j^anz  auUcrliche,  indem  die  bezahlte  Summe  im  einen  i'^all  nur 
vorausbezalilter  Pachtzins  ist  und  nach  Ablauf  der  vertragsni.it^i?en 
Pachtzeit  dem  Verpächter  veri)leibl,  im  anderen  Falle  dai^^egcn  Kiut- 
preis,  welcher  bei  der  Rückgabe  des  Landes  von  dem  EmplangC 
zurückerstattet  werden  muti  Von  einer  Wiedereinlösung  des  Landes, 
also  gerade  dem  für  die  malajön^  charakteristischen  Vorgange,  kann 
hiernach  bei  eiuem  Pachtgute  der  oben  bezeichaeten  Art  tuena^U 
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die  Rede  aein,  und  umgekehrt  ist  bei  derartigen  Fachtgütem  die 
vertrs^mädige  Feststellung  der  Pachtzeit  auf  eine  bestimmte  Reihe 
von  Jahren  erforderlich,  welche  hinwiederum  zwar  bei  der  stefnujörö» 
aber  keineswegs  bei  der  m^ajörd  Platz  greift»  fiir  welche  letztere 
vielmehr  gerade  umgekehrt  die  Zulässigkeit  der  Einlösung  ,4  hverj* 
um  degi  sera  hann  viU"  bezeichnend  ist  Was  übrigens  den  ge- 
naanten  Verfasser  zu  seiner  abweichenden  Aufibssung  bestimmt  zu 
haben  scheint,  wird  sich  bei  der  Besprechung  des  I)rändheimer 
Rechtes  zeigen,  zu  welcher  icb  sofort  übergehe. 

Die  Frostufiingslög  unterscheiden  sich  aber  von  den  G\)\^ 
zunächst  schon  hinsichtlich  ihrer  Terminologie.  Die  Bezeichnung 
stctnui(tr(^  ist  ihnen  völlii;  tVcnid,  und  wenn  dieselben  zwar  \on 
einem  „ni.ili  .t  jöröu"  sprci  hen,  so  brauchen  sie  doch  niemals  die 
Bezeichnung  mdlajörö,  und  hat  jener  Ausdruck  in  ihnen  ülxrdies 
eine  ganz  andere  Geltung  als  die,  welche  dem  Worte  m  ilajurti  in 
den  GI»!^  zukonmn.  So  wird  einmal  gesagt:*)  „Svä  cf  ina<^r  hefir 
tekit  mala  a  jördu.  ok  andaz  aunarrtveggja  landsdn  )ttinn  c{\i  um- 
bnösmaör  fyrir  jmnn  niessudag  (d.  h.  vor  dem  „tvec'i^ja  postula 
messudagr,  er  fyrstr  er  i  sumri",  also  vor  Philippi  Jakobi  oder  dem 
I,  Mai\  )m  ä  lei^^uli(>i  einnar  arftar  mala;  en  ef  landstln )ttinn  andaz 
eptir  jiann  messudat;,  [la  a  leit^uliAi  2  mala  aröa  |)a  jurö,  eina  er 
landsclruttinn  andaz  a,  ok  aöra  na^stu  eptir''.  Der  Gegensatz  eines 
land-sdrottinn  und  enies  leigiili/^i  zeigt,  daß  von  einem  verpachteten 
Gute  die  Rede  ist,  und  zugleicli  ist  aus  der  Stelle  ersichtlich,  daß 
bei  diesem  der  Tod  des  Verpächters  den  Pachtvertrag  nach  l>rand- 
heimer  Recht  ganz  ebenso  aufhob,  wie  dies  die  GI)L.  in  Bezug  auf 
den  leigumaii  ausdrucklii  h  aussjirechen ;  "j  zweifelhaft  bleibt  dem- 
gegenüber zunächst  nur,  ob  unter  dem  „taka  mala  a  jöröu"  der  Ab- 
schluß jedes  beliebigen  Pachtvertrages  zu  verstehen  sei,  oder  nur  der 
Abschluß  gewisser  Pachtvertrage  und  welcher.  Da  indessen  von  dem 
Umstände,  ob  der  Verpächter  vor  oder  nach  dem  i.  Mai  stirbt,  ab- 
hängig gemacht  wird,  ob  der  Pächter  nur  das  laufende  Jahr  oder 
auch  noch  das  folgende  den  Besitz  und  Genuß  des  Gutes  behalten 
sollf  wird  augenscheinlich  an  einen  Vertrag  gedacht,  welcher  auf 
mebrere  Jahre  abgeschlossen  war,  und  wird  hiernach  untor  dem 
mäli  wohl  nur  ein  auf  eine  bestimmte  Reibe  von  Jahren  abge» 
0ciilossener  Vertrag  zu  verstehen  sein.  Ein  paar  weitere  Stellen  be- 
stätigen diese  Vermutung,  während  sie  zugleich  noch  eine  etwas, 
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genauere  Feststellung  der  Beschaffenheit  des  Vertrages  gestatten. 
Mach  der  einen  von  ibnen  ^)  soll  iiir  den  Fall,  dafi  der  BevoUnucfa* 
tigte  (umboösmaör)  eines  abwesenden  Grundeigentümers,  welchem 
'dieser  seine  Vollmacht  hinterher  abnimmt,  tand  desselben  verp<i  Htet 
hat,  die  Regel  gelten:  „landsdröttinn  ä  kost  at  taka  af  honum  ombod 
|)egar  er  bann  vill,  en  mali  haldiz  at  hväro  sem  bann  a  at  byggja» 
t»at  ero  3  ardir",  wogegen  för  den  Fall  des  Todes  des  Gmndeigpi- 
tUmers  oder  seines  Bevollmächtigten  der  andere  Satz  zur  Gcltuos 
kommt:  „|>ä  baldiz  ardarmäli  siÖan".  Für  den  F^  des  Todes  des 
Verpächters  also,  als  welcher  der  Bevollmächtigte  ebensowohl  e^ 
scheint  als  der  Grundeigentümer  selbst;  soll  der  Pächter  ganz  wie 
nach  der  vorhin  besprochenen  Stelle  nur  noch  ein  Wirtschaftsjahr 
(örö)  lang  das  Gut  behalten,  wobei  doch  wohl  die  dort  gemachte 
Unterscheidung,  je  nachdem  der  Todesfall  vor  oder  nach  dem  i.  Mai 
eintritt,  auch  hierher  herüberzubeziehen  ist;  für  den  anderen  Fall 
■aber,  da  der  Bevollmächtigte  auf  Grund  seiner  Vollmacht  einen 
Pachtvertrag  abgeschlossen  hat,  soll  zwar  der  Grundeigentümer,  der 
ihm  die  Vollmacht  noch  vor  Ablauf  der  drei  Jahre  abnehmen  wiH, 
auf  welche  sich  dieselbe  an  und  fiir  sich  erstreckt,  *)  hierzu  befugt 
aber  doch  verpflichtet  sein,  den  Pachtvertrag  für  die  Zeitdauer  gelten 
zu  lassen,  fiir  welche  jener  befugt  war,  ihn  abzuschliefien,  also  fUr  hödi* 
stens  drei  Jahre.  Eine  zweite  Steile  *)  bespricht  zunächst  den  Fall, 
da  der  Pächter  ein  auf  dem  Pachtgute  befindliches  Gebäude  ab- 
brennen läfit,  und  unterscheidet  dabei  die  zweifache  Möglichkeit: 
„ef  hann  ä  mäla  ä  jördu",  und:  „ef  eigi  er  mäli  tekinn";  im  erstcrea 
Falle  bat  der  Bichter  das  Gebäude  binnen  Jahresfrist  wieder  befzu* 
steUen,  dagegen  im  letzteren  Falle  bis  zur  nächsten  Mittsommersaeit 
alles  zu  dessen  Wiederherstellung  nötige  Material  mit  Ausnahme  des 
Rasens  an  Ort  und  Stelle  zu  schaffen.  An  ihrem  Schlüsse  spridit 
dieselbe  Stelle  ferner  die  Regel  aus,  daß  „ef  maör  tekr  mala"  dieser 
mali  vollkommen  eingehalten  werden  müsse,  soweit  er  nur  dOTCh 
/.eueren  erwiesen  werden  kunnc,  und  zwar  auch  dann,  wenn  der 
Grundeif^entumcr  das  betreffende  Land  verkaufe;  nur  für  den  FaB, 
daß  der  (iriindeigentümer  „büslitsmaör"  wird,  d.  h.  seinen  bisherigen 
Hof  cinbuül,  ohne  sich  einen  anderen  sofort  anschatien  zu  können, 
soll  er  das  veri)a(  htcLc  Land  diireh  Krla^e  eines  einmaligen  Pacht- 
zinses einh-  L'u  dürfen,  wenn  er  selbst  auf  dasselbe  aufziehen  wiU, 
jedoch  nur  unter  der  Bedingung,  daß  er  noch  vor  Weihnachten  dem 

>}  Frj^L.  XIV.  2.         ')  ebenda,  i.         *)  ebenda,  XllI,  a. 


Digitized  by  Googl 


§  7>   Die  ttorweglidkeii  Proiiftnakeehte. 


459 


Pächter  davon  Anzeige  macht  und  überdies  seinen  Notstand  eidlich 
erhärtet  Da  nach  den  Fr^L.  der  erste  Werktag  „eptir  )irettanda 
dag  um  jöl",  also  nach  dem  Dreikönigstage  als  der  erste  Fahrtag 
gilt»^)  wird  hiemadi  für  das  Aufsagen  des  Verhältnisses  nur  eine 
I4tägige  Frist  vor  dem  Beginne  der  Fahrtage  gefordert»  was  aller- 
dings wenig  ist;  aber  der  Fall,  in  welchem  dasselbe  gestattet  wird, 
ist  auch  ein  ganz  ausnahmsweise  bevorzugter,  wie  denn  auch  die 
GpL.  dem  Stammgutsgenossen  ein  ähnliches  Vorzugsrecht  bezüglich 
des  verpachteten  Stammgutes  dem  fremden  Pächter  gegenüber  ein- 
räumen,  *)  und  der  Regel  nach  zeigt  sich  ja  das  Pachtverhältnis  nach 
der  Stelle  immerhin  fest  genug,  um  sogar  durch  den  Verkauf  des 
Landes  nicht  gelöst  zu  werden,  und  settist  in  jenem  privilegierten 
Ausnahmsfalle,  in  welchem  es  aus  dringenden  Gründen  einseitig  auf- 
gehoben werden  konnte,  mu6te  dasselbe  wenigstens  noch  durch  den 
Betrag  eines  vollen  Jahrespachtgcldes  abgelöst  werden,  so  daß  also 
auch  diese  Bestimmungen  wieder  recht  wohl  zu  der  Annahme  passen, 
dat^  unter  dem  mäli  ein  auf  eine  bestimmte  Reihe  von  Jahren  ab- 
geschlossener Pachtvertrag  zu  verstehen  sei.  Endlich  wieder  eine 
andere  Stelle,  welche  sicli  an  die  soeben  besprochene  unmittelbar 
anschließt,'''  bcstimn;t,  uaLi  bcua  niali,  wenn  der  Pachter  noch  vor 
dem  Ablaute  der  i^achtzeit  stirbt,  der  Umstand  zu  entscheiden  habe, 
ob  der  I'achtzins  bereits  für  die  gan/e  Dauer  der  Pachtzeit  voraus- 
lie/ahlt  ist  (forleiga)  oder  nicht.  Im  Falle  der  erfolgten  Voraus- 
bezahlung soll  nämlich  der  Erbe  des  Pächters  die  ganze  Dauer  der 
Pachtzeit  über,  wie  diese  durch  Zeugen  als  ausbedungen  erwiesen 
wird,  das  Gut  behalten,  ganz  wie  es  der  Verstorbene  selbst  behalten 
hätte,  wenn  er  am  Ixben  geblieben  wäre;  ist  dagegen  keine  Vor- 
ausbezahlung erfolgt,  so  behalt  der  Erbe  des  Pächters  das  Gut  nur 
nuch  über  eine  einzige  Ernte  (örfl),  und  zwnr  auch  dann,  wenn  der 
Verpächter  ein  Priester  ist;  letzteres  ein  Heisatz,  welcher  darauf  hin- 
zudeuten scheint,  daß  gerade  das  Kirchengut  ganz  besonders  hautig 
auf  bestimmte  längere  Zeitfristen  verjjachtet  zu  werden  ptlcgte. 
Übrigen??  soll  die  letztere  Bestimmung  einer  weiteren  Fortsetzung 
des  Pachtverhältnisses  keineswegs  im  V\'ege  stehen,  wenn  die  Be- 
teiligten solche  wünschen,  vielmehr  soll  der  Erbe  des  Pachters,  wenn 
ihm  der  Grundeigentümer  nicht  vor  dem  VV'eihnachtsabcnd  aufsagt, 
berechtigt  sein,  das  Land  unter  den  bisherigen  Bedingungen  auch 
fernerhin  in  Besitz  zu  behalten;  verpflichtet  ist  er  jedoch  dazu  nicht; 
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vielmehr  soll  ihm  der  Grundeigentümer  na^  Weihnachten  das  Land 
nochmals  ausdrücklich  anbieten  und  mag  er  dann  nach  eigener  WaU 
auf  diesem  sitzen  bleiben  oder  von  ihm  abziehen,  nur  daß  er  leti- 
terenfalk  seinen  Pachtzins  noch  auf  so  lange  zu  entrichten  hat;  ab 
dies  die  vorher  ausgesprochenen  Vorschrif^n  mit  sich  bringen.  — 
Aus  allem  dem  ergeben  sich  nun  fdigende  Sätze:  Während  der 
F^htvertrag,  welchen  Inhalts  er  auch  sein  möge,  schlechthin  ab 
leigumäli  bezeichnet  wird,  versteht  man  unter  dem  mäli  ä  jörda 
immer  nur  diejenige  besondere  Verabredung  beim  Pachtverträge^ 
durch  welche  die  Dauer  des  Pachtverhältnisses  auf  eine  bestinunte 
Reihe  von  Jahren  festgestellt  wurde,  gleichviel  übrigens,  ob  dabei 
der  Pachtzins  für  die  ganze  Pachtzeit  bereits  im  Voraus  erlegt,  oder 
ob  er  wie  bei  anderen  Pachtungen  Jahr  ftir  Jahr  entrichtet  wurde. 
Das  Bestehen  gesetzlidi  feststehender  Fahrt^je  brachte  freificb  mit 
sich,  dafi  eine  gewisse  Dauer  der  Pachtzeit  auch  ohne  jede  besondere 
Verabredung  sich  schon  von  selbst  verstand,  nämlich  die  Dauer  auf 
ein  volles  Wirtschaftsjahr,  und  als  ardarm ili,  d  h.  Vertrag  auf 
ein  Emtejahr,  mag  demnach  ein  derartiger  Vertrag  immethio  be* 
zeichnet  werden;')  es  begreift  sich  aber  auch,  dafi  gerade  daran, 
weil  diese  einjährige  Pacbtzeit  sich  von  selbst  verstand,  der  auf 
mehrere  Jahre  abgeschlossene  und  somit  die  jährliche  Kündigung 
ausschliefiende  Vertrag  in  einem  engeren  Sinne  als  mäli  ä  jötto  b^ 
zeichnet  werden  mochte,  weil  eben  in  diesem  Falle,  und  nur  ia 
diesem  Falle  die  Dauer  des  Pachtverhältnisses  Gegenstand  einer  be- 
sonderen Verabredung  war.  Da  der  Ausdruck  mdli  an  und  fiir 
sich  nur  soviel  als  Vertrag  bedeutet,  kann  aber  auch  nicht  auifaUeii, 
dafi  derselbe  in  verschiedenen  Rechten  nicht  nur,  sondern  sc^ar  in 
einem  und  demselben  Rechte  für  sehr  verschieden  geartete  Vertr^ 
Geltung  erlangen  konnte.  So  gebrauchen  die  norwegisch- isländischen 
Quellen  die  Zusammensetzungen  kaupmali,  leit^umäli,  veJ* 
mali  für  ulm  ivuuu  crtra,^,  Pacht\  ertrag  und  Fland\  ertrat;.  Das  CW 
fache  m.ili  kommt  sovvi»hl  in  den  Gl»L. -')  als  in  einem  unserer  is* 
huKÜschen  RccliLsbuclier für  den  DienstvcrtriL:  gebraucht  vor, 
vvelciicu  der  Hausherr  mit  seinen  Dienstboten  abschließt,  und  gan* 
allgemein  wird  derselbe  zumal  auf  denjenigen  Uienstvcrtrag  aüge- 


»)  Fr^L.  XI,  15.         •)  CI>L.  70. 
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wandt,  durch  welchen  die  Dieoatlente  oder  Kriegsleute  eines  Königs 
oder  sonstigen  Fürsten  unter  dessen  Befehl  treten;  daneben  be- 
zeichnet aber  der  Ausdruck  mäli  konu  in  den  Gl)L.  auch  wohl 
die  Gesamtheit  aller  der  vennögensrechtiichen  Ansprüche,  welche 
einer  Frau  auf  Grund  ihres  Ehevertrages  gegen  ihren  Mann  zustehen, 
also  deren  Recht  auf  ihre  heimanfylgja,  gjöf  und  gagngjald, und 
als  malakona  wird  demnach  die  Ehefrau,  deren  Güterrecht  durch 
einen  Ehevertrag  geordnet  ist,  auch  noch  weit  später  bezeichnet,*) 
ganz  wie  anderwärts  die  Dienstiente  eines  Fürsten  oder  die  Sold* 
tnippen  mälamenn  genannt  werden  mögen.  Von  hier  aus  be- 
greift sich  denn  auch,  daß  die  milajörö  der  G]>L.  etwas  ganz  an- 
deres sein  konnte  als  der  mäli  ä  jördu  der  FrI>L.;  dies  erst  zuge- 
geben, ist  aber  auch  sofort  klar,  daß  der  mäli  ä  jöröu  dieses  letzteren 
Kechttsbudies  mit  der  Geschichte  des  altncfw^tschen  Pfandrechtes 
nicht  das  mindeste  zu  tun  hat,  vielmehr  seine  Stelle  lediglich  in  der 
Lehre  von  der  Landleihe  zu  suchen  hat. 

Als  einzigen,  sowohl  die  makijorö  als  die  stcfnuivird  unifassendea 
Begriff  kennen  die  i  rlJ^  vielmehr  den  HcL^riU  der  forsöIujörA, 
d.  h.  des  Vorkaufslandes.  Sie  unter«-«  Heiden  also  nicht  zwischen  dem 
Falle,  da  etwa  von  Anfang  an  ein  l)i  stiinn\ter  Termin  für  die  Wiccicr- 
einlösung  des  verkauften  Landes  ausheduiu^en  worden  war,  und  dein 
anderen,  da  es  an  einer  vertrai^suiatiigcn  l-i^ststcllung  eimrs  derartii^cn 
Termines  fehlte,  und  wird  man  daraus  zwar  nicht  üufoit  schlietien 
dürfen,  daß  das  Gesciiat't  im  I »r  indheimischen  überhaupt  nur  auf 
beliebige  Kündigung  eiiiq;eL,'an£;en  werden  konnte,  aber  doch  berech- 
tigt ^ein  den  SchUil.)  /u  ziehen,  dal.-!  die  Festsetzung  eines  bestiuiuiten 
tinkxungstcrinines  dort  nicht  als  t-rlublich  genui^^  geo;f>!tcn  habe, 
um  dem  Geschalt  eim  ti  <clbstandi<^cn  ('iiarakter  auf/.upraL^cn.  Auch 
sonst  zeigt  das  [»randlieimer  Recht  noch  mancherlei  Besonderheiten, 
welche  indessen  weniger  auf  die  Verschiedi-nheit  der  Partikularrechte, 
als  vielmehr  darauf  -/uriickzufiihren  m  sein  scheinen,  daß  die  Frl»L. 
bereits  aut  einer  vorgeschritteneren  KntwicklunL;>stut'e  stehen  als  die 
GJkL,  ihrerseits.  Das  |>randheimer  Rechtsbuch  stellt  die  Regel 
auf :  ^)  „sa  er  forst)lumali  rettr,  at  slikan  eyri  skal  ma(^r  taka  sera 
hann  reiflir",  und  es  rrjlt  demnach  auch  nach  diesem  Rechtsbuche 
als  wesentJich,  dal3  die  Wicdereinlösung  des  lindes  tlurch  den  Ver- 
käufer um  denselben  Preis  zu  geschehen  habe,  um  welchen  dasselbe 

')  G[)L.  115.         *)  Diplom,  norveg.  II,  232/196  (1339V 
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setnerteit  verkauft  worden  war;  ja  es  wird  hier  sogar  auf  die  zwu' 
fache  Möglichkeit  Rücksicht  genommen,  daß  in  der  zwischen  dem 
Verkaufe  und  der  Wiedereinlösung  des  Landes  gelegenen  Zeit  eot* 
weder  eine  Veränderung  im  Werte  der  Zahlmittel  stattgefunden,  oder 
umgekehrt  das  verkaufte  Land  sich  seinerseits  verbessert  oder  m- 
schlechtert  haben  könnte.  Im  einen  wie  im  anderen  Falle  soUen  de^ 
artige  Veränderungen  beiden  Kontrahenten  weder  Nutsen  oodi 
Schaden  bringen,  und  soll  somit  im  etsteren  Falle  bei  der  Wiede^ 
einlösung  immer  derselbe  Sachwert  erlegt  werden,  wie  er  zur  Zeit 
des  Verkaufes  gegeben  worden  war,  während  im  letzteren  FaQe  die 
Differenz  des  Gutswertes  dem  einlösenden  Verkäufer  je  nach  Um- 
ständen zugute  oder  zu  Lasten  zu  rechnen  ist  Beide  BestimmuiigeD 
finden  sich  wunderlicherweise  sogar  zweimal  ausgcsprocbeo,  uod 
dieser  Umstand  ist  auffällig  genug,  um  einer  besonderen  Erörtenisg 
zu  bedürfen.  An  einer  Stelle,  weldie  ausdrttcldich  vom  forsölumali 
handelt,  wird  hinsichtlich  der  Wiedereinlösung  gesagt:')  „ea  hiao 
skal  reida  brennt  silfr  eÖa  gull  möti  jafnmfklu  sem  bann  mdtti  kaupa 
meö  |)vi  (€,  Jiä  er  Hann  keypti  jöröina  meö,  ok  l)a  <^ckk  gull  efla 
brennt  silfr",  und  etwas  später  nochmals:")  „sh'ka  jörö  skal  hverraptr 
seija,  sem  hann  tök,  en  ef  betri  er,  |)ä  stoöi  honum  [»at,  en  cf  verri 
er,  |)d  gjaldi  cptir  |)vi  sem  menn  meta  at  verri  er";  kurz  zuvor  aber 
war  ai)  einer  Stclk',  welche  zwar  die  liezeichiiuns^  forsölujörö  nicht 
gebraucht,  aber  doch  ebenfalls  den  Fall  bespricht,  ci.i  der  \'erkaufcr 
von  Land  an  diesem  die  „lausn",  d.  h.  das  Wiedcrchildsungsrecht  Iii 
haben  beliauptet,  gesagt  worden :  ^)  ,,cn  ef  silfr  gengr  betra  efla 
dicligra,  |>ä  lausn  er  i  jörlSxi  borin,  heldr  cn  |iä  gekk  er  jörö  \'ar 
kcy-pt,  |ia  <kal  hygy;ja  at,  hver  [>a  varu  auralöj^,  er  kaupinu  var 
keypt,  ok  <k.i1  jietta  i'c  gera  jäfngott  hinu,  er  jia  var  til  auralaga  at 
viröa.  En  et  .sa  hefir  jör(^  husat  c(^a  boett,  er  keypt  heßr,  |)a  skal 
vin^a,  hvcrjum  mim  hon  er  |>ä  betri,  er  lausn  bersk  ä,  heldr  en  }»ä 
er  hon  var  seid,  i  k  skal  hann  }mt  upp  taka  i  slikum  Ijarhitum, 
sein  |ia  gengr,  nema  |ieir  sa  tti/  a  um  lut  ör  ir)r(^unni".  Irh  kann 
nicht  linden,  daß  tlie  i)eiden  [»ar.illel  kmtenden  Stellen,  wie  l'-  UcfU- 
bcrg  annimmt,*)  auf  ganz  verschiedene  deschafte  sich  beziehen,  von 
denen  das  eine,  in  ij  I  behandelte,  der  stefniijört^  der  G^I-  ciit- 
sjirechend  auch  materiell  als  ein  Verkauf  mit  \  (>ri)elia]t  (ler\\ieder- 
einlüüung  sich  darstellte»  bei  welchem  das  wirtschaltliclie  Ziel  des 

')  FrJ)l..  Xir,  2.  »)  ebenda,  3.  »)  ebenda,  I. 
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Käufers  wirklich  auf  den  Erwerb  von  Grundeigentum  gerichtet  war^ 
wogegen  das  andere,  im  §  2  besprochene,  der  mälajörö  der  GI)L. 
ähnlich,  nur  formell  als  ein  Kauf  mit  Vorbehalt  der  Wiedereinlösui^^ 
erschien,  dagegen  wirtschaftlich  auf  ein  Darlehen  mit  Bestellung  eine» 
Gebrauchspfandes  an  liegendem  Gute  hinauslief.  Die  Widerlegung 
dieser  AufTassung  mir  für  später  vorbehaltend,  bemerke  ich  hier  nur,, 
dafi  nach  meinem  Dafürhalten  in  den  beiden  sich  folgenden  Para- 
graphen zwei  verschiedene  Überlieferungen  einer  und  derselben  Be- 
stimmung uns  erhalten  ^nd,  welche  der  Bearbeiter  unseres  Rechts^ 
buches  verschiedenen  Redaktionen  desselben  entnommen  und  unge- 
schickt genug  nebeneinander  in  dasselbe  eingestellt  hat,  während  er 
eigentlich  nur  die  eine  oder  die  andere  von  beiden  in  dasselbe  hätte 
aufnehmen  oder  vielmehr  beide  zugleich  zu  einer  einheitlichen  Fassung 
verarbeiten  sollen.  Beachtenswert  ist  dabei,  daß  die  in  §  i  voran- 
stehende Fassung  der  Sätze  über  die  Veränderung  des  Wertes  der 
Zahlmittel,  dann  die  Verbesserung  oder  Verschlechterung  des  Grund- 
besitzes den  Beisatz  enthält:  »en  |)etta  er  um  |iau  mäl,  er  sidan  geraz, 
er  bök  sjä  var  teken;  en  hin  fyrru  fari  svi  sem  vitni  bersk".  Es  ist 
hiemach  klar,  dafi  wir  im  §  i  eine  neuere  Bestimmung  vor  uns- 
haben,  welche  erst  gclegcntiich  einer  jener  mehrfachen  Überarbei- 
tungen in  das  Rechtsbuch  hineingekommen  sein  kann,  welche  dieses- 
im  Verlaufe  der  Zeiten  erfahren  hat;  das  ältere  Recht  hatte  sich 
einfach  an  die  Aussage  d^  Vertragszeugen  gehalten,  also  bei  der 
Einlösung  lediglich  den  Nominalbetrag  des  Kaufpreises  bezahlen 
lassen,  welcher  durch  diese  Zeugen  als  seinerzeit  entrichtet  erwiesen 
wurde,  ohne  auf  eine  inzwischen  etwa  eingetretene  Veränderung  des 
Geldwertes  Rücksicht  zu  nehmen,  und  andererseits  auch  das  Gut  in 
dem  Zustande  zurückgeben  lassen,  in  welrlu  iti  es  sich  /.ur  it  -^eincr 
Übcrgal)e  befand,  soweit  nicht  etwa  durch  ciie  Aussaj^c  der  W  rtrat^s- 
zcugea,  z.  B.  ul)er  die  Zahl  uiul  Beschaffenheit  der  seiuei/.eit  ul)er- 
gebenen  (iel)audc,  ein  anderes  bedingt  war.  Krwagt  mau  nun,  daLi 
einerseits  zur  Zeit  des  K.  Magnus  Krhngsson  ff  11*^4)  und  des  Krz- 
bischofs  Eysteinn  (f  1188)  eine  neue  BearbeiLuti^'  der  FrI)L.  vorc^e- 
noninien  wurde,  und  dal.)  andererseits  gerade  damals  der  ,,sakmelirin 
eyrir"  nur  halL)  so  lioch  stand  wie  der  „sihrmetina  e\  rir",  was  den 
P>zhiscliot  veraulaüte,  zum  großen  Arger  de<;  Jarles  Lrhugr  sich  die 
Bezahlung  seiner  Strafgelder  in  Silberwert  /.iiMrhcrn  zu  lassen.')  so 
liegt  der  SchluU  nahe,  daü  man  gerade  geiegenthch  jener  Bearbeitung. 
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sich  veranlaßt  gesehen  haben  möge,  auf  die  Möglichkeit  des  Eio- 
tretens  von  Schwankungen  im  Geldwerte  und  dann  weiterhin  audi 
auf  die  Möglichkeit  von  Veränderungen  des  Zustandes  und  Wertes 
des  Landes  Rücksicht  zu  nehmen.  Selbstverständlich  kann  audi  die 
mit  jener  ersteren  parallel  laufende  Bestunmting  des  §  2  und  5  aidit 
älteren  Ursprunges  sein;  wohl  aber  dürfte  deren  kürzere  WoctfaMuag 
auf  noch  spätere  Entstehung  derselben  hindeuten,  woxu  denn  asdi 
aehr  wohl  stimmt,  daß  jener  Schluflsatz  in  ihr  fehlt,  wekdier  die  B^ 
handlung  von  Fällen  bespricht,  welche  noch  unter  der  Herrschaft 
des  irüberea  Rechts  sich  zugetragen  hatten. 

Die  Form,  in  welcher  der  forsölumäli  begründet  würde,  war 
<lie9elbe  wie  beim  gewöhnlichen  Verkaufe  von  Grundbesitz.  Die 
Fr|)L.  unterscheiden  hier  wie  anderwärts  drei  versdiiedene  Akte, 
nämlich  einmal  den  Abschluß  des  Kaufirertrages  selbst  (kaup),  90* 
dann  die  Auflassung  (skeyting),  über  deren  Förmlichketeii  die 
GI>I..  näheren  Aufschluß  geben  ^)  und  welche  nach  Andreas  Suooei» 
Rechtsbuch,  ^)  dann  nach  einem  Erlasse  des  P.  Innocenz  IIL  vom 
16.  November  1198*)  unter  dem  Namen  der  scotatio  oder  skotnini; 
in  ähnlicher  W.'eise  auch  in  Dänemark  übUch  war,  außerdem  aber 
auch  innerhalb  der  gotischen  Rechte  eine  beschrankte  Anwendung 
fand,  endlich  die  Zusicherung  der  Stetigkeit  der  Übertragung 
(tryg^var);  sie  bestimmen  aber  überdies  ausdrücklich,  daß  der 
Vorbehalt  des  \^'ir(lereinlösungsre^htes  1 1  a  u  s  n)  bei  jedem  dieser  drei 
Akte  jremacht  werden  mußte,  wenn  derselbe  überhaupt  rechtlich 
wirksam  werde  n  sollte.  ^  i  Alk  drei  Akte  bedurt'en  der  Beiziehung 
von  Zeugen.  Be/üc^lich  des  ersten  unter  ihnen  wird  die  Regel  aut- 
gestellt:''»  ,,svä  >kal  kaup  hvert,  sem  \itni  veit".  und  auch  auf  die 
tryggvavHttar  wird  an  ticrselben  Stelle  ausdrucklich  Bezug  genommen: 
-das  ..vitni  3  manna  |teirra,  er  \  iA  ske\  ting  väro"  wird  daneben  in 
einer  Weix;  erwähnt,  welche  anzutk  iilei;  sciieint,  daß  man  dic'^elbcfl 
ZeuL;cn  hei  der  «:keytnit;  und  l)ei  den  tni'g£^-ar  zuzuziehen  pflege, 
wie  denn  auch  an  einer  anderen  Stelle  gesackt  wird :  „trygg\'a  vitni 
|»at,  er  skevtingar  vitni  er".  Kommt  es  hinterher  zu  einer  Beweis- 
führung über  den  Vertrag,  so  haben  die  Leute,  „er  sveria  Inusnina', 
ihren  Eid  dahin  abzuschwören : ')  „at  [)at  kom  undir  kaup,  ok  s\-a 

')  G|»L.  392.         ^  Juri»  aCRnici  expositio,  38 

Diplom,  suecan.  I,  109  133:  uuch  c  a  X,  de  coasuet  {U  4)- 

*;  l-  rj)I..  \n,  I.  ■•;  cb.-nda. 

*J  ebenda,  X.  a8;  BjarkR.  III,  159.  ■)  Fx^L,  XII,  1. 
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skeytfag.  ok  svi  tiyggvmr,  at  sä  slcykii  eiga  laum  ä  jöröu,  er  seldi, 
ok  Imt  mil  vir  gjöit  velataust  vi6  binti,  er  kejrpti".  Unter  den 
Sdiwdrenden  wefden  dodi  woU  die  Zeugen  zu  verstehen  sein,  und 
mag  imter  dieser  VorwisseCzung  aulTaUen,  da6  dieselben  2^neen  über 
alle  drei  Akte  nnd  den  bei  ihnen  gemachten  Vorl>ehalt  der  Wieder- 
cinlösug  aussagen;  indessen  wird  sich  dies  in  der  Art  erklären 
lassen,  dafi^  wie  dies  auch  sonst  mehrfach  vorkommt,  bei  jedem  fol- 
genden Akte  xanächst  die  bei  dem  vorhergehenden  zugezogenen 
Zeugen  über  das  vernommen  wurden,  was  vor  ihnen  vorgegai^en 
war,  so  da6  die  tryggvavittsr  allerdings  in  der  Lage  waren,  nicht 
fiur  ttber  die  tiyggvar,  sondern  auch  über  das  kaup  und  die  skeytfng 
auszusagen,  indem  sie  eben  auf  die  Aussage  der  seinerzeit  vor 
ihnen  vernommenen  Kauf*  und  Auflassungszeugen  sich  stötzten. 
Beniglich  der  Beweisiiihrung  konnte  sich  nun  aber  eine  eigentilm- 
Jlche  Schwierigkeit  ergeben.  Es  galt  nämlich  beim  Landkaufe  die 
Regel  „en  ef  maftr  kaupir  jörö  at  manni,  |iä  skal  tr>'ggva  vHttA 
ojöta,  ef  (lies:  er)  jörA  k^^ti,  innan  20  vetra,  hversü  undir  tr>'^gva 
var  sküt,  en  sfftan  skirskoti  tryg^^a  vätta  Abyrg6,  hvärt  sem  er 
innan  garOs  eAa  ütan",  oder  wie  eine  andere  Stelle  noch  vollständiger 
sich  ausdrückt:^)  „en  tr>'ggva  vitni,  }wt  er  Bke}'tingar  vitni  er,  |)at 
skal  maAr  halda  äbyrgö  30  vetra,  en  si5an  I>'4ittardd  upp  fra  \m, 
at  t^at  mal  er  svi  fomt,  at  ))at  er  ör  tryggva  vätta  äbyrgd.  En 
kaupvätta  alla  aftra  skal  maör  halda  äbyrgö  ä  10  vetr,  en  upp  frä 
|jvi  sveri  hann  einn,  at  j)at  mal  er  svä  fomt,  at  j)at  er  6r  vätta 
abyrgö".  Nur  auf  die  Dauer  voi\  20  Jahren  hatte  somit  der  Käufer 
für  SLinc  try^fj^vavattar  einzustehen,  wogegen  er  nach  dem  Ablaufe 
dieser  Frist  nur  di;:cli  einen  seU)dritt  geschworenen  Kid  den  Ablauf 
der  Frist  und  die  damit  erlangte  Freiheit  von  aller  weiteren  Haftung 
für  einen  Zeugenbeweis  darzutun  hatte,  und  zwar  gleichviel,  ob  der 
Punkt  „innan  garös  eöa  utan"  zur  Sprache  kam,  d.  h.  an  einem 
Privatgerichte  oder  an  einem  Dinggerichte.  Sell)st\erstandlich  liegt 
dieser  Bestimmung  wieder  der  früher  bereits  erwähnte  Grundsatz 
des  norwegischen  Rechtes  zugrunde,  vermöge  dessen  der  formale 
2^ugcnbewcis  ic  nach  der  Verschiedenheit  der  Provin/ial rechte  und 
der  Falk:  binnen  lo,  2o  oder  Jahren  verjährte,  und  nach  einge- 
tretener \  erjahrung  desselben  je  nach  Verschiedenheit  der  Fälle  bald 
der  im  Besitze  Behndliche  von  jeder  N'erpllichtung  zur  l'uhrum^ 
€Loefi  Jbcwdses  über  die  Kechtmäi3igkeit  seines  Besitzstandes  cnt- 


')  ¥T\iL.  XU.  I.         »)  ebenda,  X,  s8;  BjarkR.  III,  159. 
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bunden,  bald  wenigstens  nur  noch  zur  Ableistung  eines  Reiniguogs* 
eidcs  verpflichtet  war.')  Bei  dem  gewöhnlichen  Wrkauf  von  Land 
bietet  nun  die  Anwendung  dieser  Kegel  keine  Schw  icrigkeit;  dagegen 
entsteht  eine  solche  sofort  wenn  der  Verkäufer  behauptet,  nur  mit 
Vorbehalt  des  W'iedereinlösungsrechtes  verkauft  zu  haben.  Ein  20  Jabi« 
lang  fortgesetzter  Besitzstand  kann  nämlich  zwar  recht  wohl  eiae 
Reditsvermutung  für  seine  eigene  reditliche  Begründung  abgeben, 
welche  dann  ganz  gut  an  die  Stelle  des  unmöglich  gewordeoen 
Zeugenbeweises  treten  mag;  dagegen  läfit  sich  aus  einem  solchen 
Besitzstande  keinerlei  Rechtsvermutung  fiir  oder  wider  die  Behaup' 
tung  des  Vorbehaltes  der  Wiedereinlösung  abldten  und  somit  in 
dieser  Richtung  auch  kein  Ersatz  fiir  den  nicht  mehr  mög^hen 
Zeugenbeweis  gewinnen.  Für  diesen  Fall  gibt  unsere  Stelle  darum 
eine  eigene  Vorschrift;  sie  lautet:  *)  „en  ef  sä  kvez  eiga  lausn  äjördu, 
er  seit  hefir,  )>ä  skal  bann  vitni  tU  hafa  2  manna  }»eirra  er  viö  skcyt* 
fng  väru,  eÖa  [leirra  4  er  vid  (»eirra  2  vitni  hafa  at  lögum  tekit,  ok 
skal  hafa  leyst  jörd  innan  20  vetra  eptir  |)essum  vitnisburd".  Damit 
ist  zunächst  gesagt  dafi  für  diesen  Fall  keine  andere  Beweisführung 
als  die  durch  die  Vertragszeugen,  oder  aber  durch  jene  andereo 
Zeugen  zulässig  sei,  von  denen  je  zwei  die  Aussage  je  eines  Ver- 
tragszeugen übernommen  haben  (eptir  jiessum  vitnisburft),  so  da0 
also  jedes  Zurückgreifen  auf  einen  Farteieneid  ausgeschlossen  var; 
zweitens  ist  aber  auch  gesagt,  dafi  der  Zeugenbeweis  im  einen  vie 
im  anderen  Falle  nur  je  für  20  Jahre  vorhält,  welche  Frist  nur  freOidi 
für  die  Vertragszeugen  vom  Zeitpunkte  des  Vertragsabschlusses,  iiir 
ihre  Nachfolger  dagegen  von  dem  Zeitpunkte  an  zu  berechnen  ist, 
in  welchem  diese  das  Zeugnis  der  ursprünglichen  Vertragszeugen 
ihrerseits  übernommen  haben.  Es  ist  klar,  dafi  mit  diesen  sekun' 
daren  Zeugen  genau  dasselbe  erreicht  werden  will,  was  die  GJ^L. 
durch  ihre  von  20  zu  20  Jahren  zu  wiederholende  lysing  eneicben 
wollen,  nämlich  eine  Surrogierung  des  der  Verjährung  vcrfellcndeo 
Vertragszeugnisses  durch  ein  neues  Zeugnis,  welches  sich  auf  eine 
vor  den  neuen  Zeugen  erfolgte  X'ernehmung  der  Vertragszeugen 
stützt.  Findet  sich  doch  auch  in  den  Frl)l^  selbst  die  Regel  aus« 
gc-sprociit-n.  ')  d.it»  jede  jarA  Lrbrif;"^  von  20  zu  2n  Jahren  einer  lySiDg 
bedürfe,  und  zwar  iiincrluilL»  des  \  olklandes,  in  welchem  das  he- 


'1  Vj^'l.  meine   I'.emcrkungcn  in  <lcr  Krit.  Viertcljahrcsschrift,  X.  >  jo?— 4^ 
(iSjS)  und  V..  Hcrtzbcrg,  ang.  ().,  S.  11—12  (1874).   [»iebe  »OCh  oben  5.4^5-. 
FrpL.  Xll,  1.  ebenda,  7. 
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treifende  Land  belegen  sei,  widrigenfalls  dem  Berechtigten^  wenn  er 
anders  nicht  landesabwesend  ist;  sein  Recht  verjähre  und  nur  noch 
ein  Anspruch  auf  einen  l^rittareiÖr  des  Gegners  verbleibe,  „at  hann 

er  ör  tryggvavätta  äbyrgö";  auf  das  lysingarvitni  (nicht  Icysingja- 
vitni!)  kann  sich  demnach  der  Kläger  im  Einlösungsprozesse  unter 
Umständen  zu  berufen  haben.  ^)  Im  Anschlüsse  an  die  obige  Be* 
Stimmung  wird  übrigens  auch  noch  speziell  der  Fall  erörtert,-)  da 
der  angeblich  zur  Einlösung  Berechtigte  mit  Hinterlassung  lauter 
nnmliodiger  Erben  stirbt  Der  älteste  unter  den  Miterben  soll  in 
diesem  Falle  innerhalb  der  nächsten  zehn  Jahre,  nachdem  er  selber 
volljährig  geworden  ist,  im  Namen  ihrer  aller  von  dem  EinlösungS' 
rechte  Gebrauch  machen,  widrigenfalls  das  Einlösungsrecht  sofort 
erlischt.  Anderwärts  spricht  das  Recht  von  I»randheimr  ganz  allge- 
mein die  Regel  aus,  daß  jede  anfallende  Erbschaft  binnen  zehn 
Jahren  vom  Zeitpunkte  ihres  Anfalles  an  {^fercchnet  eingeklagt  werden 
müsse,  bei  \  crlust  des  Klagerechtes,  jeduch  mit  der  Einschränkung, 
daß  einem  I, an  desabwesenden  gegenüber  die  zehnjährige  Frist  erst 
vom  Zeitpunkte  ^cincr  Rückkehr  ins  Inland,  und  einem  Minder- 
jährigen gegenüber  erst  vom  Zeitpunkte  der  erreichten  Xdlljahrit^^kcit 
an  laufen  solle;  da  dabei  noch  überdies  ausdrucklicli  bemerkt  wird, 
(laß  dieselbe  Regel  auch  von  allen  einzelnen  vernn  gensrei  htlicben 
Klagen,  und  zumal  auch  von  den  Klagen  um  Cirundl>esitz  zu  gelten 
habe,  welche  dem  Klag<:bererhtigten  im  Wege  des  I>bganges  zuge- 
fallen seien,  so  ist  klar,  daÜ  die  soeben  besprochene  Bestimmung 
über  die  Geltendmachung  des  Einlusun;:^srechtcs  an  einer  ererbten 
forsölujür(^  eben  nur  einen  einzelnen  Anwendungsfall  jener  viel  weiter 
reiclienden  Regel  mit  die-er  konform  bespricht.  Ungesagt  bleibt  uns 
freilich,  wie  «ich  diese  Ikstimnumg  zu  der  unmittelbar  vorhergehenden 
verhält;  indessen  laiJt  sich  (ii)cli  u  ohl  aus  inneren  (Irunden  der  Schluß 
ziehen,  daß  beide  Bestimmungen  einander  nicht  einschränken,  sondern 
beide  \ollgultig  nebeneinander  bestehen  wollen,  so  daß  also  einer- 
seits das  W  iedcreinlösungsrecht  des  minderjährigen  Erben,  wenn  es 
nicht  binnen  zehn  Jahren  nach  erreichter  X'olljahrigkeit  geltend  ge- 
macht wird,  auch  dann  erUscht,  wenn  der  Zeugenbeweis  noch  nicht 
durch  den  Ablauf  einer  2ojährigcn  Frist  verjährt  ist,  und  anderer- 
seits die  eingetretene  Verjährung  des  Zeugenbeweises  auch  dann  die 
klagweise  Geltendmachung  jenes  Rechtes  unmöglich  werden  läßt, 
wenn  diese  Verjährung  noch  während  der  Minderjährigkeit  des  Erben, 


Fr^L.  Xn,  8.        *)  tbeada,  i.  ebenda,  IX,  29  und  30. 
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oder  doch  noch  vor  Ablauf  der  sehnjährigen  Frist  nach  Erreichung 
seiner  Volljährigkeit  eintritt  Mit  anderen  Worten:  die  prozessuaSsdie 
Verjährung  und  die  auf  Gründen  dek  materielleo  Rechtes  bemheade 
laufen  unabhängig  voneinander  nebeneinander  her  und  jede  von 
beiden  genügt,  um  die  klagweise  Geltendmachung  des  Wiedötb- 
lösungsrechtes  unmöglich  zu  machen. 

Übrigens  fordern  auch  die  FrI>L.  beim  Verkaufe  von  ?tamm^::ut 
überhaupt,  und  somit  doch  wohl  auch  beim  \'crknufc  \  on  Stnrr.mLiat 
mit  Vorbehalt  de?  Wiedercinlnsun<Tsrechtes,  ein  \  orlauhges  An}>icten 
des  dem  X'erkaut'e  unterstellten  Landes  an  die  Stammgutsfolger; 
die  nähereil  Bestinimunc^en  über  die  Handhabung  dieser  Vorschrift 
sind  ul^ritfcns  ziemlich  x  erwirkelt.  Zunächst  gilt  die  Regel.  ciaß 
Mäimcr  Mammgut  nur  Mannen  zum  Verkaufe  anzubieten  haben, 
und  andererseits  auch  Weiber  nur  Weibern,  soweit  Weiber  überhaupt 
in  den  Besitz  von  Stammgutem  gelangen  konnten.  Den  GI)L  ist 
diese  Regel  fremd;  sie  erinnert  aber  an  die  andere  \'or?chrift, ')  ver- 
möge deren  Männer  nur  Männer  und  Weiber  nur  Weiber  in  den 
Geschlechtsvcrband  aufnehmen  (i  a;tt  lei(>a)  dürfen,  und  scheint  man 
hier  wie  dort  die  Männer  und  die  Weiber  als  verschiedene  Gruppen 
innerhalb  der  Verwandtschaft  betrachtet  zu  haben,  unter  denen 
keinerlei  Rechtsgemeinschaft  bestand,  ganz  wie  anderwärts  von  den 
Unfreien  gesagt  werden  konnte :  ^)  „^tir  eru  ekki  i  lögum  eda  lands- 
r^  meö  öörum  mönnum".  Soweit  Männer  in  Frage  kommen,  richtet 
sich  aber  da<;  Angebot  nur  an  die  bauggildismenn,  d.  h.  an  den 
Mannsstamm  bis  zu  den  Geschwisterkindern  (oder  Nachgeschwister- 
kindern?) einschließlich;'')  diese  sind  dafür  aber  auch  alle  einstandf» 
berechtigt,  jedoch  so,  daß  der  nähere  Verwandte  dem  entfernteren 
vorgeht  Hat  man  Land  durch  Auflassung  aus  des  Königs  Hand 
empfangen,  so  braucht  man  dieses  niemandem  anzubieten,  und  um- 
gekehrt ist  auch  niemand  verpflichtet,  dem  König  Land  zum  Ver- 
kaufe anzubieten,')  Ein  bestimmter  Zeitpunkt  filr  die  Vornahme  des 
Angebotes,  wie  ein  solcher  nach  den  GI>L.  bestand,  ist  im  I)hbid- 
lieimer  Rechte  nicht  vorgeschrieben;  dagegen  mufi  auch  nach  diesem 
das  Angek>ot  am  Ding  erlassen  werden,  und  wenn  dabei  gesagt  wiri 
dafi  den  Stammgutsfolgem  auf  einen  Monat  hinaus  ein  Termin  „tü 


i-  riiL.         4.  ebenda,  5.  •)  c  b c  n d a ,  IX,  21. 

*)  Ileimskr.  Ölafs  s.  bclga,  123/354. 
^)  Fr>L.  XII,  4.         •}  ebenda,  VI,  to  nnd  II. 
^  ebenda,  Xlt,  4;  rgl.  G^L.  ajo  und  »9s. 
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jardar  vcrds"  zu  geben  sei,  $0  ist  damit  doch  wohl  auch  wieder  ge- 
mekit  dafi  an  dieser  Tagfahrt  über  die  Höhe  des  gebotenen  Kauf* 
Preises  zu  veriiandeln  und  sodann  der  festgestellte  Betrag  sofort  zu 
erlegen  sei  Beanstandet  der  Stammgutsfolger  die  Richtigkeit  des 
ihm  angegetienen  Kaufpreises»  so  kann  er  verlangen,  dad  der  Ver- 
käufer eidlich  erhärte,  der  angegebene  Fr&s  sei  ihm  wirklich  ange- 
boten worden  und  zwar  von  einem  Manne,  der  auch  wirklich  bereit 
sei,  diesen  IVeis  zu  zahlen;  ein  Eid  des  Käufers  dagegen,  wie  ihn 
die  GI)L.  fordern  lassen,  kann  über  diesen  Punkt  nicht  verlangt 
werden.  Erklärt  an  der  anberaumten  Tagfahrt  der  Besitzer  des 
Stammgutes  (öÖalsmaÖr  in  diesem  Sinne),  dafi  er  das  Gut  dem  Stamm- 
gutsfolger nicht  um  den  angesagten  Preis  verkaufen  wolle,  obwohl 
dieser  die  nötigen  Geldmittel  bereits  mitgebracht  hat,  so  kann  sich 
derselbe  den  Rücktritt  vom  Geschäfte  erkaufen  „med  kauprofum, 
eyri  10  aura  kaup  hvert",  d.  h.  durch  Bezahlung  von  10%  des  an- 
gesagten Preises  als  einer  Bufie  fiir  die  einseitige  Aufhebung  des 
Geschäftes;  ein  solcher  einseitiger  Rücktritt  ist  aber  auch  nur  in 
diesem  einagen  Falle  verstattet  (en  kauprof  koma  hvergi  til  nema 
hör).  Hegt  dagegen  der  Verkäufer  den  Verdacht,  daß  der  Stamm- 
gutsfolger, welcher  von  seinem  Vorkaufsrechte  Gebrauch  machen 
will,  dabei  betrügerisch  verfährt,  indem  er  das  Gut  mit  fremdem 
Oelde  und  /.uguasten  eines  Fremden  kaufen  witl,  so  mag  er  von 
demselben  einen  Eid  darüber  fordern,  daß  er  wirklich  das  Land  in 
der  Absicht  kaufe,  um  dasselbe  selbst  als  Stammgut  zu  besitzen,  nicht 
aber  um  einen  anderen,  nämlich  einen  entfernteren  Verwandten,  um 
sein  i.rbrecht  zu  bringen  iincö  artsvikuml  zugunsten  ciuci  l  ;cnKicn; 
daraufliin  mag  dann  der  Stammgutsfolger  das  Land  mit  dem  bereit- 
gehalteaen  Gekie  kaufen,  aber  er  hat  dann  auch  für  alle  Zukunft  an 
diesem  kein  Einstandsrecht  mehr  und  kann  somit,  wenn  er  hinterher 
das  Land  doch  wieder  vcraulicrt,  unter  keinerlei  Umstanden  mehr 
für  seine  Person  im  Falle  einer  weiteren  X'eraulierung  desselben 
irgend  welche  Rechte  als  Stammgutsfolger  geltend  machen.  Endlich 
wird  noch  bestimmt,  daß  der  Stammgutsfolger,  welcher  von  seinem 
Vorkaufsrechte  Gebrauch  gemacht  hat,  das  erkaufte  Stammgut,  weim 
er  es  hinterher  wieder  weiter  verkaulen  w  ill,  immer  w'ieder  zuvor 
seinem  früheren  Verkäufer  zum  \  orkaule  anbieten  soll,  wenn  das- 
äeibe  anders  dessen  oöal  gewesen  war^'^  erst  wenn  dieser  das  Land 


>)  Bezaglicli  der  P'ormel:  „en  vcröi  honum  fdst  efta  ftit  öAal  t»»t*' vgl.  ounmdir 
J.  yritxoer,  a.  v.  fUu,  Nr.  a,  S.  505 — 6  (ed.  a). 
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um  den  angebotenen  und  nöttgenfalls  zu  beschwörenden  Pr^  viM 
kaufen  will,  mag  jener  es  an  einen  Dritten  verkaufen«  Für  den  FaO 
aber,  daß  der  Stammgutsbesitzer  beim  Verkaufe  seines  Stanungutes 
versäumt,  das  vorschrifbmäfiige  Angebot  zu  erlassep,  bleibt  dem 
Käufer  zu  seiner  Sicherung  noch  der  Ausweg,  das  Angebot  sofort 
seinerseits  ganz  in  derselben  Weise  zu  erlassen,  wie  es  der  Verkader 
zu  tun  gehabt  hätte;  lösen  dann  die  Stammgutsfolger  das  Land  an 
der  von  ihm  anberaumten  Tagfahrt  nicht  aus,  so  ist  ihr  Recht  aa 
diesem  erk>schen  und  das  Eigentum  an  dem  erkauften  Lande  de» 
Käufer  vollkommen  gesichert.  Hat  aber  jemand,  sei  es  nun  der 
dritte  Käufer  oder  der  von  seinem  Vorkaufsrechte  gebrauchmadiende 
Stammgutsfolger,  dem  Verkäufer  vor  beigezogeuen  Zeugen  den  Be* 
trag  des  Kaufpreises  angeboten  oder  gar  bezahlt,  und  dieser  ve^ 
weigert  die  Annahme  des  Geldes  oder  will  sich,  nachdem  er  dieses 
angenommen  hat,  nicht  zur  Vornahme  der  Auflassung  (ske}ting/ 
verstehen,  so  mag  der  Käufer  diesen  Sachverhalt  zunächst  vor  bei« 
gezogenen  Zeugen  feststellen,  sodann  aber  den  Verkäufer  vor  das 
fylkis|n'ng  laden,  in  dessen  Bereich  das  fragliche  Land  Hegt,  unter 
Vorgabe  eines  Termines,  dessen  Länge  sich  je  nach  der  Entfernung 
des  Aufenthaltes  (t  jarvist)  des  Gecjnerj^  bemitit. '  i  An  der  Talfahrt 
ist  sodann  vor  allem  der  Sachverhalt  durch  die  beii^ezoL^encii  Zcugca 
t'cst/aivtellen,  sodann  aber  das  Erbieten  zur  /alilun<;  und  das  Ver- 
langen der  Auflassung  zu  wiederholen ;  verweigert  der  Gci,'r.er  audi 
diesmal  deren  Wjrnahme  oder  Ijleibt  er  an  der  Tan;fahrt  aus,  so  ist 
an  die  versammelte  Hauernsciiaft  die  Aufforderung  zu  richten,  daß 
sie  nun  ihrerseits  ,.me(^  \  äpna  taki",  d.  h.  in  den  Formen  eines  rechts- 
gültigen Dingl)cschlus-c.s  die  Auflassung  gewahre,  welcher  AuSiardt- 
rung  bei  Vermeidung  einer  Gcldl)ut')e  von  12  Unzen  —  i',  Mark 
—  einem  b augr  für  jeden,  der  sich  der  Mitwirkung  weigert,  sofort 
entsprociien  werden  muß.  Die  durcli  l)inL,d)eschlul3  erfolgeiidt  Aut- 
lassung  hat  aber  L^an/  die-^clbc-  \\  irkuuf^  wie  die  vom  Verkiuttr 
selbst  vorgenonnnciie.  und  in^l)esonderc  \v\rd  der  N'crkaufer,  welcher 
derselben  ziiw  ii irrli  indelt.  L;an/.  cl)ensogut  als  ,,tr\-L,'grofi".  d.  h.  Treu- 
brecher beiiandelt,  wie  wenn  er  die  skeytmg  selber  vorgenommen 
und  die  ^^ryiravar  selber  erteilt  hatte.  Im  übrigen  Ejilt  aber  die 
Kegel : „an  $a  skal  eigi  abyrgjaz  |»a  boösvätta  lengr  en  lo  vetr", 


'i  vgl.  aber  die  verscbiedene  BesUmmuog  der  Ladungsfmtcn  je  Mch  dem  Auf* 

eothaIts.-rt<-  de>  (Jr-gntrs  Fr])L.  IV,  56;  X,  3  und  XU,  S. 
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d.  h,  der  Verkäufer  braucht  nicht  länger  als  zehn  Jahre  lang  fiir  die 
Zeugen  aufzukommen,  die  er  seinerzeit  bei  der  Erlassung  des  An- 
gebotes beigezogen  hatte.  Aller  Wahrscheinlichkeit  nach  wird  er 
also  nach  Ablauf  dieser  zehnjährigen  Frist  der  Behauptung,  dafi  das 
Land  den  Stammgutsfolgem  nicht  angeboten  worden  sei,  nur  noch 
mit  seinem  alleinigen  Eide  darüber  entgegenzutreten  haben,  „at  |>at 
mäl  er  sva  fomt,  at  |)at  er  6r  vatta  äbyrgd".*)  Ich  werde  auf  diesen 
Punkt  nochmals  zurückkommen. 

Ich  kehre  nach  dieser  Erörterunpf  über  Vorschriften,  welche  die 

X'eräüticrung  von  Stammgütern  im  allgemeinen  bctrettcn,  und  dem- 
nach für  die  forsölujörö  eben  nur  mitL,aIten,  zu  anderen  zurück, 
welche  tur  diese  letztere  ausschlicßlicii  Cjeltung  haben,  und  zwar 
beziehen  sich  diese  auf  die  W'iedereinlösung  des  verkauften  Landes 
durch  den  Verkaufer.-)  Will  der  Verkaufer  \  on  seinem  W'iedereiii- 
lusungsrechte  Gebrauch  machen,  so  muß  er  im  Spatherbste,  zwischen 
Michaeli  und  Weihnachten,  dem  Kaufer  die  Zuruckbezahlunr^  seines 
Kaufpreises  anbieten,  und  denselben  erlegen  „i  gagafustu  a  jn'ätt- 
degi  sjauviknafüstu",  d.  h.  an  dem  Samstage  vor  dem  Sonntage 
Quinquagesima  oder  Plsti>mihi,  mit  welchem  die  siebenwochentliche 
Fastenzeit  vor  Ostern  beginnt.  ")  Die  Zahlung  ist  jederzeit  in  reinem 
Gold  oder  Silber  zu  leisten,  jedoch  so,  da6  dabei,  wie  schon  oben 
zu  bemerken  war,  sowohl  den  X'eranderungcn  im  Geldwerte  als  auch 
den  Veränderungen  im  Zustande  des  Landes,  welche  seit  dem  Ver- 
kaufsabschlüsse etwa  eingetreten  waren,  volle  Rechnung  zu  tragen 
und  somit  so  viel  Metall  zu  entrichten  ist,  als  der  Kaufkraft  des- 
selben zur  Zeit  des  ersten  Verkaufsabschlusses  entspricht,  und  an- 
dererseits auch  auf  die  Verbesserungen  und  Verschlechterungen 
Rücksicht  genommen  werden  muß,  welche  das  verkaufte  Land  etwa 
in  der  Zwischenzeit  erfahren  iiat  Aber,  und  hierin  liegt  eine  sehr 
erhebhche  Abweichung  von  dem  Rechte  des  Gulal)inges,  wie  es  sich 
für  die  malajörö,  wenn  auch  wahrscheinlich  nicht  für  die  stefnujörö 
ausgebildet  hatte,  wie  der  Verkiiufer  sein  Land  einlösen  dar^  so  mag 
auch  der  Käufer  die  Zurückerstattung  seines  Kaufpreises  gegen  Rück- 
gabe des  Landes  beanspruchen.  Auch  er  hat  solchenfalls  vor  Weih- 
nachten sein  Geld  zurückzufordern;  wird  ihm  dieses  aber  nicht  recht- 


>)  vgl  FrtL.  X,  a8.         -)  ebenda»  XII,  a. 

*}  Die  Lesart  „Kangföstu"  ist  >u  verwerfen;  vgl.  meine  Abhandloog:  „Cber 
die  Borwegisch-iiliadiKben  gagofd»tur*S  $.245—49  (18S1)  nad  J.  Fritxner,  S.  537 
(cd*  2). 
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zeitig  zuriickbezahlt,  so  hat  er  das  Recht,  für  das  nächste  Jahr  von 
dem  ursprünglichen  Kaufpreise  Vennq;8ziiisen  mit  20  ^  ,^  zu  berechnai, 
und  soll  dabei  p.fylgja  landsleigan",  worunter  ich  nicht,  mit  Fr.  Brandt  M 
und  Aubert,  ^)  einen  dem  Verkäufer  eingeräumten  Anspruch  auf  dea 
Pachtzins  erkennen  kann,  sondern  umgekehrt  ausgesprochen  linde, 
daß  der  Kaufer  neben  den  Verzugszinsen  aus  dem  Kauf{Wtise  audi 
noch  den  Genuß  des  Landes  haben  soU»  so  dafi  er  also,  wenn  dieses 
verpachtet  ist,  den  Pachtzins,  und  wenn  es  unverpachtet  ist,  die 
Früchte  aus  dem  Gute  bezieht,  ohne  daliir  ein  Pachtgeld  zahlen  za 
müssen.  Das  Wort  „fylgia''  kann  doch  nur  bedeuten,  dafi  der  Fteht« 
Zins  denselben  Weg  geht  wie  die  Verzugszinsen,  also  gkich  diesen 
dem  Käufer  zufällt,  worin  allerdings  eine  gewisse  Härte  gegea  dea 
Verkäufer  liegt;  allein  diese  erklärt  sich  sachlich  ganz  befriedigaid 
daraus,  dafi  dieser  trotz  der  an  ihn  ergangenen  AuCTorderung  seiner 
Verpflichtung  zur  rechtzeitigen  Herausgabe  dea  Kaufpreises  nidit 
genügt  hat  Ist  der  Gegner,  an  welchen  an  und  für  sich  die  Auf- 
forderung zu  richten  wäre,  eine  Ehefrau,  so  muB  dieselbe  an  Weib 
und  Mann  gerichtet  werden,  wenn  beide  anwesend  sind!,  wogegen 
es  genügt,  wenn  dieselbe  nur  an  den  einen  von  beiden  Ehegatten 
gerichtet  wird,  falls  nur  der  eine  von  beiden  anwesend  ist  WÜl  nun 
der  Heirofordemde  sein  Geld  wirklich  herausbekommen,  so  sott  er 
dasselbe  nach  den  Fasten  verlangen  (kvedja)  und  am  Geridite  seine 
Beweismittel  vorführen,  unter  welchem  Gerichte  doch  wohl  derltvööu' 
dömr,  also  ein  Privatgericfat,  zu  verstehen  ist  Stehen  ihm  die  Vcr« 
tragszeugen  nicht  mehr  zu  Gebote,  welche  seinerzeit  bei  der  Benb- 
lung  des  Kaufprdses  an  den  Verkäufer  beigezogen  worden  waren, 
so  mag  der  Käufer  einen  Beweis  darüber  erbringen,  daß  er  das  Land 
die  letzten  12  Monate  über  in  Pacht  gegeben  und  den  Fachtxins  &t 
dasselbe  bezogen  habe,  was,  wie  es  scheint;  als  Beweis  eines  oüb- 
kundigen  und  rechtmäßigen  Besitzstandes  zu  gelten  hatte.  Ist  fener 
unter  den  Parteien  bestritten,  welcher  Kau^jpreis  für  das  täoA 
geben  worden  war,  und  kann  der  seinerzeitige  Empfänger  desselben 
über  dessen  Betrag  keinen  Zeugenbeweis  erbringen,  so  mag  der  nuB- 
mehr  Zahlpflichtige,  der  frühere  Verkaufer  also,  durch  seinen  allcinigefl 
Eid  l>ckr.ifti^en,  daß  das  von  ihm  als  Zahlung  angebotene  Geld  cljen» 
soviel  und  ebensogut  sei,  als  was  er  seinerzeit  empfangen  iiabe.  VMll 
aber  der  Zahlpflichtigc  überhaupt  niciit  zahlen  (ef  bann  viU  eigi  lüka 
viö  liann;,  so  mag  der  Kläger  ilin  zunächst  auf  das  streitige  Land 
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l^deo»  um  hier  die  Dingladiing  voraehmen  zu  können  (tU  stemnu), 
dann  ihn  hier  zum  Ding  laden  und  hier  den  vollen  Weit  (fullverdi) 
für  das  Land  fordern;  der  Dingveisammlung  hat  er  dabei  seine 
sämtlichen  Zeugen  voreufiihren  und  kann  dann  von  der  versammelten 
Bauernschaft  ein  förmliches  Urteil  (väpnatak)  darüber  begehren,  daß 
ihm  für  den  Fall,  da  die  Zahlung  auch  jetzt  noch  nicht  crtolijen 
würde,  soviel  von  dem  Lande,  als  ihm  zinsig  gewesen  war,  als  durch 
stiUschwcigendc  Auflassung  zugefallen  ( själfskeytt)  gelten  solle.  Er« 
folgt  nun  die  Zahlung  nicht  binnen  der  nächsten  zwölf  Monate,  so 
mag  er  im  nächsten  Fruiijahre  nach  Ablauf  der  Weihnachtszeit  noch- 
mals den  vollen  Wert  des  Landes  (füllt  jaröar  ven^iti  fordern  und 
den  Gegner  zunächst  nach  dem  fraglichen  Lande  laden  „til  ^ing- 
stefnu",  d.  h.  um  hier  die  Ladung  zum  Ding  vornehmen  zu  können. 
Erbietet  sich  aber  der  Gegner  auch  hier  noch  nicht  zur  Auflassung, 
so  mag  er  die  Ladung  zum  Ding  an  ihn  ergehen  lassen  und  an 
diesem  seine  Zeugen  darüber  aussagen  lassen,  daß  von  ihm  in  der 
soeben  geschilderten  W  eise  richtig  vorgegangen  worden  sei :  lallen 
diese  Aussagen  zu  seinen  Gunsten  au«,  so  haben  die  Dingleute  so- 
fort die  Auflassung  an  ihn  mittels  vä|)natak  zu  vollziehen,  falls  nicht 
etwa  die  Zahlung  jetzt  noch  im  letzten  Moment  erfolgt,  und  zwar 
hat  sich  diese  Auflassung  auf  einen  so  großen  Teil  des  Landes  zu 
bezichen,  als  dem  seinerzeit  von  ihm  gezahlten  Kaufpreise  entspricht 
nnd  als  er  bisher  in  Zins  hatte.  Durch  diese  Auflassung  alier  ge- 
winnt der  obsiegende  Teil  cm  dem  ihm  zuerkannten  Lande  ein  so 
vollkommenes  Recht,  wie  wenn  dieses  sein  eigenes  Stammgut  wäre. 
—  Bei  diesem  quellenmäßigen  Berichte  fallt  nun  zunächst  die  Kürze 
auf,  mit  welcher  die  erste  Alternative  besprochen  wird,  der  Fall 
nämlich,  da  der  Verkäufer  es  ist,  welcher  sein  Land  einlösen  will. 
Wir  erhalten  an  unserer  Stelle  keinen  Aufschluß  darüber,  wie  sich 
dieser  zu  helfen  habe,  wenn  der  Käufer  und  Besitzer  des  Landes 
sich  nicht  gutwillig  zu  dessen  Einlösung  verstehen  w'iW ;  indessen  läßt 
sich  diese  Lücke  sachlich  ganz  gut  aus  den  früher  schon  besprochenen 
Vorschriften  ergänzen,  welche  der  unmittelbar  vorhergehende  Para- 
graph für  diesen  Fall  gibt, ')  so  daß  im  Grunde  nur  die  Ungelenkig- 
keit  der  Darstellung  anstößig  bleibt,  welche  den  Stoif  mit  einem 
zweimaligen  Anlaufe  und  ohne  rechten  Zusammenhang  vorgetragen 
zeigt.  Dies  ist  aber  eine  Lr-cheinung,  welche  ^ich  in  den  norwegi- 
schen Provinzialrechten  überhaupt  und  in  den  Frl>L.  insbesondere 
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sehr  häufig  bemerkbar  macht  und  welche  sich  doch  wohl  aus  den 
wiederholten  Überarbeitungen  erklart,  welche  der  uns  vorliegeade 
Text  dieser  Rechtsbücher  erfahren  hat;  da  man  soweit  nur  irgend 
"mög[lich  den  alteren  Text  in  die  neuere  Bearbeitung  heruberzunehmeo 
>uchte,   konnte  es  nicht  lelilen,  daij  in  dic;>er  die  (jlatte  inid  Eben» 
niaüi^keit  der  1  )ar.stcnuni;  nur  allzu  oft  Schaden  leiden  niulite.  Er- 
schöpfend wird  dagegen  die  andere  Alternative  behandelt,  da  der 
Käufer  des  Landes  aut'  die  Wiedererstattung  seines  Kaufpreises  dringt: 
aber  doch  ist  aurh  tlie  Besprechung  dieses  Falles  keineswegs  eine 
klare  und  leicht  vcrslantiliche.  Klar  sind  allerdings  die  Bestimniuagen 
über  die  erste,  vom  Kaufer  an  den  Verkaufer  zu  richtende  Anfor- 
derung, sowie  über  die  nächsten  Folgen  der  U  eigerung  des  Ver- 
käufers, auf  diese  Anforderung  hin  zu  zahlen:  sie  be>tehen  eben  in 
der  Auflegung  von  2o",,  N'crzugszinsen  aus  dem  Kautprcise,  neben 
welchen  der  Käufer  für  das  nächste  Jahr  überdies  auch  noch  die 
Fruchte  des  Landes,  resp.  dessen  Pachtzins  bezieht.    Aber  bedenklich 
ist  bereits,  was  über  das  weiterliin  einzuschlagende  \  erfahreu  s:;esagt 
wird,  sofernc  uns  namhch  nicht  gesagt  wird,  wie  sich  die  betreuende 
Vorschrift  zu  der  unmittelbar  voriiergehendcn  \crhalten  «oll.  Die 
vorhergehende  Bestimmung  laöt,  wie  bemerkt,  dei^  Kaufer,  welchem 
sein  Kaufpreis  nicht  'sofort  zurückerstattet  werden  will,  für  ein  volles 
Jahr  20*'  ^  Verzugszinsen  ( lagaleiga)  fordern,  neben  welchen  ihm  ^esn 
Anspruch  auf  den  Ertrag  des  Gutes  (landsleigai  ungeschmälert  ver- 
bleibt; die  unmittelbar  folgende  Bestimmung  aber  ordnet  ein  Klage- 
verfahren für  den  Fall  an,  „ef  lünn  vill  hafa  fe  sitt".    Da  fragt  sieb 
nun,  ob  dieses  Klageverfahren  erst  Dach  Ablauf  jenes  Jahres  einge- 
leitet werden  sollte,  für  welches  zuvor  die  Bezalilung  von  \'erzugs- 
zinsen  neben  dem  Bezüge  des  Gutsertrages  angeordnet  worden  war, 
oder  ob  nicht  etwa  vielmehr  dem  Käufer  nur  die  Wahl  zwischen 
der  Forderung  dieser  letzteren  und  der  sofortigen  Einleitung  des 
Klage  Verfahrens  eingeräumt  werden  wolle;  einer  dritten  Möglichkeit, 
daÖ  nämlich  vielleicht  beide  Bestimmungen  ursprünglich  verschie- 
denen Redaktionen  des  Rechtsbuches  angehört  haben  und  eist 
hinterher  in  unseren  Text  nebeneinander  eingestellt  worden  sein 
könnten,  will  ich  vorläufig  nur  ganz  im  Vorübergehen  gedacht  haben. 
Aubert  ^)  sowohl  als  Fr.  Brandt  *)  haben  sich  nun  unbedeaklich  für 
die  erstere  Alternative  entschieden ;  ich  möchte  dagegen  die  letztere 
vorziehen,  für  welche  mir  zunächst  schon  der  Wortlaut  der  Stelle 
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sprechen  scheint.   Die  Worte :  „nü  ef  hinn  vildi  hafa  fc  sitt"  scheinen 
am  natürlichsten  einen  Gegensatz  zum  Vorhergehenden  anzudeuten, 
so  daß  die  Mciiuiug  der  Stelle  die  ist,  daß  der  Kauic:,  welcher  trotz 
der  Mcntig  erlassenen  AutTürderun^  sein  Geld  nicht  erhalt  (et"  h.inn 
fer  eigi  fe  sitt\  entweder  sich  d.umt  begnügen  kann,  lagaleiga  oder 
landsleiga  aul  Kosten  seines  Gegners  zu  beziehen,  und  im  übrigen 
zunächst  ruhig  zuzuwarten,  oder  aber,  wenn  ihm  darum  zu  tun  ist, 
sein   Geld   sogleich   zu   bekommen,   zur   sofortigen  Klagestellung 
schreiten  mag.    Zu  tiieser  Auflegung  scheinen  mir  aucli  die  vorge- 
schriebenen Termine  vollständig  zu  stimmen.    Die  Avifforderung  zur 
Ruckerstattung  des  Kaufpreises  ist  vor  Weiiinaciiten  zu  erlassen,  ganz 
wie  derselbe  Termin  auch  für  den  anderen  Fall  gilt,  da  der  Ver- 
kaufer auf  Wiedercinlösung  seines  Landes  dringen   will;  es  wird 
demnach  auch  als  Zahltag  hier  wie  dort  der  Samstag  vor  der  sjau- 
viknafasta  zu  betrachten  sein,  obw  ohl  derselbe  nur  aus  Anlaß  dieses 
letzteren  Falles  ausdrücklich  als  solcher  genannt  wird,  und  konnte 
derselbe  doch  wohl  gerade  darum  bei  Besprechung  jenes  zweiten 
Falles  ungenannt  bleiben,  weil  er  kurz  vorher  bei  Besprechung  des 
ersten  genannt  worden  war.   Die  kvaöa  aber,  mit  welcher  die  Klage- 
'Stellung  beginnt,  soll  .,cptir  föstu"  erhoben  werden,  d.  h.  sobald  als 
möglich,  da  ja  wahrend  der  sieben  \\  ochen  der  langen  Fasten  weder 
Klage,  noch  Ladung,  nocli  Lid  vor  sich  gehen  durfte.*)    Diese  Frist- 
bestimmung paüt  vortreltiich,  wenn  man  die  Klagestellung  als  eine 
unmittelbare,  wenn  auch  vielleicht  nur  alternativ  eintretende  Folge 
der  X:  htzahiung  am  bestimmten  Termine  anzusehen  hat;  sie  er- 
scheint  dagegen  weit  weniger  angemessen,  wenn  zwischen  dem  ver- 
säumten Zahlungstermine  und  der  Klagestellung  noch  ein  volles 
Jahr  in  Mitte  liegen  solL    überdies  müßte  im  letzteren  Falle  doch 
wohl  bestimmt  ausgesprochen  sein,  daß  die  Klagcstellung  erst  um 
eia  Jahr  später  begonnen  werden  solle,  und  müßte  überdies  doch 
auch  ausdrücklich  erwähnt  werden,  daß  zum  Klagsgegenstande  nun- 
mehr auch  die  im  verflossenen  Jahre  erlaufenen  Verzugszinsen  ge- 
hören, deren  jedoch  hier  mit  keiner  Silbe  gedacht  wird.  —  Einiger- 
maßen unklar  ist  auch,  was  über  den  Verlauf  der  gerichtlichen 
Verhandlungen  gesagt  wird.  Der  Kläger  wird  zunächst  angewiesen, 
am  Gerichte  seiner  Bewebmtttel  (gögn)  sich  zu  bedienen;  dann  aber 
wird  für  den  Fall,  da  er  die  geleistete  Zahlung  nicht  durch  beige- 
zogeoe  Zeugen  zu  erweben  imstande  sein  sollte,  ein  subsidiäres 
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Verfahren  angeordnet,  welches  folgendermafien  geregelt  eischeiot 
Der  Kläger  soll  sofort  durch  anderweitige  Zeugen  beweisen,  dafi  er 
während  der  letzten  zwölf  Monate  das  Land  verpachtete  und  den 
Pachtzins  von  demselben  bezog;  sodann  aber  soll  der  Veckäuicr, 
wenn  er  mit  dem  Käufer  über  den  Betrag  des  gezahlten  Kaufpreiaes 
nicht  einig  zu  werden  vermag,  durch  seinen  alleinigen  Eid  festrtefleD, 
daß  der  von  ihm  angebotene  Preis  ebensohoch  und  ebensogut  sei 
als  derjenige,  welchen  er  seinerzeit  empfangen  habe.  Will  aber  der 
W-rkaufer  überhaupt  nicht  bezahlen,  so  geht  nunmehr  die  Klage  an 
das  Ding;  sie  lautet  aber  nunintlii  auf  den  vollen  Wert  (fullverdi) 
des  Landes,  d.  h.  dessen  vollen  St.  h.itzungswcrt  im  i  jcircnsatzc  za 
dem  urspriinEjlich  cjegebenen  Kaufpreise,  und  sie  luiirt,  wenn  auch 
jetzt  der  \'erkaufer  noch  nicht  zahlen  will,  zur  t^crichtlichen  Zuer- 
keniiung  eines  dem  Werte  entsprechenden  .Anteiles  am  lande.  Da 
ist  nun  in  hohem  Grade  bedenklich,  was  über  das  Thema  der  Bc- 
weisfühnmg  gesagt  wird.  Nach  dem  unmittelbar  vorangehenden 
Paragraphen')  soll  für  den  lall,  daß  der  Verkäufer  das  vcrkauUe 
Land  wieder  einlösen  will,  von  ihm  clurch  die  Vertra^szengen  da- 
rüber Pjeweis  erbracht  werden,  unter  welchen  Bcdmgungcn  der  Ver- 
kauf stattgefunden  hatte:  i«;t  aber  der  Zeugenbeweis  durch  Ablaut 
der  20 jahrigen  Frist  verjährt,  so  entgeht  der  Kaufer  seiner  Rkigt 
durch  einen  selbdritt  geschworenen  Lid  darüber,  „at  hann  er  or 
tr\'ggva\  atta  abyrgö",  -)  wenn  nicht  etwa  durch  eine  rechtzeitig  vor- 
f'^rn  immene  lysuig  oder  Übertragung  des  ursprünglichen  Vertrags- 
zeugnisses auf  neue  Zeugen  jener  \  erjahrung  des  ersteren  vorgebeugt 
worden  ist.  Man  sollte  nun  erwarten,  daß  nuch  in  unserem  l-alle. 
da  umgekehrt  der  Käufer  seinen  Kaufpreis  zurückverlangt,  dieselben 
Grundsatze  zur  Anwendung  zu  kommen  hatten ;  dies  ist  indessen 
nur  teilweise  der  Lall,  indem  nämlich  der  Betrag  des  zurückzuer- 
stattenden Kaufpreises  durch  den  Eid  des  Verkäufers  bewiesen  werden 
soll,  wenn  die  beigezogenen  Zeugen  nicht  mehr  vorgeführt  werden 
können,  wogegen  aber  im  übrigen  noch  eine  Beweisführung  des 
klagenden  Käufers  über  seinen  Besitzstand  gefordert  wird.  Ich 
glaube  mir  aber  diese  eigentümliche  Bestimmung  folgendem! ai^eo 
zurechtlegen  zu  sollen.  Klar  ist  zunächst,  daß,  wenn  auch  der  Käufer 
seine  Klage  auf  den  gesamten  Inhalt  des  forsölumäli  zu  stützen  hatte, 
doch  kaum  ein  anderer  Teil  des  X'crtragsinhaltcs  ihm  vom  Verkaufer 
bestritten  werden  konnte,  als  die  Höhe  des  Kaufpreises,  da  der  Ver- 
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kiafer  doch  ireder  den  Verkauf  tibeiiiaapi:,  noch  insbesondere  den 
Vericauf  mit  Vorbehalt  des  Wiedereialösungsrechtes  in  Abrede  stelkn 
konnte,  ohne  sich  selbst  den  empfindlichsten  Schaden  zu  tun;  letz- 
teres wäre  ja  nur  mögUch  unter  der  Voraussetzung,  dafi  der  Wert 
des  Landes  ein  beträchtlich  geringerer  war  als  der  des  Kaufpreises, 
während  das  Recht  umgekehrt  stets  voraussetzt,  da6  das  fuOveröi 
des  verkauften  Landes  weit  mehr  als  dessen  Kaufpreis  und  lediglich 
die  Gelahr  ins  Auge  fodt,  dafi  möglicherweise  dieser  letztere  ganz 
unverhältnismäfitg  niedrig  bestimmt  sein  könnte.  Von  hier  aus  er- 
klärt sich  znr  Genüge,  dafi  man  über  den  Abschiufi  des  Kaufver- 
trages sdb^  und  den  dabei  gemachten  Vorbehalt  der  Wiederein- 
lösung  keine  besondere  Beweisführung  forderte;  dagegen  bleibt 
immerhin  noch  auflallig,  dafi  man  von  dem  Käufer  dnen  Beweis 
darüber  forderte,  dafi  er  das  fragliche  Land  verpachtet  und  im  ver- 
flossenen Jahre  dessen  Pachtzins  bezogen  habe,  also  einen  Beweis 
über  Tatsachen,  welche  mit  dem  Klagegrunde  doch  keineswegs  in 
wesentlicher  Verbindung  stehen.  Zweifellos  werden  wir  in  dem  Be- 
weise der  vorpenonimcücn  X'erpachtung  und  des  bezoijenen  Pacht- 
zinses nur  den  erbrachten  Nachweis  des  klat^erischen  Besitzstandes 
zu  erkennen  haben,  wobei  man  sich  nicht  daran  stulien  darf,  d»iÜ 
schlechthin  Verpachtung  des  Landes  durch  den  Kaufer  vorausgeset7,t 
und  mit  der  anderen  Möglichkeit  gar  niclit  gerechnet  wird,  daU 
dieser  etwa  das  erkaufte  Land  selber  bewirtschaftet  haben  könne: 
ahnliches  kommt  öfter  vor')  und  han^t  somit  offenbar  mit  weitver- 
breiteten wirtschaftlichen  (rcwohnhciten  zusammen,  die  der  Kompi- 
lator als  einfach  gegeben  stillschweigend  voraussetzte,  i  ^er  l^oweis 
des  Besitzstandes  aber  scheint  im  gegebenen  l~alle  auf  die  Sachlegi- 
timation  des  Klagers  und  dessen  Befähigung  al>gezielt  zu  haben,  die 
der  Herausgabe  des  Kaufpreises  entsprechende  Gegenleistung,  die 
Rückf^abc  nämlich  des  verkauften  Landes,  sofort  vollziehen  zu  können, 
soferne  ja  der  Verkaufer  zur  Rückerstattung  des  Kaufpreises  nur 
unter  der  Voraussetzung  verp (lichtet  erscheinen  konnte,  dat^  der 
Käufer  bereit  und  imstande  war,  ihm  Zug  um  Zug  das  Land  zurück- 
zugeben. Ungenau  ist  es  jedenfalls,  wenn  sowohl  Aubert*^  als  Fr. 
Brandt  ■''i  den  Verkäufer,  welcher  e^  auf  die  Klagestellung  ankommen 
ließ,  dadurch  sein  Recht  einbüßen  lassen  wollen,  das  Land  um  den 
ursprünglichen  (Kaufpreis  einzulösen,  und  ihm  nur  noch  die  Einlösung 
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um  den  vollen  Schätzungswert  gestatten;  unsere  Stelle  läfit  Um  viel- 
mehr ganz  ausdrücklich  fUr  den  Fall,  dafi  kein  Zeugenbeweb  geführt 
werden  kann,  zum  Eide  über  den  Betrag  des  ursprünglidien  Kauf* 
preises  oder  vielmehr  darüber  zu,  dafi  die  Von  ihm  angebotene  Zah- 
lung diesem  entspreche,  und  heißt  den  Kläger  erst  dann  auf  den 
vollen  Schätzungswert  klagen,  wenn  der  Beklagte  auch  jetzt  noch 
nicht  zahlt,  und  ihn  dadurch  zwingt,  die  gerichtiicfae  Zuerkennaog 
des  Landes  selbst  zu  fordern.  —  Bedenklich  ist  femer  auch,  was 
weiterhin  über  das  zweite  Verfahren  vor  Gericht  gesagt  wird.  Wenn 
das  Geld  ein  volles  Jahr  ruhig  gelegen  ist  (ef  f^t  stendr  |)a  kyrt  i 
12  mänaöi),  soll  dieses  zweite  Verfahren  im  nächstfolgenden  Früh- 
iinge  beginnen,  und  zwar  mag  der  Kläger,  wenn  er  will,  den  vollen 
Gutswert  beanspruchen.  Er  hat  dabei  zunächst  eine  heimstefba  an 
seinen  Gegner  zu  erlassen  und  dann  an  der  Zusammenkunft  ihn 
aufzufordern,  ihm  das  Land  aufzulassen;  ven^  eifert  dieser  hier  die 
Auflassung,  und  wie  wir  wohl  beifügen  dürfen,  auch  die  Zahlungs- 
leistung, so  geht  nun  die  Sache  mitteb  einer  )ungstefna  an  das 
Dinggericht.  Vor  diesem  ist  zunächst  durch  Zeugen  die  riditige 
Einhaltung  des  geschilderten  Verfahrens  darzutun;  ist  aber  dieser 
Nachweis  erst  gelungen,  so  haben  die  Dingleute  dem  Kläger  mittels 
vapnatak  soiHel  von  dem  Lande  zu  Eigen  zuzuspredien,  ab  dem 
i^on  ihm  seinerzeit  bezahlten  Kaufpreise  entspricht  und  als  er  als 
Zinsland  besessen  hatte,  soferne  nicht  etwa  der  Beklagte  jetzt  noch 
durch  Zahlungsleistung  diesem  Beschlüsse  zuvorkommt  Sowohl 
Aubert  als  Fr.  Brandt  glaubeii  nun  dieses  zweite  gerichtliche  Vcr« 
faiircn  nach  einem  Zwischenräume  von  zwölf  Monaten  auf  jenes 
erste  folgen  lassen  zu  sollen;  eine  solche  Auffassung  un'^cror  Stelle 
scheint  mir  aber  mit  deren  Wortlaut  durchaus  vuuercinbar  zu  sein. 
Es  ist  meine*^  l>achten>^  unmciglich  anzunehmen,  daß  im  Laulc  des 
zweiten  Veriahrcua  vom  Cicgner  eine  skeytmg  des  Landes  begehrt 
und  am  Schlüsse  dieses  \'erfahrens  eine  Zuerkennung  desselben 
mittels  vapnatak  von  der  Dmgi^'eineinde  bcNchlossen  werden  sollte, 
nachdem  tiuch  bereits  am  Schiu<->e  des  X'erfahrens  Mjn  derselben 
Dinggemeinde  ebenfalls  durch  \  apnatak  vertugt  worden  war.  aa^ 
dieses  Land  dem  Kläger  „sjaliikeytt"  sei.  d.  h.  von  Rechts  wc^^en 
als  aufgelassen  zu  igelten  habe.  Brandt  und  Aubert  meinen  irciiica 
diese  zwiefache  Zuerkennung  des  Lat^des  durch  die  Annahme  er- 
klaren zu  können,  daß  die  erste  von  ihnen  noch  ein  Hinlosung^r»-'^^!*' 
habe  bestehen  liLsscn,  welches  dann  durch  die  zweite  beseitigt  worden 
sei.    Aber  eine  skeytmg  mit  V  orbehalt  des  V\'iedereiaiösungsrechte> 
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war  ja  bei  der  Eingehung^  des  forsölumäli  vor  sich  gegangen  uod 
konnte  somit  unmöglich  am  Sclilusse  des  ersten  Verfahrens  noch» 
mals  erfolgen;  war  also  diese  erste  gerichtliche  skeytfng  notwendiger- 
weise  bereits  eine  endgültige  gewesen,  so  mußte  sie  auch  eben  damit 
jede  Möglichkeit  einer  zweiten,  nachfolgenden  ausschließen.  Hier* 
nach  dürfen  die  beiden  Gerichtsverhandlungen,  von  welchen  unsere 
Stelle  spricht,  nicht  als  aufeinanderfolgende  gedacht  werden,  sondern 
nur  als  miteinander  parallellaufende,  also  auf  verschiedene  Fälle  be- 
rechnete; unter  dieser  Voraussetzung  wird  aber  auch  sofort  Idar,  daß 
die  an  zweiter  Stelle  besprochene  Verhandlung  sich  nur  auf  den 
Fall  beziehen  kann,  da  der  Käufer,  dem  sein  Kaufpreis  nicht  auf 
sein  Verlangen  hin  zurückbezahlt  worden  war,  nicht  sofort  Klage 
gestellt,  sondern  sich  vielmehr  zunächst  darauf  beschränkt  hatte,  fiir 
das  nächste  Jahr  die  lagaleiga  mit  20^/0  neben  seiner  landsleiga  zu 
beanspruchen.  Das  Jahr,  dessen  Ablauf  abgewartet  werden  muß, 
ehe  die  an  zweiter  Stelle  besprochene  gerichtliche  Verhandlung  be- 
gonnen werden  kann,  ist  demnach  eben  das  Jahr,  für  welches  der 
Käufer  die  Verzugszinsen  neben  seinem  Päcbtzinse  zu  beziehen  hat; 
der  Parallelismus  aber,  welcher  zwischen  dem  im  einen  wie  im  an- 
deren FaUe  einzuschlagenden  Gerichtsverfahren  in  seinen  Grundzügen 
besteht,  erleidet  im  einzelnen  allerdings  einzelne  Einschränkungen. 
Zunächst  insofeme,  als  nur  dann,  wenn  der  Käufer  gleich  im  ersten 
Jahre  klagt,  die  Sache  vorerst  an  einen  kvööudömr  gelangt  während 
ein  solcher  ganz  bei  Seite  gelassen  bleibt,  wenn  die  Klage  erst  im 
zweiten  Jahre  erhoben  wird,  nachdem  vorher  das  Kapital  ein  Jahr 
lang  dem  Verkäufer  gegen  Verzugszinsen  belassen  worden  war.  Er- 
innert man  sich*  der  Tatsache,  daß  durch  die  Gesetzgebung  des  K. 
Magnüs  Erlingsson  der  Spielraum  der  Frivatgerichtsbarkeit  beträchtlich 
eingeschränkt  wurde  und  daß  infolgedessen  die  jüngeren  Redaktionen 
unserer  Rechtsbucher  wiederholt  den  skiladömr  in  Fällen  beseitigt 
zeigen,  in  welchen  die  alteren  ihn  noch  zur  Anwendung  bringen, 
so  mochte  man  sich  versucnt  t'jhk-n,  auch  an  mi-crLT  Stelle  an  einen 
Gegensat/,  alteren  und  neueren  Kechte>  zu  licnken  und  somit  anzu- 
nehmen, dai/i  (las  X'erfahren  mit  s.ofurtiger  Kla^^c^telluni^^  an  einem 
kvuöuclt  nu  und  nur  c\  cutucllem  Angehen  des  {n'ngs  aus  einer  alteren, 
dagegen  das  \  erfahren  mit  vori^angiger  Bcrcclujung  \  on  X'cr/ut^s- 
zin«en  für  ein  Jahr  and  dann  erst  toi  elender  Klagestcilun,;  heim 
Dinggerichte  aus  einer  jiinoreren  Redakuon  der  FrliL.  heruberge- 
nommen  worden  sei.  ludLi>en  iieDc  sich  immerhin  auch  dann,  wenn 
man  das  zwiefache  Verfahren  nicht  auf  eine  Verschiedenheit  des 
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älteren  und  neueren  Rechtes  zurückflihren,  sondern  als  dem  Klager 
zu  freier  Auswahl  nebeneinander  zur  Verfügung  gestellt  ansehen 
wollte,  noch  einigemiafien  erklären,  dafi  in  dem  einen  von  beiden 
der  sldladömr  eine  Rolle  spielt  und  in  anderen  nicht;  durch  die  for« 
melle  Ankündigung  der  Forderung  von  Verzugszinsen  für  das  fol- 
gende Jahr  konnte  nämlich  der  Verkäufer  als  \'«rannt  gelten  in  Benig 
auf  die  ihm  bevorstehende  Anforderung  und  somit  sich  seineisdts 
veranlaßt  sehen,  gegen  den  Käufer  vorzugehen,  wenn  er  die  fiegtttn- 
dang  seiner  Forderung  nicht  zugestehen  wollte.  Zweitens  aber  ist 
zu  beachten,  dafi  bei  der  Verhandlung  vor  dem  kvödud6mr  die 
Forderung  des  Klägers  noch  auf  den  ursprünglichen  Kaufpreb  ge* 
richtet  ist,  dessen  Betrag  durch  die  Vertragszeugen  und  in  deren 
Ermangelung  durch  den  Eid  des  Beklagten  festgestellt  wird,  wogegen 
die  Klage,  welche  an  das  Dinggericht  zu  bringen  ist,  weil  der  Be- 
klagte dem  Spruche  des  kvööudömr  nicht  Folge  leistete,  oder  «cü 
er  durch  sein  Verschulden  einen  Spruch  dieses  Gerichtes  nicht  »• 
Stande  kommen  lieflb  Auf  den  vollen  Schätzungswert  des  Landes  gd^t 
Wud  dagegen  die  Klage  erst  im  zweiten  Jahre  gestellt  und  somit 
ohne  vorgängige  Angehung  eines  kvölbdomr  gleich  von  An&og  aa 
am  Ding  angebracht,  ao  soll  der  Kläger  sofott  den  vollen  Schätzungs- 
wert des  Landes  beanspruchen  dürfen,  „ef  bann  vili".  Das  letiteren* 
falls  dem  Kläger  eingeräumte  WaUrecht  wird  doch  wohl  die  B^ 
deutung  haben,  dafi  demselben  anheimgestellt  werden  will,  ob  er 
den  vollen  Schätzungswert  des  Landes  fordern  will,  oder  aber  den 
ursprüDglichen  Kaufpreis  samt  den  20%'V^erzugszio8efi  für  das  ver- 
flossene Jahr;  da  kaum  angenommen  werden  darf,  dafi  neben  dncr 
Klage  auf  den  vollen  Schätzungswert  eine  Forderung  von  Vcizugs- 
Zinsen  aus  dem  vertragsmäßigen  Kaufpreise  zugelassen  werden  wollte, 
soferne  ja  ein  verschiedener  Kapitalwert  des  Landes  doch  nicht  wohl 
gleichzeitig  der  Klage  zugrunde  gelegt  werden  komite,  wird  man 
nämlich  in  der  Wahl  der  Klage  auf  den  vollen  Sch  iti  uni^swert  einen 
Verzicht  auf  die  Eintrcibuiitj  der  Verxui^szmscn  erkennen  müssen  und 
hieraus  sich  die  Einraiunung  des  Wahlrechtes  zu  erklären  haben,  da 
je  nach  Umstanden  die  eine  oder  die  andere  Klage  die  vorteilhaftere 
für  den  Khig^bern  nügten  sein  konnte.  Bei  dem  Verfahren  dagegen 
mit  dem  kvöc^udömr  scheint  die  Richtung  der  Klage  auf  den  vollen 
Schatzunp-u  ort,  wenn  er<:t  das  I)int;t^fericht  angegangen  werden  muß, 
stratw'L-isc  gemeint  zu  sein  und  darum  jedes  Wahlrecht  ausgerichlossen 
werden  zu  wollen;  inde'^scn  wäre  auch  möglich,  daß  die  bctrefi'endc 
Bemerkung  nicht  ganz  buchstäblich  zu  nehmen  wäre  und  vielmehr 
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ihr  eine  leicht  erklärliche  Ungenauigkeit  des  Ausdruckes  zugrunde 
läge.  Unmittelbar  vor  der  Besprechung  der  Klagestellung  am  Diag 
war  nämlich  der  Möglichkeit  gedacht  worden,  daß  die  Vertragszeugen 
nicht  mehr  zu  Gebot  standen  und  somit  der  ausbedungene  Kaufpreis 
nur  durch  den  Eid  des  Verkäufers  hergestellt  werden  konnte;  dieser 
Eid  war  dabei  in  einer  Weise  formuliert,  die  zeigt,  daÖ  er  nur  von 
dem  zahlenden  Verkäufer  geschworen  werden  konnte,  so  daß  also, 
weon  dieser  die  Zahlung  verwcig^erte,  dieser  Preis  überhaupt  unbe- 
weisbar blieb.  £s  wäre  aun  sehr  wohl  möglich,  dafi  die  Verweisung 
des  Klägers»  welcher  sofort  das  Dinggericht  anzugehen  hat,  auf  den 
vollen  Schätzungswert  sich  nur  auf  diesen  letzteren  Fall  zu  «beziehen 
hätte,  als  in  welchem  eine  Stellung  der  Klage  auf  den  Vertrags- 
oiäfiigen  Kaufjpreis  durch  die  Schuld  des  Gegners  unmöglich  ge- 
macht war,  und  dafi  für  den  anderen  FaU,  da  dieser  Kau^ireis  noch 
durch  die  Vertragazeugen  bewiesen  werden  konnte,  unsere  Stelle 
eben  nur  darum  Fürsorge  zu  treffen  versäumt  hätte,  well  ihr  Kom- 
pOattor  allzu  ausschliefilkh  den  zuletzt  besprochenen  Fall  im  Auge 
behicdt  Ich  wage  nicht  zu  entscheiden,  ob  die  eine  oder  die  andere 
Annahme  vorzuziehen  sei  Dagegen  glaube  ich  noch  ausdrücklich 
hervorheben  zu  sollen,  dafi  bei  dem  einen  wie  bei  dem  anderen 
Verfahren  -ganz  i^tchmäi^  der  Beklagte  durch  die  Zahlungsleistung 
an  den  Kläger  sich  noch  immer  frei  machen  konnte,  wenn  diese  nur 
noch  vor  der  Fällung  des  Urteiles  am  Dinge  erfolgte;  dafi  femer 
dieses  Urteil  zwar  immer  auf  Auflassung  lautete,  aber  keineswegs 
notwendig  auf  die  Auflassung  des  ganzen  in  Frage  stehenden  Landes, 
sondern  Mienfalls  auch  nur  auf  einen  TeÜ  von  diesem,  in  dessen 
Besitz  der  Kläger  sich  laut  Ausweis  seines  Bezuges  von  Pachtgeldern 
befand  und  für  welchen  er  auch  seinerzeit  den  Kaufpreis  bezahlt 
hatte  (af  jürdu  svä  mikit,  sem  hann  tdk  leigu  af;  svi  mikit  ör  jötdunni, 
sem  hann  fann  fi  fyrir  jördina,  ok  hann  tök  leigu  af ).  Mit  der  Rich- 
tung der  Klage  auf  „füllt  jaröarveröit"  steht  natürlich  dieser  letztere 
Satz  nicht  in  Widerspruch,  denn  dieser  volle  Wert  des  Landes  ist 
eben  nicht  als  der  Wert  des  ganzen  Landes  im  Gegensatze  zu  dem 
Werte  eines  bloßen  Teiles  desselben  zu  \er.stehen,  sondern  lediglich 
als  der  volle  Schätzungswert  des  verkauften  Laneie.s,  mochte  dieses 
nun  tii*  ganzes  Besitztum  oder  nur  ein  bestimmter  ieil  eines  solchen 
sein,  im  Gegensatze  zu  dem  wirklich  bezahlten  vertragsmäßigen 
Kaufpreise  ;  aus  der  Fassung  der  betreuenden  Bestimm un<4  laßt  sich 
demnach  erkennen,  daß  in  der  Regel  nicht  ganze  Guter  zum  (n  gen- 
stande  derartiger  \'ertr  ii;e  gemacht  zu  werden  pllegten,  sondern  nur 
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Teile,  und  zwar  zumci>t  tioch  wohl  nur  ideelle  <Juoten  VLin  solchen, 
und  daß  der  Kaufer  iiit'ol^'eJessen  auch  nur  eine  besiimmte  Ouotc 
des  Landes  verpachten  und  von  ihr  den  Pachtzins  bezieben  und  Lianr. 
Vorkommendenfalls  infol^'c  der  NichtbezahlunL;  de«;  Preise?  durch  den 
Verkaufer  auch  nur  diese  Uuotc  sich  gerichtüch  zuschlagen  lassen 
konnte.  Andererseits  bestätigen  die  obigen  Bestimmungen  aber  auch 
noch  die  andere  Tatsache,  daß  der  wirkliche  Wert  des  verkauften 
Landes  in  der  Regel  ein  weit  höherer  war  als  der  Betrag  des  Preises, 
welcher  durch  den  forsölumali  für  denselben  ausbedungen  zu  werden 
pflegte,  sofeme  ja  nur  unter  dieser  Voraussetzung  die  Zulassung 
einer  Klage  auf  den  Schätzungswert  fUr  den  Kaufer  eine  vorteilhaüeit 
sein  konnte  als  die  Verweisung  auf  die  Klage  auf  den  wirklich  ge- 
zahlten Preis.  In  der  Tat  mußte  der  \'orbehalt  des  Rechtes  der 
Wiedereinlösung  notwendig  den  Preis  des  verkauften  Landes  herab* 
drücken,  und  zwar  in  um  so  höherem  Grade,  je  kurzer  die  Eio- 
lösungsfrist  t)emessen  oder  je  unbestimmter  dieselbe  belassen  war. 

Übrigens  konnte  der  forsölumäli,  wie  Aschehoug  bereits  treffend 
bemerkt  hat, nicht  nur  durch  Vertrag,  sondern  in  gewissem  Um* 
fange  auch  durch  richterliche  Zuerkennung  begründet  werden. 
Bei  der  Aufteilung  von  Land  unter  mehrere  Miteigentümer  konnte 
sich  nämlich  ergeben,  dafi  der  eine  oder  andere  von  diesen  mehr 
für  die  Verbesserung  des  gemeinsamen  Landes  getan  hatte  als  die 
übrigen,  und  galt  für  diesen  Fall  die  Regel,  -)  da6  der  Betrefiende 
nach  eidlicher  Schätzung  unparteiischer  Leute  einen  seinem  Mehr- 
aufwände  entsprechenden  Teil  des  Landes  als  Voraus  erhalten  sollte, 
diesen  jedoch  nur  als  fdhölujörd,  also  so,  daß  den  Mitdgentümem 
dessen  Einlösung  um  den  von  den  Schätzungsleuten  von  Anfang  an 
festgesetzten  Wert  vorbehalten  blieb. 

Nach  allem  dem  kann  es  nicht  schwer  halten,  sich  die  Kon- 
struktion des  Geschäftes,  wie  es  in  den  GjtL.  srnvohl  üis  in 
den  Fr|)L.  aust]:cpraeft  vorliegt,  klar  zu  machen.  Mo^^e  da-selbc  al> 
forsölujörö,  malajörd  oder  stefnujön^  bezeichnet  werden,  ininu  r  er- 
scheint da>seli)e  formell  als  ein  \'erkauf  mit  X'orbehalt  dc<  \\  icticr- 
cinlüsunsj[srechtes.  Die  Bczeicluiun«^  f<  >rs<  lUun.ili  scheint  au-^drucklKfl 
auf  diesen  seinen  C  harakter  hinzuweisen,  indem  der  forsala  eine 
eptirsala  als  f^^egenuher^^'cstellt  zu  denken  ist,  also  die  Wiederein- 
1, -^im!^  unter  den  Gesichtspunkt  eines  Ruckkaufes  gebracht  crsclieinL 
Alierdings  ist  die  Bezeichnung  eptirsala  meines  Wissens  in  o^r- 
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wegischen  Rechtsquellen  nicht  nachweisbar;  aber  dafür  bieten  die 
schwedischen  Frovinzialrechte  die  ganz  entsprechende  Bezeichnung 
aterköp,  und  zwar  teilweise  w^enigstens  in  völlig  entsprechender  Ver- 
wendung.^) Sie  gebrauchen  den  Ausdruck  nämlich  fiir  den  Fall,  da 
der  Verkäufer  das  von  ihm  verkaufte  Land  zurückkauft»  oder  da  der 
Verpfänder  das  von  ihm  verpfändete  Land  wieder  einlöst,  und  viel- 
leicht  Überdies  auch  noch  fUr  den  weiteren  Fall,  da  der  geborene 
Verwandte  zum  Zwecke  einer  Bufizahlung  hingegebene  Liegen- 
schaften kraft  seines  Geburtsrechtes  (byr|»)  einlöst;  doch  bleibt  bei 
der  einzigen  auf  diesen  letzteren  Fall  bezüglichen  Stelle  ^  immerhin 
zweifelhaft,  ob  sich  die  Bezeichnung  nicht  vielmehr  auf  die  kurz 
zuvor  besprochene  Einlösung  verpfändeten  Gutes  beziehe.  Materiell 
aber  kann  das  in  jene  Form  eingekleidete  Geschäft  sehr  verschiedene 
Zwecke  verfolgen.  Es  ist  zunächst  sehr  wohl  möglich,  daß  der 
Verkauf  auch  materiell  wirklich  als  solcher  gemeint  ist  und  dafl 
somit  in  erster  Linie  dessen  bleibender  Bestand  ins  Auge  gefafit  er- 
scheint, während  doch  der  Verkäufer  in  Anbetracht  gewisser  mög- 
licherweise eintretender  Eventualitäten  sich  dessen  Rückgängig- 
machung vorbehalten  will;  man  denke  z.  B.  an  den  Fall,  da  ein 
Auswanderer  zwar  sein  Gut  verkauft,  aber  doch  fUr  den  etwaigen 
Fall  seiner  Rückkehr  in  die  Heimat  sich  die  Möglichkeit  eines  Zu- 
rücktretens in  die  alten  Verhältnisse  offen  halten  möchte,  oder  an 
den  Fall,  da  der  Verkauf  erfolgt,  um  einem  Befreundeten  seine  selb- 
ständige Xiederlassunji^  zu  ermöglichen,  die  Wiedereinlösung  aber  in 
Anbetracht  der  Mi.»f^lichkcit  vürbciialtt  a  u  erdea  will,  dal3  derselbe 
sich  etwa  auf  dem  Gute  nicht  sollte  halten  können,  oder  auch  an 
einen  Fall,  da  dringende  Not  zum  X'erkauie  zwingt,  aber  doch  in 
tier  Hoffnunt;  auf  eine  künftige  Besserung  der  Vermögeusvcrhaltnisse 
des  Verkäufers  der  Kuckk.mf  vorbehalten  werden  will  u.  dgl.  m.  Es 
ist  aber  auch  ebensogut  möglich,  daß  (las  Geschäft  schon  von  vorn- 
herein nur  als  ein  vo r  u  b  e  r  e  h  e  n  d  es  gemeint  war,  und  zwar 
gleichviel,  ob  dabei  die  Zeitdauer,  für  weiche  es  Bestand  haben 
sollte,  von  Anfang  an  bestimmt,  oder  ob  deren  I'estinununf;  dem 
Verkäufer  ui »erlassen  worden  war:  auch  in  solchem  i  alle  konnte 
aber  der  i)ei  dcu>ell-en  vertol!_;te  Zweck  wieder  ein  sehr  verschieden- 
artiger sein.  Es  konnte  vorkommen,  daß  der  Rauier  es  wesentlich 
auf  den  Besitz  und  Genuß  des  Gutes  abgesehen  hatte,  wahrend  der 
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Vcrkauter  anstatt  dessen  eine  feste  Geldsumme  zu  beziehen  wünschte; 
gedachte  der  Käufer  dabei  das  Gut  selbst  zu  bewirtschaften,  so  mufitt 
das  Rechtsverhältnis  materiell  emea  ziemlich  ahnlichen  Charakter 
annehmen  wie  die  Veo-pachtung,  nur  daß  die  Stellung  beider 
Kontrahenten  eine  weit  gesidiertere  war  als  bei  dieser.  Wenn  schon 
beim  Pacfatvertrarre,  der  auf  eine  bestimmte  Reihe  von  Jahren  abg^ 
schlössen  wurde,  die  X'orauriieiablung  des  Pachtgeldes  für  die  ganze 
Pachtzeit  (forleiga)  ausbcdungen  werden  konnte,  so  bekam  der  Grund- 
eigentümer hier  vollends  in  dem  Kau^eise  das  Kapital  selbst  in 
die  Hand,  dessen  Zinsen  das  Surrogat  des  Pachtgckles  zu  bilden 
hatten  und  er  gewann  dadurch  nach  eigener  Wahl  entweder  m 
weit  eflieblidietcs  Mad  von  Sicherheit»  oder  auch  die  Mögticfakdt. 
durch  glückliche  Spekulationen  die  Höhe  der  ihm  anfallenden  Zinsen 
sehr  beträchtlich  zu  steigern.  Der  Käufer  dagegen  trat  nicht  nur  in 
den  Besitz  und  Genufi  des  Gutes  ganz  wie  bei  einem  Fkchtvcrtnge, 
sondern  er  hatte  auch  in  Bezug  auf  dessen  Bewirtschaftung  nodi 
weit  freiere  Hand  als  dieser  und  galt  seine  Stellung  überdies  als  eine 
ungleich  vornehmere  als  die  eines  bloflen  Füchtels;  spekulierte  er 
aber,  wie  dies  zumal  im  I)rändheimischen  vidiach  üblich  gevcsn 
CM  sein  sofaeint,  nicht  auf  die  eigene  Bewirtschaftung  des  erkauften 
Landes,  sondern  auf  den  fiesug  der  aus  ihm  sn  erzielenden  Padit- 
gelder,  so  trug  das  Geschäft  Air  ihn  den  Charakter  einer  nab- 
bringenden Kapitalanlage  mit  hinzutretender  voller  Realsicherlieit 
und  konnte  sich  von  hier  aus  unter  Umständen  gleichfalls  empfehieD. 
Aber  allerdings  konnte  ein  denutiges  Geschäft  andereneits  auch  itcht 
wohl  unter  den  Gesichtspunkt  eines  Darlehens  gestellt  werden, 
welches  der  Käufer  dem  Verkäufer  gewährt,  und  von  diesem  Gt- 
sichtspunkte  aus  kann  dann  die  jenem  enteren  durch  den  Übergang 
des  Eigentumes  gebotene  Realsicherheit  dem  Geschäfte  innediin 
den  Charakter  einer  Verpfändung  veddhen;  in  unseren  Recht»- 
büchem  lassen  sich  wirklich  bestimoHe  Spören  der  einen  wie  der 
anderen  Gebrauchsweise  desselben  nachweisen.  Die  Gl>L.  z.  R  sahen 
wir  einmal  die  malajörö  geradezu  mit  der  Icigujörd  zusammensteUco,'' 
wenn  es  galt,  die  Rechtsmittel  zu  bezeichnen,  welche  dem  fiesia« 
von  Land  gci^eiiübcr  dem  Verkäufer  oder  X'erpachter  zustehen, 
welcher  ihm  dieses  vorenthält,  und  sie  scheinen  sich  demnach  der 
BcrührunjT;spunktc  klar  i^cnug  bewußt  gewesen  zu  sein,  welciie  sich 
zwischen  unserem  Geschäfte  und  dem  Pachtvertrage  ergaben,  Dk 
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Frl^L.  dajjegen  sprechen  in  Bezug  auf  die  Fahrhabe  des  Mündels 
dem  \'orii.uiulc  den  Genuß  der  Früchte  zu,  wie  er  andererseits  auch 
für  diese  die  volle  Gefahr  zu  trat:;cii  liat»  woc^egea  „landaleigur  allar", 
d.  h.  alle  P>üchte  des  licgeoden  Gutes,  dem  Mündel  selbst  verrechnet 
werden  müssen  „fyrir  ütan  forsuluj\>r(V',  ^ )  d.  h.  mit  Ausnahme  der 
Früchte  der  forsölujörö,  eine  Ausnahme,  welche  sich  nur  unter  der 
X'oraussetzung  erklären  läßt,  daß  diese  letzteren  nicht  als  eine  Nutzun^j 
von  Grund  und  Boden  betrachtet  werden,  welche  ja  nach  dem  maß- 
gebenden Prinzipe  dem  Mündel  zuzufallen  hätte,  sondern  als  eine 
KapitalnutzuuLj,  welche  eben  darum  dem  V^ormunde  zukommt;  hier 
wird  demnach  bezuglich  der  forsölujo'-A  in  erster  Linie  nicht  mehr 
an  das  dem  Kaufer  zustehende  Fi^eiuiün  am  Lande  gc(.iacht,  ob- 
wohl dies  formell  stets  als  bestmmiend  hervortrat,  sondern  \ielmehr 
an  das  Geldkapital,  welches  vorübergehend  in  diesem  Lande  ange- 
Ifgt  war.  Die  Analogie  des  r>iHc!msgcschäftes,  nicht  mehr  die  des 
Pachtvertrages  macht  sich  ueninach  hier  geltend,  und  mit  dieser 
Verschiebung  des  ökonomischen  Schwerpunktes  bei  dem  Geschäfte 
mag  es  denn  auch  zusammenhängen,  daß  die  Frl)L.  auch  dem  Käufer 
die  I^sung  des  Verhiütnisses  durch  Rückforderung  des  Kaufpreises 
gestatten,  und  auch  die  Gi>i.  weiiigstens  bezüglich  der  stefnujör^ 
denselben  Weg  zu  gehen  scheinen,  während  sie  allerdings  bezüglich 
der  mälajörö  nur  von  dem  Rechte  des  Verkäufers  sprechen,  das  ver- 
kaufte Land  wieder  einzulösen;  daß  die  Frl>L.  ferner  dem  Käufer 
bei  beharrlicher  Saumseligkeit  des  Verkäufers  in  Entrichtung  des 
zurückgeforderten  Kaufpreises  den  Zuschlag  des  Gutes  zu  bleibendem 
Eigentume  in  Aussicht  stellen  und  damit  seiner  Sicherung  eine  neue 
Gewähr  bieten,  während  die  GI)L,  von  einem  solchen  Zuschlage 
nichts  wissen,  vielmehr  auch  bei  nicht  rechtzeitiger  Einlösung  des 
LaAdes  diesen  dem  Käufer  nicht  zu  bkiben<jkm  Eigentume  verfallen 
lassen,  vielmehr  höchstens  die  Einlösung  um  den  vollen  Schätzungs- 
wert an  die  SteUe  der  Einlösung  um  den  ursprünglich  gegebenen 
Kauijpreis  treten  lassen«  Nach  den  GI)L.  beruht  hiernach  die  dem 
Käufer  durch  das  Geschäft  gebotene  Sicherheit  nur  auf  dem  Besitze 
und  Genüsse  des  Gutes»  sowie  auf  dem  Drucke,  welchen  dessen  Ent- 
behrung allenfalls  auf  den  Verkäufer  ausUbt;  sie  ist  femer  überhaupt 
nur  unter  der  Voraussetzung  voriianden,  da0  der  Gutswert  den  be* 
zabllea  Kaufpreis  beträchtlich  überschreitet;  sie  ist  endlich  selbst 
unter  dieser  Voraussetzung  der  Regel  nach  nicht  der  bestimmende 
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Zwei  k  des  Geschiiftes,  sondern  nur  eine  beiläufig  mit  drm-ciben 
verbundene  W  irkimg.  Nach  den  Fr[>L,  ist  dagegen  die  nuterielle 
Gestaltung  des  Gesciiaftes  dem  Pfandrechte  ungleich  näher  gerückt, 
und  es  liegt  div  X'ermutung  nahe,  daß  wir  es  dabei  mit  einer  spa- 
teren EntwickliHiL;  zu  tun  haben,  auf  deren  Verlauf  die  für  den  ve^i- 
mali  ni. iiigebenden  Grundsat/.e  bestimmenden  Einliuß  au<:^eübt 
haben ;  aber  docli  hält  sich  die  Umgestaltung  insoferne  ncch  ^au' 
in  dem  alten  Rahmen,  als  nach  wie  vor  der  Besitz  und  Ger.ul3  cc? 
Gutes  auf  den  Kaufer  ubergeht.  In  keiner  Weise  kann  ich  mich 
übrigen^,  w  ie  bereits  oben  bemerkt,  mit  der  von  E.  Hert/:ber<,' 'I  aus- 
gesprochenen Ansicht  einverstanden  erklären,  dati  die  alteren  Rechtn- 
bücher  selbst  dem  Institute  bereits  eine  zwiefache  Ausprägung  mit 
Rücksicht  auf  dessen  verschiedene  ökonomische  Verwendung  gegeben 
hätten,  indem  die  stefnujörö  und  das  in  FrI)L,  XII,  i  behandelte  G^ 
schäit  auf  einem  wirklichen  Verkaufe  mit  X^orbehalt  des  W'iederein- 
lösungsrechtes  beruhe,  dagegen  die  mälajörd  und  das  in  Fri>L.  XII,  2 
besprochene  Geschäft  auf  ein  Darlehen  mit  Bestellung  eines  Ge- 
brauchspfandes hinauslaufe.  Der  Unterschied,  welcher  zwischen  der 
mälajör(^  und  stcfnujörö  bestand,  beruhte  vielmehr  wesentlich  nur 
darin,  daß  das  verkaufte  Land  dort  auf  unbestimmte,  hier  aber  auf 
bestimmte  Zeit  veräußert  war;  daö  aber  insbesondere  die  stefnujöi^ 
ganz  wohl  zu  Kreditoperationen  verwendet  werden  konnte,  ergibt 
sich  mit  voller  Bestimmtheit  aus  dem,  was  oben  über  die  Anfecht- 
barkeit des  Geschäftes  wegen  wucherischer  Ausbeutung  des  Ve^ 
käufers,  dann  über  das  Recht  des  Käufers  auszuführen  war,  seinen 
Kaufpreis  zurückzufordern.  Anderenteils  liegt  aber  auch  keb  Grund 
vor,  die  in  FrI)L.  XII,  i  und  2  behandelten  Geschäfte  als  verschiedeo* 
artige  zu  betrachten.  Richtig  ist  vtehnehr  meines  Erachtens  nur. 
daß  in  §  I  vorzugswebe  die  Eingehung  des  Vertrages  und  das  Ver- 
fahren bei  der  Wiedereinlösung  des  verkauften  Landes  durch  den 
Verkäufer  bebandelt  wird,  über  welche  §  2  nur  ein  paar  därftige 
Bemerkungen  enthält,  und  da6  umgekehrt  §  2  die  Rückforderang 
des  Kaufpreises  durch  den  Käufer  einläfilich  bespricht,  von  wdclier 
hinwiederum  der  g  I  nichts  sagt;  dafl  dabei  die  DarsteUung  cifle 
sehr  ungelenke  und  keineswegs  wohlgeordnete,  auch  von  Wieder- 
holungen nicht  freie  ist,  mag  sich  aus  der  Benützung  versdiicdeoer 
Redaktionen  des  Rechtsbuches  ergeben,  deren  ausgleichende  Ver- 

■)  Grundtrftkkene,  S.  S7— 88,  Anm. 
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arbeitung  zu  einem  neuen  Texte  dem  l'berarl)eiter  hier  wie  an  so 
manchen  anderen  Stellen  nur  seiir  man[^clhaft  gelungen  ist. 

Man  sieht  ül^rij^cns  aus  dem  Bisherigen,  daö  die  geschichtlichen 
Ausgangspunkte   iur  den  ve(^niali   und   für  den  forsölumäli 
durchaus  verschiedene  waren.    Unter  den  Begriff  des  veö  fielen  ur- 
sprünglicli  alle  und  jede  Geschäfte,  bei  welchen  von  dem  Eintreten 
oder  Nichteintreten  eines  bestimmt  bezeichneten   ungewissen  Ereig- 
nisses ein  dem  einen  oder  dem   andert-n  Kontrahenten  zugehender 
Vorteil  oder  Nachteil  ahhangi;:,^  gemacht  war,  gleichviel  übrigens, 
welcher  Art  jenes  Ereignis  und  welcher  Beschaffenheit  dieser  Vorteil 
oder  Nachteil  sei;  Geschäfte  des  verschiedensten  juristischen  Cha- 
rakters koimten  demnach  die  Natur  des  veö  annehmen,  wenn  sie 
nur  das  tatsachliche  Merkmal  an  sich  trugen,  daß  sich  bei  denselben 
der  eine  K(>ntr^^hent  für  den  I-"all  des  Kintrett-n-  oder  Nichteintretens 
einer  bestimmten  Susj)ensivl)ecHngung  einem  gewissen  Rechtsnach- 
teile unterwarf.    Dagegen  setzt  der  forsolumali  immer  einen  Kauf 
mit  Vorbelialt  des  Rückkaufes  um  den  ursprünglich  bezahlten  Kauf- 
preis voraus;  in  diesen  einheitlichen  juristischen  Rahmen  konnten 
aber  Geschäfte  der  verschiedensten  wirtsciiaftlichen  Bedeutung  ge- 
bracht werden,  je  nachdem  die  bei  dem  Vertragsabschlüsse  maß- 
gebenden Motive  mehr  die  bei  einem  Verkaufe,  bei  einer  Verpach- 
tung oder  bei  einem  pfandrechtlich  gesicherten  Darlehea-  ausschlage* 
gebenden  waren.    Nur  dann,  wenn  beim  veömäli  das  ungevidsse 
Ereignis,  welches  als  Suspensivbedingung  figuriert,  in  der  Nicht- 
zahlung einer  bestimmten  Schuldforderung  besteht  und  überdies  der 
Vorteil  und  Nachteil,  welcher  sich  für  die  Kontrahenten  an  den  Ein- 
tritt jener  Bedingung  knüpft,  als  Verfall  einer  bestimmten  dem 
Schuldner  gehörigen  Sache  zugunsten  des  Gläubigers  sich  darstellt, 
nimmt  der  veömäli  den  Charakter  eines  Versicberungs-  und  insbe- 
sondere eines  Verpfändungsgeschäftes  an;  nur  dann,  wenn  beim  for> 
sölumäli  der  Schwerpunkt  auf  den  gezahlten  Kaufpreis  und  auf 
dessen  Sicherstellung  bis  zu  seiner  seinerzeitigen  Heimzahlung  gelegt 
wird,  tritt  dieselbe  Erscheinung  beim  forsölumäli  ein.   Wird  aber 
dann  beim  vedmali  der  Verfall  des  Pfandes  ganz  oder  annähernd 
auf  einen  dem  Betrage  der  Pfandschuld  entsprechenden  Teil  des 
Wertes  des  Pfandobjektes  beschränkt  und  somit  dem  Pfandgläubiger 
die  Verpflichtung  auferlegt,  eine  etwaige  Hyperocha  herauszubezablen, 
wird  andererseits  beim  forsölumäli  auch  dem  Käufer  das  Recht  ein- 
geräumt, das  Verhältnis  einseitig  zu  lösen,  indem  er  seinen  Kaufpreis 
zurückfordert  und  fUr  den  Fall  der  nicht  rechtzeitigen  Heimbezahlung 
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diese«  Kaufpreises  der  ZvachUg  des  belasteten  Landes  Uun  in  Au» 
sieht  gestellt,  dann  nähern  sich  fr^ch  beide  Geschälb  eisaader 
vermöge  ihrer  beiderseitigen  pfandreehtiiclien  Gestaltung;  es  begreift 
sich  aber,  da6  diese  Annäherung  sich  nur  sehr  allmähHch  aad  deich 
mancherlei  MittelgUeder  hindurch  vollziehen  konnte,  und  daft  ut 
andererseits  auch  nicht  alle  Anwendungsfalle  des  yeö  einerseits  vaA 
der  forsölujörd  ander^^its  vollkommen  erschöpfend  umfassen  koofrte. 


§  8.  Daa  Recht  dea  iallndiacben  Preiataatea. 

Als  mali  oder  lögmäli  wird  in  unserem  jüngeren  Rechts- 
buche  derjenige  Vertrag  definiert,  *)  durch  welchen  sich  jemand  das 
Recht  erwirbt,  eine  bestimmte  Liegenschaft  für  den  Fall,  dd&  sie 
überhaupt  feil  wird,  um  denselben  Preis  zu  erwerben,  welchen  der 
dritte  Kaufer  bietet:  doch  wird  sofort  beigefügt,  daß  der  Vertrag 
auch  in  der  Weise  abgeschlossen  werden  könne,  da0  von  den  Kon> 
trahenten  gleich  von  vornherein  der  Preis  festgesetzt  wurde,  um 
welchen  der  }3erecbtigte  das  Land  zu  übernehmen  befugt  sein  solle, 
falls  dasselbe  überhaupt  dem  Verkaufe  unterstellt  werden  woOe.  b 
dem  älteren  Rechtsbuche  findet  dch  allerdings  keine  derartige  B^ 
grifdsbesdmmung  vor;  nach  den  sonstigen»  in  beiden  Recbtsböchcm 
gan2  gleichmäßig  wiederkehrenden  Bestimmungen  über  das  Rechts- 
verhältnis kann  jedoch  nicht  dem  leisesten  Zweifel  unterliegen,  dafl 
jene  Definition  auch  für  die  Konüngsbök  als  mafigebend  betrachtet 
werden  darf  und  ist  durch  sie  der  mdli  ganz  unzweifelhaft  als  ein 
Vorkaufsrecht  oder  Einstandsrecht  gekennzeichnet  Aus  den  Ein- 
gangsworten des  ganzen  Abschnittes  aber,  welcher  von  dem  lögmäli 
handelt,  ergibt  sich  nach  dem  tibereinstimmenden  Wortlaute  beider 
Texte,*)  dad  die  Begründung  desselben  zwar  nicht  notwendig; 
doch  sehr  häufig  mit  dem  Verkaufe  von  Ljuid  In  der  Art  zusammea* 
hing,  daß  sich  der  Verkäufer  denselben  an  dem  verkauften  tao^ 
vorbehielt  Ein  paarmal  scheint  allerdings  auch  'von  einem  miÜ 
gesprochen  werden  zu  wollen,  welcher  auf  anderen  Gegenständen 
als  auf  Land  ruht;'*)  indessen  wird  der  mali  an  den  bebeiftodeti 

>)  Stft(t«rhölsbök»  401/432-33. 

*)  Koniingibök,  192/98;  SUOarhölsbdk,  401/431. 

')  KoDungsbök,  293/99;  StaftarböUbök,  401/434  und  435. 
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Stdien  immer  mit  dem  veö  zusammen  genannt  und  kann  demach, 
da  sonst  immer  nur  Land  als  Gegenstand  des  ersteren  bezeiebiiet 
wird,  sehr  woU  die  Fr^e  aufgeworfen '  werden,  ob  jene  wenigen 
Stellen  sicli  nicht  etwa  nur  ungenau  ausdrücken,  wenn  sie  cHe  für 
das  ved  zweifeUos  begründete  Anwendbarkeit  auf  cUe  Fahrhabe  auch 
auf  den  mäli  erstrecken  zu  wollen  scheinen. 

Die  Förmlichkeiten  für  die  Begründung  des  mäli  sind 
wesentlich  dieselben  wie  beim  veft.  Der  Wrtrag  niuti  demnach 
mittels  handsöl  eingegangen,')  sodann  aber  mittels  einer  lysmi;  zu- 
erst den  Nachbarn,  sodann  aber  auch  noch  am  Alldinge  der  ver« 
sammelten  Landsgemeinde  bekannt  gegeben  werden;^)  beides  Vor- 
schriften, von  (leren  Beol  »  i<  htung  die  Parteien  sich  hier  so  wenig 
wie  beim  Pfand\  ertraf^e  tVeimachen  können,  auch  wenn  sie  beim 
Vertragsabschlüsse  ausdrücklich  über  deren  Umgehung  überein- 
kommen. Ist  aber  jene  zu  ietaehe  lysmg  richtig  erfolgt,  so  wird  eine 
\\  icderhoiung  derselben  nur  unter  denselben  X'oraussvtzungen  und 
in  derselben  Weise  notii,^  wie  beim  ve<^,  also  zunächst  dann,  wenn 
einer  der  beiden  Kontrahenten  stirbt  und  dessen  Recht  demzuiulge 
auf  Seine  Erben  ul)erL;eht,  sowie  wenn  die  Vertragszeugen  sterben, 
oder  wenn  der  Vorkaui'sberechtii^te  sich  ihrer  nicht  mehr  erinnert;^) 
in  allen  diesen  Füllen  wird  ganz  gleichm.ißig  eine  Wiederholung  der 
lysi'ng  am  logberg  von  drei  zu  drei  Jahren  nutig.  Gleich  dem  ve«^ 
geht  aber  auch  der  mali  nicht  nur  auf  die  lüben  des  Berechtigten 
über,  sondern  er  kann  überdies  von  diesem  auch  unter  Lebenden 
veräußert  werden,  nur  daß  von  dem  W  eclisel  in  der  Person  des  Be- 
rechtigten dem  Eigentümer  des  belasteten  Landes  Kenntnis  gegeben 
und  überdies  am  Alküngc  durch  eine  lysing  von  demselben  Mit- 
teilung gemacht  werden  muß,  welche  lysing  gleichfalls  wieder  von 
drei  zu  drei  Jahren  zu  wiederholen  ist.^)  Unser  jüngeres  Rechtsbuch 
gestattet  auch  hier  wieder  die  Veräußerung  nur  an  einen  Erwerber, 
welcher  demselben  Landesviertel  angehört,  in  welchem  das  belastete 
Land  liegt;*)  da  jedoch  die  beiden  Rechtsbüchcr  übereinstimmend 
die  Regel  aufstellen,  daß  der  X'orkaufsberechtigte,  welcher  das  Land 
oder  auch  nur  das  Landesvicrtel  verlassen  will,  innerhalb  dessen  das 
belastete  Land  liegt,  dem  Eigentümer  dieses  Landes  vor  beigezogenen 

')  Konungsb-ik,  192  9S;  S  t  a   a  r  h  - !  s  b k  ,  40i;432 

*)  Kouungsbok,  192  >.*S — 99;  Stada  rholsbok,  401433  und  434. 

*)  Koniingsbök,  192,99;  Sta9«rh6Ubök,  401  434. 

Konüngsbök,  I9s;99;  Stafl»rhdlsb6k,  401/434-35. 

Stft5«rh6l9b6k,  4^1/434^35* 
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Zeugen  einen  ioneilialb  dieses  Landes\iertel9  angesessenen  Maui 
nennen  soll,  an  den  er  während  seiner  Abwesenheit  das  Angebot 
zum  Vorkaufe  zu  richten  habe,')  so  ist  doch  wohl  anzunehmen,  dafl 
auch  jene  Beschränkung  der  Veraußerungsbefugnis  in  der  Konüngsiwk 
nur  zufcillif;  unerwähnt  geblie}H  n  ist.  Daß  aucli  bciin  niali  wieder 
ein  Bevollmächtigter  mit  der  X'oriiahme  der  lysmr^  beauftragt  werden 
darf.  -1  d.'tt)  ferner  auch  hier  wieder  der  X'ormund  diese  für  seinen 
Mündel  vorzunehmen  hat,  und  dal»  der  Minderjährieje  selbst  sie  erst 
nach  erreichter  Volljährigkeit  vornehmen  darf,  ^)  dali  endlich  auch 
beim  mali  die  nicht  gehörig  vorgenommene  1\  smg  als  nicht  vorgc 
lu  mmcn  gilt  und  die  Ungültigkeit  des  mali  zur  Folge  hat/i  ver- 
steht sich  von  selbst  und  wird  überdies  in  lieiden  Kechtsbuchem 
auch  noch  ausdrücklich  ausgesprociicn,  mit  Ausnahme  nur  des  ersten 
Satzes,  welcher  auch  hier  wieder,  gewiß  nur  /ufallis::;,  in  der  Stadar- 
hi  »Lsbt>k  fehlt.  Daß  aber  die  bei  einem  Wc-ch^el  in  der  Person  des 
beri  chtigten  an  den  Eigentumer  des  belasteten  Landes  zu  richtende 
Aufforderung,  in  Zukunft  vorkommendenfalls  das  malaland  dem 
neuen  ICrwerber  de?  \'nrkauf?rechtes  zur  Ausübung  de"?  Wirk.iiJte- 
anzubieten,  bei  dem  mali  ihre  sehr  einleuchtende  Bedeutung  hatte 
und  somit  nicht  wie  bei  dem  \  e<"*)  noch  einer  besonderen  Erläuterung 
bedarf,  braucht  kaum  noch  erwähnt  zu  werden. 

Wenn  aber  die  Vorschriften  über  die  formelle  Behandlung  des 
veö  und  des  mali  wesentlich  dieselben  sind,  so  hört  doch  diese 
Gleichartigkeit  der  Regelung  beider  Rechtsinstitute  sofort  auf,  sowie 
deren  materieller  Inhalt  in  Frage  kommt,  wie  dies  zumal  bei  deren 
Realisierung  der  Fall  ist;  da  nämlich  das  ve6  wesentlich  ein 
Pfandrecht,  der  mali  dagegen  wesentlich  ein  Vorkaufsrecht  ist,  müssen 
sich  selbstverständlich  alle  diejenigen  Vorschriften  durchaus  ve^ 
schieden  gestalten,  welche  sich  auf  die  Ausübung  des  einen  und  des 
anderen  Rechtes  beziehen.  Nach  dieser  Seite  hin  ist  aber  vor  allem 
zu  beachten,  da6  der  mali  nur  gegenüber  einem  Verkaufe  des  b«' 
lasteten  Landes  geltend  gemacht  werden  kann,  welchen  dessen  Be* 
sitzer  freiwillig  mit  einem  Dritten  abschließt  Ausdrücklich  wird  uns 
gesagt,^)  daß  für  den  Fall,  da  der  Tod  des  Eigentümers  des  be- 
lasteten Landes  die  Auseinandersetzung  seines  Nachlasses  veranlagt; 

')  K  u  n  li  n     b   k  ,  193102;  Stada rb6isb6k,  401/435. 

')  Konuugsbök,  192. »19. 

')  Koaüngsbük,  195,106;  StaOarh6lsbök,  40i;456. 
*)  Konüngsbök,  I93  loa;  Stafiarbölsbök,  401-436. 
')  Koniingsbuk,  103/102;  $ta9arb«lsb6k,  401/435. 


Digitized  by  Google 


§  8.    Das  Kccbt  des  isläadiscbcn  Freistaates. 


dieses  Land  dann  nicht  zum  Verkaufe  angeboten  werden  müsse, 
«renn  etwa  die  überlebende  Witwe  oder  einer  von  mehrere»  Mit- 
erben dasselbe  mittels  einer  an  die  anderen  Interessenten  zu  ent- 
richtenden Herausbezahlung  an  sich  bringe,  wogc^^en  das  Anbieten 
zum  Verkaufe  für  den  anderen  Fall  allerdings  als  nöti*,'  bc/cichnet 
wird,  da  die  F^rbintcressenteii  das  Land  an  einen  I'^remden  verkanten 
wollen,  um  dessen  Lil  unter  sicli  zu  verteilen.  Für  den  l-dÜ  ab^;. 
da  ein  Angebot  z.um  X'orkautc  \viiklich  notwendig  wird,  gelten  zu- 
nächst folgende  Regeln;')  Der  Besitzer,  welcher  sein  malaland  zu 
verkaufen  beabsichtigt,  soll  in  der  ersten  llalfte  des  eiamänaör,  d.  h. 
Ende  März,  zu  dem  Inhaber  des  mali  ki  mnien  und  ihm  anzeigen, 
daß  ihm  das  Land  teil  sei;  doch  dart  er  diese  Anzeige  allenfalls  auch 
noch  etwas  später  maclien,  wenn  dies  nur  noch  spätestens  eine 
Woche  vor  Sommersanfang,  d.  h.  längstens  zu  Anfang  April  ge- 
schieht. Dabei  soll  er  ihm  vor  beigezogenen  Zeugen  auf  den  ersten 
Sommertag,  welcher  immer  zwischen  den  9.  und  15.  April  fallt,  in 
«einer,  des  Vorkautsbcrechtigtcn,  eigener  Wohnung  Termin  gelien 
<  hcimstefna),  damit  er  ihm  hier  seinen  Käufer  vrirfuhren  und  den 
Vorkauf  anbieten  könne;  nach  der  Konung>bok  muß  das  Gebot, 
welches  der  dritte  Käufer  gfcmacht  hat,  schon  bei  dieser  Heimladung 
dem  Vorkaufsberechtigten  mitgeteilt  werden,  während  die  Staöar- 
hölsbök  hiereon  nichts  weiß.  Ist  die  heimstefna  richtig  .erfolgt,  so 
hat  sich  der  üeladcne  an  dem  ihm  bezeichnete]!  Tage  zuhause  trctifen 
zu  lassen;  ist  er,  ohne  daß  ehehafte  Not  vorläge,  von  Hause  ab- 
wesend, ohne  einen  geeigneten  Bevollmächtigten  zu  seiner  Vertretung 
hinterlassen  zu  haben,  so  gilt  sein  Vorkaufsrecht  als  erloschen  (er 
|)ä  landit  malalaust)  und  wird  der  Ausgebliebene  überdies  dem 
Gegner  mit  drei  Mark  bußfällig. -)  Anderenteils  muß  derjenige, 
welcher  den  Vorkauf  anzubieten  hat,  sich  an  demselben  Tage  läng- 
stens bis  Mittag  mit  seinem  Käufer  bei  dem  Inhaber  des  X^orkaufs- 
rechtes  einfinden  und  diesem  sofort  vor  beigezogenen  Zeugen  an- 
bieten, ob  er  das  Land  um  denselben  Preis  kaufen  wolle,  welchen 
der  anwesende  dritte  Kaufer  für  dasselbe  zu  bezahlen  bereit  sei. 
Dieser  dritte  Kaufer  hat  sofort  seinerseits  den  Preis  anzusacken, 
welchen  er  angeboten  hat,  und  der  Vorkaufsberechtigte  muß  sich 
dann  sogleich  darüber  erklären,  ob  er  von  seinem  Vorkaufsrechte 
Gebrauch  machen  will  oder  nicht  Wählt  er  den  Einstand,  so  gilt 


')  Koaaagsb6k,  I9S/103;  Stadarhöltbök,  401/436—37. 
*)  KoDÜDgftbök,  193/103— 4;  Staöarholsbök,  401/437. 
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das  Kaufgeschäft  als  sofort  xwUchen  ihm  und  dem  Vorkäufer  wUer 
den  angesagten  Bedingungen  abgeschloseeo ;  lehnt  er  dagegen  den 
Einstand  ab,  so  gilt  sein  Vorkau&recht  als  erloschen  (er  ^  af  lule 
hans),  es  wäre  denn,  daß  sich  nachweisen  ließe,  daß  der  dritte  Kaufer 
wirklich  um  ein  Erhebliches,  d.  h.  um  wenigstens  fünf  Unzen  weniger 
bezahlte,  als  von  ihm  und  dem  Verkäufer  angesagt  worden  war.*) 
Für  den  l  all  eines  derartigen  betru^^crischen  Angebotes  ibrekboA, 
brek'i  stellen  dem  Vorkaufsberechtii^ten  übrigens  auch  noch  weitere 
Rechtsmittel  /u  Gebote.")  Hat  zunächst  der  Vorkaufsberechtigte  auf 
Grund  eines  betrui^erischen  An<;ebüte>  sich  für  den  Einstand  erklart, 
so  verfallen  die  bcicien  bei  dem  gespielten  Betrüge  Beteiligen,  der 
Verkäufer  also  und  der  dritte  Kaufer,  der  Strafe  der  L;ini.ie<vc:- 
Weisung,  wenn  ihnen  anders  das  l>ctrugcrische  \'ertahren  naciige- 
wiegen  werden  kann,  nnr  dali  die  Strafklage  längstens  am  dnlim 
Aiklinge  angestellt  werden  muß;  überdies  wird  durch  fünf  dem 
bände  zun.ichst  wohnende  Grundeigentümer  der  Scliat/ungswert 
tiieises  Landes  festgestellt,  mul  hat  nun  der  X'orkaufsberechtis^e,  je 
nachdem  er  den  ihiTi  abgescnu  nidelten  Kaufpreis  Itereits  erlcL^t  h«»t 
oder  nicht,  entweder  nur  iiesen  Sciuit/ungNwert  zu  entrichten  o<kJ 
das  über  denselben  hinaus  Zu\  iell>e/.ahltc  wieder  zurückmfordern. 
Hat  dagegen  der  Vorkaufsberechtigte  auf  tien  Einstand  verzichtet, 
so  wird,  wenn  hmterher  bewiesen  werden  kann,  daü  das  Angebt^t 
ein  betrügerisches  gewesen  war,  gegen  die  Beteiligten  diesell>e  Straf- 
klage gewahrt,  wie  sie  soeben  besprochen  wurde;  die  Konüng"!!^ 
bemerkt  überdies  ausdrücklich,  daß  der  Vorkaufsberechtigte  solciien- 
falls  den  Kaufpreis  als  nichtig  anfechten  (stefha  til  rofskaupinu)  durie, 
und  daÜ  dieser  als  nichtig  aufzuheben  sei,  wenn  der  Beweis  des  Be- 
truges gelinge.  Das  Vindikationsverfahren  muß  indessen  schon  am 
nächsten  AUdinge  nach  erfolgtem  .Angebote  durchgeführt  werden, 
und  ist  demnach  die  Geltendmachung  der  vermögensrechtUck>^ 
Wirkungen  des  gespielten  Betruges  an  eine  beträchtlich  künereV^'"' 
jahrungsfrist  gebunden,  als  die  Geltendmachung  seiner  Strafrechtlidien 
Folgen.  Die  Stadarhölsbök  enthält  dagegen  anstatt  dieses  letzteren, 
ihr  fehlenden  Zusatzes  eine  längere  Bestimmung,  deren  Verständnis 
Ireilich  seine  besonderen  Schwierigkeiten  hat**)  Für.den  Fall  nämlifl*' 
daß  der  Vorkaufsberechtigte  bereits  zu  der  Zeit,  da  Jhm  das 


*)  Konung:»bok,  192,100;  Stat^urhulsbük,  401^437. 

'J  Koauogtb6k,  192/100— loi;  St«0arh6lsb6k»  40S/437-3S. 
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zur  Erklärung  über  den  Vorkauf  angeboten  wird,  Verdacht  schöpft, 
dafi  ihm  ein  höherer  Preis  als  der  wirklich  ausbedungene  angetagt 
worden  sei,  wird  ihm  hier  folgender  Ausweg  eröffnet.  Er  mag 
solchenfalls  gleich  von  vornherein  unter  fieiziehung  von  Zeugen  er> 
idaren,  daÖ  er  auf  die  Ausübung  seines  Einstandsrechtes  aus  dem 
Grunde  verzichte,  weil  er  das  ihm  mitgeteilte  Angebot  für  ein  be- 
trügerisches (brekboö)  halte;  das  schütst  ihn  bei  seinem  Rechte,  „ef 
haon  er  rettbafe  at  ordenn".  Der  meines  Wissens  nur  an  dieser 
Stelle  vorkommende  Ausdruck  ^r^tthafe"  scheint  mir  nicht  auf  den 
rechtlichen  £rwerb  des  Vorkaufsrechtes  bezogen  weiden  za  dürfen, 
wie  dies  von  I)ör6r  Sveinbjömsson  geschah,  welcher  unsere  Stelle 
Übersetzt:  »ita  facere  ei  fas  est,  sl  legaliter  jus  protimeseos  acquiie- 
bat",  und  auch  in  seinem  Glossare  nur  die  Erklärung  gibt:  „jus 
habens,  jure  gaudens";^)  dem  Zusammenhange  der  Stelle  nach  er- 
sdieittt  diese  Erklärung  durchaus  ungenügend,  und  wenn  von  den 
Lexikographen  Eirikr  Jönsson  das  Wort  mit:  „retmsssig,  lovlig  6e- 
sidder",  \tm  Joh.  Fritzner  mit:  „retmesstg  Besiddelse  af  noget",  von 
Gudbrandr  Vigfüsson  mit:  „in  lawful  possession  of  erklärt  wird,  so 
sind  alle  diese  Erklärungen  sichtlich  nur  der  von  I)drÖr  Sveinbjömsson 
gegebenen  nachgeschrieben.  Ich  möchte  vielmehr  den  Ausdruck 
nur  auf  das  Obsiegen  in  der  betreffenden  Beweisführung  und  dem 
betreffenden  Ttotesae  beziehen  und  somit  unsere  Stelle  dahin  ver- 
stehen, dafi  die  gleich  von  vornherein  vom  Einstandsi>efechtigten 
abj^cgcbene  Erklärung,  auf  die  Ausübung  des  Einstandes  zu  ver- 
zichten, weil  er  die  erfolgte  IVebangabe  fUr  eine  betrügerische  halte, 
ihn  unter  der  Voraussetzung  bei  seinem  Rechte  schütze,  dafi  er 
hinterher  den  gespielten  Betrug  zu  beweisen  vermöge  und  somit  in 
dem  nachträgUch  geführten  Prozesse  ein  obsiegendes  Urteil  erlange. 
Schließen  aber  trotz  der  abgegebenen  Erklärung  der  Grundeigen« 
tümer  und  der  Dritte  ihren  Kaufvertrag  ab,  so  mag  der  Vorkaufe- 
bercchtigte  diesen  sofort  anfechten  (stefna  til  rofs  kaupinu)  und  dem 
Käufer  das  Land  abvindizieren  (stefna  til  brigAar  of  landit),  indem 
er  zugleich  eine  Buße  von  drei  Mark  gegen  ihn  einklagt.  Am  Ding 
haben  fünf  landbüar  die  Frage  des  Betrug^s  durch  ihren  Wahrspruch 
zu  erledigen,  und  der  Kaut  wirtl  als  nichtii;  aufgehoben,  wenn  sie 
einen  Betrug  als  gegeben  annehnien;  die  fünf  dem  Lande  zunächst 
woluienden  Grundeigentümer  haben  sodann  dieses  abzuschätzen  und 
mag  der  X'orkaufsberechtigtc  dasselbe  um  den  von  ihnen  festgestellten 
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Schatzungswert  kaufen.  Auch  diese  Vindikationsklage  soll  am 
nächsten  Alldinge  nach  erfolgtem  Angebote  angestellt  werden;  neben 
ihr  mag  der  Vorkaufsberechtigte  aber,  wenn  er  will,  auch  noch  eine 
Bußklns^e  auf  drei  Mark  gegen  den  Verkäufer  richten,  weil  dieser 
das  Land  billiger  als  um  den  ihm  angesagten  Preis  verkaufte,  und 
eine  weitere  Bußklaq^c  auf  denselben  Betrag  darum,  weil  er  ihm  das 
Land  nicht  um  den  Preis  anbot,  um  welchen  er  es  verkaufte;  auch 
in  diesem  Falle  wird  der  Beweis  durch  den  Wahrspnich  der  fünf 
landbüar  erbracht.  Neben  den  soeben  angeführten  Klagen  gewährt 
aber  die  Staöarholsbok  dem  Vorkaufsberechtigten  alternativ  auch 
noch  den  anderen  Ausweg,  in  der  oben  bezeichneten  Weise  geg«» 
den  Verkäufer  sowohl  als  gegen  den  Käufer  auf  Landesverweisung 
zu  klagen,  falls  sich  nur  überhaupt  die  Tatsache  des  betrügerischen 
Angebotes  nachweisen  laßt.  Die  Staöarholsbök  läßt  somit  dem 
Kl^er  die  Wahl  zwischen  einer  strengeren  und  einer  milderen  Straf- 
klage, von  denen  jedoch  die  letztere  ungleich  rascher  verjährt  als 
die  erstere  und  überdies  auch  späterer  Entstehung  zu  sein  scheint 
als  diese,  da  die  Konüngsbök  nur  die  strengere  Strafklage  kennt 
Dabei  fällt  auf,  daß  einerseits  auch  die  Konüngsbök  die  kürzere  Ver- 
jährungsfrist für  die  zivUrechtilche  Klage  vorschreibt  und  somit  die 
längere  nur  auf  die  Strafklage  anwendet,  und  daß  andererseits  die 
Staöarholsbök  die  Zivilklage  nur  im  Anschlüsse  an  die  mildere  Straf* 
klage  bespricht,  welche  sie  eben  auch  derselben  kürzeren  Verjähruogsr 
frist  unterwirft;  wahrscheinlich  hat  demnach  das  jüngere,  in  der 
Stadarhölsbök  vertretene  Recht  an  die  Behandlung  der  Zivilklage  im 
älteren  Rechte  angeknüpft  und  die  Bußklage,  welche  es  alternativ 
mit  der  Klage  auf  Landesverweisung  dem  Vorkauisbeiechtigten  ^ 
räumen  wollte,  darum  jener  ersteren  auch  bezüglich  der  Veijähniogs* 
frist  gleichgestellt.  —  Je  nach  Umständen  haben  die  bisher  be- 
sprochenen Regeln  auch  wohl  Modifikationen  zu  erleiden  oder  be* 
dürfen  dieselben  doch  einer  Vervollständigung  durch  weitere  Nebea- 
bestimmungen.  So  gilt  zunächst  der  Satz,^)  daß  das  Anerbieten  von 
Land  zum  Vorkaufe  ebensogut  durch  einen  Bevollmächtigten,  wie 
durch  den  Eigentümer  selbst  besorgt  werden  kann,  nur  daß  der  Be* 
voUmächtigtc  sich  auf  Verlangen  des  Vorkaufsberechtigten  als  sofcher 
durch  die  Vorführung  der  Zeugen  legitimieren  muß,  welche  bei  der 
Erteilung  der  Vollmacht  mittels  handsöl  beigezogen  worden  waren. 


>}  Konüngsbök,  I93']04;  Stabarb 6l8b6k,  402/440. 
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So  wird  iVmcr  bestimmt,  M  ciaL)  fiir  den  Fall,  da  eine  Vorkautsbc- 
rcchtiL^uni;;  einem  Minderjährigen  /usteht.  drts  Anbictf-n  des  belasteten 
Landes  zum  X'orkaufe  an  dessen  X'ormund  /u  richten  ist,  falls  dieser 
anders  innerh.ilb  demselben  Landesviertel*:  wohnt,  in  welchem  das 
Land  liegt.  Will  nun  der  \'orinund  \  on  tiein  angebotenen  Vorkaufe 
Gebrauch  machen,  so  mag  er  dies  tun ;  aber  er  handelt  dal)ei  auf 
eigene  \N  ag  und  Gefahr,  soferne  er  das  auf  Grund  de^  niali  erkaufte 
Land  selber  belialten  muß,  wenn  es  der  Mündel  nach  erreichter  Voll- 
jährigkeit nicht  übernehmen  will.  Mag  der  Vormund  dagegen  von 
dem  V^orkaufsrechte  keinen  Gebrauch  machen,  so  kann  der  Eigen- 
tümer des  Landes  dasselbe  verkaufen,  jedoch  nur  unter  der  Be- 
dingung, daß  das  Vorkaufsrecht  auf  demselben  ganz  in  derselben 
Weise  liegen  bleibe,  wie  es  zuvor  auf  demselben  gelegen  hatte,  was 
doch  Wöhr  nur  dahin  verstanden  werden  darf,  daß  dem  Mündel  das 
Recht  vorbehalten  bleiben  soll,  seinerzeit  nach  erreichter  Volljährig- 
keit noch  nachtraglich  von  dem  Vorkaufsrechte  Gebrauch  machen 
zu  dürfen.  Bei  dieser  Gelegenheit  muß  daran  erinnert  werden,  daß 
auch  die  Veräußerung  eines  raäli  nur  an  einen  Erwerber  geschehen 
darf,  welcher  in  demselben  Landesviertel  wohnt,  in  welchem  das  be- 
lastete  Land  liegt,  -)  und  daß  der  Vorkaufsberechtigte,  welcher  das 
Land  oder  auch  nur  das  Landesviertel  verlassen  will,  in  welchem  das 
belastete  Land  liegt,  dem  Eigentümer  dieses  Landes  einen  innerhalb 
dieses  Landesviertels  angesessenea  Mann  zu  benennen  hat,  an  welchen 
er  während  der  Dauer  seiner  Abwesenheit  vorkommendenfalls  das 
Angebot  zum  Vorkaufe  richten  soU,^)  letzteres  eine  Verpflichtung, 
welche  ofienbar  auch  den  Vormund  traf,  wenn  er  in  einem  anderen 
Landesviertel  wohnte,  als  in  welchem  das  Land  lag,  an  welchen 
seinem  Mündel  ein  Vorkaufsrecht  zustand.  Aber  auch  in  dem  zu- 
letzt erwähnten  Falle  kamen,  wenn  das  belastete  Land  wirklich  wäh- 
rend der  Abwesenheit  des  Berechtigten  seinem  Bevollmächtigten  zum 
Vorkaufe  angeboten  wurde,  ziemlich  dieselben  Grundsätze  zur  An- 
wendung, wie  beim  Vormunde.*)  Auch  der  Bevollmächtigte  kann 
nämlich  von  dem  Vorkaufsrechte  Gebrauch  machen,  wenn  er  will, 
jedoch  nur  auf  die  Gefahr  hin,  daß  er  das  gekaufte  Land  selber  be- 
halten und  aus  seinen  eigenen  Mitteln  bezahlen  muß,  wenn  der 
Vollmachtgeber  dasselbe  bei  seiner  Heimkehr  seinerseits  nicht  haben 

')  Konüngsbök,  195  lor    loö;  StaÖar h6Ubök,  401/435 — 36. 

'1  S  t  n  A  n  r  h  ' <  I  s  b  ? I  k .  40  i  4^4  35. 
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will,  wogegen  dieser  nach  Ireiem  Ermessen  das  l.and  umgekehrt 
auch  tur  sich  in  Anspruch  nehmen  kann,  naturlich  flogen  I*>!«atz  des 
Kaufpreises,  soweit  dieser  nicht  etwa  durch  die  wahrend  seiner  Ab- 
wesenheit einges^anijjcncn  Fachtc^clder  bereits  t^edcckt  ist:  verzachtct 
dagegen  der  Bevollmächtigte  auf  die  Ausiil)ung  des  Vorkaufsrechte-, 
oder  entiialt  er  sich  jeder  Erklarui\g  über  das  Angebot,  so  mat;  der 
Eigentümer  des  Landes  dasselbe  verkaufen,  jedoch  so,  dal5  das  alte 
\'orkaufsrecht  auf  demselben  liegen  bleibt,  was  ich  gleichfalls  wieder 
dahin  verstehen  zu  sollen  glaube,  daß  der  X'orkaufsberechtigtc  nach 
seiner  Heimkehr  noch  binnen  gesetzter  Frist  von  demselben  Gebraudi 
machen  kann. 

Im  Bisherigen  wurde  stets  vorausgesetzt,  daB  der  Gnmddgeii' 
tümer,  welcher  sein  Land  zur  Ausübung  des  Vorkau6rechtes  anbieten 
will,  filr  dassdbe  bereits  einen  dritten  Käufer  gefunden  habe;  es 
kann  jedoch  das  Angebot  auch  erfolgen,  ehe  er  noch  einen  Käufer 
ermittelt  hat,  und  gelten  für  diesen  Ausnahmsfall  folgende  Regeia:') 
Ist  das  belastete  Land  seinem  Elgentttmer  feil,  ohne  dafi  er  dod 
noch  einen  annehmbaren  Käufer  gefunden  hätte,  so  kann  er  deaooch 
die  oben  besprochene  vorläufige  Anzeige  an  den  Vorkaufibetecbtigtea 
richten,  nur  mit  dem  Beifilgen,  da6  er  vorerst  noch  keinen  Käufer 
habe.  Die  Anze^  mufl  dabei  ganz  wie  sonst  spätestens  eine  Woche 
vor  Sommersanfang  gemacht  werden,  ,»und  bereite  du  dich",  soll  er 
s^en,  „darauf  vor,  da6  ich  am  ersten  Sommeitage  mit  einem  Käufer 
nach  deiner  Wohnung  komme,  wenn  ich  für  das  Land  einen  Käufer 
finde".  Findet  sich  nun  eine  Woche,  oder  auch  nur  drei  Tage  vor 
Sommersanfang  ein  Käufer,  so  soll  der  Grundeigentümer  dem  Vor* 
kaufsberechtigten  hiervon,  sowie  von  dem  ihm  gebotenen  Pteise  so- 
fort Mitteilung  machen,  und  hat  sich  dieser  am  ersten  Sommerstage 
ganz  in  derselben  Weise  über  das  Angebot  zu  erklären,  wie  bei  dem 
oben  geschilderten  regelmäßigen  Verfahren.  Findet  sich  dagegen 
erst  noch  später  ein  Käufer,  so  hat  sich  der  Votkauisbefecfatigte 
wiederum  drei  Tage  nach  erfolgter  Anzeige  über  das  Angebot  zu 
erklären;  doch  besteht  dabd  zwischen  unseren  beiden  Texten  eioe 
geringe  Verschiedenheit,  indem  die  Konüngsbok  diese  spätere  An- 
zeige überall  erstatten  laßt,  wo  der  Verkaufer  den  Vorkawfebercch« 
tigten  persönlich  zu  treft'en  weiß  ( |)ä  er  hann  finnr  hann  själfan  at 
male),  wogegen  die  Staöarholsbok  schlechterdings  fordert,  daß  die 
Anzeige  am  Wohnorte  des  letzteren  (heima;  erfolge.    Der  Text  der 
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StadarliöUbök  erweist  sich  dabei  deutlich  als  eia  interpolierter;  doch 
gestatten  beide  Tescte  übereiosttmmetid  dem  Verkäufer  die  Erlassung 
einer  heimstefna  an  den  Vorkaufsberechtigten  mit  einer  siebentägigen 
Frist,  sofeme  er  desselben  nicht  anders  habhaft  zu  werden  weiß. 

Auch  sonst  gedenken  die  Quellen  noch  einiger  besonderer  Vor- 
künimnis>e,  uxlrhe  bei  dem  N'erkaufc  von  malaland  unter  Umständen 
vorkommen  können.     Zunächst  wird  ausgesprochen,  was  sich  im 
Grunde  von  selbst  versteht,  daß  die  lysmg  des  lögmäli  dem  wirk- 
lichen Sachverhalte  entsprechen  müsse,  und  daß  sodann  das 
Ant;ebot  zum  Vorkaiife  auch  wieder  in  einer  der  lysinf;  entsprechen- 
den Art  zu  erfolgen  habe ;     bemerkenswert  ist  aber  die  an  diese 
Vor'Jrlirift  -sofort  sich  an^chlieücnde  Bestimmung,  dat^  für  den  Kall, 
eia  bei  der  Errichtung'  des  niali  gleich  von  vornherein  der  Preis  be- 
stimmt  worden   war,  um   welclien  vorkommcndenfalls  der  X'orkauf 
sollte  ausgeübt  werden  können,  das  Anbieten  zum  X'orkaufe  ohne 
Zuziehung  des  dritten  Käufers  erfolgen  dürfe,  während  docii  im 
übrigen  das  gewöhnliche  Verfahren  eingehalten  werden  müsse,  und 
aufTällig  erscheint  dabei  überdies,  daß  derartiges  Land  an  unserer 
Stelle  dem  malaland  gegenübergestellt  und  somit  selber  eigentlich 
gar  nicht  mehr  als  mdlaland  betrachtet  wird.    Beides  ist  indessen 
vollkommen  folgerichtig.    Die  Zuziehung  des  dritten  Käufers  hat  ja 
nur  die  Bedeutung,  daß  dieser  den  Preis  anzugeben  hat,  um  welchen 
er  das  Land  zu  kaufen  bereit  ist;  sie  hat  demnach  keinen  Sinn,  wenn 
der  Vorkaufsberechtigte  nicht  um  diesen  Preis  einzustehen  hat,  son- 
dern um  einen  ganz  anderen,  von  vomhereTr-  vertragsmäßig  festge- 
setzten Preis.  Wenn  ferner  der  mäli  wesentlich  als  ein  Vorkaufsrecht 
aufzufassen  ist,  so  paßt  dessen  Bezeichnung  in  der  Tat  nicht  mehr 
vollständig  auf  den  Fall,  da  der  Berechtigte  um  einen  anderen  als 
den  vom  dritten  Käufer  gebotenen  Preis  zu  kaufen  bat;  indem  er 
eben  solchenfalls  eigentlich  nicht  in  den  mit  dem  Dritten  abge- 
schlossenen Kauf  einsteht  —  In  einem  solchen  Falle  soll  femer  beim 
Verkaufe  von  mälaland  das  Aneibieten  zum  Vorkaufe  nicht  erforder- 
lich sein,  dann  nämlich,  wenn  dieses  in  einem  dvaeruteigr  be- 
steht*) Man  versteht  aber  unter  dem  övsemteigr,  wörtUch  dem 
Landstücke  der  Unruhe,  ein  kleines  Stück  Weidelandes,  welches 
rin£psum  von  fremdem  Besitze  umgeben  und  darum  ein  beständiger 
Asilad  zu  Streitigkeiten  unter  den  Nachbarn  ist;  ein  Wert  von 


*)  Koniiagfbök,  193/104;  Stftüarbölsb^k, 
s)  Konaoftbök,  194/104—105;  StaÖarhdlsbök,  403/440. 
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böchsteiu  liinf  Unzen  bildet  dabei  die  Grenze,  welche  das  Gnmd- 
stück  nicht  überschreiten  darf,  ohne  seine  Eigenschaft  als  övaemtelgr 
einzubäden.  Die  vielfachen  Konflikte  unter  den  Nachbarn,  wdcite 
infolge  der  Weideberechtigung  auf  einem  so  kleinen  and  so  un* 
günstig  gelegenen  Landstücke  sich  ergeben  mufiten,  haben  aber  wie 
zu  jenem  wunderlichen  Namen,  so  auch  zu  einer  ganz  eigentüm« 
liehen  rechtlichen  Behandlung  derartiger  Besitzungen  geführt  Nach 
einer,  allerdings  nur  in  der  Staöarhölsbök  vollständig  erhaltenen 
Stelle gilt  nämlich  die  Regel,  dafi  einerseits  der  Gnindeigentttmer 
berechtigt  ist  zu  fordern,  dafi  der  Weklebesitzer  ihm  sein  Weideland 
um  den  Preis  verkaufe,  welchen  fünf  Nachbarn  durch  ihre  eidlicfac 
Schätzung  feststellen,  und  dafi  andererseits  auch  der  Weidebesitzer 
fordern  darf,  dafi  der  Gnmdeigentümer  ihm  dasselbe  um  eben  diesen 
Preis  abkaufe;  weigert  sich  der  eine  oder  andere,  dieser  Verpflichtung 
zu  genügen,  so  triflt  ihn  eine  Bufie  von  drei  Mark  und  der  Gegner 
kann  mit  der  Abschätj^ung  einseitig  vorgehen,  mit  ganz  demselben 
Erfolge,  wie  wenn  der  andere  Teil  mitgewirkt  hätte.   Insoweit  ist 
demnach  in  Bezug  auf  den  övierutci^r  einerseits  eine  gesetzliche 
Expropriation  und  andererseits  ein  g*.  ^etzlicher  Zwangskauf  vorge- 
sehen, beides  im  Interesse  der  Landwirtschaft  sowohl  als  des  nach- 
barlichen 1  rieck  ns.    Wenn  nun  die  Staöarhölsbök  kurz  und  buadi^ 
den  Satz  ausspricht:  „ekki  hk.il  rnat^r  sclj.i  at"  m.ilalandi,  luma  övieru- 
teig,    a(V  haim  bvör  |>cim  laiuiit  er  maiana  .i  ,    uau  unmittelbar 
darauf,  mit  der  KoiiunL;>l»"k  übereinstimmend,  die  doj)pclte  Vor- 
schrift ausspricht,  dali  ein  < 'X  a-ruteif^r,  welch' :  ^  iitweder  selbst  niiüa- 
land  ist  oder  auch  iniieriialb  eines  fremden  malaiand  liegt,  nach 
Maßgabe  der  früher  bereits  bcaprocheiKU  Regeln  veräußert  und  ge- 
kauft werden  dürfe,  so  wird  selbstverständlich  angenommen  wcrütu 
müssen,  daß  iuer  wie  dort  nur  an  einen  Verkauf  zu  denken  sei, 
welcher  unter  den  Begfriff  sei  es  nun  einer  gesetzlichen  F.xpp  priaaon 
oder  eines  gesetzlichen  Zw  an^^kaufes  fallt,  also  an  einen  \  erkaut  de> 
üva:ruteit^r  an  den  Eigentümer  des  umliegenden  Landes,  so  daü  also 
im  Grunde  nur  gesagt  ist,  daß  dem  Expropriationsrechte  des  Grund- 
eigentumers und  dem  '/wangsrechte  des  Weidebesitzers  der  niali  des 
Vorkaufsberechtigten  ganz  ebensogut  weichen  muß  als  das  Eii;entum 
des  Weidebesitzers  selbst  und  die  Handlungsfreiheit  des  benachbarten 
Grundeigentümers.  Nebenher  ergibt  sich  aber  aus  diesen  \'urscbriftcfl 


>)  StaOarhölsb^k,  396/428—29;  vgl.  aber  wich  Koaüngsb^k,  I94'i04 
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auch  noch  die  Folgerung,  daß  der  Regel  nach  auch  die  Veräufiening 
blofier  ParzeUen  des  mälaland  der  Verpflichtung  unterliege,  dieselben 
zum  Vorkaufe  anzubieten,  während  zugleich  die  Frage  angeregt  wird, 
ob  nicht  auch  für  den  Fall  eines  zwangsweisen  Ankaufes  des  övsru- 
teigr  durch  den  Eigentümer  des  denselben  umgebenden  milaland 
die  Konsequenz  entstehe,  daß  sich  sein  Vorkaufsrecht  nunmehr  ohne 
weiteres  auf  das  vergrößerte  Land  beziehe,  was  unter  Umständen 
für  ihn  von  Vorteil,  unter  Umständen  aber  auch,  des  sich  erhöhenden 
Preises  wegen,  von  Nachteil  sein  kann.  Die  Wortfassung  unserer 
Texte  ist  nicht  völlig  klar ;  indessen  scheint  sie  doch  eher  auf  eine 
Bejahung  als  auf  eine  Verneinung  der  Frage  hinzudeuten.  Kdnes 
Anbietens  zum  Vorkaufe  bedarf  ferner  der  Verkauf  von  mälaland 
dann,  wenn  dasselbe  nur  auf  bestimmte  Zeit  veräußert  werden 
will,  sofeme  sich  nur  diese  Frist  nicht  auf  mehr  als  drei  Jahre  er- 
streckt;^) die  Konüngsbök  behandelt  aber  auch  eine  derartige  Ver- 
äußerung gar  nicht  als  einen  Verkauf,  stellt  sie  vielmehr  dem  Ver- 
kaufe geradezu  als  etwas  anderes  gegenüber,  während  die  Staöar- 
höisbök  auch  in  diesem  Falle  von  einem  Verkaufe  spricht  und  nur 
den  auf  so  kurze  Zeit  geschlossenen  Verkauf  dem  auf  cw  'i^  (at  alda 
ööli)  oder  doch  auf  eine  längere  Reihe  von  Jahren  abgeschloi>senen 
Verkaufe  entgegensetzt.  Inimi-rhin  konnte  aber  ein  derartiges  Ge- 
>chait  hchr  leicht  d  azu  niiwliiaue  ht  werden,  um  einen  wirklichen  und 
tur  alle  Zukunft  gulligen  Verkauf  zum  Nachteile  des  Vorkaufsbe- 
rechtigten zu  verdecken,  und  unsere  Rcchtsbucher  eröffnen  darum 
dem  Vorkaufsberechtigten  für  den  Fall,  dal.J  er  einen  derartigen 
Verdacht  hegt,  einen  zvviefichcn  Ausweg.  Kinniai  nämlich  kann  er 
gegen  den  Verkäufer  eine  Strafklaf:^e  anstellen,  welche  sich  Liuf  die 
Tatsache  des  widerreciitlichen  W  rkaufes  stut/t,  und  auf  drei  Mark 
Buße,  sowie  auf  sechs  Unzen  „handsalsslit"  geht;  sodann  aber  kann 
er  auch  den  \'erkauf  als  ungültig  anfechten,  und  geht  die  Klage 
letztercnfalls  gegen  den  Käufer.  War  tlieser  letztere  beim  Absehlusse 
des  Kaufvertrages  von  dessen  Widerrechtlichkeit  unterrichtet  ge- 
wesen, so  kann  die  Klage  gegen  ihn  zugleich  auch  auf  eine  BuÜe 
von  drei  Mark  gerichtet  werden;  wuüte  er  dagegen  nicht,  daß  das 
von  ihm  erkaufte  Land  einem  mäli  unterlag,  so  bleibt  er  bußfrei, 
wahrend  der  Vcrkiiufer  dalur  neben  der  ßut^e  von  drei  Mark  an  den 
Vorkaufsberechtigten  noch  einer  weiteren  ebensolchen  an  den  Kaufer 
unterliegt  und  nach  der  Konungsbök  überdies  auch  noch  an  diesen 
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wie  an  jenen  je  sechs  Unzen  „bandsalssüt"  zu  entrichten' hat,  von 
welcher  letzteren  Zahlung  die  Staöarhölsbök  freilich  keine  Erwäh> 
nung  tut 

Mancherlei  Vorschriften  finden  sich  auch  in  Bezug  auf  das  Ver- 
fahren, welches  für  den  Fall  einzuhalten  ist,  d.i  der  Vorkau tsl>crech- 
tigtc  erklärt  hat,  in  den  Kauf  einstehen  zu  wollen.  So  bestimmt 
zunächst  unser  jüngeres  Rechtsbuch  ausdrücklich,*)  wns  sich  im 
Grunde  schon  \-f)n  selbst  versteht,  daß  bei  dem  /.wischen  dem  Vcr- 
kciutcr  uiiu  dem  X'orkautsberechtiiLften  abzuschließenden  kaul\ xitra^'C 
ganz  dieselben  F  ö  r  m  1  i  c  h  k  c  i  t  c  n  beobachtet  und  insbesondere  ganz 
in  derselben  Weise  Zeugen  beif^ezogen  werden  müssen,  wie  bei 
jedem  anderen  Landkaufe;  daß  lerner  als  „eindag^i"  für  die  Zah- 
lun^  des  Kaufpreises  ganz  dieselben  Orte  und  Zeiten  |:^elten  seilen, 
welche  ein  tur  allemal  für  gesetzlich  zu  leistende  Zahlungen  vorge- 
schrieben sind  (i  öUum  stööum,  |)ar  er  ^jöld  ero  mjelt).  Beides  ist 
im  Grunde  nur  eine  l-  olge  der  durchgreitenden  Regel,  daß  der  Vor- 
kaufsberechtigte eben  nur  in  den  mit  dem  Dritten  verabredeten 
Vertrag  einzustehen  hat,  in  diesen  aber  auch  seinem  vollen  Umfange 
nach:  beides  müßte  somit  auch  gelten,  wenn  es  in  der  Staöarhölsbök 
nicht  ausdrücklich  ausgesprochen  wäre,  und  kann  somit  auch  nicht 
als  eine  besondere  Eigentümlichkeit  des  jüngeren  Rechtsbuches  gegen- 
über dem  älteren  gelten.  .Ähnlich  steht  es  aber  auch,  wenn  die 
Stai^arhnlsbok  vorschreil)t,  -)  daß  der  Käufer  in  diesem  Falle  wie  bei 
allen  anderen  Landkaufen  '^ein  gekauftes  Gut  an  den  nächsten  Fahr- 
tagen nach  dem  Kautsabschlusse  zu  bc/ichen  hat,  also  am  Donners- 
tag bis  Samstag  der  sieljcnten  Sommerwochc;  daß  ferner  der  ab- 
ziehende Verkäufer,  wenn  er  etwa  noch  irgend  welchen  Hausrat  in 
den  Wohngebäuden,  oder  Heu  in  Stadeln  oder  auf  Stöcken  zurück- 
läßt, bezüglich  der  nachträglichen  Abfuhr  derartiger  Dinge  ^nz 
denselben  Regeln  unterliegen  soll,  welche  fiir  den  nach  Abiauf  seiner 
Pachtzeit  abziehenden  Gutspächter  gelten  und  in  dem  vom  Pacht- 
lande  handelnden  Abschnitte  unserer  Rechtsbücher  besprochen 
werden.")  Über  die  beiden  zuletzt  besprochenen  Punkte  finden  sich 
überdies  anderwärts,  und  zwar  in  unsa'cn  beiden  Texten  wesentlich 
übereinstimmend,  noch  mehrfache  weitere  Vorschriften.  So  wird 
bestimmt,^)  daö  die  Zahlung  des  Kaufpreises  vom  dritten  Kaufer 


>)  StA((arb6lsb6k,  403/443—43.        *)  ebend«*  4^/443* 
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in  legalen  Zahlmitteln  (lögaurar)  angeboten  weiden  müsse  und 
daß  ein  in  anderer  Weise  gemacrhtes  Gebot  als  nicht  gemacht  gelten 
solle;  die  Stadarhölsbok  verbietet,  was  natürlich  nur  beispielsweise 
gemeint  sein  kann^  insbesondere  das  Anbieten  der  2^1ung  in  Land» 
und  ist  der  Grund  dieser  Bestimmung  augenscheinlich  der,  dafi  die 
Zulassung  eines  Ausbedingens  der  Zahlung  in  individuell  bestimmten, 
nicht  marktgängigen  Zahlmitteln  das  Vorkau&recht  geradezu  illu> 
sorisch  machen  würde.  Die  Zahlzeit  wird  femer  je  nach  der 
Verschiedenheit  der  Fälle  in  ganz  verschiedener  Weise  bestimmt') 
Hat  sich  der  Vorkaufsberechtigte  auf  Ghrund  eines  in  regelmäßiger 
Weise  erfolgten  Angebotes  bereits  am  ersten  Sommertage  (Ur  den 
Einstand  entschieden,  so  hat  er  den  Kaufpreis  noch  in  demselben 
Jahre  zu  erlegen,  und  zwar  am  Donnerstage  in  der  achten  Sommer- 
woche  und  auf  dem  erkauften  Lande  selbst,  soweit  nicht  etwa  ein 
früherer  gemeinsamer  gjalddagi,  d.  h.  Zahltag  und  Zahlort,  Hir  die 
beiden  Kontrahenten  bestand,  wie  dies  z.  B.  für  die  Angchörigca 
eines  und  desselben  Dingbezirkes  der  FaU  war,  für  welche  das  skulda- 
|»fng  als  solcher  galt,  welches  unmittdbar  nach  dem  Schlüsse  des 
värjMnges  an  dessen  Dingstätte  abgehalten  wurde.  ^  Die  Staöar- 
höisbök  fügt  übrigens  noch  bei,  ^)  da6  das  Land  von  dem  ein- 
stehenden Vorkaufsberechtigten,  wie  oben  schon  bemerkt,  an  den 
nächsten  Fahrtagen  übernommea  werden  müsse,  während  der 
Verkäufer  dasselbe  bis  dahin  gleich  einem  Pächter  zu  bewahren  und 
die  Gefahr  für  dasselbe  zu  tragen  hat,  andererseits  aber  auch  die 
sämtlichen  Nutzungen  desselben  zu  l)ezicheu  berechtigt  ist,  ganz  wie 
dies  auch  von  jeden\  anderen  f^ilt,  der  mitten  im  Jahre  sein  Land 
verkauft,  und  claLi  er  sich  auch  bei  seinem  AbzuL;e  vom  Gute  ganz 
wie  ein  abziehender  Pachter  zu  verhalten  hat.  Natürlich  sind  dabei 
unter  den  ,,naclistcn  l  ahrtagen"  die  dem  Kaufs  ibschlu;^>e  und  nicht 
die  dem  Zahltage  n.'Chsttul^'cnden  zu  verstehen,  was  darum  von  er- 
heblicher BcdeutuuL;  ist,  weil  die  Fahrtage,  wie  bemerkt,  in  die 
siebente  Sommeruoche  fallen,  also  um  eine  Woche  früher  als  der 
i^esctzlich  vurgesehene  allgemeine  Zahltag,  der  ja  er-st  an  der  Spitze 
der  achten  Sommerwoche  steht.  Hat  sich  der  Vorkaufsberechtigte 
dagegen  erst  nach  dem  ersten  Sommertac^e  für  den  Einstand  erklärt, 
so  läßt  ihn  die  Konüngsbok  auch  erst  am  Donnerstage  der  achten 


I)  KoniingBb4ik,  193/103;  StaSarhölabök,  402/441. 
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Sommerwoche  des  nächstfolgenden  Jahres  den  Kaufpreis  ertegcfl, 
wenn  nicht  etwa  die  beiden  Kontrahenten  einen  früheien  gemdih 
samen  Zahltag  haben;  doch  wird  dabei  noch  zwischen  zwei  Fäflcn 
unterschieden^  je  nachdem  nämlich  die  Erklärung  des  Einstandes 
noch  längstens  am  Donnerstage  der  vierten  Sommerwoche  erfdgt 
oder  noch  später,  etwa  am  Frühlingsdinge,  welches  nicht  vor  dem 
Ablaufe  der  vierten  Sommerwoche  beginnen  und  nicht  nach  dem 
Ablaufe  der  sechsten  Sommerwoche  enden  durfte.^)  Im  ersteico 
Falle  hat  der  Vorkaufsberechtigte  noch  in  demselben  Sommer,  in 
welchem  er  den  Einstand  erklärt  hat,  an  den  Fahrtagen  das  Gat 
zu  übernehmen,  und  wenn  zwar  der  Kaufpreis  für  dasselbe  erst  in 
folgenden  Jahre  zu  erlegen  ist,  so  ist  er  doch  zu  erlegen  »med 
leigum",  d.  h.  mit  Zinsen,  so  dad  der  Verkäufer  also  in  dem  Benige 
ddr  Zinsen  aus  dem  Kaufpreise  liir  das  betreffende  Jahr  keinen  &• 
satz  flir  die  Nutzungen  des  Landes  erhält  welche  auf  den  ela- 
stehenden  Vorkaufsberechtigten  Übergegangen  sind;  im  zweiten  Falle 
dagegen  hat  der  Vorkaufsberechtigte  das  Land  auch  erst  an  den 
Fahrtagen  des  folgenden  Jahres  zu  übernehmen,  während  bis  dahin 
der  frühere  Besitzer  auf  demselben  gleich  einem  Pächter  wohnen 
bleibt,  indem  er  alle  Nutzungen  aus  demselben  bezieht,  aber  attdj 
alle  Clcfahr  für  dasselbe  trägst,  wogegen  in  diesem  Falle  der  Kauf- 
preis für  das  Land  L'r>t  im  foliL^^cndcn  Jalire  bezahlt  wird,  und  zwar 
leigolaust,  d.  h.  ohne  Hcrrchnuni;  vuii  Zinsen. -j  Ganz  uicsc'bc  Be- 
stimmung kehrt  al<cr  auch  in  der  Staöarhölsbök  wieder,  nur  mit 
der  Abweichung,  daß  als  der  entscheidende  Termin  hier  nicht  der 
Donnerstag  der  \  icrt«.  n,  sondern  erst  der  Donnerstag  der  fünften 
Sommerwuchc  be/.eiclmet  wird;'*)  eine  Abweichung,  welche  mög- 
licherweise nur  einem  Schreibfehler  in  dem  einen  oder  dem  anderen 
Texte  ihre  Knt^tchung  verdankt  und  jedenfalls  nur  von  sehr  j^cringer 
Bcdetitun*;  ist.  Beachtenswert  ist  aber,  daß  nach  dem  überein- 
stimmenden ZciiL;nissi.  beider  Texte  der  Verkäufer  für  den  Faii,  tla 
er  noch  ein  Jahr  sitzen  zu  bleiben  hat  auf  dem  Gute,  die  Gefahr 
für  (!ic«cs  imter  allen  L'mstantien  tragen  muß,  wenn  er  auch  etW'i 
mit  dem  Käufer  eine  gegenteilige  Ai)rede  getrofifen  haben  sollte 
(hvegi  er  iiann  staf  ir  fyrir).  Wunderlich  ist  ferner,  daß  für  den  l  ali. 
da  der  Einstand  erst  nach  Ablauf  der  dritten  oder  vierten  Sommer- 


1)  vgU  Konangsbök,  56/96. 
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Woche  erklärt  wird,  in  beiden  Texten  ganz  gleichmäßig  vorausgesetzt 
wird»  daß  seine  Erklärung  wenigstens  noch  am  vir))fnge  erfolge, 
während  doch  augenscheinlich  auch  dann  ganz  dieselben  Folgen  ein- 
zutreten hatten,  wenn  diese  Erklärung  erst  nach  dem  var|>(nge,  aber 
doch  noch  vor  dem  ersten  Sommert^re  des  nächstfolgenden  Jahres 
abgegeben  wurde.  Es  wird  eben  hier,  wie  so  oft»  das  regelmäflig 
Vorkommende  aUein  ins  Auge  gefafit  worden  sein,  o)ine  daß  darum 
doch  seltenere»  und  deshalb  außer  Acht  gelassene  Vorkommnisse 
von  der  gleichen  Behandlung  mit  jenen  ausgeschlossen  werden 
wollten.  Endlich  mag  noch  erwähnt  werden,  daß  in  allen  hier  be* 
sprochenen  Fällen  die  Zahlung  immer  auf  dem  verkauften  Lande 
selbst  zu  entrichten  ist,  und  daß  andererseits  eine  Abweichung  von 
dem  legalen  Zahltage  und  Zahlorte  stets  für  den  Fall  vorbehalten 
bleibt,  da  die  Beteiligten  etwa  einen  früheren  Zahltag  und  anderen 
Zahlort  gemein  haben. 

Dies  die  Bestimmungen  der  Rechtsbücher  über  den  mdli.  Aus 
anderen  Quellen  weiß  ich  zu  diesen  nichts  hinzuzufügen,  als  etwa 

die  Notiz,  daß  eine  vollkommen  verlässi^c  Sa^e  gelegentlich  von 

Vorgängen,  welche  den  ersten  Jahren  des  13.  Jahrhunderts  ange- 
hören, eines  maU  Erw  ähnunj^  tut,  welchen  I  Iratn  Sveinl>jarnarson 
am  MyraiLinde,  einem  Besitztume  seines  Dingmannes  Mögr,  hatte;') 
da  der  Verkauf  des  Landes  an  einen  Dritten  ohne  eine  vorgangige 
Befragung  des  Hrafn  hinterher  zu  Mißhelligkeiten  fuhrt,  ist  klar,  daß 
an  dieser  Stelle  unter  dem  mali  c^enau  dassell'e  Rechtsverlialtnis 
verstanden  wird  wie  in  unseren  Rechtsbü.  hern,  ohne  dai5  doch  eine 
weitere  Aufklärung  über  dieses  aus  dem  Rcrichtc  zu  entnehmet; 
wäre.  \'ergleicht  man  aber  den  mali  (.ies  islancüschen  Rechtes  mit 
dem  des  norwegischen,  so  zeigt  der  erste  Blick,  daß  beide  einen 
durchaus  verschiedenen  Charakter  an  sich  tra^^cn.  Nur  das  Recht, 
unter  gewissen  \  oraussetzungen  ein  bestimmtes  Gut  gegen  Erläge 
eines  gewissen  Geldbetrages  an  sich  bringen  zu  dürfen,  ist  es,  was 
dem  mali  hier  und  dort  gemein  ist;  aber  sowohl  die  N'oraussetzunrren, 
unter  welchen  das  Gut  zu  erwerben  steht,  und  der  Preis,  welcher 
für  dasselbe  zu  bezahlen  ist,  als  auch  die  Art,  wie  das  Recht  auf 
den  mali  begründet  wird,  sind  hier  und  dort  durchaus  verschieden. 
Der  mali  des  m^r wegischen  Rechtes  entsteht  jederzeit  durch  einen 
Verkauf  mit  X'orbehalt  des  Wiedereinlösungsrechtes.  Die  Wicder- 
einlösuQg  ferner  ist  bei  ihm  entweder  an  einem  von  vornherein  ver- 


')  Hrafns  s.  S veinbjaraarsonar,  121658. 
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tragswei-'-  !'c»;tinimten,  oilcr       cnicrn  vom  X'erkaufcr  wUlkuriicfa  zu 
w.ihlemicn  i  emiiiic  Vi->rzunt-l ducii  ;  wenn  die  Frl>I..,  und  teilweise 
wohl  auch  die  GI^L.,  dem  Käufer  ebenfalls  das  Recht  einräumen, 
seinerseits  die  Kinlösung  zu  lordcrn,  so  durften  wir  hierin  eine  spatere 
Neuerung  erkennen,  und  überdies  blieb  selbst  bei  dieser  späteren 
Gestaltung  des  Rechtsverhältnisses  die  Entscheidung  der  Frage,  ob 
und  wann  eingelöst  werden  dürfe  und  solle,  doch  immerhin  lediglich 
dem  Ermessen  der  ursprünglichen  Kontrahentea  überlassen.  Endlich 
bestimmt  sich  der  Preis,  um  welchen  die  norwegische  malajörd  ein* 
zulösen  ist;  grundsätzlich  immer  nach  dem  Verkaufspreise,  um  welchen 
dieselbe  vordem  durch  den  Wiedereinlösenden  selbst  \  erkauft  worden 
war,  und  es  konnte  nur  ausnahmsweise  in  Notfällen  oder  strafweise 
der  durch  eine  Abschätzung  zu  ermittelnde  Gutswert  an  die  Stelle 
dieses  ursprünglichen  Kaufswertes  treten.    Nach  isländischen)  Rechte 
dagegen  konnte  zwar  die  Begründung  des  mäh  ebenfalls  mit  einem 
Verkaufe  des  belasteten  Landes  in  Verbindung  stehen,  und  tatsächlidi 
scheint  dieselbe  sogar  sehr  häutig  mit  einem  \' orbehalte  zusammen- 
gehangen zu  haben,  welchen  der  Verkäufer  bei  einem  solchen  für 
sich  machte;  aber  doch  ist  eine  derartige  Modalität  der  Begrün  dun: 
des  mali  auf  Island  nur  möglich,  aber  keineswegs  notwendig»  viel' 
mehr  kann  dieser  hier  ganz  wohl  auch  durch  einen  frei  eingegangenen 
Vertrag  auf  ein  Gut  gelegt  werden,  welches  gar  niemals  demjeoigeo 
gehört  hatte,  zu  dessen  Gunsten  ihm  die  Beschränkung  auferiegt 
werden  wiU,  und  der  mäli  kann  somit  ganz  ebensogut  eine  einge- 
legte, als  eine  vorbehaltene  Last  des  Landes  bilden«  Nach  isländi' 
schem  Rechte  tritt  femer  die  Befugnis,  das  malaland  gegen  Entgeld 
an  sich  bringen  zu  dürfen,  weder  an  einem  von  vornherein  b^ 
stimmten  Termine  ein,  noch  hängt  deren  Eintritt  von  der  etosdtigea 
Kündigung  des  einen  oder  des  anderen  Kontrahenten  ab,  sondern 
dieselbe  bt  schlechterdings  an  die  Voraussetzung  gebunden,  dad  das 
mälaland  von  seinem  Eigentümer  verkauft  werden  will,  und  von 
welcher  Voraussetzung  hinwiederum  das  norwegische  Recht  nidit 
das  mindeste  wei6^  Endlich  ist  auf  Island  für  die  Einlösung  des 
malaland  der  Regel  nach  der  Betrag  des  von  dem  dritten  Käufer 
gebotenen  Preises  mafigebend,  wogegen  es  zwar  zulässig  ciscfaien, 
daß  die  Kontrahenten  gleich  von  vornherein  bei  der  Begründung 
des  mäli  vertragsweise  den  Preis  feststellten,  um  welchen  vorkommen- 
denfalb  die  Einlösung  zu  geschehen  hatte,  aber  doch  immerbin  niv 
ausnahmsweise  in  dieser  Weise  vi  rgegan<;en  wurde.   Mit  anderen 
Worten:  der  isländische  mäll  stellt  sich  grundsätzlich  als  ein  Voi^ 
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kaufsrecfat  dar,  welches  gleich  unseren  Näherrechten  dingliche  Wir- 
kung hat  und  somit  ebensogut  gegen  den  dritten  Käufer  wie  gegen 
den  Verkäufer  geltend  gemacht  werden  kann,  dagegen  aber  mit  dem 
Pfandrechte  ganz  und  gar  keine  Berührung  hat;  der  norwegische 
mali  ist  hingegen  unter  keiner  Voraussetzung  ein  Vorkaufsrecht,  da- 
gegen grundsätzlich  ein  vom  Verkäufer  sich  vorbehaltenes  Wieder- 
einlösungsrecht  und  nur  durch  besondere  Gestaltungen,  welche  das 
eine  und  das  andere  Rechtstnstitut  unter  besonderen  Voraussetzungen 
und  durch  besondere  Verabredungen  allenfalls  annehmen  kann,  mögen 
beide  iinter  Umständen  einige  Ähnlichkeit  miteinander'  gewinnen. 
Aber  doch  ist  es  kaum  denkbar,  dafl  Unterschiede  so  tiefgreifender 
Art  zwischen  den  beiden  so  nahe  verwandten  Rechten  in  Bezug  auf 
ein  in  beiden  wesentlich  gleich  benanntes  Institut  von  Anfang  an 
bestanden  haben  sollten,  und  wird  es  somit  gelten,  deren  divergie- 
rende Ausbildung  von  einem  vorauszusetzenden  gemeinsamci;  Aus- 
gangspunkte aus  nach  Möglichkeit  zu  erklären.  Da  will  mir  nun 
scheinen,  daß  es  kaum  einem  Zweite!  unterliegen  könne,  dal)  dieser 
gemeinsame  Ausgangspunkt  in  dcrjenii^en  Gestaltung  des  altnor- 
wegischen Rechtes  zu  suchen  sei,  vselche  die  G\)L.  uns  erhalten 
zeigen,  und  daß  sich  nur  das  isländische  Recht  mit  der  Zeit  von 
diesem  Ausgangspunkte  nach  und  nach  entfernt  habe.  Man  wird 
sich  daran  erinnern  dürfen,  daß  die  isländischen  Reciitibücher  zwar 
nicht  schlechthin  fordern,  aber  doch  als  etwas  ganz  besonders  oft 
Vorkommendes  bezeichnen,  daß  der  mäli  durch  einen  beim  Ver- 
kaufe von  Land  durch  den  \'erk;iufer  gemachten  Vorbehalt  l)e,i:jründet 
werde,  und  daß  dieselben  überdies  gestatten,  daß  der  Einsland  um 
einen  von  vornherein  ausbedungenen  Preis  statt  um  den  vom  dritten 
Käufer  ruii^ebntenen  Kaufschilling  verabredet  wurde;  trafen  bL-ide 
Besonderheiten  zusammen  und  war  dabei,  was  unstreitig;  sehr  nahe 
lag,  der  ausbecuini;ene  Finstnndspreis  in  i^leicher  Iluhe  mit  dem  beim 
ersten  Verkaute  gegeljenen  und  genommenen  Kaufpreise  tcstgestellt, 
so  waren  damit  zwei  von  den  drei  Momenten  gegclien,  welche  Cur 
den  norwe£,Mschcn  mali  gegenüber  dem  isländischen  charakteristisch 
waren,  und  es  mag  ja  sein,  daß  eine  derartige  Gestaltuni;  des  In- 
stitutes die  erste  Stufe  seiner  Umbildung  auf  Island  bezeichnet  hatte. 
Von  entscheidendem  Einfluß  auf  den  Gang  seiner  Umbildung  dürfte 
aber  jenes  Einstandsrecht  gewesen  sein,  welches  das  norwegische 
Recht  den  Stammgutsfolgern  für  den  Fall  der  Veräußerung  eines 
Stammgutes  an  einen  dritten  Räufer  von  alters  her  einräumte.  Das 
Institut  des  ööal  selbst  hatte  man  freilich  auf  Island  von  Anfang 
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an  fallen  gdassen,  aber  doch  wohl  kaum  aus  Scheu  vor  den  Fessda, 
welche  dasselbe  dem  freien  Verkehre  in  Bezug  auf  den  Grundbesib 
anlegte,  sondern  vielmehr  lediglich  aus  dem  Grunde,  weil  dassdbe, 
auf  uraltjcr  Fortvererbung  in  einem  und  demselben  Hause  beruhend, 
In  einem  Kolonielande  sich  nicht  sofort  einflihfen  ließ,  in  weldieoi 
alles  Grundeigentum  auf  freier,  erst  vor  vergleichsweise  kurzer  Zeit 
vollzogener  Okkupation  beruhte,  und  weil  dann  hinterher,  als  das* 
selbe  nach  längerem  Bestände  des  Freistaates  sich  hätte  etofuhreo 
lassen,  eine  von  demselben  absehende  Rechtsordnung  sich  bereits 
vollständig  eingelebt  hatte,  zu  deren  nachträglicher  Veränderung  eio 
zwingendes  Bedürfnis  nicht  vorlag.   Um  so  mehr  mochte  es  sidi 
aber  empfehlen,  Einstandsrecfate  ähnlicher  Art,  wie  sie  das  nor- 
wegische Stammgüterrecht  kannte,  auf  etwas  anderer  Gmo^agc, 
nämlich  auf  Grund  eines  frei  eingegangenen  Vertrages  statt  aaf 
Grund  länger  fortgesetzter  Vererbung  zuzulassen,  um  denjenigen, 
welchen  es  um  gröfiere  Stabilität  ihres  Grundbesitzes  zu  tun  war, 
die  Möglichkeit  zu  verschafifen,  sich  diese  zu  sidiem.  Der  alte  mafi 
mochte  allenMs  als  Anhaltspunkt  benützt  werden,  um  einen  der- 
artigen Ersatz  fiir  das  nicht  herUbergenommene  Stammgüterrecht  zu 
bilden,  indem  das  Einlösun^srccht,  welches  bei  ihm  vermöge  eines 
gelegenUich  eines  Verkaufes  gemachten  Vorbehaltes  entstand,  mit 
jenem  anderen  Kinlösungsrechtc  zusammengeworfen  wurde,  welches 
nach  norwegischem  Rechte  ckii  \'cru;indtcn  beim  Stammgutc  ztl* 
kam,  uiul  welches  den.selben  insbesoiulcrc  auch  bei  einem  beab- 
sichtigten Verkaufe  des  Stammgutcs  ein  Einstandsrecht  sicherte.  Die 
vielfache  Zusammenstellung  des  lögm.ili  mit  dem  lögve(\  wcirhe  uns 
in  den  isländischen  Kecht^luieherii  so  charakteristisch  entgegentritt, 
w.threud  doch  beide  histitutc  in  der  Ausbildung,  in  wclciier  sie  uus 
vorliegen,  nur  sehr  wenig  miteinander  gemein  zu  haben  scheiiien, 
dürfte  ebenfalls  auf  eine  Zeit  zurücksehließen  lassen,  in  welcher  der 
ersten-  noch  eine  dem  norwcf^ischen  torsolumali  mehr  entsprechende 
Gestalt  zeigte,  und  utterdies  die  Vermutuni;  nahe  legen,  daß  auch 
noch  zu  der  Zeit,  in  welcher  unsere  Rechtsbuchcr  entstamien.  (ier 
islimdiscb.e   niäli  tat?:!rhlich    wenii^stcns  vorzutjsweise  dazu  Itcnutrt 
worden  >cin  nv  ._;e,  um  tur  Kapitaifüiderungen  eine  entsprechende 
Sicherstciiung  zu  gewinnen. 


Digitized  by  Google 


§  9-  Gcscugebung  des  Königs  Magnus  lugabuclir. 


§  9.   Die  Gesetzgebung  des  Königs  Magnüs  lagabcetir. 

Die  beiden  revidierten  Christenrechte  des  Rorgar- 
|>inges  und  des  Gula[>inges  gcl)cn  selbstverständlich  für  unseren 
Zweck  ebensi  »\v(  ni«:^  irgend  welche  Ausbeute,  als  eine  solche  aus 
dem  s  ü  «genannten  C/  Ii  r  i  s  t  e  n  r  c  c  h  t  e  des  K.  S  v  e  r  r  i  r  zu  ge- 
winnen ist;  dagegen  bietet  liereits  wieder  die  J a r n s  1  ö a  ganz  inter- 
essante Erscheinungen  auf  unserem  Gebiete  dar.  Das  Stammgüter- 
recht der  norwegischen  Provinzialrechte  ist  in  dieses  für  Island  be- 
stimmte Gesetzbuch  nicht  herübergenommen  worden,  wenn  auch  an 
ein  paar  Stellen  desselben  durch  ungeschicktes  Ausschreiben  nor- 
wegischer \'arlagen  die  ödalsjör6  *)  oder  das  ö^alsvitni  stehenge* 
blieben  ist.  Ebenso  ist  das  norwegische  Recht  bezüglich  der  mala« 
jöröp  stefnujörö  und  forsölujörö  nicht  in  die  Järnsiöa  übergegangen; 
nur  an  einer  einzigen  Stelle,  welche  zunächst  von  der  leigujürfl 
handelt,  sind  au3  Ungeschicklichkeit  die  Worte:  .,<'k  sva  mälajörö, 
ef  sü  er**  aus  der  als  Vorlage  benützten  älteren  Quelle  mit  herüber- 
genommen worden,  wol)ei  möglicherweke  der  mali  a  jön^u  der 
FrI)L.  bestimmend  eingewirkt  haben  mag,  im  übrigen  aber  kommt 
in  Stellen,  welche  dem  norwegischen  Rechte  entlehnt  sind,  der  Aus- 
druck mall  nur  zur  Bezeichnung  der  Dienstmtete,  oder  wieder  für 
die  vertragsmäßigen  Zuwendungen  an  die  Frau  aus  dem  \^ermögen 
des  Mannes  gebraucht  vor,*)  also  in  der  ganz  allgemeinen  Bedeutung 
von  Vertrag  überhaupt  Dagegen  zeigt  sich  an  anderen  Stellen  der 
lögmäli  des  älteren  isländischen  Rechtes  beibehalten.  Zunächst  ist 
eine  Stelle  zu  bemerken,  *)  welche  ganz  an  die  älteren  Rechtsbiicher 
sich  anschließend  die  Möglichkeit  bespricht,  daß  jemand  beim  Ver- 
kaufe von  Land  sich  an  diesem  einen  lögmäli  vorbehält  Die  Ein- 
gehung des  Vertrages  mittels  handsöl,  die  Vorschrift  einer  doppelten 
Ij^sfng  vor  fünf  Nachbarn  und  am  nächsten  Alldinge,  endlich  auch 

')  Järns,,  Mtmnh.  3  und  Erf^at.  2,  vgl.  mit  Fr^L.  Elaleitnng,  2  und 
Vtll,  2;  dann  auch  Jdrns.,  Land  ab  rb.  8. 

-)  Jdrns.,  Landabrb.  i;  vgl.  mit  G^iL.  366. 
'J  Ja  ms.,  Landabrb.  17;  vgl.  GpL.  79. 
*)  Järns.,  Kaupab.  19;  vjjl.  GJ)L.  70, 
»)  Järni.,  ErfftaL  19;  Tgl.  Gj)L.  115. 

•)  Järnt.,  LandAbrb.  5;  vgl.  Konüngsb6k,  193/9S->99  und  Staftar- 
hdlfbök,  401/433^33  und  434. 
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der  weitere  Satz,  dafi  eine  fernere  Irsing  insolange  nicht  mehr  nötig 
sei,  als  die  Vertragszeugen  leben  und  zur  Verfügung  stehen,  wiid 
ganz  ebenso  wiederholt  wie  die  Regd,  daß  die  Geltendmachung  des 
lögmali  seinerzeit  um  den  Preis  zu  erfolgen  habe,  welchen  der  dritte 
Käufer  anbietet,  faUs  nicht  etwa  der  Preis  von  Anfang  an  Vertrags- 
mäßig  festgestellt  worden  sei,  um  welchen  das  Land  übemommen 
werden  könn^  soferne  es  feil  werde.  Auffallen  kann  dabd  nur 
etwa,  daß  die  Wiederholung  der  lystog  nur  für  den  Fall  des  Ab- 
handenkommens der  Vertragszeugen  gefordert  wird  und  nicht  audi 
für  den  Fall  des  Todes  des  einen  der  beiden  Kontrahenten,  «daoa 
für  den  Fall  der  Veräußerung  des  mäli  an  einen  neuen  Erweiberj 
indessen  wird  man  bei  der  kurzen  Fassung  der  Jimsida  und  der 
rohen  Art  ihrer  Bearbeitung  hieraus  um  so  weniger  darauf  schließen 
dürfen,  daß  die  I^^sing  für  diese  letzteren  Fälle  aufgegeben  werden 
wollte,  als  die  Jönsböl^  wie  sich  zeigen  wird,  sich  in  dieser  Ridi- 
tung  wieder  näher  an  das  ältere  isländische  Recht  anschließt  Eioe 
zweite  Stelle  Kgt^t  sodann  das  beim  Angebote  zum  Voikaufe  ein- 
zuhaltende Verfahren.  *)  Die  eine  Woche  vor  Sommersanfang  dem 
Vorkaufsberechtigten  zu  machende  Anzeige  von  dem  beabsiditigtea 
Verkaufe  und  die  an  ihn  zu  erlassende  heimstefna  auf  den  ersten 
Sommertag,  die  Verpflichtung  des  Vorkaufsberechtigten,  an  diesem 
Tage  entweder  sich  selbst  zu  Hause  treffen  zu  lassen,  oder  anstatt  ! 
seiner  daselbst  einen  Hevollniaclitii^tcn  bereit  zu  halten,  sowie  auch  ' 
die  I'Y)lgen  einer  \'ersäuniun^  dieser  ( )blie<^eiiheit,  die  Foli^en  cnJlidl 
einer  Ablehnung  des  Kin^tcindes  gegenüber  einem  ehrlichen  oder 
unehrlichen  Angebote,  wi  rden  hier  wesentlich  ebenso  besprochen 
w  ie  in  den  alteren  Kechtsbuehern,  und  sind  die  wenigen  Andcrunjjen, 
welche  sich  an  deren  Vorschritten  \  ors^enommen  zeigen,  nur  von 
sehr  geringer  Bedeutung,  soferne  es  sich  bei  denselben  Icdii^lich  um  , 
Veränderungen  in  den  ßußsatzen  oder  Fristbestimmungen,  Kürzungen 
des  Ausdruckes  u.  de^l.  m,  handelt.  Kndlich  kommt  noch  jene  aus  • 
Anlaß  des  veöniali  bereits  besprochene  Stelle  in  Betracht,  welche  ^ 
bestinnnt,  -)  daß  der  Vcrkaul  von  malaland  durch  den  Eigentümer 
den  Vorkaulsberechtii^ten  f^anz  in  derselben  Weise  zur  Vindikation  , 
des  Landes  bercclitigt,  w  ie  die  Veräußerung  verpfändeten  Lindes 
den  Pfandglaubigcr,  oder  die  Verautierung  des  einem  VVeibe  oder 


Jarns.,  Landabrb.  7;  vgl.  Kontingsbök,  i9S/iao  und  loj/iotf  1^ 

StaOarh  •'»Isbuk,  401/436—37. 
')  Jiiros.,  Landabrb.  ü. 
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einem  Minderjährigen  gehörigen  Landes  durch  das  Weib  ohne  die 
Mitwirkung  ihres  Greschlechtsvormundes,  bezw.  durch  den  Alters\'or- 
mund  dort  den.  Geschlechtsvormund  und  hier  den  Mündet  nach  er- 
reichter VoUjährigkeit  zur  Klagestellung  berechtigt  Anderwärts  wurde 
bereits  darauf  aufmerksam  gemacht,  dafi  diese  Bestimmung  zwar 
ihrer  Wortfassung  nach  nur  teilweise,  aber  ihrem  Inhalte  nach  völlig  im 
Einklänge  mit  dem  älteren  isländischen  Rechte  sei,  sofeme  ja  selbst- 
verständlich  die  Umgehung  des  Vorkaufsrechtes  bei  dem  Verkaufe 
des  mäUaland  als  Voraussetzung  ihrer  Anwendung  stillschweigend 
hinzuzudenken  ist  Wenn  sich  auch  in  unseren  Texten  der  älteren 
Rechtsbücher,  wunderlich  genug,  eine  entsprechende  Satzung  nicht 
vorfindet;  so  muß  doch  eine  solche  unzweifelhaft  gegolten  haben, 
da  dem  Vorkaufsberechtigten  unmöglich  ein  Rechtsmittel  zur  An- 
fechtung des  ohne  vorgängiges  Angebot  abgeschlossenen  Verkaufes 
versagt  gewesen  sein  kann,  und  wird  demnach  wohl  angenommen 
werden  dürfen,  dafi  die  einschlägige  Bestimmung  der  jarnsiOa  aus 
einem  uns  nicht  mehr  erhaltenen  Texte  geflossen  und  nur  etwa  in 
Bezugs  auf  die  Verjährungsfrist  umgearbeitet  worden  sein  werde. 

Das  gemeine  norwegische  Landrecht  hat  dagegen  seine 
Bestimmungen  über  das  hier  zu  behandelnde  Geschäft  teils  aus  den 
Gl)L.,  teils  aus  den  FrI)L.  geschöpft,  wie  denn  auch  sowohl  die  Be- 
zeichnung forsölumäli, als  die  Bezeichnungen  stefnujörö  und  mäla- 
jörfN'-'t  in  demscllxn  gebraucht  werden;  jedoch  hat  dasselbe  in 
ein /ulnen  Beziehungen  diese  seine  \'ürhigen  auch  w  ohl  durch  eigene 
Zutaten  einigermaßen  abgeändert.  Aus  der  X'erwendung  der  er- 
wähtilca  Bezeichnungen  wird  man  wohl  den  Schluß  ziehen  dürfen, 
daß  die  doppelte  Form  des  N'erkaufes  mit  bestimmter  und  nicht 
bestimmter  W'iedereinlösungszeit  noch  immer  nebeneinander  vor- 
gekommen sein  werde;  bemerkenswert  ist  aber,  daÜ  die  Bezeichnung 
mali  im  Landrechte  nebenbei  auch  in  jenem  anderen,  den  FrpL. 
geläufigen  Sinne  i^abraucht  wird,  nämlich  für  den  auf  eine  bestimmte 
Reihe  von  Jahren  abgeschlossenen  Pachtvertrag.  So  gilt  in  bezug 
auf  den  Bevollmächtigten  des  Grundeigentümers  die  Regel „um- 
boösmaör  n\a  eigi  lengra  mala  byggja  en  3  vetra  mala",  wahrend 
beim  Tode,  sei  es  nun  des  Grundeigentümers  uder  des  Pachters  der 
letztere  oder  dessen  Erbe  nur  noch  ..eina  orA"  haben  <:oll,  .,))6  at 
allmargar  se  teknar",   So  wird  ferner  der  Satz  der  iTl)L.  wieder- 
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holt:  ^)  „landsdröttinn  ä  kost  at  taka  af  honum  uaibod»  t^^SV  haon 
viU,  ea  mäli  haidist  allt  at  einu,  sem  haon  ittt  at  byggja;  |iat  tn 
jiijar  aröir",  samt  dem  andereOf  daö  beim  Tode  des  Gnmdeigeii* 
tümcrs  oder  seines  BevoUmächtigtea  „haldist  einn  ardannale  sidan". 
Auifalliger  noch  als  in  den  älteren  Qaellen  ist  allerdings  dieser  ve^ 
schiedene  Gebrauch  des  Wortes  mili  in  den  Landslög»  weü  er  sich 
hier  innerhalb  eines  und  desselben  Gesetzbuches  zeigt;  indessen 
bleibt  derselbe  immerhin  erklärlich,  wenn  man  die  überaus  media- 
nische  Weise  erwägt»  in  welcher  dieses  aus  den  älteren  Frovinzial* 
rechten  kompiliert  wurde.  —  Ober  die  Begründung  der  Eigen- 
schaft einer  mälajörO  oder  stefnujörO  spricht  sich  das  gemeine  Land- 
recht  nicht  au^  und  wird  demnach  anzunehmen  sein,  dafi  beziiglicb 
derselben  die  allgemeinen  Regeln  über  den  Verkauf  von  LiegeS' 
Schäften  mafigebend  waren.  Handelte  es  sich  demnadi  um  Stanifli* 
gut,  so  mufite  das  zu  veräufiemde  Gut  nach  wie  vor  den  Stsnun* 
gutsfolgem  zur  Übung  ihres  Einstandrechtes  angeboten  wefden;  nur 
sind  die  Vorschriften  über  die  Art;  wie  dieses  Angebot  zu  erlassea 
ist,  jetzt  in  mehrfacher  Beziehung  anderen  gewichen.*)  Die  An- 
kündigung braucht  z.  B.  jetzt  nicht  mehr  gerade  im  Herbst,  und 
der  Einstand  selbst  nicht  notwendig  am  Donnerstage  in,  der  Qste^ 
woche  zu  erfolgen,  wie  nach  den  G1)L.;  vielmehr  wird  nur  nodi 
gefordert,  dafi  der  anzuberaumende  Tenmn  so  gewählt  werden  ^ 
das  ganze  Einstandsgeschäft  innerhalb  eines  halben  Jahres  von  (fem 
Angebote  an  gerechnet  vollständig  abgewickelt  sein  könne.  Der  Ein- 
^taIui  ci  folql:  ferner  jetzt  nicht  mehr  um  den  Kaufpreis,  welcher  voo 
dem  dritten  Käufer  gcboti  n  wird,  sondern  um  den  Schätzungswert, 
welchen  sech.>  vcr^Luidige  Männer  feststellen,  scnlal.)  also  der  Cluirakter 
eines  Vorkaufsrechtes  im  (irundc  dem  Rechte  des  Stamm i;utstolgerJ 
fortan   c^ar  nicht  mehr   iimLUohnt    Endlich  tritt  unter  den  Ent- 
seiiuldii^uni^sgriindcn ,    welche   eine   Verjährung   des   Rechtes  des 
Stamnigut'-folc^ers  ausschließen   oder  doch    hinausschieben,  neben 
dessen  Abvvcüenheit,  Verhinilcruni;  durch  des  Königs  Dienst,  Krank- 
heit, sowie  Unkenntnis  hinsichtlich  des  erfolgten  Aufgebotes,  jetzt 
auch  noch  der  Mangel  der  zur  Einlösung  des  Landes  nutigcn  Gclu- 
mittel  auf,  Vürausge<:et2t  nur,  dal3  dessen  Vorn.indensein  von  zehn 
zu  zehn  Jahren  durch  eine  l)Mng  bekanntgegeben  werde.    Auch  ?ilt 
jetzt  die  RcgeVj  daß  Männer  und  Weiber  einander  wcchsciscidg 
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das  Stammgut  zum  Einstände  anzubieten  haben»  während  nach  den 
FrijL.  der  umgekehrte  Satz  gegolten  hatte,  anderer  und  gering- 
fügigerer Veränderungen  im  Verfahren  hier  zu  geschweigen.  Be- 
sprochen wird  dagegen  im  allgemeinen  Landrechte  das  Verfahren, 
welches  der  Verkäufer  einer  forsöhijörd  eingehalten  hat»  wenn  er 
von  seinem  Rechte  der  Wiedereinlösung  Gebrauch  machen 
will,  und  zwar  sollen  in  dieser  Beziehung  wesentitch  dieselben  Vor« 
schrüten  gelten,  welche  bereits  die  FrpL.  dieserhalb  aufgestellt 
hatten.  *)  Hier  wie  dort  soll  der  Veikäufer  im  Spätherbste,  zwischen 
Michaeli  und  Weihnachten,  dem  Verkäufer  seine  Absicht,  das  Land 
einzulösen,  bekannt  geben;  dagegen  lautet  die  gleichzeitig  zu  er- 
lassende Ladung  zum  Geldempfange  auf  den  Donnerstag  nach  der 
Osterwoche,  was  eher  an  die  in  den  GliL,  vorgeschriebene  Frist  er- 
innert, ohne  doch  völlig  mit  derselben  zusammenzufallen.  Neu  ist 
überdies  der  Beisatz,  dad  die  Einlösung  auch  sofort  an  demselben 
Tage  erfolgen  könne,  an  welchem  die  Anzeige  erfolgt  war,  wenn 
einerseits  der  Einlösende  sich  bereit  erklärt,  den  Betrag  des  ur* 
sprünglichen  Kaufpreises  zu  erlegen,  wie  es  durch  seine  Zeugen 
festgestellt  wird,  und  wenn  andererseits  der  Besitzer  des  Gutes  die 
Zahlung  schon  so  früh  anzunehmen  bereit  ist;  ein  Beisatz  freilich, 
der  ganz  selbstverständlich,  und  dessen  Beifügung  somit  ohne  alle 
Bedeutung  ist  Tritt  dieser  letztere  Fall  nicht  ein,  und  sind  die 
Parteien  nicht  ohnehin  Uber  den  Sachverhalt  ein^,  so  ist  ganz  wie 
nach  den  GI)L.*)  an  der  anberaumten  Tagfahrt  ein  Zeugenbeweis 
sowohl  ttber  die  richtige  Vornahme  der  Anzeige  und  der  Ladung, 
als  auch  über  den  Betrag  des  Guthabens  auf  dem  Lande  (hversü 
mtkla  aura  hann  ä  i  |)essari  jöröu)  zu  erbringen,  und  der  Betrag  so- 
fort anzubieten,  über  welchen  die  Zeugen  aussagen.  Wie  nach  den 
Frl»!-«  soll  ferner  bei  der  W'iedcreinlösung  das  Land  auch  jetzt  noch 
in  demselben  Zustande  /iiruck':,'ei^eben  werden,  in  welchem  es  seiner- 
zeit übernommen  worden  war,  und  sollen  demnach  alle  N'erbesse- 
rungen  oder  Verschlechterungen  des>elben  nach  unparteiischer  Ab- 
schätzung dem  bisherigen  Besitzer  zu  Gutt-  oder  zu  Lasten  gerechnet 
werden;  andererseits  soll  aber  auch,  wiederum  nacii  den  Frl»L.,  auf 
die  Veränderungen  im  Geldwerte  Rucksicht  f^cnommcn  werden, 
welche  sich  allenfalls  in  der  Zwischenzeit  ergeben,  haben  konnten, 
und  soU  demnach  bei  der  VS'iedereinlösung  unter  allen  Umstanden 
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genau  derselbe  Sachwert  zurückerstattet  werdeo,  welcher  seinerzeit 
als  Kaufpreis  bezahlt  worden  war.    Kann  dagegen  der  Einlösende 
den  Betrag  des  seinerzeit  bezahlten  Kaufpreises  nicht  mehr  durch 
Zeuthen  nachweisen,  so  wird  der  derzeitige  Besitzer  zum  alieioigen 
Eide  über  dessen  Höhe  zugelassen  wie  nach  den  FrpL.;  ganz  wie 
nach  diesen  wird  endlich  auch  dem  früheren  Käufer  des  Landes  das  Recht 
eingeräumt,  seinerseits  auf  die  Lösung  des  Verhältnisses  und  auf  die 
Herausbezahlung  seines  Kaufpreises  gegen  Zurückgabe  des  Landes  ai 
dringen,  nur  freilich  in  etwas  anderen  Formen  als  vordem,  worüber 
später  noch  das  Nähere  zu  sagen  sein  wird.  Bezüglich  des  Falles,  da 
sich  der  Käufer  zu  der  Zelt  außerhalb  des  Landes  oder  doch  aufie^ 
halb  des  Diogverbandes  befindet,  in  welcher  der  Vericäufer  eioläsen 
wül,  finden  wir  die  Vorschriften  der  GI)L.  eingestellt;     der  Ein- 
lösende hat  ^ch  somit  zunächst  an  den  Bevollmächtigten  (umboAs- 
madr)  des  Abwesenden  zu  halten,  eventuell  an  dessen  Erben,  oder 
wenn  das  Land  von  dem  seinerzeitigen  Käufer  wieder  weiter  ver* 
kauft  worden  war,  allenfalls  auch  an  dessen  Nachmann,  nach  seiner 
eigenen  Wahl.  Auffällig  ist  dabei,  dafi  der  Fall,  da  weder  ein  Be< 
vollmächtigter  noch  ein  Erbe  des  abwesenden  Besitzes  innerhalb  des 
Dingverbandes  zu  finden  is^  im  Landrechte  nicht  mehr  berüdc- 
sichtigt  wird,  während  doch  die  GI>L.  für  diesen  Fall  als  letztes 
Kotbehelf  noch  ein  Verfahren  am  Ding  vorgesehen,  hatten;  dod) 
wird  hieraus  wohl  kaum  der  Schlud  gezogen  werden  dürfen,  daß 
dieser  Notbehelf  vom  Landrechte  absichtlich  fallen  gelassen  werden 
wollte,  vielmehr  mag  recht  wohl  sein,  da6  man  nur  unnötig  fand, 
iiir  einen  so  selten  eintretenden  Fall  besondere  Fürsorge  zu  treffen, 
und  lediglich  der  Praxis  überlassen  wollte,  sich,  sei  es  nun  in  der 
bisher  üblich  gewesenen  oder  in  irgendwelcher  anderen  Weise  in 
solchen  Fällen  sdber  zu  helfen.   Femer  zeigt  sich  jetzt  <tie  Frist  ftf 
die  Verjährung  der  2^ugenbeweises  auf  zehn  Jahre  verkürzt,  und 
von  10  zu  lo  Jahren  mufl  demnach  jetzt  die  lysing  wiederholt 
werden,  wenn  nicht  die  Wiedereinlösung  um  den  vollen  Schätzungs- 
wert des  Landes  an  die  Stelle  seiner  Einlösung  um  dessen  ursprüng- 
lichen Kaufpreis  eintreten  sollte.*)  Die  Verjährungsfrist  ist  danach  den 
GI)L.  gegenüber  um  die  Hälfte  verkürzt;  währet  die  Bedeutiuv 
der  lysing  und  das  Verfahren  bei  derselben  ganz  in  derselben  Vftjtt 
geregelt  bleibt  wie  nach  diesen;  fraglich  erscheint  dabei  aber,  wie 
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der  Satz:  ,.nü  Uc^^r  jört^  lu  vctra.  ok  )»a  er  eij^i  lysin^  ä.  {».i  liijijr  hon 
til  fullra  aura  licim  sem  a",  sich  zu  dem  anderen,  vorhin  schon  be- 
s])rochenen  Satze  verhalte:  „cn  ef  hann  missir  vätta  }ieirra,  er  hjd 
varn  |ia  er  hann  fckk  Ic  fyrir  jön\  uk  skil  |»ä  a,  h\  ersu   mikit  eöa 
hvihkt  jiat  fc  var,  ok  hehr  sä  eicfi  vitni  til.  er  grciddi.  jia  sänne  sä 
meö  einseiöe,  er  £^eldr,  at  her  er  jafnniikit  tc  ok  jafni^ott,  sem  fyr 
var  gfetit".    Will  man  nicht  annehmen,  tlaß  ein  reines  i'bersehen  vor- 
liege, indem  die  sich  widersiircfheiuien  Bcstiinmun<^en  der  (i[)L.  und 
der  I VI)!.,  verkehrterweise  nebeneinander  aiifi^enonmien  w  urden,  ohne 
daß  man  sich  ihrer  UnxereinlKirkeit  bcwulk  geworden  wäre,  so  wird 
man  wohl  eine  Ausi^leK  innig  der  l)eiden  scheinbar  sich  widersprechen- 
den Stellen  mittels  der  Annahme  suchen  müssen,  dati  die  den  GpL. 
entlehnte  Stelle  den  Fall  vor  Augen  habe,  da  durch  die  eingetretene 
Verjährung  und  die  unterlassene  lysmg  der  Charakter  des  streitigen 
Landes  als  mälajörö  oder  stefnujörö  überhaupt  unerweislich  geworden 
Istf  wof^ri'cn  die  den  FrI)L.  entnommene  Vorschrift  lediglich  den 
anderen  l  all  betreffe,  da  diese  Eigenschaft  des  Landes  unter  den  Par- 
teien nicht  bestritten  ist,  und  somit  ihr  Streit  sich  auch  ausschließlich 
nur  um  den  Betrag  des  Kaufpreises  dreht,  ohne  daß  dieser  doch 
durch  Zeugen  bewiesen  werden  könnte.  —  Endlich  ist  hier  noch 
eine  Bemerkung  nachzutragen,  welche  oben  vorbehalten  ^vurde.  Es 
wurde  bereits  hervorgehoben,  dati  nach  dem  gemeinen  Landrechte 
ganz  ebenso  wie  nach  den  Fr[)L.  der  Käufer  ganz  gleicherweise  befugt 
erscheint,  das  Vertragsverhältnis  aufzukündigen,  wne  der  Verkäufer, 
dad  jedoch  das  von  ihm  hierbei  einzuhaltende  Verfahren  dort  ein 
ganz  anderes  ist  als  hier;  auf  diesen  Punkt  ist  aber  nunmehr  noch- 
mals zurüdczukommen.   Die  FrI)L>  hatten  für  solchen  Fall  ein  sehr 
verwickeltes  und  vollkommen  eigentümliches  Verfahren  vorgeschrieben; 
im  gemeinen  Landrechte  dagegen  heifit  es  inbezug  auf  dieses  kurz 
und  bündig:  „soeke  sem  vitafe".   Der  seinerzeit  gezahlte  Kaufpreis 
soll  somit  ganz  in  derselben  Weise  eingeklagt  werden,  wie  jede 
andere  liquide  Geldschuld  auch;    es  muß  demnach  die  Schuld  zunächst 
unter  Behstehung  von  Zeugen  gefordert,  dann  aber  auf  Grund  der 
Aussage  der  Vertragszeugen  am  Ding  eingeklagt  werden,  und  wird, 
wenn  auch  daraufhin  die  Zahlung  nicht  erfolgt,  zur  Exekution  ge- 
schritten, welche  sich  aber  neben  dem  Schuldbetrage  zugleich  auch 
noch  auf  eine  Geldbuße  erstreckt  Ungesagt  bleibt  uns  aber  dabei, 
wie  es  mit  dem  Lande  zu  halten  sei.   Mit  Sicherheit  darf  wohl  an- 
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genommen  werden,  daft  von  einem  einfachen  Zuschlagen  des  Gutes 
von  Gerichtswegen  bei  beharrlicher  Verweigerung  der  Bezalduag 
des  Kaufpreises  unter  der  Herrschaft  des  gemeinen  Laodrechties 
nicht  mehr  die  Rede  sein  konnte ;  da  dieses  ja  selbst  beim  vcö  dem 
Schuldner  für  den  Fall,  daß  er  dasselbe  nicht  einzulösen  vermochte, 
clcn  Anspruch  auf  die  Hcrausi)ezahlung  der  lU'jierocha  einräumte, 
konnte  cicnn  doch  bei  der  niulajorö  unmöglich  ein  härteres  Ver- 
fahren zur  Anwendung  kommen.  Man  wird  demnach  doch  wohl 
aiizunclimen  haben,  daß  der  Besitz  des  Landes  vom  Kautt-r  zunächst 
bis  zu  dem  Zeitpunkte  festgehalten  w  erden  durfte,  in  welchem  die 
Zalilung  des  K.iufpreises  erfolgte,  und  daß  für  den  l-"a!l,  da  diese 
Zahlung  sclilechtcrdings  nicht  entrichtet  werden  konnte  oder  u*  Jte, 
höchstens  ein  ähnliches  Verfaliren  wie  beim  veö  Platz  greifen  kunatc, 
also  der  Zuschlag  des  Landes  an  den  Kläger,  oder  dessen  Ver- 
äutierung  an  einen  Dritten  um  den  Schätzungswert,  gegen  die  Ver- 
pflichtung zur  Herausbezahlung  der  1  l\  i)crocha  an  den  Schuldner; 
mogliclierweise  aber  hatte  es  ;iuch  sein  Bewenden  bei  der  gewöhn- 
lichen Mxekution  in  Geldsachen,  wobei  nur  als  selbstverständlich 
galt,  daß  der  Klager  das  noch  in  seinem  Besitze  bctindliclie  l^and 
sofort  herausgeben  muflte,  sowie  er,  weiMi  auch  nur  auf  Exekntions- 
w  cgc,  seine  Bc  friedigung  in  Bezug  auf  den  Kaufpreis  gefunden  hatte. 

In  die  Jonsbok  endlich  sind  im  wesentlichen  nur  die  Be- 
stimmungen der  Järnsjöa  über  den  lögmdli  uljergc gangen,  jedoch 
mit  einzelnen  Veränderungen  und  Zusätzen.  Bezüglich  di.r  lU- 
griindung  des  Icigmäli  werden  zunächst  nacli  wie  vor  hand-^cU 
gefordert,  sowie  die  doppelte  lysi'ng  vor  den  Nachbarn  und  am 
Alldinge;')  als  unwesentlich  mag  dabei  erscheinen,  daß  der  Natii- 
barn  nunmehr  sechs  sein  sollen,  während  sich  die  J;irn>ifNa,  dem 
älteren  Rechte  folgend,  noch  mit  deren  fünf  begnügt  hatte.  Neu 
und  von  Erht  !)1I<  hkcit  ist  dagegen  die  Vorschrift,  daß  bei  Lebzeiten 
beider  Kontrahenten  die  Ij^sfng  am  heraös|)inge  von  zehn  zu  zehn 
Jahren  wiederholt  werden  muß,  und  beim  Tode  des  einen  oder  an- 
deren Kontrahenten  sogar  von  drei  zu  drei  Jahren;  der  erstere  Satz 
beruht  natürlich,  wie  früher  schon  bemerkt,  auf  der  dem  norwegischen 
Rechte  entlehnten  Verjährung  des  Zeugnisse^  wahrend  der  letztere 
aus  dem  älteren  islandischen  Rechte  herübeigenommen  ist;  die  Jam- 
si<\i  hatte  sich  dieserhalb  noch  auf  den  Ausspruch  beschrankt:  „eigi 
t>arf  hann  optarr  at  l^sa  |iann  mala,  medan  vättar  Ufa,  oic  |)eir  villax 
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cigi".  Die  Definition  des  lö|i;niili  als  Einstandsrecht  und  die  Ge- 
stattnng  der  veftragsweisen  Vorausbestimmung  des  Kaufpreises,  um 
welchen  Angestanden  werden  darf,  wenn  das  Land  überhaupt  feil 
wird,  sind  dagegen  wieder  einfach  aus  der  Jämsida  herübergenommen; 
dagegen  stammt  al>er  die  Schluflstelle  aus  dem  älteren  isländischen 
Rechte,  ^)  welche  von  der  Teilung^  des  mäU  unter  die  Miterben  beim 
Tode  des  Einstandsberechtigtcn  spricht    Auch  eine  weitere  Be> 
Stimmung  stammt  ebendaher,')  welche  die  Veräußerung  des 
mäli  unter  Lebenden  gfestattet;  aber  bd  derseUxai  die  Erstattung 
einer  Anzeige  an  den  Eigentümer  des  belasteten  Landes,  und  die 
Wiederholung  der  lysing  von  drei  zu  drei  Jahren  fordert;  doch  ist 
dabei  beachtenswert,  da6  nur  an  einen  Mann  soll  veräußert  werden 
dürfen,  welcher  „innan  h^raös",  oder  nach  anderen  Hss.  „innan  fjörö- 
ungs"  wohnt,     welche  letztere  Lesart  mit  der  Staöarhölsbok  stimmt, 
wogegen  die  Konüngsbok  keine  entsprechende  Beschränkung  kennt 
Ferner  ist  auch  eine  Bestimmung  über  das  beim  V'^ erkaufe  von 
nialaland  einzuhaltende  \'ert" ihren  im  wesentHchen  wörtlich  aus 
der  Jarnsiöa  entlehnt,  wenn  auch  mit  einzelnen  Zusätzen  uiul  Ab- 
weichungen.*)   BczügHch  der  Anz<  ic;e  des  bcabsichti^^ten  X  eikaufes 
an  den  Einstandsberechtigtcn   wird  naniHch  heii^cfüL^t,   tial/i  dii-'^ellic 
an  den  Vertreter  ('umboA-niaAri  des  lct7terei\  /u  riciiten     i ,  eine 
Vorschrift,  welciie  sich  allcrdin£.^s  im  (  i runde  \  <  )n  sell)st  \  erstellt, 
und  deren  Beifügung  somit  ohne  erhebliche  Bedeutung  ist  l>ie 
Buiie  von  sechs  aurar  ferner,  welche  der  KiiT^tandslicrerhtitjfte  m 
entrichten  hat,  wenn  er  sich  an  der  anberaumten  Talfahrt  nirht 
daheim  trelTcn  laüt,  se)ll  nacli  dem  Vulgiirtexte  der  Jönsbuk  an  den 
Kunig  entrichtet  werden,   während  sie  na  h  der  JarnsiV^a  an  den 
Verkaufer  zu  entrit  iitcn  L:cwe«cn  war;  indessen  zci54en  die  ältesten, 
nunmehr  von  G.  Ste)rni  l)enut/.ten  Hss.  der  Jönsh^k  in  diesem  Punkte 
noch  dieselbe  Wnrtfassung  wie  die  Järnsiöa. Eluinso  soll  auch  die 
Buße,  welche  der  Verkäufer  sowohl  als  der  dritte  Kauter  n,i(  h  der 
Jär^s^f^a  weisen   bctru iberischen  X'erh.iltens  an  den  Einstandsberech- 
tigtcn zu  entrichten  gehabt  hatten,  n  i'  h  dem  X'ulgartexte  der  Jons- 
bok  an  den  König  bezahlt  werden,  wogegen  freilich  die  von 

')  vgl.  K  o  n  u  n    s  l)  ()  k  ,  19299;  S  Iii  A  ;i  r  h  "  1  s  b  n  k  ,  401434. 
')  J<'>nsbök,  Landabrb.  y;  \g\.  Koaungsbuk,   1 92/99;  Slafiarh(^<ls* 
b6k,  401/434—35. 

*)  Qöxfttfngt  auch  in  Norgei  gamle  Love,  IV»  S. 355i 
*)  Jdnibökf  Landabrb.  10;  vgl,  Jirns.  7. 
*)  Norges  gamle  Love,  IV,  8.355. 
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G.  Storm  bcnützten  ältesten  Hss.  auch  io  diesem  Punkte  wieder  der 
Jämsfda  folgen.   Dad  im  Vulgärtexte  der  Jönsbök  dabei  die  Worte: 
„svi  er  ok,  ef  hann  Itfss  undan  scr  landet"  fehlen,  welche  die  älte$teii 
Hss.  nodi  ebensowohl  geben  als  die  Jarnsida,  hat  wenig  Bedeutiingr 
da  die  in  ihnen  ausgesprochene  Gleichstellung  des  Verzichtes  auf 
die  Ausübung  des  Einstandsrechtes  mit  dem  Fall  des  Ausbleibeos 
des  Einstandsberechtigten  an  der  Tagfahrt  sich  im  Grunde  von 
selbst  versteht;  recht  wunderlich  ist  dagegen,  dafl  man  die  Woite: 
„svä  er  ok",  welche  selbstverständlich  nur  auf  die  unmittelbar  vor- 
hergehenden Worte  „en  landet  malalaust"  gehen,  auch  noch  auf  den 
weiteren  Satz:       veiAr  hann  sekr  6  aurom  vifi  |iann  er  landet  baad" 
bezogen  und  dahin  verstanden  zu  haben  schein^  dafi  der  Etostands- 
berechtigtc,  welcher  erklärte,  von  seinem  Einstandsrechte  keinen  Ge* 
brauch  machen  zu  wollen,  damit  nicht  nur  sein  Einstandsrecfat  eio' 
büfien,  sondern  audi  noch  dem  ICigentümer  des  belasteten  Gutes 
bußfäUig  werden  soUe.  Das  Mißverständnis  ist  kaum  zu  begreifea; 
daß  dasselbe  aber  wirklich  begangen  wurde,  zeigt  die  Veroidotto; 
des  K.  Eirfkr  Magnüsson  vom  15.  Juli  1294,  welche  auf  Ansuchen 
der  Isländer  mehrfiache  Vorschriften  der  Jönsbök  veränderte,  und 
welche  in  ihrem  §  41  ausdrücklich  verfügt:  ^)  „sektalaust  er  manfli, 
at  kjosa  undan  ser  malaland  sitt".    Endlich  die  Bestimmung,  dafi 
im  Falle  des  Verkaufes  von  miilaland  durch  dessen  EigentuBiefi 
\  orausgcsctzt  natürlich,  daß  dasselbe  nicht  vorschriftsmäßig  zur  Aus- 
uliunfr  des  I-.instnndcs  angeboten  worden  war,  dessen  Vindikatioo 
durch  den  I-',inst;indsI>ercchtii;ten,  von  I'allen  der  ehehatten  Not  ab- 
gesehen, binnen  Jahresfrist  zu  i'rt'olf^en  habe,  wenn  sie  nicht  vcf* 
jähren  solle,  ist  dem  Sinne  nach,  wenn  auch  in  etwas  geänderter 
W  orttassuag  wieder  der  I  irnsifta  entlehnt, ')  welche  ihrerseits  wahr- 
scheinlich aus  dem  alteren   einiieimischen  Rechte  jTeschöptt  iiatte. 
—  Alles  in  allem  l)leiltt  einic,'erniaßen  auilallig,  wie  ungemein  lest 
die   eigentümliche  AusjjraL^untj:,   welche  der  lögmali,  oder  wie  ihn 
die   l"nsl)'ik  auch   wtihl   l>e/eichnet,  der  landsmali   auf  Island 
Wonnen  hatte.  <ia:-rllist  ei n'::;e wurzelt  war,  da  dieselbe  im  Gcgeiii^^-'-" 
zu  so  mau  hen  R«  ri,t>in~tituteii  dem  Eindringen  des  nonvegischen 
Rechtes  crfolf^rciclien  W  idcrstand  zu  lei-ten  vermochte.    Ma?  s^'O, 
daß  dessen  Ähnlichkeit  mit  dem  norwegischen  Stammgüterrechte, 


*)  LoTsamling  for  Island,  1,  S. 3i;  Norgcs  g»nil«  (.«vCt  I^'< 

•1  J  -•  n  s  1.  ,  k  ,  Lan d« b  r  b.  1 1 ;  Tgl.  jÄm».,  8.  Die  äUetten  Hm.  d« }^^^ 
seigcQ  keiac  bemerkenswerten  Abweichungen  von  der  Vulgata. 
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welches  sich  doch  als  solches  schlechterdings  nicht  nach  Island  ver- 
pflanzen lie6,  der  Erhaltung  des  lögmäli  auf  der  Insel  sich  forderlich 
erwies,  sofern  derselbe  allenfalls  als  ein  Surrogat  für  jenes  in  Nor» 
wegen  so  bekannte  und  beliebte  Institut  gelten  konnte;  mag  sein  aber 
auch,  dafi  sich  ein  soziales  und  vielleicht  sogar  ein  politisches  Interesse 
an  dessen  Erhaltung  knüpfte,  indem  der  lögmäli  den  mächtigeren 
Familien  ein  bequemes  Mittel  zum  Zusammenhalten  sowohl  als  zum 
Vergrößern  ihres  Besitzes  und  ihres  Anhanges  bieten  mochte. 


(  10.  Schluibemerkungen. 

Früher  wurde  bereits  gelegentlich  hervoi^ehoben ,  daß  weder 
der  veömäli  noch  der  forsölumäli  sich  von  Anfang  an  und  grund- 
sätzlich als  Pfandvertrag  darstellen,  und  daß  beide  überdies  von  Haus 
aus  unter  sich  ganz  und  gar  nichts  gemein  haben.  Der  forsölumäli 
ist  von  voriilu  rcin  ein  bestimmt  begrenztes  juristis(  Ik  s  Geschäft,  ein 
Verkauf  von  Land,  naiiilioh  mit  X'orbchalt  des  Wiedereinlösuncfs- 
rechtes,  und  er  ii.it  als  solches  mit  dem  Pfandrechte  j^'an/  und  t;ar 
nichts  zu  tun,  wenn  er  auch  unter  Umständen  ganz  ebensogut 
piandrechtliclien  Motiven  dienstbar  i^iL^iiia.  cii  werden  kann,  wie  er  in 
anderen  Fällen  zu  ahnlichen  S|)ekulationen  wie  der  Pachtvertrag  ge- 
braucht w  erden  mag,  und  in  wieder  anderen  F.illen  als  ein  wirklicher 
und  ernsthaft  gemeinter  Kauf  auftritt.  Als  vci'lmali  dagegen  wird 
ursprün<;lich  gar  nicht  ein  bestimmt  abgegrenztes  Geschäft  von  be- 
stimmtem und  einheitlichem  juristischem  Charakter  bezeichnet,  son- 
dern eine  Reihe  ganz  verschiedenartiger  Geschäfte,  welche  nur  das 
einzige  Merkmal  untereinander  L^cinein  haben,  daß  dabei  von  dem 
Eintritte  oder  Xichteintrittc  eines  gewissen  Ereignisses  ein  bestimmter 
Vorteil  oder  Nachteil  für  den  einen  oder  anderen  Kontrahenten  ab- 
hängig gemacht  ist;  nur  dann,  wenn  der  Nachteil,  dem  ^ich  der  eine 
Kontrahent  zugun>-ti  n  des  anderen  unterwirft,  in  dem  l  bergan Qe  des 
Eigentumes  an  einer  dem  ersteren  gehörigen  Sache  auf  den  letzteren, 
und  wenn  überdies  das  entscheidende  Ereignis  in  der  Nichtbezahlung 
einer  Schuld  des  ersteren  an  den  letzteren  besteht,  wird  der  \  e<^mäU 
den  Charakter  eines  Pfandvertrages  annehmen,  der  ihm  an  und  für 
sich  keineswegs  notwendig  innewohnt.  Aber  auch  in  dieser  seiner 
pfandrechtlichen  Verwendung  bleibt  der  veömäli  immerhin  noch 
Kaufvertrag,  und  von  hier  aus  erklärt  es  .sich,  wenn  das  Flensburger 
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SUdtrccht;  §  83')  das  „wsthköps"  dem  JiUlköp«".  oder  wenn 
Sk&oeUgeo,  §  83*}  die  f,wx|i9kötniiig"  der  Mwaerutokötmng^ 
überstellt;  so  dafi  der  Pfandkaof  nur  als  eine  zweite  Untenut  des 
Kaufgeschäftes  dem  vollen  und  für  alle  Zukunft  gültigen  Kauf  gegen- 
übertritt Ganz  allmählich  erst  gewinnt  einerseits  die  pftmdrechtlidK 
Verwertung  des  forsölumäli  und  andererseits  auch  die  pfandrechtücbe 
Ausgestaltung  des  veömali  festeren  Bestand  und  Umriß;  eben  damit 
treten  sich  dann  beide  Institute  auch  näher  und  nähen  Durch  melir- 
fache  Neuerungen^  unter  welchen  ich  nur  die  in  den  Landslög  dem 
Gläubiger  auferlegte  Verpflichtung,  bei  der  Realisierung  des  vedmäU 
die  Hyperocha  an  den  Schuldner  hinauszubezahlen»  und  die  berdlb 
in  den  FrI>L.,  und  teilwebe  sogar  schon  in  den  GI)U  dem  Käufer 
einer  forsölujörö  eingeräumte  Befugnis  hervorhebe,  auch  seinerseits 
auf  die  Losung  des  Verhältnisses  zu  dringen,  wurde  diese  Annäbening 
unter  beiden  Instituten  sehr  wesentlich  gefordert;  dennoch  aber  var 
dieselbe  auf  geraume  Zeit  hinaus  eine  nichts  weniger  als  durch- 
greifende, vielmehr  genügt  selbst  ein  flüchtiger  Blick  in  die  oorwe* 
gischen  Urkunden,  um  zu  zeigen,  dafi  noch  lange  Zeit  hinduidi 
Geschäfte  der  verschiedensten  Art  nebeneinander  voikamen,  bald 
dem  veÖmäll  und  bald  dem  forsölumäli  des  gemeinen  Landrechtes 
näher  stehend,  oder  auch  den  ganz  individuellen  Bedürfnissen  des 
einzelnen  Falles  entsprechend  durch  die  Vertragswillkttr  der  Päiteieo 
ganz  ci^'cntumlich  jjestaltet,  ohne  daß  dabei  die  Terminologie  zu- 
nächst noch  für  die  Scheidung  der  verschieden  gearteten  Fälle  einen 
verlassii,'en  Stützpunkt  bieten  wurde. 

Eine  Äe'ithn^  ist  in  den  Urkunden  iu:)ch  vom  ve«>  und  VfV 
setja  die  Rede,  wie  wenn  etwa  f^t-\sarrt  wird,  daß  gewisse  Guter 
oder  Grundrenten  „viud'^lau^a  or  vardslu  Irialsa  fyrir  hvjerium  inaimc" 
(1297),^)  (»der  „frialsar  ok  h  i  itnuhir  ok  wieöslausar  firir  huxrium 
manne"  U325)/)  oder  „frialsar  ok  h;eimubr  firir  hverium  manne  ok 
va?dslausnr"  ^1327)'^)  veräußert  werden  sollen;  oder  wenn  von  einem 
„saetia  iorö  sina  j  va-d"  oder  „atth  vede"  die  Rede  ist  (133*^'  ' '  ^^  '^^'^^ 
dem  Pfandf^laul)i«'(  r  an  der  verpfändeten  Licj^cnsrhaft  nebentxi  auch 
noch  ein  \"orkaul.srccht  eingeräumt  wird,  von  einem  „vei^setia"  von 
Land,  welches  dem  Gläubiger  verfallen  sollte,  wenn  es  vom  Schuldner 


>)  edd.  Thoncn,  S.  90.  *)  edd.  Schlyter,  IX,  S.  74. 
*)  Diplom,  »orveg.  It,  40/36. 

V  rhcnda,  \\\  165/15*.  *)  ebenda,  II,  i6i/t37- 
«j  ebenda,  VJI,  132,149. 
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nicht  binnen  gesetzter  Frist  eingelöst  werden  würde  (1385),*)  einem 
„veOsetia"  (1385),  -)  „wedsetia"  (13S2}/»)  „Vcx^dsetia"  (138S)/)  „s^etia 
wct  j  wa?dher"  (1404),*)  wobei  eine  l'fandbestellung  dc-^  Mannes  für 
den  maii  seiner  Frau  in  Frage  steht,  „vedsetia"  (1412);*')  oder  wenn 
eine  „vaedfesta",  d.  h.  Zusiclierung  einer  Pfandbestellung  für  Kinder- 
gut begehrt  wird  (1334).')  Ganz  vereinzelt  kommt  daneben  allen- 
falls  auch  noch  einmal  ein  ^orsölumäli"  unter  diesem  seinem 
alten  Namen  vor  (1323),^  und  zwar  nicht  nur  in  Hälogaland,  sondern 
auch  im  Bezirke  des  Gula|>inge8  (1329)/)  was  darum  bemerkt  werden 
mag,  weil  man  daraus  ersiebt,  daß  die  ursprünglich  nur  im  l»ränd- 
heimischen  übliche  Bezeichnung  durch  die  Vermittlung  des  gemeinen 
Landrechtes  auch  in  den  übrigen  Teilen  des  Reiches  Eingang  ge- 
funden hatte.  Ungleich  hauhgcr  tritt  dangen  in  den  Urkunden  die 
aus  dem  Deutschen  entlehnte  Bezeichnung  „pantr",  d.  h.  Pfand, 
dann  „setja  i  pant",  „pantsetja**  u.  dgL  m.  auf,  und  wenn  zwar 
hin  und  wieder  zu  mehrerer  Deutlichkeit  der  ältere  und  der  neuere 
Ausdruck  noch  nebeneinander  gebraucht  wird,  wie  z.  B.  „saetia  til 
pannt  ok  vedh"  (1399),'^)  so  verdrängt  doch  dte  neuere  Bezeichnung 
bald  ganz  und  gar  die  ältere.  Eint  um  die  Mitte  des  14*  Jahr- 
hunderts entstandene  Hs.  der  Stjöm  braucht  den  Ausdrude  bereits,'*) 
und  ebenso  die  um  dieselbe  Zeit  verfaßte  Laurentius  bps.  saga, 
und  die,  ebenfalls  gleichalterige,  Lebensbeschreibung  des  Bischofes 
Gudmundr  Arason,  welche  der  Abt  Amgrfmr  von  l)inge3Tar  ver- 
faßte; **)  in  norwegischen  Urkunden  aber  finde  ich  denselben  zuerst 
gebraucht  in  den  Jahren  1326,")  1337,**)  1339**)  und  1343,'^  ohne 
indessen  damit  behaupten  zu  wollen,  daß  er  nicht  etwra  auch  schon 
in  älteren  Dokumenten  gebraucht  und  von  mir  übersehen  worden 
sein  könnte.  Sachlich  aber  treten  vom  Anfange  des  14.  Jahrhunderts 
an  die  verschiedensten  Gestaltungen  pfandrecfatlicher  Verhältnisse  in 
den  Urkunden  nebeneinander  auf.  Nach  einer  dem  Gula^inge  an> 


Diplom,  norvcg.  VI,  317/360. 
*1  ebenda,  VII,  :?i933l.  ')  cbc:.  da,  VFH,  208 '259. 

*}  ebenda,  215  ^64.  *)  ebenda,  VII,  339,344. 

•)  ebenda,  35^/359-         'J  ebenda,  II,  206/174. 
*)  ebcsda,  150/13$.        *)  ebenda,  I,  aoo/166. 
^  ebenda,  II.  5S9;4a4. 

"'1  Slj6rn,  58197.  '*)  Laurentius  bps.  s.,  5I,'855. 

'*)  GiiAmundar  bps.  s.  Arngrims,  85,176  -77. 
'*)  Diplom,  norvcß.  II,  158,135.  '*j  ebenda,  VIII,  96/116. 

ebenda,  V,  130^108.  ebenda,  II,  255/212. 
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gehörigen  L'rkuiule  aus  dem  Jahre  1326')  wird  7.  B.  eine  Liethen- 
sclialt  auf  zehn  Jahre  verkauft  mit  dem  Vorbehalte,  daß  der  \\r- 
käufer  sie  nach  Al)l;uif  (ii(-^er  Frist  um  den  ursjjrunglichen  Kaut'preis 
wieder  einzulösen  betugt  sein  solle;  zu£jleich  aber  werden  lür  den 
Fall,  dal)  der  Verkaufer  das  verkaufte  Land  nicht  zu  gewahrleisten 
vermochte,  andere  Landercien  vun  ihm  ,,j  pant"  gesetzt,  so  daß  also 
in  dieser  Urkunde  neben  einer  richtigen  ,  vtefnujorA'',  die  nur  nicht 
als  solche  bezeicluiet  wird,  gleichzeitig  auch  als  ,.pantr"  gesetztes 
Land  auftritt.  Auch  sonst  konitnt  noch  oft  genug  die  Bestellung 
einer  malajörö  oder  .ste^nujör(^  vor,  jedoch  ohne  daß  diese  Bezeich- 
nungen dabei  gebraucht  wurden.  So  wird  z.  B.  einmal  Land  auf 
20  Jahre  verkauft,  jedoch  mit  dem  Vorbehalte,  daß  die  Verkäufer, 
wenn  sie  nach  Ablauf  dieser  Frist  von  dem  ihnen  vorbehaltenen 
VViedereinlösungsrcchte  Gebrauch  machen  wollen,  hier\  on  vor  Weih- 
nachten dem  Käufer  Anzeige  machen  sollen  (1314).-)  In  einem 
zweiten  ähnlichen  Falle  wird  die  Anzeige  „um  haustit"  vorbehalten, 
was  doch  wohl  als  gleichl>edeutend  zu  nehmen  ist  (1324 — 25  );'i  in 
beiden  Fällen  ist  aber  nicht  ersichtlich,  ob  bei  dem  Geschäfte  pfand- 
rechtliche  Zwecke  verfolgt  werden  wollten  oder  nicht  In  einzelnen 
Fällen  ist  auch  wohl  ersichtlich,  daß  der  Vorbehalt  der  Wicdercin- 
lösung  ganz  anderen  als  pfandrechtlichen  Motiven  dienen  wollte. 
Wenn  einmal  Land  verschenkt  und  dabei  dessen  W'iedcreinlösung 
um  den  vollen  Schätzungswert  vorbehalten  wird  (1342)/)  so  ist  dabei 
nicht  nur  selbstverständlich  an  pfandrechtliche  Absichten  nicht  la 
denken,  sondern  sogar  nicht  einmal  der  Begriff  der  forsölujörft  mehr 
zutreffend ;  aber  auch  in  einem  anderen  Falle,  in  welchem  bei  einem 
Verkaufe  von  Land  die  Wiedereinlösung  desselben  um  den  gegebenen 
Kaufpreis  nur  für  den  Fall  vorbehalten  wird,  dafi  der  Käufer  von 
dem  gekauften  Lande  wieder  abziehen  würde  (1495X*)  ^  entschieden 
nicht  der  pfandrechtliche  Gesichtspunkt  der  ma^ebende  gewesen, 
obwohl  das  Geschäft  in  diesem  Falle  ganz  wohl  als  die  Begründung 
einer  mälajörd  sich  auffassen  läßt  Zweifelhaft  bleibt,  ob  ein  Ver- 
kauf von  Land  mit  Vorbehalt  seiner  Wiedereinlösung  für  den  Fall 
seiner  Wiederveräußerung  durch  den  Käufer  (1558)*)  überhaapt 
hierher  zu  stellen,  oder  aber  als  ein  bloßer  Vorbehalt  eines  ein* 
fachen  Vorkaufsrechtes  anzusehen  sei,  indem  uns  ungesagt  bleibt 

'1  Dijiloni.  norvcf:;.  II,  15S  135. 

*j  ebenda,  VIII,  47,71.  ebenda,  X,  I5'20. 

*)  ebenda,  4S43.         »)  ebenda,  IX,  423,390. 
•)  ebenda,  779/807. 
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ob  die  Wiedereinlösuog  um  den  ursprünglichen  Verkaufspreis,  oder 
um  den  vom  dritten  Käufer  gebotenen  Preb  zu  erfolgen  habe; 
zweifelhaft  auch,  ob  die  Wiedereinlösung  eines  verkauften  Mahl- 
werkes um  den  ursprünglichen  Verkaufspreis,  auf  welche  einmal  ge- 
richtlich erkannt  wird  (1479)*')  hierher  gehört  oder  nicht,  sofeme 
dabei  recht  wohl  eine  blofie  Nichtigkeitserklärung  des  früheren  Ver^ 
kaufsgescfaäftes  zugrunde  liegen  mag,  zumal  da  die  über  dieses  aus- 
gestellte  Urkunde  nichts  von  einem  Vorbehalte  der  Wiedereinlösung 
sagt  Dagegen  wird  bei  einem  Verkaufe  von  Land  mit  Vorbehalt 
der  Wiedereinlösung  um  den  früheren  Kaufpreis,  welcher  zugunsten 
der  Kinder  des  Verkäufers  ausbedungen  wird  (15 19),')  wiederum  an 
eine  richtige  mälajörd  zu  denken  sein,  bei  deren  Begründung  über- 
dies keinerlei  pfandrechiliche  Motive  ins  Spiel  kamen;  wird  femer 
bei  einer  „Verpfändung"  von  Grundbesitz  für  einen  Geldbetrag,  den 
ein  Ritter  seiner  Frau  Cur  den  Fall  ihres  Überlebens  auswirft;  mit 
dem  Vorbehalte,  dafi  seine  Erben  das  Gut  erst  nach  dem  Tode  der 
Witwe  sollen  einlösen  dürfen  (1452)/')  ebenfalls  eher  an  eine  mäla- 
jörd  zu  denken  sein,  obwohl  das  Land  ausdrücklich  ab  verpfändet 
(panseth)  bezeichnet  wird.  Andererseits  kommt  es  auch  noch  \or, 
daß  das  „i  pant"  gesetzte  Land  dem  Pfandgläubiger  verfallen  sollte, 
wenn  die  Zahlung  der  Schuld  nicht  rechtzeitig  erfolgte,  mochte  nun 
daüci  die  Zahlzcit  auf  ein  Jahr  (1339)^)  oder  auf  acht  Jahre  (i373j  ") 
ausbedungen,  oder  auf  Michaeli  des  kommenden  Jahres  festgesetzt 
sein  (i4y2),^)  wobei  dann  wieder,  nachdem  die  Au.sl6sung  durch 
einen  Dritten  erfolt^t  war,  eine  weitere  Verpfandung  desselben  Gutes 
an  diesen  Dritten  auf  ein  weiteres  Jahr  beliebt  wurde  (i4!;9l")  Je 
nach  den  Umstanden  wird  dabei  auch  wohl  noch  l^esonders  hervor- 
gehoben, dat^  der  Pfandgläubif^er  das  Nerjjtaadcte  LaEid  auf  zwei 
Jahre  ,,i  sith  bru*,dielight  panl"  behalten,  und  daß  ihm  dieses,  wenn 
dessen  Einlösung  nicht  binnen  die-er  I  rist  erfolge,  nacli  deren  Ab- 
lauf verfallen  solle,  jedoch  <o,  daü  eine  Abschätzung  des  Landes 
vorzunehmen  und  die  Hyperocha  des  Wertes  an  den  Schuldner 
hinauszuliezahlen  sei  (1473).'')  l"-in  andermal  kommt  alier  auch  vor, 
daß  verpfändetes  Lantl,  welches  der  Verjifandcr  nirlit  mehr  einloen 
zu  können  einsieht,  von  diesem  durch  einen  neuen  Vertrag  dem 

')  Diplom,  norvct;.  IX,  377/345.  ^«l-  332,309. 
*)  ebenda,  498/461—63.         *)  ebenda,  317/298. 
*)  ebenda,  V,  130/108.         *)  ebenda,  VIII,  195/247* 
•)  ebenda,  VII,  444/443-44:  vgl.  aber  auch  455/453' 
^)  ebenda,  457/454-  ebenda,  VlII,  397/4 16. 
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rfandglaubiger  zu  bleibendem  Eigen  übertragen  wird  (1389);*)  da 
dabei  von  einem  Nachschusse  zu  der  ursprünglichen  Schuldsumme 
nicht  die  Rede  ist,  wird  man  doch  wohl  zu  der  Annahme  berechtigt 
sein,  dai3  diese  Übertragung  auf  Andringen  des  Gläubigers  erfolgt 
und  daß  bei  derselben  lediglich  wegen  des  geringen  Wertes  des 
Pfandobjektes  oder  auch  aus  anderen  zufälligen  Gründen  von  einer 
Absdiätzung  desselben  und  von  der  Herausgabe  der  Hyperocha  Um- 
gang genommen  worden  sein  werde.  Umgekehrt  fehlt  es  auch  nidit 
an  einem  Belege  für  eine  Überantwortung  des  Pfandobjektes  zo 
ewigem  Eigen  gegen  eine  Nachzahlung  zum  Kaufpreise  (1520).-)  — 
Nicht  selten  zeigt  das  Geschäft  aber  auch  wohl  ein  wesentlich  an- 
deres Aussehen.  Es  kommt  nämlich  vor,  daß  der  Gläubiger  darauf 
angewiesen  wird,  sich  aus  den  Renten  des  verpfändeten  Gutes  be- 
zahlt zu  machen,  so  daß  er  also  dieses  zurückzugeben  hat,  sowie  der 
Betra;^'  der  von  ihm  bezogenen  Renten  die  Höhe  der  Schuldsumme 
erreicht,  ohne  daß  noch  eine  weitere  Einlösimg  stattzufinden  hatte. 
So  verpfändet  B.  Wilhelm  von  den  Orkneyjar  seinem  Erzbischofe 
I'ihfr  die  auf  80  Mark  Sterling  geschätzten  Einkünfte  von  Hjaltiand 
für  einen  Betrag  von  lS6  Mark  Sterhng,  welchen  er  ihm  an  Papst- 
zehnt schuldet,  und  zwar  m  der  Art,  daß  der  Erzbischof  zwei  Jahre 
lang  diese  Einkünfte  bezieben  und  weitere  26  Mark  Sterling  tnr 
bezahlt  erhalten  soll,  worauf  dann  I^altland  wieder  frei  an  die  Dom- 
kirche der  Orkneyjar  beimfallen  soll  (1327).'}  So  vermacht  ferner 
die  Königin  Margaretha  der  Kirche  in  Björgvin  testamentarisch  100 
Mark  lötigen  Silbers  in  der  Weise,  daö  B.  Jakob  von  Björgvin  zwei 
bestimmte  Schifisreeden  für  seine  Lebenszeit  ohne  Redmungsleguiig, 
sein  Nachfolger  aber  noch  für  weitere  zehn  Jahre  in  der  Weise  üi 
Besitz  behalten  sollte,  dafi  jährlich  zehn  Mark  als  Gegenleistung  fiir 
deren  Rente  an  dem  Kapitale  abgeschlagen  und  der  Besitz  an  die 
Krone  zurückerstattet  werden  sollte,  wenn  damit  jene  100  Mark  be- 
zahlt sein  würden  (1389).')  So  verpfändet  auch  Hakon  Sigurdarsoa 
dem  Erzbischof  Eüifr  bestimmte  Güter  in  Halogaland  dafür,  dafl  diexr 
für  ihn  eine  Leistung  von  14  Last  Stockfisch  an  einen  bestimmten 
Empfanger  binnen  drei  Jahren  zu  machen  übernommen  hat,  und 
zwar  wird  dabei  ausbedungen,  dafi  jene  Güter  der  Kirche  so  lange 
verbleiben  sollen,  bis  dieselbe  aus  ihnen  ganz  den  gleichen  Betrag 


Diplom,  norvcg.  II,  513,394—95. 
*)  ebenda,  io66,7S4— 85.         •)  ebenda,  VII,  119  134. 
*)  ebenda,  H,  514/395—96- 
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bezogen  haben  werde,  worauf  sie  dann  ohne  weiteres  dem  Hakon 
selbst  oder  dessen  Erben  betmzutaUen  haben  (1405),')  wobei  noch 
überdies  ausdriiddich  aosbedungen  wird,  dafl  der  Erzbischof  neben 
der  Sdiuldsumme  selbst  auch  noch  die  Kosten  der  Rentenerhebung 
dem  Schuldner  aufnirechnen  befugt  sein  solle.  Weiterhin  gehört 
hierher  auch  eine  auf  den  Hof  Bratten  in  Björgvin  bezügliche  Ur- 
kunde (1504).^)  Dieser  Hof  wurde  von  seinem  Besitzer  einem  Rat- 
manne in  Björgvin  „pandtsett",  von  diesem  letzteren  aber  an  die 
Kreuaddrche  in  Björgvin  geschenkt;  auf  die  Klage  eines  Sohnes  des 
Verpfanders  hin  wird  nun  erkannt,  dafl  die  Vergabung  ungesetzlich 
sei  und  dafl  der  Hof  „haffde  lenge  löst  sig  sielff  igienn",  weshalb 
derselbe  dem  Kläger  zuerkannt  wird,  der  dann  sofort  seinerseits 
einen  Teil  desselben  der  genannten  Kirche  schenkt  In  einem  an- 
deren Falle  wird  ausbedungen,  daß  bei  rechtzeitiger  Heimbezahlung 
der  Schuld  der  Wert  der  bezogenen  Gutsrente  an  dem  Kapitalbe- 
trage abgezogen  werden  solle,  wogegen  der  Gläubiger  befugt  sein 
solle,  die  Be»falung  der  Schuldsumme  ohne  jeglichen  Abzug  zu  be- 
anspruchen, wenn  diese  Bezahlung  nicht  rechtzeitig  am  versprochenen 
Termine  erfolge  (1400).')  Oder  es  soll  auch  wohl  zwar  die  bezogene 
Rente  schlechthin  an  dem  Kapitalbetrage  der  Schuld  abgezogen 
werden,  daneben  aber  für  den  Fall  der  nicht  rechtzeitigen  Tilgung 
der  Schuld  das  verpfändete  Land  dem  Gläubiger  verfallen,  jedoch 
mit  dem  Vorbehalte,  daß  dieser  dasselbe  um  den  Schätzungswert  zu 
übernehmen  und  somit  die  Hyperocha  an  den  Schuldner  hinauszu- 
bezahlen  hat  (1498);*  )  eine  Abrede,  welche  hinterher  selbst  von  der 
Krone  respektiert  wird,  nachdem  das  Gut  des  Verpfanders  ihr  durch 
einen  Richterspruch  zuerkannt  worden  war  (1505).'^)  Andere  Male 
wird  freilich  ^^eradc  umy;ekehrt  ausbedungen,  daß  die  Renten  des 
verptancietcu  Landes  vom  Kapitale  der  Schuldforderung  nicht  abge- 
zojjjen  werden  sollten,  iLiÜ  dci  ü laubiger  \ielniehr  dem  Schuldmr 
und  seinen  Erben  gegenüber  schlechtliiii  im  Boitze  und  Genüsse 
des  Pfandobjektes  bleiben  solle,  bis  die  Schuld  durch  Heiinbc/ahlung 
getilgt  sein  werde.  Dergleichen  kommt  nicht  nur  in  zw  ei  Urkunden 
vor,  welche  sich  auf  die  Verpfandung  von  Gütern  in  Westergötland 
beziehen  (137 1  und  iSi^/)*)  und  bei  welchen  somit  schwedisches 


Diplom,  norveg.  1,  603  und  604;'436 — 3S. 
«)  ebenda,  IX,  458/418.  ebenda,  I,  570:413. 

*)  ebenda,  995/718.  chcnd.i,  1015^32. 

•)  ebenda,  VII,  2S02S9 — 90  und  321  332. 
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Recht  und  nicht  norwegisches  bestimmend  geworden  sein  mag,*) 
sondern  auch  in  mehrfachen  Uricunden,  welche  norwegische  Güter 
betreffen  und  welche  den  Jahren  1399,*)  141 9,*)  1462,^)  1511*}  lUid 
151$*)  angehören,  und  zwar  in  den  beiden  zuletzt  angeführten  mit 
der  Bezeichnung  als  ,4t  friidt  brogdige  panth".  Dabei  steht  das 
Pfandrecht  allenfalls  auch  noch  mit  einem  Vorkaufsrechte  in  Ve^ 
bindung,  welches  dem  Gläubiger  an  dem  verpfändeten  Gute  fUr  den 
Fall  zustehen  soll,  da  dasselbe  dem  Verpfander  etwa  feil  weiden 
MTürde  (1463); auch  ist  es  doch  wohl  in  jenem  Sinne  zu  verstellen, 
wenn  in  einer  Reihe  von  Urkunden  aus  den  Jahren  141 3,*)  I312*) 
und  i$j6*^)  ohne  jeden  weiteren  Beisatz  lediglich  ausgesprochen 
wird,  daß  der  Gläubiger  das  verpfändete  Gut  insolange  in  seinem  Be- 
sitze behalten  solle,  bis  ihm  die  Pfandschuld  hetmbezahlt  werden 
würde.  Indessen  weist  der  Gebraudi,  die  Nichtanrecfanung  der  be* 
zogenen  Rentenbeträge  auf  die  Kapitalsmnme  ausdrücklich  auszo* 
bedingen,  wenn  man  solche  nicht  angerechnet  wissen  wollte^  sefir 
deutlich  darauf  hin,  daß  das  entgegengesetzte  Verfahren  das  gewöhn* 
Itchere  war,  oder  doch  wenigstens  ganz  allgemein  vorzukommen 
pflegte. 

Man  sieht,  auf  der  einen  Seite  besteht  das  ältere  Recht  auch 
ziemlich  unverändert  fort  Auch  jetzt  noch  kann,  möge  nun  dK 
alte  technische  Bezeichnung  dabei  noch  gebraucht  werden  oder  oicbt, 
ein  forsölumäli  eingegangen  werden,  zu  pfandrechtlichen  Zwecken 
nicht  nur,  sondern  auch  zu  nicht  pfandrechtlichen.  Auch  jetzt  noch 
kann,  möge  nun  die  ältere  Bezeichnung  als  veö  oder  die  neuere 
als  pantr  dabei  Anwendung  finden,  ein  vedmäli  der  früheren  Art 
vorkommen,  nach  welchem  das  Pfondobjekt  bei  nicht  rechtzeitiger 
Bezahlung  der  Pfandschuld  dem  Gläubiger  verfallen  soll,  sei  es  nun 
daß  dieser  nach  vorgangi^cr  Abschätzung  die  Hyperocha  heraus» 
zugeben  hat,  oder  daß  die  auf  deren  Herausgabe  bezügliche  Be- 
stimmung des  gemeinen  Landrechtes  im  Vertragsu  cgc  aubgescMosseo 
wird.  Aber  doch  wird  jetzt  nicht  nur  in  Fällen,  in  welchen  dodi 
für  den  Fall  nicht  rechtzeitiger  l  leimbczahlung  der  Schuld  das  Vcr» 


vgl.  K.  Christof  fers  Landslag,  Jordhab.  7,  welche  Eeslimmung  je- 
doch in  K.  Magnus  Erikssons  Landslag,  Eghnab.  7,  9  und  10  noch  feUt 
*)  Diplom.  norv«g.  II,  559/424—35. 
•)  eben  Ja,  I,  661/476.  *)  ebenda,  IX,  341/3X5. 

'^1  chcntla,  II,  1034705—66.  ebenda,  1052  774 — 75. 

ihi  nda,  I,  Si)i;(i2S.  '•j  ebenda,  VIII,  251,288—89. 

*>)  ebtnda,  IX,  472/427- 2S.  '"j  ebenda,  X,  3I3;248— 49. 
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fallen  des  Pfandobjekts  an  den  Gläubiger  vorgesehen  war,  dieses 
PTandobjekt  allenfalls  als  „bru geligt  pant",  bezeichnet  (1473)') 
und  somit  dem  Gläubiger  der  Bezug  der  Früchte  desselben  als  ein 
Surrogat  der  Verzinsung  eingeräumt,  sondern  es  wird  auch  in  immer 
häufigeren  Fällen  ein  Verfallen  des  Pfandobjektes  bei  nicht  rechtzeitiger 
Bezahlung  gar  nicht  mehr  ausbedungen,  sondern  lediglich  verabredet, 
dafi  der  Gläubiger  insolange  in  dessen  Besitz  und  Genu0  verbleiben 
soll,  als  nicht  die  Heimbezahlung  der  Schuld  erfolgt  sein  würde.  Auch 
in  derartigen  Fällen  sprach  man  von  einem  „brugeli^  pant"  (iSiir 
15 15),*)  ohne  dafl  dabei  stets  klar  ersichtlich  wäre,  ob  dabei  an  eine 
resolutiv  bedingte  Eigentumsübertragung  wie  beim  alten  forsölumäli 
zu  denken  sei,  oder  an  eine  bloße  Übertragung  des  Besitzes,  wie 
sie,  mit  einer  suspensiven  Eigentumsübertragung  verbunden,  auch 
schon  beim  alten  vedmäli  gelegentlich  vorgekommen  war.  Als  eine 
Modifikation  des  Gebrauchspfandes  kommt  dann  auch  die  Verab« 
redung  auf,  daß  die  aus  dem  Pfandobjekte  gezogene  Rente  auf  die 
Pfandschuld  angeordnet  werden  solle,  so  daß  sich  nach  Ablauf  einer 
längeren  oder  kürzeren  Reihe  von  Jahren  das  Ffandobjekt  gewisser« 
maßen  selbst  einlösen  konnte.  Dabei  ist  nicht  zu  übersehen,  daß 
die  ersten  Fälle  einer  derartigen  Abrede  sich  in  Urkunden  über  Ge* 
Schäfte  vorfinden,  bei  weldien  Geistliche  beteiligt  waren.  Man  möchte 
vermuten,  daß  das  Verbot  des  Nehmens  \'on  Zinsen,  wie  solches  im 
kanonischen  Rechte  begründet  ist,  für  jene  Neuerung  maß- 
gebend geworden  sei,  und  es  würde  zu  dieser  Vermutung  recht 
wohl  stimmen,  daß  für  den  Fall  der  nicht  rechtzeitigen  Heim- 
bezahlung der  Pfandschuld  auch  wohl  einmal  das  Unterbleiben  jeder 
Abrechnung  der  bezogenen  Rentebeträge  verabredet  werden  konnte, 
indem  ja  der  Rentebezug  in  diesem  Falle  sich  unter  den  Gesichts- 
punkt einer  Kuinciitiunalstrafe  bringen  ließ,  welche  let/tcn-  auch 
chis  kanonische  Krcht  nicht  Ijcanstandctc.  IJaß  aber  anderwärts 
wieder  ausdruckhrli  au.sL^cdungen  wurde,  die  be/ogcne  Rente  solle 
nicht  auf  den  Betrat;  des  geschuldeten  Kapitales  angerccimct  werden, 
dürfe  jedenfalls  an  di(>er  Auffa^iung  nicht  irre  machen.  Wenn 
nämlich  zwar  schon  eines  der  alteren  Christenrechte  den  „opcnberer 
okr  karlar"  das  kirciiliche  Begräbnis  entzieht,  '')  und  die  neueren 
Christenrechte  des  K.  Magnus  iagabcetir*}  diesen  Satz  wiederholen, 

*)  Diplom,  norveg.  VIII,  397/416. 

«)  ebenda,  II,  1 039/765— 66  uttd  io5a/774— 75, 

»)  E^KrK.  I,  50;  folili  jedoch  in  II,  40  *)  neuerer  Bi>KrR,  8 

neuerer  G|)KrR.  16,  wo  lodcssea  eine  Variaale  hurkarlar  bat. 
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während  das  Giristearecfat  des  Erzlnschofs  Jöa  sogar  eine  sehr  wf 
Hihrliche  Strafsatzung  gegen  den  Wucher  enthält»'}  welche  nkbt 
nur  mit  kirchlichen,  sondern  auch  mit  wdtlicben  Strafen  aUes 
Wucher  bedroht;  wenn  ferner  auch  eine  Verordnung  des  K. 
Magnus  lagabcetü*  für  Vfldo  jedes  Nehmen  von  Zinsen  mit  dem 
Verluste  des  Kapitales  bedroht^  und  auch  die  grofle  Verordnung  des 
K.  Eirficr  Magnüsson  vom  Jahre  1280  in  ihrem  §  26  alles  Nehmen 
von  Zinsen  aus  totem  Gute  als  dem  SeelenheUe  gefahrlich  bezeichne^*) 
so  zeigt  doch  die  am  letzteren  Orte  dem  Verbote  beigefiigte  Klausel, 
„frammar  en  i  lagum  er  mellt"  dafi  man  weltlicherseits  nicht  daran 
dachte,  das  althergebrachte  Recht  den  Grundsätzen  der  kanonischen 
Gesetzgebung  entsprechend  umgestalten  zu  wollen.  Es  war  hier« 
nach  sehr  natürlich,  dad  man  auch  im  tatsächlichen  Verkehre  dem 
kanonischen  Rechte  gegenüber  noch  vielfach  den  Standpunkt  des 
nationalen  Rechtes  festzuhalten  suchte,  welches  von  keinem  Verbote 
des  Zinsennehmeos  wufite,  und  bei  seinem  forsölum^i  den  Gläubiger 
die  Früchte  aus  dem  verpfändeten  Gute  unbedenklich  beztehen  lieft; 
die  verschiedene  Gestaltung  der  P^is,  von  welcher  die  Uikonden 
Zeugnis  geben,  würde  unter  jener  Voraussetzung  eben  nur  auf  den* 
selben  gewaltigen  Konflikt  zwischen  dem  gebtlichen  und  dem  vrSt- 
liehen  Rechte  zurückzuführen  sein,  welcher  uns  in  Norwegen  seit 
dem  Schlüsse  des  12.  Jahrhunderts  auf  alten  Punkten  des  öffentUchen 
Lebens  entgegentritt  Indessen  ist  doch  auch  nicht  zu  übersehen, 
dafi  sowohl  das  deutsche  als  das  dänische  Recht  das  Ge* 
brauchspfand  in  seiner  zwiefachen  Gestaltung  ebenfalls  bereits  kannten, 
und  dafi  dasselbe,  somit  recht  wohl  ohne  allen  kirchlichen  Einfluß 
von  hier  aus  nach  Norvi  egen  verpflanzt  worden  sein  iKmnte,  wie  sich 
denn  zumal  ein  mächtiger  Einflufi  des  deutschen  Rechtes  auf  das 
norwegische  bereits  von  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  ab 
sehr  vielfach  bemerkbar  madit.  Alle  diese  En^iiguugen  fUtuen 
übrigens  in  eine  Zeit  herab,  welche  weit  über  die  Grenzen  des  hier 
zu  betrachtenden  Zeitraumes  hinaus  liegt,  und  mögen  darum  die  im 
Bisherigen  gegebenen  Andeutungen  genügen. 

]<'>ns  KrR.  55. 

')  Norges  gamle  Love,  ü,  6/4S4— 5.         ')  ebenda,  HI,  l,^ 
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Abschnitt  III. 

Das  tak. 

{  iz.  Die  norwegiachen  Provinxialrechte. 

Das  Wort  tak,  von  dem  Zeitworte  taka,  d  h.  nehmen,  er- 
greifen gebildet  bezeichnet  zunächst  nur  den  Zugriff  und  daa  Fest- 
halten einer  Sache.  In  den  GI>L^  heifit  es  einmal:')  „\}a.t  er  nü 
tivi  naest,  at  värr  skal  engi  (yrir  öörum  fc  taka,  ok  ekki  skolom 
vcr  oss  at  gripdeildum  gera;  döms  er  hverr  madr  verdr  fyrir 
si'nu  fe  at  ha£a;  en  si  er  fyrir  öÖrom  tekr,  hann  skal  |>at  aftr  fuera,- 
ok  bceta  konünge  bauge  fyrir  mistekju'',  und  in  den  FrI>L.:') 
„I>at  er  uppsaga  laga  virra  i  lögum  manna,  at  engi  skal  fyrir 
öörum  taka  örtog  eda  örtog  meira;  en  ef  tekit  verdr,  jia  skal  hinn 
fara  epter,  er  ])au  föt  i,  med  vätta,  ok  beida  üt  sins  innan  naesta 
mänaöar  sidan  er  hann  spyrr;  en  ef  hann  lastr  af,  |iä  hefir  hann 
fyrirtekit  sökn  sinni";  aber  auch  das  Wort  tak  selbst  steht  in 
gleichem  Sinne  gebraucht,  wenn  in  einer  Urkunde  aus  dem  Jahre 
1338  erzählt  wird,")  wie  ein  Priester  Namens  der  Domkirche  von 
l)randheimr  gegen  einen  Laien  klagt,  „at  bann  hafde  teikit  land- 
slgrlldir  heilagrar  kirkiu",  und  ein  Urteil  erlangt,  durch  welches  der 
Beklagte  der  Kirche  „firir  takit  3  merkr  baughildari  ret  sin  firir 
hueria  ärtekin"  verurteilt  wird,  sofern  hier  „tak"  ganz  in  demselben 
Sinne  gebraucht  wird  wie  in  den  GpL,  „mistekja".  Neben  dieser 
seiner  ursprünglichen  und  allgemeineren  Bedeutung  hat  aber  das 
Wort  tak  in  der  norwegischen  Kechtssprache  auch  noch  eine  engere 
und  spezidlere  Geltung,  welche  uns  hier  allein  angeht,  und  in 
welcher  dasselbe  einte  bestimmte  Art  der  Sicherheitsbestellung  be- 
zeichnet Ich  lasse  einstweilen  dahingestellt  wie  sich  diese  engere 
Bedeutung  des  Wortes  aus  jener  weiteren  entwickelt  habe,  und  ver^ 
suche  zunächst  die  rechtliche  Natur  und  Anwendung  des  tak  in 
dieser  seiner  cn^^cren  Bedeutung  festzustellen. 

')  Gt)L.  34.  «)  Fr  1)1.  X.  I. 

')  Diplom.  Qorvcg.  IV,  231^199 — 200. 
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Sehr  attsführliche  und  besdmmte  Vorschriften  über  das  tak  ge> 
währt  aber  zunächst  eine  Stelle  der  Gola|)fngslög.*)  Über- 
schrieben: „Um  lagastemnu  ok  taks  aesti'ng",  scheint  dieselbe  für 
alle  und  jede  Kla^achen  gemeinsame  Rechtsregeln  aufstellen  zu 
wollen,  und  dem  entsprechen  denn  auch  die  Anfangsworte  ihres 
Textes:  „Hvervitnaer  menn  skolo  gera  lagastemnu  manne  ä  jimgi"; 
die  in  diesen  Worten  ausgesprochene  allgemeine  Anwendbarkeit  der 
folgenden  Vorschriften  wird  sich  nämlich  doch  wohl  kaum  auf  die 
zuerst  bebandelten  Ladungsfristen  beschränken  soUenp  vielmehr  auch 
auf  die  sofort  folgenden  Bestimmungen  über  das  tak  erstrecken 
wollen.    Da  wird  nun  gesagt,  daß,  wo  immer  einer  von  einem 
anderen  die  Bestellung  eines  tak  fordert  (aestir  maör  taks  aonan), 
diese  ihm  die  Bestellung  eines  solchen  nicht  verweigern  (öÖrom  taks 
synja)  dürfe,  und  zwar  ist  der  Angeforderte  verpflichtet,  das  tak  dem 
Gegner  noch  an  demselben  Tage  zu  bestellen,  an  welchem  die  An- 
forderung erfolgte,  (fä  honum  tak),  wenn  der  Angeforderte  nidit 
in  eine  Geldbufie  von  drei  Mark  verfallen  soll  Besitzt  der  Ange* 
forderte  ein  Anwesen  im  Werte  von  mindestens  drei  Mark,  so  mag 
dieses  fiir  das  tak  einstehen  (vardar  bü  hans  take),  und  ebenso  genügt 
zu  diesem  Behufe  der  Besitz  eines  Kaufschiflfes,  welches  groß  genug 
ist,  um  nach  Sitzen  berechnet  werden  zu  können  ()iat  er  sessom  ma 
teljaX  d.  h.  welches  wenigstens  eine  Jirettansessa  ist/-)  während  Ideioeie 
Schiffe  nach  der  Zahl  der  Ruder  (z.  B.  sexaerfngr,  tolfaeringr)  und 
kleinere  nach  der  Zahl  der  Männer  (tveggjamannafar,  fimmmanna- 
far  u.  dgL)  bezeichnet  werden.*)  Be^tzt  der  Angeforderte  dagegen 
weder  ein  Anwesen  in  jenem  Werte,  noch  ein  Schiff  von  solcher 
Gröüe,  so  muß  sich  ein  anderer  fiir  ihn  dem  tak  unterziehen  (ganga 
i  tak  fyrir  hann),  welcher  seinerseits  ein  Schiff  oder  Anwesen  der  er- 
wähnten Beschaffenheit  besitzt.    Ist  das  tak,  welches  vcrkuigt  und 
gewahrt  wird,  ein  sogenanntes  lagatak,  so  hält  es  der  Regel  nach 
auf  einen  Monat  vor;  innerhalb  einer  Monatsfrist,  in  welche  indessen 
nur  die  zur  Klagestellung  geeii,Mi(  tcii  Tage  (die  söknardagar)  ein» 
gerechnet  werden,  uiuj  welche  üomit  ein  tenipus  utile  im  Sinne  der 
römischen   Rechtssprache  ist,    muß   nämlich   die   K.lai;c  angestellt 
werden,  indem  der  dvm  tak  L'nterworlenc  nicht  lant^a^r  in  diesem 
zu  verbleiben  (vera  i  takii  Ijraui  ht,  vielmehr  nach  Ablauf  (lic.^er  Frist 
sich  von  demselben  ledig  crkl.iren  (segjast  ör  take)  darf.   Für  Schißcr 


'  i  I02.  "!  Vgl.  eben  du,  30I. 

^)  Vgl.  V  aM  V  i d  a  1  i o ,  Skyrmgar,  b.  482. 
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fskiparar)  untcrLinandcr  wird  indessen  diese  Frist  ausnahmsweise 
auf  einen  halben  Monat  herabgesetzt.    Das  tak  gewährt  aber  neben 
seinen  übrigen  Vorteilen  auch  den,  dal.^  es  einen  Vorzug  in  Bezug 
auf  die  Reihenfolge  der  Klagestellung  sichert,  und  von  hier  aus  er- 
klärt sich,  daß  es  seinen  Vorteil  haben  kann,  an  Tagen,  welche  zur 
Anstellung  einer  Klage  nicht  geeignet  sind,  wenigstens  ein  tak  zu 
begehren;  kommen  nämlich  dann  zur  Klagestellung  geeignete  Tage, 
so  mulj  derjenige  7Aicr«?t  zur  Klagestellung  zugcla^^en  werden,  welcher 
sich  ein  tak  hat  bestellen  las>en,  %venn  auch  neben  ihm  noch  andere 
Leute   Klagen    gegen   denselben  Beklagten    durchzuführen  haben. 
Trifft  man  aber  seinen  Gegner  nicht  daheim,  inid  kann  man  ihn 
darum  nur  auswärts  um  das  tak  angehen,  so  muU  dieser  zunächst 
ein  StraUentak  (brautartak)  bestellen,  welches  vorhält,  bis  er  sich 
zu  Hause  tretten  lal^t  iheim  til  heimilis  stns),  und  hier  hat  er  sodann 
das  ge\\r'hnliche  lagatak  zu  bestellen;  es  ist  demnach  nicht  ganz 
richtig,  wenn  \  .  Amira  '  i  unter  dem  brautartak  ein  tak  verstehen 
will  „für  den  Fall,  dab  der  Beklagte  entwich";  vielmehr  liegt  das  ent- 
scheidende Moment  nur  darin,  daß  man  den  Gegner  „eigi  heima" 
traf,  oder  wie  das  westgötische  Recht  anlaßlich  einer  allerdings  nicht 
völlig  gleicbarttgeo  Bestimmung  sagt,*)  „a  faraum  vzegh."  Außerdem 
wird  noch  ein  kyrrsetutak  erwähnt,  d.  h.  ein  tak  zum  Stillsitzen, 
dessen  Sinn  freilich  nicht  leicht  festzustellen  ist.    Ich  will  dessen 
Bedeutung  vorläufig  dahingestellt  sein  lassen,  und  bemerke  zunächst 
nur,  daß  die  Bestimmung,  gelegentlich  deren  des  kyrrsetutak  Er- 
wähnung getan  wird,  doch  wohl   allgemeiner  Natur  und  auf  alle 
Arten  des  tak  zu  beziehen  zu  sein  scheint    Sie  lautet  aber  dahin, 
da&  derjenige,  welcher  um  die  Bestellung  eines  tak  angegangen 
wird,  sofort  den  Mann  zu  nennen  hat,  welcher  für  ihn  das  tak  über- 
nehmen solL   Daraufhin  haben  ^ch  beide  zusammen  zu  diesem  zu 
begeben,  und  ihn  zu  befragen,  ob  er  geneigt  sei  sich  dieser  Ver- 
pflichtung zu  unterziehen.   Erklärt  er  sich  dazu  bereit,  so  ist  die 
Sache  damit  erledigt;  wenn  nicht,  so  kann  der  Angeforderte  noch 
einen  zweiten  und  einen  dritten  Mann  benennen,  nur  da&  die  von 
ihm  benannten  Leute  alle  innerhalb  des  fylki  wohnen,  und  deren 
Wohnungen  in  einer  Richtung  belegen  sein  müssen,  sodafi  also  die 
Reise  zu  ihnen  nicht  bald  vorwärts,  bald  rückwärts  zu  gehen  hat. 
Bleibt  aber  auch  der  dritte  Versuch  ohne  Erfolg,  so  soll  der  An* 


>)  Dm  aitooniregiiche  VolIstreckvngsverfabTea,  S.  331. 
^  WGL.  I.  >iav«b.  9;  IL  ^iovseb.  40. 
M«ar*rj  Allnofdiichei  Pfsndracht.  34 
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fordernde,  und  zwar  auf  Kosten  des  Angeforderten,  der  für  Sciiiiif 
und  Kost  zu  sorgen  und  sell>er  zu  rudern  hat,  heimfahren;  dabei 
darf  derselbe  gefesselt  werden,  doch  so,  daß  der  Ciegner  den  einen 
seiner  eigenen  Füße  mii  anzufcsseln  hat.    Zu  Hause  darf  der  letztere 
sodann  seinen  Ful3  frei  machen,  und  seine  Klage  ganz  in  derselben 
Weise  durchführen,  wie  wenn  der  Beklagte  ungefessclt  wäre.  —  In- 
soweit ist  bereits  klar,  daß  unter  dem  tak  eine  Sicherheitsl>estcHung 
zu  verstehen  ist,  welche  der  Beklagte  dem  Klager  auf  \'erlangen  zu 
leisten  hat.    Die  Bestellung  der  Sicherheit  kann  nach  dem  Wort- 
laute unserer  Stelle  in  allen  Fällen  gefordert  werden,  in  welchen 
überhaupt  ein  klagbares  Recht  vorliegt,  und  ein  paar  weitere  Stellen 
desselben  Rechtsbuches  zeigen,   daß  dies  insbesondere   auch  bei 
Klagen  w^egeu  Diebstahls,  ^)  dann  bei  vorliegendem  Verdachte  der 
Vorbereitung  einer  Heerfahrt der  Fall  war;  dabei  war  aber  die 
Art  der  Sicherheitsbestellung  eine  verschiedene,  je  nach  dem  der 
Angeforderte  sich  im  Besitze  eines  bestimmen  Maßes  und  einer  be- 
stimmten Art  von  \'^ermögen  befand  oder  nicht.    Im  ersteren  Falle 
genügt  dessen  eigener  Besitz  fiir  das  tak,  während  im  entgegen- 
gesetzten Falle  ein  anderer  Mann  das  tak  zu  übernehmen  hat,  welcher 
seinerseits  das  erforderliche  Vermögen  besitzen  muß;  es  liegt  <:oir!it 
im  ersteren  I  .ille  eine  gewisse  Analogie  mit  einer  VerpfändunL:  in 
zweiten  halle  dagegen  eine  solche  mit  einer  Bürgschnftsbc^telluri; 
vor,  und  man  wird  UI11.^•;!'kurlich  an  jene  VorschrtH  der  l-rl)L.  er- 
innert,^) nach  welcher  der  Vormund  Mundelgut  nur  dann  au«  dem 
Dingverbande  fuhren  darf   wenn  er  innerhidb  des  Dingverbandes 
Land  von  genügendem  Werte  besitzt,  um  für  r\:\<  Mundelgut  n'-'Wc 
Sicherheit  zu  bieten  i  fullvcAjaL  wahrend  die  Gl>i..  im  gleichen  Falle 
die  Stellung  eines  Burgen  fordern,     welcher  innerhalb  des  fvlki  ein 
gleiches  Maß  von  Grimdbesitz  habe.    Ausdrücklich  wird  tlort  der 
betreffende  Grundbesitz  des  Vormundes  als  ,,i  veA  lug(V'  bezeichnet, 
und  hier  der  gestellte  Bürge  „ve)rösluma(V"  genannt;  hier  ist  aI«o 
zweifellos  von  einem  wirklichen  Pfandrechte  einer  wirklichen  Bürg- 
schaft die  Rede,  —  ob  aber  auch  bezüglich  des  tak  dasselbe  gelte, 
wird  uns  nicht  gesagt,  und  ist  bi^er  bestritten  gewesen.  .Vicht 
ausdrücklich  gesagt  wird  uns  ferner,  für  was  eigentlich  durch  d.is 
tak  Sicherheit  bestellt  wurde ;  indessen  laßt  sich  doch  mit  ziemlicher 
Wahrscheinlichkeit  die  Vermutung  wagen,  dafi  zumeist  nur  das 


')  GJiL.  »54  und  262.  *)  ebenda,  314. 
•)  Fr^L.  IX,  28.         *)  G^L.  11$, 
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korrekte  prozessualische  Verhalten  des  Gegners  dadurch  sichergestellt 
werden  wollte.  Vom  brautartak  heißt  c«=,  da<^scll>c  solle  nur  „heim 
til  hcimilis  sins*'  wahren,  dann  aber  durch  ein  lagatak  ersetzt  werden; 
vom  lagatak  dagegen  wird  ausdrückHch  gesagt,  dal5  dasselbe  den 
X'orrang  bezuglich  der  Klagestcllung  sichere,  unu  daß  diese  Klage- 
stellung binnen  Monatsfrist  zu  erfolgen  habe,  indem  mit  Ablauf 
dieser  Frist  das  tak  erlösche.  Hiernach  ist  doch  wohl  anzunehmen, 
daß  das  brautartak  nur  den  Erfolg  der  heimstefnu  sicher  zu  stellen, 
also  nur  dafür  einzustehen  hatte,  daß  sich  der  Gegner  an  seinem 
eigenen  Wohnorte  treffen  lasse,  sei  es  nun  damit  hier  mittelst  einer 
krafa  oder  einer  kvaöa  gegen  ihn  vorgegangen  oder  auch  eine  )>ing- 
stefna  vorgenommen  und  ein  lagatak  begehrt  werden  könne;  daß 
femer  das  lagatak  ebenfalls  nur  die  Stellung  des  Gegners  vor  Ge- 
richt zu  sichern  hatte,  wie  denn  auch  die  eventuell  erlaubte  Fesselung 
desselben  nur  diese  sicher  zu  stellen  imstande  war.  In  einem  Falle 
steht  die  Sache  allerdings  anders.  Für  den  l-'all  nämlich,  da  der 
Eigentümer  gestohlenen  Gutes  dieses  in  fremder  Hand  betrifft,  der 
Besitzer  aber  dasselbe  gekauft  zu  haben  behauptet,  und  sich  zur 
Stellung  seines  Gewährsmannes  erbietet,  soll  tler  Kläger  zugleich 
dem  Besitzer  einen  Termin  zur  weiteren  Verhandlung  anberaumen, 
und  „aesta  taks  f)  rlr  Hann,  ok  sva  fyrir  |iatf  er  hann  kennir  s6r". 
In  diesem  Falle  wird  also  das  tak  nicht  nur  für  den  Gegner  be- 
stellt, also  für  dessen  Stellung  vor  Gericht  zum  Behufe  der  weiteren 
Verhandlungen,  sondern  auch  für  das  streitige  Gut,  welches  bis  auf 
weiteres  nicht  entfernt  oder  veräufiert  werden  darf.  Von  Fr.  Brandt 
wurde  bereits  darauf  hingewiesen,^  dafi  eines  der  schwedischen 
Provinzialrecfate,  und  zwar  gerade  das  älteste  unter  ihnen,  eine  hier- 
her gehörige  Parallele  zeigt  Die  beiden  Redaktionen  des  west- 
götischen  Rechtes  unterscheiden  nämlich  übereinstimmend  drei  Arten 
des  legalen  tak  ()iry  sru  laghaetak),  *)  nämlich  „brötartak  til  hus  ok 
til  hems",  „kvarssetu  tak",  und  „skixlaetak  firi  land  ok  lagman",  und 
stimmt  diese  Unterscheidung  auflallig  mit  der  unserer  GI)L.  überein, 
sofern  deren  lagatak  offenbar  dem  skjadstak  des  schwedisdien 
Rechtes  entspricht  und  dessen  brautartak  seinem  Namen  nach  mit 
dem  brötartak  dieses  letzteren  zusammenfällt;  das  kvarsaetutak  aber 
wird  in  diesem  letzteren  ausftihrlich  dahin  beschrieben,  *)  daß  darunter 


*)  G^L.  254.  *j  Prove-Forclasninger,  S.  94 — 95. 

•)  WGL.  I,  ]iiOT«b.  Ii;  II,  43. 

*)  ebenda,  8  und  9;  II,  39,  40,  4a  vod  52. 

34* 


Digitized  by  Google 


Abschoitt  UL   Du  Uk. 

die  Bestellung  eines  Bürgen  dafür  zu  verstehen  ist,  daß  das  gestohlene 
oder  geraubte  Gut  an  der  Tagfahrt  zur  Stelle  sein  werde,  an  welcher 
über  die  Berechtigung  zu  demselben  verhandelt  werden  solL  Mit 
volkin  Recht  nimmt  hiernach  Fr.  Brandt,  und  ihm  folgend  auch 
V.  Amira  an,  ' )  dal3  auch  unter  dem  k\Tr5Ctutak  der  GI)L.  eben 
jenes  „tak  fyrir  Ic   l>ai ,     r  hann  kennir  scr",  zu  verstehen  sei, 
von   welchem   dieses    letztere    Kechtsbuch    in    seinem  l>jüfabalkr 
spricht;  bemerkenswert  ist  aber  allertlings,  daß  das  westgötischc 
Recht  das  prozessualische  tak  iiberhaupt  und  das  kvars  etutak  ins- 
besonders  \  orwiegend  in  bezu^  auf  die  X'ertnlj^ung  gestohlener  ocier 
geraubter   Sachen   bespricht,')  —   l>enierkeiis\vcrt   ferner,   dal'»  dai 
kyrrseiutak  an  der  einzigen  Stelle,  an  welcher  die  GI>1..  dasselbe 
nennen,  in   einen  Satz  eintjeflochten  ist,  welcher  augeiiücheiulich 
von  dem  tak  überhaupt,  nicht  bloU  von  einer  besonderen  Art  des- 
selben handelt,  und  datj  zwei  von  den  drei  Stellen  des  Rechtsbuches, 
welche  außerdem  noch  von  dem  tak  sprechen,  dasselbe  mit  Dieb- 
stahlsklagen in  Verbindung  bringen,  während  die  dritte  von  dem 
Verdachte    einer   beabsichtigten    1  leerfahrt.    also   eines  Raubzuges 
spricht    Von  den  beiden  ersteren  Stellen  bespririit  uie  eine"^  den 
Fall,  da  ein  Unfreier  eines  I)iel)stalils  bezichtit^t  wird,  und  bestimmt, 
daß  dessen  Herr  auf  die  erhobene  Anschuldigung  hin  ihn  mit  seinem 
Eide  vertreten,  oder  alter  dem  Kläger  zur  Folterung  au-lietern  soll; 
sagt  dann  der  Gefolterte   auf  einen   freien  Mann  aus ,   so  soll  er 
selbst  „i  tokuin  ^itja",  bis  dieser  letztere  uberfuhrt  oder  freigesprochni 
ist,   und  letzterenfall-i  \ert'allt  er  dem   Tode.    Die  /weite  Stelle  aL>or 
ist  die  eben  liereits  angeführte,  *)  welche  für  den  i-all,  da  gestdhlcne^ 
Gut  in  frcnider  Hand  gefunden  wird,  und  der  l>e<itzer  de>>elben 
den  Zug  auf  einen  Gewähren  nehmen  will,  den  Klager  sowohl  lur 
die  Person  des  Beklagten  als  für  die  streitige  Sache  tak  btgehrcn 
heißt;  dieselbe  Stelle  scheint  al)er  auch  noch  einer  weiteren  Art 
des  tak  zu  erwähnen,  nämlich  des  h  e  i  m  i  1  d  a  r  t  a  k ,  ohne  dofh  zu 
erklären,  was  unter  diesem  zu  \erstehcn  sei.    Ich  beschranke  mich 
vorlauhg  auf  die  Bemerkung,  daü  darunter  dem  W  ortlaute  der  Be- 
zeichnung nach  die  Bestellung  einer  Burgschaft  für  die  Gewähr- 
schaftslcistung  zu  verstehen  ist,  welche  sonst  wohl  beim  Verkaufe 
gewisser  Arten  von  Gegenständen  dem  Verkäufer  auferlegt  war, 

aog.  O.,  S.  338. 

*)  nicht  auuehlicflUch,  wie  Fr.  Brandt«  PTtfrefoKliMniiiger«  SL  97,  tniiiBat: 
vgL  V.  Amira,  Altschwedisches  CtbligatioDsrccht«  S.  664—67  und  694  98. 
*)  G]»L.  36a.         *)  ebenda,  354. 
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und  erspare  mir  die  nähere  Erörterung  dieses  Punktes  auf  später, 
da  das  heimildartak  vorzugsweise  im  Stadtrechte  seine  Rolle  spielt^ 
und  deshalb  auch  bei  Besprechung  der  stadtrechtlichen  Bestimmungen 
am  besten  seine  Effclärung  ündet  Die  letzte  Stelle  aber,  welche 
noch  hierher  gehört,  bespricht  den  Fall,  da  jemand  ein  LangsdufT 
bau^  ohne  anzugeben,  wohin  er  mit  diesem  zu  fahren  gedenkt;^) 
verweigert  ein  solcher  auch  des  Königs  Beamten  auf  Anfordern  dSe 
Auskunft,  „{>ä  skolo  [>eir  aesta  bann  tax  üri  40  marka  tak",  und  wenn 
er  kein  tak  bestellen  will,  sollen  sie  das  Schiff  zur  Fahrt  unbrauchbar 
machen.  In  diesem  Falle  war  es  also  das  große  Fliedensgeld,  für 
welches  das  tak  bestellt  werden  sollte,  weil  die  dringende  Gefahr 
eines  schweren  Friedensbrucbes  vorzuliegen  schien. 

Einige  weitere  Aufklärung  gewähren  sodann  die  Frostu- 
^fngslög.  Diese  lassen  zunächst  darüber  nicht  den  mindesten 
Zweifel,  dafi  die  Bestellung  des  tak  bei  Klagesachen  der  verschie- 
densten Art  gefordert  werden  konnte.  Eine  Stelle,  die  die  Anstellung 
von  Klagen,  die  Ladungen  von  Dingversammlungen  und  die  Ab- 
leistung von  Eiden,  außer  wo  es  sich  „um  mannhelgi  ok  tijHft"  handelt» 
iiir  gewisse  Festtage  und  Fastenzeiten  verbietet,*)  gestattet  doch 
innerhalb  derselben  verbotenen  Zeiten  die  Forderung  der  Bestellung 
eines  tak  bei  Klagen  „um  kristin  rett  ok  allar  aArar  fjär  sdkner", 
also  zugunsten  aller  und  jeder  vermögensrechtlichen  Klagen  und 
aller  Klagen  auf  kirchliche  Geldbußen.  Eine  weitere  Stelle  bestätigt 
die  Anwendbarkeit  des  tak  bei  Bußklagen  auf  IdrchenrechtUchem 
Gebiete,*)  und  eine  dritte  dessen  Anwendbarkeit  bei  vermögens- 
rechtlichen Klagen  (fjärsöknir);^}  ein  paar  andere  Stellen  besprechen 
dasselbe  auch  in  seiner  Anwendung  auf  Klagen  wegen  Körperver^ 
letzung  *j  oder  wegen  Totschlags, ")  und  wenn  zwar  dessen  Anwen- 
dung in  Diebstahlsfallen  nicht  ausdrücklich  in  diesem  Rechtsbuche 
bezeugt  ist,  so  wird  dieselbe  doch  gerade  in  dieser  Richtung  am 
Wenigsten  bezweifelt  werden  können.  Bezüglich  der  Art  der  Be- 
stellung des  tak  gilt  dieselbe  Alternative  wie  nach  den  G\}L.,  wenn 
auch  in  etwas  anderer  Ausprägung  als  dort  Einerseits  nämlich  gilt 
die  Regel:  ^)  „cf  sa  ä  bü  f  herade,  eöa  hüs  i  kaupange,  l)ä  vardar 
l»at  take  fyrir  hann";  andererseits  aber  muß  der  „einloeypr  maör", 

»)  G^L.  314.         •)  Fr^L.  III»  20. 

*)  ebenda,  III,  23  (in  Xorjjcs  gamlc  Lovc,  IV,  S.  ?!  ols  sUdUrechtliche 

Satzung^  ebenda,  X,  31;  vgl.  ;iuch  IX,  2&. 

■■')  ebenda,  IV,  12.  * j  c  b  c  n  d  a  ,  54. 

')  ebenda,  iii,  20;  vgl.  IV,  54,  sowie  X,  26  und  31. 
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d.  h.  derjenige,  welcher  nicht  mit  eigener  Wirtschaft  angesessen  ist, 
einen  anderen  stellen,  welcher  das  tak  für  ihn  übernimmt,  und  zwar 
muß  dieser  andere  so  viel  Vermögen  besitzen,  als  der  Klagsgegen- 
stand wert  ist.  Auch  hier  wird  ferner  der  Bcklante,  welcher  sieb 
weigert  ein  tak  zu  bestellen,  mit  einer  Buße  von  drei  Mark  bedroht,*i 
von  welcher  jedoch  ausdrücklich  gesagt  wird,  daß  sie  in  Silber  be- 
rechnet (silfrmetinn)  sei  und  daÖ  sie  zu  gleichen  Hälften  zuHschen 
dem  Könige  und  dem  Kläger  zu  teilen  sei,  oder  wenn  es  sich  um 
eine  Sache  von  kirchenrechtlicher  Beschafü'enheit  handele  zwischeo 
dem  Kläger  und  dem  Bischof.  Außerdem  gilt  aber  auch  noch  die 
weitere  Regel:  „en  t<ekr  er  saklaus  (Variante:  taklaus)  oeyrir  sva 
mikil,  sem  sök  var  til  gefin'',  und  bezüglich  des  Annen,  weldicr 
fluchtig  wird,  ohne  daß  man  ihm  Sachen  wegnehmen  oder  von  ilmi 
eine  Bufie  eintreiben  kann,  wird  ausgesprochen,  daß  er,  wenn  ent 
die  Klagestellung  mögUdi  wird,  sofort  ab  sachßUlig  zu  erachten  ist 
Ich  bemerke  nun  hinsichtlidi  der  erstercn  Regel,  insoweit  mit  v.  Amin 
einverstanden*)  und  im  Widerspruche  mit  Fr.  Brandt,*)  daß  mir  die 
l^sart  „taklaus"  vorgezogen  werden  zu  müssen  scheint  Die  band* 
schriftliche  Gewähr  ftir  beide  Lesarten  mag  als  gleich  gut  bezeichnet 
werden,  da  von  den  fUr  die  Stelle  zu  Gebote  stehenden  Hss.  fiir  die 
Lesung  „taldaus"  der  Cod,  Resenianus»  die  Stoddiolmer  Hs.  und  die 
Übersetzung  vom  Jahre  1594,^)  dann  auch  ein  paar  spätere  Christen* 
rechte,*)  was  v.  Amira  übersehen  hat,  sprechen,  in  welche  unsere 
Stelle  übergegangen  ist,  ftir  „saklaus"  dagegen  AM.  60  in  4*  und 
AM.  322.  fol;  jedoch  bedürfte  die  letztere  Lesart  jedenfalls  einer, 
allerdings  sehr  leichten,  Korrektur,  indem  „saldaust"  gelesen  und  das 
Wort  in  adverbialem  Sinne  verstanden  werden  müßte.  Aber,  anders 
als  V.  Amira,  bin  ich  der  Meinung,  daß  die  Lesung  „taklaus"  im 
wesenüichen  keinen  anderen  Sinn  gewährt  als  den,  welchen  Fr. 
Brandt  aus  der  Lesung  „saklaus"  gewinnen  zu  sollen  glaubt^  indem 
die  Worte  auch  so  eben  nur  besagen  können,  daß  für  den  Fall  der 
Nichtbestellung  des  geforderten  tak  so  viel  Gut  dem  Angeforderten 
weggenommen  werden  dürfe,  als  dem  Betrage  der  Forderung  an 
Wert  gleichkommt;  die  entscheidenden  Worte  sind  eben  nur  die 
Worte:  „toekr  er  ceyrir  sva  mikil,  sem  sök  var  til  geling  ^ 


')  Fr|>l..  IM.  20. 

'j  Vollstrcckuii-^svcrf.ihren.  S,  343 — 44.  •)  ang.  O.,  S.  8<>. 

*)  N  o  r  g  c  s  g  a  in  l  c  Luve,  IV,  S.  47. 
*)  Svcrris  KrR.  92;  Juas  KrR.  35. 
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gegen  ganz  glcichgültic^  bleibt,  oh  daneben  noch  die  Voraussetzung^ 
der  Nichtbestellung  des  tak  (taklaus  ,  oder  die  Bezeichnung  des  er- 
laubten Zugriffes  als  eines  straflosen  (saklaust)  ausdrücklich  beigefugt 
wird,  da  diese  wie  jene  sich  aus  dem  Zusammenhange  ohnehin  er- 
gibt und  somit  selbstverständlich  ist.  Mit  keiner  Silbe  wird  ange- 
deutet, daß  die  Befugnis,  das  betreflende  Gut  wegzunehmen,  nur  auf 
eine  seinerzeitige  Zwangsvollstreckung  gehen  soll,  wie  v.  Amira  will; 
vielmehr  besagen  die  Worte,  gleichviel  welche  der  beiden  Lesarten 
man  vorziehe,  ganz  unzweideutig,  dald  der  Klager,  wenn  der  Beklagte 
sich  weigert,  ilim  durch  ein  tak  Sicherheit  zu  bestellen,  befugt  sei, 
sich  diese  Sicherheit  durch  eigenmächtigen  Zugriff  zu  verschaffen, 
indem  er  dem  Beklagten  so  viel  Gut  wegnimmt,  als  zur  Deckung 
seiner  Forderung  genügt  —  Über  die  Bedeutung  des  tak  wird  uns 
aber  weiterhin  gesagt,*)  daß  derjenige,  welcher  dasselbe  bestellt  hat, 
mit  drei  Mark,  halb  an  den  König  bzw.  Bischof,  halb  an  den  Kläger 
zahlbar,  zu  bUßen  hat,  wenn  er  sein  Gut  „undan  takum",  d.  h.  um 
CS  dem  tak  zu  entziehen,  aus  dem  fylki  wegbringt;  daß  ferner,  wenn 
derselbe  Gut  „undan  takum"  verkauft  oder  sonst  bei  Seite  bringt 
(undan  skytr),  der  Kläger  dieses  Gut  mittels  einer  ütbeiösla  und 
allenfalls  auch  |ungstcfna  einzuklagen  und  dabei  durch  seine  Zeugen 
darzutun  habe,  daß  dasselbe  dem  tak  unterstellt  (i  tak  fengit)  worden 
sei,  worauf  er  dann  von  der  Bauernschaft  einen  atfarardömr  zu  be- 
gehren habe,  welcher  auf  den  Betrag  der  Schuld  und  auf  die  Geld« 
bu6e  und  überdies  auch  noch  auf  das  alterum  tantum  zu  lauten  hat, 
welcher  zweite  Betrag  jedoch  den  Bauern  ihrerseits  zufällt  Man 
hat  darüber  gestritten,  wer  bei  dieser  letzteren  Klage  als  der  Be- 
klagte  zu  denken  sei  Während  Aschehoug ')  als  Beklagten  den  der- 
zeitigen  Besitzer  des  veräußerten  Gutes  betrachtet,  will  Fr.  Brandt*) 
den  Veräufierer  als  solchen  ansehen,  welcher  das  tak  bestellt  hat, 
wogegen  v.  Amira')  wieder  zu  Aschehougs  Ansicht  zurückgekehrt 
ist  Die  Frage  ist  von  erheblicher  Bedeutung,  da  von  ihrer  Beant- 
wortung  abhängt,  ob  dem  tak  dingliche  oder  nur  persönliche  Wirk- 
samkeit einzuräumen  sei;  meines  Erachtens  kann  aber  keinem  Zweifel 
unterliegen,  dafi  dieselbe  in  dem  von  Aschehoug  und  v.  Amira  ver- 
tretenen Sinne,  entschieden  werden  mufi.  Mit  Recht  bat  der  letztere 
bereits  geltend  gemacht,  dafi  das  Verfahren  mit  ütbeiösla  zwar  auf 
liquide  Sachen  beschränkt  sei,  aber  keineswegs  blofi  auf  liquide 


1)  Fr^L.  III,  aa 

*)  mg.  O.,  &  3a6.        *)  «Dg.  a,  S.  8S.        *)  ang.  O.,  S.  334—35. 
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Gcldscbulden,  und  in  der  Tat  laßt  sich  den  von  ihm  bereits  zusammen- 
gestellten Bclcc:en  noch  beifügen,  daü  die  Fr]»!^  selbst  ein  „beiöa  lif 
bei  der  Vindikation  von  gewaltsam  we^t^enonimencn  Sachen  ein- 
treten lassen;")  mit  Recht  hat  deiseloL-  aiu  h  bemerkt,  dali  aus  der 
Steiiung  der  Kla^e  auf  die  Schuld  nicht  nur,  sondern  zugleich  auch 
auf  eine  Buße  und  aul   das  alterum  tantum  von  beiden  sich  kcio 
SchliiÖ  auf  die  ];)criinnliciic  Natur  der  Klaj^e  ziehen  las^r,  und  kann 
in  letzterer  Beziehung  auf  eine  sehr  naheliegende  Parallele  hinge- 
wiesen werden.    Dir  Frj>L.  seilest  weisen  de'^  Bischofs  Vogt  an.*) 
für  den  Fall  der  N'crurteilun^  eines  Mannes  zur  Acht  aus  kircben- 
rechtlichen  Gründen  dessen  (ilaubigern  t  ine  Ta^ahrt  auf  fünf  Taijc 
hinaus  anzuberaumen  behufs  der  Liquidation  des  \  ermögens  des 
Geachteten,  und  zugleieh  ein  tak  für  die«;es  \''ermÖ£^en  zu  bcc^chrcn: 
sie  l^estimnien  aber  zugleich  auch,  daß  nicht  nur  jeder,  der  innerhalb 
der  fünftägigen  Frist  das  Gut  des  Geächteten  mit  Gewalt  zu  ver- 
teidigen sucht,  dem  Bi^ehofe  mit  drei  Mark  bußfällig  werden  «nü. 
sondern  aurh  jeder,  der  solches  Gut  verschleppt,  bei  sich  aufnimmt 
oder  kauft,  womit  denn  doch  die  Berechtigung  einer  Strafklage  gegen 
den  dritten  Besitzer  einer  „undan  takum"  veräußerten  Sache  in 
schlagendster  Weise  erwiesen  ist    Dem  tak  unterliegt  aber  das  ge- 
samte Vermögen  desjenigen,  welcher  sich  demselben  unterzieht,  also 
je  nachdem  das  Vermögen  des  Beklagten  selbst  oder  das  Vermögen 
des  von  ihm  gestellten  Dritten.    So  wird  in  einem  Falle,  in  welchem 
VVundbuße,  Gewette  an  den  König  und  der  Betrag  der  Heilungs- 
kosten  (la^knisfe)  in  Frage  steht,  ausdrücklich  gesagt:')  „bü  bans  i 
taki,  ok  lausir  aurar,  )»ar  til  er  hann  hefir  boett  lögbaugum  konuni'c, 
ok  sarbu  tr  hinum  sara,  ok  la-'knisfe".    Auf  dieselbe  Regel  fükt 
femer  auch  der  andere  Satz  hinaus,  der  gclegentUch  des  örvar|»inges 
ausgesprochen  wird;*)  „byr  hann  büi  sinu,  |)ä  er  svä  maelt,  at  bu 
hans  skal  varöa  taki  fyrir  hann  [)ann  mänaö,  er  hinn  sök     en  sjalf- 
sagt  ör  siöan",  wobei  nicht  zu  übersehen  ist,  daß  die  gesetzte  Frist 
mit  der  in  den  G1»L.  laufenden  zusammenfallt  Gleichbedeutend 
sagt  eine  weitere  Stelle  i*^)  „läti  bü  taki  varöa",  hier  wie  dort  auf 
die  Haftung  des  gesamten  Vermögens  hindeutend,  wahrend  doch 
der  Wert  des  Klagegegenstandes  ganz  außer  Verhältnis  zu  dem 
Werte  dieses  Besitzes  stehen  konnte.  Dabei  wird  nirgends  ein  Unter 


»)  Fri>L.  X,  i. 

ebenda,  III,  33  ^ia  Norgcs  gamle  Lotc,  IV,  & 71  als  ttadmdidicbcr 
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schied  gemacht  zwischen  dem  Falle,  da  das  tak  das  eigene  Vermögen 
des  Beklagten  betrifft,  und  dem  anderen,  da  ein  Dritter  sich  fUr 
diesen  dem  tak  unterwirft;  auch  in  dem  letzteren  Falle  mu6  dem* 
nach  das  gesamte  Vermögen  dieses  Dritten  als  der  Beschränkung 
unterliegend  gedacht  werden  und  unterscheiden  sich  lieide  Fälle  so* 
mit  lediglich  dadurch,  da0  im  ersteren  Falle  der  dem  tak  mit  seinem 
Vermögen  Unterstellte  verpflichtet  war,  seinem  Gegner  das  tak  zu 
bestellen,  während  im  zweiten  Falle  der  um  dessen  Übernahme  An- 
gegangene die  freie  Wahl  hatte,  ob  er  sich  demselben  unterziehen 
wollte  oder  nicht  Auch  nach  den  FrI)L.  ist  übrigens  der  Kläger 
nur  verpflichtet,  dem  Beklagten  zu  drei  Männern  zu  folgen,  die  dieser 
um  die  Ül)ernahme  des  tak  angehen  Hill,  und  berechtigt  seinen 
Gegner  in  Haft  und  Band  zu  nehmen,  wenn  auch  der  dritte  Ver- 
such fehlschlägt')  —  Nach  allem  dem  ergibt  sich  der  Schluß,  dad 
der  von  Fr.  Brandt  aufgestellte  Satz,  das  tak  bestehe  nur  ausnahms- 
weise in  einer  Sicherheit  durch  Güter,*)  falsch  und  vielmehr  der 
umgekehrte  Satz  richtig  ist,  dafi  das  tak  nicht  etwa  bloß  in  ge* 
wissen  Fällen,-  wie  dies  Aschehoug  angenommen  hatte,  *)  sondern 
immer  und  jederzeit  in  einer  Realsicherheit  bestand,  wie  dies  v.  Amira 
bereits  mit  vollem  Rechte  geltend  gemacht  hat*)  Auch  dann  war 
dies  der  Fall,  wenn  nicht  das  eigene  Vermögen  dem  tak  unteriag, 
sondern  ein  EMtter  nch  diesem  im  Interesse  des  Beklagten  unter- 
worfen hatte;  in  diesem  Falle  traf  zwar  allerdings  die  Analogie  einer 
Bürgschaft  insoweit  zu,  als  die  Sicherheitsbestellung  durch  eine  an- 
dere Person  als  diejenige  erfolgte,  zu  deren  Gunsten  sie  sich  vollzog, 
aber  da  auch  bei  diesem  Dritten  auf  das  Maß  seines  Vermögensbe- 
sitzes der  entscheidende  Wert  ^ck^^t,  und  da  auch  ihm  das  Ver- 
bringen seines  Vermögens  „undan  takiim"  untersagt  wird,  zeigt  sich 
eben  doch,  daß  auch  bezüglich  seiner  eine  Realsicherheit  zu  Wege 
gebracht  werden  wollte.  Indessen  ist  diese  Realsicherheit  doch  von 
ganz  anderer  Art  als  bei  dem  veömäü,  und  von  dem  veö  wird  darum 
das  tak  gelegentlich  auch  unterschieden.  Wir  haben  z.  B.  gesehen, 
daß  die  Frl)L.  dem  Vormunde,  welcher  außerhälb  des  Dingverbandes 
wohnt,  nur  unter  der  Voraussetzung  gestatten,  Mündelgut  aus  dem 
Dingverbande  wegzuführen,  wenn  er  innerhalb  des  Dingverbandes 
Liegenschaften  besitzt  und  dem  Mündel  als  veö  bestellt,  welche 
ihrem  Werte  nach  fuUveöja,  d.  h.  geeignet  sind,  für  das  weggeführte 

')  Frl»L.  X,  36. 
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Mündeigut  volle  Sicherheit  zu  bieten :  M  für  den  Fall  aber,  da  er 
Mündelf^ut  wegführt  ohne  scjlche  Ffandbesteilung,  soll  derjenige, 
welcher  innerhalb  des  Dingverbandes  zunächst  nach  ihm  zur  t'ber- 
nähme  der  \'urmundschaft  i>eniren  wäre,  von  ihm  die  Ijcstcllun:^ 
eines  tak  begehren.  Hier  wird  also  zwischen  der  Bestellung  eines 
tak  und  der  Bestelluncr  eines  \  ci^  scharf  unterschieden,  und  zwar  in 
einem  Falle,  in  welchem  auch  die  Bestellung  des  letzteren  auf  einer 
gesetzlichen  ^^'r^chritt  beruhte;  dabei  wird  die  Forderung  eines  taii 
augenscheinlich  dazu  verwendet,  die  Bestellung  eines  veö  zu  er- 
zwingen, was  denn  doch  voraussetzt,  daß  das  tak  für  den  Mann,  der 
sich  ihm  unterwerfen  solle,  schlimmere  Folgen  hat  als  das  veö.  Diese 
werden  aber  doch  wohl  nur  darin  gesucht  werden  können,  daß  das 
tak  stets  das  gesamte  Vermögen  des  Bestellers  einer  Beschrankung 
unterwarf,  während  das  veö  immer  nur  einzelne  Objekte  belastete; 
ich  finde  wenigstens  nirgends  einzelne  Objekte  als  solche  dem  tak 
unterstellt,  da  auch  das  „40  marka  tak"  der  GpL.*)  ganz  wohl  auf 
eine  Bestimmung  des  Betrages  der  Haftung  statt  auf  eine  Bc>tiin* 
mung  des  Wertes  der  haftenden  Objekte  bezogen  werden  Icann, 
und  könnte  höchstens  das  einmal  in  demselben  Rechtsburhe  er- 
wähnte heimildartak  eine  Ausnahme  machen,  welches  jedoch 
auch  in  anderer  Beziehung  etwas  höchst  Auffälliges  hat;  und  auf 
welches  ich  später  noch  eingehend  zu  sprechen  kommen  werde. 
Selbstverständlich  folgt  aber  aus  der  Verhaftung  des  gesamten  Be- 
sitzes keineswegs,  daß  dieser  bei  Nichteriiillung  der  Verpfii  iitung, 
fiir  welche  das  tak  bestellt  worden  war,  auch  sofort  in  seiner  Ge- 
samtheit von  demjenigen  beansprucht  werden  konnte,  zu  dessen 
Gunsten  die  Bestellung  erfolgt  war;  dieselbe  hat  vielmehr  nur  die 
Bedeutung  einer  Bestellung  eines  Arrestes»  welcher  für  den  Fall  des 
Eintrittes  eines  Vollstreckungsverfahrens  das  Vorhandensein  der 
nöt^en  Exekutionsobjekte  sicher  stellen  soll  Wo  es  sich  nur  um 
eine  Sicbeistdlung  des  Erscheinens  des  Beklagten  vor  Gericht  handelt, 
wird  natürlich  das  mit  dem  tak  belegte  Vermögen  sofort  von  diesem 
frei,  sowie  sich  der  Beklagte  vor  Geikfat  stdit;  nur  für  den  Fall 
seines  Ausbleibens  macht  sich  also  die  Verhaftung  des  Vermögens 
geltend,  dann  aber  doch  wohl  in  der  Richtung  auf  die  sämtHcben 
vermögcnsrechtlidien  Ansprüche;  welche  im  Ungehofsarasveiiahreo 
geltend  gemacht  werden  können,  also  je  nach  Umständen  fUr  den 
doppelten  Betrag  der  Schuldforderung,  sowie  den  Betrag  der  da- 


1)  Fr^L.  IX,  28.        *)  G]»L.  314.        *)  ebeaida,  S54. 
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neben  verwirkten  Geldbufie^  —  für  den  Betrag  der  särboetr,  des 
Isknisfc  und  der  lögbaugar  u.  dgl.  m.  Daraus  erklärt  sich  denn 
auch,  daß  dem  Gegner,  welcher  sich  weigerte,  das  vcrlan0:e  tak  zu 
bestellen,  gerade  so  viel  Gut  auf  dem  Wege  der  Selbsthilfe  weg- 
genommen werden  durfte,  als  dem  Werte  des  Klagegegenstandes 
entsprach  (sem  sök  var  til  gefin),  wobei  natürlich  nicht  an  den 
bloßen  Betrag  der  ursprünglichen  Forderung  zu  denken  ist,  sondern 
auch  alles  das  mit  in  Rechnung  gebracht  werden  muß,  was  infolge 
des  widerrechtlichen  Verhaltens  des  Beklagten  noch  weiter  an  An- 
sprüchen dem  Kläger  erwächst;  daraus  erklärt  sich  aber  auch  das 
weit  härtere  Verfahren  gegen  den  alleinstehenden  Mann,  welcher 
weder  ein  tak  zu  bestellen  vermag,  noch  auch,  was  zwar  ungesagt 
bleibe  aber  doch  wohl  hinzuzudenken  is^  genügenden  Besitz  zur 
Hand  ha^  um  dem  Gläubiger  seine  Sicherstellung  durch  Wegnahme 
entsprechender  Vermögensstücke  zu  ermöglichen.  Die  FrI)L.  lassen 
einen  soldien  durch  den  Kläger  gefangen  setzen  und  dann  gefangen 
zum  Ding  bringen;*)  wird  dann  hier  zugunsten  des  Klägers  erkannt, 
und  leistet  der  Verurteilte  nidit  selber  Stählung,  so  wird  derselbe 
seinen  Verwandten  zur  Auslösung  um  den  Betrs^  angeboten,  welchen 
der  Kläger  zu  fordern  hat,  und  tritt  fUr  den  Fall  seiner  Nichtaus- 
lösung  ein  Verstümmelungsrecht  des  Klägers  ein.  Da  die  Gl)L.  im 
entsprechenden  Falle  ebenfalls  die  Gefangennahme  des  Beklagten 
kennen,*)  überdies  auch,  wenigstens  (Hr  einen  einzelnen  Fall,  des 
Anerbietens  des  Schuldners  an  seine  Verwandten  zur  Auslösung 
und  des  dem  Gläubiger  eventuell  zustehenden  Verstümmelungs- 
rechtes gedenken,^)  ist  doch  wohl  anzunehmen,  daß  sie  wesentlich 
demselben  Systeme  folgten,  wie  die  Fr^L,^)  sodaß  also  hier  wie 
dort  die  zunächst  nur  als  Sicherungsmittel  für  das  Erscheinen  vor 
Gericht  dienende  Haft  nach  beendigter  gerichtlicher  Verhandlung 
audi  sofort  gleich  zur  Sicherung  der  Exekution  des  gefällten  Er* 
kenntnisses  htnüberfiihrte,  und  werden  wir  unbedenklich  annehmen 
dürfen,  daß  auch  beim  brautartak  in  ähnlicher  Weise  vorgegangen 
worden  sein  werde.  Beim  kyrrsetutak  stand  die  Sache  selbstver- 
ständlich ähnlich;  nicht  minder  aber  auch  bei  einer  weiteren  Art 

<)  Fr>L.  III,  20. 

*)  l  Im  nda,  X,  26,  WO  indessen  die  Leaart  nach  Fragm.  Ii,  S.st3 — 13  m 
berichtigen  ist;  vgl.  auch  BjarkR.  II,  50. 

')  GI)L.  102.  *)  eV»cnda,  71. 

vgl.  meine  Abhandlung  über  „Die  ScüulUkncchlscbaii  nach  aliuordischem 
Rechte",  S.  18— ai  und  28. 
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des  tak,  deren  ein  uns  erhaltenes  Fragment  der  E^L.  gedenkt^) 
Nach  ihm  hat  sich  der  Mann,  welcher  wegen  Heerwerics  angdcbgt 
wird,  entweder  durch  einen  Zwölfereid  oder  durch  ein  Gottesurteil 
zu  reinigen,  den  einen  oder  den  anderen  Reinigungsbeweis  hat  er 
sofort  durch  Handschlag  zu  versprechen  (festa  eiö  eda  jaraburft),  ^ 
binnen  Monatsfrist  denselben  zu  erbringen,  einstweilen  aber  für 
dessen  Führung  durch  ein  tak  Sicherheit  zu  bestellen  (|)a  skal  tab 
til  eiöa  fä,  ob  svä  til  järns).  Hier  ist  es  also  nicht  die  Stellung  vor 
Gericht  überhaupt,  fiir  welche  das  tak  bestellt  wird,  sondern  nur 
die  Vornahme  einer  bestimmten  einzdnen  prozessualischen  Hand* 
lung;  selbstverständlich  ist  aber  auch  in  diesem  Falle  wieder  die 
Bedeutung  der  Sicfaerhettsbestellung  die,  dafi  fiir  den  Fall  des  Aus* 
bleibens  des  Beklagten  am  Termine  die  Exekution  durch  die  Betdt- 
haltung  genügender  Vermögensobjekte  ermöglicht  werden  wdlte. 
Wenn  dagegen  in  einer  Novelle  der  Könige  Sigurdr  Jörsalafari,  £y- 
steinn  und  Ölafr  zu  den  FrpL.  gesagt  wird,*)  dafi  der  gjaldkyri,  db. 
der  Schultheiß  der  Stadt  ausnahmswebe  dann  einen  Helgeländer 
„aesta  taks  til  heimilis  s(ns"  dürfe,  wenn  er  «undan  töku  ok  söko" 
entlaufe,  und  wenn  in  dem  Texte  des  Rechtsbuches  selbst  eme  Be- 
stimmung sidi  findet,*)  nach  welcher  ein  Bauer,  welcher  in  der  Stadt 
„taks  sestr"  wird,  nur  ein  „tak  til  stemnu  til  mötsfjala"  zu  bestellea 
schuldig  ist,  wenn  er  auch  „döms  aestr  taks"  ist,  und  überdies  our, 
„brautar  tak  til  heimüis  sfns"  zu  bestellen  hat,  wenn  er  beschwört, 
daß  die  Sache,  um  die  es  sich  handelt,  vor  das  Landgericht  uod 
nicht  vor  dte  Stadtgericht  gehört,  so  wird  dabei  wieder  der  aus  dem 
Obigen  bereits  ersichtiiche  Unterschied  eines  brautartak  und  eines 
lagatak  gemacht,  von  welchen  das  letztere  ein  tak  til  döms,  oder 
soweit  es  sich  um  das  Stadtgericht  handelt,  ein  tak  til  stefnu  tfl 
mötsfjala  ist  Diese  letzteren  Bestimmungen  fuhren  uns  aber  bereits 
hinüber  in  das  Gebiet  des  Stadtrechtes,  welches  ganz  eigentümliche 
Vorschriften  über  das  tak  kennt 

Im  S  tatl  t  rc  c  h  t  c  wird  aber  zuii.ichst  ein  „tak  til  mots"  in 
den  vcricliicdcuslcii  Auvvcnduii<;.slaUcn  crualinL  \\  cnii  des  Bischofs 
V'ocft  an  eiiicni  Festtage  Wasche  ausgebreitet  oder  aufgch.tngt  findet, 
und  deren  Besitzer  sich  weder  wegen  der  Buße  mit  ihm  abfinden, 


')  X'T.;.  s  ^^amlc  Love,  II,  S.  523. 

^)  FrJiL.  XVI,  2;  „undun  töku  ok  sukn"  entlaufen  lieiCt      di  wohl,  sich  der 
Bestellung  eines  tak  und  der  Klage«teUung  durch  die  Flucht  zu  enuichco  tucbeo. 
ebenda,  X,  3I. 
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noch  auch  die  Wäsche  durch  ihn  wegnehmen  lassen  will,  „l>i  skfrs- 
kote  bann  rane  ä  hendr  honom,  ok  xste  taks  tU  mdts".^)  Im  Stadt- 
rechte  kehrt  ferner  auch  jene  Bestimmung  der  FrI)L.  wieder,')  nach 
welcher  des  Bischofs  Vogt,  wenn  ein  Mann  eines  kirchlichen  Ver« 
gehens  halber  geächtet  wird,  dessen  Gläubiger  mit  fünftägiger  Frist 
behufs  der  Liquidation  des  Vermögens  des  Geächteten  zusammen- 
rufen,  und  zugleich  ein  tak  Air  dessen  Vermögen  zu  begehren  hat; 
nach  welcher  femer  jedermann  dem  Bischöfe  bufifällisf  wird,  welcher 
während  dieser  Frist  zu  diesem  Vermögen  gchurigc  Stücke  ver- 
schleppt, bei  sich  aufnimmt  oder  verkauft,  oder  auch  gegen  den 
Zugriff  des  Vogtes  mit  Gewalt  zu  verteidigen  sucht  Verwendet 
femer  jemand  in  der  Stadt  einen  anderen,  so  mag  man  von  ihm 
zunächst  ein  tak  til  muts  verlangen;  geht  er  aber  davon  „eigi  tak* 
aÖr  ti!  mots",  so  erhält  er,  natürlich  in  seiner  Heimat,  eine  Ladung 
auf  acht  Tage  hinaus,  „ok  (6  hans  allt  i  tökum  ä  medan",  wobei  die 
Wortfassung:  „|)ä  skal  gera  honum  7  nätta  stefnu  aptr"  doch  wohl 
besagen  will,  daß  die  Ladung  auch  in  diesem  Falle  wieder  an  das 
möt  ^eht")  Tritift  alicr  der  Verletzte  seinen  Gegner  zutallif];  inner- 
halb dieser  achtta^'if^en  I'Vist  wieder  in  der  Stadt,  so  kann  er  ihn 
trotz  der  bereits  ergani^^enen  Ladun^^  „:esta  t.tk^  Lil  uiots",  und  fjleich 
am  nächsten  Murgen  da^  mt)t  halten  labscn.  *)  Wird  ein  „handran" 
begangen,  so  soll  der  Beraubte  das  Scinige  zurückverlangen,  ,,ok 
leggja  ran  viA" ;  gibt  nun  der  Täter  das  Geraubte  nicht  sofort  zurück, 
so  Süll  der  Kläger  wegen  eines  doppelten  Raubes  auf  Buße  und 
Schadensersatz  klagen,  „ok  lesta  Hann  taks  til  möts".  Ganz  ähn- 
licii  ist  auch  das  Verfahren  uej^^-n  eines  gewöhnlichen  Raubes  ge- 
ordnet, und  nicht  minder  kann  auch  wecken  eines  Diebstahls  ein 
tak  zur  Anwcnduni^'  kommen.')  V^'iederum  wird  ein  tak  til  möts 
bes^ehrt,  wenn  es  sich  um  eine  Klacjc  wessen  eines  betrügerischen 
Verkaufes  handelt:  nicht  minder  aber  auch  bei  einer  Anklage 
we<^en  irgend  weicher  in  beziig  auf  Ladungen  zum  öffentlichen 
Dienste  begangener  Versäumnisse.";    Gleich  bedeutend  mit  dem 


')  Bjarkk.  I,  6. 

•)  Norpres  gamlc  Love,  IV,  S.  "l;  v{;l.  FrpL.  III  23. 

'}  BjarkK.  II,  14.  *)  ebenda,  26.  ebenda,  44. 

•)  ebenda,  45. 

^  «beoda,  II,  50;  TgL  otieb  HI,  iii  und  lao  ^Norges  gammle  Loire,  IV, 
rS.  9a  nnd  S.  82—83). 

')  ebenda,  III,  108  (Norgea  gamlc  Lore,  TV,  S.  92). 
ebenda,  lU,  134  (Norges  gamlc  Love,  IV,  S.  93)> 
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tak  tu  möts  scheint  übrigens,  unter  allen  Umstanden  wenigstens, 
auch  das  „tak  til  döms"  zu  sein.  Wenn  von  diesem  einmal  an* 
läfiUch  einer  Klage  wegen  aufierehdichen  Beilagers  und  Vaterschaft 
die  Rede  ist, ')  liegt  es  doch  wohl  nahe,  an  eine  an  das  möt  fjt- 
brachte  Klage  zu  denken.  An  einer  schon  früher  besprochenen 
Stelle  der  FrI>L.,  *)  wird  das  tak  tU  döms  dem  tak  tU  stemnu  tfl 
mötsfjala  ausdrttddich  entgegengesetzt,  wobei  nur  etwa  zweifelhaft 
erscheinen  mag,  ob  unter  dem  dömr  ein  Dingericht  auf  dem  Lande 
oder  aber  ein  Privatgericfat  zu  verstehen  sei;  da  läge  nun  die  Ver* 
mutung  nahe,  daß  unsere  Stelle,  wie  so  manche  andere,  aus  den 
Frl>L.  in  das  Stadtrecht  hertibergenommen  worden  wäre,  und  dafi 
man  dabei  übersehen  hätte,  die  landrechtUche  Terminologie  in  die 
stadtrechtliche  umzuändern.  Das  Inhaltsverzeichnis  des  5.  Baches 
der  FrpL.  enthält  unter  Nr.  24/27  ein  Kapitel  mit  der  Überschrift: 
„fyrir  eiginkono  manns  er  l)r6falldr  n^ttr",  welches  freilich  im  Texte 
des  Resenianus  infolge  einer  größeren  Lücke  fehlt;*)  aber  in  dem 
uns  erhaltenen  Fragment  II  steht  nicht  nur  dieselbe  Überschrift  zu 
lesen,  sondern  auch  der  Text  des  Kapitels  selbst,*)  welcher  aller* 
dings  zunächst  nur  mit  einer  anderen  Stelle  des  Stadtrechtes  stimmt,*) 
jedoch  recht  wohl  in  irgend  einer  anderen  Redaktion  des  Rechts* 
buches  auch  die  weiterhin  im  Stadtrechte  sich  anwhließeiiden 
Satzungen  enthalten  haben  konnte,  womit  denn  auch  zusanuneo' 
hängen  dürfte,  da0  in  den  uns  allein  erhaltenen  Auszügen  aus  den 
einschlägigen  Teilen  des  Stadtrechtes  der  Gegenstand  sehr  ungleich' 
förmig,  und  an  ganz  verschiedenen  Steilen  behanddt  wird.^  An 
einer  weiteren  Stelle  des  Stadtrechtes  wird  freilich  der  d6mr  dem 
möt  zwar  ebenfalls  entgegengesetzt,  jedoch  unter  demselben  iwMr 
los  ein  skiladömr  verstanden, ")  und  bezeichnet  somit  auch  das  hier 
besprochene  tak  til  döms  eine  Sicherstclluug,  welche  fiir  das  Er- 
scheinen am  Privatgerichte  bestellt  wird;  an  einer  der  beiden  ein* 
sclilaL^ii^cn  Stclk  n  wird  aber  gerade  dieses  tak  til  döms  zugleich 
ausdrucklich  als  lagatak  bezeichnet,     also  mit  einem  Namen,  welchen 


■)  BjarkR.  III,  126  (Norgcs  gamlc  Love,  IV,  S.  93). 
")  Fri)L.  X.  31. 

')  Norgcs  gamle  Love,  I,  S.  176  und  iSi. 
*)  «bendn,  II,  S.  $05. 

BjKrkR.  III,  xa3  (Norgei  gamle  Love,  IV,  S.  83). 

•)  Norges  gamle  Love,  IV,  S.  83— 84  und  93. 

')  RjarkR.  II,  52;  vgl.  lU,  9S  (Norges  gamle  Love,  IV,  S.80). 

^)  ebeoda,  Iii,  9S. 
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auch  das  Landrecht  in  derselben  Bedeutung  kennt  SachUch  ist 
endlich  als  tak  til  döms  wohl  auch  das  tak  til  söknardaga 
aufoifosseo,  welches  einmal  an  einer  vom  Julfrieden  handelnden 
Stelle  genannt  wird;^)  da  nämlidi  während  dieser  Festzeit  keine 
vermögensrechUcben  Klagen  angestellt  werden  durften,  ist  das  tak 
bis  zu  den  nächsten  Werktagen  doch  wohl  als  ein  tak  bis  zur  ge- 
richtlichen Verhandlung  anzusehen.  —  Wie  für  die  gerichUiche  Ver- 
handlung im  ganzen,  so  kann  aber  auch  für  einzelne  Teile  des  Pro- 
zesses ein  besonderes  tak  gefordert  und  bestellt  werden.  In  gewissem 
Sinne  gehört  bereits  die  Bestimmung  hierher,  *)  daß  bei  dem  Ver- 
fahren vor  dem  skiladömr  die  Sicherheitsbestellung  ftir  das  erste 
Gericht  durch  ein  neues  tak  ersetzt  werden  mußte,  wenn  die  Sache 
an  das  zweite  Gericht  kam,  und  sicherlich  ebenso  auch  weiterhin, 
wenn  sie  an  das  dritte  Gericht,  und  schließlich  an  das  möt  gelangte. 
Außerdem  kLiiiit  aber  das  Stadtrecht  aucli  noch  ein  ciöatak, 
welches  verlangt  vmtl  bestellt  wird,  wenn  jemand  ,,ä  möti,  cöa  ä 
neiiuicir.stclau,  c(\'i  a  dumi"  einen  Kid  al)zuleisten  sich  \  erpflichtet.  ^) 
Endlich  kennt  das  Stadtrecht  sodann  noch  ein  fjartak,  d.  h.  die 
Bestellung  einer  Sicherheit  für  die  Zahlung  selbst,  und  zwar  kann 
dieses  verlangt  werden,  wo  immer  der  Ge  gner  vor  Zeugen  sich  zu 
einer  Schuld  bekannt  hat,*)  also  in  allen  den  Fallen,  in  welchen 
vitafe  vorliegt;  inbesondere  gehört  dahin  auch  der  Fall,  da  die  Ver- 
pflichtung zur  Zahlung  „a  muti  eöa  dumi"  übernommen  worden 
war,  ■')  und  von  hieraus  erklart  sich,  daß  derjenige,  welcher  um  ein 
tak  anp'egangen  wird,  und  dafür  nur  ein  lagatak  anbietet,  mit  einer 
GcldbuÜe  belegt  wird,  wenn  der  Kläger  auf  seinem  Rechte  bestehen 
will,  und  somit  das  Anerbieten  ablehnt,  wogegen,  wenn  dieser  von 
seiner  anfangliclien  Forderung  eines  fjartak  absteht  und  das  ihm 
angebotene  lagatak  annimmt,  sein  Anspriich  auf  ein  tjartak  als  auf- 
gegeben gilt,  und  ihm  somit  nur  noch  die  Klagestellung  vor  Ge- 
richt offen  bleibt  Der  .Anspruch  auf  ein  fjartak  steht  und  fallt  eben 
mit  der  Liquidität  der  Klagsache,  wogegen  das  lagatak  dem  N'erlahren 
wegen  illiquider  Sachen  angehört;  wer  sich  auf  die  Bestellung  eines 
lagatak  einlaßt,  verzichtet  darum  ebendamit  auf  alle  Vorteile, 
welche  ihm  das  Verfahren  „um  vitafe"  gewährt,  und  muß  sich  dafür 

»)  BjarkR.  III,  135  (Norges  gamle  Love,  IV,  S.  93}. 
*)  ebenda,  II,  5a. 

«)  ebeods,  II,  33  und  46;  III,  96  (Norges  gamle  Love,  IV,  S.  79}. 
*)  ebenda,  II,  52;  III,  98  (Norges  gamle  Love*  IV,  80). 
vgl.  m,  98  ang.  O. 
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auf  eine  Prozeßführung  vor  dem  skiladomr  oder  vor  dem  möt  ein 
lassen.  ^  Über  die  Natur  der  Sicherheit  aber,  welche  dieB^ 
Stellung  des  tak  gewährt,  bietet  uns  das  Stadtrecht  eine  Reihe  weit* 
voller  Angaben.  In  einem  Falle,  in  welchem  wegen  Körperverietxonf 
ein  „tak  Iii  möts"  begehrt  werden  konnte,')  soll,  wenn  nun  die 
Ladung  an  den  Beklagten  auf  acht  Tage  hinaus  ergebt,  „fe  hans  allt 
i  tökum  ä  medan'*  sein ;  erscheint  er  dann  nicht  bei  Gericht;  „|»  er 
{€  hans  aUt  upptockt"  und  zwar  erhält  zunächst  der  Kläger  sdiie 
Bufie,  dann  der  König  und  die  Stadtgemeinde  ein  Gewette  von 
drei  Mark,  während  der  Oeberschufi  dem  Könige  zufällt  Aufie^ 
dem  wird  aber  auch  aus  den  Frl)!»  die  Bestimmung  herüber' 
genommen,  ^  dafi  iur  den  Fall,  da  derjenige,  welcher  das  tak  be* 
stellt  hat,  das  verhaftete  Gut  „und^  tökum"  verkaufit  oder  sonst 
verschleppt,  der  Kläger  dieses  Gut  mittelst  einer  ütbeiösla  und  hng* 
stefna  einklagen  soll,  gestützt  auf  die  Zeugen,  welche  fiber  die  Be- 
stdlung  des  tak  Auskunft  zu  geben  vermögen;  er  mag  einen  at* 
farardömr  verlangen,  und  geht  die  Exekution  auf  den  Betrag  der 
Schuld  und  der  Buße,  sowie  auf  das  alterum  tan  tum,  wdches  letz- 
tere den  Bauern  zufallt  Hiemach  ist  Idar,  dafi  auch  nach  dem  Stadt* 
rechte  der  Umfang,  bis  zu  welchem  das  verhaftete  Gut  schliefflifJi 
angegriffen  werden  konnte,  je  nach  Verschiedenheit  der  Fälle  eis 
verschiedener  war;  dies  schließt  indessen  natürlich  keineswegs  aus^ 
da6  die  Verhafhing  dennoch  das  gesamte  Vermögen  des  BesteUeis 
des  tak  ergreifen  mochte,  wie  dies  ja  nach  dem  Landrechte  nadh 
weisbar  der  Fall  war.  Auffällig  erscheint,  dad  nicht;  wie  im  Land- 
rechte,  zwischen  der  Bestdlung  des  tak  am  eigenen  Vermögen  uiul 
der  Übernahme  desselben  durch  einen  Dritten  unterschieden  wird; 
indessen  wird  man  doch  unbedenklich  annehmen  dürfen,  dafi  audi 
dem  Stadtrechte  beide  Alternativen  geläufig  waren.  Es  spricht  fiir 
die  Möglichkeit  der  ersten  Alternative,  dafl  eine  bereits  mehrfach 
angeführte  Stelle")  „fe  hans",  d.  h.  das  Vermögen  des  Beklagteo 
selbst  „ailt  i  tökum"  sein  und  unter  Umständen  „upptoekt^  werden 
läfit  und  daß  eine  Stelle  des  Landrechts den  Besitz  eines  »hüs  i 
Icaupange"  ebensogut  für  genügend  erklär^  um  die  Bestellung  eine 
tak  durch  einen  Dritten  überflüssig  erscheinen  zu  lassen,  wie  den 
Besitz  eines  „bu  f  h^rade";  auf  die  andere  Alternative  aber  deutet 


')  MjarkK.  II,  14. 

*)  ebenda,  III,  98  (Norges  gatnle  Lovc,  IV,  S.  76);  vgl,  FrJ»L.  Hl.  ^o« 
IJjarkR.  II,  14.  FrI>L.  III,  ao. 
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der  weitere  Umstand,  dafi  für  den  Fall  der  gerichtlichen  Zuerkennung 
einer  Schuld  die  Regel  aufgestellt  wird:*)  „|»a  skal  hann  a-sta  hinn 
taks,  er  i  fjärtak  gekk".  Der  Sinn  dieser  Regel  kann,  zumal  wenn 
man  eine  entsprechende  Stelle  des  jüngeren  Stadtrechtes  zur  V'er- 
gleiciuing  heranzieht/'')  kein  anderer  sein  als  der,  daß  auf  Grund  der 
Verurteilung  die  Bestellung  eines  fjartak  für  das  .,da-mt  fe"  hegehrt 
werden  konnte,  ganz  w  ie  bei  anderem  vitafc,  und  clalj  dann  im  Falle 
der  nicht  rechtzeitigen  Bezahlung  des  Betrages,  auf  welchen  das  Ur- 
teil kiutctc,  gegen  denjenigen  klagweise  vorgeii^anL^en  werden  kunnte, 
welcher  das  fjärtak  ühernonimen  hatte;  ans  Anlati  dieser  Klagc- 
stelking  aber  konnte  in.m  dann  von  diesem  wie  von  jedem  anderen 
Bckl. Igten  wieder  ein  lagatak  oder  tak  til  döms  bzw.  nrnts  verlangen. 
Xeben  der  Unterwerfung  des  eigenen  oder  fremden  Vermögens 
unter  daä  tak  bespricht  aber  das  Stadtrecht,  wenigstens  beim  ciöa- 
tak,  auch  noch  die  andere  Möglichkeit,  daß  der  Beklagte  „byör  sik 
själfan  1  tak",  also  mit  seiner  eigenen  Person  verhaftet  sein  will,  ^  i 
Bezüglich  der  Eidesleistung  gilt  sonst  die  Regel,  daß  der  Ivid,  nach- 
dem er  durch  Hancl>chlag  versprochen  und  für  ihn  ein  ei(^atak  be- 
stellt worden  ist,  ianerlialb  einer  Frist  von  drei  zur  Eidesleistung 
geeigneter  W  ochen  (d.  h.  tempu^  utile  ;',l>L:e]ci^l!  t  werden  muß  und 
daß  am  Tage  der  Eidesleistung  dem  Cn  i^iu  r  und  dem  Schuitheilicn 
igjaldkeri)  von  (.lieser  Anzeige  zu  maciicti  i>t :  falls  jedoch  der,  welcher 
schw<  »ren  soll,  sich  selbst  „i  ciiiatak"  gcL^el  en  hat,  muß  er  sich  sofort 
zur  Eidesleistung  bereit  erklären  und  .im  nächstfolgenden  Morgen 
schwören.  Für  jeden  eitizelnen  lücihelfer,  welchen  er  nicht  aufzu- 
bringen vermag,  liat  er  eine  bestimmte  Geldbuße  zu  entrichten,  und 
wenn  er  sell)er  nicht  schwört,  gilt  er  \ollends  als  überwiesen  und 
sachfiillig;  der  Gegner  aber  hat  ihn  einstweilen  in  Fcs«;cln  zu  iialtcn, 
bis  CS  zum  Schwüre  kommt.  Handelt  es  sich  aber  um  eine  Klage 
.,um  maimlielgi"  oder  „um  |n'fska",  wegen  deren  ja  auch  das  Eand- 
recht  wahrend  der  langen  Fasten  oder  zu  anderen  verbotenen  Zeiten 
IClagen  zu  stellen  und  Eitle  zu  schwören  gestattet,*)  so  muß,  wenn 
sich  der  Angeschuldigte  selbst  mit  seiner  Person  dem  tak  unterwirft, 
der  Eid  trotz  der  langen  Fasten  nach  der  obigen  Regel  am  näc!^  n 
Morgen  abgeschworen  werden,  wahrend  der  Mann  die  Nacht  über 
in  Eisen  sitzt;  mißlingt  ihm  der  Eid,  so  ist  für  die  fehlenden  Eid- 


«)  BjarkR.  H,  $9. 
*)  neuerer  BjarkR.  Kaupab.  is. 
•)  BjarkR.  II,  23  und  50.         *)  FrfiL.  III,  20. 
Maurer«  Altoordiichcs  Pftmdrtcbt.  35 
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helfer  die  verwirkte  Buße  zu  bezahlen  und  mufi  der  Angeschuldigte, 
welcher  sofort  als  überwiesen  gilt,  zunächst  ganz  ebenso»  wie  dies 
das  Landrecht  für  die  entsprechenden  Fälle  vorschreibt,  seinen  Ver* 
wandten  und  Freunden  zur  Auslösung  angeboten  werden ;  wird  diese 
aber  abgelehnt,  so  steht  sofort  dem  Gläubiger  das  Recht  zu,  dea 
Verurteilten  zu  verstümmeln.  Es  wird  demnach  im  Stadtrechte  ganz 
dasselbe  äufierste  Zwangsrecht  des  Gläubigers  auf  ein  vom  Beklagtes 
angebotenes  tak  an  seiner  Person  zurückgeführt,  welches  das  Laod' 
rocht  des  Frostuinnges,  und  doch  wohl  auch  des  Gula|iinges,  dem 
Gläubiger  schon  von  Rechts  wegen  fiir  den  FaU  einräumt,  daß  sein 
Gegner  ihm  ein  tak  nicht  bestellen  will  oder  kann,  d.  h.  die  recht* 
liehen  Vorschriften  selbst  sind  hier  wie  dort  vollkommen  die  gleichen, 
nur  daß  fiir  deren  Konstruktion  hier  und  dort  verschiedene  Wege 
eingeschlagen  werden.  ~  Eine  vollkommen  eigentümliche  Stellung 
nimmt  aber  allen  bisher  besprochenen  Bestimmungen  gegenüber  im 
Stadtrechte  das  heimildartak  ein.  Das  norwegische  Stadtrecht 
unterscheidet  nämlicii  ganz  ebenso,  wie  dänische  und  schwedisdie 
Recbtsbücher  dies  tun,',)  bezüglich  des  Kaufsabschlusses  und  weiterhin 
dann  auch  bezüglich  der  Rcchtsvcrtolgung  zwischen  zweierlei  Arten 
von  Gegenständen.  Einerseits  nämlich  wird  beim  Verkaufe  \'on 
Häusern,  Schiffen  und  anderen  Sachen  von  größerem  Wert  und  von 
individuellerer  Beschaffenheit  gefordert,  daß  derselbe  durch  Hand- 
schlag abgeschlossen  werde,  unter  Beiziehung  von  Zeugen  und  unter 
Stellung  von  „hcimildartakar",  w  ^  gt.  gen  in  diesem  Falle  ein  Drangeid 
(festarpeningr)  nicht  gegeben  zu  werden  braucht;  -)  andererseits  aber 
wird  der  Verkauf  von  neuen  und  ungebrauchten  Waren,  Wafieo 
u.  dgl.  unter  den  BegritV  des  Straßenkaufes  (straetiskaup)  gebracht, 
und  wird  bei  einem  solclien  die  Hei/iehung  \  on  hcimildartakar  nicht 
verlangt,'*!  und  wenn  zwar  die  Beiziehung  von  Zeugen  auch  in  diesen» 
Falle  prozessualische  \'orteile  bezüglich  der  Bcweisluhrung  bietet,  so 
genügt  doch  auch  das  Geben  eines  Drangeides  ohne  Beiziehung  von 
Zeugen,  um  den  \  crl^  .uN  r  zum  Keiuiguiigseide  /u  trcii>en.  *)  und 
die  Analogie  einer  Bestimmung,  welche  sich  auf  den  AUschluß  eines 
Fahrvertrages  bei  Schillen  (fartckjaj  bezieht, begründet  überdies 

M  Fr.  BrAtidt,  Pr»vcforel«sningcr,  S.  90  uod  Forelvwinger  ow  den  ooßke 
RetshiMorie,  I,  S.  201 ;  vgl.  MieheUeo,  Die  Hausmarke,  S.  37  und  fgg, 
ItjarkR.  III,  110  i'Norges  gamle  Love,  IV,  S.  8a  und  9»), 

■•)  ebenil.i,  [II,  111  Norges  gainl'-  !  ovc,  IV,  S.  92). 
* '  <■ ';  1  (■  ti .  1 .1 ,  III,  1 00  \  < •  r c  ^  s:  :i  ni  1  c  L  o  v  c ,  IV.  S.  Sl'j. 
^   ebenda,  Iii,  167  und  IV,  109  iNorges  gamle  Lovc,  IV,  $,91  und  12  ■ 
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tlic  \'ermutun^.  d  d)  beim  Hinzutreten  eines  Draiu^'clcics  .schon  die 
Bciziehunc^  ciiKS  einzigen  Zeugen  zur  Sicherung  eines  Zeugeniu weist,  s 
genügte,  w  ihrcnd  <ion5;t  deren  zwei  beigezogen  werden  mußten,  um 
c!fe  Möglichkeit  clt  r  B<:  \\  i.  ivfiihrung  tu  sichern.  Wird  nun  Gut  diest  r 
letztL-rcii  Art  dem  Besitzer  gegenüber  auf  Grund,  der  r>ehaui)tung 
vindiziert,  daß  dasselbe  dem  Kläger  geraul)t  oder  gestohlen  worden 
sei,  so  wird,  wie  ^irh  au*=  einer  I'arallelstelle  in  den  GI^L.  ergibt.') 
der  Kläger  am  Ding  oder  mut  zum  I^cwcisc  darüber  7Ugelnssen,  daß 
der  Streitgegenstanfl  ihm  gehört  habe  und  von  ihm  nicht  veräul^ert 
worden  sei ;  gelingt  ihm  diese  Beweisfiihrung,  so  wird  ihm  der  Streit- 
gegenstand sofort  zugesprochen,  wogegen  sich  der  Beklagte  von  der 
Beschuldigung  des  Diebstahls  dadurch  freimachen  kann,  daß  er  durch 
die  beim  Kaufsabschlussc  beigezogenen  Zeugen  seinen  legalen  Er- 
werbstitel nachweist  und  sodann  seinen  Regreß  gegen  seinen  V^er- 
käuler  nehmen  mag.  Gehört  dagegen  das  Gut,  welches  vindiziert 
werden  will,  jener  erstercn  Klasse  an,  so  genügt  der  Beweis  des  Kr- 
werbstitels  durch  die  V'^ertragszeugen  nicht,  um  den  Beklagten  von 
der  Anschuldigung  des  Diebstahls  frei  zu  machen,  sondern  dieser 
muß  überdies  seinen  heimildartaki,  d.  h.  denjenigen  stellen,  welcher 
das  heimildartak  ihm  gegenüber  übernommen  hat,  oder  aber  muß 
er  sich  durch  einen  Sechsereid  von  der  Beschuldigung  wegen  Dieb- 
stahl reinigen,  wobei  noch  obendrein  chi\  on,  ob  der  Kliiger  ein 
heimskviöarvitni  erbringt  oder  nicht,  abhängig  gemacht  wird,  oh  die 
Eideshilfe  mittels  eines  ncfndarvitni  oder  eines  fangavitni  geleistet 
werden  mußte;  in  diesem  Falle  konnte  andererseits  derjenige,  welchem 
das  gekaufte  Gut  evinziert  wurde,  seinen  Regrefi  gegen  den  heimildar- 
taki nehmen,  welcher  sich  dann  seinerseits  erst  mit  seinem  weiteren 
Regresse  an  den  Verkäufer  zu  halten  hatte.  Es  ist  aber  klar,  daß 
beim  heimildartak  keine  Veräußerungsbeschränkung  auf  dem  ge- 
samten Vermögen  des  Mannes  ruhen  konnte,  welcher  dasselbe  über- 
nahm, wie  denn  auch  wirklich  in  den  Quellen  bei  demselben  niemals 
von  einem  „foera  fe  sitt  undan  tökum"  gesprochen  wird.  Wenn 
nämlich  zwar  beim  lagatak,  brautartak  u.  dgl.  m.  eine  solche  Be- 
schränkung leicht  erträglich  war,  sofcrne  dabei  die  Haftung  immer 
nur  auf  eine  kurze  und  bestimmt  begrenzte  Zeitfrist  sich  beschränkte, 
so  war  doch  beim  heimildartak  eine  derartige  zeitliche  Begrenzung 
der  Haftung  nicht  vorgesehen  und  auch  gar  nicht  möglich,  eine 
solche  eintreten  zu  lassen,  da  sich  ja  gar  nicht  von  vornherein  ab- 


')  GJL.  854. 
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«ben  ließ,  ob  und  wann  etwa  ein  dritter  Vindikant  auftreten  «erde. 
In  diesem  Falle  kann  also  unter  dem  tak  kaum  etwas  anderes  ver* 
standen  werden»  als  eine  gewöhnliche  Bürgschaft,  welche  ihrem  Über- 
nehmer zwar  eine  persönliche  Haftung^  auferlegte,  aber  denselben  in 
Bezug  auf  seine  Verfugungen  über  sein  Vermögen  gänzlich  unbc' 
schränkt  liefi.  Es  ist  nicht  ohne  Interesse  zu  bemerken,  dafi  in  der 
schwedischen  Rechtssprache  der  Ausdruck  taki  wirklich  geradezu  den 
Bürgen  als  solchen  bezeichnet. 

Ich  halte  nun  zunächst  dalur,  daü  cias  heimildartak  in  dies<-r 
seiner  Gotaltunsf  im  norvvcf^ischen  Rechte  nicht  boilenstanui^,  son- 
dern tlat)  c<  (.kinsclbm  cr^L  in  späterer  Zeit  von  auswärts  her  zu- 
getuiirt  w  oruen  ist.  Ich  berufe  mich  dicscrhalb  zunaclist  aul  sprach- 
liche Grunde.  Der  Ausdruck  ..hcimild'^  bezeichnet  den  recht- 
maßigen  Besitztitel  tind  ,,taka  heiniild"  bedeutet  deniLreinali.  sich  von 
dem  bislicrit;eii  In  rcchtit^ten  die  rechtsbestäudigc  Krniachtigung  zum 
Besitze  und  Gebr  uiche  «meiner  Sache  verschaflfen.  In  diesem  Sinuc 
wird  da§  unberechtiL:te  Auiziehen  eines  Mannes  auf  treinuem  Lande 
mit  den  Worten  bezeichnet:')  „nü  ferr  ma<V  ä  jbn^  inanns,  ok  tcicr 
eigi  heimild  af  |>eim  er  ä",  und  wird  in  Bezug  auf  die  Benützung 
der  Dienste  fremder  Sklaven  die  Vorschrift  gegeben:-)  „iieimilii  skal 
hverr  madr  taka  af  drottne  verka  sveins  sins";  in  diesem  Sinne 
werden  ferner  auch  in  einer  durchaus  \erla«;siq;en  geschichtlichen 
Quelle  die  Godorde,  aut  welche  K.  I  iakon  gamli  begründete  Rechts- 
ansprüche  zu  haben  behauptete,  als  „nki  J»  lu  ä  Islandi"  bezeichnrt, 
„scm  konungr  haf(M  )»a  heimildum  ä  tekit".  Von  hier  au«  wurde 
das  Wort  „heimildartak"  doch  lediglich  den  Erwerb  eines  legidcn 
Besitztitels  auf  eine  Sache  bezeichnen  können,  und  in  der  Tat  wird 
dasselbe  einmal  in  einer  sehr  verlässigen  isländischen  Geschichtsquclle 
ganz  unzweifelhaft  in  diesem  Sinne  gebraucht.  Sie  erzählt  uns,  wie  der 
alte  l»or6ifr  bsgifötr  einmal  dem  Snorri  goöi  das  Land  zu  Krakuncs  samt 
dem  dazu  gehörigeti  Walde  übertragt,  wogegen  dieser  sich  ihm  dazu 
verpflichtet,  eine  K1.i!;,'<achc  des  I)(3rölfr  gegen  dessen  eigenen  Vater 
Amkell  für  ihn  durchzufuhren.*)  Da  Snorri  ihm  in  der  Sache  nicht 
scharf  genug  \  orgeht,  vielmehr  in  derselben  einen  billigen  \'ergleich 
abschließt,  bereut  fxirnlfr  das  Geschäft,  und  er  verlangt  den  Wald 
von  Snorri  zurück»  indem  er  behauptet,  ihn  ihm  nicht  geschenkt, 
sondern  nur  verpachtet  zu  haben ;  Snorri  dagegen  verweigert  desses 


'l  (i|)L.  77.  ebenda,  69. 
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Zorückgabe,  indem  er  sich  auf  die  Au^age  sdner  Vertragszeugea 
beruft. ')  Jetzt  wendet  sich  pörölfr  an  seinen  5>ohn  Amkell  um  Hilfe» 
dieser  aber  schlagt  ihm  seine  Unterstützung  ab.  obwohl  er  meint» 
daß  Snorri  ,»hefir  eigi  rettar  heimildir  i  sk(jginum"  *)  was  auch  in- 
sofeme  ganz  richtig  war,  als  sich  die  Veräußerung  des  Waldes  ohne 
vorgängige  Einholung  der  Zustimmung  des  eigenen  Sohnes  unter 
den  Begrift  des  „arfsvik"  oder  „arfskot"  bringen  ließ.  ^)  Als  nun 
aber  der  alte  I)orolfr  aus  Arger  und  Wut  gestorben  war,  behandelt 
Amkell  das  Geschäft  wirklich  als  ungültig,  und  bei  dieser  (irlet;cn- 
hcit  wird  der  Ausdruck  gebraucht:  *)  „at  honuni  Jxjtti  cigi  at  loc^um 
farit  hafa  hciinildartak  ä  skogiiiinn;  jjötti  honum  I^orölfr  gjört  hat  i 
arfsvik  i  |>vi,  er  hann  haföi  fcngit  Snorra  gnA;i  skfsginn".  I'.s  kann 
nicht  dein  mindesten  Zweifel  unterliegen,  uaü  an  dieser  Steile  der  * 
.Vusdruck  ledicjlich  das  „taka  heimild"  in  dem  oben  1  »ezeichneten 
Sinne  bedeuten  will,  also  den  Erwerb  eines  Hc<;it/.titels  auf  das  strei- 
tige Laml,  wie  wir  denn  auch  aus  etymologischen  Gründen  zunächst 
nur  diese  Bedeutung  zu  erwarten  hätten:  da  ist  nun  aber  schwer 
verständlich,  wie  derselbe  Ausdruck  ne!)en  diesem  zugleich  auch  noch 
in  einem  weiteren  und  ganz  amlercn  Sinne  gebraucht  worden  sein 
sollte.  Dazu  kommt  aber  auch  noch  ein  sachlicher  Grund. 
Nur  an  einer  einzigen  Stelle  unserer  Provinzialrechte  hat  man  auch 
nur  vcrsui  hen  können,  ein  lieimildartak  oder  doch  einen  heimildar- 
taki  erwähnt  zti  finden,  während  die  ent'Jprcchenden  Ausdrücke  '^on^t 
ausschließlich  nur  dem  Stadtrechte  gelaulig  sind,  und  sogar  bezüg- 
lich dieser  einzi;^en  Stelle  i  rscheint  7weifelhaft,  ob  nicht  deren  her- 
künimlicher  I  )eutun<:;  ein  bloßer  Irrtum  des  Schreibers  und  der  An«:- 
leger  zuL^runde  liege.  Die  betreffende  Steile  geht  nämlich  da\on 
ans.  *^  daß  jemand  in  der  Hand  eines  anderen  Gegenstände  finrlet, 
welche  ihm  i;est(ihlrn  worrlen  waren,  wahrend  der  Besitzer  dieselben 
gekauft  zu  haben  bchau])tct.  und  angibt  seinen  ( ieu  ihrsmami  stellen 
zu  kennen  t  va-iiisk  heimiidarmanni  i ;  da  soll  nun  an  der  zur  W  rhand- 
lung  ani:)eraumten  Tagfahrt  der  Klager  darüber  Beweis  eri irin'^'en, 
daß  das  streitige  Gut  ihm  gehöre,  und  von  ihm  nicht  veräußert 
worden  sei,  und  wenn  diese  Beweisführung  ihm  gelingt,  soll  er 
dieses  Gut  an  sich  nehmen  dürfen,  wahrend  er  im  übrigen  die  W  ahl 
hat  zu  tun,  was  er  will:  „at  fara  brott  med  fe  sitt,  eöa  reyna  heimildar- 

»)  F.yrbygßja,  33,59.         «)  ebenda,  33  00. 

*)  vgl.  Koniingsbök,  »7/247  und  249;  Stafiarh  6l»bök,  66/84;  76/100; 
95/W7-        *)  Eyrbyggja,  35  63. 
»)  GI.L.  254. 
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taka  hans"»  wobei  dann  bezüglich  der  letzteren  Alternative  noch 
beigefügt  wird:  „nü  ef  hann  brestr  hanom,  )>a  er  bann  )»jöfr  atf. 
Der  Sinn  der  Bestimmung  kann  im  groöen  und  ganzen  nidit 
zweifelhaft  sein;  offenbar  will  nämlich  durch  dieselbe  dem  Kläger 
freigestellt  werden,  ob  er  sich  bei  der  Wiederlangung  seines  Gutes 
beruhigen»  oder  ob  er  auch  noch  die  Begründung  oder  Nickt- 
begründung  der  Behauptung  des  Beklagten  geprüft  wissen  wiU»  da0 
er  dieses  Gut  auf  formell  rechtmäßigem  Wege  von  einem  anderen 
erworben  habe^  wobei  dann  der  Beklagte,  wenn  er  letzterenfaUs  diese 
seine  Behauptung  nicht  zu  beweisen  vermag,  ohne  weiteres  als  Dieb 
behandelt  wird.  Aber  so  klar  dieser  Sinn  der  Stelle  ist,  so  grofie 
Schwierigkeiten  macht  doch  die  Konstruktion  ihrer  Worte.   Das  Zeit- 
•  wort  „re3ma"  regiert  gewöhnlich  den  Akkusativ,  kann  jedoch  auch 
den  Genetiv  regieren,  vrofiir  Joh.  Fritzner  einen  Beleg  aus  einer, 
allerdings  ziemlich  späten,  Erzählung  beigebracht  hat ')  Keioenfalis 
darf  hiernach  an  unserer  Stelle  an  ein  Substantiv  feminini  genem 
„heimildartaka"  gedacht  werden,  wie  ein  solches  unter  Verwetsuof 
auf  unsere  Stelle  von  Fritzner  in  der  ersten  Ausgabe  seines  Wörter- 
buches angeführt  worden  war,  da  solchenfalls  „heimildartöku"  stehen 
müfite,  und  hat  Fritzner  denn  auch  in  seiner  zweiten  Ausgabe  diese 
Verweisung  gestrichen.    Eher  könnte  auf  das  neutrale  Substantiv 
„heimildartak"  zurückgegangen  werden,  an  welches  Fr.  Brandt  xu 
denken  scheint,^  indem  sidi  die  Form  „heimildartaka"  als  Genitiv 
pluralis  auffassen  ließe,  aber  solchenfalls  müßte  man  annehmen,  dad 
das  Zeitwort  „rc>-na"  hier  mit  dem  Genetiv  konstruiert  wäre,  vas 
doch  immerhin  nur  sehr  ausnahmsweise  der  Fall  ist,  und  überdies 
in  den  folgenden  Worten:  „nü  ef  hann  brestr  honum"  einen  Rüde 
grifT  auf  den  am  .Anfange  der  Stelle  erwähnten  heimildarmaftr  findeo. 
da  diese  Worte  auf  die  unmittelbar  vorher  erwähnten  hcimildartök 
sich  unmöglich  beziehen  könnten.    Beiden  Schwierigkeiten  entgeht 
man,  wenn  man  ..heimildartaka"  als  Akkusativ  singularis  des  Mascu- 
linums  heimildarlaki  auffaßt,  wie  d'\c<  nunmehr  luch  Fritzner  in  der 
zweiten  Ausgabe   seines  Wurterhuchcs   tut;  dagci^cn   erwachst  in 
diesem  I  alle  eine  an<K n  /.u  ief  u  iic  Schwierigkeit,  indem  im  X'criaufc 
des  Prozesses  auf  den  hemiildart  a  k  i  zuruck^egriften  wurde,  während 
sich  tlcr  Beklagte  doch  am  Anfange  derselben  auf  seinen  hcimildar- 
maör  bezogen  hatte,  und  überdies  angenommen  werden  raupte, 


')  Gft  u n  c u  - H  n.  1  f  s  s.,  ij;2$f>'.  ck  muD  inj5k  reyna  baoi  (FAS.  III'- 
')  Pfoveforcl.tsaingcr,  S.  95, 
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dafi  nach  den  G[>L.  ein  heimildartaki  bei  allen  und  jeden  Verkaufs- 
geschäften beizuziehen  gewesen  wäre,  während  doch  das  Stadtrecht 
seine  Beiziehung  nur  beim  Verkaufe  einer  bestimmt  begrenzten  Art 
von  Gegenständen  fordert  Sprachliche  Gründe  gestatten  nicht,  die 
Bezeichnungen  heimildartaki  und  heimildarmadr  an  unserer  Stelle 
als  gleichbedeutende  anzusehen,  und  somit  unter  beiden  gleichmäßig 
den  Verkäufer  als  den  Gewähren  zu  verstehen;  dagegen  läßt  sich 
recht  wohl  die  Frage  aufweifen,  ob  unsere  Stelle  nicht  etwa  ver- 
derbt und  ihr  somit  durch  eine  Emendation  au&uhelfen  sei,  indem 
man  etwa  lesen  würde:  „eöa  reyna  heimildartoku  hans;  nü  ef  hon 
brestr  honum".  Heimildartaka  würde  dann  gleich  dem  heimildartak 
der  Eyrbyggj'a,  den  Erwerb  eines  legalen  fiesitztitels  bezeichnen,  und 
wenn  zwar  allerdings  nicht  unbedenklich  erscheinen  mag,  daß  die 
Emendation  eine  Korrektur  zweier  Worte  in  einer  und  derselben 
Richtung  erfordert  so  läßt  sich  doch  auch  manches  für  sie  sagen. 
Sie  ist  an  sich  leicht,  da  es  sich  bei  ihr  nur  um  eine  dreimalige 
Änderung  eines  a  in  o  handelt;  unser  Text  beruht  auf  einer  einzigen 
Hs.,  so  daß  also  das  Verseheo  eines  einzigen  Schreibers  genügte, 
um  die  Korruptel  zu  erzeugen;  endlich  erklärt  sich  diese  sehr  ein- 
fach aus  der  naheliegenden  Annahme,  daß  der  Schreiber  unseres 
Textes  das  aus  dem  Stadtrecbte  ihm  bekannte  heimildartak  irrtümlich 
auch  in  der  heimildartaka  unserer  Stelle  wieder  zu  finden  glaubte 
und  von  hier  aus  sich  veranlaßt  fand,  an  dieser  aus  der  heimildar- 
taka im  älteren  Sinne  des  Wortes  einen  heimildartaki  im  Sinne  des 
Stadtrechtes  zu  machen.  Es  fehlt  aber  auch  nicht  an  sehr  ent- 
schiedenen positiven  Stutzpunkten  für  die  vorgeschlagene  Emen- 
dation. Die  hier  in  Frage  stehende  Stelle  der  Gl)L.  ist  nämlich 
sowohl  in  die  Jarnsi'öa  als  auch  in  die  spätere  Legislation  des  K. 
Magniis  lagaba^tir  übergegangen  und  kann  demnach  der  Text  dieser 
spateren  Gesetzl>ücher  zur  Feststelluii<^  des  Textes  ihrer  X'orhic^e  mit 
Vorteil  benutzt  werden.  Da  lauten  nun  zunächst  in  der  Jarnsida  die 
hierher  gehörigen  Worte:')  „eöa  reyua  heiiiiildart< iku  hans:  nü  ef 
brestr  hunum",  also  ganz  im  Sinne  der  obigen  Kmendation,  nur  daL^ 
das  leicht  entbehrHche  V\'f>rtchen  „hon"  hier  fehlt  In  den  Landslög 
ferner  liest  zwar  der  von  den  Ileraus^^ebern  aufgestellte  Haupttext:') 
„eöa  reyna  hciniildartaku  hans;  en  el  honum  brestr  heimildartaki  han.^"; 
aber  eine  größere  Zahl  von  Hss.  gibt  statt  der  letzteren  Worte  die 
Lesart:  „en  ef  hon  brestr  honum",  welche  onenbar  die  richtige  ist. 


*)  Järas.,  |»jöfab.  3. 


•j  Laadsl.,  ^jöfab.  4. 
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Auch  das  gemeine  Stadtrecht  sagt:')  „eöa  roeyni  hieimildar  toku 
hans;  nü  ef  hon  brestr  honum",  wofür  freilich  auch  wieder  die  Va- 
riante vorkommt:  „ef  honum  brestr  heimildartaki  hans";  in  der 
Jöosbok  aber  Hest  nicht  nur  die  Vulgata; -)  „eör  reyni  heimildartoku 
hans,  en  ef  hün  brestr  honum",  sondern  auch  schon  die  ältesten  von 
G.  Storm  ctiicrtcn  Hss.  geben  die  Lesart:*)  „eöa  reyna  heimildartoku 
hins,  en  ef  hün  brestr  hoaum",  so  dafi  also  auch  diese  drei  Gesetz* 
büchtT  durchaus  die  oben  voi^eschlagene  Emendation  unterstütxeo. 
£s  ist  niclit  ohne  Interesse  zu  bemerken,  daß  in  den  Landslög  zwar  die 
meisten  Hss.  am  Anfange  der  Stelle  richtig  lesen:  „en  sä  vaenist  heim- 
ildarmanni",  aber  doch  eine  Iis.  dafür  ,4ieimildartake"  und  eine  zweite 
„heimildartaku"  bietet;  noch  interessanter  ist  aber,  daß  das  jüngere 
Stadtrecbt  an  der  korrespondierenden  Stelle  durchgreifend  im  Sinne 
des  älteren  stadtrechtlichen  S3^teme5  umgearbeitet  hat  Kkht  nur 
heißt  es  hier  bereits  am  Eingang  der  Stdie:  „en  hann  vaenist  heimild- 
artaka"  (nicht;  heimi Idarmanne),  sondern  es  wird  auch  bei  Be* 
sprechung  der  ersten  Tagfahrt  ausdrücklich  gefordert:  „at  heimildar' 
taki  komi  liar",  wozu  dann  freilich  im  Folgenden  nur  die  Variante: 
„ef  honum  brestr  heimildartaki  hans"  stimmt;  nicht  aber  die  in  dea 
Haupttext  aufgenommene  Lesung:  „ebr  reyne  heimildartoku  hans; 
nü  ef  hon  brestr  honum",  welche  vielmehr  nur  als  eine  unversehens 
stehengebliebene  Spur  eines  älteren,  nicht  umgearbeiteten  Tarties 
sich  betrachten  läßt  Sehr  deutlich  läfit  sich  hier  erkennen,  wie  der 
anders  geartete  landrechtliche  Text  hier  ent  hinterher  für  das  Stadl' 
recht  umgestaltet  wurde,  und  wie  dann  hinwiederum  einzelne  Hsi» 
des  Landrechtes  durch  den  umgestalteten  Text  des  Stadtrechtes  be- 
einHufit  wurden;  die  oben  vermutete  Korruptel  der  Stelle  der  .GI)L, 
und  zugleich  auch  die  versuchte  Korrektur  derselben  kann  aber  da* 
mit  doch  wohl  als  genügend  begründet  gdten.  Nimmt  man  aber 
diese  Verbesserung  der  Stelle  an,  so  ist  auch  sofort  klar,  daß  die 
heimildartaka  an  derselben  mit  dem  heimüditftak  des  älteren  Stadt- 
rechtes nicht  das  Mindeste'  gemein  hat,  daß  sie  vielmehr  ganz  wie 
das  heimildartak  der  Eyrbyggja,  lediglich  den  Erwerb  eines  legalen 
Besitztiteb  bezeichnet,  welcher  den  Veräußerer  dem  Erwerber  gegen- 
über zur  Leistung  der  Gewährachaft  verpflichtet,  und  klar  somit 
auch,  daß  dem  älteren  norwegischen  Landrechte  ein  heimildartak 
in  dem  Sinne,  in  welchem  das  ältere  Stadtrecfat  ein  solches  kannte. 


^)  neuerer  HjarkK,,  ]»j6fab.  7.  ')  Jöosb6k,  ]»j<jfab.  4. 

')  Norgcs  gamle  Love,  IV,  S.  331. 
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vollkommen  fremd  war.  —  Die  bisherige  Beweisführung  als  stich- 
haltig vorausgesetzt;  entsteht  sofort  die  weitere  Frage,  auf  welchem 
Wege  etwa  das  oorwegische  Stadtrecht  zu  seinem  hetmildartak  ge- 
langt sein  möge.  Da  kann  nun  zunächst  keinem  Zweifel  unter- 
Üegeo,  daß  der  heimUdartaki  des  norwegischen  Stadtrechtes  ganz 
und  gar  dem  „vin"  der  dänischen  und  schwedischen  Rechte 
entspricht,  wie  dies  auch  von  Fr.  Brandt')  bereits  richtig  hervor- 
gehoben, und  von  Chr.  L.  £.  Stemann  *)  ihm  nachgesprochen  worden 
ist  Hiernach  läge  die  Vermutung  nahe,  daB  der  feststehende  Rechts- 
brauch der  benachbarten  dänischen  und  schwedischen  Lande,  welcher 
in  Stadt  und  Land  die  Zuziehung  von  „vin  ok  vitni''  beim  Verkaufe 
gewisser  Gegenstände  forderte,  auf  das  norwegische  Stadtrecht  hin- 
über gewirict  haben  könnte;  indessen  schienen  doch  gewichtige  Be- 
denken einer  solchen  Annahme  im  Wege  zu  stehen.  Snmal  näm- 
lich ist  doch  nicht  zu  übersehen,  dad  die  Terminologie  des  nor- 
wegischen Stadtrechtes  eine  durdiaus  andere  ist,  als  die  der  däni- 
schen und  schwedischen  Quellen,  während  doch  wohl  anzunehmen 
wäre,  daß  bei  einer  Übertragung  des  Institutes  sdbst  aus  diesen 
Nachbarlanden  auch  dessen  Bezeichnung  mit  herütxrgewandert  sein 
würde;  sodann  aber  läßt  sich,  soviel  ich  zu  sehen  vermag,  für 
jene  frühe  Zeit  auch  sonst  kein  besonderer  Einfluß  des  dänischen 
oder  schwedischen  Rechtes  auf  das  norwegische  Stadtrecht  nach- 
weisen, und  war  auch  der  Handelsverkehr  der  norwegischen  Städte 
mit  Dänemark  und  Schweden  kein  so  bedeutender,  daß  ein  der- 
artiger Einfluß  zu  erwarten  wäre.  Dagegen  ließe  sich  wohl  denken, 
daß  etwa  von  England  her  das  heimildartak  dem  norwegischen 
Stadtrechte  zugegangen  sein  könnte.  Schon  sehr  frühzeitig  kennen 
ags.  Gresetze  die  Vorschrift;  daß  bei  gewissen  Verkaufsgeschäften 
Zeugen,  oder  allenfalls  auch  ein  königlicher  Beamter  beigezogen 
werden  sollte,')  und  es  kommt  auch  vor,  daß  gewisse  Leute  ein-  für 
allemal  innerhalb  der  einzelnen  Bezirke  ernannt  werden,  um  vor- 
kommendenfalls  als  Vertragszeuge  verwendet  zu  werden;  gelegent- 
lidi  wird  auch  wohl  neben  diesen  Zeugen  noch  eine  Bürgschaft 
(borh)  gefordert.^)  ohne  daß  sich  doch  recht  ersehen  ließe,  welche 
Bewandtnis  es  mit  dieser  letzteren  haben  sollte.  Unter  Wilhelm  dem 

')  Proveforelxsninger,  S.  96—97. 

Den  danske  Rctshi«toric,  S.  4S0,  Anm.  i. 
^)  HlA^harc  et  EAdric,   t6:   Eadweard,  I,  I,  mit.;  .t  fiel  st  an,  II,  12; 
EädmuntI,  ili,  5;  Kädgar,  i,  4  und  IV,  3—6;  .Et^clred.  I,  3;  Cnüt,  II,  24. 
*)  /Eöelrcd,  I,  3;  dagegen  scheint  Kädgar,  IV,  3  nicht  hierher  zu  gehören. 
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Eroberer  wurde  sodann  zwar  zunächst  nur  die  ältere  Vorschritt  über 
die  Zuziehung  von  Zeugen  neuerdings   wieder  eingeschärft;'»  in 
einem  späteren  Gesetze  dieses  Königs  wird  jedoch  zwar  bezüglich 
des  Verkaufes  lebender  Güter  lediglich  die  Beiziehung  von  Zeugen 
gefordert,  aber  zugleich  auch  das  Verbot  beigefügt,  „aliquam  rem 
vedtam  sine  fidcjussore  et  waranto"  zu  kaufen,-)  was  doch 
wohl  nur  dahin  verstanden  werden  kann,  daß  bei  Gegenständen  be- 
stimmter Art  der  Wrkauf  unter  bloßer  Beiziehung  von  Zeugen 
untersagt,  und  vielmehr  neben  dieser  auch  noch  die  Beizichung  eines 
Bürf^en  geboten  sein  sollte.   Ausführlicher  noch  und  weitergreifend 
bestimmen  sodann  dk  sogenannten  Gesetze  des  K.  Eädwearol  des 
Bekenners :    „Defensum  erat  etiam  in  lege,  ne  aliquis  emat  vivum 
animal  vei  pannum  usatum  sine  plegiis  et  bonis  testibus",  und 
verlangen,  weniq;stcns  unter  gewissen  Voraussetzungen,  die  Beiziehuog 
von  „plegii"  auch  bei  dem  Kaufe  \  on  Silber-  und  Goldwaren;  sie  zeigco 
aber  freilidi  auch,  daß  die  Ausdehnung  der  Forderung  von  Bürgeo 
auf  den  Verkauf  von  Vieh  bei  den  Bürgern  überhaupt  und  bei  des 
Metzgern  insbesondere  gewaltigen  Anstoß  erregte»  sodaß  zu  iliren 
Gunsten  eine  Milderung  des  Gesetzes  verwilligt  werden  mußte.  Daß 
unter  den  hier  geforderten  „plegii'*  genau  da^lbe  verstanden  werden 
wollte,  was  das  norwegische  Recht  unter  seinem  „hdmildaitaki'', 
dann  das  dänische  und  schwedische  Recht  unter  seinem  „vin''  m- 
steht,  kann  um  so  weniger  bezweifelt  werden,  als  auch  Andreas 
Sunesen  in  seiner  lateinischen  Bearbeitung  des  sdionischen  Rechtes 
den  vin  seiner  dänischen  Vorlage  durch  „fidejussor^  wiedergiebt/) 
daß  aber  die  Vorschrift  des  englischen  Rechtes,  welche  nach  dem 
Zeugnisse  der  Quellen  von  Anfang  an  vorwiegend  auf  den  Handels- 
verkehr in  den  Städten  berechnet  gewesen  war,  auf  das  norwegische 
Stadtrecht  ganz  wohl  hinübergewirict  haben  kann,  läßt  sich  bei  dem 
regen  Verkehr  nicht  fiiglich  bezweifeln,  welcher  zwischen  beides 
Reichen  nachweisbar  bestand.  Eine  sprachliche  Bemerkung  durfte 
einer  derartigen  Vermutung  sogar  noch  eine  wettere  Stütze  ve^ 
leihen.  Als  „borh",  welches  zweifelsohne  die  englische  Bezeichnung 
dessen  war,  was  die  lateinischen  Quellen  der  normannischen  Zeit 
durch  fidejussor,  plegius  oder  warantus  wiedergeben,  bezeidinete 
man  in  England  nicht  nur  den  Bürgen,  welcher  in  bisher  be* 

'i  Lcgcs  Willclmi  C  u  nq  u  e  s  to  r  i$ ,  I,  45;  vgl.  Cnüt,  34. 

')  Carla  \V  i  1 1  c  1  m  i .  II,  10. 

*)  Leg  CS  Ddvardi  Coul  Cbsoris,  3S  und  39. 

«)  Skänel.  I.  138,  vgl.  mit  89. 
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sprochener  Weise  bei  gewissen  Verkäufen  zuzuziehen  M'ar,  sondern 
auch  jenen  anderen,  welcher  vermöge  der  gerade  in  England  so  sorg* 
sam  ausgebildeten  Rechtsbürgschaft  für  die  Stellung  des  Beklagten  vor 
Gericht  einzustehen  hatte.  Nun  war  dem  norwegischen  Rechte  fiir 
die  Sicherstellung,  wekhe  nach  dieser  letzteren  Richtung  hin  zu  be- 
schaffen  war,  die  Bezeichnung  tak  geläufig,  und  diese  Sicherstellung 
wurde,  wenn  auch  nicht  notwendig  und  immer,  so  doch  unter  Um* 
ständen  und  sehr  häufig,  durch  Bürgen  geleistet;  warum  sollte  da 
nicht,  als  im  Stadtrechte  nach  englischem  Muster  die  Zuziehung  von 
Bürgen  beim  Abschlüsse  gewisser  Verkaufsgeschäfte  aufkam,  auch 
für  diese  die  Bezeichnung  taki  gebraucht  werden?  Man  wird  kaum 
fehlgehen,  wenn  man  annimmt,  daß  es  die  Regientngszeit  des 
IC  Ölafr  kyrri  (1066 — 93)  gewesen  sein  werde,  innerhalb  deren  die 
Übertragung  des  englischen  Rechtes  auf  das  norwegische  Stadtrecht 
sich  vollzogen  haben  möge;  in  diese  Zeit  fallt  ja  bekanntlich  der 
kräftigste  Aufschwung  des  Städtewesens  in  Norwegen,  und  die  Be- 
gründung so  mancher  Einrichtungen  in  den  norwegischen  Städten, 
für  welche,  wie  z.  B.  für  die  Güdehäuser,  England  als  Vorbild  ge- 
dient zu  haben  scheint 

Ist  die  obige  Auseinandersetzung  begründet,  so  ist  damit  auch 
bereits  fes^estellt,  daB  das  tak  in  seiner  prozessualischen 
Verwendung  mindestens  um  die  Mitte  des  11.  Jahrhunderts  be- 
reits dem  norwegischen  Rechte  bekannt  gewesen  sein  mußte,  sofern 
ja  nur  von  hier  aus  sich  erklären  läßt,  daß  der  von  England  aus 
überkommenen  Verbürgung  bei  Verkaufsgeschäften  im  Stadtrechte 
der  Name  des  heimildartak  beigelegt  werden  konnte.  Eine  Be- 
statigfung  dieses  Schlusses  enjibt  sich  aber  auch  aus  einem  ])Osi- 
tiven  y  u  e  1 1  c  n  /  t' u  ^  II  i  s  s  e.  Sowohl  in  der  Konun^^sbok, ')  als 
auch,  nur  in  etwas  abwciclicncicr  Fassuiicj,  in  der  Skinnastaöabök 
(AM.  ::i  4"i,  *)  findet  sich  c\n  Dokument  sehr  eitTcntumlicher 

Art  eingestellt,  w  elches  in  dieser  seiner  zwielachcn  GestaiL  duch  be- 
reits im  iskiiuiischen  Urkundenbuche  zu  gesondertem  Alpdrücke  (ge- 
bracht worden  war. "  l  Dasselbe  will  die  Privilegien  aulVahlcn.  welche 
der  heilige  Olafr  diu  Iskmdern  in  seinem  Reiche  eiiiLrerauint  habe, 
und  bezeichnet  sicli  als  ein  Weistum,  welches  Bischof  Gizui  r  i  10S2 
— 1116)  samt  einer  Reihe  anderer  islandischer  Häuptlinge  auf  Grund 


')  Komi  n     'i    Ii ,  248  195  97. 

")  bei  V.  F  ii.  sc:i,  III.  S.  403  -06. 

•)  Diplom.  Island.  I,      65—67  und  6ü — 70. 


Digitized  by  Google 


556 


Absebnilt  IIL  Du  ttk. 


einer  früher  bereits  von  Bischof  Isleifr  (  I05C>— 80)  und  einer  Anzahl 
anderer  Männer  eidlich  abgegebenen  Erklärung  ausgestellt  habe.  Es 
kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  daÜ  dieses  Dokument,  welches 
Dahlmann  ganz  mit  Unrecht  und  nur  auf  Grund  schwer  begreif- 
licher Mißverständnisse  als  „sehr  willkürlich  zum  Schutze  der  immer 
beschränkteren  isländischen  Freiheit  aufgestellt"  bezeichnet/)  sich  als 
in  Norwegen  ausgestellt  gibt,  indem  in  demselben  das  Wort  „tmtt"  an 
auf  Norwegen  bezüglichen  Stellen  gebraucht  wird,  und  ebensowenig 
kann  man  bezweifeln,  daß  dasselbe  wesentlich  norwegisches,  nicht 
isländisches  Recht  gibt,  wie  denn  z.  B.  der  Bjarkeyjarrettr  ausdrücklich 
von  demselben  in  Bezug  genommen,  das  Wort  väpnatak  im  nor- 
wegischen, nicht  im  isländischen  Sinne  gebraucht  wird,  u.  dgl.  m.^ 
In  diesem  V\*eistum  wird  nun  unter  anderem  angeordnet,  daß  im 
Falle  des  Todes  eines  Isländers  in  Norwegen  dessen  Hausherr  den 
Nachlaß  gegen  Schätzum;  üliernehmen  soll;  kommt  dann  ein  mit 
dem  Verstorbenen  verwandter  Isländer  nach  Norwegen,  so  soll  dieser 
beftir^t  <c'm,  dem  Hausherrn  den  Nachlaß  abzufordern,  um  ihn,  falls 
er  nicht  etwa  selber  der  nächste  berufene  Erbe  ist,  dem  re  ht 
mäßigen  Erben  nach  Island  hinüber  zu  bringen.   Bei  Gel^enheit 
der  Schilderung  des  Gerichtsverfahrens,  welches  bei  einer  solchen 
Abforderung  einzuhalten  ist,  wird  nun  von  dem  isländbcfaen  Kläger 
gesagt:  „skal  hann  aesta  taks  at  bjarkeyjar  retti  tU  mots",  und 
überdies  beigefügt,  dafi  die  „taks^estingar  vittar"  am  möt  dann 
nicht  zu  vereidigen  sind,  wenn  der  Beklagte  die  „takssstfog"  ohne* 
hin  zugesteht  Damit  wird  das  „tak  til  möts"  als  in  der  Regienmgs» 
zeit  des  Königs  Olafr  l^rri  bereits  üblich,  ausdrücklich  bezeugt,  und 
greift  somit  das  hier  gewonnene  2^Qgois  mit  der  oben  beztigücfa 
des  heimUdartak  versuchten  Beweisführung  vollkommen  befriedigend 
ineinander.   In  der  Tat  scheint  das  Institut  ein  sehr  hohes  Alter  be- 
anspruchen zu  dürfen.    Schon  Fr.  Brandt  hat  darauf  aufoierksani 
gemacht,*)  daß  dasselbe  unter  diesem  seinem  Namen  auch  dem 
dänischen  und  schwedischen  Rechte  bekannt  sei,  und  daß  die  pro- 
zessualische Büi^chaft  auch  im  englischen  Rechte  eine  sehr  erheb- 
liche Rolle  spiele;  selbst  das  adhramu-e  des  älteren  fränkischen 
Rechtes  will  er  hierher  beziehen,  und  überhaupt  in  dem  tak  ein 
uraltes,  gesamtgermanisches  Rechtsinstitut  erkennen.    Ohne  mkh 


'1  (]c^c•hichtc  von  Dänemark,  II,  S.  291.  Anni.  3. 

-)  vj^l.  meinen  Artikel  „(Jraj^as"  in  der  Ersch  und  Gruberschcn  Enzyklopädie» 
Bd.  77,  S.  47— 4S.         *)  ang.  O.,  S.  97—104. 
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auf  so  weittragende  Fragen  einlassen  zu  wollen,  darf  ich  doch 
wenigstens  das  gleichmäflige  Auftreten  des  prozessualischen  tak  im 
dänischen,  schwedischen  und  norwegischen  Rechte  als  feststehend 
annehmen,  und  als  ein  für  den  gesamten  Xorden  gemeinsames 
Institut  darf  ich  dasselbe  somit  Immerhin  i^ezeichnen.  Aufiallig  bleibt 
demgegenüber  allerdings  dessen  vollständiges  Fehlen  im  isländi« 
sehen  Rechte.  Nur  in  dem  vorhin  besprochenen  Weistume  be- 
spricht die  Konüngsbök  dasselbe,  und  hier  nur  in  Bezug  auf  Norwegen 
und  norwegisches  Recht;  sonst  dagegen  mag  zwar  gelegentlich  das 
Wort  „tak"  gebraucht  stehen,  aber  nur  als  Bezeichnung  für  die  Hab« 
Seligkeiten  einer  Person,  ^)  also  in  einem  ganz  anderen  als  dem  hier 
fraglichen  Sinne.  Indessen  begreift  sich  doch  immerhin  leicht  ge- 
nug, aus  welchen  Gründen  das  isländische  Recht  sich  gedrungen 
fijhlen  mußte,  die  norwegische  Einrichtung  fallen  zu  lassen.  Die 
t^anze  Verwendung  des  tak  im  norwegischen  Prozesse  setzt  voraus, 
dalJ  das  gerichtliche  X'crtahrcn,  wenn  cr<t  ein  tak  begehrt  und  be- 
stellt worden  war,  in  hur/cstcr  hVist  durch'^cl'uhrt  w  urde;  5< '  I  at^'e 
werden  als  die  aitk-rstc  Zeitc^reiue  bezeichnet,  bii  zu  uclciicr  jene 
Sicherheitsbesten unj^^  \ür/uiuutcM  h.a.  Diese  Voraussetzung  ent- 
spricht nun  zwar  vollständig  einem  Rechte,  welches  einerseits  l'ur 
alle  Ziulsachen  und  gutenteils  auch  für  die  geringeren  Strafsachen 
Privatgerichte  eintreten  I.itlt,  \v  Iche  man  auf  eine  Frist  von  fünf 
Tagen  hinaus  beliebig  bcruicn  konnte,  und  welches  andererseits  auch 
lur  seine  Dinggerichte  die  Regel  aufstellte :  ■)  „sa  skal  |»ing  kenna, 
er  |>arf,  ef  hann  vill  |»at",  oder:"')  „nü  skal  hverr  jhngi  raAa,  er  j'uigs 
Ji\  kiasi  |iurfa";  auf  Island  dagegen,  wo  die  Privati^^erichie  nach  dem 
Zeugnisse  der  Rci  htsbucher  auf  eine  eng  ber^renzte  Kompeten/.  ein- 
geschränkt waren,  und  ein  gebotenes  Difig  >t  hlecliterdings  nicht 
vorkam,  traf  jene  Voraus>etzunf^  in  keiner  Weise  /u.  Mit  vergleichs- 
wei*^c  'geringfügigen  Ausnahmen  inuiiten  hier  alle  Ivlagsachen  an  die 
I  >ingL,H  richte  gebracht  werden,  und  wurde  zugleich,  da  das  haust- 
Jung  oder  die  keinen  gerichtlichen  Zwecken  diente,  nur  zweimal 
im  Jahre  Duiggericht  gehalten,  nanilich  im  Frühling  am  var|)nige 
und  im  1  lochsommer  .mi  al|>mge;  wie  sollte  sich  da  eine  so  schwere 
Beschränkung  durchtühren  lassen,  wie  sie  die  taksctnmg  für  die  Frei- 
heit der  Verfugung  über  das  eigene  X'ermogen,  und  unter  Um- 
ständen auch  über  die  eigene  Person  desjenigen  mit  sich  brachte, 


So  z.  B.  Staöarh ul s b .1  k ,  402/443:  uk  sitt  ok  hey. 
^}  ü|>L.  35.  ebenda,  I31. 
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welcher  sich  derselben  unterzog  P  Die  Unwegsamkeit  der  Insel  und 
die  grofie  Zerstreutheit  der  Ansiedelungen  auf  derselben  war  es^ 
welche  in  erster  Linie  das  Aufgeben  des  norwegischen  Grundsalzes» 
dafi  jeder  ein  Ding  berufen  möge,  der  eines  solchen  bedürfe,  und 
die  Beschränkung  der  Dingversammlungen  auf  zwei  in  der  besserea 
Jahreszeit  abzuhaltende  nötig  machte,  in  zweiter  Linie  aber  eben- 
damit  auch  die  Aufgebung  des  Institutes  des  prozessualischen  tak 
erzwang. 

Zum  Schlüsse  mu6  noch  mit  ein  paar  Worten  auf  die  Termino- 

lo^ie  einfjegangen  werden,  welche  die  Quellen  bezüglich  des  In« 
stitutes  gebrauchen.  Über  die  verschiedenen  Arten  des  tak  kann 
ich  mich  kurz  fassen,  da  bezüglich  ihrer  das  Nötige  bereits  bemerkt 
wurde.  Ich  betone  nur,  daß  nach  Ausscheidung  des  heimildar- 
tak,  welches  als  eine  durchaus  unorganische  Bildung  erscheint,  der 
oberste  Gegensatz  der  des  higatak')  und  des  fjartak  '-)  ist,  sofern 
das  ersten  sich  nur  auf  die  Einlassung  des  liokln^^tcn  vor  Ge- 
Vicht,  d.is  .zweite  :\\^rr  aut  die  l!ctric-i ii-^un^  dc^  Klägers  mit  seiner 
I*'ordcrang  bcziclit.  Als  eine  Unterart  de>  lagat.ik  laßt  sich  sodann 
das  brautartak  bezeichnen."')  welches  durch  den  IJci.>atz  „til 
heimilis  sins"  als  auf  die  blotW  Sicherung  des  Erscheinens  des  Be- 
klagten an  iler  heimstet'na  al-zieleiui  cli.irakterisicrt  wird,  und  darum 
mit  i'.vm  daneben  gejianntcn  ..tak  til  heimilis  s  i  n  s  *)  doch  wohl 
ohne  .vcitcres  identisch  l^etrachtct  werden  darf;  ferner  das  tak  til 
döms,*)  sowie  das  tak  til  mots*)  oder  tak  til  stefnu  til  mot<- 
fjala,*)  welches  für  da<  Erscheinen  des  Jieklagten  bei  Gericht 
Sicherheit  bieten  sollte,  mu  htc  e-;  ^ich  nun  dabei  um  ein  Dini:»' 
gericht.  ein  <;tadtisctie>  Gericht  oder  ein  IVivatgericht  handeln,  und 
konnte  dieses  allenfalls  auch  als  lagat  ik  im  engeren  Sinne  dem 
brautartak  entgcgenge.-.etzt  werden;")  ebcn^^o  das  eiAatak  oder 
ei^^artak,")  welche^  für  die  rechtzeitige  Ableistung  eines  übernommenen 
Eides  Sicherheit  bieten  sollte,  untl  neben  w  elchem  in  anal O'^er  Weise 
auch  noch  ein  tak  für  das  Bestehen  eines  übernommenen  (jotte-urteils 
vorkam ;  ^ ")  endlich  vielleicht  auch  das  kyrrsctutak,  welches  bei 

M  r,^T..  102;  BjarkK.  III,  «tS.  h  UjarkK.  II.  52:  III.  9S. 

'j  (.J)L.  102;  1  rj.L.  X.  31.  *)  rrl>L.  X,  36  und  3?;  XVI.  2. 

Fr^L.  X,  31;  L!j.irkK.  II,  52;  III,  98  und  xa6. 

BjarkK.  I,  6;  U,  14,  a6,  44  und  45;  HI,  loS,  ttl,  120  und  134;  Kon* 
tingsbuk,  348;i96.         ')  Fr|)L.  X,  31.  G]>L.  J02. 

'  I  {)L.  (Norges  gatole  Lovc,  11^  S.  523);  BjarkR.  II,  33  und  4(»;  III,  9<^> 
ii^L.  ang,  O. 
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Diebstahlsklagen  noch  speziell  für  die  Beistellung  des  Streitgegen- 
standes an  der  Verhandlungstagfahrt  zu  haften  hatte, obwohl  dieses 
allerdings  bereits  an  der  Grenze  des  fjärtak  steht.  Für  das  Fordern  der 
Sicherheitsbesteilüng  gilt  die  Bezeichnung  ssta  taks^)  oder  sesta 
iagataks,^)  dann  substantivisch  ausgedrückt  taksaestfng;  ^)  auf 
diese  Forderung  hin  kann  aber  der  Beldagte  sodann  die  Sicherheits> 
Stellung  entweder  verweigern  (s  }•  n  j  a  t  a  k  s),  oder  solche  verbieten 
(bjöda  lagatak)/}  worauf  dann  der  Anfordernde  solche  anzu- 
nehmen hat  (taka  viö  lagataki), ^  wenn  anders  die  angebotene 
Sicherheit  den  gesetzlichen  Voraussetzungen  entspricht  Für  die  Be- 
stellung der  Sicherheit  gelten  die  Bezeichnungen  fä  tak,^)  fa  fe 
a  tak,  "j  fcera  tak  fyrir;  je  nach  der  Art  der  Sicherheit,  welche 
bestellt  wird,  lauten  aber  die  Ausdrücke  sodann  auch  wieder  ver- 
schieden. Genügt  das  Vermögen  desjenigen,  welcher  um  die  Sicher- 
heitsbesteilüng angegangen  wird,  um  diese  zu  erbringen,  so  sagt 
man,  daß  „bü  hans  vardar  take  fyrir  hann";'^)  muH  derselbe 
dagegen  einen  anderen  stellen,  w  clcher  für  ihn  die  I  laltung  zu  über- 
nehmen hat,  so  hat  der  Angeforderte  zunächst  anzuzeigen,  wo  er 
einen  zur  ('hernähme  der  Haltung  i,ccägneten  Mann  zu  finden  er- 
w;irtj  scgja  taks  van),'*)  beziehungsweise  einen  ^hmn  zu  schatten, 
utlcher  diese  für  iiiii  iibernimmt  Ca  mann  i  t.ik  r}  rir  sik),'-') 
also  als  t.iki  tiir  ilm  <-iiitritt  i:'a  r  ikai.^'')  i'lHTiiiinii\t  der  \<>n  ihm 
Benanuie  die  \crhiu.;;tc  ll.i:tunL;.  l)raucht  man  \un  ihm  tieu  Aus- 
druck ..ganga  i  tak  fyrir  aaaan  :'•')  verweigert  er  deren  Ul)er- 
nahme,  so  sagt  man  Non  dem.  der  ihn  mu  dieselljc  gebeten  hatte, 
„fell^k  ii  ()  n  n  m  tak".^*^)  Muß  sica  eatllich  tler  Beklagte  dazu  be- 
ciuemcn,  mit  t>ciner  eigenen  l'erson  einzustehen,  so  spricht  man  von 
einem  „bjuöa  sik  sjalfan  i  tak'.'"j  Derjenige,  welcher  die  Sicher- 


*)  (j  J)  L.  lo2 ;  vgl.  254,  wo  j  .'di)L-h  die  f.<L  /ciohnuiig  Ichlt. 

')  ü^L,  102  und  254;  KrJjL.  III,  20  und  23;  IX,  3S;  X,  26  und  31;  XVI, 
3;  BjarkR.  I,  6;  II,  33,  26,  44,  45  und  53;  III,  98,  108,  Iii,  tao,  ia6  und  135; 
Konüngsbök,  348;i96. 

^  G{)L.  102.  *)  Konünizsii.  k,  348196.  *)  G^L.  102. 

")  Ujarkk.  III,  9S.  -1  eben 

')  Gj)I>.  102;  Kr|)L.  X,  20  und  31  :  F.  arkK.  II,  23,  40  und  52;  III,  90. 

*\  FrpL.  III,  20;  DiarkK.  III,  98.  "'j  Aix^.  U. 

>')  Gl)L.  102;  Fr^L.  III,  10;  IV,  54;  X,  31. 
>^  FrI»L.  X«  26.         **)  ebenda.  III,  20. 
^*)  E>L.  (Norccs  gamle  Leve,  II,  S.  $331. 
'■M  G{)I..  102;  Fr  1)1..  X,  26  und  37.  ")  Fr^L,  X,  20. 

BjarkR.  II,  23  und  50. 
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heit  bestellt  hat,  wird  ab  „takadr"/)  d.  h.  mit  dem  tak  belegt  be> 
zeichnet,  oder  man  gebraucht  von  ihm  auch  wohl  die  Bezeichnaag 
„Vera  (  taki",  oder  von  seinem  Vermögen  die  Ausdrücke  „bü 
hans  i  taki  ok  lausir  aurar",*)  oder^fe  hans  allt  i  tökumV) 
oder  von  dem  selbst  in  Haft  sitzenden  Menschen,  wenn  auch  einem 
Unfreien,  die  Bezeichnung  „setja  (  tökum".*)  Je  nachdem  die 
Haftung  einen  vollen  Monat  währt  oder  nur  einen  halben  (liälfs* 
mänadartak),*)  ist  das  Vermögen  dessen^  der  sie  übemommea  bat, 
längere  oder  kürzere  Zeit  verstrickt,  und  während  dieser  ganzen  Zeit 
darf  man  dasselbe  nicht  in  einen  anderen  Bezirk  verschleppen  (fcera 
undan  tökum),')  noch  durch  Verkauf  oder  irgend  welche  andere  Ver* 
fiigung  der  Haftung  entziehen  (selja  undan  tökum,  skjöta  undao 
tökum);*)  sitzt  aber  der  Betreifende  selbst  in  Haft,  so  darf  er  selber 
nicht  „laupaz  undan  töku".*)  Ist  die  Zeitfrist,  für  welche  die  Hsf- 
tung  übernommen  worden  war,  abgelaufen,  so  hat  entweder  deijeni^ 
welcher  sie  übernommen  hatte,  sich  durch  eine  förmliche  Erldäraog 
von  jeder  weiteren  Haftung  frei  zu  machen  (segjast  ör  taktj^**| 
oder  er  wird  auch  wohl  von  Rechts  wegen  von  derselben  befreit 
ohne  da6  es  einer  Erklärung  seinerseits  dazu  bedürfte  (själfsagt 
ör,  sciL  taki),^')  verliert  die  Forderung  eines  fjärtak  dadurch  ihre 
Wirksamkeit,  daß  der  Gegner  statt  dessen  ein  lagatak  anbietet,  und 
der  Fordernde  dasselbe  annimmt,  so  sagt  man:  „\ni  er  fjartak 
farit";'*)  endlich  wird  das  Vermögen  als  taklauss  bezeichnet,  an 
welchem  trotz  erfolgten  Begehrens  einer  Sicherheit  eine  solche  nidit 
bestellt  wurde.'*)  —  Auch  diese  so  reich  ausgeprägte  Terminologie 
läßt  auf  das  hohe  Alter  und  auf  den  einheimischen  Ursprung  des 
Institutes  schließen ;  schwierig  ist  aber  die  Erklärung  ihres  Ausgangs 
Punktes,  des  Wortes  tak  selbst  Es  wurde  bereits  bemerkt,  daß  tak, 
•gleichwie  auch  das  Zeitwort  taka,  zunächst  nur  das  Ergreifen  und 
Festhalten  einer  Sache  bezeichnet.  \'on  hier  aus  hat  das  Wortseftst- 
verständlich  noch  gar  keine  Beziehungen  zum  Rechtsgebiete,  indem 
der  Zugrili',  welchen  es  hezrichnct.  gmi/  ebensogut  ein  rccht'^ widriger 
als  ein  rechtmäßiger  sein  kann.  In  diesem  richtlieh  iudifiercntes 
Sinne  steht  z.  B.   die   Zusammensetzung  gripatak  einmal  in 


*j  BjarkK.  II,  14  und  26;  III,  134. 

«j  Cj>L.  loa.        »j  FrjjL.  IV,  ja.        «)  BjarkR,  II,  14. 

■'j  (il>L.  262.         •}  ebenda,  I02. 

l  r])L.  III,  20.  *■  cbcntia.  III,  20:  HjarkR.  III.  98. 

"1  I-  rI)L.  XVI.  2.  10   <;])L.  102.  "j  Ff|)L.  IV,  54. 

'■j  lijarkR,  Iii,  yi).  ^'j  l-  ri)L.  III.  30. 
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Konun<:;-i  )fik  Gfci  iraucht  ' :  von  (icm  Mitnehmen  foli;ciuicr  Sachen,  bei 
wc-lchcm  zunaclist  noch  dahinsteht,  oh  es  sich  dal>ei  um  einen  bloßen 
Irrtum  (misfanfj)  ohne  alle  stratrechtlichen  FolL,'en   handelt  oder  um 
eine  strafbare  Entwendunt^ ;  dieselbe  Zusaniniensetzunj;^  wird  (ia^ecicn 
in  einer  Geschichtsquelle '"' 1  ebenso  unbedenklich  aut  liie  unzweifel- 
haft %viderrcchtliche  W'eL^n.ihnie  trenidcr  Saclien  ani^ew  andt,  und  auch 
das  einfache  tak  haben  w  ir  in  einer  noru'ei^i<5chen  l'rkundc  aus  dem 
Jahre  133^  bereits  für  die  widerrechtliche  i\rhcbunc^  Iremdcr  Pacht- 
gelder gebraucht  s^'cfunden.    Von  hier  aus  will  Ir.  iirandt  ';  den  Aus- 
druck auf  die  gezwungene  Sicherheitsbestellung  beziehen,  in  deren 
Ermangelung  der  Gegner  sich  auf  dem  Wege  der  Selbsthilfe  helfen 
konnte,  im  Gegensatze  zu  der  freiwilligen  Sicherheitsbestellung, 
für  welche  letztere  die  Bezeichnung  varösla  gegolten  habe.  Gegen 
diese  Deutung  hat  v.  Amira  eingewendet,  *)  daß  nach  ihr  das  tak 
„nicht  das  Vorhandensein  von  Sichcrlu  it,  sondern  den  Mangel  der- 
selben betonen"  würde,  und  dai3  dieselbe  unerklärt  ließe,  wie  gesagt 
werden  konnte,  der  Bürge  gehe  in  das  tak,  die  verhaftete  Sache 
unterliege  dem  tak  u.  dgl.  m.;  nach  seiner  Meinung  soll  vielmehr 
das  tak  „der  als  gegenwärtig  gedachte  Zugriff  gegen  Personen 
nicht  minder  wie  gegen  Sachen"  sein. Ich  halte  indessen  diese 
Einwendungen  gegen  Fr.  Brandts  Auffassung  nicht  für  stichhaltig. 
Halt  man  an  der  oben  des  näheren  begründeten  Deutung  der  Worte 
„toekr  er  taklauss  eyrir  svä  mikil  sem  sok  var  til  gefin"  fest,  so  er- 
gibt sich,  daß  der  Kläger  bei  widerrechtlicher  Verweigerung  der 
Sicherheitsbestellung  auf  dem  Wege  der  Selbsthilfe  so  viel  von  dem 
Vermögen  des  Beklagten  wegnehmen  durfte,  als  dem  Betrage  seiner 
Forderung  entsprach;  kombiniert  man  femer  die  Vorschriften  des 
Stadtrechtes  über  die  Unterwerfung  der  eigenen  Person  des  Be> 
klagten  unter  das  tak  *)  mit  den  Bestimmungen  der  Provinzialrechte 
über  die  eventuelle  Befugnis  des  Klägers,  diesen  in  Halt  zu  nehmen, 
wenn  er  kein  tak  bestellte, '')  so  ist  klar,  dad  auch  in  Bezug  auf  die 
persönliche  Haft  die  eigenmächtige  Gefangensetzung  des  Beklagten 
durch  den  Kläger  erst  dann  einzutreten  hatte,  wenn  der  erstere  seiner 
nächsten  Verpflichtung,  sich  selber  zur  Inhaftnahme  anzubieten,  nicht 

*)  Konüngsb6k,  231  16S.  *)  Gull^6riB  «.,  13^63. 

")  aog.  O.,  S.  85—86.  Ann». 

♦)  Altnorwcgisches  VoHsircckungsvcrfahtcn,  S.  33a;  vgl.  jcut  auch  Ailscbwe- 
-discbes  Ul  lig  itionsrccht,  S.  064. 
»)  ang.  u.,  S.  331. 

•)  BjarkR.  II,  n  noA  50.         ')  G|iL.  102;  Fr^L.  X,  26. 
Mattrar,  Aluu>rdi«e1i«s  Pfandrechi. 
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genügt  hatte.    Da  licL;t  nun  die  Vermutung  nahe  genug,  daß  ur- 
sprungHch  der  Schwerpunkt  vii.  Inu  hr  auf  die  Selbsthilfe  gefallen  sein 
möge,  mochte  sich  diese  nun  gegen  das  Vermögen  oder  gegen  die 
Person  des  Beklagten  gerichtet  haben,  und  daß  erst  hinterher  diesem 
die  M '^'lichkeit  erötTnet  worden  sei,  sich  der  Selbsthilfe  durch  Sicher- 
heitsleistung zu  entziehen;  eine  Bestimmung,  welche  möglichenÄcise 
ursprünglich  nur  dem  dnhleypingr  gegenüber  gegolten  haben  mag, 
während  dem  Bauern  gegenüber  recht  wohl  von  jeher  die  Regel  in 
Anwendung  gewesen  sein  konnte,  daß  „varöar  bü  hans  taki".  Die 
wirkliche  Selbsthilfe  nun,  gleichviel  ob  in  der  Richtung  auf  die  Pers<'n 
oder  auf  deren  Vermögen,  konnte  nach  dem  Obigen  recht  wohl  als 
tak  bezeichnet  werden,  und  dem  gegenüber  die  soeben  erwähnte 
Regel  zunächst  nur  den  Sinn  haben,  daß  beim  ansässigen  Manne 
sein  Anwesen  für  die  Selbsthilfe  eintrete,  d.  h.  also  deren  Anwen- 
dung ausschließe;  warum  sollte  da  die  Sicherheitsleistung,  welche  der 
Beklagte  anbieten  konnte,  um  sich  \  on  der  Selbsthilfe  frei  zu  machen, 
und  welche  ihm  späterhin  sogar  abgefordert  werden  mudte,  ehe 
überhaupt  zur  Selbsthilfe  ihm  gegenüber  gegriffen  werden  durfte, 
nicht  auch  ihrerseits  den  Namen  dieser  Selbsthilfe  überkommen  haben 
können,  an  deren  Stelle  sie  doch,  gewissermaßen  als  ein  Surrogat 
für  dieselbe,  getreten  war?  Unter  der  Voraussetzung  eines  derart^en 
Entwicklungsganges  könnte  dann  aber  auch  nicht  auffallen,  wenn 
bei  der  weiteren  Durchbildung  und  Handhabung  der  Terminologie 
auch  hin  und  wieder  Redewendungen  aufkamen,  welche  nicht  mehr 
mit  der  ursprünglichen,  sondern  nur  noch  mit  der  abgeleiteten  Be- 
deutung des  Wortes  tak  in  Einklang  standen,  oder  wenn  der  Begii^ 
der  Sicherheitsbestellung  nunmehr  auch  auf  den  ansässigen  Mann  in 
der  Art  ausgedehnt  wurde,  daß  ihn  die  Veräußerung  und  Ver* 
scbleppung  aller  Vermögensstücke  untersagt  wurde,  wodurch  dann 
die  Regel  „bü  hans  vardar  taki*'  eine  ganz  neue  Bedeutung  für  ifao 
gewann.   Weit  unnatürlicher  scheint  mir  dagegen  v.  Arnims  Auf* 
fassung,  welche  bei  dem  tak  lediglich  an  die  eventuell  in  Aussiebt 
stehende  vermögensrechtliche  Exekution  gedacht  wissen  will. 
man  sich  nämlich  nicht  auf  eine  tatsächliche  Selbsthilfe  berufen, 
welche  erst  hinterher  durch  ein  gerichtliches  Verfahren  zu  recht' 
fertigen  wäre,  also  gewissermaßen  auf  eine  Exekution  vor  dem  tr* 
teile,  wie  auf  eine  solche  der  obige  Gedankengang  zurückführt,  dann 
wird  in  dem  Augenblicke,  in  welchem  die  Sicherheitsleistung  ^ 
gchrt  und  gewährt  wird,  die  Exekution  eben  doch  in  sehr  entfernter 
Aussicht  stehen  und  deren  Eintreten  oder  Nichteintreten  ein 
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fragliches  sein:  stellt  sich  iiti  ilckia^^tc  in  .seiner  Heimat  oder  vor 
Gericht,  schwört  er  ferner  den  von  ihm  zug^esagten  lud,  so  ist  das 
brautartak,  lagatak  oder  eiOatak  erloschen,  ohne  daß  es  zu  irj^ond 
einer  Kxckution  kommt.    Wie  sollte  da  die  Sicherlieiläbebtclluiif^ 
nach  einer  llxt  kution  benannt  sein,  von  der  man  noch  jE^ar  nicht 
weiß.        und  vvaim  sie  jemals  eintreten  wird?   Allerdings  bezweckt 
da.s  pro/.essualische  tak  die  Sicherstellunj;  einer  allenfalls  notwendig 
werdenden  Exekution:   aber  es  ist  eben  <=elbst  doch  nur  Sicher- 
-Lellung,  nicht  Exekution,  und  k.mn  darum  d  ch  auch  nicht  wohl 
nach  der  letzteren  benannt  sein.  -  -  Ich  bemerke  übrigens,  daß  sich 
muglicliL-rweise  auch  noch  ein  t^an/,  anderer  Ausweg  für  die  Erklärung 
des  Ausdruckes  erolinen  konnte.    Wir  haben  in  der  islandischen 
Rechtesprache  das  Wort  tak  als  Be/eichnunt;  des  Hausrates  oder  der 
Habseligkeiten  einer  Person  kennen   gLlcrnt,  CfU(^brandr  Vigfüsson 
hat  bereits  mit  dieser  Bedeutung  cic>selben  die  Zusammensetzung 
,,fätcL;ki",  „fatcekt",  „fatcekr"  in  VcrbiiKhini:   L:ebtacht')   und  auch 
darauf  aufmerksam  gemacht,  daß  für  fat  i  kt  ganz  vereinzelt  auch 
einmal  die  uini^ckehrte  Zusammensetzung  „takf^e'^"  vorkommt;')  er 
hat  endlich  auch  noch  die  Zusammensetzung  „itak"  herangezogen, 
welche  im  islandischen  Rechte  als  technische  Bezeichnung  von  Be- 
rechtigungen auf  fremdem  Lande,  wie  z.  B.  Wald-  und  Weiderechten 
u.  dgl.  vorkommt,  also  ziemlich  in  demselben  Sinne  gebraucht  wird, 
in  welchem  wir  von  Ser\itutcn  sprechen.    In  allen  diesen  Anwen- 
dungsfällen scheint  das  Wort  tak  die  gemeinsame  Bedeutung  von 
„Besitz''  zu  haben,  indem  man  von  taka  —  ergreifen  zu  dem  Begriffe 
des  Herrschens  und  des  Beherrschten  gelangte;  von  hier  aus  Heß 
sich  aber  möglicherweise  nu  h  wieder  auf  das  tak  Im  prozessualischen 
Sinne  herüberkommen,  als  welches  ja  auch  eine  gewisse  Herrschaft 
dessen,  welchem  die  Sicherheit  bestellt  wurde,  über  die  Person  oder 
das  Vermögen,  von  welcher  und  an  welchem  dieselbe  bestellt  wurde, 
begründete.    Wahrschcinhch  wil!  mir  indessen  eine  derartige  Er- 
klärung der  Wortbedeutung  nicht  vorkommen;  ich  möchte  vielmehr 
nur  Sprachkundi    n  ihre  Möglichkeit  zur  Erwägung  anheimgeben, 
während  ich  meinerseits  vorziehe,  bis  auf  weiteres  bei  der  von  Fr. 
Brandt  aufgestellten  und  oben  des  näheren  ausgeführten  Deutung 
stehen  zu  bleiben. 

'  I  Diciiunary,  s.  v.  tak. 

*i  Gauirck;>  kyi,  s.,  2  10:  tyxir  Ukf;i^ar  sakir. 
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$  12.   Die  Gesetzgebung  des  Königs  Magnüs  lagaboettr. 

In  den  jüngeren  Christenrechten  des  GuU|Mnges 
und  des  Bürgar])inges  findet  sich  das  tak  nicht  erwähnt;  was 
freilich  um  so  weniger  zu  verwundem  ist,  als  auch  die  älteren 
Christenrechte  dieser  beiden  Dingverbände  desselben  keine  Erwäh> 
nung  getan  hatten.  Dagegen  enthält  das  sogenannte  Christen* 
recht  des  K.  Sverrir  eine  wichtige  hierher  gehörige  Stelle,') 
welclie  im  wesentlichen  aus  den  Fr|>L.  entnommen  ist ; eine  zweite, 
minder  wichtige  Stelle,  welche  ebenfalls  aus  den  FrpL.  bezogen 
wurde,  "V)  ist  nur  mit  ihren  Anfangsworten  und  einem  „etc."  einge- 
stellt und  reicht  deren  Text  infolgedessen  nirht  mehr  bis  zu  der 
I-lrw  iiiiming  des  tak.  ICrhcMich  Neues  gcwälirt  al)er  aucii  6w  erste 
dieser  l:)eii.iei;  Stellen  iiieht.  Diese  i'^t,  um  dies  t^leicü  lucr  zu  li- 
wähnen,  aucli  in  eia^  C  h  r  i  s  t  e  11  r  c  c  Ii  t  Jons  ui)erL;e^^angen,*  i  wenn 
auch  einigermaijcu  \erkurzt  und  verändert:  aber  auch  jene  zweite 
Stelle  findet  sich  hier  eingestellt,  und  7\var  in  derselben  Fassung, 
welciie  sie  in  den  I  rpL.  zeigt,  ■'^)  w.ilircud  zwar  nicht  diese  letztere, 
aber  doch  jene  cr.-.tcrc  Stelle,  noch  mehr  abgekürzt,  auch  in  des 
ß.  Arni  isländisches  C  h  r  is  t  c  n  r  ec  h  t  übergegangen  ist.*i 

Unter  den  wcltliclien  (lesetzbuchern  des  K.  Magnu«  dn^ec^eii 
oru  ahnt  die  Jarnsi  (Vi  ua^  tak  nur  an  einer  einzigen  StellL.  wckhe 
aus  den  GI>L.  geschupft  ist,  ')  so  daß  es  zweifelhaft  ersciicint,  ob 
diese  so  völlig  i'^olicrt  stehende  Krwähiuiiii;  desselben  nicht  etwa  aul 
ein  bloik-s  Ver.«,elicn  des  Bearbeiter^  zurückzuführen  sei.  Nicht  viel 
anders  <teht  die  Sache  auch  hinsichtlich  des  gemeinen  Land- 
rechtes.    Aus  dcu  ist  in  dieses  die  l)estiinniung  herüberge- 

kommen, daß  derjenige,  welcher  ein  Heerschiff  baut  und  sich  den 
[ieamten  des  Koni??«  gegenüber  nicht  über  seine  Absichten  bei 
diesem  Haue  ausweist,  ein  tak  für  die  große  Friede nsbuLV-  bestellen 
müsse,  -)  und  ist  dabei  für  unseren  Zweck  vollkommen  gleichguhig. 
daß  der  Betrag  dieser  Buße  vermöge  einer  inzwischen  erfoigtea  all- 

')  S  V  c  r  r  is  Kr  R.  92. 

Frj)L.  III,  20,         »)  Sverris  KrR.  92;  vgl.  Ir^L.  III.  13, 
*)  Jons  KrR.  35:  v;l.  Fr]»L.  HI,  ao. 

Jobs  KrR.  61 ;  vgl.  FrjiL.  III,  SJ.  Ata*  bps.  KrR.  a9>i82. 

•J  Järns..  j),'..fub.  3;  vgl.  G^L.  254. 
*)  LaDdsi.,  Laodvarnarb.  iS;  vgL  Gl»L.  314. 
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gemeinen  Herabsetzung  nur  noch  13*  3  Mark  beträft,  während  der* 
selbe  vordem  das  Dreifache,  also  40  Mark,  betragen  hatte.  Aus 
derselben  Quelle  ist  femer  noch  eine  zweite  Stelle  herübergenommen 
worden,  welche  von  der  Bestellung  eines  tak  in  Diebstahlsfallen 
handelt,  ^)  und  zwar  dieselbe  Stelle,  welche  auch  bereits  in  die  Jam- 
si'da  aufgenommen  worden  war;  auf  diese  beiden  Stellen  beschränkt 
sich  aber  auch  alles,  was  das  Gesetzbuch  von  dem  prozessualischen 
tak  weiß,  während  dasselbe  im  übrigen  nur  noch  gestattet,  einen 
Schuldner,  welcher  nicht  etwa  durch  völlig  unverschuldete  Unglücks- 
fälle zahlungsunfähig  geworden  ist,  in  Haft  zu  nehmen  und  zum 
Diw^  m  führen,  wo  er  dann  zunächst  seinen  Verwandten  zur  Aus- 
losung anzubietcu,  eventuell  aber  zum  Abverdienen  seiner  Schuld 
durch  eigene  Arbeit  zu  verurteilen  i^t, -i  Ict/.tcrcs  eine  I5estimmung, 
welche  einerseits  an  das  alte  „bjööa  sik  sjalfan  i  tak",  .uuiererseits 
aber  am  h  an  die  alte  Schuldknechtschaft  anknüpft.  '1  Aui'ierdcm 
komnit  aber  noch  in  Frage,  wie  weit  das  gemeine  Landrechl  etwa 
auch  noch  das  heimildartak  kenne.  In  dieser  Richtung  kommen  nur 
zwei  Stellen  in  Betracht,  von  u  elchcn  die  eine  sciion  früher  einlalilich 
besprociicn  wurde.  Dieselbe  erwähnt  aus  Anlal*  d(  r  I  Mebstahlsklage 
das  „reyna  heimild.artaku"  des  Beklagten,^)  und  wurde  üben  bereits 
dargetan,  daß  in  ihr,  t^an/,  w  ie  in  der  iiir  /u^^^runde  liegenden  Stelle 
(ler  GI»L.  und  der  jarnsi'"*)  i,  unter  der  heiniildartaka  nur  der  I*>vverb 
eine^  gesicherten  Kcclit>titels  /u  verstehen  und  somit  an  das  heimild- 
artak des  Stadtreclite-,  nicht  zu  denken  sei.  Die  zweite  Stelle  ist 
dagegen  aus  dem  alteren  Stadtrerhte  entlehnt, ')  und  hat  aus  diesem 
zunriclT't  den  Satz  bezogen,  dati  beim  Kaufe  bestimmter  Gegonstande 
der  Abschliil)  ,,mc*^  vattum,  ok  meC>  hand«ri]um.  nk  mei"*)  heimildar- 
tokum"  zu  ertulL^en  habe,  wol'ei  freilich  eine  Ms.  die  letzteren  Worte 
auslaßt;  hinterher  tc)lgt  sodann  aber  auch  nocli  der  weitere  Satz, 
daß  auch  benn  Kaute  von  Waren  ^^anz  anderer  Art  der  X'^erkäufer, 
wenn  deren  Beschaft'enheit  vom  Kaufer  bean-tuidet  wird,  „sina 
heimildartnku",  oder  nach  anderen  H^?.  „sm  heimildartaka",  „sinn 
heiniiidarmann",  „sinnar  heimildataku  mann"  u.  dgl.  vorlegen,  bzw. 
vorführen  solle.   Die  zweite  Hälfte  dieser  letzteren  Stelle,  welche 

')  Landsl..  pjafub.  4;  vgl.  ü |)  L.  354. 
*)  L  .1  n  d  s  l.,  K  a  u  p  a  b.  5. 

*)  vgl.  meine  Abhandlaag  über  „Die  Schuldknecbtschari  nacb  alüiordiscbem 
Kechle'S  S.  32—33. 

*)  Landsl.,  {»j.ifab.  4;  vgl.  G  p  L.  254  und  Järns.,  J>jrjfab.  3. 

^)  Laadsl.,  Kaupab.  10;  vgl.  bjarkR.  II!,  ilo,  aber  auch  108  und  107. 
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nicht  direkt  aus  dem  älteren  Stadtrechte  genommen  ist»  soweit  uns 
dieses  vorliegt,  braucht  den  Ausdruck  sichtitcb  ebenfalls  nur  im  Sinne 
eines  legalen  Erwerbstitels,  wenn  man  ,,sina  heimildartaku^  oder  im 
Sinne  eines  Gewährsmannes,  wenn  man  „sinn  heimildarmann"  oder 
„sinnar  beimitdartoku  mann"  liest,  und  ist  demnach  die  Lesart  «ann 
heimildartaka"  doch  wohl  als  eine  verderbte  zu  betrachten,  welcher 
eine  Verwechslung  des  heimildartaki  mit  dem  heimildarmaAr  zu- 
grunde liegen  mochte;  in  die  erste  Hälfte  der  Stelle  aber  scheint 
der  Ausdruck  wohl  nur  durdi  ein  Versehen  hereingekommen  zu 
sein,  indem  man  bei  dem  Ausschreiben  der  gebrauchten  Vorlage 
mehr  mit  herübemahm  als  man  hätte  herübemehmen  sollen.  —  Ganz 
anders  steht  dagegen  die  Sache  im  neueren  Stadtrechte.  In 
diesem  tritt  zunächst  das  heimildartak  ganz  in  derselben  Weise 
auf  wie  im  älteren  Stadtrechte,  nur  daß  die  betreffenden  Bestim- 
mungen in  einzelnen  Beziehungen  noch  ausführlicher  und  noch  be* 
stimmter  gefafit  sind,  wobei  freilich  nicht  übersehen  werden  daif, 
dafi  uns  der  einsdilägige  Teil  dieses  älteren  Stadtrechtes  nkbt  in 
seinem  Originaltexte  erhalten  ist,  sondern  nur  in  zwei  voneinander 
unabhängigen  Auszügen,  so  daß  die  Möglichkeit  besteht,  daß  auch 
jene  Bestimmungen,  welche  das  neuere  Stadtrecht  vor  dem  älteren 
vorauszuhaben  scheint,  dennoch  auch  schon  in  dem  letzteren  ent- 
halten gewesen  sein  könnten  und  nur  in  die  l)eiden  Auszüge  aus 
demselben  nicht  aufgenommen  worden  waren.  Das  neuere  Stadt* 
recht  enthält  aber  zunächst  die  Regel:')  „nu  skal  nchij.  t^riji  ja  alla. 
er  heimildartaki  skal  fyi<Tfja:  et  m;i(V  kaupir  hus  at  manne,  c(\t  skip 
j»at  er  halt  er,  eöa  OL)  :i  u  ska])tL-,  L«\i  s;»]6t,  cöa  sven^  med  umgien\ 
|»at  er  halt  er,  kl.LMM  oll  skoren,  kutlar  hah^ir.  ok  ull  jiau  vopn,  er  hoi^^ 
ero,  hestar  aller  ok  yxn  tauiöir,  ok  aller  l*eir  gripir,  er  haüMr  ero", 
wobei  ich  bemerke,  dati  als  ..hoOV'  die  bereits  gebrau  hten  Gesten- 
Stande  gegenüber  den  neuen  um!  neich  ungebrauchten  l)e.'.ciclm*.l 
wer.lcn,  wie  denn  bereits  in  den  Gl'L.  ,,vt'r>n  |>an  er  hold  ero"  er- 
\\alint  werden,-)  und  eine  für  Björgvia  am  y.  Februar  1303  erlassene 
X'erortlnung  in  ihrem  sj  9  „forn  klre(^ir  borin,  ok  annat  iornt  kram 
ok  halt"  nennt. ')  An  diesen  Satz,  von  welchem  das  altere  Stidtrecht 
nichts  weiÜ,  schließt  sich  inue»>en  sulort  die  fast  Weu  tlich  au?  deai 
sclbcii  enüehnle  weitere  Vorschrift  an;  „en  hvarvetna  J»ar  sem  inenn 
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skiptazt  \iö  gripum  eöa  hüsum,  \ib.  skal  k.iupa  mel^  vattom  2  eöa 
flcirum,  olc  meö  handsolum  ok  mtö  heimildartokum";  \)  der  neue 
Zusatz  verändert  demnach  nichts  an  dem  p^cltcndcn  Rechte,  sondern 
erläutert  dieses  nur  in  etwas  eingehenderer  Ausführung,  und  er 
könnte  somit  ganz  wohl  aucii  bereits  in  dem  alteren  Kccht.sbuciic 
entlialten  gewesen  sein,  w  ic  denn  in  der  Tal  dcv  in  diesem  letzteren 
gebrauchte  Ausdruck  „vara  öll  ny  ok  unoiin,  hvart  seni  |»at  er  i 
vapuum  ölluni  nyjuni  ok  unolnuni,  eöa  er  jiat  1  annarri  vuru"  den 
Gegensatz  der  „v'opn  er  ho(<S  ero"  geradezu  voraussetzt.  Neu  ist 
demnach  insoweit  im  (rrumie  nur  tiic  W'egkissunL,'  jeder  Bezui;naljme 
auf  den  festarpcmung  beim  Verfahren  beim  \  erkaute  von  unge- 
l>rauchten  Waren,  und  scheint  demnach  dieses  Haftgeld,  wie  es  s  iion 
früher  nur  nützlich,  aber  nicht  notwendig  gewesen  war,  spater  vollends 
auÜer  Ciehrauch  gek(mimen  /u  sein.  Neu  ist  ferner  auch  die  nächst- 
f<ilL;encie  Be'-timmung  im  neueren  Stadtrechte,  -)  welche  den  V'indi- 
k  itionspro/eti  in  der  Anwendung  auf  Waren  bespricht,  deren  Verkauf 
ein  lieimildartak  i>edarf.  Für  den  Fall,  da  jemand  eine  gebrauchte 
Sache  gekauft  hat,  bei  deren  Kauf  ein  Gewaiirsinann  beizuziehen 
war  (grip  haföan  ))ann  er  heimildartaki  er  til  nefndr;  die  Variante 
heimildarttrkia,  d.  h.  heimildartckja  verändert  den  Sinn  nicht),  und 
welche  nun  ein  anderer  als  iiun  gestohlen  in  Ans]>rnrh  nimmt,  soll 
der  Besitzer  nac'n  die'^er  X'orschrift  seinen  ( lewahr-niann  iheimildar- 
mann  sinn)  nennen  und  sich  auf  Urteil  und  Recht  beruü  ii.  (ielijigt 
es  ihm  nun,  seinen  Gewähr.smann  (heimildarma(V)  an  der  laL^tahrt 
zu  stellen,  so  i'-t  er  damit  der  Klage  entledigt  (|ia  er  hann  iauss  vit^l, 
was  doch  wohl  nur  dahin  zu  verstehen  i=:t,  daß  nunmehr  dieser  Ge 
währsmann  die  Verteidigung  übernehmen  muti,  falls  nicht  etwa  der 
Kläger  seine  Klage  sufort  fallen  laßt;  kann  er  dagegen  seinen  Ge- 
währsmann (heimildartaka ;  daneben  aber  die  Varianten  heimildartak 
und  heimildartaki!  nicht  nur,  sondern  auch  heinüldarmaim)  nicht 
stellen,  so  hat  zunächst  der  Klager  mit  zwei  Zeugen  zu  beschwören, 
daß  die  bestrittene  Sache  ihm  t^ehöre  und  von  ihm  nicht  ver- 
äußert worden  sei,  worauf  er  befugt  ist,  dieselbe  an  sich  zu  nehmen, 
während  der  Beklagte,  welcher  seinen  Gewährsmann  (heimildar- 
madr,  heimildartaka)  nicht  zu  stellen  vermochte,  als  Dieb  behandelt 
wird,  wenn  er  sich  nicht  von  dem  Verdachte  des  Diebstahls  mittels 
eines  Sechsereides  reinigt   Endlich  wird  noch  beigefügt,  daß  der 
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Beklagte  «luch  dem  K.(mige  und  der  Stadt  schlechtenünq^s  d  .fur 
aufzukommen  hat,  wenn  er  sciiK-ii  Gewährsmann  ihciniikl.trtaka, 
hcimiklarnumn)  niclit  /vi  stellen  \  erniatr,  wogegen  er  sich  seinerseits 
mit  seiner  Fordcruni^  ;in  diesen  zu  haltL-n  bcrcchtit^'t  ist,  wenn  er  ihn 
hinterher  ntu  li  /u  treflen  weiÜ;  letzteres  eine  Hestinmiung.  welche 
aui-h  sehon  im  alleren  Stadtrechte  ihre  Parallele  lindet, ')  wenn  aucii 
in  anderem  Zusaninicnhunge,  wogegen  die  Iruher  gültige  Verschieden- 
heit der  Regelung  des  Sechsereides,  je  nai  hdem  die  Klage  durch 
ein  hcimslcv'iöarvitni  unterstützt  worden  war  oder  nicht,  im  neueren 
Rechte  beseitigt  erscheint.  Endlich  wird  im  jüngeren  Stadtrechte 
noch  ausdrücklich  ausgesprochen,  -)  dal]  man  beim  X'erkaule  f^ewis^er 
anderer,  zumal  neuer  und  ungebrauchter  \\  arcn,  keiner  besonderen 
Gewahrschatt  oder  Gewährsleute  (heimildartaka,  heimiidartaki,  heim- 
ildarmaör)  bedürfe,  wie  dies  im  älteren  Rechte,  wenn  auch  mit  etwas 
anderen  Worten,  aucii  schon  L:cs,igt  worden  war:")  zweilclhaft  er- 
scheint indessen,  wie  es  zu  verstehen  sei,  wenn  liintcrher  beim  Ver- 
kaufe von  Waren,  an  denen  sich  eine  l  alschung  italsi  nachweisen 
läßt,  gesagt  wird,  daß  zunächst  der  Verkaufer,  auf  welchem  der 
Verdacht  ruht,  sein  .\ichtwis*^en  um  die  Fälschung  mittels  eine« 
Sechsereides  dartun  soll,  wenn  er  nicht  einer  HukJe  von  nundcstens 
13*3  Mark  an  den  Runig  verfallen  will,*)  sodann  aber  ,.hate  hverr 
sin  heimildartaka  (Variante:  heimildartaku)  til  |iess  er  til  pp  iV  kcmr, 
ok  svare  sä  fyrir  fals,  er  at  lögum  a  tyrir  at  svara ".  J  )a  der  Aalang 
der  Stelle  nur  v<  n  den  Käufen  handelt,  in  wclclien  kein  heimil'i^^r- 
taki  beizuziehen  u  ar,  und  auch  die  CJberschrift  des  Paragraphen  nur 
von  solchen  Fällen  spricht,  wird  man  wohl  auch  die  hier  fraglichen 
\^'orte  nur  auf  diese  Fälle  beziehen  dürfen,  wie  denn  auch  der  Be- 
gritt'  des  fals  gerade  in  derartigen  Fällen  am  ersten  zum  Zuge 
kommen  konnte,  wie  z,  13.  dann,  wenn  reines  Gold  oder  Silber  ver- 
kauft, aber  unreines  geliefert  wurde,  oder  wenn  bei  \^'aren,  die  in 
Fässern,  Korben,  Säcken  u.  dgl.  \  erkauft  wurden,  das  Innere  nicht 
dem  Äußeren  entsprach,  ^)  vielmehr  etwa  Sand  und  Schmutz  fur 
Mehl  oder  Butter  geliefert  wurde;")  bei  einer  solchen  Auslegung 
müßte  man  dann  aber  unter  dem  heimiidartaki  nicht,  wie  dies  dem 
sonstigen  Sprachgebrauche  entspricht  und  auch  noch  am  Anfange 
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unserer  Stelle  selbst  der  Fall  ist,  etneD  beim  Kaufsabschlusse  beige- 
zogenen dritten  Gewährsmann  verstehen,  sondern  den  Verkäufer 
selbst,  welcher  sonst  vermöge  der  von  ihm  zu  leistenden  Gewähr» 
Schaft  als  heimildarmadr  bezeichnet  zu  werden  ptlegt.   Glaubt  man 
dagegen  unter  dem  heimildartaki  am  Schlüsse  unserer  SteUe  ebenso 
wie  anderwärts  den  dritten  Gewährsmann  verstdien  zu  sollen,  also 
den  „vin"  der  schwedischen  und  isländischen  Redite,  so  mufi  man 
ein  Zurückgreifen  der  Stdle  auf  den  im  vorangehenden  Paragraphen 
besprochenen  Fall  eines  Verkaufes  mit  Beiziehung  eines  dritten  Ge> 
währsmannes  annehmen,  was  doch  im  höchsten  Grade  gezwungen 
wäre,  und  überdies  zur  Ausdehnung  des  Begrifies  des  fals,  welcher 
sonst  nur  auf  den  \  erkauf  fungibler  Sachen,  und  zumal  auf  den  Ver- 
kauf nach  Maß  und  Gewicht  Anwendung  zu  finden  pflegt,  auf  den 
V^erkauf  individuell  bestimmter  Sachen  nötigen  würde.  Auffalliger 
noch  wird  die  Sache,  wenn  wir  uns  »laran  erinnern,  daß  uns  genau 
dieselbe  ScIun  icrii^kcil  auch  bereit»  au  einer  entsprechenden  Stelle 
des  Landrechte<  aufgestoßen  ist.')    So  wird  man  wohl  die  in  bczug 
auf  dioc    letzterer  Stelle    \'orgcsclihigenc   l'.rklaruiii;  aui.li  auf  das 
jüngere  Stadirccht  herüber!  »ezichen.  und  annchnicu  müssen,  dati  hier 
wie  tlort  eine  irrtümliche  \  crniL^chung  des  alteren  uud  jüngeren, 
und  .illeiifills  auch  des  landreohtlichen  und  stauirechtliclu-n  Sprach- 
gebrauches stattgefunden  h.ilu .  indem  man  das  heimildarlak  oder  die 
heimildartaka  im  alteren  und  landrechtlichen  Sinne  mittlem  heiniild.ir- 
tak  im  neueren  und  stadtrechtliciien  Sinne  verwechselte,  alsn  d.  n 
Erwerb  eines  legalen  Rechtstitels  mit  der  Übernahme  einer  Gewaiir- 
sch.nft  durch   einen  dritten  Garanten,  oder  allenfalls  auch  diesen 
Garanten    (heimildartaki*    mit   dem    Verkäufer    als    Geu  alirsnianii 
fheimildarmaör»  zu<  immeuw  arf.    Mag  sein,  daB  die  Verwirrung  zu- 
erst in  das  Laiulrc  ht  durrh  nngesrhickte  Henut/.ung  staatsrechtlicher 
ljuellen  neben  hmdrechtlichen  hereinkam,  und  daß  dann  dessen  Text 
wieder  auf  das  neuere  Stadtrecht  heruberu  irkLe.    Etwas  anders  ver- 
halt es  sich  endh">  h.  nut  einer  letzten  Stelle,  an  welcher  <\:i<  neuere 
Stadtrecht  des  heirniidartak  Erwähnung  tut,  -)  nämlich  au  jener  auf 
die  X'indikntion  gestohlener  Sachen  bezüglichen  Stelle,  welche  das 
gemeine  i  .  uidn  echt  aus  den  alteren  (iltL.  entlehnt  hatte,  und  welche 
sodann  aus  ihm  wieder  in  das  gemeine  Stadtrecht  uberging.  Wahrend 
am  Eingange  der  Stelle,  welche  der  Berufung  des  Beklagten  auf 
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seinem  Gewähren  gedenkt,  die  Lesart  der  GI)L.;  ,»en  hann  vcncsk 
heimildarmanne"  im  Landrecbte  noch  von  der  überwiegenden  Mehr- 
zahl der  Hss.  festgehalten,  und  nur  ganz  vereinzelt  durch  die  Lesung 
„heimUdartaki"  oder  ^fheimildartaku"  ersetzt  wird,  setzt  das  neuere 
Stadtrecht  dafür  frischweg  ein:  „en  hann  venizt  heimildartaka'\  Es 
läßt  ferner  zu  der  anberaumten  Tagfahrt  den  „bcimildartaki"  des  Be- 
klagten laden,  woi'on  jene  beiden  älteren  Quellen  nichts  wissen. 
Endlich  wenn  die  Gl)L.  hinterher  von  einem  «reyna  heimildartala 
(lies:  heimildartaku)  hans"  sprechen,  und  ebenso  das  gemeine  Laad- 
recht von  einem  ,»rtüyna  heimildartaku  hins**,  wird  hier  diese  letztere 
Lesart  festgehalten,  jedoch  offenbar  in  geändertem  Sinne.  Es  hat 
somit  das  neuere  Stadtrecht,  wie  oben  schon  gelegentlich  zu  b^ 
merken  gewesen  war,  den  noch  auf  der  älteren  Terminologie  fufien- 
den  Text  des  gemeinen  Landrechtes  bewußt  im  Sinne  der  neueren, 
stadtrechtlichen  Terminologie  umgearbeitet,  und  damit  in  eine  Stelle, 
w^elche  ursprünglich  nur  von  der  Gewährschaft  gesprochen  hatte,  die 
der  Verkäufer  seinem  Käufer  zu  leisten  hatte,  das  ausschließlich  dem 
Stadtrechte  bekannte  Institut  des  hctmildartaki  als  eines  dritten 
Garanten  hereingebracht   Die  mehrfachen  Komiptelen  aber,  welche 
in  einzelnen  Hss.  der  landrechtüchen  Quellen  zu  bemerken  sind,  geben 
lediglich  von  der  Verwirrung  Zeugnis,  welche  die  Abweichung  des 
stadtrechtlichen  Sprachgebrauches  vom  landrechtlichen  her\'orge- 
rufen  hat. 

Aber  auch  das  prozessualische  Lak  hat  sich  im  neueren 
St.uitreclite  noch  in  \oIler  Geltun^^  erhalten.    Gunz  all;;emein  \rird 
\\  \r<\   zunächst   der  Satz   aus|E[esprorhen,  ')  tlaÜ  der  Glaubic;cr,  wo. 
immer  der  Schukhur  die  SchukI  iiirlit  zugesteht,  .,|>a  .x'sti  liaiin  tak? 
ok  stefnu  (Variante:  tii  stcfnui  f>lv  I  ii;,H>rskuri^ar'" :  da  in  den  nach>t- 
h)lt;ciulcn  Worten  ein  anderes  \\.  i  !.ihri  ii  für  ck  n  l  all  \  urgeschriehen 
w  ird,  da  (k-r  Schukhier  gestandig.  oder  du-  Ii  die  Schuld  durch  Zeugen 
erwei^bar,  oder  allenfalls  auch  dem  KUiger  bereits  durch  den  U-g- 
mann  zuerkannt  worden  ist,  erhellt  sofort,  dali  jenes  liegehren  eiiit- 
tak  sich  nur  auf  die  I-'alle,  aber  auch  auf  alle  die  Falle  bezieht,  in 
u  elchen  es  sich  nicht  um  vitafc  handelt.    So  ist  es  demnach  nur  ei« 
einzelner  .Xnwendungsfall  dieser  allg<  meinen  Kegel,  wenn  ünderwart^ 
dcrjeni'^e.  welcher  eine  im  fremden  liesit/e  befindliche  FTl>«f'halt  in 
.\n>pruch  nimmt,  dahin  angew  iesen  wird,  daß  er  dereti  lie.-.it/'.ir  „Uk 
sctja  til  stefnu  ok  retts  rannsaks"  oder  „til  mots"  süUi  '-j  wenn  lerncr 
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von  dem  Käufer,  welcher  den  verkauften  Gegenstand  von  seinem 
Verkäufer  fordert,  gesagt  wird:  ,,l)ä  skai  bann  taksetja  bann,  ok  eiga 
stefnu  fyrir  lögmanne";')  oder  wenn  es  speziell  von  dem  früheren 
Käufer  einer  Sache»  welche  der  Verkäufer  hinterher  an  einen  anderen 
verkauft  hat,  heifit,  er  solle  zunächst  die  Sache  vor  Zeugen  dem 
Verkaufer  abfordern,  dann  aber,  wenn  dies  nichts  nützt,  „takseti  bann 
til  stefnu,  ok  til  laga  örskurdar".  *)  Ebenso  wird  dcijenige,  welcher 
ihm  gestohlenes  Gut  in  fremder  Hand  betrifft,  wenn  der  Besitzer 
sich  auf  einen  rechtmäßigen  Erwerbstitel  beruft,  zum  „%sta  taks 
fyrir  hann,  ok  svä  fyrir  fe  |)at  er  hann  kennir  scr"  angewiesen,  *)  eine 
Stelle,  welche  durch  Vermittlung  der  Landslög  aus  den  GpU  ge* 
flössen  ist  *)  Wiederum  soll  der  Erbe  eines  Getüteten,  wenn  jemand 
sich  weigert  das  vi'glysi'ngarvitni  zu  erbringen,  denselben  „taksetja 
til  möts,  at  bera  sem  framast  veit  hann  efter  samvizku  sinni*';*^) 
andererseits  soll  der  Erbe  des  Getöteten  aber  auch,  wenn  eine  vig* 
ly-sing  vorliegt  denjenigen,  der  sich  als  Täter  bekannt  hat,  an  dem 
von  ihm  angegebenen  Wohnorte  aufsuchen,  und  wenn  er  nun  die 
Tat  leugnet,  „taksetja  }iann  til  möts".*)  Wenn  sich  ferner  jemand 
erlaubt,  sein  Haus  auf  fremden  Grund  zu  setzen,  wobei  natürlich  nur 
an  Holzbauten  zu  denken  ist,  „\>a  skal  sä,  er  tuftir  ä,  taksetja  t»ann 
man  til  sin,  en  hann  fa;re  |iat  tak  med  logum,  ok  kome  til  raös  um 
morgunin  eftir," ')  wobei  höchstens  die  Worte  „til  sin"  zweifelhaft 
sein  mögen,  welche  ich  indessen  auf  die  Wohnung  des  Beklagten 
beziehen  zu  sollen  glaube.  Von  dem  taksetja  wird  femer  dem  ^e<;en- 
über  Gebrauch  gemacht,  der  sich  in  bezug  auf  die  Verwahrung  des 
Feuers  gegen  die  Stadtordnung  verfehlt,  sowie  auch  dem 
über,  welcher  unentschuldigt  dem  Aufgebote  zum  Schiffszuge  sich 
entzieht;")  nicht  minder  aber  auch  gctjenuber  dem,  der  in  der  Stadt 
ein  Krieg.sschifl'  baut,  und  sich  dadurch  dem  Verdachte  aussetzt,  eine 
Heerfahrt  unternehmen  zu  wollen.'")  In  allen  tliesen  Fallen  tragt  die 
Sichcrheitsbestellung  ganz  denselbcu  l  liaraktcr  wie  diejcni^'e.  tur 
welche  das  altere  Recht  die  Bezeichnung  lai^^t.ik  braucht,  u.  Ii.  sie 
l>ezwe'  kt  lediglich  eine  (iewaiii  ui:  das  Ersciieinen  des  Gegners  vor 
Gericht  oder  auch  vor  dem  Lognianne,  der  ja  nunmehr  mit  einer 


neuerer  BjarkK.  Kaupab.  5, 
-)  ebenda,  9.         *■  ebenda,  I>jofab.  7. 
*)  Landtl,  ]»ji)fab.  4;  GfiL.  254. 

*)  neuerer  H-arkK.  Mannh.  12.  *j  ebenda. 

"(  eh'  nda.  J'.  rj.ir<k.  i».  ebenda,  JO.  ebenda,  I7. 
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eigenen  Gerichtsbarkeit  ausgestattet  ist;  die  Vorschriften  aber  über 
das  Verfahren,  welches  bei  dieser  Art  der  Sicherheitsbestellung  ein* 
gehalten  ist,  sind  folgende:')  Derjoilge,  welcher  einen  anderen  um 
Sicherheitsbestellung  angehen  mll  (er  aestir  mann  taks),  soll  sich  mit 
zwei  Zeugen,  welche  jedoch  mit  eigener  Wohnung  angesessen  sein 
müssen  (htjsfastir  menn),  zu  seinem  Gegner  begeben,  ihn  um  die 
Bestellung  der  Sicherheit  angehen,  und  ihm  zugleich  angeben,  wo  er 
diese  zu  bestellen  habe  (hvert  bann  skal  fcera  tak).  Dieser  Auf* 
forderung  hat  der  Gegner  zu  entsprechen,  bei  Vermeidung  einer 
Bufie  \'on  einer  Mark  Silbers  an  den  König,  welche  natürlich  weg- 
falle wenn  der  Kläger  etwa  unterlassen  hat,  den  Ort  zu  bezeichnen, 
an  welchem  die  Sicherheit  bestellt  werden  soll.  Der  Bdklagte  bat 
dabei  drei  hausfeste  Männer  mit  sich  zu  nehmen,  nämlich  denjenigen, 
welcher  für  ihn  das  tak  übernehmen  will,  und  zwei  andere  Leute 
als  Zeugen,  bei  der  takfoerzla;  bringt  er  aber  mehr  Leute  mit  sieb, 
und  diese  machen  sich  in  Worten  oder  Werken  unnütz,  so  mag  der 
Kläger  durch  öffentlichem  Verruf  (Irsing)  den  Brauch  für  eine  Heim* 
suchung  (heimsökn)  erklären,  was  dann  zur  Folge  hat,  daß  der  Be- 
klagte, welcher  die  Sicherheit  zu  bestellen  hat,  in  die  große  Friedens- 
buße von  J3^3  Mark  Silbers  verfällt,  und  jeder  seiner  Begleiter  in 
eine  Buße  von  einer  Mark  Silbers.  Dabei  kann  der  Beweis  der 
Heimsuchung  durch  unansässige  Leute  ebensogut  geführt  werden  wie 
durch  ansässige;  ein  Gegenbeweis  aber  wird  nur  in  der  Richtung 
zugelassen,  daß  der  Bekl^e  darüber  Zeugen  erbringt,  daß  er  allen 
weiteren  Leuten  über  die  drei  gesetzlich  vorgeschriebenen  hinaus 
ausdrücklich  untersagt  habe,  ihm  zu  folgen.  Gelingt  dieser  Gegen- 
beweis, so  macht  er  natürlich  nur  den  Beklagten  selbst  von  der  Eot* 
richtung  der  Buße  frei,  wogegen  die  Begleiter,  welche  sich  ihm  trotz 
seines  Verbotes  angeschlossen  haben,  nach  wie  vor  je  eine  Mark  für 
den  Ko\)i'  zu  entrichten  haben ;  ganz  dieselben  Regeln  gelten  aber 
auch  für  den  anderen  VaW,  da  der  Klager  seinerseits  bei  der  Forde- 
rung der  Sicherlicitsbestcllung  eine  größere  als  die  gesetzlich  ihm 
gestattete  Begleitung  mitbringt.  Niemand  darf  sich  weigern,  beim 
l-'ordern  oder  1  .eisten  der  Sicheriieit  als  Zeuge  ni  itzu  gehen,  wenn  er  anders 
ein  hausfester  Mann  ist,  und  wird  die  W'cigcnin^'  mit  einer  Unze  Silbers 
an  deu  Konig  gebüßt.  W  III  aber  derjenige,  welcher  um  die  Sichcrheits- 
iKstellung  aut^^egangen  werden  soll,  sich  der  Anforderung  durch  die 
Macht  entziehen,  j.o  mag  man  ihm  die  Forderung  androiien,  undc^i^^ 


*1  neuerer  ÜjarkR.  Kaupab.  25. 
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nügtdie  Erklärung  der  beigezogenen  Zeugen,  dafi  der  Fliehende  sie  hätte 
hören  können,  wenn  er  nur  gewollt  hätte.  Dasselbe  gilt  auch  dann, 
wenn  der  Mann  in  ein  Haus  flieht,  und  hier  wie  dort  gilt  die  Auf* 
forderung  zur  Sicherheitsbestellung  selbst  dann  als  rechtsverbindlich, 
wenn  bei  derselben  der  Ort  nicht  angegeben  wurde,  an  welchem 
dieselbe  zu  erfolgen  habe;  hier  wie  dort  verfällt  der  Beklagte  ferner 
einer  Buße  von  einer  Mark  Silbers  an  den  König,  wenn  er  ihr  nicht 
durch  Bestellung  des  tak  entspricht  Doch  soll  man  niemanden 
„taksetja",  d.  h.  um  Sicherheitsbestellung  angehen,  „sidan  er  rinkt 
er  til  aptansöngs",  d.  h.  abends  nach  dem  Gebet  läuten,  es  sei  denn, 
dafi  jemand  an  der  Abreise  stehe,  und  auch  in  diesem  Falle  mufi 
die  Anforderung  wenigstens  noch  zeitig  genug  erfolgen,  um  dem 
Manne  noch  die  Möglichkeit  zu  belassen,  ein  tak  zu  erbringen; ')  für 
die  takfoerzla  selbst  aber  gilt  die  Regel,  dafi  im  Sommer  nur  die 
Sonne  zu  entscheiden  habe,  im  Winter  dagegen  der  Tag  (söl  skal  um 
sumarsdag  rada  takfcerzlum,  en  dagr  um  vetr).  Dieselbe  Regel  wird 
auch  bei  ganz  anderer  Gelegenheit  im  Landrechte  ausgesprochen,  '*') 
sowie  auch  bei  zwei  verschiedenen  Gelegenheiten  in  der  Jönsbok;^) 
dieselbe  will  nicht  nur,  wie  Miclielsen  annimmt, ')  besagen,  „daß  die 
Handlung  nicht  im  Dunkeln  vorgenommen  werden  solle,  sondern  sie 
wird  dahin  verstanden  werden  müssen,  daß  im  Winter  die  Handlung 
vorgenommen  werden  darf,  solaui^c  das  Tageslicht  wahrt,  dagci^cn  im 
Sommer  mir  so  lange  als  die  Sonne  wirklich  bereits  am  I  limmel  sloht, 
wie  diese  Dcutunrr  aucli  \'tm  Gr.  I-oui^ner  Lundii  in  einer  Anmerkmij^ 
zu  dieser  Stelle  bereits  ani,'cnonimen  u  urde.'"^)  Das  „taksetja  mauii  li: 
stefnu  uk  til  luuni.imis  urskurcW  ist  übrigens  für  denjenigen,  weiclicr 
die  Sicherheitsbestellung  verlangt,  keineswegs  völlig  gefahrlos;")  er- 
langt nämlich  der  Kläger  v^or  Gericht  nicht  ein  Urteil,  welches  ihm 
das  eingeklagte  Gut  zuspricht,  oder  doch  dem  Gegner  einen  Lid  auf- 
erlegt so  hat  er  dem  Beklagten  die  durch  seine  grundlose  Klage  ver« 
anlatkcu  Kosten  in  ihrem  doppelten  Betrage  zu  ersetzen,  und  überdies 
dem  Könige  mit  einer  Mark  Silbers  zu  büßen,  es  sei  denn,  daß  er 
mit  seiner  alleinigen  Hand  beschwöre,  daß  er  seiiie  Klage  in  gutem 
Glauben  gestellt  habe.  — •  Im  Bisherigen  war  immer  nur  von  einer 


'j  neueres  Siadlrecht,  kaupab.  l6.  *;  Laadsl.,  Landabrb.  47 

')  Jöasbök,  Frttmfcerslub.  7;  LandsUigub.  45. 

*)  Altnorduehes  Armenrecht,  S.  167,  Anm.  84  ^in  Falek«  Eranico,  I,  2). 

')  Bergens  gamlc  Bylov  (1829),  S.  117. 

*)  neuerer  BjrirkK.  Kaupab.  24;  die  ParalleUtelle,  Landsl.,  Kaupab.  8 
<pricbt  nur  von  einer  aufna,  nicht  uksetning. 
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Sicherhcitsbestellung  für  die  Stellung  des  Beklagten  vor  Gericht  die 
Rede;  es  kann  aber  unter  Umständen  eine  solche  auch  in  Bezug 
auf  einzelne  Abschnitte  des  gerichtlichen  Verfahrens 
als  solche  begehrt  werden.  So  kann  z.  B.  die  Bestellung  eines  tak 
begehrt  werden,  wenn  ein  Streitteil  von  dem  lög)iingf  an  welchem 
ein  Urteil  gesprochen  wurde«  den  Zug  an  das  nächste  Iög|)fpg 
nehmen  will, ')  oder  wenn  der  Zug  an  das  lög)img  darum  genommen 
wird,  weil  der  Gegner  vor  dem  Lögmanne  oder  Schultheiflen  (gjald- 
keri)  nicht  erschienen  war;')  in  gewissem  Sinne  läßt  sich  aber  auch 
das  brautartak  wieder  unter  diesen  Gesichtspunkt  bringen,  welches 
im  jüngeren  Stadtrecbte  noch  einmal  erwähnt  wird.*)  Es  wird 
nämlich  gesagt,  daß  beim  Angehen  einer  Person  um  ein  „tak  tQ 
laga  orskurdar"  wohl  zu  überlegen  sei,  ob  die  betreffende  Rechtssadie 
vor  das  Stadtgericht  oder  vor  das  Landgericht  gehöre;  im  letzteren 
Falte  hat  der  Beklagte  zunächst  nur  ein  „brautartak  til  beimilts  sins* 
zu  bestellen,  und  gilt  dabei  die  Regel:  „skaJ  bü  hans  Varda  taki 
fyrir  hann",  wogegen  der  Kläger  seine  Klage  an  das  Landgericht 
zu  bringen  hat  Endlich  kommt  aber  auch  noch  ein  fjartak  vor, 
wie  im  älteren  Stadtrechte.  Hat  jemand  von  einem  anderen  vitafe 
zu  fordern,  zu  welchem  unter  anderem  auch  alles  gerichtlich  zu- 
erkannte Gut  gehört,  so  soll  er  zunächst  vor  zwei  hausfesten  Männern 
als  Zeugen  seine  „krafa"  an  den  Schuldner  richten,*)  verweigert 
dieser  daraufhin  die  Zahlung,  so  soll  der  Kläger  von  ihm  ein 
fjartak  verlangen,  und  ihm  den  Ort  bezeichnen,  an  welchem  er 
dieses  zu  bestellen  hat  Bestellt  der  Schuldner  nun  das  tak 
nicht,  so  hat  er  dafür  eine  Mark  Silber  an  den  König  zu  büßen; 
bestellt  er  es  dagegen,  und  übernimmt  jemand  für  ihn  das  tak, 
so  bat  dies  in  der  Weise  zu  geschehen,  daß  dieser  letztere 
sich  verpflichtet,  die  Zahlung  am  nächsten  Morgen  zu  leisten, 
ehe  man  noch  in  der  Hauptkirche  zur  Messe  läutet  Wird  nun 
am  nächsten  Tage  nicht  bezahlt,  ehe  man  zur  Messe  läutet,  so 
soll  der  Gläubiger  sofort  nach  der  Messe  mit  einer  krafa  gegen 
den  Übernehmer  des  tak  vori^ehen,  und  zwar  gleichviel,  ob  er  ihn 
zuhause  trift't  oder  nicht;  zalilt  er  jetzt,  oder  zahlt  ein  anderer  fiir 

')  neuerer  BjarkR.»  ^ingskb.  5;  in  der  CttUprecbcndeii  $t«Ue  derLaads- 
IQg,  6  wird  die  taksetning  nicht  erwähnt. 

•j  neuerer  Üja  r  k  K..  |)ing5k  1>.  6;  in  den  I.andsl.  12  {«t  wieder  von  kcir.ct 
taksetning  die  Kcdo.  *    nt-uirrcr  Hjarkk.,  K;iuj)ab.  24;  v^:!.  !  r^L.  X,  ji- 

*i  neuerer  üjarkK.,  Kaupab.  13;  einen  einzelnen  Anwendungilitil  n<:i>^ 
c  It  f  nU  a. ,  3. 
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ihn,  so  hat  es  dabei  sein  Bewenden,  zahlt  er  aber  auch  jetzt  nicht, 
so  hat  der  Kläger  die  Nichtzahlung  mittelst  einer  lysing  für  ,,ran" 
zu  erklären,  und  ein  „tak  til  mots"  zu  begehren,  wiederum  gleich- 
viel, ob  der  Übemehmer  des  fjärtak  anwesend  ist  oder  nicht  Bleibt 
nun  der  Übernehmer  des  fjärtak  auch  am  möt  aus,  so  hat  der 
Kläger  durch  seine  Zeugen  die  Übernahme  des  fjärtak  durch  den 
Gegner,  dann  die  nachfolgende  krafa,  die  lysing  des  rän  und  die 
Forderung  des  tak  zu  beweisen,  und  wenn  dieser  Beweis  ihm  ge* 
lingt,  verfällt  der  Übernehtner  des  fjärtak  einer  Buße  von  einer  Mark 
Silbers  an  den  König;  der  Kläger  aber  kann  sofort  auf  Vollstreckung 
der  Exekution  gegen  ihn  dringen,  und  erhält  derselbe  zufolge  der- 
selben den  Beitrag  seiner  Forderung  und  der  verwirkten  Geldbuße, 
während  ein  zweiter,  gleich  hoher  Betrag  zwischen  König  und 
Bürgerschaft  zu  verteilen  kommt  Die  Weigerung,  an  der  Exekution 
hilfreichen  Anteil  zu  nehmen,  dann  aber  auch  der  gewaltsame 
Widerstand  gegen  die  Exekution,  wird  in  diesem  Falle  ganz  wie  in 
allen  anderen  Fällen  einer  gewaltsamen  Exekution  bestraft;  sehr  er- 
hebliche Bestimmungen  trägt  aber  noch  eine  sofort  folgende  Stelle 
nach. Dieselbe  erklärt  zunächst,  daß,  wo  immer  jemand,  der  ein 
Haus  in  der  Stadt  oder  ein  Schiff  am  Land  besitzt,  für  einen  anderen 
ein  fjärtak  übernimmt,  dies  nicht  für  einen  höheren  Wert  geschehen 
dürfe,  als  welchen  sein  Haus  oder  Schiff  habe,  und  daß  somit  für 
das  große  Friedensgeld  von  13';,  Mark  nur  derjenige  ein  tak  über^ 
nehmen  dürfe,  der  in  Häusern,  Schiffen,  oder  wie  hier  inkonsequent 
beigefügt  wird,  in  Fahrhabe,  ein^n  entsprechenden  Wert  besitze;  als 
Grund  der  Bestimmung  wird  aber  sofort  beigefügt,  daß  ja  der  Über- 
nehmer des  tak  verpflichtet  erscheine,  alles  das  zu  bezahlen,  was  der 
Beklagte  sdbst  zu  bezahlen  hätte,  wenn  er  sich  nicht  der  Zahlung 
durch  die  Flucht  entzogen  hätte,  —  letzteres  ein  Beisatz,  der  uns 
nicht  zu  dem  Schlüsse  verleiten  darf,  daß  der  Übemehmer  des  fjär- 
tak nur  unter  der  Voraussetzung  für  die  Schuld  einzustehen  gehabt 
habe,  daß  der  Schuldner  seinerseits  flüchtig  ging,  da  jeder  Kläger 
nach  dem  Vorhergehenden  sich  unter  allen  Umständen  sofort  an 
ihn  zu  halten  berechtigt  war,  natürlich  unbeschadet  seines  Rechtes, 
nach  eigener  Wahl  sich  auch  an  seinen  ursprunglichen  Schuldner 
halten  zu  dürfen,  und  unbeschadet  auch  des  Kegresses,  welchen  der 
zahlende  Bürge  hinterher  seinerseits  gegen  den  Schuldner  nehmen 
mochte.   An  einer  anderen  Stelle  wird  uns  gesagt,^)  daß  derjenige. 


')  neuerer  UjarkK.,  Kuupab.  13. 
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wHchcr  für  einen   anderen  ein  fjrirtak  übernimmt,  ohne  ein  Haus 
oder  Si  hitt'  in  der  Stadt  zu  besitzLii,   wahrend  er  docii  ein  solche?; 
711   besitzen  vorj:^ibt,  dem  König  buLif  illi;^  werde,  und  ebenso  der- 
jenige, welciicr  einen  solchen  das  tak  lur  sich  übernehmen  \2%. 
falls  dieser  letztere  nicht  etwa  durcii  einen  Eid  darüber  sicii  trei 
machen  kann,  daß  er  auch  seinerzeit--  durch  jenen  Dritten  getauscht 
worden  sei.    Wir  sehen  aus  beiden  Stellen,  daü  nach  dem  neueren 
Stadtrechte  noch  ebenso  wie  nach  den  :üteren  Provinzialrechten  der 
Besitz  eines  bestimmten  N'ermugens  als  Voraussetzung  der  Zulassung 
zur  Übernahme  des  tak  galt,  und  wenn  zwar  das  Stadtrecht  diesen 
Satz  nur  in  Bezug  auf  das  fjartak  ausdrücklich  ausspricht,  so  muß 
er  doch  auch  für  das  tak  til  mots  usw.  ganz  gleichmaßig  gegolten 
haben;  nicht  nur  sprechen  ihn  die  Provinzialrechte  ausdrucklich  be- 
züglich des  lagatak  aus,  sondern  auch  unser  jüngeres  Stadtrecbt 
selbst  sagt  ganz  allgemein :  *)  „svä  skal  kona  ganga  i  tak  f\Tir  mann, 
sem  karlmaör,  ef  hon  a  hüs  i  bce  värom'*,  ohne  daß  dabei  zwischen 
den  verschiedenen  Arten  des  tak  unterschieden  würde.  Beachteiö* 
wert  ist  dabei,  daß  das  neuere  Stadtrecht  den  Besitz  eines  Hauses 
und  eines  Schiffes  alternativ  nennt,  während  die  Fr[>L.  nur  von  dem 
Besitze  eines  Hauses  und  die  GI»L.  nur  \on  dem  Besitze  eines 
Schiftes  reden;  man  wird  daraus  schUeßea  dürfen,  daß  doch  wohl 
auch  in  den  Provinzialrechten  diese  Angaben  nur  exempliükativ  ge- 
meint sein  werden,  sodaß  diese  im  Grunde  völlig  mit  unserem 
Stadtrechte  übereinstimmen.    Endlich  ist  auch  nicht  zu  übersehen, 
dad  das  Stadtrecht  neben  die  allgemeine  Forderung  des  Besitzes 
von  Haus  oder  Schiff  noch  die  spezielle  Bedingung  stellt,  daß  der 
Wert  dieses  Besitzes  in  jedem  einzelnen  Falle  den  Wert  des  Klag- 
anspruches decken  müsse;  damit  wird  eine  Kegel  aufgestellt,  welche 
auch  schon  die  FrI)L.  bezüglich  des  Übemehmers  eines  tak  für  einen 
anderen  ausgesprochen  hatten,  und  wird  man  somit  annehmen 
dürfen,  daß  auch  sie  bereits  den  Gl^L.  gleichmäßig  bekannt  gewesen 
sein  werde,  obwohl  sie  in  diesen  nicht  ausdrücklich  erwähnt  wird 
Man  wird  sich  sogar  daran  erinnern  dürfen,  daß  die  GI>L.  voo 
einem  des  Heerwerks  Verdä<fhtigen  ausdrücklich  die  Bestellung  einet 
Sicherheit  „f>Tir  40  marka  tak"  fordern,  *)  während  das  neuere  Stadt- 
recht gerade  aus  Anlaß  der  Kegel,  daß  niemand  ein  tak  übernehmen 
dürfe  in  einer  Sache,  deren  Wert  sein  eigenes  Vermögen  übefsCeige, 
Klagen  als  Beispiel  anführt,*}  welche  auf  den  Betrag  von  15^/«  Maik 

Dcuerer  BjarkK,  Kaupab.  26.  (jJiL.  314. 
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gehen,  auf  welchen  Betrag  das  alte  Friedensgeld  von  4n  Mark  durch 
K.  Hakon  gamli  herabgesetzt  worden  war;')  offenbar  wollte  auch 
in  den  GI>L.  bereits  angedeutet  werden,  daß  da??  Vermögen  des- 
jenigen, welcher  das  tak  bestellte,  unter  Umständen  groß  genug 
sein  mußte,  um  den  vollen  Retrag  der  in  Frage  stehenden  Zah- 
lungen decken  zu  können,  Weiterhin  bemerkt  aber  die  Stelle,  von 
welcher  wir  ausgegangen  sind,  -)  noch,  daß  man  in  allen  Klagen 
„um  vitafc"  ein  fi  n  tnk  der  eben  bezeichneten  Art  zu  bestellen  habe, 
bei  Strafe  einer  Mark  Silbers  an  den  Kcuiig,  es  wäre  denn,  daß 
der  Angeforderte  vor  Zeugen  selber  das  tak  übernehme  (at  hann 
gange  seälfr  i  tak  meö  vitnum).  Will  aber  dieser  letztere  g  be- 
schritten werden,  so  soll  der  Beklagte  dem  Kläger  in  dessen  Heimat 
folgen,  wozu  er  nötigenfalls  gezwungen  werden  kann;  je  nach  Be- 
lieben mag  ihn  der  Kläger  in  das  städtische  Arresthaus  (rannsaksbüs) 
abführen  lassen  oder  nicht,  jedenfalls  aber  hat  er  ihn  am  nächsten 
Morgen  ungefesselt  vor  das  mot  zu  stellen.  Besitzt  nun  der  Be- 
klagte  genügendes  Gut  in  der  Stadt,  um  seine  Schuld  bezahlen  zu 
können,  und  wiU  er  nur  nicht  zahlen,  so  mag  der  Kläger  gegen  ihn 
Exekution  verlangen  wie  sonst;  besitzt  derselbe  aber  nicht  hin- 
reichendes Vermögen,  so  soll  ihn  der  Kläger  zunächst  seinen  Ver- 
wandten zur  Auflösutig  um  den  Betrag  der  Schuld  anbieten,  wenn 
auch  dieser  Versudi  nicht  zum  Ziele  Hihrt,  so  soQ  der  Schuldner,  wenn 
«r  anders  arbeitsfähig  ist,  am  möt  verurteilt  werden,  seine  Schuld 
durch  seine  eigene  Arbelt  abzuverdienen,  es  sei  denn,  daß  er  bisher 
untadelig  gelebt  habe,  und  lediglich  durch  Schiffbruch,  Brand  oder 
andere  schwere  Unglücksfälle  um  das  Seinige  gekommen  sei,  welchen- 
falls  der  Kläger  sich  mit  seinem  eidlichen  Versprechen  zu  begnügen 
hat;  zahlen  zu  wollen,  sobald  er  wieder  zu  Mitteln  gelange.  Die 
Arbeit  ist  der  Verurteilte  jedoch  berechtigt  sich  selber  zu  suchen,  wo 
er  sie  findet,  und  an  eine  Verurteilung  zur  Schuldknechtschaft  ist 
somit  bei  dieser  Eventualität  nicht  zu  denken;  doch  darf  er  sich 
seiner  Verpflichtung  nicht  durch  die  Flucht  entziehen,  bei  Ver- 
meidung der  Rechtlosigkeit,  welche  ihm  indessen  auch  in  Gnaden 
erlassen  werden  kann,  wenn  die  Umstände  danach  angetan  zu  sein 
scheinen.  Will  endlich  der  Beklagte,  wenn  er  um  die  Bestellung 
eines  fjartak  angegangen  wird,  sich  diesem  nicht  selbst  unterwerfen, 
während  er  doch  auch  keinen  Dritten  zu  -stellen  vermag,  welcher 


^)  Landsl.,  Kettarb.  I. 
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dasselbe  für  ihn  zu  übernehmeii  bereit  ist,  so  sali  ihn  der  Kläger 
unter  Zuziehung  von  Zeugen  nach  drei  Höfen  fuhren,  und  hier  an- 
fragen, ob  niemand  das  tak  fiir  ihn  übernehmen  wolle,  sodann  aber 
ihn  in  das  Arresthaus  abliefern  oder  selber  gefangen  halten,  wie 
oben  bemerkt   Für  einen  besonderen  Fall  gilt  sodann  noch  dae 
eigentümliche  Vorschrift^)    Hinsichtlid)  der  eigenen  DiensÜeute 
eines  Hausherrn  wird  nämlich  bestimmt,  dafi  für  sie  der  Hausherr 
selbst  das  tak  zu  übernehmen  hat,  wenn  es  von  ihm  begehrt  wird: 
läuft  dann  der  Dtenstmann  davon,  so  hat  natürlich  der  Hausherr 
ftir  dessen  Schuld  einzustehen,  wie  er  dies  selber  zu  tun  hätte.  Will 
der  Hausherr  aber  das  tak  nicht  übernehmen,  so  hat  er  den  Mann 
dem  gjaldkeri  zu  übergeben,  damit  er  ihn  bis  zum  nächsten  Morgen 
im  Arresthause  verwahrt  halten  lasse*  —  Zum  Schlüsse  mögen  der 
Vollständigkeit  halber  noch  einige  rein  formelle  Vorschriften  nad« 
getragen  werden.   Einmal  wird  das  taksetnfngarvitni  za  denjenigen 
Zeugnissen  gerechnet,  -)  gegen  welche  man  kein  andvitni,  d  fa.  Jean 
Gegenzeugnis  erbringen  darf.  Dabei  ist  bemerkenswert,  dafi  aa  den 
beiden  entsprechenden  Stellen  des  gemeinen  Landrechtes  *)  das  tak* 
setm'ngarvitni  in  der  Aufzählung  fehlt,  was  doch  wohl  mit  dem  W 
schwinden  des  tak  aus  dem  Landrechte  zusammenhangen  wird,  ob- 
wohl allerdings  auch  schon  die  alteren  Rechtsbüchcr  desselben  bei 
Besprechung  des  andvitni  nicht  gedenken.  *)    Sodann  aber  läöt  da« 
Stadtrecht  bei  Besprechung  der  VerptHchtunt,'  beim  Schittszuge  zu 
helfen,  und  im  l  alle  der  Wrs.iumnis  auf  Anfordern  ein  tak  zu  bc* 
stellen,  gewisse  Entschuldig; unL;sgiunde  zu.'"*)   Wer  gerade  < Iii,  Kirche 
besucht  und  einer  Messe  oder  Matutin  (ottusönijr  i  beiu  olmt,  den  dart 
man  um  kein  tak  anfordern,  und  wenn  man  dies  doeh  tut,  tnttt  ihn 
kenie  luitie,  wenn  er  der  Aufordi  i ung  nicht  ent>]iticht;  ebenso  steht 
es  aber  auch  bei  dem,  welcher  im  ( jcrichte  beschäftigt  ist,  oder  welcher 
von  einem  Al)reisendcn  tak  /u  fordern,  oder  einem  solchen  tak 
bestellen  liat,  ferner  bei  tlem,   welcher  damit  beschäftigt  ist,  sein 
Gut  einzuschiffen  oder  auszuschilien,  —  welcher  Geld  auszubezahlen 


'  neuerer  i-  .irkR.,  l'-  i  j:irsk.  7.  lan':  cinigcrmalicn  iihnliche  Bestimmung 
keuueii  du.  LunUsl..  I .  .1  n  d  s  I  c  1 u  1>.  co  hiasichilich  der  Haüung  de»  SchiSsbcrni 
für  sein  Dooütvolk  walirend  der  1  uciucitea. 

*)  neuerer  BjarkK.  Kaupa«\  3. 
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oder  in  Empfang  zu  nehmen  hat,  —  welcher  beim  Essen  ist  oder 
im  Bade  sitzt,  oder  auch  sich  zur  Ader  lassen  oder  schröpfen  laßt,  — 
endlich  welcher  eine  kranke  Frau,  kranke  Kinder  oder  einen  kranken 
Erblasser  zu  pflegen  oder  auch  einen  Toten  zu  begraben  hat.  In 
aJlen  diesen  Fällen  wird  ebeiiafte  Not  angenommen,  und  wenn  zwar 
die  betretenden  Bestimmungen  nur  aus  Anlaß  der  taksetning  vor- 
getraj^en  werden,  welche  wegen  des  Ausbleibens  heim  Schili'szuge  zu 
erfolgen  hat,  so  wird  man  dieselben  doch  wohl  unbedenklich  auch 
auf  alle  anderen  Fälle  der  taksetning  zu  übertragen  haben. 

Nach  allem  Bisherigen  bleibt  nun  aber  nodi  ein  sehr  eiiieb- 
licher  Zweifel  übrig.  Nur  an  einer  einzigen  Stelle  erwähnt  das 
neuere  Stadtrecht  die  Regel:  „skal  bü  hans  varöa  take",')  und  diese 
einzige  Stelle  bezieht  sich  auf  einen  Bauer,  der  vor  seinem  länd> 
liehen  Gerichte  zu  Recht  zu  stehen  hat,  nicht  auf  einen  Stadtbürger; 
an  aUen  anderen  Stellen  kennt  dasselbe  dagegen  nur  die  Alternative, 
dad  der  um  die  Sicherheitsbestellung  Ang^angene  entweder  einen 
anderen  zur  Übernahme  des  tak  bestimmen,  oder  sich  selbst  dem- 
selben unterwerfen  muß,  was  dann  aber  seine  sofortige  Gefangen- 
Setzung  zur  Folge  bat^  Damit  scl)pint  sodann  auch  zusammen* 
zuhängen,  daß  in  der  Anwendung  auf  das  tak  öfters  der  Ausdruck 
vardsla,  d.  h.  Bürgschaft,  gebraucht  wird.  Wiederholt  wird  von 
einem  „fccra  tak  med  fullum  vöröslum''  gesprochen;')  oder  es  wird 
gesagt,  daß  man  diejenigen,  „er  enga  vörÖslu  hafa  i  bat"  in  das 
Arresthaus  setzen,  dagegen  aber  über  die  „er  vöröslur  eiga  (  bce", 
nicht  minder  zu  Gericht  sitzen  solle,  wenn  sie  auch  nicht  in  Haft 
genommen  werden.  *)  Da  von  dem  Hausherrn,  welcher  die  Über- 
nahme des  tak  für  seinen  Diener  verweigert,  einfach  gesagt  wird,*) 
daß  er  „vül  eigi  varöa"  (Variante:  tak  foera),  und  von  demjenigen, 
der  niemanden  zur  Übernahme  des  tak  für  sich  zu  gewinnen  ver- 
mag, gesagt  wird:*)  „fsr  hann  elgt  vörOlumann  at  ganga  i  fjärtak. 
f3nir  sik",  sowie  von  dem,  der  einen  Übernehmer  des  tak  sucht, 
daß  er  „beidizt  vöröslumanns",  —  da  femer  derjenige,  ,,er  i  tak  gengr 
fyrir  hann",  auch  wohl  geradezu  als  dessen  „vördslumaÖr^  bezeichnet 
werden  kann,  ^)  ist  denn  doch  klar,  dafi  nicht  etwa  bloß  die  Über- 
nahme des  tak  für  einen  anderen  als  Verbürgung  aufgefaßt  wurde, 


neuerer  ÜjurkR.,  Kaupub.  24.  »)  vgl,  zumal  ebenda,  13, 
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sondern  da6  auch  die  Bestellung  des  tak  überhaupt  als  eine  Bürg- 
schaftsbcstellung  be2eicbnet  werden  konnte,  weil  man  eben  von  dem 
äuikrsten  Notfälle  absehen  mochte,  in  welchem  der  Beldagte  sich 
selbst  der  Haft  unterwarf,  und  außerdem  nur  noch  die  Burc^schaft 
als  l'orm  der  Bestellung  eines  tak  kannte.  Indessen  wird  man 
doch  kaum  annehmen  dürfen,  daß  das  Stadtrecht  wirklich  einerseits 
jedem  lieklagten  gegenüber  eine  Sicherheitsbestellung  fordern,  und 
andererseits  diese  nur  entweder  durch  die  Beschaffung  eines  Bürgen 
öder  durch  die  Unterwerfung  des  Beklagten  selbst  unter  eine 
Personalhaft  leisten  lassen  wollte.  Es  ist  kaum  denkbar,  d at3  inü.n 
den  Besitzer  von  Hausern  oder  Schili'cn  zwar  in  irciiukr  Sache 
als  Bürgen  angenommen,  aber  in  eigener  Sache  genötigt  h:ibcn 
sollte.  seIb'^l  wieder  einen  Burt^eii  für  sich  zu  stellen,  uder  sich 
der  ilaft  zu  unterwerfen;  kaum  tienkbar  /uni.il ,  dal/!  man  dem 
vermöglichstcu  uuli  unbescholtensten  Manne  i;eL,'enuber  nur  in  den 
Willen  des  Klagers  gestellt  haben  sollte,  ob  er  iiin  uni  uer  gering- 
fügigsten S  iehe  u  illen  zwingen  wollte,  entw  eder  in  1  lait  zu  gehen 
oder  sich  einen  Ijurgen  zu  suchen.  Unbedcnkhch  wird  man  viel- 
mehr .uinehnieii  durlcu,  datj  iiiaa  bei  Manncni,  welche  Liegen- 
scliaftcu  oder  Schifte  in  der  .^tadt  besagen,  deren  Wert  vollauf 
nugte,  um  den  Gegner  mit  Rucksicht  auf  den  Gegenstand  >einer 
Klage  sicher  zu  »^teilen,  weder  die  Stellung  einea  Bürgen  no  n  tue 
Unterwi-rfunf:;  uiUer  die  H;ift  für  nötig  erachtet  halien  werde,  unu 
daß  j-onut  de>  Satzes,  daU  bei  ihnen  iler  eij^'cne  Besitz  für  das  tak 
cin7i;,steiien  habe,  nur  aus  beNoneleren  Gründen  nicht  in  derselben 
W  ci^e  gedacht  worden  sei,  wie  die^  in  den  Pro^■in/.ialre^lUet^  seine:- 
zeit  geschehen  war.  In  der  Tat  ^ind  diese  Gründe  uiisciiwer  zu  ent- 
decken. Xarh  den  i'ro\  inziah-echten  wahrte  das  gewöhnliche  lagatak 
30  Tage,  und  ^elbst  dem  Sciiifler  1,'egenuber  noch  wenigstens  14 
Tage.  Diese  Frist  war  seibst^■cr>tandlich  nicht  zu  lani;.  da  eben 
doch,  ganz  abgesehen  von  dem  Falle,  da  die  taksetning  in  einer  Zeit 
erfolgte,  in  welcher  Klac^en  nirht  angestellt  werden  konnten,  die 
Ladung  der  zur  Beweisführung  nötigen  Personen,  die  Berufung  sei  es 
nun  eines  Dinggerichtes  oder  eines  IVivati^^erichtc!;  u.  dgl.  m.  eine 
längere  Zeit  beanspruchen  konnte;  aber  immerhin  hatte  die  ver- 
gleichsweise Lange  dieser  Frist  zur  Folge,  daß  man  den  Kläger 
gegen  die  Gefahr  sicherstellen  mußte,  welche  ihm  durch  etwaige 
Verschleppung  oder  X'erauLierung  von  Wertsachen  des  Beklagten 
oder  seines  Bürgen  drohen  konnte,  und  von  hier  aus  erklären  sich 
jene  Stralbcstimmungcn  in  den  Frovinzialrechten,  welche  gegen  solche 


Digitized  by  Google 


§  13.   Die  Getettgcbung  de*  Klioiga  Mag;iiiis  lagabcetir. 


581 


Verfügungen  gerichtet  sind,  und  welche  eben  dem  tak  den  Charakter 
eines  auf  das  Vermögen  seines  Cberaebmers  gelegten  Arrestes  ver- 
lieben. Nach  dem  neueren  Stadtredite  dagegen  sollte  nicht  nur 
beim  Qirtak  die  Zahlung  und  eventuell  die  Verhandlung  am  möt 
gleich  am  nächsten  Tage  nach  dessen  Bestellung  erfolgen,^)  sondern 
dieselbe  Regel  wird  auch  in  Bezug  auf  einige  Fälle  ausgesprochen, 
in  welchen  es  sich  um  die  Sicherung  des  Erscheinens  vor  Gericht 
handelt,')  und  sie  wird  doch  wohl  auch  für  derartige  Fälle  ganz 
allgemein  gegolten  haben,  da  ja  die  rascheste  Einberufung  der  städti- 
sehen  Gerichte,  sei  es  nun  durch  das  Blasen  des  Homes  oder  das 
Herumschicken  des  Stadtboten  (rennari,  kallari)  keine  Schwierigkeit 
machte.  Von  hier  aus  erklärt  sich  sehr  einfach,  warum  das  neuere 
Stadtrecht  keiner  Strafen  erwähnt,  mit  welchen  das  „slgöta  fe  undan 
tökum''  u.  dgL  bedroht  gewesen  wäre;  damit  hatte  aber  das  tak  mit 
einziger  Ausnahme  des  Falles,  da  der  Beklagte  der  Personalhaft  sich 
unterwarf  oder  unterworfen  wurde,  den  Charakter  eines  Arrestes 
völlig  verloren,  welcher  ihm  ursprünglich  eigen  gewesen  war.  Wurde 
dasselbe  von  einem  Dritten  übernommen,  so  handelte  es  sich  fortan 
eben  nur  noch  um  eine  einfache  Büi^schaft,  deren  Name  eben  darum 
auch  für  dasselbe  gebraucht  werden  konnte;  stand  der  Beklagte  da- 
gegen mit  seinem  eigenen  Vermögen  ein,  so  bedurfte  es  dazu  keiner 
besonderen  Förmlichkeit  mehr,  wie  sich  denn  auch  an  dieses  Ein- 
stehen keine  besonderen  Rechtsfolgen  mehr  knüpften,  und  konnte 
eben  darum  auch  die  Bestellung  eines  tak  und  die  Nennung  eines 
solchen  för  diesen  Fall  ganz  aUcommen.  Schwierigkeiten  konnten 
demgegenüber  nur  etwa  die  Zeiten  bereiten,  während  deren  alle  ge- 
richtlichen Verhandlungen  ausgeschlossen  waren.  Das  Christenrecht 
des  Erzbischofs  Jon  kennt,  wie  oben  schon  bemerkt,  diese  geschlossenen 
Zeiten  noch  ganz  in  derselben  Weise  wie  die  FrjtL., ')  und  gestattet 
auch  ganz  wie  diese  und  die  Gf»L.  die  Forderung  einer  Sicherheits- 
bestellun^^  wahrend  derst!l)ci!,  u  ^bei  nach  wie  vor  der  alte  Satz 
ausi^esprochcn  wird,  daß  für  denjenigen,  weicher  einen  Bauernhof 
aut'  ck  iii  L.inde  oder  ein  Haus  in  der  Stadt  besitzt,  ,,\  .irAar  |>at  taki 
txTir  haun".  .Man  sollte  nun  meinen,  uaL')  «iiesc  Uestinitnunj;  eben- 
soL;ut  für  die  Stadt  wie  für  das  Land  /.u  gelten  hatte,  da  der  im 
alteren  Stadtrechte  ausgesprochene  Grundsatz:  ')  „slikaa  kristindoin 
eigum  vcr  at  hafa  1  kaupangc  scm  i  herade",  augenscheinlich  im 
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neueren  nicht  aufgegeben  sein  kountCi  und  dazu  kommt,  daü  nicht 
nur  das  gemeine  Landrecht  eine  ausdrückliche  Bestimmung  über  die 
Zeiten,  während  deren  nicht  geklagt  werden  durfte,  enthalt,')  welche, 
aus  den  ia\tL.  entlehnt,-)  wenig  verändert  auch  in  die  beiden  Ge- 
setzbücher für  Island  übergegangen  ist,  *)  sondern  daß  auch  das 
neuere  Stadtrecht  wenigstens  während  der  drei  Wochen,  welche  der 
jölafridr  währt,  alle  „fjärsoknir"  ruhen  läßt.  *}  Damit,  sollte  man 
meinen,  ergab  sich  immeriiin  noch  die  Möglichkeit,  daß,  unter  Um* 
ständen  wenigstens,  zwi>chcn  die  t  ikj^ctmiif;  und  die  Gerichtsver- 
handlung eine  längere  Zeitfrist  sich  in  die  Mitte  schieben  konnte, 
und  eben  damit  auch  das  Bedürfnis  sichernder  Mafiregeln  während 
ihrer  Dauer.  Wenn  wir  indessen  berücksichtigen,  daß  von  einer 
taksetning  für  die  Dauer  der  Zeit,  während  welcher  nicht  geklagt 
werden  konnte,  weder  im  gemeinen  Stadtrechte  noch  im  gemeinen 
Landrechte  irgendwie  die  Rede  ist;  und  dafi  aus  dem  letzteren  sogar 
das  ganze  prozessualische  tak  bb  auf  zwei  veischwindend  geringe 
Spuren  gänzlich  verschwunden  ist,  so  werden  wir  doch  wohl  zu  dem 
Schlüsse  gelangen  müssen,  daß  die  im  Kirchenrechte  aufbewahrte 
Satzung  weder  für  Stadt  noch  Land  mehr  in  Geltung  gewesen  sein 
kann,  soweit  die  weltliche  Gerichtsbarkeit  reichte.  Mag  sein,  daß 
sie  vom  Erzbtschofe  für  das  Bereich  der  geistlichen  Jurisdiktion, 
welche  ja  im  Björgviner  und  Tünsberger  Konkordate  von  1273  und 
1277  im  weitesten  Umfange  anerkannt  worden  war,  wirklich  beibe> 
halten  werden  wollte,  und  daß  sie  darum  von  ihm  in  sein  Christen- 
recht  eingestellt  wurde;  mag  sein  auch,  daß  sie  in  dieses,  wie  so 
manche  andere  Bestimmung,  nur  aus  Versehen  hineinkam,  nämlich 
zufolge  unbedachten  Ausschreibens  der  älteren  Quelle,  welche  man 
benützte;  für  die  Praxis  der  weltlichen  Gerichte  in  Stadt  und  Land 
kann  sie  jedenfalls  nicht  mehr  maßgebend  gewesen  ^sein.  Dagegen 
bleibt  allerdings  fUr  einen  speziellen  Fall  in  den  Bestimmungen  des 
jüngeren  Stadtrechtes  eine  Unzukömmlichkeit  bestehen.  Dasselbe 
kennt  nämlich  eine  taksaesting  auch  fUr  den  Fall,  da  eine  am  lög* 
fiinge  entschiedene  Rechtssache  behufs  einer  nodimaligen  Prüfung 
und  Entscheidung  noch  einmal  vor  das  nächste  lög[)mg  gebracht 
werden  will,*)  oder  da  eine  Sache  darum  vor  das  löglnng  gelangt, 
weil  der  Beklagte  sich  vor  dem  lögmaör  oder  vor  dem  gjaJdkeri 


J.irnä.,  Kau|>ub.  S;  Junsbok,  lo 
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nicht  eingefunden  hatte. ^)  Da  nun  das  lög))ing  nur  einmal  im  Jahre, 
nämlich  im  Januar  zusammentrat,'')  ist  sofort  klar,  daß  das  tak  im 
ersteren  Falle  für  nahezu  ein  volles  Jahr,  und  daß  es  auch  im  zweiten 
Falle  vielfach  auf  längere  Zeit  hinaus  vorhalten  mußte,  worauf  denn 
auch  die  Worte:  „hann  mä  sesta  hinn  taks  til  naesta  löglu'ngis  ä 
dörom  vetre"  an  der  zuerst  angeführten  Stelle  ausdrücklich  hinweisen. 
In  diesen  beiden  Fällen  möchte  man  demnach  allerdings  besondere 
Bestimmungen  über  den  Besitzer  von  Liegenschaften  oder  Sehiffen, 
sowie  auch  Vorschriften  darüber  erwarten,  wie  weit  das  tak  für  den> 
jenigen,  der  sich  demselben  unterworfen  hatte,  Beschränkungen  in 
Bezug  auf  seine  Dispositionsfähigkeit  mit  sich  brachte.  Aber  gerade 
diese  beiden  Fälle  gehören  erst  dem  neueren  Rechte  an,  soferne  die 
ältere  Gerichtsverfassung  von  einer  nochmaligen  Verweisung  einer 
Sache  an  dasselbe  Gericht,  welches  sie  bereits  einmal  abgeurteüt 
hatte,  dann  von  der  Anstellung  einer  Klage  an  einem  höheren 
Gerichte  wegen  des  Ausbleibens  des  Beklagten  an  einem  unteren 
noch  nichts  gewußt  hatte,  allenfalls  abgesehen  von  einer,  die  Ge* 
richtsbarkeit  des  Lögmannes  betreffenden  Vorschrift  des  K.  Häkon 
von  ganz  vorUbei^ehender  Bedeutung.')  Beide  Bestimmungen  passen 
denn  auch  in  keiner  Weise  zu  den  Vorschriften  der  älteren  Rechts* 
bücher,  nach  welchen  kein  lagatak  über  einen  Monat  währen  durfte, 
und  es  ist  kaum  denkbar,  daß  an  beide  eine  das  ganze  Vermögen 
umfassende  Dispositionsbeschränkung  sich  anschließen  konnte;  beide 
setzen  vielmehr  offenbar  bereits  die  Gestaltung  voraus,  welche  das 
tak  im  neueren  Stadtrechte  angenommen  hat  und  vermöge  deren 
dasselbe,  von  dem  hier  offenbar  ganz  beiseite  zu  lassenden  Falle  der 
Personalhaft  abgesehen,  zu  einer  bloßen  Bürgschaft  geworden  isL 
In  der  Tat  braucht  denn  auch  die  erstere  Stelle  geradezu  den  Aus- 
druck:  ,/Gere  sä,  er  taksettr  var,  tak  med  fuUum  vördslum*  und  be- 
stätigt damit,  daß  nur  eine  Sicherheitsbestellung  durch  Bürgschaft 
ins  Auge  gefaßt  werden  wollte,  wie  solche  das  neuere  Stadtrecht 
beim  tak  eben  durchgchcnds  annimmt. 

Die  jfuisbök  endlich  steht,  wie  nicht  anders  zu  orw  iitcii,  u  icder 
wcscntlicli  auf  demselben  Standjaiiil.te,  wie  das  sfciiRinc  I .  iiKli  Lcht. 
Da  der  gaii/.c  I  ,,intlvarnarbälkr  diesem  letzteren  iu  dem  ialaudi^clieu 
Gesetzbuche  lehlt,  so  ist  naturlich  auch  die  auf  dos  Meerwcrk  be- 


')  iifucrcr  BjurkR.,  Jiiiigskb.  o.  *J  e1>cnd;i,  l. 

^)  I-  r  )i  I ..  !ü  n  l  c  i  t  u  (1  ^ ,  1 0 ;  v^M.  dazu  m e i a e  äcbriU :  „Das  Aller  des  GeseU- 
sprechcraoitcs  ia  Norwegen",  S.  49 — 31. 
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zugliche  Stelle  des^elltcii  in  dickem  nicht  zu  finden:  dagegen  kehrt 
die  auf  die  X'ertnlguni;  c^estohlcncr  Sachen  bezugliche  Stelle  hier 
wieder,  wcun  auch  in  etwas  abweichender  und,  wie  es  äciieint,  durch 
die  Jarnsi(^a  bccinflu Liter  W  orthissung. Wie  die  Järnsiöa,  so  liest 
auch  die  Jönsbök  in  der  zweiten  Hälfte  der  Stelle  „eöa  reyni  heim- 
ildartuku  liins",  wogegen  in  deren  erster  Hälfte  anstatt  der  Worte 
der  Jarnsiöa:  „|»ä  skal  a;sta  taks  fyrir  haiin,  ok  svä  fyrir  fe  Jiat,  c 
hann  kennir  ser"  in  den  gewöhnlichen  l  exten  der  Junsbok  geschrieben 
steht:  „|)ä  skal  beiöa  hann  vnrzKimanns  f\  rir  hann"  usw..  und  in  den 
ältesten  II^^s.:^)  „|)ä  skal  hann  bcif^a  \  <  r/du  tyrir  hann  '  usw.,  so  daß 
also  der  dem  isländischen  Rechte  geläufige  Begriti  der  Bürgschaft  an 
die  Stelle  des  demselben  fremden  Begrififes  des  tak  i^^esctzt  erscheint 
welchen  die  Järnsiöa  noch  unbedenklich  aus  dem  norwegischen 
Rechte  herübcrgenommen  hatte.  Ua  das  neuere  Stadtrecht  an  dieser 
Stelle  mit  dem  gemeinen  i^andrechte  übereinstimmend  das  tak  nennt, 
kann  dessen  Sprachgebrauch,  welcher  sonst  mehrfach  tak  und  varö>]a 
miteinander  wechseln  laßt,  auf  die  Wortfassung  in  der  Jonsbok  wenig- 
stens nicht  unmittelbar  eingewirkt  haben;  die  Bezeichnung  „heimildar- 
taka"  aber  wird  in  der  Junsbok  noch  augenscheinlich  im  Sinne  des 
älteren  Sprachgebrauches  verwendet»  und  zwar  auch  am  äußersten 
Schlüsse  der  Stelle,  welcher  aus  einer  anderweitigen  Vorschrift  des 
gemeinen  Landrechtes  und  Stadtrechtes  entnommen  ist, ')wo  jedoch 
die  ältesten  Hss.:  „en  hann  hefir  hcimildartaka  fj'rir  ser"  lesen,  wahrend 
die  Vulgata  richtiger  „heimildartöku"  gibt.  Die  Vorschrift  des  ge- 
meinen Landrechtes  über  die  Inhaftnahme  zahlungsunfähiger  Schuldner, 
und  deren  Verurteilung  zum  Abverdienen  ihrer  Schuld  ist  wortlich 
in  die  Jönsbok  ubergegangen,  *)  und  zwar  ohne  jene  besondere  Be- 
ziehung zum  fjärtak,  in  welche  sie  im  Stadtrechte  gebracht  erscheint 
Endlich  ist  auch  der  Satz,  daß  der  Kauf  von  Gegenständen  gewisser 
Art  „meör  handsölum,  ok  meör  \  ättum  tveimr  eör  äeirum,  ok  med 
heimildartökum"  zu  erfolgen  habe,  aus  dem  gemeinen  Landrechte 
ebenso  unbedacht  in  die  Jönsbök  übergegangen,^)  wie  ihn  dieses 


*)  J6nsbök,  |»j6fab.  4;  trgl.  Jdrns.  3,  dann  Landsl.  4  und  aeuerer 

BjarkR.  7. 

*1  N  o  r    c  .s  g  ;i  m  1  c  I.  o  v  c  ,  IV,  S.  332. 

^1  Lamlsl.,  Kaupab.  10;  neuerer  BjarkK.  S. 

*l  Jonsb'  k,  Kaupab.  7  und  Nurges  gamle  Lo\?e,  IV,  S.  303 — 4;  vgl. 
Lanüsl.  5  unü  ucucrer  itjarkK.  13. 

^)  Jött$b6k,  Kaupab.  Ii  und  Norges  gamle  Lotc,  IV,  S.  305— >6;  vgl. 
Landsl.  lo. 
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aus  dem  älteren  Stadtrechte  bezogen  hatte;  doch  läßt  die  Vulgata 
der  Jonsbok  gegen  den  Schluß  der  Stelle  zu  beim  Verkaufe  anderer 
Gegenstände  richtiger  nur  „sinn  hcimildarmami"  stellen,  während 
die  ältesten  Hss.  ,,sinn  heimildartaka"  nennen,  und  damit  ahnlich 
wie  so  manche  Hss.  des  gemeinen  Landrechtes  an  die  dem  Stadt- 
rechte  eigentümliche  Art  der  Gewährschaft  erinnern.  In  der  Jf)ns- 
bök  findet  nach  alkm  dem  das  tak  ebensowenig  eine  Stelle,  wie  im 
gemeinen  Landrechte. 

Das  Bisherige  hat  gezeigt,  ,da6  das  Institut  des  tak  im  Stadt- 
rechte schon  frühzeitig  seine  reichste  Entwicklung  fand,  und  daß 
es  sich  in  diesem  auch  noch  zu  einer  Zeit  in  kräftigster  Ausbildung 
erhielt,  zu  welcher  dasselbe  im  Landrechte  bereits  völlig  oder  doch 
nahezu  völlig  abgestorben  war.  So  wird  denn  auch  bei  Bestimmung 
des  takmark  (auch  takmörk,  takmerki)  der  Stadt,  d.  h.  der 
Grenzen,  innerhalb  deren  das  ihr  eigentümliche  Recht  zu  gelten  hat, 
ausdrücklich  betont,  da6  dasselbe  unter  andern  auch  bezüglich  der 
taksetning  maBgebend  sd,  ^)  womit  denn  doch  deutlich  zu  erkennen 
gegeben  wird,  dafi  man  sich  der  eigentümlichen  Bedeutung  dieser 
letzteren  im  Stadtrecbte  sehr  wohl  bewufit  war.  Doch  scheint  es 
nicht  richtig,  wenn  Fr.  Brandt')  den  Ausdruck  takmark  selbst  hier- 
mit  in  Verbindung  bringen,  und  als  den  Bezirk  bezeichnet  vrissen 
will,  in  welchem  im  Gegensa,tze  zu  den  Landbezirken  das  Verfahren 
mit  taksetning  gelte.  Freilich  wird  einmal  im  älteren  Stadtrechte 
gesagt:^)  heitir  takmerkir,  er  liggr  i  bcL-jar  manna  lagum";  aber 
Schl)rter  hat  bereits  mit  vollem  Rechte  darauf  aufmericsam  gemach^^) 
da6  mit  diesen  Worten  nicht  etwa  eine  allgemein  gültige  Definition 
des  Ausdruckes  takmark  gegeben  werden  wolle,  vielmehr  nur  die 
Frage  erledigt  werden  solle,  in  welchem  Sinne  derselbe  verstanden 
werden  müsse,  wenn  gca a^t  wurde,  daß  alle  Strafsachen  dem  Könige 
zu  büßen  sind,  welche  in  dem  Zeitpunkte  ihre  Erledigung  noch  nicht 
gefunden  haben,  „er  |>eir  koma  i  takmerkir".  Überdies  laßt  sich  leicht 
nachweisen,  daß  der  Ausdruck  keineswegs  bloß  die  Grenzen  eines  städti- 
schen Bezirkes,  sowie  diesen  selbst  bezeichnet,  soiuluru  <^:n\z  allgemein 
die  Grenzen  jedes  beliebis^cn.  bestinxnit  abgeschlossenen  Bezirkes  und 
jeden  beliebigen  derartigen  Bezirk  selbst.  .Vllerdings  bemerkt  Fr.  l^randt, 


neuerer  BjarkR.,  Kaupab.  26. 

I'rovcrorcl:v>riing(!r,  S.  loS. 
*)  älterer  BjarkK.  IV.  173  uod  Morgcs  gamle  Lovc,  IV,  Ü.  73. 
*}  Glossar,  h,  v.,  S. 
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das  Wort  kumme  nur  an  einer  einzig^en  Stelle  '  i  als  Bezeichnung  der 
Grenze  eines  Privatbcsitztumes  vor,  und  an  dieser  einzigen  Stelle  sei 
'noch  überdies  die  Lesart  nicht  sicher;  aber  die  Unsicherheit  der  Les- 
art hat  wenig  auf  sich,  da  „innan  rakmarkar"  oder  „mann  rakmarkai" 
anstatt  „innan  takmarkar",  dann  „utan  rakmarkar"  oder  „rakmarkir" 
für  „utan  takmarkar"  nur  ein  augenfälliger  Schreibfehler  ist,  der  durch 
die  Erinnerung  an  das  schwedische  rimaerkr  veranlaßt  sein  mochte, 
und  aufierdem  ist  es  auch  keineswegs  richtige  dafi  die  angeführte 
Stelle  völlig  isoliert  steht  In  einem  isländischen  Rechtsbuche  wird 
der  Ausdruck  für  die  Landbeziike  verwendet,  in  welche  die  Insel 
behufs  der  Überwachung  des  Handels  eingeteilt  wurde;*)  in  der 
Vatnsduela  wird  dem  Bergr  der  Aufenthalt  „{  {»essu  takmarki,  er  Finn> 
boga  er  bannat"  untersagt,  und  es  ist  dies  das  Land  „milli  Jökulsär 
i  Skagafirdi  ok  Hrutafjardarär";')  in  ganz  entsprechender  Anwendung 
wird  der  Ausdruck  einmal  für  das  Land  „milli  Vatnsfjaröar  i  Breifla* 
firdl  ok  Stiga  f  isaürdi"  gebraucht;^)  in  der  Lebensbeschreibung  des 
heil.  Ölafr  bezeichnet  er  dih  Reichsgrenze  zwischen  Norwegen  und 
Schweden, und  in  demselben  Sinne  steht  er  auch  in  dem  Stücke 
„Hversü  Koregr  byggdist*'  gebraucht*)  u.  dgl  m.  Zudem  ist  denn 
doch  klar,  dafi  die  taksetning  gerade  in  der  ältesten  Zeit,  in  welcher 
die  Bezeichnung  takmark  etwa  aufgekommen  sein  mochte,  dem 
Landrechte  ganz  ebensogut  geläufig  war  wie  dem  Stadtrechte,  und 
da  sie  überdies  auch  den  dänischen  und  schwedischen  Provinzial- 
rechten  wesentlich  in  derselben  Weise  bekannt  war  wie  dem  nor- 
wegischen, wird  man  kaum  bezweifeln  können,  dad  sie  in  eine  un« 
gleich  ältere  2^it  hinaufreichen  muß,  als  in  welcher  sich  städtische 
Verfassungen  im  Norden  ausbildeten;  wie  konnte  da  das  städtische 
Weichbild  seine  Bezeichnung  als  takmark  von  der  taksetning  her 
entlehnt  haben?  Man  wird  hiernach  das  Wort  takmark  wohl  mit 
Sveinbjörn  Kgilsson  ')  von  dem  Zeitworte  taka,  im  Sinne  von  „sich 
erstrecken'',  nfeichen"  abzuleiten  haben,  wie  denn  z.  B.  von  Finn- 
marken gesagt  wird :  ^)  „tekr  mörkin  näliga  all  hit  efra  suÖr,  svä  sem 
Hälogaland  hit  ytra",  oder  wie  von  einer  Vision  des  K.  Sverrir  be- 


Lands!.,  Landslcigub.  60.   In  einer  der  Utesten  Hss.  Xorgcä  gamie 
Lore,  IV,  S.  14a  fehlt  das  KapHel. 

Konüngsb6k,  167/172.  Vatosdwla,  35/57 — 58. 

*)  Uraftis  s.  S  r  c  j  n  l) '  arn  a  r  s  o  n  ar ,  19/675. 

Heims  kr.  L)iars  s.  licl^ja.  6>  270 
■'1  V  1 .1 1  c  y  a  r  f  .  I ,  k ,  I,  22.  '■)  Lcxicun  pocticum,  h.  v. 

l",  ig  la  ,  14  .20. 
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richtet  wird : ')  „hann  |)öttist  vera  i  Norcgi,  ok  verÖa  at  fugli  svä  mik' 
lum,  at  nef  bans  tök  austr  til  landsenda,  en  vclitjaörar  hans  töku 
norör  i  Finnabu";  takmörk  würden,  so  aufgefaßt  die  Grenzen  sein, 
bis  zu  welchem  ein  Bezirk  reicht,  ohne  dafi  die  Bezeichnung  mit 
der  Beschaffenheit  irgend  einer .  bestimmten  einzelnen  Art  von  Be- 
zirken das  Mindeste  zu  tun  hätte.  —  Mit  dem,  zumal  im  späteren 
Redite,  immerhin  sehr  bestimmt  hervortretenden  engeren  Bezüge 
des  tak  auf  das  Stadtrecht  hängt  aber  zusammen,  daß  dasselbe  auch 
in  den  Urkunden  wiederholt  eine  Rolle  spielt,  zu  deren  Ausstellung 
die  Beziehungen  Norwegens  zu  den  deutschen  Seestädten  Veranlassung 
gaben.  Ich  will  darauf  nicht  \Hel  Wert  legen,  daß  wiederholt  ..de 
taxatis  mercibus  mercatorum",  -)  oder  über  Beschädigungen  „in 
bonorum  taxatione"")  geklagt  wird;  wenn  ich  nämlich  auch,  trotz 
eines  von  J.  Ilarttung  diescrhalb  erhobenen  Zweifels/)  mit  V.  A. 
Münch*)  dafür  halte,  daß  in  dieser  taxatio  nur  eine  ins  l.ateinische 
übersetzte  triksetiiini;  /u  erkennen  sei,  so  läßt  sich  cioch  nicht  mit 
Bestimmtheit  ersehen,  ob  dal)ei  auf  eine  im  W  ege  Rechtens  erfolgte 
Arrestlegung'  hinj^cdcutet  werden  \\<ilie,  wie  solche  das  norwegische 
Stadtrecht  vorsah,  oder  aber  auf  eine  ^anz  außerhali>  der  stadtrecht- 
lichen Uestinniiungca  gelegene  gewaltsame  Uesclilac^Miahine,  welche 
sich  des  Königs  Beamte  unter  irgend  welchem  Vorvvande  erlaubten, 
zumal  da  ein  Schreiben  der  Fürstin  Anastasia  von  Mecklenburg  und 
ihren  Sühnen  um  dieselbe  Zeit  ausdrucklicli  von  „bona  mercatoribus 
contra  justitiani  ercpta'*  spricht,")  und  auch  ein  ziemlich  gleichzeitiges 
Schreil)en  von  Vogt,  Kat  und  Gemeinde  von  Lübeck  darüber  klagt,') 
.,quod  .\i»rmanni  per  annum  mercatoribus  advenis  in  eorum  regno 
tunc  teiiipuri>  cunstitutis  vioienter  et  contra  justici.ini  bona  sua  cru- 
dcliter  acceperunt".  Um  so  deutlicher  spricht  sich  aber  ein  Privileg 
aus,  welches  K.  Magnus  lagab(ctir  unterm  ii>.  Juli  1278  den  See- 
Städten  j^ewahrte. ''1  Wenn  es  nämlich  hier  heißt:  ..conce>simus 
cciam,  quod  iiullus  ipsorum  uttcreiiä  scu  exhibeus  ydoneos  fide- 


')  S  V  er  ris  s.,  2  10. 

*)  Schipd-r  rurh  des  K.  Ma^jniis  vuii  .'^cliwcden,  vom  3I1.  Oktober  12&5;  Ur- 
kundenbuch  der  Stadl  Lübeck.  I,  484442. 

'j  Schreiben  der  Stadl  Wismar,  vua  I2S5;  H  a  n  s  e  r  e  c  e  s  s  e ,  I,  44/25. 
'*)  Nurwegen  uud  die  deutschen  Seesl&dte,  S.  4S,  Anm.  3. 

Det  norskc  Folks  HUtoiie,  IV%  3.  S.  94  und  S.  St3,  Anm.  i. 
^)  Diplom,  norveg.  1,  74/66. 
•)  Lühecker  Urku  n d  «; n  b  u  ch,  lOtO/933. 
*)  Diplom,  norveg.  V,  lo/ii. 
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jussorc^  ric  vcniendo  ad  judirium  et  parcndo  juri,  pm  quocumqiie 
debito  vcl  delictu  in  carci  rcm  vtl  vincula  detrudatur,  in<\  tile  fuerit. 
ut  secundum  justiriam  dcbcat  capite  plecti  vel  manus  sibi  amputari". 
so  ist  damit  das  iagatak  sowohl  als  das  fjartak  ausdrücklich  aner- 
kannt, und  die  Bestellung  beider  durch  Bürgen  für  genügend  er- 
klart, um  jede  Fervonalhaft  auszuschließen,  mit  Ausnahme  nur  der 
Kapitaherbrechcr,  Hierher  gehört  ferner  ein  Privileg,  welches  K, 
Einkr  Magnüsson  gemeinsam  mit  seinem  Bruder,  Herzog  Hakon, 
am  6.  JuH  1294  ausstellte,  und  in  welchem  es  heißt: ')  „item  si  quis 
ab  aliquo  super  causa  pecuniaria  vel  levi  crimine,  pro  quo  pecunia 
solet  solvi,  per  modum  illum  impetitur,  qui  taksaetning  in  norico 
nuncupatur,  potest  illud  tak  ferre  cum  proprio  domestico  et  duobus 
suis  compatriotis  navem  propriam  habentibus  juxta  pontem,  ad  rece* 
dendum  minime  pr;ieparatam,  qus  ad  cautionem  sufficit  pro  quan- 
titate  petita,  vel  amcnda,  secundum  qualitatem  criminis  exhibenda". 
AugenscheinUch  will  hier  auf  die  Bestimmung  des  neueren  Stadt- 
rechtes hingewiesen  werden,  *)  nach  welcher  der  Hausherr  (hüsbondi) 
für  den  von  ihm  aufgenommenen  Mann  das  tak  zu  übernehmen  hat, 
und  treten  die  beiden  Landsleute  einerseits  anstatt  der  beiden  hüs* 
fastir  menn  ein,  welche  als  Zeugen  bei  der  Übernahme  des  tak  ge- 
fordert werden,*)  während  sie  andererseits  durch  ihren  Besitz  selbst 
den  itir  die  Übernahme  des  tak  vorgeschriebenen  Voraussetzungen 
zu  genügen  haben,  ^)  was  allerdings  von  diesen  beiden  Zeugen  im 
Stadtrechte  nicht  gefordert  wird,  aber  Fremden  gegenüber  immerhin 
zweckmäßig  erscheinen  mochte.  Dieselbe  Bestimmung  kehrt  in  einer 
undatierten  Verordnung  des  K.  Häkon  Magnüsson  IL  (1355 — 1380) 
für  Björgvin  nochmals  wieder  und  lautet  hier:*)  „item  om  nogen 
blüffuer  tacset  for  peninge  eller  lan,  tha  ma  hand  före  thet  tack  met 
sin  husbonde,  oc  2  sine  landmen,  som  skipeige:  om  thet  er  sa  got 
som  peningen'';  eben  diese  Verordnung  rechnet  femer  zu  den  Ob- 
liegenheiten des  Stadtvogtes :  *)  „them  tili  stefihu  tacsettir,  som  ei  villia 
lagom  liida,  eder  koma  tili  motha,  tings  eder  stefinor".  Erheblich 
anders  lautet  ein  Privileg,  welches  K.  Eirfkr  Magnüsson  am  31.  Juli 
1296  den  Bürgern  von  Hamburg  verlieh.  Es  heißt  hier  zunächst:^ 
„item  si  burgensis  aliquis  de  Hamborg  citatus  fuerit  ad  Judicium, 

')  Diplom.  iiür%  cK.  2,^ -J4- 

^)  neuerer  BjarkK.,  Bcejarsk.  7.  ebenda,  Kaupab.  25. 

*;  ebenda.  13  und  25. 

•'■ ;  N  I)  r c  i  g  .1  m  1  c  I .  o  v  c ,  III,  II  5^  2 11.  "iebeada,S.  212. 
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quod  tacset  dicitur,  expurgabit  se  de  omtü  causa  per  duos  viros 
jure  suo  non  privatos,  sive  fueriat  Teutonici  vel  Normanni",  und 
wird  somit  den  Hamburgern  ein  BeweisprivUeg  der  weitreichendsten 
Art  verliehen,  vermöge  dessen  sie  einerseits,  wenn  die  gebrauchten 
Ausdrücke  anders  buchstäblich  zu  nehmen  sind,  in  allen  Rechtssachen, 
welche  mit  einer  taksetning  verbunden  waren  (was  also  die  Falle 
der  handfesten  Tat  ausschließt),  berechtigt  sein  sollten,  sich  mittelst 
eiiiLs  sell)stdritt  <:,'cschworencn  I-'.idcs  zu  reinigen.  jL^lcichvicl  ob  die 
Klagsachc  schwererer  ^'der  IciclUercr  Art  war,  und  andererseits  ihre 
Eideshelfcr  unter  den  Lx.utcn  beider  Nationen  frei  wählen  durften, 
mir  mit  der  lünsc  hrankung,  daß  die  Gewählten  unbescholten  an 
ihrem  Rei  hte  sein  mußten.  Sodann  ist  aber  aucii  noch  bemerkens- 
wert, daU  die  taksetnmi^  scharf  von  der  l'tandhcstellung  unterschieden 
wird;  weim  namlich  gesagt  wird:  'i  .,Kt  cum  \enditor  [")ri)  rebus  ven- 
ditis  petit  prccium,  dabit  illud  idem  infra  octo  dies  compectamlo'- 
a  tempore  monicionis.  Quod  si  non  feccrit,  ex  tunc  \  cnditur  sigai- 
ficabit  iio<-  judici,  qui  ccmpellet  emptorem,  ut  in  continenti  pignus 
det  venditori  pru  rebus  cm|)tis,  iUud  redimere  debeus;  <juod  si  non 
fecerit,  tunc  venditor  signiticabit  ei  itresentibus  probis  viris,  quo  facto 
recedere  potest  is  sine  excessu,  et  detcrre  secum  pignus  illud,"  so 
kann  dies  doch  nur  dahin  verstanden  werden,  daß  im  Falle  nicht 
rechtzeitij^er  Zalilung  der  Käufer  auf  Anrufen  des  Verkaufers  vom 
Gericht  zur  ßcstcUuug  eines  l  au>tpfaiuics  angehalten  werden  sollte, 
lind  daß  bei  nicht  rechtzeitiger  iänlösung  dieses  i^fandes  nach  noch- 
maliger vergeblicher  Zahlungsforderung  ilen^  X'erkäufer  zu  verfallen 
hatte.  I'.in  veA  also  muß  bestellt  werden,  bei  dessen  X'erfall  jedoch 
von  der  im  Stadt-  und  Laudrechte  angeordneten  I  ierausgal  ie  der 
Hyperocha  abgesehen  wird,  und  scheint  dieses  wjS  von  lier  in  der- 
selben Urkunde  besprochenen  taksetning  durchaus  getrennt  gehalten. 
Endlich  in  einer  Verordnung  des  K.  Hakon  Magniisson  II.  vofri 
20.  März  1370  für  die  deutschen  Schuster  in  Björgvin  findet  sich  die 
Vorschrift:*)  „WiUum  vrer  oc,  at  hver  sem  heiffuir  nockrar  logligar 
sackir  tili  thera  at  kiera,  at  tlier  tackzseiti  tha  ä  \'arn  garö  fir 
vamn  vmbosmane  thar  oc  logmaii^  xnn  alla  adra  tackla.ring  geiTum 
Vcer  vp  meder  tha,  tho  so  at  ther  svare  huerium  manne  loghum  oc 
rette  tir  ombotzmane  varum  oc  logmane,  reftir  thui  sem  fyr  sa.dgir." 
Der  Sinn  dieser  V\'orte  ist  nicht  ganz  klar.   Den  deutschen  Schustern 


Diplom,  norveg.  V,  33/33. 
*)  Xorges  gamle  Love,  III,  99/188;  dann  IV,  S. 383. 
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gegenüber  soll  mit  Ausschluß  jeder  anderen  takfoering  nur  die  tak* 
setning  auf  den  Königshof  und  vor  des  Königs  Beamte  zulässig  sein, 
von  welchen  letzteren  jene  allein  Recht  zu  nehmen  haben.  Damit 
kann  möglicherweise  nur  der  Gerichtsstand  der  Schuster  geregelt 
werden  wollen,  so  daß  also  nur  jede  Klagesteilung  gegen  dieselben 
vor  Privatgerichten,  dem  Stadtgerichte  und  den  Landgerichten  aus- 
geschlossen sein  sollte  i  möglicherweise  könnte  aber  zugleich  auch 
noch  gemeint  sein,  daß  die  taksetnmg  selbst  auf  dem  Königshof  vor- 
zugehen  habe,  so  dafi  dieselbe  also  jederzeit  nur  durch  Anlegung  eines 
Personalarrestes  zu  vollziehen  gewesen  wäre,  welcher  auf  dem  Königs« 
hofe  und  nicht  im  Arresthause  der  Stadt  zu  erstehen  war.  Da  die 
Verordnung  indessen  augenscheinlich  die  Schuster  begünstigen  will, 
und  gerade  in  bezug  auf  den  hier  fraglichen  Punkt  das  „Aufgeben" 
jeder  anderen  als  der  vorbebaltenen  takfcering  betont,  wird  man  sich 
kaum  für  die  letztere  Alternative  entscheiden  dürfen,  welche  ja  durch 
das  Fallenlassen  jeder  takbestellung  durch  Bürgen  die  allgemein  ge- 
setzlichen Vorschriften  sehr  empfindlich  verschärfen  würde. 

Auch  sonst  wird  das  tak  noch  mehrfach  in  königlichen  Ver- 
ordnungen erwähnt.  Eine  Verordnung,  welche  K.  Häkon  Magnüsson 
in  den  Jahren  1 30S  o  erließ,  enthalt  gleich  in  ihrem  Eingange  die 
Worte:  ')  „Fyrst  at  Ln£:;,ir  Ncktir  1>\  u:i/.t  ä  |)a  franimar  en  forn  kristin- 
rcttr  vattar  oc  ciii^ai  aArar  n\  ar  alogur,  hvarki  firir  forboö,  takset- 
luni^Mr  lal,  bannsetnini^ar  >.  e(Na  stefnur,  er  Jteir  gera  1>  siul:^  iirir  fcstiticnim 
c(^a  l>ryllaups  gen^uni  traniin  ir  en  vant  er".  Es  sollen  also  ubor  das 
Makj  hinaus,  welches  Jas  alte  Chri.-tenrecht  ausweist,  keine  weiteren 
Bußen  erhohen  w  crcicn,  noch  auch  ii  i^rtid  u  cK  hc  Aiiflagcn,  weder 
für  Exkoniin unikatii  aien  ''forlx  lO) j  nuch  für  Vurladungeii  istcliiur), 
welche  aus  Aal  il'  dc^  Au  t [geböte«  vor  Verlobungen  oder  Hochzeiten 
erlassen  werden;  je  nach  \'cr>chiedLnhcit  der  Lesart  richtet  sich  das 
Verbot  aber  am  h  noch  gegen  Bannspruchc  (bannsetnmgar)  oder 
Sicherheitsbcstcllungcn  (taksctningar),  welche  über  da*  althergebraciitc 
MaLi  hinausgehen.  Die  ersterc  Lesart  si  licint  besser  in  den  Zu- 
■^rtmnienhang  der  Stelle  /u  pa-^-^en.  sofern  diese  wesentlich  \  oa  kirch- 
lichen Erpressun^^en  handelt:  inde>srn  laßt  sich  doch  auch  die  letztere 
halten,  sei  es  nun.  Haß  man  die  taksetnmg  als  ein  Surrogat  für  die 
stefna  auffasse,  in  welchem  Sinne  das  gemeine  Stadtrecht  den  Aus- 


')  Nor<,'  -  gamle  Love,  III,  26 Ss;  auch  bei  Finar  Jönsson,  Hist  ecel. 
Island.,  I,  S.  419. 
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druck  nicht  selten  erwähnt,  ^)  oder  da6  man  an  widerrechtliche  Be- 
schlagnahme durch  geistliche  Beamte  denke,  wie  etwa  einige  oben 
angeführte  Urkunden  in  ähnlichem  Sinne  von  taxationes  sprechen. 
Da  bei  weitem  die  meisten  und  besten  Hss.  taksetningar  nennen, 
wird  hiemach  diese  Lesart  wohl  festzuhalten  sein.  Beachtenswerter 
noch  ist,  dafi  eine  Verordnung  desselben  Königs  vom  12.  August 
1513  für  Hälogaland  eine  Beschränkung  der  taksetntng  für  die  Zeit 
kennt,  während  welcher  die  große  Frühlingsfischerei  betrieben  wird 
(medan  skreidfiski  stendr  um  värit).  ^)  Zwischen  Lichtmefi  und 
Maria  Verkündigung,  also  dem  2.  Februar  und  25.  März,  sollen  an 
den  Fischplätzen,  an  wdchen  die  große  Fischerei  betrieben  wird, 
alle  Klagen  ruhen.  Weder  des  Königs  noch  des  Erzbischofs  Vogt 
soll  während  dieser  Zeit  eine  Klage  anstellen  oder  eine  taksetning 
vornehmen;  vielmehr  sollen  sie  von  denen,  welche  sich  einer  Ober- 
tretung  schuldig  machen,  nur  „taka  la^afestor'',  d.  h.  sich  das  Er- 
scheinen vor  Gericht  durch  Handschlag  v  ersprechen  lassen,  und  dann 
nach  Beendigung  der  Fischerei  ihre  Klage  stellen.  Will  dabei 
jemand  den  Ort  verlassen,  ehe  er  sich  noch  verantwortet  hat,  so  soll 
er  einen  vollwichtigen  Bürgen  (fuUan  borgadir  mann)  dafür  stellen, 
dafi  er  hinterher  sowohl  sich  vor  Gericht  stellen,  als  dem  Urteile 
Folge  leisten  werde;  wer  dai,c!3cn  in  anderer  als  der  bezeichneten 
Weise  eine  Klage  stellt  oder  eine  taksetning  vornimmt,  der  hat  die 
Bufie  zu  leisten,  mit  welcher  das  Gesetz  die  widerrechtliche  Klage- 
stellung und  taksetning  bedroht.  Diese  Verordnung  knüpft  zweifel- 
los an  eine  bereits  erwähnte  Bestimmung  des  gemeinen  Landrechtes 
an. -M  w  elche  alle  Khii^cii  wahrend  des  Betriebes  der  Heringsfischcrci 
(iildtiskii  ruhen  lalit,  und  zugleich  die  Seliidslierrii  je  für  ihre  Schills- 
genossen liurgschalt  leisten  (i  vanVslu  xcrai  hriiit.  tallv  sie  sich  ent- 
fernen, ehe  sie  alle  CbertretuiiL^ea  gcbuiit  hal)i.n,  demi  man  -ic  an- 
schuldigt, sofern  der  SchilLshcrr  sie  nicht  mit  seineai  Lide  \Litretcn 
mag.  Durch  die  Verordnung  wird  die  \  ursciiritt  des  Lantirechtes 
nur  einerseits  erweitert,  indem  sie  aul  alle  Arten  der  ;;r.  >i'icii  Li>cherei 
erstreckt  wird,  und  andererseits  erglänzt,  indem  neben  die  Uürgschatt, 
welche  der  S»-hihsherr  für  seine  Leute  zu  ubernehmen  hat,  noch 
eine  zweite  gesetzt  wird,  welche  der  den  Fischplatz  verfrüht  Ver- 
lassende von  Fall  zu  Fall  selber  zu  bestellen  hat    Alä  tak  bezeichnet 


'1  I'dege  siehe  bei  Fr.  Brandt,  ProveforcIsesQtOKCri  S.  toS, 

'1  N  «->  r  ^  0  s     .1  n.  1  0  I .  o  V  e  ,  III,  38/107. 
^)  Lands!.,  Laodsleigub.  50. 
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freilich  weder  das  Landrecht  noch  die  Verordnung  die  vorgeschriebene 
Bürgschaft,  und  wenn  die  letztere  noch  zu  einer  Zeit  der  taksetntag 
zu  gedenken  nötig  findet»  in  welcher  eine  solche  nur  nach  dem 
Stadtrecbte  geläufig  war,  so  mag  ja  hierfür  die  Erinnerung  an  das 
ältere  Stadtrecht  bestimmend  geworden  sein»  welches  ja  den  Satz 
aussprach:^)  „Bjarkeyjarrettr  er  a  fisknesi  hverju,  ok  i  sildveri.  ok  i 
kaupförum";  mag  aber  sein,  dafi  die  Verbürgung  des  Laadrechtes 
und  unsere  Verordnung  von  der  taksetning  auch  wirklich  wesent- 
lich verschieden  war,  indem  nicht  nur  die  Voraussetzungen  für  die 
Übernahme  des  tak  und  die  Förmlichkeiten,  mit  welchen  dieses  be* 
stellt  wurde,  andere  waren  als  bei  der  Bürgschaft,  sondern  auch  die 
Beschränkungen,  welche  das  tak  ursprünglich  bezüglich  der  Dis- 
positionen über  das  eigene  Vermögen  zur  Folge  hatte,  und  die 
eventuelle  Möglichkeit  einer  Personal haft  bei  der  Bürgschaft  wegfiel, 
deren  Dauer  uhcrdie^  nicht  an  dieselben  engen  /eitgrenzen  gebunüen 
war,  wie  die  Dauer  de<  tak.  —  Endlich  mag  hier  iidcIi  ein^r  \'er- 
f.ii^ung  gedacht  werden,  welcher  in  späteren  \"ert)rcinunc:;cn  ui.d  Ur- 
kunden wiederholt  getiarht  wird,  ohne  dalJ  docli  (iciLU  Zusammen- 
hang mit  dem  tak  recht  klar  läge,  nämlich  des  k  \  rrsetja.  F.in«. 
Verordnung  des  Königs  Magnus  Einksson  \om  8.  Januar  1557. 
Welche  übrigens  den  Namen  des  tak  nicht  nennt,  kommt  dabei  in 
erster  Linie  in  Betracht- -i  Sie  spricht  von  Leuten,  welche  sich  in 
Norwegen  irgendwelcher  Vergehen  schuU.ii,  machen,  dann  aber 
auücr  Lands  liiehen,  und  em  vuUes  Jahr  lang  weder  seH>st  zurück- 
kehren, noch  auch  Bevollmächtigte  schicken,  um  sich  daselbst  ge- 
richtlich zu  verantworten;  für  solchen  Fall  wird  aber  bestimmt,  daß 
deren  rechte  Erben  sich  in  ihr  Gut  setzen,  und  mit  demselben  für 
alle  Schulden  tics  I  hu  htii^en  einstehen  sollen ,  sow  eit  dieses  Gut 
reicht.  woL:ec^en  eben  dieses  Gut  des  Fluchtigen  schon  in  dem  Zeit- 
punkte, in  welchem  dieser  die  Flucht  ergriflen  hat,  im  Einverständ- 
nisse mit  dem  Beamten  des  Ivunigs  unter  voller  Bürg>ch.afl  und  Be- 
wachung (undir  fulhi  vord.«!)!!  ok  gu  ymslu)  mit  Beschlag  zu  legen 
ist  (kuirsa.'tidzi.  Zweierlei  wir-d  demnach  liier  unterschieden:  eine 
provisorische  Besr]i!ai;nahme  de^  \  ermo^^ens  des  Abwesenden,  welche 
unter  Mitwirkung  der  kdnii;liciicn  Reimten  eriblgt.  und  zwar,  wie 
es  scheint,  durch  den  geboreneu  Erbcu  des  FlüchtUnges,  jedoch  so, 


älterer  BjarkR.  U»  42- 

^1  Norgcs  j;;imle  I.ov«>,  HI.  S8/t75;  d«  Bestimmung  ist  auch  nocb  in  da 
K-  Cbrisiian  IV.  Xorskc  Lovbog  von  1604,  Kjöbeb.  3  (kbetgtgßagfu. 
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daß  dieser  für  den  Bestand  de-;  übernommenen  Gutes  \olle  Sicher- 
heit zu  bestellen  hat;  sodaim  aber  eine  endi^ultii^e  Besitzergreifung 
dieses  Erben,  welche  ihn  zur  Liquidierimg  aller  Schulden  des  Flucli- 
ti^en  ermächtigt  und  verptliclitet,  welche  Re>itzcrgreifung  jedoch 
erst  ein  xoUes  Jahr  nach  dessen  Kntwcichunt^  aus  dem  i-ande,  und 
nur  dann  eintreten  darf  wenn  sich  der  Flüchtling  wahrend  diese; 
Jahres  in  keiner  Weise  dem  Gericht  gestellt  hat  Jene  vorlautige 
Beschlagnahme  ist  es  aber,  welche  durch  den  Ausdruck  kyrrsetja 
bezeichnet  wird,  und  konnnt  dieser  öfter  in  ähnlicher  Bedeutung 
vor.  wie  denn  z.  B.  die  isländischen  Annalen  zum  Jahre  1391  be- 
richten, M  dal3  Häkon  Jonsson,  welciier  seit  1390  fchiriMr,  d.  h.  Schatz- 
meister in  Rjörg\'in  war,  ■)  dem  st  ra  Pall  l  iorsteinsson  ,,hafAi  kyrsett 
allt  hans  gots  ',  was  doch  wohl  mit  dem  Handelsmonopole  zusammen- 
hing, welches  der  n<3rwegische  König  damals  schon  Island  gegen- 
über beanspruchte.  ")  Auch  in  den  Urkunden  fehlt  es  nicht  an  ent- 
sprechenden Belegen,  die  aber  allerdint;s  teilweise  etwas  andere 
Gestalt  zeigen.  Wir  erfahren  z.  B.  aus  einer  Urkunde  vom  6.  No- 
vember 1400,^)  daß  sc  ra  lurikr  Koll)jarnarson  von  Sandin  an  der 
Kirchentür  daselbst  durch  olientlichen  \'crrut  den  Besitz  .seiner 
Pfarrei  unter  Verbot  legte  (logfa,'Sti  jordena  a  .Sandom  '.  und  jeder- 
mann dessen  Betreten  untersagte,  sowie  daß  er  dabei  insbesondere 
das  Führen  von  Sporren,  Stangen  (troö)  und  anderen  Hölzern  üljer 
denselben  veH '»t  resp.  solche  mit  Beschlag  belegte  (kvirsa;tti  sperro 
trodh  ok  skatvido  siem  |»er  war  op  ä  fort).  Aus  anderen  Ur- 
kunden wissen  wir,*)  daß  dieser  Pfarrherr  mit  seiner  Gemeinde 
über  einen  solchen  Weg  in  heftigem  Streit  lag,  welcher  erst  durch 
die  Dazwischenkunft  des  Bischofs  von  Oslö  beigelegt  wurde;  in 
diesem  Falle  kann  die  kyrrsetning  aber  der  ganzen  Sachlage  nach 
nicht  mit  Sicherheit  auf  eine  Beschlagnahme  bezogen  werden,  viel- 
mehr nur  eine  Befriedung  des  eigenen  Besitzes  durch  den  Pfarr- 
herm  bezeichnen ,  wie  etwa  die  im  gemeinen  Landrechte  vorge- 
sehene lögfesting  eine  solche  ist")  Aus  einer  weiteren  Urkunde 
vom  2.  Mai  1398,")  welche  über  eine  die  Eigentumsverhältnisse 
zwischen  den  Höfen  Skorer  und  Dal  betreffende  Zeugenvernehmung 

Islcnzkir  Annalar,  S.  350. 
*)  ebenda,  S.  346;  vg].  Münch,  ünionsperiodeu,  ii,  ^.  323. 
')  vgl.  Münch,  anfj.  O.,  8,370.  •)  Diplom,  norveg.  V,  401  288. 

ebenda,  I,  577.4':;  593,428;  595/430--3»;        546416;  547;4»7;  S48/ 
417 — 18.  Laadsl.,  Landtleigub.  19. 

^  Diplom.  norTesr.  IV,  680/50«. 
Maurer.  Altnorditehci  Pfftodiccht. 


Digitized  by  Google 


594 


Abäcbmtl  iü.    Um  Ukk. 


Aufschluß  gibt,  entnehme  ich  die  Worte:  „ok  kuirssette  |»a  Ga?star 
sua  myken  salduid  firir,  ssem  fyrniemdar  Stillogar  hafde  lagh  a  tej^cn  ; 
auch  in  diesem  Falle  wird  aber  die  kyrrsetning,  wie  es  s  iicint,  vom 
Grundbesitzer  an  seinem  eigenen  Grundbesitze  vorgenoninicn,  wie 
im  vorigen  l  alle.    Mau  sieht  der  -Ausdruck  kyrr>ctia  wird  in  ganz 
verschiedenem  Sinuc  gebraucht,  u  anlich  einerseits  tur  the  beschlag- 
nahme  fremden   Gutes,   und   andererseits   für  die    llefriedunL^  des 
eigenen;  im  einen  wie  im  anderen  halle  wurde  j.i  dem  betrciu  ikIi.  n 
Gute  ein  gewisser  ivuhestand  versch ant,  lucr  indem  dasselbe  fremden 
Eingritien  gegenüber  durch  ein  Wrbot  geschut/t  wurde,  dort  indem 
es  durch  Niederlegung  in  fremde  Hand  der  Idnuirkung  des  Eigen- 
tumers entzogen  wurde,  ohne  darum  doeh  dem  neuen  Inhaber  vullig 
prei«':;ef;(,  ben  zu  wcnlen.    Aber  aui  h  soweit  «^ie  Heschla^mahme  ist. 
darf  die  k\  rr>ctamg,  wie  sie  zumal  in  der  \  crurdnung  vom  S.  Januar 
1357  uu<  entgecfentritt,  mit  dem  tak  unserer  Rechtsquellen  keines- 
wegs zusammen'^eworten  werden.    Sie  entzieht  nämlich  dem  Eigen- 
tümer der  beschiat^nahmten  Saciic  deren  Besitz,  wahrend  die  tak- 
setnin^,'  ihm  diesen   beiaUt,   undi  üm   nur  in  seinen  Dispositions- 
befugnissen ultcr  dieselbe  besclirankt;  insoweit  ers<  heint  also  auch 
Fr.  Branfit's '"5  Anknüpfung  des  Inhaltes  jener  Verordnung  an  eine 
Vorschrift  der  Fr]  il .. keineswegs  stichhaltig.    Allerdings  spricht  die 
von  ihm  angeführte  .'^telle  der  hrpL.  au<.  daß  des  lUschof^  \'ogt. 
wenn  jemand  der  .Xeht  aus  kirchlichen  Gründen  verfallt,   nicht  nur 
behufs  der  Liijnidation  seines  Vermögens  eine  fimtarstefna  anzu- 
beraumen, sondern  auch  die  Bestellung  eine«:  tak  für  dessen  Ver- 
mengen zu  fordern  hat.    Damit  ist  in  der  Tat  etwas  Ahnliche«  an- 
geordnet wie  eine  vorläufige  Sec]uestration.  wie  sie  jene  N^erordnung 
über  das  Vermengen  des  Fluchtigen  \  erhangt:  mdessen  bleibt  doch 
zwischen  beiden  Vorkehrungen  der  sehr  erhebliche  Unterschied  be- 
stehen, daß  die  FrI)L.  eben  keine  Sequestration  anordnen,  vielmehr 
der  „utla'gan  eyri"  einstweilen  noch  im  Besitze  des  Verurteilten  be- 
lassen.   Sie  sprechen  ausdrucklich  aus,  daLJ  die  Unterstützung  des 
Fric  11  1-en  und  das  Zusammenleben  mit  ihm  erst  strafbar  werde 
,.si<^an  jtessar  stefnur  ero  Uönar  ".   und  die  G|)L,  gestatten  der  Frau 
des  IViedlosen  ebenso  ausdrücklich,     ihn  noch  fünf  Machte  nach 
dem  Ergehen  des  Urteils  zu  beherbergen;  da  wird  doch  wohl  der 

»)  ang.  O.,  S»  m,         «)  FrJiL.  III,  aj. 

')  G  f>  L.  203 ;  auch  sie  kennen,  lö2,  die  fimtontefDa  betttglieh  der  Aiueinaader* 
svizung  <lea  Vermögens. 


Digitized  by  Google 


^  12.   Di«  Gesetzgebvag  des  Königs  Magnii«  lagabcettr. 

Verurteilte  bis  zum  Ablaufe  der  fimtarstefna  in  Bezug  auf  sein  Ver- 
mögen ebensogut  wie  in  Bezug  auf  seine  Person  noch  als  im  Rechts- 
verbande stehend  behandelt  worden  sein,  wie  denn  auch  auf  Island 
der  Satz  galt : ')  „eigi  er  ma(Vinn  alsekr,  meöan  eigi  er  haiV  fcrans- 
dömr".  Dagegen  ist  allerdings  richtig,  daß  die  Beschlagnahme 
unserer  Verordnung  sich  sehr  genau  mit  jenen  „taxationes"  berühr^ 
über  welche  die  hansischen  Kaufleute  wiederholt  zu  klagen  haben, 
und  deren  Bescbafifenheit  sich  aus  der  als  gleichbedeutend  gebrauchten 
Bezeichnung  „bona  erepta"  deutlich  erkennen  iäfit  Der  alte  Satz:^) 
„tcekr  er  taklauss  eyrir  sv;i  inikil  sem  sok  var  til  gefin",  und  die 
dem  Kläger  eingeräumte  Ikfugnis,  auch  die  Fersonalhaft  nötigen- 
falls auf  dem  Wege  der  Selbsthilfe  zu  verhängen,  wenn  der  Schuldner 
sich  nicht  J  tak  bjööa"  wollte,  erklären  übrigens  leicht,  wie  man 
dazu  kommen  kor  :n  von  der  gesetzlichen  taksetdng  zu  einer  ge- 
waltsamen Beschlagnahme  von  Gütern  und  Personen  überzugehen, 
und  wie  selbst  die  Gesetzgebung  recht  wohl  dazu  gelangen  konnte, 
einen  derartigen  Übergang  machen  zu  lassen. 

Ich  wiU  nicht  unterlassen,  hier  noch  die  Frage  anzuregen,  ob 
die  kyrrsetmng  der  oben  angeführten  Quellen  nicht  etwa  benutzt 
werden  könnte,  um  das  kyrrsetutak*  der  G])L.  zu  erklären?  Es 
wurde  schon  früher  bemerkt,  daß  das  westgötische  Recht  in  der 
Anwendung  auf  gestohlene  und  geraubte  Sachen  ein  qvarsastutak 
k^nnt,  durch  welches  deren  Vorlage  bei  der  Gerichtsverhandlung 
gegen  diejenigen  sichergestellt  werden  wollte,  in  dessen  Hand  sie 
betroffen  worden  waren,  und  auch  bemerkt,  dafi  eine  Stelle  der 
GpL.  auf  eine  ähnliche  Stcherheitsbestellung  bei  gestohlenen  Sachen 
hinweist,  ohne  doch  den  Namen  des  kyrrsetutak  zu  nennen. 
Dieser  Name  wird  dagegen  in  diesem  Rechtsbuche  nur  ein  einziges- 
mal  genannt,  und  zwar  an  einer  Stelle,')  welche  ihrem  sonstigen 
Inhalte  nach  sich  zweifellos  auf  alle  und  jede  Anwendung  des  pro* 
zessualischen  tak  bezieht  Man  kann  sich  nun  nicht  wohl,  wie 
Fr.  Brandt  dies  versucht  hat,^)  mit  der  Annahme  helfen,  dafi  die 
GI)L.,  obwohl  sie  das  tak  als  allgemein  und  in  allen  Rechtssachen 
anwendbar  bezeichnen,  dasselbe  doch  eigentlich  nur  bei  Diebstahls- 
klagen  in  praktischer  Anwendung  gekannt  hätten,  und  ebensowenig 
wird  man  doch  wohl  seine  Erwähnung  mit  v.  Amlra*)  auf  ein 

')  Mratnkcls  s.  l  rcysgoi^a,  19. 

*)  l  rI)L.  III.  20.  G[)L.  254.  *)  ebcoda,  10a. 

l'roveforcLs  sningcr,  S.  94— 9;  und  loö. 
•)  VoUstreckungsverfahren,  S.  338, 
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Glossem  zuruckJuhren  ciurkn.  welches  sich  daraus  erkläre.  daU  d.i> 
gemeine  Landrecht  das  tak  seinerseits  nur  für  Diebstahl -falle  in 
Geltung  belassen  habe.  Ganz  abgesehen  von  der  früher  schon  an- 
geregten Frage,  ob  das  tak  in  das  c^enicinc  Landreciit  nicht  etwa 
überhaupt  bloß  durch  eine  UnL:csriiicklichkeit  seiner  Hearbcitcr  hinciii- 
£^ekomnien  sei,  kann  denn  doc  h  das  \'crhaken  eines  in^  laiire  1274 
erlassenen  Gesetzbuches  nicht  wohl  für  eine  Hs.  bestimmend  L;e\ve«en 
sein,  welche  bereits  um  die  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  geschrieben 
zu  sein  scheint:  die  angebliche  frühere  Heschr.inkun£:r  der  Aiu\  cndiing 
des  tak  auf  Diel)-talil<klaf^en  aber  steht  mit  den  bestimmtesten  An- 
gaben der  Proviiuialgesetze  selbst  und  zumal  der  1  r|iL.  in  unleug- 
barem W  iderspruche.  Da  konnte  man  nun  versucht  sein,  sich  des 
umfassenden  Gebrauche«  zu  erinnern,  welchen  die  späteren  Quellen 
von  dem  Ausdrucke  kyrrsctnini:^  für  die  verschiedensten  Arten  der 
beschlagnahme  maciien.  und  die  Vermutung  wagen,  daß  derselbe, 
wenn  auch  etwa  von  derselben  Ixschranktcn  Geltung  ausgehend, 
welche  er  in  WestgÖtalagen  zeigt,  doch  vielleicht  schon  im  13.  Jahr- 
hundert, zur  gemeinsamen  Bezeichnung  jedes  prozessualischen  tak 
im  Gegensatze  zu  dem  stadtrechtlichen  heimildartak  geworden  sein 
könnte.  In  der  Tat  bewirkte  ja  jedes  prozessualische  tak  eine  Be- 
schränkung der  Bewegungsfreiheit»  sei  es  nun  der  Person  oder  des 
Vermcigens,  während  eine  solche  dem  heimildartak  fremd  war. 

Nach  allem  Bisherigen  ergibt  sich  für  die  Ent wickluogs« 
gcschichte  des  tak  im  älteren  norwegischen  Rechte  ein  nicht 
unerheblich  anderes  Bild,  als  dasjenige,  welches  Fr.  Brandt  von  der« 
selben  entworfen  hat.\)  Brandt  nimmt  an,  daß  zwar  in  einer  älteren 
Zeit  das  tak  eine  in  allen  Rechtssachen  verwendbare  Einrichtung 
gewesen  «^ei,  daß  jedoch  zur  Zeit  unserer  Provinzialrechte  dessen 
Anwendbarkeit  im  Landrechte  sich  auf  DiebstahJsklagen  und  allen* 
falls  noch  auf  Klagen  beschränkt  habe,  welche  wegen  prozessualisch 
geschlossener  Zeit  nicht  sofort  anhängig  gemacht  werden  konnten; 
nur  im  Stadtrechte  habe  sich  das  Institut  demgegenüber  in  allge* 
meiner  Anwendung  erhalten,  wogegen  sich  jene  beschränktere  Gel- 
tung auch  noch  in  der  landrechtlichen  Gesetzgebung  des  K,  Magnus 
lagaboetir  erhalten  habe,  weiche  nur  alle  und  jede  Remiotszenzen  an 
eine  frühere  weitere  Anwendung  des  Institutes  fallen  gelassen  habe, 
welche  die  Provinzialrechte  noch  fortgeführt  hatten.   Richtiger  dürfte 


*)  ProvcforeLvininj^er,  S.  107 — S;  ForeL-esninger  over  dea  nonke  RctthisCoiie. 
I.  S.  329—30 
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vielmehr  sein,  das  Institut  für  die  Zrit  der  rrovinzialrcchtc  auch  land- 
rechtHch  noch  als  ein  fest£;:cschlo^scnes  und  allgemein  anwendbares 
gelten  zu  lassen,  r.hnc  sich  dabei  durch  die  tragnientarische  Natur 
unserer  Überlieteruagrn  beirren  zu  lassen.  Ich  möchte  hiernach 
kernen  Wert  darauf  k-t^cn,  daß  z.  B.  das  ei<^atak  und  das  tak  til  jarns 
unter  den  Provinzialrechtcn  nur  die  El)L.  kennen,  dat^  dcis  fjartak  in 
ihnen  überhaupt  nicht  erwähnt  wird  u.  dgl.  m.,  vielmehr  unbedenklich 
mich  bcrcchtii^^t  erachten,  die  diirftiiren  Nachrichten  der  einen  (JucUe 
aus  denen  der  anderen  zu  erganzen,  soferne  dieselben  sich  deutlich 
samt  und  sunders  als  Teile  eines  einheitlich  in  sich  abge- 
schlossenen Sy Sternes  erkennen  lassen,  welches,  soweit  da«; 
prozcs'^ualische  tak  reicht,  in  den  alteren  Landrechten  und  im  alteren 
Stadtrechte  wesentlich  dasselbe  war.  Uie  Gnmdzüge  dieses  Systems 
Sinti  aber  die  foli^endcn:  In  nllen  und  jeden  Klagsachen  mit  Aus- 
nahme nur  der  halle  der  handhaften  Tat  kann  der  Kläffer  nach 
eigenem  Gutdünken  vom  Beklai:^ten  die  Stellung  eines  tak  fordern, 
und  zwar  muß  auf  Verlangen  für  jeden  einzelnen  prozessualischen 
Akt  ein  besonderes  tak  bestellt  werden,  sowie  derselbe  in  der  Zeit 
gesondert  auftritt;  das  brautartak,  das  lagatak  als  tak  til  doms  oder 
til  möts,  das  eiöatak  endlich  oder  das  tak  til  jarns  können  sich  hier- 
nach bei  der  Verhandlung  von  illicjuiden  Sachen  folgen,  und  wenn 
eine  solche  et\va  mehrfache  Gerichte  nacheinander  beschäftigt,  wird 
sogar  das  tak  von  einem  Gerichte  zum  andern  zu  eraeuem  sein; 
bei  hquiden  Sachen  dagegen  wird,  allenfalls  nach  einem  vorgängigen 
brautartak,  lediglich  ein  fjartak  zu  bestellen  sein,  wobei  jedoch  ZU 
berücksichtigen  kommt,  daß  einerseits  durch  den  Urteilsspruch  aus 
der  illiquiden  Sache  eine  liquide  werden  kann,  da  ja  dcemt  fe  als 
vitafc  gilt,  und  daö  andererseits  aus  dem  fjartak  zufolge  nicht  recht- 
zeitiger Zahlung  eine  Strafklage  erwach.sen  kann,  die  wieder  zur 
Forderung  eines  tak  til  möts  führen  mag.  Die  Bestellung  des  tak 
erfolgt  in  verschiedener  Weise,  je  nach  Verschiedenheit  der  Ver- 
mögensverhältnisse des  Beklarrtcn.  Besitzt  dieser  geeignetes  Vermögen 
in  genügendem  Betrage,  um  durch  dieses  für  den  Kiagsgegenstand  volle 
Sicherheit  bieten  zu  können,  so  mag  dieser  für  ^as  tak  einstehen,  nach 
der  Regel :  „bü  (hüs,  skip)  hans  skal  varda  taki" ;  ist  dies  nicht  der 
Fall,  so  mag  er  einen  Bürgen  stellen,  welcher  anstatt  seiner  das 
tak  übernimmt;  gelingt  ihm  trotz  dreimaligem  Versuche  auch  die 
Stellung  einer  Bürgschaft  nicht,  so  hat  er  sich  selber  zur  Personal- 
haft anzubieten.  Weigert  sich  der  Beklagte  endlich,  in  der  einen 
oder  anderen  Weise  tak  zu  bestellen,  so  mag  der  Kläger  zur  Selbst- 
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hilfe  schreiten,  unci  zwar  je  nnrh  der  Lage  der  L'nistaiide  in  ver- 
srhiedciier  \\"ei>e.    Hat  der  licKiagtc  genügendes  X'ermögcn.  uir,  dL-i. 
Biitrai;  der  KlagO irderuni;  aus  diesem  decken  zu  ki  >nncn,  so  richte! 
sicli  die  Selbsthilfe  L;cgeu  scm  X^ermögen.  nach  der  Regel:  „toekr  er 
taklauäs  eyrir  sva  niikil  scm  sök  er  til  gefin";  hat  er  solches  nicht, 
so  geht  die  Selbsthilfe  ue^cn  seine  Person,  d.  h.  er  wird  in  Haft  ge- 
noniincn,  und  ganz  cben>o.  wie   wenn  er  sich  sclb:;t  zu  dieser  er- 
buten  hatte,  zunächst  seinen  X'cruandten  und  Freunden  zur  Aus- 
lösung um  den  Betrag  der  Schuld  nnL;ebüten,  wenn  aber  auch  dieser 
Versuch    nicht   zum   Ziele    fuhrt,    dem    Verstummelungsrecht  de^ 
Gläubigers  überlassen,  soferii  sich  dieser  nicht  etwa  mit  dem  Ge- 
fangenen  über  deaseu  Unterwerfung:  unter  die  S*  liuldknerhtschaft 
einigt.    Wie  immer  bestellt,  begründet  da->  tak  jederzeit  eme  Be- 
schrankung der  I  )ispusitionsfrcihcit  demjenigen,  w  elcher  ilim  unter- 
liegt,  und  ger.ide  diese  bildet  dessen   rharakteri^tische>  Merkmal. 
Wird  dasselbe  von  dem  Beklac;ten   selbst  oder  von  einem  Dritten 
mit  seinem  ci^^enem  Vermögen  übernommen,  so  unterließet  da-  cc- 
samte  X'crniut^en  des  Übernehmers  für  die  Dauer  de<   tak  einer 
Dispusitionsbeschrankung;  hat  sich  der  Beklagte  der  Fer<onalhaft 
unterworfen,  sn  ist  e<=  eben  die  Freiheit  seiner  Person,  wclciie  durch 
das  tak  beschrankt  wird.    Im  einen  wie  im  anderen  1  alle  erweitert 
aber  die  Bestellung  des  tak  nicht  den  Umfang  der  Ansprüche,  %velche 
dem  Kläger    bereits    vor  derselben  zustanden;    dieselbe  gewaiirt 
vielmehr  nur  eine  Sicherung  für  deren  tatsächliche  Realisierung, 
indem  sie  das  X'orhandensein  genügender  Fxekutionsmittel  für  den 
Zeitpunkt  gewährleistet,  in  welchen  ein  gesetzliches  Vollstreckungs- 
verfahren einzutreten  hat,  und  es  ist  somit  die  Art  und  Ausdehnung 
der  X'ollstreckung,  mi^e  sich  diese  nun  gegen  das  VennÖgen  des 
Beklagten  oder  Kines  Bürgen,  oder  gegen  die  Person  des  ersteren 
richten,  immer  ganz  dieselbe,  wie  sie  mit  Rücksicht  auf  die  Xatur 
der  einzelnen  Klagsachc  auch  ohne  die  Bestellung  eines  tak  einzu- 
treten hätte,  nur  daÜ  durch  diese  für  das  Vorhandensein  genügender 
Vermögensobjekte  oder  auch  der  l*erson  im  entscheidenden  Zeit- 
punkte gesttrgt  ist.  —  Man  sieht,  das  hiermit  geschilderte  System 
ist  ein  völlig  in  sich  geschlossenes  und  abgerundetes :  kein  einzelner 
Satz  kann  aus  demselben  herau^enommen  weiden,  ohne  daÖ  dasselbe 
sofort  eine  Lücke  zeigen  würde,  und  gerade  darum  kann,  wie  oben 
bereits  bemerkt,  ohne  Anstand  die  mangelhafte  Ül  crlicferung  des 
einen  Provinzialrechtes  durch  die  in  den  anderen  Provinzialrechten 
oder  auch  im  älteren  Stadtrechte  aufbewahrten  Vorschriften  ergänzt 
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werden.  Natürlich  schließt  aber  diese  Tatsache  die  Möglichkeit 
nicht  aus,  daü  das  im  Stadt-  und  Landrechtc  wesentlich  {^fleichaitig 
ausgebildete  Institut  doch  in  der  Stadt  eine  ungleich  bedeutsamere 
Rolle  gespielt  haben  konnte  als  auf  dem  Lande,  und  dies  halte  ich, 
hierin  den  Ansichten  Fr.  Brandt's  mich  nähernd,  entschieden  für 
wahrscheinlich.  Es  spricht  hierfür  zunächst  schon  die  weit  häufigere 
Erwähnung  und  weit  eingehendere  Besprechung  des  Institutes  im 
älteren  Stadtrechte  als  in  den  Provinzialrechten,  welche  nur  um  so 
aufialliger  wird,  wenn  man  erwägt,  daß  das  erstere  uns  viel  unvoll- 
ständiger überliefert  ist  als  die  I'VI)L.;  nicht  minder  spricht  dafür 
aber  auch  die  Natur  der  Sache,  die  Verschiedenheit  nämlich  der 
Verkehrsbedürfnisse  in  Stadt  und  Land.  Wenn  man  von  den  wenigen 
größeren  Herrn  absieht,  für  welche  das  Institut  ohnehin  nicht  viel 
in  Betracht  kommen  konnte,  spielt  sich  der  Verkehr  auf  dem  Lande 
zumeist  nur  unter  Nachbarn  ab,  unter  diesen  mochte  wohl  nur  sehr 
selten  von  demselben  Gebrauch  gemacht  werden;  nur  bei  schwereren 
Verbrechen,  oder  allenfalls  bei  Streitigkeiten,  welche  während  der 
langen  Fasten  entstanden,  und  welche  darum  auf  längere  Zeit  hinaus 
nicht  kk^ewebe  ausgetragen  werden  konnten,  dann  etwa  im  Ver- 
kehre von  Städtern  oder  anderen  Fremden  mit  den  Bauern,  mochte 
sich  hier  das  Bedürfnis  einer  Sicherstellung  geltend  machen,  wie 
das  tak  sie  bot  In  der  Stadt  dagegen  war  der  Zufluß  von  Fremden 
ein  viel  größerer,  und  zwar  von  Ortsfremden  nicht  nur,  sondern 
auch  von  Landfremden;  fortwährend  kamen  und  gingen  die  Schiffe, 
und  mit  ihnen  viel  rohes  und  übermütiges  Volk,  das  man  weder 
kannte,  noch  im  Notfalle  zu  suchen  wußte;  hier  also  mußte  das 
Bedürfnis  einer  wirksamen  Sicherstellung  jeder  Rechtsverfolgung  sich 
im  weitesten  Umfange  fühlbar  machen.  Je  mehr  sich  einerseits  der 
Handelsverkehr  und  mit  ihm  das  städtische  Leben  in  Norwegen  hob, 
und  je  mehr  andererseits  die  staatliche  Ordnung,  und  damit  die 
Rechtssicherheit  auf  dem  Lande  sich  befestigte,  desto  fühlbarer 
mußte  dieser  Unterschied  zwischen  Stadt  und  Land  werden;  daraus 
erklärt  sich  aber  auch  sofort  ganz  befriedigend  das  nahezu  völlige 
Verschwinden  des  tak  aus  dem  gemeinen  Landrechte  gegenüber 
seiner  sorgfältigen  Behandlung  im  gemeinen  Stadtrechte.  Wirklich 
scheint  in  das  Landrecht  sowohl,  als  in  das  Christenrecht  des  Erz- 
bischofs  Jon  das  tak  nur  irrtümlich  dadurch  Eingang  gefunden  zu 
haben,  daß  dasselbe  unbedachtsamer  Weise  an  ein  paar  Stellen  aus 
älteren  Vorlagen  mit  herübergenommen  wurde,  und  die  schon  von 
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von  Fr.  Brandt')  bemerkte  Abweichung  des  gemeinen  Stadtrechte? 

vom  ycnicincii  Laiidrtchte  an  zahlreichen  Stellen,  an  welches  es  ^alt 
das  dem  erstercn  j^c-Ltull^^c  tak  in  dem  letzteren  entlehnte  Vor- 
sciiriften  ein/uruL,fen,  wird  wohl  nur  ..uLcr  dieser  \'oraub^etzun^  zu. 
erklären  sein.  Wenn  ich  demnach  dem  tak  (ur  die  Zeit  der  Pro- 
vinzialrechtc  auf  dem  Gebiete  dc>  LaadrccJites  einen  x  icl  w  eitcrt.  a 
Spielraum  einräumen  zu  sollen  glaube,  als  Fr.  i^randt,  erlaube  ich 
dasselbe  dafür  diesem  Gebiete  lur  die  spatere  Zeit  vollkommen  ab- 
sprechen zu  müssen. 

')  Proveforelaetnioger,  S.  loS. 


Lippen  1  Co.  (G.  Pats'tehe  biieh<li.)t  Kaumbittf  i.  S. 
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